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N“ Blid des deutfehen Volkes ift unter der Führung Adolf Hitlers in die Zukunft, 
nicht in die Vergangenheit gerichtet. Aber der uns aufgezwungene Kampf, den wir jet 
um das Fünftige Schickſal Deutjchlands durchfechten, macht e8 gur gebieterifchen Not: 
wendigfeit, ung in jedem Augenblick bewußt zu bleiben, wie e8 zu diefem Kampf gekommen 
ift und wo feine legten Urjachen zu juchen find. Das liegt zwar für jeden, der jehen will, 
feit langem offen zutage und ift von maßgebender deutjcher Seite fchon oft genug, vor allem 
durch die Reden unjeres Führers, Öffentlich Elargeftellt worden. Da aber die verlogene 
Propaganda unferer Feinde beharrlich bemüht ift, den wahren Sachverhalt immer wieder 
zu verjchleiern und die Weltöffentlichkeit jowohl über die Urfachen deg Krieges als auch 
über die von ihnen verfolgten Ziele irrezuführen, ift e8 wichtig, durch authentijche amtliche 
Dofumente noch einmal den unmwiderleglichen Nachweis zu erbringen, daß e8 ausſchließlich 
und allein England war, das den Krieg verjchuldet und ihn gewollt hat, um Deutjchland 
zu vernichten. 

Nachdem das Auswärtige Amt bereits unmittelbar nach Kriegsausbruch in einem Weih- 
buch die Urkunden veröffentlicht Hat, die über die legte Phaſe der deutfch-polnifchen Krife 
Aufſchluß geben, legt e8 nunmehr eine umfangreichere Sammlung von Dokumenten vor, die 
fich nicht auf die dem Kriegsausbruch unmittelbar vorhergehende Zeit bejchränfen, fondern 
die wejentlichjten politifchen Ereigniffe umfaffen, aus denen fich zunächt der Konflikt mit 


Polen und dann der RKonflift mit England und Frankreich entwidelt hat. 


Die 482 Dokumente, die in den Anlagen abgedruckt find, fprechen eine fo deutliche 
Sprache, daß fie feines Kommentars bedürfen. Gn ihrer diplomatischen Nüchternbeit geben 
fie ein unmittelbares und ungejchminftes Bild von der politischen Entwiclung der legten 
Jahre, ein Bild, das auch den, der diefe Entwidlung in nächjter Nähe miterlebt hat, immer 
wieder von neuem erjchüttert und aufrüttelt. Sie zeigen den fyftematifden Ausrottungs- 
kampf, den die Polen feit dem Weltkrieg gegen dag Deutjchtum in Polen und gegen Danzig 
geführt haben; fie zeigen das großzügige und unendlich geduldige ſtaatsmänniſche Bemühen 
des Führers, die deutfch-polnifchen Beziehungen auf eine dauerhafte, den Gntereffen beider 
Teile gerechtwerdende Grundlage zu ftellen; fie zeigen demgegenüber die Furzfichtige Ber- 
jtändnislofigfeit der polnischen Machthaber, die die ihnen von Deutfchland immer wieder 
gebotene Möglichkeit, zu einem endgültigen Ausgleich zu ommen, zunichte machen. Vor 
allem aber fehen wir, wie unmittelbar nach der Konferenz von München der Kriegswille 
Englands immer deutlicher offenbar wird, und wie die Britifche Regierung dann jchließlich 
die von ihr felbft abfichtlich herbeigeführte Verblendung der Polnifchen Regierung benust, 
um den feit langem geplanten Krieg gegen Deutjchland zu entfeffeln. Zwar würde e8, um 
das heuchlerifche und frevelhafte Vorgehen der englifchen Politik in feinem ganzen Umfang 
zu entlarven, einer Darftellung der 'gefamten Nachkriegszeit bedürfen, in der fich England 
jeden Verſuche Deutjchlands, fich aus den Feffeln des Verjailler Diktats zu befreien, 
hemmend in den Weg geftellt und jede Möglichkeit, die Nevifion diefes Diftats auf dem 
Verhandlungswege herbeizuführen, immer wieder vereitelt hat. Aber e8 genügt, an Hand 
der in dieſem Weißbuch zufammengejftellten Dokumente die furze Epoche feit dem Herbſte 
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1938 ins Auge zu faffen, um zu erkennen, daß England von vornherein entſchloſſen war, 
mit Gewalt den Weg des Führers zu durchkreuzen, deffen genialer Staatskunſt e8 gelungen 
war, fchlimmfte Verbrechen von Berfailles ohne jedes Blutvergießen und ohne jeden Ein- 
griff in die Gntereffen Englands zu befeitigen, und der in der gleichen Weife auch eine 
friedliche Löſung der deutjch-polnifchen Frage erzielt haben würde, wenn England nicht 
Polen alg Werkzeug feines Kriegswillens mißbraucht und durch diefe verbrecherifche Politik 
Europa in den Krieg geftürzt Hätte. 


Diefe für immer feftftehende hiftorifche Tatfache ift aufs neue dadurch erhärtet worden, 
daß England das großzügige legte Friedensangebot, das ihm der Führer noch einmal in 
feiner NeichStagsrede vom 6. Oktober gemacht hat, mit einer unverfchämten und beleidigen- 
den Herausforderung Deutjchlands beantwortet hat. Gm unerfchütterlichen Bewußtjein 
feines Rechts und in unbeirrbarer Überzeugung feines Endfieges hat das deutſche Volf 
diefe Herausforderung angenommen und wird nun die Waffen nicht früher aus der Hand 
legen, als Dig e8 fein Ziel erreicht hat. Dieſes Ziel ift: Die militärifche Vernichtung der 
Gegner und dann die Sicherftellung des dem deutjchen Volke zufommenden Lebensraumes 
gegen jede zukünftige Bedrohung. 


Berlin, den 3. Dezember 1939. 


von Ribbentrop 
Reidsminifter des Auswärtigen 











Überficht 


Die nachfolgenden Dokumente follen ein Bild von dex Vorgefchichte des gegenwärtigen Krieges geben. 
Sie beichränfen fih nicht auf die dem Kriegsausbrud unmittelbar vorausgehenden Wochen, fondern 
ermöglichen darüber hinaus die Bildung eines unabhängigen Urteils über die weiter zurücdliegenden 
Urjacen des Konflikts. Die Dokumente begleiten zunächit die Entwicklung der deutſch-polniſchen Be 
ziehungen von Verfailles bis zur Ablehnung des deutichen Angebots zur gütlichen Lofung der Danzig: 
und Korridorfrage durd) Polen. Hierbei find die Ereigniffe von 1933 bis zur Gegenwart eingehend 
belegt, während für die voraufgegangenen Jahre lediglich Die Lage der deutfchen Volksgruppe in ‘Polen 
und Volens Vorgehen in Danzig an einigen befonderen Beifpielen in Erinnerung gerufen werden. Die 
Dokumente folgen fodann dem Gang dex britijchen Kriegspolitik feit dev gemeinfamen deutich-enalifchen 
Erflärung von München. Eine Darftellung der Bemühungen des Reichs um Sicherung friedlicher Be- 
ziehungen zu feinen Nachbarländern jchließt fih an. Damit find die Grundlagen für das Verftändnis 
der Schlußphaſe gewonnen, in der die britische Politif zur Auslöſung des Konflikts führt. 





Erites Kapitel 
Entwicklung der deutjchpolnifchen Beziehungen 
A. Der Kampf Poleng gegen das Deutichtum in Polen und gegen Danzig von 1919 bis 1933 


. Qur Lage der deutfchen Volfsgruppe in Polen 

Die deutich-polnischen Beziehungen Haben feit dem Augenblict dev Wiederaufrichtung eines jelbitän- 
? digen polnischen Staates in Verfailles unter einem mehrfachen Verhängnis geitanden. Erjtens erklärte 
fic) Volen unter Berufung auf eine angeblich taufendjährige Miffion zum Erbfeind der Deutichen. Es 
begründete damit nicht nur feine Anfprüche auf deutfches Neichsgebiet, fondern geradezu feine Exiſtenz— 
berechtigung und empfabl fic) fo den Siegermächten als zuverläffigen, jederzeit einſatzfähigen Alliierten 
zur Niederhaltung Deutſchlands. Qweitens: E8 wurde in diejer Funktion von den Weſtmächten bejtätigt 
und durch Einbeziehung zunächit in das franzöſiſche Bündnisſyſtem beauftragt, den öſtlichen Seftor der 
permanenten Einfreifung zu übernehmen und die Tradition der Sweifrontenlage für Deutichland fort- 
zufegen. Das deutichvolnische Verhältnis wurde drittens von Anfang an durd die Überlaffung einer 
ftarfen deutichen Volksgruppe vergiftet, die fofort dem ſchärfſten Poloniſierungszwang unterworfen war. 
Niertens fellten die Abtretungen deutſchen Reichsgebiets im Often die größten Ungerechtigfeiten des 
Friedensdiftats dar. Sie wurden nicht nur vom deutjchen Volf, fondern aud) von mafgebenden 
alliierten Staatsmännern als fo unbaltbar empfunden, daß fih jedermann darin einig war, daß an diefer 
Stelle die erfte Wiedergutmachung einfegen mußte, wenn nicht Hier der nächſte Friegeriiche Konflikt in 
Europa ausbredjen follte. 





Cloyd George hat in einer Denkſchrift für die Konferenz von Verfailles am 25, März 1919 (Dokument 


Nr. 1) auf diefe künftige Kriegsurſache ebenfo aufmerfjam gemacht wie die Deutjche Friedensdelegation 
(Mr. 2). Selb der Vorfitende des Oberften Nates Clemenceau hat in dem befannten Brief an 
* Paderewſki vom 24. Juni 1919 (Nr. 3) Polen auf die Bedeutung einer ſolchen Volkstumshypothek Hin- 





gewiefen und den Abſchluß und die Einhaltung eines entſprechenden Minderheiten|dugvertrages Mr. 4) 
zur Vorausfegung dafür gemacht, dad Polen die deutjchen Gebiete erhielt. Damit war zugleich) die feier- 
liche Verpflichtung der Alliierten Mächte feftgelegt, die Einhaltung diefes Grundgefeßes der deutſchen und 
übrigen Voltagruppen in Polen ficherzuftellen. Der Wortlaut de8 Vertrages läßt feinen Zweifel darüber, 
wozu fih Volen gegenüber den mehr alg 40°, nichtpolniſchen Einwohnern de8 neuen Staates verpflichtet 
hat. Die Gefchichte der deutſch-polniſchen Beziehungen von 1919 bis 1930 ift aber, wie die Hier vor: 
gelegten Urkunden zeigen, zur Geſchichte einer permanenten Verlegung diejes Vertrages durch Polen und 
sur Geichichte einer ftillichweigenden Mittäterichaft des Völferbunds und der Garantiemadyte geworden. 
Schon am 20. November 1920 fah fich die Deutſche Regierung genötigt, aus Ihrer Zurückhaltung her- 
auszutveten und der Volnischen Regierung eine umfajjende Beſchwerde zu überreichen (Nr. 5). Sie 
. mußte feititellen, daß »der Deutiche in Polen vogelfrei« fei. Die Rede des volksdeutſchen Abgeordneten 
Spicermann im Volnifden Sejm vom 23. Januar 1923 (Mr. 6) beftätigt den Eindrud, dağ der 
Minderheitenihugvertrag, »die Magna Charta unjerer Eriftenz«, vom erſten Tag an gebrochen wurde. 
Einige Monate ſpäter kündigte der damalige Miniſterpräſident General Siforjfi in öffentlicher Rede als 
Reqierungsprogramm »die Liquidation deuticher Güter und die Entdeutichung der weftliden Provinzen« 
? an und erging fih in ſcharfen Außerungen gegen Danzig (Nr. 7). Mitte 1923 hatte die Austreibung der 
Deutichen bereits einen auferordentliden Umfang angenommen (Mr. 8). Polniſche Maßnahmen gegen 
den deutſchen Grundbeſitz, wie ſie z. B. der Ständige Internationale Gerichtshof in ſeinem Gutachten 
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vom 10, September 1923 als »nicht im Einklang mit den internationalen Verpflichtungen der Polniſchen 
Regierung ftehend« bezeichnete (Nr. 9), verftärkten den Zwang zur Abwanderung. m September 
1931 wurde von polnifcher Seite zugegeben, daß bereits rund eine Million Deutjche aus Polen verdrängt 
waren (Mr. 10). Weder die Garantiemadte nod der Völferbund, der inzwiſchen nicht nur von der 
deutfchen, fondern auch von der ukrainischen Volfsgruppe immer wieder um Schub gegen die ftandige 
Verlegung der Minderheitenbeftimmungen durch Polen angerufen worden war (Nr. 9, Anm.) ſind 
indeſſen ihrer Pflicht nachgekommen. Aus einer Debatte im Britiſchen Oberhaus — einer von vielen im 
Britiſchen Parlament — vom 15. Juni 1932 (Mr. 11) geht hervor, daß man in England die Mif 
handlung der Volksgruppen in Polen und die Gefahr für den europäischen Frieden fannte, dab aber 
nichts geſchah, um rechtzeitig eine Änderung herbeizuführen. Bereits im März 1933 hatte der Ber 
nichtungsfampf Polens gegen die wirtichaftlicye Exiſtenzbaſis und den fulturellen Beſitzſtand der deutichen 
Volksgruppe einen erichredenden Umfang angenommen (Nr. 12). 


Il. Sum Vorgehen Poleng in Danzig 


Die Polonifierungspolitif feste fofort auch gegen die Freie Stadt Danzia ein. Die Deutſche 
riedensdelegation hatte unter Berufung auf die Erklärungen des Präfidenten Wilfon vergebens gegen 
die Abtrennung Danzigs proteftiert (Mr. 13). Bolen betradtete den neuen status in Danzig von 
Anfang an nur ald Ausgangsitellung für die endaültige Volonifierung. Es zoq mit 24 Behörden 
(Nr. 14) in Danzig ein und fah in jeder von ihnen eine polnische Selle und Wachstumsſpitze. Aus 
einer Feſtſtellung des Oberfommandos der Wehrmacht nah Abjchluß des polnischen Kriegs (Seite 278) 
geht bervor, daß die wichtigiten diefer Behörden zu militärischen Stüßpunften ausqebaut worden waren. 
Die reie Stadt Danzig bat unablajfiq den Bolferbundsfommiffar baw. den WVölferbundsrat gegen 
polnijche Aktionen anrufen müſſen. Unter Mißbrauch polnischer Privilegien im Poft- und Eifenbabn 
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Gdingen dem Danziger Hafen von Volen fewerfter Schaden zuaefliat (Mr. 25). 


B. Deutjichlands Bemühen um eine Verftändigung mit Polen, 1933 bis 1939 


I. Verhandlungen über ein deutfch-polnifches Verftändigunasabfommen 
(Mai 1933 bis Januar 1934) 

Im nterefje des nadybarlichen wie des europätichen Friedens entſchloß fidh der Führer fofort nad) 
der Machtübernahme, die deutſch-polniſchen Beziehungen auf eine ganz neue Grundlaae au Stellen unt 
zu Diefem Swede eine Berftändigung mit Polen herbeizuführen. Die deutſchen Verftändiaungs 
bemübungen festen im Mai 1933 ein und dauerten bis 1939 fort. Am 17. Mai 1933 deutete der 
Führer im Reichstag zum erften Male öffentlich an, dağ eine Lofung im Often gefunden werden müſſe 
(Nr. 29), nahdem er fon in feiner Unterredung mit dem Volnifchen Gefandten am 2. Mai diefe Not 
wendigfeit febr Deutlich unteritrichen Hatte (Nr. 26). Man leitete die Verſtändigungspolitik mäh 
durch Verhandlungen über die Wiederherftellung des Qollfriedens ein (Nr. 30, 31). Nachdem dei 
Führer im Oftober 1933 erneut öffentlich feiner Verftändigungsbereitichaft Ausdruck gegeben hatte 
fam 08 am 15. November 1933 zu der Unterredung wijden dem Führer und Botfchafter Lipſti in 
der der Entichluß des Führers und des Marfchalle Pilſudſki für beide Staaten feftaeleat wurde gre 
ihrem Verhältnis zueinander auf jede Anwendung von Gewalt zu verzichten: (Mr. 32). Unmittelbar 
darauf beauftragte der Führer den Deutjchen Botſchafter in Warfchau, Marichall Pilfudſti veriönlich 
den Abſchluß einer febriftlichen Abmachung vorzufchlagen und einen Entwurf Hierfür zu überreichen 
(Nr. 33). Es ftand jedoch von vornherein feft, daß fiir Deutichland die geplante Abmachuna »in feiner 
Weife die Anerkennung der heutigen deutichen Oftarengen in fic) ſchließt«, Sondern daß mit der ina 9 
gefaßten Erflärung eine Grundlage für die Lofung aller Vrobleme, alfo auch der terri * 
»werden ſollte« (Mr. 33). Deutſchland hat ſomit das Abkommen von 1934 ſtets als 
lichen Rahmen angeſehen, innerhalb deſſen im Intereſſe des ungeſtörten Zuſamme 
Völker eine friedliche Löſung aud) der territorialen Fragen erzielt werden konnte. 
äußerte fich fofort zuftimmend zu dem deutichen Vorfchlag einer ſchriftlichen Abmacuna 
allerdings felbjt ev die Möglichkeit einer wirklich arundlegenden Umſtellung `e 
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Verhältniſſes beurteilte, zeigt feine Auberung, »daß fidh aus deu taujend Sabre alten Deutjchfeindlichkeit 
des polnischen Voltes große Schwierigkeiten ergeben würden: (Mr. 34). Während nad) deuticher Anficht 
das geplante Abfommen eine Möglichkeit ſchaffen follte, um alle die deutſch-polniſchen Beziehungen be; 
laftenden Fragen allmählich einer Regelung zuzuführen, machten die polnischen Verhandlungsführer fofort 
i den bezeichnenden Verjuch, die Fragen der deutſchen Volksgruppe vom Geltungsbereid) des Abfommens 
t b auszufchließen (Nr. 35, 36). Am 26. Januar 1934 wurde das Verſtändigungsdokument unterzeichnet 
und bekanntgegeben (Nr. 37). Bon deuticher Seite war man ehrlich gewillt, einen Strich unter die 
Vergangenheit zu ziehen. Nur der Führer felbft bejaß die Autorität im deutichen Volk, nicht nur ver- 
aeffen zu machen, was gewefen war, jondern aud) die öffentliche Meinung zu einer pofitiven Einftellung 
' ' gegenüber Polen zu veranlaffen, Selbjtveritändlich erwartete Deutjchland, daß von nun an auch die 
Lage der deutichen Volksgruppe in Polen grundlegend gebeffert würde, 
Il. Reine Bejjerung der Lage der deutſchen Volksgruppe 
durch die deutfd-polnifde Verftändigungspolitif 
(November 1933 big Auguft 1934) 


Die Erwartung wurde enttäuſcht. Wenige Tage nah der hiſtoriſchen Unterredung gwifden dem 
Führer und Botichafter Lipffi meldete das Konfulat Thorn, dağ e8 bei ſchweren Wusfdreitungen gegen 
Volfsdeutiche in Graudenz mehr als zwölf Verleste und einen Toten gegeben hatte (Mr. 39, 40). Der 
Vräfident dev Gemiſchten Kommiffion für Oberichlefien, der Schweizer Calonder, mußte Ende 1933 
hinfichtli der Behandlung der deutichen Minderheit in Polniſch-Oberſchleſien »zu feinem großen 
Bedauern feftitellen, daß die Volitif der Verftändigung nod) feinerlei Beſſerung gebradt hatte, 
während im deutichen Teil feines Bezirks faum Anlaß zu einer Veanftandung beftehe Nr. 41). Auh 
die Unterzeichnung des Verftändigungsabfommens wurde mit neuen antideutfden Aktionen quittiert 
(Nr. 42 big 47). Die deutfejen Vertretungen in Polen famen Mitte 1934 zu dem Urteil: E8 ift feine 
Wendung zum Veffern, fondern eine Verſchärfung der Lage der deutfden Volksgruppe zu ſpüren. 


III. Polen entzieht ſich der Minderheitenfontrolle des Völkerbundes 
(September bis November 1934) 


Wir wiffen Heute, daß Volen in dem Abkommen mit Deutjchland ein willfommenes Mittel erblickte, 
um die deutiche Volksgruppe binnen 10 Jahren auf faltem Wege endgültig zu liquidieren, in der Ans 
nahme, daß Deutichland und die deutiche Vreffe im Sinne des Verſtändigungsabkommens ftillhalten 
würden (val. auch Nr. 54 und 145), Aud die läftige Kontrolle des Minderheiten{dubvertrages durch den 
Nölferbund mute befeitigt werden. Am 13. September 1934 fündigte Polen vor der Völkerbunds⸗ 
verſammlung die Zuſammenarbeit mit dem Völkerbund bei der Durchführung des Minderheitenſchutz— 
vertrages auf (Nr. 48, 49). Praktiſch lief das polniſche Vorgehen auf Die Außerkraftſetzung des 
Minderheitenſchutzvertrages hinaus. Die weſtlichen Garantiemächte England und Frankreich haben 
es bei einer formalen Rüge in der WVölferbundsverfammlung bewenden laffen, obwohl fie fic) über 
den Ernſt und die Tragweite der polnischen Aktion flar fein mußten. Bon deuticher Seite fonnte 
der polnische Schritt nur mit ausdrüclichen Vorbehalten aufgenommen werden, ba die Polen auf 
erlegten Minderheitenfchutverpflichtungen das »Gegenftüd zu der befonderd ungünftigen Srenzziehung 
der Darifer Friedenskonferenz« darftellten (Mr. 50, 51). Der Reichsaußenminifter beauftragte deshalb 

t ? den Deutichen Botſchafter in Warſchau, der Polnifdjen Regierung ausdrüdlic mitzuteilen, dab fidh 
Deutichland am Schickſal Des Deutjchtums nicht desintereffieren fünne, zumal die Minderheitenvechte 

rq ein integrierender Beltandteil der Gefamtregelung von 1919 feien (Nr. 52). Der Polniſche Außen- 
minifter gab darauf die ausdrückliche Erklärung ab, dab die Minderheitenrechte auc) weiterhin durd) 

a die polniſche Verfaffung geſchützt werden würden, und erklärte fic) bereit, etwaige Beanftandungen 
Deutichlands zu prüfen (Nr. 53). 


IV. Weitere Verſchlechterung in der Lage der deutfchen Volksgruppe 
(November 1934 bis Oftober 1937) 


Trotz der polnischen Sufiderungen blieb die Rage unverändert. Während die deutfche Preſſe im 
ntereffe des nachbarlichen Friedens ſchweigt, fegt die polnische Verwaltung ihren Ausrottungskampf 
inter der Sand zielbewußt fort. Die Berichte der Deutſchen VBotjchaft, der Generalfonjulate und 
Konsulate in Polen (Mr. 54 bis 80) können aud) in der Zeit vom November 1934 bis Oftober 1937 immer 
wieder nur von neuen Aktionen gegen das Deutichtum berichten. Auf allen Lebensgebieten wächſt die 
Nerluitlifte des Deutfchtums an, Agrarreform, Arbeiterentlaflungen, Schädiaung von Hab und Gut 

| 5 der Deutichen, körperliche Angriffe und Terrorakte, die Hebattionen des berüchtigten Wejtverbandes 

; steigern fih immer mehr, die Volonifierung der Schwerindufttie, des Grundbefises, des Arbeitsmarktes 

wird ergänzt durch einheitlich geleitete Boykottaktionen. Die eriten Ansprüche auf weiteres deutſches 

Neichsgebiet tauchen auf. Deutſche Proteſte bei der Volnifchen Regierung werden gelegentlid mit 

Sufagen, meift aber mit Ausreden beantwortet, der deutich-volniiche Preſſefrieden (Mr. 62) wird mif- 

y braucht. Auch während diefes Seitabfchnittes miiffen die deutichen Vertretungen in Polen fefttellen, dab 
von einer Verftandiqung nichts zu ſpüren, fondern eine Verſchlechterung zu beobachten ift. 
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V. Verhandlungen über eine deutſch-polniſche Minderheitenerflärung 
(Januar big November 1937) 

Sin Frühjahr 1937 macht Deutichland angefihts des bevorftehenden Ablaufes des Genfer Abkommens 
liber Oberjchlefien einen neuen Verjuch, auf dem Weg freundjchaftlicher Verhandlungen zu einem frei. 
willig unterzeichneten, beiderfeitigen Minderheitenihugvertrag zu gelangen. Polen blieb aud) nad) dem 
Ablauf des Genfer Abkommens durch die Minderheitenfchugbeftimmungen vom 28. Juni 1919 gebunden 
(Mr 82). Der Deutiche Botſchafter in Warjdau muß aber ſchon bei der erten Fühlungnahme feft- 
tellen, daß Polen nicht für einen zweijeitigen Minderheitenfchusvertrag zu haben ift (Rr. 83). Mud) 
ber einem zweiten Verſuch (Nr. 84) bleibt Polen bei feinem Nein. Bed ift der Anjicht, ein folder 
Vertrag beeintradtige die polnische Souveränität. Auch die Verhandlungen über Fragen, die fid) aus 
dem Ablauf des Genfer Abkommens ergeben, ftoßen auf Schwierigkeiten, jobald Minderheitenprobleme 
berührt werden (Nr. 85, 86 und 92). Anfang Juni 1937 unternimmt Deutfchland in Warſchau einen 
neuen Schritt, um ein Minderheitenabfommen zuftande zu bringen (Nr. 87, 88, 89). Dabei wird erneut 
Elargelegt, daß »Polen als integrierenden Bejtandteil der Gejamtregelung von 1919 einjeitige Minder- 
heitenverpflichtungen übernommen hat«, aud) wird die unbaltbare Lage des deutichen Volkstums ein- 
gehend erläutert. Im Intereſſe des nachbarlichen Friedens ift Deutichland bereit, fidh ftatt eines zwei- 
jeitigen Vertrages mit einer öffentlichen, ſachlich übereinftimmenden, gleichzeitigen Erflärung jeder 
Regierung zufrieden zu geben (Nr. 88). Mitten in diefe Verhandlungen plagen — nicht zufällig — neue 
polnische Gejete hinein, die, am Lage nad) Ablauf des Genfer Abtommens erlaffen, in Oberjchlefien voll- 
endete Tatjachen und Ausgangsitellungen für den weiteren Liquidationsprozeß gegen das deutiche Volfs. 
tum jchaffen follen Nr. 93 und 94). Schließlich gelingt e8 trogdem, eine Einigung über den Wortlaut 
der Minderheitenerklärung zu erzielen, und der Termin der Veröffentlichung wird feftgefegt (Mr. 95). 
Da — am Tage vor der geplanten Veröffentlihung — wird in Oftoberjchlefien ein neues, äußerſt 
minderbeitenfeindliches Schulgejeg erlaffen, jo daß an die Dublifation der Minderheitenerflärung nicht 
zu denfen ift (Nr. 96 und 97). Neue Verhandlungen werden notwendig, um die Auswirkung dieses 
Sabotageverſuches des oberjchlefiichen Woimwoden Graivnifi auszugleichen (Nr. 98 und 99). Am 
5. November 1937 kommt e3 endlich dod) zur Veröffentlichung dev Minderbeitenerklärung der beiden 
Regierungen (Nr. 101). Der Führer empfängt polnische VolfSqruppenvertreter. Seinen berzlichen 
Worten (Nr. 102) fieht eine fühlere Gefte des Polniſchen Staatsprälidenten gegenüber (Nr. 103). Immer- 
Hin jpricht Außenminifter Bed von dem ernitbaften Willen der Polniſchen Regierung, die Minderheiten- 
erklärung zum Ausgangspunkt einer Aktion für die Vefferung der Lage zu machen (Nr. 100), Mas 
Deutichland nach diejem neuen Verftandiqungsverjud von Polen erwartet, wird in einem Mide-Mémoire 
für den Polniſchen Botichafter zujammengeftellt (Mr. 104). 


VI. Nidtbeadtung der deutſch-polniſchen Minderheitenerflarung durd Bolen 
(November 1937 bis November 1938) j 

Wieder folgt der Erwartung die Enttäufchung auf dem Fuße. Shon am 22. November 1937 meldet 
das Generalfonjulat Kattowitz eine neue Vedrohungs- und Entlaffungswelle (Nr. 105). Krakau berichtet 
bon deutſchfeindlichen Kundgebungen (Nr. 106). Der Deutiche Botſchafter muğ am 11. Dezember gegen- 
über dem Polnifden Außenminifter darauf hinweijen, daß fih in Oberjchlefien nichts qeandert habe, dat 
Dort der Kampf gegen die evangelijde Kirde nod) ſchärfer geworden fei, dak die Aftionen des Weftmar- 
fenverbandes weitergehen und daß daber in Berlin ſchon das Gefühl einer gewiſſen Enttäufchung vorban- 
den fei (Nr. 109). Am 25. Januar 1938 muß der Brud) eines Gentlemen-Agreements in Schulangelegen- 
heiten (Nr. 111), am 8. Februar ein Sweifel gegenüber polniſchen Zufagen feftgeftellt werden (Nr. 112). 
Der deutiche Senator Wiesner fann im März 1938 vor dem Parlament geltend machen, daß in Ober- 
ichlefien für deutſche Arbeiter eine Arbeitslofigkeit von 60 bis 80°, und für deutiche Jugendliche totale 
Arbeitslofigfeit beftehe (Mr. 113). Auch auf dem Schulgebiet tritt Feine Erleichterung ein (Nr. 114), 
Wejiverband, Vreffe und andere Faktoren der öffentlichen Meinung in Polen gehen nicht nur über dic 
Minderheitenerklärung, jondern aud) über den deutſch-polniſchen Frieden hinweg. Simmer neue Rund. 
gebungen, Demonftrationen, Hebartifel und Reden (Nr. 116 und 117) beweifen, daß das polniiche Volk 
nicht daran denkt, Deutichland gegenüber moraliich abzurüften. 


VII Der deutſch-polniſche Notenaustaujd über das Olfagebiet und das 
Vorgehen gegen die dortige deutfche Volksgruppe 
(Oftober 1938 bis März 1939) 
Die gleiden Erfahrungen maht Deutjchland im Olfagebiet. Diejes Gebiet fiel Wolen in der Aus. 
einanderfebung mit dev TſchechoSlowakei durd) die deutſche Freundichaft zu. Volen quittiert unmittel. 
bar nach der Belebung mit jchärfitem Terror gegen das dortige Deutichtum wie gegen Die tichechifche 
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Bevölkerung (Nr. 118). Ein deutfcher Proteſt führt zu einer Ausdehnung der Minderheitenerflarung 
auf das Oljagebiet (Mr. 119), Trotzdem geht die Verdrängung und Entdeutichung auf allen Lebens. 
gebieten weiter; die Zahl der Flüchtlinge gebt in die Taufende (Mr. 120 und 121), Neue Vorftellunaen 
(Mr. 122 und 125) bleiben erfolglos. Die deutfche Verluftlijte an Arbeitspläßen, Schulen, Grund. 
befig und Kultureinrihtungen fteigt rapide an. Der Deutſche Konful in Lefchen fpricht sek einer 
»groß angelegten Maffenaftion gegen die gefamte deutſche und tichechiiche Arbe 


polniſche 


fdjaft« (Nr. 126) iter- und Angeftellten- 
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VIII. Zunehmende Verſchärfung des polniſchen Vorgehens gegen die 
deutſche Volksgruppe 
(Oktober 1938 bis März 1939) 


Nady dem Übergang des Olfagebiets an Volen verichärft fih auch in den übrigen Deut} ehtumsgebieten 
der polniiche Drud von Monat zu Monat. Der Erfolg von Offa führt zu Überheblichkeit (Nr. 128) und 
erweckt Appetit auf weiteren, diesmal deutichen Gebietszuwachs. Annerioniftifche Forderungen der 
bolnijden Verbände und Zeitungen werden laut (Nr. 129 und 130), die Entlaffungen in Oberjchlejien 
ſetzen fih in raſchem Tempo fort (Mr. 131 und 134), in den deutjchen Schulen werden Büder wie 
Goethes »Didtung und Wahrheit« verboten (Nr. 133). Fin Januar 1939 ſetzen Verhaftungen ein, 08 
fommt zu Enteignungen, die Boyfottattionen gehen weiter (Nr. 137, 138 und 140). Der deutſchen 
Bevölkerung bemächtigt ſich eine verzweifelte Stimmung (Nr. 142). Der Beſuch des Reichsaußen— 
miniſters von Ribbentrop in Warſchau und feine neuen Bemühungen um die deutſch polniſche Ver— 
ſtändigung bleiben wirkungslos. Die Polniſche Regierung läßt die Zügel ſchleifen und iſt ſomit verant- 
wortlich dafür, daß die antideutſche Welle am 24. und 25. Februar 1939 mit beleidigenden Demonſtra— 
tionen vor dem deutſchen Botſchaftsgebäude (Nr. 146 und 147), mit Ausſchreitungen in Poſen (Mr. 148 
und 150), in Rrafau (Nr. 149) und anderen Städten ihren einftweiligen Höhepunkt erreicht. Die Rufe 
nad) Eroberung Danzigs und anderer deutjcher Gebiete werden immer häufiger (Mr. 151); Deutſchland 
warnt Warjdau (Nr. 152) unter Hinweis auf die Verantwortung, die Polen auf fih nimmt. Der 
Deutiche Botfchafter von Moltfe muß feftitellen, daß die Baſis der deutfch-polnifchen Verftandiqungs- 
arbeit in Bolen immer fchmaler wird (Nr. 155). 


IX. Fortiesung der Enteignung deutſchen Grundbefites in Nidtadtung 
der Minderheitenerflärung 
(Februar 1938 big Februar 1939) 


Ein beionderes Kapitel des Kampfes gegen das Deutfchtum ift die Enteignung des deutſchen Grund- 
befites (Mr. 156 bis 168). Trog des Verſtändigungsabkommens von 1934 und der Minderheiten- 
erflärung von 1937 geht die Enteignung unter dem Vorwand der Agrarreform verichärft weiter, was 
zu wirtichaftlicher Schädigung der gefamten Voltsgruppe führt und eine neue Abwanderungsbewequng 
hervorruft. Angeſichts der Geringfügigfeit der gezahlten Entihädigung (Nr. 159) ftellen diefe Ent: 
ciqnungen nur verichleierten Raub dar. Trog deuticher Interventionen wächit mit jeder neuen Lifte des 
zu enteignenden Bodens der abfolute und relative deutjche Bodenverluft. Im Movember 1938 wird 
noch einmal der Verfuch aemacht, eine Benachteiligung der deutfden Minderheit wenigitens für die 
Qufunft zu verhindern (Nr. 161). Sufagen werden gegeben (Mr. 162), aber die neue Lifte der Ent- 
eianungen im Februar 1939 trifft den deutſchen Grundbefis nod) ftarfer al im vergangenen Jahr 
(Nr. 163 und 164). 


X, Weitere deutihe Verfude zur Verbejjerung der Lage der deutjchen Volksgruppe 
durch deutich-polnifche Beſprechungen 


(November 1937 big März 1939) 


Trogdem verjucht das Reih, in einer neuen Anftrengung auf dem Verhandlungswege zu einer Ber- 
befferung der Lage des Deutjchtums zu kommen. Schon im November 1937 regt e wiederkehrende 
Ausſprachen zwifchen Vertretern beider Staaten über Minderheitenfragen an (Nr. 169). Eine polnische 
Antwort bleibt aus. Im Mai 1938 wird der Vorſchlag wiederholt (Nr. 170). Am 9. Juli wird auf 
Meifung des ReidSaufenminifters (Nr. 171) zum drittenmal der Verjud) gemacht, Polen zu regel 
mäßigen Bejpredungen von Minderheitenfragen im Geifte der Erklärungen von 1937 zu bewegen 
(Nr. 172). Durch dilatorifches Verhalten (Nr. 173 und 174) zögert Polen die im November 1937 
angeregten Befpredungen hinaus; exit bei dem Beſuch deg Neichsaußenminifters in Warſchau am 
26. Januar 1939 wird der Beginn der Tagung endgültig gugefagt (Nr. 202), die ſchließlich am 27, Februar 
ibren Anfang nimmt (Mr. 175). Polen führt diefe Beſprechungen dann in einem fo negativen Geift 
(Nr. 176), dağ fich die deutſche Vertretung beim Abſchluß am 4. März au der Feftitellung gezwungen fiebt: 
“Die Dolen denken nicht daran, ihre Volitif gegenüber der deutjchen Volksgruppe irgendwie zu ändern, 
Sie mögen auf weniger wichtigen Gebieten zu Kleinen Zugeftändniffen bereit fein, in den das Leben der 
deutichen Bolfsqruppe berührenden ragen find fie jedoch beftrebt, ihre bisherige Entdeutichungspolitif 
mit allem Nachdrucd fortzuiegen« (Mr. 178). Mit diefer Sabotage der unermüdlichen deutichen Veriuche 
schließt ein anaes, enttäufchendes Verſtändigungskapitel ab. 


XI. Zur Lage in Danzig 
(1933 bis 1939) 


In die deutſch-polniſche Verftändigung war aud) Danzig einbezogen worden. Durd) direkte Aus— 
ipradje und Bereinigung vorhandener Schwierigkeiten wollte Danzig ebenfalls dazu beitragen, das deutſch— 
polniſche Verhältnis von Grund auf zu beſſern. Am 5. Auguſt 1933 kam es auf Danziger Initiative 
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zu peridiedenen Kbereinfommen, Die langjährige Streitfragen regeln follten (Mr. 179). Trotzdem 
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geben die Volonifierungsverfuche weiter (Nr. 180). Am 6. Auguft 1934 werden Abmachungen uber 
Wirtſchafts- und Qollfragen unterzeichnet (Nr. 181). Polen halt jedod) an jeinen Erpanfions- 
beftrebungen feft. Ihnen follen die Militarifierung von 17 polnijchen Vereinen und Verbänden in 
Danzig (Mr. 182) und die Maffenfündigung deutſchſtämmiger Danziger Cifenbahner Mr. 183, 184 
und 186) dienen. Ende Juli 1935 führt ein polnischer Verſuch, durch eine rechtswidrige Zollverordnung 
die wiriſchaftlichen Lebensgrundlagen des Danziger Hafens anzugreifen, zu einem ernſten Konflikt 
(Nr. 185). Im Juli 1936 finden in Warſchau große Demonſtrationen gegen Danzig ſtatt, an denen 
fic) auch regierungsfreundliche Verbände beteiligen; In Maueranſchlägen wird verlangt, Polen in der 
deutſchen Stadt »Mit Hausherrenrechte« zu verſchaffen (Nr. 187). m Danzig kommt es zu Be 
leidigungen des Reichs und feiner Hoheitszeichen durch) Mitglieder der polnijchen Kolonie Mr. 190). 
Im Auguft 1938 geht eine antideutche Propagandawelle durd) ganz Polen. Danzig gehört zu ihren 
wichtigften Agitationsthemen. Der Ton ift auf aufreizende Hebe und annektioniſtiſche Forderungen 
abgeftellt (Nr. 193). Der Senatspräſident proteſtiert beim Vertreter Polens in Danzig, der jeinerfeits 
in einer polnischen Kundgebung auf Danziger Gebiet die Polen aufgefordert hatte, in der Hoffnung 
zu Leben, »daß fie in Danzig in fürzefter Zeit auf polniſchem Boden wohnen würden« (Rr. 192). Der 
Kampf gegen Danzig wird auf allen Pebensgebieten, vor allem aud) wirtſchaftlich geführt (Mr. 191). 
Immer wieder wird die Annexion Danzigs durd) Polen gefordert oder angekündigt (Nr. 194 und 195). 
Auseinanderfegungen zwifchen deutfchen und polnifden Studenten werden in Warfdauer Rreifen als 
Anlaß angefehen, »eine militärische Aktion gegen Danzig herbeizuführen Mr. 196). 


XII. Deutfdhe Bemühungen um eine gütliche Löſung der Danzig- und Rorridorfrage 
(Oftober 1938 bis Mai 1939) 


Der zwölfte Abjchnitt des Teiles B des erften Kapitels bietet mit den Dofumenten Nr. 197 bis 216 
die widtigften Beweisftüde für die Aufrihtigfeit und die Mäßigung, mit der 
Deutihland trog aller Rückſchläge zu einer endgültigen, für beide Teile ehrenvollen 
Löſung des deutſch-polniſchen Grundproblems, der Danzig- und Korridorfrage zu 
fommen verfudte. Daf beide Fragen gelöft werden mußten, ergab fih aus der allgemeinen Que 
ſpitzung des deutich-polnifchen Verhaltniffes und des Volkstumsproblems. E8 ift von entjcheidender 
Bedeutung, daß Deutichland die Löfung nidt gegen, fondern mit Polen auf dem Fundament 
der 1934 eingeleiteten Verftandiqung fuchte und feine Forderungen auf ein Mindeſtmaß herabfeste. Am 
24. Oftober 1938 entwickelte Reichsaußenminiſter von Ribbentrop dem Polniſchen Botſchafter zum erften- 
mal die deutfchen Vorichläge, ihren Sinn und ihre Tragweite (Mr. 197). Sie haben fih in ihrer 
Subftanz niemals? aeändert. Für die Nückehr Danzigs zum Reich und eine exterritoriale Auto. und 
Eifenbabnverbindung Durch den Korridor, der eine ähnliche Verbindung Volens auf Danziger Gebiet 
entiprechen follte, bot Deutichland Polen eine endgültige Anerfennung und Garantie feiner Grenzen, 
D. h. alfo den Verzicht auf die Nüdgliederung der übrigen abgetretenen Gebiete. Der Zeitpunkt war aut 
gewählt: Yolen hatte mit deutſcher Hilfe das Olfagebiet gewonnen und betrieb die Verwirklichung einer 
aemeinfamen polnifch-ungariichen Grenze. Botſchafter Lipſki bemühte fih dabei um die Unterſtützung 
Deutfdlands. Am 19. November 1938 brachte Lipffi eine teilS ausweichende, teils hinhaltende Antwort 
(Mr. 198), die mit innerpolitifchen Schwierigkeiten begründet wurde. Weder diefe Antwort, bei deren 
Entgegennahme der ReidSaufenminifter zum zweitenmal die deutichen Vorfchläge darleate, noch das 
Geſpräch Beds mit dem Deutichen Botſchafter am 14. Dezember (Nr. 199) verriet auf polnischer Seite 
ein Gefühl des Vedrohtfeins. Die dritte Unterredung in diefer Angelegenheit fand am 5. Aanuar 1939 
zwifchen dem Führer und Außenminifter Bed ftatt Nr. 200). Der Führer entwickelte den großen freund, 
ſchaftlichen Rahmen, in dem er fih künftig das deutich-polnifche Verbältnis und die Regelung der 
Danzig. und Korridorfrage dächte. E3 war eine Regelung, bei der auc) Volen gewann und die jede 
Bedrohung ausſchloß. Auch diesmal wid) Bed aus, erklarte fic) aber bereit, »das Vroblem gern einmal 
in Ruhe zu überlegen«e. Am nächiten Tage wurde in einer Begegnung zwiichen Ber und dem Reids. 
außenminifter der gleiche Gegenftand zum viertenmal eingehend durchgeſprochen (Nr. 201); das Thema 
wurde zum fünftenmal in einer Unterhaltung in Warſchau anläßlich des Beſuchs des Neichtaufen 
minifter® am 26. Januar 1939 erörtert (Mr. 202). Ber verfpradh wiederum eine veifliche 
Drüfung der Frage. Qwifden dem Gefprad in Warfchau und der fechiten Unterredung, am 21 Mar: 
1939 (Mr. 203), liegt der Zerfall der Tiehecho-Slowakei, der Volen die gewünſchte aemeinfame Otene 
mit Ungarn brachte und damit die Gefahr eines »ufrainischen Piemonte für Yolen befeitigte, Der 
Reichsaußenminiſter fonnte auch die neue polnische Sorge wegen der Slowafei fofort durch die Ausficht 
auf eine Teilnahme Poleng an der Garantierung des ſlowakiſchen Staates beſeitigen, vorausgefekt, daß 
das deutſch-polniſche Verhältnis eine befriedigende Entwicklung nehme. Deutſchland hatte war Urkache, 
infolge neuer deutſchfeindlicher Demonftrationen, fcharfer Vreffeanariffe und neuer Makwabinen = * 
die deutſche Volksgruppe mißtrauiſch zu ſein. Trotzdem trug der Reichsaußenminiſter nur die alten, 
mafvollen Forderungen vor und erbat ihre Verwirklichung auf freundfchaftlichem Weqe innerhalb me 
Dauerregelung des deutſch-polniſchen Verhaltniffes. Gleichzeitig ließ ex dem Polniſch 
ſagen, er würde ſich freuen, wenn Beck ihm demnächſt in Berlin einen Beſuch 
war von den deutſchen Wünſchen feit einem halben Jahr unterrichtet, Es fonnte 
überraſcht noch bedroht fühlen. 
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Die erſte Antwort Polens beſtand in einer Teilmobiliſierung am 23. März und Truppenzufammen: 
jlehungen bei Danzig (Rr. 204, 205 und 207). Die Militärs gewannen fteigenden Einfluß auf die Außen— 
politif. England hatte fic) bereits eingeichaltet (Nr. 206). Polen fonnte darauf rechnen, daß e8 in der 
englijchen Einkreifungspolitif, die mit dem 17. März offene Formen angenommen hatte, eine entfcheidende 
Rolle fpielen werde und feinen Preis ftellen fonnte, wie im einzelnen aus dem zweiten Kapitel erficht- 
lich ift. Die zweite Antwort Polens, das Nein vom 26. März 1939 (Nr. 208, Anlage) wurde alfo unter 
dem Eindrud der englifchen Rückendeckung ausgefprochen. Reihsaußenminifter von Ribbentrop mußte feft- 
ftellen, daß das Memorandum dev Polnifdjen Regierung feine Bafis für die deutſch-polniſche Löſung 
bieten fonnte. Der Polniſche Botjchafter drohte, jegliche weitere Verfolgung dieſer Dläne, vor allem Hin- 
ſichtlich Danzig, bedeute den Krieg. Der Neichsaußenminifter ließ ſich bei allem Exnit der Lage durch 
dieje polnische Herausforderung nicht aus dev Geduld bringen, fondern legte dex Dolnischen Regierung zum 
jiebentenmal nahe, nach Beruhigung der Situation den deutſchen Vorſchlag doch noch zu erwägen (Nr. 208). 
Die dritte Antwort Volens waren neue antideutiche Ausjchreitungen in Bromberg, die Entfeffelung der 
polnischen Preſſe (Nr. 209) und die Entfachung einer allgemeinen Kriegsſtimmung, durch die das polnische 
Bolf frieqsreif gemacht werden follte. Ein Bericht de8 Deutſchen Botichafters vom 28. März 1939 ftellte 
bereits feft, dak in Warſchau »eine Selbitlicherheit und Überſchätzung« um fih areife, die vim Hinblick auf 
den polnischen Nationalcharafter eine Gefahr feis, Der Vizekriegsminiſter felbft verbreitete die Anficht 
von der Überlegenheit der polnischen Armee über Deutichland (Rr. 210). Außenminiiter Bed wurde immer 
mehr zum Gefangenen Des polnischen Chauvinismus, dem ex fich unter Vreisgabe feiner eigenen Politik 
unterwarf (Nr. 216), Er hielt e8 am 29. März für richtig, dem Deutjchen Botichafter mit dem casus belli 
su drohen, wenn Deutichland oder der Danziger Senat das Statut der Freien Stadt Danzig abändere 
(Mr. 211). Statt nach Berlin fuhr er nach London, um dort den enaliichen Garantiepakt zu akzeptieren. 
Damit war ein Kapitel langmütiger deuticher Bemühungen um den Deutich-polnischen Ausgleich 
abgeichloffen. Yolen hatte endgültig für die Einfreifungspolitif gegen Deutichland optiert. Es kehrte 
damit auch äußerlich zu der Exrbfeindpolitif des Jahres 1919 zurück, die e3 innerlich nie aufgegeben hatte. 
E8 hatte das Abkommen von 1934 zerftört, das die Gewaltanwendung zwiſchen den beiden Staaten aus: 
ichloß, und verpflichtete fic) zur Gewaltanwendung gegen Deutichland felbft dann, wenn feine Intereſſen 
überhaupt nicht berührt waren (Nr. 213), In der Neichdtagsrede vom 28. April (Mr. 214) und im Memo 
randum der Deutichen Regierung vom gleichen Tage (Mr. 213) zog der Führer einen Strid unter feds 
Jahre ehrlichen, geduldigen Bemübens um die polnische Freundschaft, ſtreckte jedoch felbft in diefem ernten 
Augenblic Yolen noh einmal die Gand entgegen und erklärte fic) für Deutichland zu einer neuen ver- 
traglichen Regelung bereit. Polen hat davon feinen Gebrauch gemacht, jondern mit der hochfahrenden 
Rede Veeks vom 5. Mai, mit einer Steigerung der antideutiden Hege und mit einer nidt mebr abreifen- 
den Kette von Neden und Vreffeftimmen geantwortet, in denen weiteres deutfches Volks- und Reichsgebiet 
für Dolen gefordert wurde. Von maßgebender polnischer Seite wurde beftätigt, daß Bed nicht nur der 
Gefangene des polniſchen Chauvinismus, fondern auch der englifdjen Bemühungen geworden war 
(Nr. 216). 









































Sweites Kapitel 
Die englifche Kriegspolitik 


A. Britijde Aufrüftung und Hege gegen Deutjichland 
(September 1938 bis Juli 1939) 


Das deutichpolniiche Problem war durd) die Vernachläſſigung während 20 Jahren und die polnijche 
Uberheblichkeit zur kritiſchſten Frage dev europäiſchen Politik geworden. Es ſtellte für denjenigen, der 
einen Kriegsanlaß ſuchte, jederzeit die gewünſchte Möglichkeit zur Verfügung. Es war England, das im 
Rahmen ſeiner Einkreiſungspolitik den europäiſchen Horizont nach ſolchen Möglichkeiten abſuchte und in 
den Märztagen 1939 mit dem polniſchen Chauvinismus den Kontakt herftellte. Die deutfd)-englifden 
Beziehungen Schienen in der gemeinjamen Erklärung von München (Mr. 217 ) eine Wendung zum beſſeren 
erreicht zu haben. Es waren ihr viele Jahre einſeitiger deutſcher Bemühungen um die engliſche Freund— 
ſchaft vorangegangen. Die Verſtändigung mit England gehörte zum außenpolitiſchen Programm des 
Nationalſozialismus. Der Flottenvertrag von 1935 ſollte die Sicherheit dafür bieten, daß die beiden 
Reiche unter gegenfeitiger Nefpektierung ihrer Lebensintereſſen nicht wieder die Klingen kreuzen würden. 
Die Münchener Erklärung ſollte dieſe Gewißheit friedlicher deutſch⸗engliſcher Beziehungen zu einer end— 
gültigen machen. Um ſo größer war die Enttäuſchung, als Chamberlain drei Tage nach der Münchener 
Erklärung im Unterhaus die Aufrüſtung um jeden Preis proklamierte (Mr. 218). Dieſe Tatſache und 
die Haltung der engliſchen Oppoſition zwangen den Führer, in der Saarbrücker Rede (Nr. 219) fein Bolt 
vor Vertrauensfeligfeit zu warnen und auf die Möglichkeit hinzuweiſen, daß jederzeit die Kriegspartei 
Edens, Churdills und Coopers zur Macht tommen fonne. Die Entwidlung hat ihm Redt gegeben. 
Schon lange vor der tichecho-flowatiihen Spannung war Deutſchland in England dazu mißbraucht 
worden, das engliſche Publikum rüſtungswillig zu machen. Nach Münden wurde dieſer Prozeß raſch 
vorangetrieben. Der Engliſche Kriegsminiſter verkündete jhon am 10, Oktober 1938 die bevorſtehende 
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wefentliche Verſtärkung und Modernifierung der Tervitorialarmee (Nr. 220). Gleichzeitig trieb England 
den Franzöfiichen Verbündeten zu weiteren Nüftungsanftrengungen, vor allem in der Luft, an (Rr. 221). 
Es folgten die Vorbereitungen für die Anlegung eines Nationalregifters für den freiwilligen Hilfs- und 
Kriegsdienſt (Nr. 222). Churchill durfte in einer Rundfunfanfprache für die Vereinigten Staaten 
(Mr. 223) in ahnlider Weife gegen Deutichland hegen, wie Duff Cooper in Paris (Mr. 232), und 
forderte die allgemeine Wehrpflicht. Der Führer warnte in einer Rede in Weimar am 6. November 
(Mr. 224) aufs neue vor den englischen Kreifen, auf deren Programm die »Vernictung Deutichlands 
und Staliens« ftehe. Auch der Reihsaußenminifter machte vor der ausländischen Dreffe auf die Weltgefahr 
der Kriegsbeger in den weſtlichen Demofratien aufmerfiam (Nr. 225). Mitte November wurde die 
fanadijde Induſtrie erfolgreich in das englische Luftrüſtungsprogramm eingebaut (Mr. 226) und bei 
einem Beſuch von Chamberlain und Halifax in Paris Frankreich zur Vermehrung der offenfiven Luft- 
waffe gedrängt, engliicherfeits aber die Entjendung eines ftarfen Expeditionsforps zugefagt (Nr. 227 und 
228). Am 30. November 1938 folgte die bandelspolitiiche Kampfanfage Englands an Deutichland in 
Südoſt- und Mitteleuropa (Nr. 229). Win 7. Dezember hielt e8 der Enaliiche Staatsiefretär für Kolonien 
für notwendig, das Dofument von Münden durch ein unmotiviertes Nein in der Kolonial und Mandats- 
Frage zu entwerten und Deutichland auf diefem Gebiet den Weg des Verhandelns zu veriverren (Nr. 231). 
Mebenher ging die von der Englischen Regierung geduldete Preſſehetze gegen das Reich, Beleidigungen Des 
Führers (Rr. 233), die Vergiftung der Atmosphäre durch Falfchmeldungen (Mr. 230) und die wachlende Bear- 
beitung der Offentlichteit durch die engliiche Kriegspartei, der Chamberlain nun aud) ſchon in der Offent- 
lichkeit Konzeſſionen madte (Mr. 234). Wie die Anſprache des Führers beim Neujahrsempfang am 
12. Januar 1939 (Nr. 235) beweiſt, ließ fih Deutichland trogdem von der Hoffnung auf Frieden und 
Verjtändnis bei England und Franfreid) nicht zurückſchrecken. England beantwortete dieje Bereitichaft 
mit der Einführung des »freiwilligen nationalen Dienftes«, der e8 »für den Krieg bereit machen ſollte« 
(Mr. 237), und mit gefteigerten Bemühungen, die engliiche Nation kriegsreif zu machen. Friedensanſtren— 
qungen des Führers wurden in der englischen Preſſe unterichlanen (Nr. 238), Mod) ehe die tichechiiche Mus. 
rede vorgebracht werden fonnte, fühlte fih Chamberlain vor der Geſchichte berufen, aeaenüber dem 
Deutichland Adolf Hitlers die gleiche Rolle zu fpielen, wie der jüngere Vitt gegenuber Napoleon (Nr. 240). 
Der Fubrer jah fidh am 30. Januar veranlaßt, im Reichstag aufs neue auf die Kriegspartei in England 
binzumeifen und das deutiche Volf darauf aufmerkjam zu machen, dah diefe »unter allen Umſtänden einen 
Krieg vom Raune brechen wolle« (Nr. 241). Rüſtung und Hege gingen in England Sand in Hand. Man 
rühmte fidh der überwältigenden Zahlen der Aufrüftung (Nr. 242). Schon Mitte Februar 1939 machte 
England volferrechtlid) das Schußfeld für den Wirtichaftsfrieg frei, indem e8 die Genfer Generalafte fiin- 
digte, ſoweit fie für Kriegszeiten verbindlich war (Nr. 244). ES entzog fih damit in dem qeplanten Krieg 
jedem Schiedögerichtsverfahren bei Streitigkeiten mit den Neutralen. Das war eine ausaefprodene 
Kriegsvorbereitungsmaßnahme. Die Kriegslüfternheit Englands war in der ganzen Welt zu fpüren. 
Engliſche Vertretungen im Ausland entwickelten fih zum » Herd der Kriegspſychoſe«. Eden, Churchill und 
Duff Cooper galten al die eigentlichen Vertreter und künftigen Führer der Nation (Mr. 245). Am 
S. März rübmte der Engliiche Kriegsminifter die Größe und Schlagfraft der Armee, die er auf den 
europälichen Kontinent ſchicken fonne (Nr. 246). 


Die Neuordnung im tſchechiſchen Raum gab den Vorwand für eine Verdoppelung der enalifchen Kriens- 
borbereitungen und der antideutichen Hege. Duff Cooper fonnte den Führer in offener Sitzung des 
Unterhaufes beleidigen. Lord Halifax deckte dieje Veleidiqungen gegenüber dem Deutfchen Botichafter 
(Nr. 247). Am 29. März verkündete Chamberlain die Verdoppelung der auf Kriegsſtärke gebrachten 
territorialen Feldarmee (Mr. 248). Am 20. April wurde das Gefes zur Errichtung des Werjoraunas- 
minifteriums, der wehrwirtichaftlichen Sentrale der Kriegsvorbereitungen, angekündigt Nr. 250). Die 
enaliiche Cffentlichfeit wurde durch Reden, Nachrichten und amtliche Geften (Nr. 249) in Nervofität 
und Kriegsitimmung gehalten. Am 26, April führte England die allgemeine Militärdienftpflicht ein 
(Mr. 251). Die Begründung ſprach »von dem Wandel in der Hffentlichen Meinung, der fic) feit fchon 
erheblicher Seit ftetig entwickelt Habex, und von den »neuen Verpflichtungen, die Großbritannien vor 
furzem in Europa eingegangen feic. Beide Vorausjegungen find von der Engliſchen Regierung vlan 
mäßig gefchaffen worden, um die Militärdienftpflicht in der öffentlichen Meinung durchſetzen zu können, 
Cin Bericht des Deutichen Botfchafters von Dirkſen vom 10. Juli 1939 (Nr. 252) fase zuſammen, 
was in England getan wird, um den »Begriff Krieg zum Mittelpunkt des Denkens und der Geftpräche« 
zu machen. Am 28. Juli gab der nnenminifter Sir Samuel Hoare die Errichtung eines »Schatten. 
Informationsminifteriums« für den Notfall befannt und definierte den Ausdruck Notfall mit dem Sas: 
»Ich meine den tatlächlichen Kriegs (Nr. 254), 
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B. Die britijde Haltung zur tichechiichen Frage 
(November 1938 big April 1939) 


Jn der Begründung der britifden Einfreifungspolitif hat die tſchechiſche Frage eine wichtige Rolle 
gefpielt. Deutfchland wurde der Vorwurf gemacht, die Tichecho-Slowatei mit Gewalt werichlaaen und 
die Ronfultationspflidt gegenüber England verlegt zu haben. Diefen Behauptungen ftehen amtliche 
englische gheftitellungen entgegen, wie aus den Dofumenten Nr. 255 bis 266 hervorgeht. Chamberlain 
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ſelbſt bekannte fid) in einer Erllärung im Unterhaus zur Wandelbarkeit der Grenzen von Verſailles 
(Nr. 255). Die englifche Garantie für die Tſchecho-Slowakei könnte daher aud) feine »Kriftallifation der 
Grenge« bedeuten (Mr. 256). Am 14. März, dem Tag, da die Tſchecho-Slowakei auseinanderbrach, gab 
Chamberlain im Unterhaus zu, dab ein unprovozierter Angriff auf die Tſchecho⸗Slowakei nicht ftatt- 


5 gefunden hatte (Nr. 257). Am 15. März d.h. nad) der Unterzeichnung des deutjch-tichechijchen Ab. 
fommens, erklärte Chamberlain im Unterhaus, daß die englifde Garantie für die Tſchecho— 


Slowakei nidt zur Anwendung fommen könne, weil »der Staat, deffen Grenzen wir 
zu garantieren beabfjidtigten, von innen her zerbrad und fo fein Ende fand. 
Seiner Majeftät Regierung fann fih infolgedefjen nicht mehr länger an diefe Verpflichtung gebunden 
halten« (Mr. 259). Diefe amtliche engliſche Feftitellung deckt fich nicht nur mit der deutichen Auffafjung, 
jondern auch mit der hiſtoriſchen Latjache, daß am 14. März mittags gegen 13 Uhr durd) die 
Unabhängigfeitsproflamation des ſlowakiſchen Landtags die TſchechoSlowakei bereits auseinander- 
gebroden war. 


Jn diefem Augenblic feste die englifche Kriegspartei zum Gegenftoß an und behielt die Oberhand. Die 
Deutſche Botſchaft in London meldete am 17. aus amtlichen und parlamentarifchen Kreijen eine plößliche 
Verfteifung Mr. 261). Chamberlain warf feine eigene Politik über Bord und fapitulterte vor der 
Oppofition, die von nun an, im Einvernehmen mit der Bürokratie des Foreign Office, die außenpolitiſche 
Führung übernahm (Mr. 263). So fam e8 zu dex englifden Demarche in Berlin (Nr. 262) und zu dem 
Vorwurf, Deutichland habe feine Münchener Unterjchrift verleugnet. Auch diefer Vorwurf ift ad hoc zu 
bejonderem Gebraud) fonftruiert worden. Denn aus den Dokumenten Nr. 264 und 265 geht hervor, 
daß England nod am 23. März in dem deutſchen Vorgehen feinen Verjtoß gegen die 
Ronfultationsabrede von Münden fah. Auf Anfrage im Unterhaus, welche Vorftellungen man 
in Berlin wegen des Umftandes erhoben habe, dak die Deutiche Regierung die in München veriprochene 
Ronjultation mit der Enaliichen Regierung nicht vorgenommen habe, erwiderte Unterjtaatsjefretär Butler: 
„Meines Wiffens enthielt das erwähnte Communique feine derartige Erklärung. 
Der zweite Teil der Frage erledigt fi damit.« Der Führer fonnte daher mit Recht im 
Reichstag am 28. April den Vorwurf zurückweiſen, die Münchener Abreden nicht eingehalten zu Haben 
(Mr, 266). Das Münchener Abkommen, in dem ein feierlicher Kriegsverzicht niedergelegt war, ift viel 
mehr in dem Augenblic durch England gebrochen worden, al e8 Deutichland den Krieg erklärte. 


C. Die britijde Einfreifungspolitif feit Februar 1939 


Der nächte Abſchnitt behandelt von Nr. 267 bis 324 die britische Einfreifungspolitif feit Februar 1939, 
die für die Beurteilung dev Kriegsurſachen von enticheidender Bedeutung it. Denn exit durch die Ber- 
foppelung des polnischen Komplexes mit der britiichen Einkreifung wurden relativ einfache Fragen, 
wie Danzig und Korridor, mit jenem Dynamit geladen, der den Frieden zunächſt in Oft- und dann in 
Wefteuropa in die Luft fprengen mußte. Die Englifche Regierung, die fih Schon vorher moraliſch der 
Dppofition unterworfen hatte, betrieb nunmehr auch öffentlich die Außenpolitik jener Männer, deren 
eingeftandenes Siel die Vernichtung des Großdeutſchen Neiches war. Nod) ehe e8 den tichechiichen Bor: 
wand gab, hatten England und Frankreich öffentliche Erklärungen abgegeben, daß fie fih im Falle 
eines Krieges mit allen Streitkräften zu Hilfe eilen würden (Nr. 267). Die öffentlichen Befundungen 
der engliſch-franzöſiſchen Solidarität und »eine bemerfenswerte englifche Aktivität in Polen« beftarften 
bereits im Februar gewiſſe polnische Abfichten »einer allmählichen Verfchlechterung der deutich-volnischen 
Beziehungen« Mr. 268). In Birmingham, zwei Tage nad) Brag, blies Chamberlain die Angriffs- 
fanfare gegen Deutichland und flindigte öffentlidy die Einfreifung an: Nicht nur die Dominions und 
frankreich, fondern aud) andere Mächte würden den Wunſch haben, fih mit England zu fonfultieren 
(Rr. 269). Unverantwortlic in die Welt gefeste völlig unfinnige Gerüchte über ein deutiches Ultimatum 
an Rumänien wurden begierig aufgegriffen (Rr. 270), um diefen Staat für ſchutzbedürftig zu erkläxen. Gn 
den vorangegangenen Unterhausdebatten war von der Oppofition wie von der Negierungspartei bereits die 
ganze Lifte der für die Cinfreifung ju gewinnenden Staaten, einjchließlich Polens, aufgeftellt worden. 
Ford Halifax erklärte am 20. März im Oberhaus, dağ die Regierung Erwägungen darüber anftelle, 
»ob nicht zwecks gegenfeitiger Unteritüßung die Übernahme ausgedehnter gegenfeitiger Verpflichtungen 
geboten exrjcheine«, und teilte mit, daß England feine Zeit verfäumt habe, um »mit anderen Regierungen 
in enge und praftiiche Konjultation zu treten« Mr. 271). Daß dazu in eriter Linie Polen gehörte, 
belegen die Berichte des Deutichen Gejchäftsträgers in London vom 20, und 22, März (Nr. 272 und 274), 
Am 24. März berichtete aud) der Deutiche Votjchafter in Warſchau von wiederholten Befuchen de3 
Enaliichen Botichafters im Polniſchen Außerminifterium während der legten Tage (Nr. 206). Yolen 
wußte demnach bereits, al8 e8, am 21. Marz vom Reihsaußenminifter nod einmal mit 
der Danzig- und Korridorfrage befaßt, am 26.März feine ablehnende Antwort 
erteilte, daß e8 die Garantie Englands und der zu fdhaffenden Koalition hinter fid 
haben werde. Das polnische Nein ift daher in erfter Linie von England zu verantworten. 


Zur Erzeugung der geeigneten Atmofphare wurden überdies Hebmeldungen über deutiche Angriffs- 
abjichten gegen Kleine Staaten lanciert, 3. B. aud) gegen Norwegen (273). Die Einbeziehung der 
Somjetunion ftand von Anfang an auf der Tagesordnung (Nr. 274). Über den Kopf Hollands und 
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der Schweiz Himweg wurden auch diefe Lander für ſchutzbedürftig erklärt Mir. 276 und 311). Sim 
Bewußtſein, da} England feiner bedurfte, fteigerte dann Polen feine Bedingungen bis zu jenem Blanfo 
fchect vom 31. März 1939 (Mr. 206, 277 und 279). Die polnische Antwort an Deutjchland vom 26, März 
war daher nicht nur von der polnischen Anmaßung, jondern hauptjächlid auc) von der britischen Abficht 
diftiert, Polen zum entjcheidenden Faktor der Einfreifungspolitit zu maden, Mit diefer Garantie 
wurde, wie jelbft Duff Cooper damals jchrieb, das Schickſal des engliichen Empire, die Frage von Krieg 
und Frieden »einer Handvoll unbekannter Leute in Polen anvertraut«. Der Führer erteilte in Wilhelms 
haven die erfte warnende Antwort: Deutjchland werde nicht den fehweren Behler wiederholen, »die 
Cinfreifung zu ſehen und fich ihrer nicht beizeiten zu erwehren« (Nr. 281). Dak fih England des grund- 
fäglichen Wandels feiner Politik und des Rififos, das e8 mit dem polnischen Freibrief übernahm, bewußt 
war, ergibt fich aus den Reden Chamberlains und Simons vom 3. April (Nr. 283 und 284). Die Verpflid) 
tungen » Krieg zu führen: waren abfichtlich dort eingegangen worden, wo fie England als Vorwand für die 
Kontrolle Oft- und Mitteleuropas und für die Auslöfung eines Praventivfrieges brauchte. Die militärijche 
Ausführung und Anpaffung ging mit der Arbeit der diplomatischen Einfreifung Hand in Hand (Nr. 285). 
Am 6. April wurde beim Beſuch Becks in London die Umwandlung der einfeitigen Garantie Polens vom 
31. März in eine zweifeitige bekanntgegeben (Mr. 286). Nod) einmal wurde in vollem Bewußtjein der 
Tragweite die Entfcheidung über Krieg und Frieden bedingungslos in die Hand Poleng gelegt. Yan 
13. April wurde die Einfreifung auch auf den italienischen Achjenpartner ausgedehnt, neben Rumänien 
aud) Griechenland eine einjeitige Garantie gegeben und gleichzeitig die Verbindung mit der Türfei 
hergeftellt (Nr. 288). Die Kriegspartei war mit diefem Kurs zufrieden (Mr. 289). Die Bemühungen 
um die Sowjetunion, ohne die man fidh damals einen Erfolg der Einfreifung nicht voritellen konnte, 
nahmen ihren Bortgang und wurden intenfiviert (Mr. 290). Das rumanifd-polnifehe Bündnis follte auch 
gegen Deutjchland fpielen Mr. 291). Gegenüber Deutichland wurde offiziell diefe Volitif mit Friedens 
verfiderungen zu tarnen gefucht (Nr. 293). Nach der Einführung der Kriegsdienftpfliht in England 
war fein Zweifel mehr über die Siele diefer Volitif erlaubt. Der Führer fab fich daher am 28. April 
zu dem Memorandum an England (Nr. 294) und zu feiner Rede im Reichstag (Nr. 295) gezwungen, 
in denen er aus der englifden Einfreifungspolitif die Folgerungen zog und feftitellte, daß die Engliſche 
Regierung »einen Krieg Englands gegen Deutichland nicht mehr als eine Unmöglichkeit, fondern im 
Gegenteil als ein Hauptproblem der englifchen Außenpolitik anfieht« und »einfeitig dem Flottenabfommen 
Die Grundlage entzogen und diefes außer Kraft gefebt hat.« Borausfegung des Flottenabfommens war 
die Reſpektierung der gegenfeitigen Lebensinterejjen gewejen. Der Führer war auc jest nod) zur Ber 
ftändigung bereit und ließ die Tür »für neue Verhandlungen« offen. Gn den Reihen der englischen 
Kriegspartei war man verärgert, »daf die Rede nicht Friegerifchen Charakter gehabt Habes (Mr. 296). 

England jedoch tat aud) jetzt nichts, um die polnische Frage durd Einwirkung in Warſchau 
zu entſpannen und zwiſchen Polen und Deutſchland einen Kontakt herzuſtellen. Am Gegenteil, 
die englifche Crmutigung der polnischen Uberheblichfeit war fofort zu ſpüren (Mr. 298), Man ſprach 
zwar davon, daß die Frage Danzig und Korridor bereinigt werden könnte und müßte (Nr. 299), aber 
man ließ volle vier Monate verftreichen, ohne Polen zu veranlaflen, das Verbandlungsangebot des 
Hührers vom 28. April anzunehmen. Am 12. Mai wurde die Einfreifungspolitif gegen die Webie mit 
der englijch-türfifchen Garantiecerflarung weiter vorwärts getrieben (Nr. 301), am 19. Mai durch 
Chamberlain erklärt, daß die Einfreifungsfront durd) endgültige Verträge mit den qarantierten Staaten 
befejtigt und durch neue Abmachungen mit weiteren Mächten ergänzt werden müßte (Nr. 303), Die 
jtärfiten Bemühungen galten nun dem Einbau der Sowjetunion (Nr. 306), Das Schickfal diefer Ver- 
handlungen, die bis zur Gelbjterniedrigung geführt wurden, ift befannt. Der enaliihe Wille um 
Präventivkrieg war allenthalben zu ſpüren (Mr. 304). Gn feiner Rede in Raffel (Mr. 305) warnte der 
Führer aufs neue, Deutichland werde nidt warten, bis die Einfreifungspolitif vollendet fei. Dir 
Warnungen wurden wiederholt (Nr. 307 und 308). Die Engliſche Negierung hatte fih mit der 
Oppofition jo weit gefunden, daß felbft cin Churchill feinen Unterſchied entdecten fonnte (Mr. 309). Am 
23. Suni wurde die franzöſiſch-türkiſche Ergänzung des englifchen Einfreifungsabtommens vom 12 Mai 
befanntgegeben Mr. 310), Den aggreffiven Sinn der englischen Außenpolitif enthiillte Lord Salifar in 
einer Rede in Chatham GHouje (Mr. 312), ald er erflärte, die britifche Volitif bleibe »lediglich auf 
dem unabanderlidyen Weg, den die eigene Geſchichte ihr vorgezeichnet habe«. Es ift die Nüctehr zum 
»Balance of Powers, die die jeweils ſtärkſte Kontinentalmacht mit Hilfe von Koalitionen niedertoinft 
ehe fie fich dex englifchen Kontrolle entziehen fann. Ende Juni wurde der gqemeinfame Oberbefehl über bie 
frangofifdyenglifden Streitkräfte bejproden (Mr. 313), Der Engliſche Kriegsminiſter bekannte 
fih offen zum Syſtem der Europa beherrjdenden franzöfiichen Allianzen, das nunmehr von England 
übernommen wurde (Nr. 316). Die englischen Einfreifungsbemühungen in Sitdofteuropa nahmen trot 
gelegentlicher Widerftande der zu garantierenden Staaten ihren Fortgang (Nr. 317), Mit Hilfe bói 
politiſchen Krediten follte der Einkreifungspolitif der Weg bereitet werden (Nr, 318). Mitte uli 
tauchte in England zum erfien Male die »Beforgnis« vor einem deutſch-ruſſiſchen Ausgleich auf, der Pine 
Befferung der deutſchwolniſchen Beziehungen zur Folge haben könnte (Mr. 319). Qur Sebuna der 
Kriegeftimmung in der Heimat, in Polen und Frankreich veranftaltete die enaliiche Kuftwarte Demon 
ftration&- und Vropagandaflüge über Franfreih (Mr. 322). Ende Auli erklärte fich England um bas 
ſowjetruſſiſche Bündnis um jeden Preis zu fidhern, dazu bereit, militäriſche Verhandlungen aufzunehmen, che 
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die politifchen zum Abichluß gefommen waren (Rr. 323). Ein Vorgang, von dem Chamberlain im Unter: 
haus erklärte, dağ ev einzigartig fet. Der Abſchluß des deutich-ruffiichen Nichtangriffspaktes verjeßte dev 
Cinfreijung den tödlichen Stoß. Aber England hatte in voller Abficht alle Brücken zu einer friedlichen 
Regelung hinter fih abgebrochen und lieh dem Verhängnis feinen Lauf. 


Drittes Rapitel 
Deutjchlands Bemühen um Sicherung friedlicher Beziehungen zu feinen Nachbarländern 


Das dritte Kapitel (Dokumente Nr. 325 bis 348) zeigt Deutichlands Bemühen um die Sicherung 
friedlicher Beziehungen zu feinen Nachbarftaaten. Während England der Weltmeinung einzubämmern 
verfuchte, daß Deutichland mit der ganzen Welt in Spannung lebe und jeder feiner Nachbarn täglich) 
eines deutfchen Angriffs gewärtig fein müffe, ſchuf Deutjchland dure) feierliche Erklärungen, Verträge, 
Freundichaften und Bündniſſe endgültig feitgelegte Grenzen und klare Verhältniffe, mit Ausnahme der 
tichechifchen und polnischen Feindichaften, die von beiden Völkern jelbit geftiftet und aufrechterhalten 
worden waren. 


Ebenio wie gegenüber England (Münchener Erklärung, Nr. 217) war aud) gegenüber Frankreich der 
Entſchluß, e8 niemals wieder zu einer friegerifchen Auseinanderjegung zwiſchen den beiden Yandern 
kommen zu laffen, nad) den zahlreichen feit Lojung der Saarfrage abgegebenen Erklärungen des Führers 
zu diefem Thema (Nr. 325, 326) am 6, Dezember 1938 in Paris (Nr. 329 bis 332) feierlich feſtgelegt 
worden. An feiner Rede vom 30. Januar 1937 hatte dex Führer bereits verſichert, daß die Deutjche 
Regierung bereit wäre, Belgien und Holland jederzeit »als unantaftbare neutrale Gebiete anzuerkennen 
und zu garantieren« (Nr. 325). Die Unverleglichkeit und ntegrität Belgiens wurde daraufhin zum Ge- 
genftand eines deutſch-belgiſchen Notenwechjels gemacht (Mr. 333, 334), während bolländifcherjeits die 
Anficht vertreten wurde, dağ die Unantajtbarteit des niederländifchen Gebietes nicht Gegenftand einer 
unter niederländifcher Beteiligung zuftande gefommenen Regelung fein tonne (Rr. 335, 336). 


Der Umſtand, daß Deutichland infolge dev Wiedervereinigung Öfterreichs mit dem Reih mit der 
Schweiz, Liedhtenftein, Jtalien, Gugoflawien und Ungarn neue Grenzen erhielt, veranlaßte die Deutjche 
Regierung zur Abgabe einer Reihe von befonderen Erklärungen, durch die diefe Grenzen als endgültig 
und unantaftbar bezeichnet wurden (Mr. 337), Die Schweiz hatte vordem ihon aus dem Munde des 
Führers die Verfiherung erhalten, dah Deutjchland jederzeit ihre Unverleglichfeit und Neutralität 
vefpeftieren werde (Nr. 339). Ungarn gegenüber wurde durch den Deutſchen Gejandten eine Créla- 
rung über die Unverleglichteit der deutfd)ungarifden Grenze abgegeben (Mr. 341). Die Italien und 
Jugoſlawien erteilten Sufiherungen wurden in bejonders feierlichen Weife gelegentlich des Beſuches 
des Führers in Nom (Mr. 338) jowie des Befuches des Pringregenten von Jugoſlawien in Berlin 
(Nr. 340) erneuert, 


Fin Norden wurde zunächſt mit Litauen am 22, März 1939 ein Vertrag abgeſchloſſen, dex unter 
anderem die Verpflichtung enthält, nicht zur Anwendung von Gewalt gegeneinander zu ſchreiten 
(Nr. 342). Sodann fpracy der Führer in der Neichstagsrede vom 28. April 1939 feine Bereitichaft 


aus, allen von Roofevelt in deffen Telegramm erwähnten Staaten Nichtangriffszuficherungen unter 
der Vorausfesung der unbedingten Gegenfeitigleit zu geben (Mr. 343). Der Gedankenaustaufe, der 
hierauf mit Schweden, Norwegen und Finnland erfolgte, wurde mit dem Ergebnis beendet, daß die 
aenannten drei Staaten der Deutſchen Regierung aufs neue erklärten, daß fie fi) von Deutfchland nicht 
bedroht fühlten und im übrigen die Abficht Hatten, mit feinem Lande Nichtangriffspatte abzuſchließen 
(Nr. 344). Dagegen wurden zwiſchen Deutſchland und Dänemark am 31. Mai 1939 (Nr. 345), zwifchen 
Deutichland und Eftland am 7. Sunt 1939 (Nr. 346) und gwifden Deutjchland und Lettland am 
aleichen Tage (Nr. 347) Nichtangriffsberträge abgeichloffen. Schließlich fam e8 am 23. Auguft 1939 
zu dem Abſchluß des Nichtangriffsvertrages zwifchen Deutſchland und der Union der Sozialiſtiſchen 
Sowjet-Republifen (Nr. 348). 


A Viertes Kapitel 
Polen als Werkzeug des englifchen Kriegswillens 
A. Die Auswirkung der britiichen Einkreifungspolitil auf die Haltung Polens 
I. Bernitungsfeldzug gegen die deutjche Volfsgruppe 


b Das vierte Kapitel bringt den Nachweis für den Mißbrauch Polens als Werkzeug des enaliichen 
Kriegawillens (Mr. 349 bis 482). Die Auswirkung der brityden Blanfovollmacht war jofort zu 
ſpüren. Polen fegte zum Vernichtungsfeldzug gegen die deutſche Volksgruppe an. Einen Tag nach 


dem polnischen Nein, am 27. März 1939, kommt es in Bromberg unter Rufen wie »Weg mit Hitlers, 
„Mir wollen Danzigs, »Wir wollen Königsberg« zu deutichfeindlichen Demonftrationen (Nr. 349). An 
} anderer Stelle wird bei einem Kameradfchaftsabend der Neichsdeutichen von eindringenden Yolen 


Führerbild und Neichsflagge vernichtet (Nr. 350), wogegen jchärfiter Proteſt eingelegt wird 


Im 
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(Mr. 351 und 352). Thorn und Poſen miiffen Ende März von neuerlider Verſchärfung der 
Heke, Demonftrationen, tatliden Angriffen und annegtoniftiichen Jorderung berichten (Nr. 353, 
354 und 355). Gn Vofen halten die Ausfchreitungen eine volle Wohe an, E8 fommt imme 
öfters zu Uberfallen auf Volksdeutſche, wobei es Sdywerverlegte gibt (Nr. 355 und 357). Deutjche 
Protefie find erfolglos (Nr. 360), Anfang April wird ein öffentlicher Aufruf in gang Bolen ver— 
breitet, der das Generalprogramm für die Entdeutſchung des Landes enthält (Nr. 358). Mitte April 
überichreiten die erften deutſchen Flüchtlinge die Grenze (Mr. 359). Den Konſulaten it es fafi unmöglich, 
alle Fälle einzeln aufzuführen (Nr. 361). Auch in Oberſchleſien tobt die Hege ohne Majen (Mr. 362). 
Terrorakte füllen die Berichte der deutichen Konfulate (Nr. 363). Der Aufftändischenverband gibt die 
Terrorbefehle aus (Nr. 364). Am 6. Mai meldet Generalkonsulat Kattowitz 200 terrorfälle (Nr. 365), 
am 19. Mai weitere hundert (Nr. 372) allein aus Oberſchleſien. Kein Deutſcher iſt ſeines Lebens und 
ſeines Eigentums mehr ſicher. Der Terror greift auch auf das kongreßpolniſche Gebiet über und wird 
Durch planmäßige Brandſtiftung verſchärft (Mr. 366). Die legten kulturpolitiſchen Stützpunkte des 
Deutſchtums werden zerſtört (Nr. 369, 373, 374, 377, 379, 383, 385, 390, 391 , 399 ujw.). Die 
deutiche Volfsqruppe wendet fih in ihrer Verzweiflung an den Polniſchen Staatspräfidenten (Nr. 369). 
Die Englifche Regierung wird durd) die Deutiche Botihaft über diefe Friedensgefährliche Entwidlung 
auf dem laufenden gehalten (Nr. 368), ohne dab etwas geſchieht. Mitte Mai fteigert fich die Hebe zu 
Deutjchenprogromen, bei denen Taufende von Deutjchen »wie Freiwild« gejagt werden (Nr. 370 und 
371). Die Flüchtlingsbewegung nimmt zu (Nr. 374), desgleichen das polnische Sabelrafjeln, die Ber- 
fündung annexioniftifcher Kriegsziele (Mr. 367, 378) und die öffentlichen Verunglimpfungen und Beleidi- 
gungen des Führers, die erneut zu ſcharfen Broteften zwingen (Nr. 382). Auf dem wirtichaftlichen Seftor 
werden planmäßig deutichen Genoſſenſchaften, Molkereien und Apotheken liquidiert (Nr. 380, 395). Lod; 
meldet am 7. Juni: »Die Bedrohungen der Volksdeutſchen mit Totſchlag, Folterungen ujw. find zu 
tagliden Selbjtverjtändlichfeiten geworden. Ganze Familien bringen wegen der ftändigen Mord: 
Drohungen ihre Nächte in den Wäldern zu (Nr. 381). 


Protefte im Polniſchen Außenminifterium werden mit Achſelzucken und ſtillſchweigendem Eingeſtändnis 
beantwortet, daß man gegenüber den Militärs machtlos und der Gefangene des polnischen Chauvinismus 
geworden ift (Nr. 382 und 385), Nach 2'/, Monaten englijcher Garantie fat der Deutſche Botichafter in 
Warichau feine Eindrüce dahin zuſammen, »daß die Verhegung Ausmaße angenommen hat, wie ex fie 
während feiner langjährigen Tätigkeit nicht habe beobachten fönnen« (Mr. 385). Nach den Apotbefen, Kranfen- 
häuſern und Eonfefjionellen Vereinshaufern werden die Deutfchen Heime in Poſen, Bromberg, od}, Tarno- 
wig, Karwin und Oderberg gefchloffen und enteignet (Nr. 377, 379, 385, 390). Dann geht man zum An- 
griff gegen das religiöſe und Firchliche Leben der deutſchen Volksgruppe, vor allem gegen die evangeltiche 
Kirde, über. Ein Bethaus der Brüdergemeinde wird demoliert (Mr. 388). Polniſche Biſchöfe werden 
bon einem Generalſtabsoberſt aufgefordert, dafür zu beten, daß den »polniichen Brüdern jenfeits der 
Grenze ihre Probezeit verkürzt und fie durch ein zweites Grunwald aus der Unjreiheit erlöſt würden« 
(Rr. 392). Ein Bericht der Deutſchen Botſchaft vom 5. Juli fehildert die Verfolgung der evangelifchen 
Kirche und ihrer Diener, er zeigt, dah die Anſchläge gegen Kirchen und Dfarrer zu einem Syſtem 
geworden find (Nr. 394). Die theologiſche Hochſchule des deutfchen Vroteftantismug in Pofen wird qe- 
ſchloſſen (Nr. 411). Das englijde Chriftentum, dem diefe Dinge befanntgegeben wurden, ſchwieg Dazu. 
Immer mehr ftellt fich heraus, dab die Behörden felbft die Träger des Liquidationsprozeſſes find (Nr. 396), 
Die engliſche Mitverantwortung dafür ftellt der Deutfche Botſchafter in Warfchau feft, indem er Ichreibt, 
»die Dolnifche Regierung fühlt fich offenfichtlich durch die engliiche Blantovollmacht fo ftarf, Dah fie es 
nicht mehr für nötig halt, bei der Behandlung der Minderheit irgendeine Rückſicht auf die deutichen 
Antereffen zu nehmen« (Nr. 397). Konfulat Lemberg berichtet Mitte Tuli, daf in feinem Amtsbezirk 
gegen das Deutjchtum mit den Methoden vorgegangen wird, die bei den berüchtigten Vazififationen 1930 
gegen die Ufrainer angewandt worden waren (Nr. 400). Nun beteiligt fih auch das Militär an den 
Ausichreitungen (Nr. 403). Das Deutſchtum in Galizien fteht vor der Vernichtung. Es ſieht feine 
Zukunft mehr und wird mit Brandftiftung und Gefahr an Leib und Leben bedroht (Mr. 407). Was der 
offene Terror überſieht, wird durdy Steuerterror und Behördenſchikane nachaebolt (Nr. 408), 


Im Auguft 1939 nähert fich die Verfolgung des Deutichtums in allen Woiwodſchaften ihrem Höhe- 
punkt. Hausfuhungen und Verhaftungen find an der Tagesordnung (Mr. 410, 412), Die legten 
deutjchen Vereine werden gefebloffen (Nr. 414). Eine Aufzeichnung des Auswärtigen Amts zeigt aus 
einer untiberfehbaren Fülle von Terroraften 38 typiſche und ſchwerwiegende Fälle (Nr. 415). Es ift eine 
Lifte des Schreckens, die nur noch durch die Scheußlichkeit der Bromberger Mordnacht und die Hinichlach- 
tungen dex Deutichen in ganz Polen übertroffen wird, deren traurige Spuren die deutſche Armee 
verfolgen fonnte. Die Volksdeutfchen der Grenzgebiete werden ing Innere verichleppt oder in Kongen 
trationslager geworfen Mr. 417). Die Zahl der elüchtlinge überſchreitet 70 000 (Nr. 416), 


Il. Polniſche Maßnahmen gegen Danzig 


Nachdem Volen jede Anderung des Status von Danzig alg casus belli erklärt und dafür die engliſche 


Dectung gefunden hatte, mußte fih Danzig nach der Erteilung der britiichen Blantovollmact an Bolen 
auf alles gefaßt machen. Polniſche Flugzeuge und polnifches Militär veriibten ihon im Mai 1939 
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Grenzverlegungen (Nr. 418). Die Bejagung der Wefterplatte wurde unter Verlegung der geltenden 
Verträge verftärkt, rings um die Danziger Grenzen wurden Truppen zulammengezogen (Nr. 419). Am 
20. Mai wurde ein Danziger Staatsangehöriger in Kalthof durch Sehiifie aus dem Auto der Polniſchen 
Diplomatiſchen Vertretung in Danzig niedergeſtreckt (Nr. 420) und dieſer Mord dann von polnischer 
; Seite noh zum Gegenftand eines herausfordernden Notenwechſels gemadyt (Mr. 421). Der 23. Mai 
‘ brachte einen weiteren Grenzzwiſchenfall (Nr. 422). Gleichzeitig erhöhte Polen planmäßig die Zahl der 
polnijden Sollinjpeftoren (Nr. 423), was den Danziger Senat zu Vroteftfchritten awang. Bolen ant- 
N wortete mit der Androhung einer weiteren Berftarfung des polnischen Sollperfonals (Nr. 425). Diefe 
|» polnischen Sollinfpeftoren wurden vor allem aud) für Spionage eingefegt (Nr. 424 und 426). Sm Juli 
ging Polen gegen Danzig mit wirtichaftlichen Dructmitteln vor, Die Einfuhr von Lebensmitteln aus 
Polen (Nr. 429) und die Ausfuhr von Produften der Danziger Lebensmittelinduftrie nad) Polen (Mr. 431) 
wurden verhindert, Danzig follte wirtichaftlich blodiert werden. Polen traf Vorbereitungen zur Provo- 
gerung bon Zwiſchenfällen in Damia (Mr. 428); der Vertreter der polnischen Minderbeit im Danziger 
Volfstag erflarte bei einer Kundgebung in Gdingen, »daß die polnifche Bevölkerung Danzigs die Ber- 
einigung Danzigs mit dem Mutterlande Bolen mit Hilfe der polnischen Armee erreichen werde« 
(Mr. 430). Einen Höhepunkt erreichte die Spannung durd ein polnijches Ultimatum in der Nacht vom 
4. auf den 5. Auguft (Nr. 432, 433 und 434), Cine niemal8 erlaffene angebliche Anordnung des 
Danziger Senats wurde zum Vorwand für diejes Ultimatum und für Drohungen mit »unverzüglichen 
Vergeltungsmafnahmen« genommen. Seit dem 23. Auguft wurden deutiche Verkehrsflugzeuge in fehr 
zahlreichen Fällen von polnischen Streitkräften auf der Halbinjel Hela beſchoſſen (Nr. 435 und 436). ns 
zwiſchen war die vertragswidrige Militarifierung der polnifden Stiikpuntte in Danzig fortaejekt 
worden. Wie das Oberfommando der Wehrmacht nad) der Niederwerfung der Mefterplatte feftitellte, 
betrug bier die polnische Beſatzung, die vertragsmäßig auf 88 Mann feftgefeßt war (vgl. Nr. 22), in 
Wahrheit 240 Mann; bas Gelände war zu einem mit Artillerie und Mafchinengewehren verteidiaten 
Befeſtigungsſyſtem ausgebaut worden (Anhana) 


B. Die legte Phaje der deutſch-polniſchen Krije”. 


Die immer wiederholten engliichen Sufiderungen hatten Anfang Juli in Yolen zu einer ans- 
gejprochenen Kriegsftimmung geführt. Die polnifde Kriegsluft fonnte durch die Ausführungen, mit 
denen der Leiter der britifchen Volitif am 10. Juli im Unterhaus zu dem deutfch-polniichen Streitpunft 
Stellung nahm, nur verſtärkt werden. Chamberlain wiederholte und befräftigte die britifchen 
Sufagen an olen, vor allem in der Danziger Frage (Mr. 438). Es geht aus diefer Erklärung 
hervor, daß England die polnische Vesart Fritiflos übernommen und bei aller BVeteuerung, man 
würde eine freundichaftlihe Löfung bearüßen, nichts aetan hat, um Yolen zu einem Entgegen» 
tommen zu bewegen. Im Gegenteil, die Rede Chamberlains vom 10. Juli 1939 zeigt, daß Enaland 
durch die Einfreifungspolitif erft die Frage Danzig und Korridor mit jener Hochſpannung geladen hat, 
die zur Explofion führen mußte. Wir wiffen heute, daß die englifche Garantie in Wahrheit ausſchließlich 
gegen Deutfchland gerichtet war (vgl. ©. 295, Anm.) und dağ Polen fpater die größere Hälfte feines 
Staatögebiets an Sowjetrußland verloren hat, ohne daß England irgend etwas unternahm. Diefe Tat- 
ſachen beleuchten erft vollends die bezeichnende englifche Verantwortungslofigfeit, mit der in der Erklärung 

4 Chamberlains die nationale Eriftenz und Unabhängigfeit Polens als durch die befcheidenen deutſchen Vor- 

i ſchläge zur Danzig- und Korridorfrage bedroht Dingeftellt wurde. Die gleiche Rede enthält aud das durch— 
fichtige Spiel mit den Daten der deutſchen Vorfchläge vom 21. März, der polnischen Ablehnung vom 26, 

und der englifden Garantieerflarung vom 31. März. Borfiehend ift an Hand der Dokumente Nr. 269 

p. bis 279 bereits der Nachweis geführt worden, daß man e8 hier mit einem bewußt gefälichten Arrange- 
| ment der Seitpunfte und ihrer Hintergründe zu tun hat. Eine Aufzeichnung des Staatsfefretärs Freiherr 
von Weizläder vom 13, Juli (Mr. 439) nagelt den Engliſchen Premierminifter, der behauptet hatte, 

Deutichland habe den Status quo in Danzig big zum Jahre 1944 garantiert, auf einen zweiten Srrtum 

fct. Der Engliſche Botichafter in Berlin fonnte nicht widerjprechen, als ihm Staatsjefretär Freiherr 

von Weizſäcker vorhielt, daß öffentliche Erklärungen diefer Art Polen lediglich »den Rücken ftärfen« 

müßten, »ftatt e8 zur Belinnung zu bringen« (Nr. 440). Indeſſen wurden gegenüber olen die 

Demonftrationen des britiichen Kriegswillens wiederholt. Der Befuch des englifchen Generals Ironſide 

in Warſchau diente dieſem Zweck (Nr. 443), Die britiſche Kriegsentichloffenheit begegnete ih in 

Warſchau mit der polnischen. Marſchall Rydz-⸗Smigly legte fich in feinem erſten öffentlichen ‘Interview, 


das zugleich einen unmittelbaren Eingriff in die Außenbolitif darftellte, vor dem englifchen Beſuch 
abjichtlih auf ein »Niemals« in dev Danziger Frage feft (Nr. 441, 442) und verjperrte damit aufs 
mr neue die Möglichkeiten einer direkten Fühlungnahme, Die Propaganda des polnischen Chauvinismus 


und das englifde Antreiben Hatten e8 Ende Juli fo weit gebracht, daß bas polnische Wolf in allen 


E-a * Die in diefem Abjchnitt enthaltenen Dokumente find zum Teil bereits in dem Weißbuch »Urkunden zur lebten Phaſe der 
beutich-polnifchen Krife« veröffentlicht worden. 
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feinen Schichten Friegsbereit war und der fiher erwarteten bewaffneten Auseinanderfegung mit Ber 
trauen und Zuverſicht entgegenfah (Nr. 444). Am 9. Auguft teilte Deutichland der Polniſchen Regte 
rung mit, dağ eine Wiederholung der ultimativen Forderungen an Danzig eine Verſchärfung in den 
deutich-polnischen Beziehungen herbeiführen würde, für deren Folgen allein die Polnische Regierung 
verantwortlich fein werde. Zugleich wurde die Polnifdje Regierung darauf aufmerkfam gemadt, dağ 
die Aufrechterhaltung der von Polen gegen Danzig getroffenen wirtichaftlihen Maßnahmen die Freie 
Stadt zwingen würde, fih nad) anderen Ein- und Ausfuhrmöglichfeiten umzuſehen (Mr. 445). Die 
Volnifche Regierung antwortete mit einem Aide-Memoire, Had in der Feititellung gipfelte, Polen werde 
jede Intervention der Reichsregierung in Danziger Angelegenheiten, die die dortigen polniſchen Rechte 
und Intereſſen ſchädige, als Angriffshandlung anſehen (Nr. 446). Die polniſche Antwort war mit 
Zuſtimmung Englands und Frankreichs erfolgt (Mr. 447), 


England wurde vorbeugend auf den Ernft der Entwiclung hingewiejen (Nr. 448). Aud Frankreich 
kann nicht behaupten, daß es von Deutſchland nicht vor dem Weg gewarnt wurde, den Polen ein— 
geſchlagen hatte. An der Unterredung des Staatsſekretärs Freiherr von Weizfäder mit dem Franzöſiſchen 
VBotichafter (Nr. 449) am 15. Auguft wurde eine »ſehr ernſte, warnende Sprache« geführt und nachdrück— 
liht auf die ultimativen Drohungen gegen Danzig und andere Exzeffe aufmerkſam gemacht. Polen 
zöge damit fein Schickſal über fih zufammen und brächte feine Freunde dazu, ihre Exiſtenz aufs Spiel 
au ſetzen. Dex Botſchafter lehnte es indeffen für Frankreich ab, einen Drud auf Warjchau auszuüben, 
Diefelbe ernfte Sprache führte Staatsſekretär Freiherr von Weizſäcker am gleichen Tag gegenüber dem 
Britifchen Botſchafter, der aufs neue auf die Ermutigung der polniſchen Überheblichteit durd die britijde 
Garantie und auf dag Londoner Einverſtändnis mit der Drohnote an Danzig hingewiejen wurde (Rr. 450). 
Henderfon wuhte dagegen nichts Überzeugendes porzubringen. Den Nat, Polen in der Frage Danzig 
und in feinem Verhalten zum Reich zur Vernunft zu bringen, ſchlug Enaland auc diesmal in den Wind, 
England hatte fich nicht nur fritiflos den polnischen Standpunkt zu eigen gemacht (Nr. 451), jondern fidh 
aud) bewußt auf die Friegerifche Auseinanderjeßung eingeftellt. Die Überzeugung davon war uber 
Europa hinaus fühlbar (Nr. 452). England ließ fidh aud) durch die hiſtoriſche Warnung davon nicht 
abbringen, die in der Ankündigung eines Nichtangriffspaktes zwiſchen Deutjchland und der Sowjet- 
union enthalten war (Nr. 453). Chamberlain beantwortete fie öffentlich (Mr. 453) und in einem 
Schreiben an den Führer (Nr. 454) mit der erneuten Wiederholung, daß man Polen im Genuß der 
Blanfovollmacht laffen werde. Aus diefem Schreiben und den Erläuterungen, die der Britiſche Boi- 
ichafter am 23. Auguft in einer Unterredung mit dem Führer in Berchtesgaden dazu gab (Nr. 455), 
acht hervor, daß England nicht bereit war, über unverbindliche Worte hinaus in Warſchau diejenigen 
Vorausſetzungen zu ſchaffen, die für eine Wiederaufnahme der direkten Verhandlungen mit Deutjchland 
unerläßlich waren. Man hatte nahezu fünf Monate verstreichen laffen, Polen in feiner Anmabung 
beftärkt und [hob nun Deutichland die Aufgabe zu, dem polnischen Übermut goldene Brüden zu bauen. 
liber die ganze Verantwortung Englands für die Zufpisung der polnischen Frage ließ dev Führer in 
diefer Unterredung feinen Zweifel, Der Führer wieg darauf hin, dağ England die Hand Deutfchlands 
immer zurückgeſtoßen habe und »Lieber den Krieg alg etwas zum Rorteil Deutichlande« geſchehen laffen 
würde. Der deutiche Standpunkt ift in der schriftlichen Antwort des Führers an Chamberlain vom 
23. Auguft 1939 zufammenfafjend niedergelegt (Nr. 456): Das Fehlen der direkten Streitpuntte mit 
England, die Befdeidenheit und Billigkeit der deutjchen Forderungen an Polen, die Auswirkung der 
britifchen Garantie, die Zuſpitzung dev Lage in Danzig und die Verfolgung der deutichen Volksgruppe 
in Volen, die Kenntnisnahme von der Entichloffenheit Englands zum Krieg, aber auch die deutjche 
Entichloffenheit, die Gntereffen des Reichs wahrzunehmen und englifche militärische Vorbereitungen 
mit der deutichen Mobilmachung zu beantworten. Das Schreiben ſchließt mit der Verficherung, niemand 
wiirde glücklicher über eine Anderung der britifhen Haltung gegenüber Deutjchland fein als der Führer, 


Obwohl das Schreiben des Britiſchen Minifterprafidenten vom 22, Auguft und die am folgenden Tage 
von den britifden Staatsmännern gehaltenen Reden jedes Verftandnis für den deutſchen Ctandpuntt 
vermiften ließen, machte der Führer am 25. Auguft 13.30 Uhr einen neuen Verſuch, fih mit Grof- 
britannien zu verfidndigen (Mr. 457). Er wolle, fo eröffnete ev dem Britiſchen Botſchafter »beute 
Enaland gegenüber einen Schritt unternehmen, der genau jo entfcheidend fet wie der Schritt Rußland 
gegenüber, der zu der kürzlichen Vereinbarung aeführt habes. Nach Surücdweifung der Unterftellung von 
Meltherrichaftsplänen entwidelte ex dag polnische Vroblem in feiner ganzen Gefährlichkeit und Dring- 
lichkeit. Deutichland fei entfchloffen, die mazedonifchen Zuftände an feiner Oftgrenze zu befeitigen. Einen 
Aweifrontentriea werde e8 nicht geben, das Abkommen mit Rußland jei bedingungslos und eine Wende 
auf längſte Seit. Er fei bereit, nad) der Löſung des deutfch-polnifden Problems England nocd einmal 
cin umfaffendes Angebot zu machen. Er bejahe das Britifche Imperium und fei bereit, die Kraft des 
Deutichen Neiches für deffen Veftand einzufeßen, fofern feine begrenzten folonialen Forderungen, die auf 
friedlichen Wege ausgehandelt werden könnten, erfüllt, feine Verpflichtungen gegenüber talien und 
Somjetrußland nicht berührt würden. Er fet ferner bereit, eine vernünftige Begrenzung der Rüſtungen 
zu akzeptieren. Sin Weiten tehe jede Grenzforrektur außer Erwägung. Sofort nach Löfung der deutich- 
volniichen Frage werde er mit einem Angebot an die Britiſche Regierung herantreten, Es war ein 
Angebot von europäischen, ja weltweiten Ausmaß. Seine Ablehnung dur England ericheint im Lidte 
der ſpäteren kriegeriſchen Ereianiffe und der Caften, die auf der neutralen Melt nunmehr liegen, um io 
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verantwortungslojer. Englands Antwort auf die großzügigen Vorſchläge ließ auf fih warten. Vordem 
vollzog England die für die weitere Entwicklung folgenſchwerſte Handlung: Der nunmehr ſchriftlich nieder- 
gelegte britiſch-polniſche Beiſtandspakt, mit dem England fein Schickſal endgültig mit dem Polens verband, 
wurde an dem gleichen 25. Auguft in London vom Britifden Außenminifter und vom Dolniichen Bot- 
ſchafter gezeichnet (Mr. 459). — Die britifhe Stellungnahme zu den Vorfchlägen des Führers vom 
25. Auguft war in dem Memorandum enthalten, dad dem Führer vom Britischen Botſchafter erft 
am 28. Auguft, nad) Verluft von 3 Eoftbaren Tagen, abends 22,30 Uhr überreicht wurde (Mr. 463). 
Die Britifehe Regierung lehnt e8 darin ab, die deutſchengliſche Zukunft und die europäiſche Befriedung 
von der polnischen Gntranfigen; zu trennen. Sie zeigt fich aber aller Gefahren bewußt, die der augen 
blickliche Quftand an der DOftgrenze in fih ſchließt und ftimmt mit Deutjchland in der Notwendigkeit 
einer rafchen Löſung überein. Sie Schlägt daher ala nachjten Schritt direkte Verhandlungen zwiſchen 
Deutſchland und Polen vor und fügt hinzu, daß ſie von der Polniſchen Regierung beſtimmte Zuſicherungen 
erhalten habe, mit der Reichsregierung in direkte Verhandlungen über die deutſch-polniſchen Fragen 
einzutreten, deren Ergebniffe von anderen Mächten garantiert werden miiffen. Wir wiffen heute, daß Die 
Engliſche Regierung hierbei nicht vor einer bewußten rreführung dev Reidsreqierung zurückgeſchreckt ift. 
i Aus dem inzwiſchen veröffentlichten Schriftwechſel des Britiſchen Außenminifters mit dem Britifchen Bot 
Nf fhafter in Warfchau ergibt fih nämlich, daß die in der britifchen Stellungnahme vom 28. Auguft ent- 
haltene Behauptung, eine definitive Zufiherung der Bereitſchaft Polens zu direkten Belprechungen in 
Händen zu haben, nicht dem Sachverhalt entfpricht. Gn feiner Antwort, dem Britifden Botjichafter 
am 29. Auauft 18.45 Uhr überreicht (Mr. 464), nimmt der Führer den britifchen Vorſchlag an. Cr 
macht aber England darauf aufmerkjam, daß die Zuftände im Often für eine Großmadt unerträglich) 
find und ein Zuftand erreicht ift, der ein weiteres Hinnehmen oder aud) nur Zuſehen ausichließe. Der 
Führer weift weiter darauf hin, daß vielleicht nur nod) Stunden zur Verfügung ftehen, um die Span 
nung zu befeitigen. Deutfchland habe lange verfucht, auf dem = friedlicher Verhandlungen weiter 
zufommen, ohne von der Volnifchen Regierung unterftügt zu werden. Trog ihrer ffeptifchen Beur 
teilung der vorgefchlagenen diveften Beſprechungen nehme die ReichSregierung den britifchen Vorſchlag 
an und erfläre fic) damit einverſtanden, daß durch Vermittlung der Engliſchen Regierung eine mit allen 
Nollmachten verfehene polnische Verfönlichfeit nah Berlin fomme, mit deren Eintreffen die Reichs 
regierung für Mittwoch, den 30. Auguft, redne. Sie werde fofort Vorſchläge einer für fie afjeptablen 
Löfung ausarbeiten und diefe, wenn möglich, bis zur Ankunft des polnifchen Unterhändlers aud) Der 
Britifdhen Regierung zur Verfügung ftellen. Die Antwort Poleng war die Anordnung Dex 
allgemeinen Mobilmadung (Rr. 465). 





Mährend die Britifche Regierung nod) über die Mitteilung des Führers vom 25. Auguft beriet, fand 
ein Briefaustaufch zwifchen dem Franzöſiſchen Minifterpräfidenten Daladier und dem Führer ftati 
(Nr. 460 und 461). Der Führer begründete in feiner Antwort wiederum ausführlich den deutichen 
Standpunkt in der deutich-volnifchen Frage und wiederholte nod) einmal feinen feiten Entichluß, Die 
gegenwärtige deutfch-Frangöfifche Grenze alg endgültig anzuerfennen. 


Die Britifche Regierung ließ fih mit ihrer Antwort auf die deutiche Anregung der Entfendung einer 
bevollmächtiaten polnischen Verfönlichkeit wiederum Seit. Erft um Mitternacht des 30. Auguſt über 
brachte Henderfon ein Antwortmemorandum der Britifchen Regierung (Mr. 466 Anlage I) und erklärte 
gleichzeitig, daß die Britifche Regierung nicht in der Lage fet, dev Polniſchen zu empfehlen, einen bevoll 
mächtigten Vertreter zu entfenden. Sie flage vielmehr vor, Deutjchland möge fidh auf dem normalen 
diplomatifchen Weg an Polen wenden. Gm Memorandum beftätigt die Englifche Negierung, dah 
Deutichland feine Vorichläge angenommen hat. Obwohl fie fich der Gefahr bewußt fei, daß zwei mobili 
fierte Armeen einander in nächſter Nähe gegenüberftänden, halte fie e8 doch für untunlich, fon Heute 
(30. Auguft) die Fühlungnahme herzuftellen. England hat demnach mehr als 24 Stunden verftreidyen 
Lafien, ohne den direkten Kontakt herzuftellen. 


Dem Reidhsaufienminifter blieb unter diefen Umftänden nichts anderes übrig, al8 feftzuftellen (Nr. 466), 
daß Volens Antwort die Generalmobilmachung gewejen fet und daß man umfonft auf dad Erfdeinen 
eines polnifdjen Vertreters gewartet habe. Um zu zeigen, was Deutjchland dem polniſchen Vertreter 
vorzufchlagen beabfichtigt hatte, verlag der NReichsaußenminifter die ingwifden ausgearbeiteten deutſchen 
Vorſchläge, die, in 16 Vunfte zufammengefaßt, die fairfte Löſung der Streitfragen darftellten (Mr. 4606 
Anlage II), und erläuterte fie im einzelnen. Die amtliche deutiche Mitteilung (Mr. 468) ftellt feft, dab 
Deutichland weitere 24 Stunden umfonft auf eine bevollmächtiate polnische Perſönlichkeit gewartet habe 
und daß aud) der Volnifche Votjchafter, der am 31. Auguft 18.30 Uhr im Auswärtigen Amt erfebien, 
feine Vollmacht zum Verhandeln befeffen, fondern nur evflart habe, Polen erwäge die britifche An— 
regung im günftigen Sinne. Der polnische Rundfunk (Nr. 469) und die gefamte polnifde Preſſe haben 
die deutichen Vorſchlage fofort als unannehmbar und »unverſchämt« abgelehnt. — Bon engliſcher, wie 
von polnischer Seite find zu diefen Vorgängen unrichtige Darftellungen verbreitet worden. GnSbefondere 
wird enalijcher- wie polnifderfeits behauptet, Polen habe die Vorjchläge, die e8 angeblich abgelehnt habe, 
zur Stunde der Ablehnung nod) gar nicht gefannt. Der Enalifche Botichafter, dem fie vom Reichs 
außenminiftev »at top speed« vorgelejen worden feien, habe fie nicht verftanden und nicht weiterleiten 
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finnen, weil man fie ihm nicht ausgehändigt Hätte. Demgegenüber ift daran zu erinnern, daß der 
Hauptinhalt der deutfchen Vorſchläge fdon in der Antwort des Führers vom 29. Auguft (Mr. 464) ent- 
halten war, die England im Laufe de8 30. dem Britifchen Botfchafter in Warſchau zur Übermittlung an 
die Polnische Regierung zugefandt hatte. m übrigen geht aus den inzwiſchen veröffentlichten amt- 
lichen britifchen Dofumenten einwandfrei hervor, bob Henderfon die im einzelnen ausgearbeiteten 
deutſchen Vorjchläge der fogenannten 16 Punkte fehr wohl verjtanden und in der gleichen Nacht unmittel 
bar im Anſchluß an feine Unterredung mit dem Reichsaußenminiſter deren Hauptinhalt zutreffend ſowohl 
nad) England als aud) an feinen englifhen Kollegen in Warjchau weitergeleitet hat. Am Morgen des 
31. Auguft hat Henderjon, wie er in feinem Abſchlußbericht vom 20. September felbft zugibt, den 
Polnischen Botſchafter in Berlin über die Einzelheiten der deutichen Vorſchläge (16 Punite) unterrichten 
laffen, die er ingwifdjen von einem Vertrauensmann auch fdriftlich erhalten hatte. Dem gleichen Hender 
ſonſchen Schlußbericht zufolge verbrachte der Polniſche Botſchafter im Anſchluß an diefe Mitteilung rev 
16 Punfte den Vormittag in Telephongeipräden mit Warjdau. Die Polniſche Regierung hat die Bor- 
ſchläge demnad) gefannt. Wenn England den guten Willen zur Herftellung eines Kontaktes in leiter 
Stunde gehabt hatte, wäre dies zeitlich und technisch aud) in diefem Stadium nocd) möglich geweſen. Aber 
nicht nur England hat es abgelehnt, Warjchau die Annahme des deutfchen Vorſchlags zu raten, fondern, 
wie aus den veröffentlichten englijchen Dokumenten hervorgeht, aud) Bed hat erklärt, er werde 
einer deutjhen Einladung felbftverftändlid niht folgen und Lipffi nit einmal 
ermädtigen, die deutſchen Vorſchläge entgegenzunehbmen. Sm übrigen war es, nahdem 
England fünf Monate darauf verzichtet hatte, trog wachlender Spannungen Polen zu einem direkten 
Kontakt mit dem Reich zu bewegen, von vornherein flar, daß fein lester Vorſchlag nur ein Verſuch war, 
die Kulifjen fo zu arrangieren, daß e8 mit feinem polnischen Verbündeten nidt bei der Herbeiführung des 
Krieges in flagranti ertappt wurde. Dies zeigen die gleichfalls von England felbft veröffentlichten mehr: 
fachen Ermahnungen de8 Enaliichen Außenminifters an Warjchau, »im Sinbli auf die Weltmeinung« 
äußerſt vorfidtig zu fein. Es ging nicht um die friedliche Bereinigung der Spannung, fondern darum, 
der Weltöffentlichfeit gegenüber das »Friedliche« Geficht zu wahren, 


Nachdem fomit alle Möglichkeiten zu einer friedlichen Regelung der deutſch-polniſchen Krife erichöpft 
waren, fah fid der Führer genötigt, die von Polen fon feit langem gegenüber Danzig, dem Deutichtum 
in Polen und jchließlich gegenüber Deutichland durch zahlreiche Grengverlegungen (Nr. 470) angewandte 
Gewalt mit Gewalt abzuwehren. In der Rede des Führers vor dem Reichſtag am 1. September 
(Mr. 471) ift der deutiche Standpunkt abjchließend zufammengefaßt. Die polnische Herausforderung 
im Often duldete fein weiteres Zögern. ES fam nun darauf an, ob die Weſtmächte frivol genua waren, 
aud) Wefteuropa in die Ausernanderfeßung zu verwickeln. Großbritannien war dazu entichlofien, wie 
endgültig durch die Note beftatigt wurde, die Sir Nevile Henderfon am 1. September 1939 21 Uhr 
im Auswärtigen Amt überreichte. Darin werden die Einftellung »jeqlider AngriffShandlung aegen 
Polen« und Sufiherungen gefordert, dab Deutjchland bereit ift, feine Truppen »umverzialich aus 
polniſchem Gebiet zurückzuziehen«, andernfalls würde Großbritannien ohne Zögern feine vertraglichen 
Pflichten gegenüber Polen erfüllen (Nr. 472). Um 22 Uhr überbrachte der Franjofifde Botſchafter eine 
Note gleichen Wortlauts (Mr. 473). Der Neidygaußenminifter wies den Vorwurf, Volen angegriffen zu 
haben, ſcharf zurücd, erklärte fih aber bereit, den Inhalt der Noten dem Führer weiterzuleiten. | 


In dieſem Augenblid feßte ein Vermittlungsverfud) des Duce ein, wie aus Dokument 
Nr. 474 hervorgeht. Er enthielt den Vorſchlag eines Maffenitillitandes und der Einberufung einer 
Konferenz in 2 bis 3 Tagen. Die Reichsregierung erklärte fid) bereit, auf den Vorſchlag einzugehen; aud) 
Die Franzöſiſche Regierung hatte eine pofitive Antwort erteilt. Das Dokument Nr, 475, eine Mitteilung 
der Havasagentur vom 2. September 1939, ift in diefem Sufammenhang von biftoriicher Bedeutung, 
Diefe Mitteilung wurde nämlich), wie fih herausftellte unter englifchem Drud, fpäter zurücaeroaen. 
England hatte ingwifden die Franzöſiſche Regierung gezwungen, fic) der enaliichen Auffaſſung anzu- 
ſchließen, die auf dev Zurückziehung der deutſchen Truppen beftand (Nr. 476). Damit war die Aktion des 
Duce in einem Augenblick torpediert, in dem fie kurz vor dem Erfolg ftand. Statt deffen ſandte 
England am 3. September vormittags 9 Uhr ein auf 11 Uhr befriftetes Ultimatum, in der es die 
Forderungen auf Einftellung der Kampfhandlungen und Zurücdziehung der deutichen Truppen wiederholte 
und fih für den Fall der Ablehnung nah Ablauf diefer Seit als im Kriege mit Deutichland befindlich 
erflärte (Nr. 477). 11 Uhr 15 desfelben Tages unterrichtete Lord Halifax den Deutichen Geſchäftsträget 
in London davon, daß ſich Enaland vom 3. September 1939 11 Uhr vormittags ab als im Kriegszuſtand 
mit Deutſchland befindlich anſehe (Nr. 478). Es war ſelbſtverſtändlich, daß die Reichsregierung es 
ablehnen mußte, die ultimativen Forderungen Englands »entgegenzunehmen, anzunehmen oder qar 
zu erfüllen«. m einem Memorandum, vom NReichsaußenminifter dem Britischen Botidafter am 
3. September 11 Uhr 30 überreicht, wies Deutfchland diefe Forderungen unter nochmaliger Entwicklung 
des deutſchen Standpunktes und der engliſchen Verantwortung für eine Friegerifche Auseinanderſetzung 
zurück und erklärte, »jede Anariffshandlung Englands mit den gleichen Waffen und in der aleichen 
Form zu beantworten« (Mr. 479). 12 Uhr 30 desfelben Tages erſchien der Franzöſiſche VBotjchafter 
im Auswärtigen Amt und überreichte eine Note des Inhalts, daf Frankreich fic verpflichtet Tebe, vom 
3. September 17 Uhr ab, die »vertraglichen Bindungen zu erfüllen, die Frankreich aenenüber Volen 
eingegangen fet«, eine Mitteilung, die fih nicht nur zeitlich von der engliſchen unterscheidet (Mr 480) 
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Der Reidsaufenminifter verwies auf die Serfchlagung des italienischen Vermittlungsverjuchs durch 
England jowie auf die auf zwei Stunden befriftete ultimative Forderung Englands und Sprach fein Bedauern 
aus, wenn es trog des gefuchten Ausgleichs mit Frankreich zu einem durch nichts gerechtfertigten Angriffs. 
trieg Frankreichs gegen Deutfchland fommen würde. Die heutige Franzöſiſche Negierung trage die Ber- 
anhvortung für das Leið, Dag dann den Lander zugefügt werde (Mr. 481). | 


Jn einem Rundtelegramm des Staatsſekretärs des Auswärtigen Amts an die deutjchen diplomatifchen 


Wiſſionen wird die Verantwortung Englands für den Kriegsausbruch abſchließend feſtgeſtellt (Mr. 482). 
Dieſes Urteil wird vor der Geſchichte Beſtand haben. 


Es wäre eine der vornehmſten Aufgaben europäiſcher Friedensarbeit geweſen, den ſeit Verſailles an 
der deutſchpolniſchen Grenze aufgehauften Zündſtoff rechtzeitig zu befeitigen. England, al8 einer der 
Hauptverantwortlichen für den Sefahrenherd, hat in 20 Jahren nichts unternommen, um bier den von 
ihm fo oft gepriefenen Grundſatz des »peaceful change« in die Tat umzuſetzen. England hat hingegen 
eine Entgiftung des deutich-polnifchen Verhältnifjes bewußt hintertrieben, indem e8 Dolen mit feiner 
Garantie im gleichen Augenblick in die anti-deutiche Front lockte, als der Führer fih in Fortſetzung 
feiner mübfeligen jehsjährigen Verftändigungsarbeit um eine gülliche Regelung der zwiſchen Deutſch— 
land und Polen ſtehenden Fragen auf dem Verhandlungswege bemühte. England hat die deutſchen Be— 
ſtrebungen, nod) in letzter Minute einen friedlichen Ausgleich herbeizuführen, fabotiert und Polen in 
feiner aggreffiven Haltung ermutigt. England hat Schließlich, nachdem die deutiche Selbſthilfe gegen die 
polnischen Drovofationen unabweislich geworden war, den Vermittlungsvorſchlag des Duce allein durch 
fein Verhalten zum Scheitern gebracht und damit endgültig zu erkennen gegeben, daß ihm die polnijche 
Brage lediglich als Vorwand diente, um den Vernichtungsfrieg gegen die ftärffte Macht des Kontinents 
zu entfefjeln, 


In der flaren Erkenntnis diefer Tatfache hat Dag deutjche Volk, feiner gerechten Sache und feiner 
Stärfe bewußt, den ihm von England aufgezwungenen Krieg entfchloffen aufgenommen. 


Sinn und Siel des Kampfes ergeben fih aus feinen Urfachen von felbft. Sie find vom Neichsminifter 
des Auswärtigen noch einmal in feiner Rede in Danzig am 24. Oftober kurz zufammengefaßt worden, 
als er ausführte, Dag deutjche Volk werde »nicht eher die Waffen niederlegen, als big die Sicherheit dea 
Deutjchen Reiches in Europa gewahrieiftet und die Garantie dafür geichaffen wird, daß ein folcher An- 
griff auf das deutſche Volf für alle Seiten ausgeichloffen ifte. 
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A. Der Kampf gegen das Deutjchtum in Polen und gegen Danzig 
von 1919 bis 1933 


Il. Zur Lage der Deutjchen Bolksgruppe in Polen 





Nr. 1 


Aus dem Memorandum des Britifchen Bremierminifters Lloyd George, 
25. März 1919 


| »Einige Erwägungen für die Friedenskonferens, ehe fie ihre Bedingungen endgültig feftfegt« 
—* (Aberſetzung) 
Die Aufrechterhaltung des Friedens wird davon abhängen, daß keine Urſachen zur Ver— 


zweiflung vorhanden ſind, die dauernd den Geiſt des Patriotismus, der Gerechtigkeit oder des »fair 
play« aufſtacheln. Unſere Bedingungen dürfen hart, ſogar grauſam und ſelbſt erbarmungslos fein, 
um Genugtuung zu erlangen, aber gleichzeitig können ſie ſo gerecht ſein, daß das Land, dem ſie auferlegt 
werden, in ſeinem Herzen fühlen wird, daß es kein Recht zur Klage hat. Aber Ungerechtigkeit und An— 
maung, ausgeſpielt in der Stunde des Triumphes, werden nie vergeſſen und vergeben werden. 


Aus diefen Gründen bin ich auf das fchärfite Dagegen, mehr Deutfche, als unerläßlich nötig ift, 
der deutichen Herrichaft zu entziehen, um fie einer anderen Nation zu unteritellen, ch fann mir feine 
ſtärkere Urfache für einen künftigen Krieg vorftellen, als daß das deutſche Volk, das fidh zweifellos als eine 
der fraftvollften und mächtigſten Raſſen der Welt exwiejen hat, rings von einer Anzahl Fleiner Staaten 
umgeben werden foll, von denen viele aus Wölfern beftehen, die noch nie vorher eine ftabile Regie- 
rung aufgeitellt haben, aber jeder breite Maffen von Deutſchen einfchließt, die die Vereinigung mit 
ihrem Heimatland fordern. Der Vorichlag der polnischen Kommilfion, 2 100 000 Deutiche der Auf 
fiht eines Volkes von anderer Religion zu unterftellen, da8 nod) niemals im Laufe feiner Geſchichte die 
Fähigkeit zu ftabiler Gelbftreqierung bewiefen hat, muß meiner Beurteilung nad) früher oder [pater zu 
einem neuen Krieg in Ofteuropa führen ..... 





Nr. 2 


Aus den Bemerkungen der Deutſchen Sriedensdelegafion 
zu den Sriedensbedingungen, 29. Mai 1919* 
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* Anlage zur Note des Vorſitzenden der Deutſchen Friedensdelegation in Verſailles an den Präſidenten der Konferenz von 


000 








INN 


Nr. 3 


Der Borfitiende des Oberjten Rats der Alliierten und Affoziierten Haupfmächte 
Clemenceau an den Polniſchen Minifterpräfidenten Paderewski 


Auszug 


(Überjekung) 


Garis, den 24. Juni 1919 


m Namen des Oberfien Rates der Alliierten und Afjoziierten Hauptmächte Habe id) die Ehre, 
Ihnen hiermit den Text des Vertrages in feiner endaiiltigen Form mitzuteilen, um deffen Unterzeichnung 
Dolen auf Grund von Artikel 93 des Vertrages mit Deutfchland bei Gelegenheit der Betätigung der 

Anerkennung Volens alg unabhängiger Staat und der zu feinen Gunften erfolgten Übertragung der 
Gebiete, welche dem ehemaligen Deutfchen Reich angehörten und Volen durd) den genannten Vertrag 
sugeteilt werden, erſucht werden wird. 


ro (Hleichermahen muß ich Ihre Aufmerkfamteit auf die Tatjade lenken, daß die polnische Nation 
die Wiedererlangung ihrer Unabhängigkeit den Anftrenqungen und Opfern der Mächte verdankt, in deren 
Namen ic) mid) an Sie wende. E8 ift dev Entjcheidung diefer Mächte zu danken, daß die Wieder- 
berftellung der polnischen Souveränität über die in Frage ftehenden Gebiete und die Einbeziehung dev 
Bewohner diefer Gebiete in die polnische Nation im Begriffe find verwirklicht zu werden. Um diefe 
Gebiete in voller Sicherheit befiken zu können, wird Polen in Zukunft weitgehend von der Unterjtügung 
abhängig fein, die die Hilfsmittel diefer Staaten dem Völkerbund gewähren werden. Hieraus erwächſt 
Daher für diefe Mächte die Verpflichtung, welcher fie fic) nicht entziehen fünnen, in der dauerhafteſten 
und feierlichiten Form die Garantie gewiſſer weientlicher Nechte ficherzuftellen, welche den Einwohnern 
einen notwendigen Schuß geben werden, weldyes auch immer die Veränderungen fein mögen, die in der 
inneren Verfaffung des polnischen Staates eintreten fünnten. 


pata Um diefer Verpflichtung nachzukommen, ift Artikel 93 in den Friedensvertrag mit Deutichland 
einaejeßt worden, 


FIR Es ift eine neue Lage, die die Mächte jegt zu erwägen haben, und die Erfahrung bat gezeiat, daß 
neue Beftimmungen notwendig find. Die Gebiete, welche jest an Volen und andere Staaten übergeben, 
umfaſſen unvermeidlicherweile eine beträchtliche Bevölkerung, melde andere Sprachen Tpricht und 
anderen Naffen angehört als dag Volk, welchem fie einverleibt wird. Unglücklicherweiſe find die Raſſen 
durch Lange Jahre bitterer Feindſchaft getrennt geweſen. E8 it anzunehmen, daß diefe Bevölkerungs— 
teile fidh leichter in ihre neue Lage finden werden, wenn fie von Anfang an willen, daß fie ficher fein 
fönnen, in wirkſamer Weife gegen jedes Riſiko einer ungerechten Behandlung oder Unterdrückung 
geſchützt und fichergeftellt zu fein. Die bloße Tatſache, zu willen, dak diefe Garantien vorhanden find, 
wird hoffentlich die von allen gewünjchte VBerftändigung wirklich erleichtern und in dev Tat dazu bei- 
tragen, zu verhindern, daß eS notwendig wird, fie mit Gewalt aufzuerlegen. 


Was die individuellen Veftimmungen des vorliegenden Vertrages betrifft, fo qavantiert Artitel 2 
allen Bewohnern die Grundrechte, die in allen ziviliiierten Staaten tatfächlich aewährleiftet find. 


Die Beltimmungen 3 bis 6 bezweden, jeder Perſon, welche tatfächlich in dem unter die polnische 
Souveränität fommenden Gebiet wohnt, alle die Privilegien zu fihern, welche dem Mitbürger aebübren. 
Die Artikel 7 und 8 beftimmen im Einklang mit dem Vorhergehenden, daß fein Unterichied in der 
Behandlung gemacht werden foll zum Nachteil der polnischen Bürger, welche durch ihre Religion, ihre 
Sprache oder ihre Raffe von der großen Menge der polnischen Bevölkerung verichieden find. Wir 
glauben zu willen, dah die Volnische Regierung, weit davon entfernt, irgendeinen Eimwand gegen den 
Inhalt diefer Artikel zu erheben, bereits ihrerjeits ihre fefte Entichloffenbeit erflart Hat, die in ihnen 
zum Ausdrud gebrachten Grundprinzipien zu den Grundlagen ihrer Einrichtungen zu maen. | 


Die folgenden Artikel Haben einen etwas andersartigen Charakter, indem fie gewiffen Minderheiten- 
gruppen noch weitere befondere Nechte zugefteben ..... | 
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Nr. 4 
BVertrag zwifchen den Alliierten und Uffosiierten Hauptmächten und Polen, 
BVerfailles, 28. Juni 1919 AN, 
Auszug * 


(Libevfegung) 


Artikel 1 


Polen verpflichtet fih, die in den Artikeln 2 bis 8 dieſes Kapitels enthaltenen Beſtimmungen als 
Grundgefebe anzuerfennen mit der Wirkung, daß Fein Geſetz, feine Verordnung und feine amtliche 
Handlung im Gegenfat oder Widerfprud) zu ihnen fiehen und daß fein Geſetz, feine Verordnung und 
feine amtliche Handlung gegen fie Geltung beanſpruchen darf. 


Artifel 2 


Die Polnifde Regierung verpflichtet fic), allen Einwohnern ohne Unterſchied der Geburt, Nationali- 
tät, Sprache, Raffe oder Religion vollen und ganzen Schuß ihres Lebeng und ihrer Freiheit zu gewähren. 


‚le Einwohner Polens follen das Recht auf freie, Öffentliche und private Ausübung jedes Befennt- 
nifjes, jeder Religion oder jedes Glaubens haben, deren Betätiaung nicht mit der öffentlichen Ordnung 
und den quten Sitten unvereinbar ift. 


Mrtifel 7 


Alle polnischen Staatsangebörigen find vor dem Gejebe gleich und genießen die gleichen bürgerlichen 
und politifden Rechte, ohne Unterſchied der Naffe, Sprache oder Religion. 


Der Unterfchied der Religion, des Glaubens oder des Befenntniffes darf keinem polnischen Staats. 
angehörigen tin Genuffe der bürgerlichen oder politifchen Nechte Schaden, inSbefondere bei der Sulaffuna 
zu öffentlichen Amtern, Tätigkeiten und Ehrenftellungen oder bei der Ausübung der verfchiedenen Berufe 
und Gewerbe. 


Es darf feine Veftimmung erlaffen werden, die die polmifchen Staatsangehörigen im freien Gebrauch) 
irgendeiner Sprache irgendwie beſchränkt, weder in ihren privaten oder wirtichaftlichen Beziehungen, 
nod) auf dem Gebiete der Religion, dex Vreffe oder bei Verdffentlichungen jeder Art, noch in öffentlichen 
Verſammlungen. 


Unbeſchadet der Feſtſetzung einer Staats- und Amtsſprache durch die Polniſche Regierung müſſen den 
fremdſprachigen polniſchen Staatsangehörigen angemeſſene Erleichterungen für den mündlichen oder 
ſchriftlichen Gebrauch ihrer Sprache vor den Gerichten gewährt werden. 


Artifel 8 
Die polnijden Staatsangehörigen, die einer völkiſchen, veligiöfen oder Tprachlichen Minderheit an 
gehören, follen die gleiche Behandlung und die gleichen rechtlichen und tatfächlichen Sicherheiten genießen 
wie die anderen polnischen Staatsangehörigen. Sie follen insbefondere das gleiche Recht haben, auf ihre 
Koften Wohlfahrts-, veligiöje oder joziale Einrichtungen, Schulen und andere Erziehungsanftalten zu 
errichten, zu leiten und zu beauffichtigen und in ihnen ihre Sprache frei zu gebrauchen und ihre Religion 
frei auszuüben. 


Urtifel 9 


Auf dem Gebiete des Öffentlichen Unterrichtöwefen foll die Dolnifche Regierung in den Städten und 
Bezirken, in denen in beträchtlichen Verhältnis fremdſprachige polniſche Staatsangehörige wohnen, 
angemefjene Erleichterungen ſchaffen, um ficherzuftellen, daß in den Elementarichulen den Kindern 
diefer polnischen Staatsangebörigen der Unterricht in ihrer eigenen Sprache erteilt wird, Diefe Be 
ftimmung foll nicht ausſchließen, daß die Polniſche Regierung in diefen Schulen die polnische Sprache 
zum Bflichtfach macht. 


jn den Städten und Bezirken, in denen in beträchtlichem Verhältnis polniſche Staatsangehörige 
wohnen, die einer völkiſchen, veligiöfen oder ſprachlichen Minderheit angehören, foll für diefe Minder- 
heiten ein gerechter Anteil an dem Genuß und an der Verwendung dev Summen fichergeftellt werden, 
die in den ftaatliden, Eommunalen und anderen Haushaltsplanen für Zwecke der Erziehung, der 
Religion oder der Wohltätigfeit ausgeworfen werden. 


Die Beftimmungen diefes Artikels finden nur auf die polnischen Staatsangehörigen deutſcher Sprache 


in den Teilen Polens Anwendung, die am 1. Auguft 1914 deutjches Gebiet waren. 
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Polen ift damit einverftanden, daß, infoweit die Beitimmungen der vorjtehenden Artikel Perjonen 
einer völkiſchen, religiöfen oder fpradlicen Minderheit betreffen, diefe Beftimmungen Verpflichtungen 
von internationalem Intereſſe begründen und unter die Garantie des Bolferbundes geftellt werden. 
Sie fünnen nur mit Zuftimmung der Mehrheit des Völferbundsrates geändert werden. Die Vereinigten 
Staaten von Amerika, das Britifche Reidh, Frankreich, Italien und Japan verpflichten fidh, feiner Ab- 
änderung der bezeichneten Artitel ihre Zuftimmung zu verfagen, wenn fie von der Mehrheit des Bolter 
bundsrates formgereht angenommen worden ift. 


Nolen ift damit einverftanden, daß jedes Mitglied des Völferbundsrates befugt ift, die Aufmerkſamkeit 
des Rates auf jede Verlegung oder jede Gefahr einer Verlegung irgendeiner diefer Verpflichtungen zu 
lenken, und daß der Nat befugt ift, alle Maßnahmen zu treffen und alle Weifungen zu geben, die nad) 
Cage des Falles zweckmäßig und wirkſam erjcheinen. 


Polon ift ferner damit einverftanden, daß im Falle einer Meinungsverichiedenheit gwifden der Pol- 
niſchen Regierung und einer jeden Alliierten und Affoziierten Hauptmadyt oder jeder Macht, die Mitglied 
des Mölferbundsrates ift, über die rechtlichen und tatjächlichen Fragen, die diefe Artikel betreffen, diefe 
Meinungsverichiedenbeit als Streit anzufehen ift, der im Sinne des Artikels 14 der Völkerbundsſatzung 
internationalen Charakter trägt. Die Polniſche Regierung ift damit einverftanden, daß jeder Streit 
dieſer Art auf Verlangen des anderen Teils vor den Ständigen nternationalen Gerichtshof gebracht 
wird. Die Enticheidung des Ständigen Internationalen Gerichtshofes foll endgültig fein und diejelbe 
en und Wirkung haben wie eine auf Grund des Artikels 13 der Völferbundsjasung aefällte Ent- 
ſcheidung. 


Nr. 5 


Durch den Deutſchen Geſandten in Warſchau im Polniſchen Außenminiſterium 
übergebene Aufzeichnung, 20. November 1920 


Auszug 


, Bisher it von einer Sammlung und Einreichung des deutſcherſeits zahlreich vorliegenden Be- 
ſchwerdematerials abgeſehen worden, weil die Deutſche Regierung der Hoffnung lebte, die infolge der 
damaligen kriegeriſchen Ereigniſſe erregte Stimmung an den beiderſeitigen Grenzen würde durch bejonnene 
Haltung der Bevölkerung und der amtlichen Stellen fih allmählid) beruhigen. Deswegen ijt aud) ver- 
mieden worden, durch Bekanntmachung bejonders belaftender Galle in der Preffe die Offentlichteit in 
Deutfchland erneut zu erregen. 


Nunmehr fieht fich die Deutiche Regierung aber genötigt, angeſichts der dauernden amtlichen Schritte 
der Polniſchen Gefandtichaft in Berlin und der meift gleichzeitig erfdeinenden Ankündigung folder 
Schritte in der polnifden Vreffe fowie mit Rückſicht auf die Hierdurd ftarf beunrubigte deutiche öffent- 
liche Meinung, aus dem vorliegenden Material einige bejonders ſchwerwiegende Tatfachen zur Kenntnis 
der Polniſchen Regierung zu bringen. Sie bemerft dabei, daß fie fic) bei dem Umfange diefes Materials 
verfagen muß, Einzelfälle anzuführen, daß aber die Unterlagen für die gejdilderten Tatſachen auf 
Munich jederzeit zur Verfügung geftellt werden fonnen. 


MWillkürliche Verhaftungen von Deutichen find in allen Teilen des abgetretenen Gebietes big in die 
allerleste Zeit vorgefommen, Mitunter wird ein willfürlicher Grund vorgefchüst, der fih nachher 
als nicht ftihhaltig erweilt. In einigen Fällen ift den Vetreffenden fogar der Grund der Verhaftung 
überhaupt nicht befanntgegeben worden, Eine Vernehmung findet häufig ert nad) längerer Haft ftatt. 


Verſchiedentlich ſind folde ohne erfichtlichen Grund verhafteten Deutfchen aus ihrer Heimat ab- 
transportiert worden; über ihren Verbleib wurden die Angehörigen nicht unterrichtet, fo daß fie feine 
Nachforſchungen anftellen fonnten. 


Die Behandlung der Gnbaftierten läßt oft fehr zu wünfchen übrig. Uber Unterbringung in Räumen 
welche zur Aufnahme von Menfchen nicht geeignet exicheinen, ſowie über zu enge Belegung dieſer Räume, 
mangelnde Lüftung und Heizung, unzureichende Koſt und gänzlich mangelnde Beweaunasfreibeit wird 
verſchiedentlich geklagt. Daß die Verhafteten häufig mit allerlei Geſindel und Verbrechern niedrigſter 
Sorte zuſammen eingeſperrt werden, verurſacht um ſo ſtärkere Erregung der öffentlichen Meinung 
als es ſich in den meiſten Fällen um angeſehene Bürger, Beamte, Geiſtliche und führende Männer Nea 
Mirtichaftslebens Handelt. y 


Völlig ſchutzlos bleiben die Gefangenen oft gegenüber Vefdhimpfungen, Miphandlungen, Beraubungen 
und Erpreffungen durch das untere Gefängnisperfonal oder durch Militärperfonen. 








Pr aen 


‚In verſchiedenen Fallen hat die Verhaftung und die mit ihr verbundene ſchlechte Behandlung dag 
Biel der wirtſchaftlichen Verdrängung des Vetreffenden erreicht und ihn zum Verfauf feines Befistums 
gefügig gemacht. 


Obwohl die Polniſche Regierung das feierliche Verſprechen abgegeben hatte, die Bevölkerung deutſcher 
Abſtammung nicht zum Heeresdienſt heranzuziehen, ehe ſie nicht allgemein von ihrem Optionsrecht Ge— 
brauch machen fonnte, haben in verſchiedenen Bezirken Muſterungen ſtattgefunden, in denen die Deut- 
ſchen, falls fie nicht in das polnische Geer eingereiht werden wollten, zur vorzeitigen Abgabe einer 
Optionserflarung gezwungen wurden. Hierbei waren die Optanten in zahlreichen Fallen Beſchimpfungen 
und Miphandlungen ausgeſetzt. Verjchiedentlich find Optionsberechtigte in das polnische Heer eingeftellt 
worden, obwohl fie erklärten, für Deutjchland optieren zu wollen. Sn mehreren Bezirken wurden die 
jenigen, welche für Deutjchland optiert hatten, deswegen ausqewiefen. Auch hierbei find Mißhandlungen 
und Beraubungen vorgefommen. Derartige Beſchränkungen Des Optionsrechtes haben fih noch bid 
In Die legte Seit wiederholt, obgleich ingwifden Weifungen der Polnifehen Regierung zur Abftellung 
dieſes Mißbrauches ergangen find. 


Auf der Durchfahrt dure) den Korridor werden felbft in den Durchgangszügen nod immer Reifende 
wegen angeblicher abfälliger Außerungen über den Bolnifchen Staat oder wegen Unvegelmäßigfeiten 
bei der Pafrevifion aus dem Zuge heraus verhaftet und ohne Grund über Gebühr lange unter un- 
würdiger Behandlung feftgehalten; verichiedentlich find ſolche Neifenden beſchimpft, mifhandelt und 
Ihrer Habe beraubt worden, 


Aber auch den in Polen verbliebenen Deutichen ergeht e8 vielfach nicht beffer. Auch Hier liegen zahl. 
reiche Galle von Beichimpfungen vor. Auf die berechtigten Empfindungen der deutjchen Minderheit 
wird haufig nicht die erforderliche Nückficht genommen; Denkmäler, die der alteingefeffenen Bevölkerung 
heilig und teuer waren, find in Thorn und anderen Orten befudelt und beſchädigt worden; Deutfche 
werden unter Drohungen gezwungen, polnische Lieder zu fingen; Verhaftete miiffen fih bei Nevifion 
der Selle alg »Deutiches Schwein« melden; Leute, die foeben für Deutfchland optiert haben, werden 
gezwungen, Golen hochleben zu laffen; Evangelifche müffen an Stelle ihrer Konfeſſion angeben, fie feien 
»verrückt«. Große Erbitterung hat die forperliche Unterfuchung angefehener Frauen und Madden 
in Goldau nad) dem Abzuge der VBolfdhewiften hervorgerufen. Beraubungen und Mißbandlungen 
von Deutjchen find an der Tagesordnung. Polnijde Beamte dulden folche Vergewaltigungen, ohne 
einzuſchreiten. 


Verſchiedentlich iſt die Tatſache, daß die Deutſchen um ihres Deutſchtums willen verfolgt werden, 
von amtlichen Organen ganz offen zugeſtanden worden. So hat der Diſtriktskommiſſar in Argenau 
einem für Deutſchland optierenden Landwirt angedroht, daß man ſeinen in Polen verbleibenden Vater, 
einen einarmigen Invaliden, nicht lange auf ſeinem Anweſen belaſſen werde. 


Vom Staroſten in Putzig wurde Ende Auguſt der verſchärfte Belagerungszuſtand verhängt, weil 
die dortigen Militärpflichtigen größtenteils für Deutſchland optiert hatten. Weiter hatte er verfügt, 
daß alle anſäſſigen Deutſchen ihre Optionserklärung bis Ende September d. J. abzugeben hätten, 
widrigenfalls ſie der ſofortigen militäriſchen Einziehung unterliegen würden. Die für Deutſchland 
Optierenden müßten binnen 12 Monaten das Land verlaſſen. 


Der Staroſt von Graetz bat vor kurzem die deutſchen Bürger der Stadt in einem Saale ver- 
fammelt und fie durch Militär mit vorgehaltenem Bajonett zwingen laffen, ein von ihm verfaßtes 
Telegramm an die Deutiche Regierung zu unterzeichnen, in dem gegen die angebliche Bedrückung 
polnischer Bürger in Deutichland Stellung genommen wird. 


Eine fyftematifde Deutichenhege betreibt der Staroft von Kulm, indem er in öffentlichen Ver- 
fammlungen auf dem Marktplage zu Kulm die Volksmenge gegen die Deutichen aufhest. Hierbei hat 
er unter anderem erklärt, wenn ein Deutfcher wage, irgend etwas gegen den Volnifehen Staat zu fagen, 
fo folle man ihn mit Striden binden und ihn durd die Straßen zur Staroitei oder aufs Gericht 
ichleifen. Ende Anguſt Hat er die Neichdeutichen und diejenigen, welche die Optionserflarung für 
Deutichland abgeaeben hatten, furzerhand ausgewiefen und fie bei ihrem Abzuge aufs drafte gepeinigt. 
Die von ihm angeordneten willtürlichen Verhaftungen haben unter der deutichen Bevölkerung große 
Beunruhigung und Erbitterung hervorgerufen. 

Sn einer ganzen Reihe von Fallen find Deutfde von Polen ermordet worden. Mande diefer 
Verbrechen find bisher ungefühnt geblieben. Sn anderen Fällen ift die erbetene Aufklärung bisher 
nicht erfolgt. 

Wo es fich um Erſchießungen durd) Grengfoldaten handelt, Haben diefe in mehreren Fällen die deutfche 
Grenze überichritten und auf deutſchem Boden widerredtlid) von ihrer Waffe Gebrauch gemacht. Um 
fic) der Strafe zu entziehen, haben fie fogar mehrfach die Leiche auf polnisches Gebiet gefchafft. Die 
meiften Fälle lagen fo, daß ein Waffengebrauch überhaupt nicht gerechtfertigt war. 

Die vorftehende Zufammenftellung erbringt den erdrüdenden Beweis dafür, daß der Deutiche in 
Nolen 3.9. keineswegs die feierlich zugelagte Gleichberechtiqung genießt, daß er vielmehr faft überall 


geradezu al vogelfrei gilt ..... 
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Nir.6 


Rede des volksdeutfchen Abgeordneten Spickermann vor dem Polnifihen Geim, 
23. Januar 1923* 


Auszug 


»Hoher Sejm! Sm Namen der Deutichen Fraktion habe ich die Ehre, folgende Erklärung abzugeben: 


. Wir bedauern feftitellen zu müfjen, daß der Herr Minifterprafident in feinem Expofe eine Wendung 
gebraucht hat, die e8 beinahe jo exicheinen läßt, als wenn aud) ihn diejes tagein tagaus gejprigte 
chauviniſtiſche Gift ein Elein wenig infiziert hätte. Er hat, wie wir meinen, mit vollem Vorbedadt 
feine Ausführungen über die völkiſchen Minderheiten mit der Feſtſtellung eingeleitet: »Polen ift ein 
Nationalftaat!« Das ift ein verhangnisvolles Wort. Dieje Auffaflung hat ja gerade die großen 
Maſſen unjerer polnischen Mitbürger zu der Schlußfolgerung gelangen laffen: »Alſo haben die Fremd- 
ſtämmigen Hier nichts zu juchen, fie find — was in taujend Varianten immer wiederholt wurde — 
nur geduldete Säfte. Wollen fie fic) als mehr betrachten, jo müſſen fie aus dem Lande gedrängt 
werden.« Wir haben lange genug unter dem unerträglichen Suftand gelitten, den ſolche Argumentation 
aeichaffen hat. Der gejamte Apparat der inneren Verwaltung hat ausgeſprochenermaßen unter dex 
Parole geftanden: Kein Mittel ift unverfucht zu laffen, die polnischen Bürger deutjchen Stammes aus 
dem Lande zu treiben, Dag Land zu entdeutjchen, zu purifizieren, wie man das fo geihmadvoll aug- 
zudrücken beliebte, Auch das brutalfte Mittel ift zu dieſem Swede erlaubt. Selbjt der geſetzgebende 
Sejm bat fich nicht geſcheut, fidh bei feiner aeleßgeberiichen Arbeit von jolden Gedanfengangen leiten 
zu laffen. Er hat damit in den breiteften Maſſen das Gefühl für Redt und Unrecht auf das Schwerite 
erichüttert. Wird e8 geſetzlich fanftioniert, einen Deutichen um feines Volkstums willen aus feinem 
Eigentum zu entfernen, und Dag unter Modalitäten, die ihn um fein gefamtes Vermögen bringen und 
die Ihn als bettelarmen Flüchtling in die Fremde ziehen laffen, dann Fann man e8 dem Manne von der 
Straße nicht verübeln, wenn aud) ev Dag Gefühl für die Unverleglichkeit des Eigentums verliert. Was 
Wunder, wenn bis weit hinauf in die Oberichichten die Moral auf das ſchwerſte erſchüttert ift. 


Wir gehen vielleicht nicht zu weit, wenn wir gerade in der Klaffifizierung dev Staatsbürger, die 
eben zurüdgeht auf den ivrigen Begriff des Bolksftaates, die legte Wurzel alles Libels auf allen Ge: 
bieten des Staatsweſens erbliden. Und nicht zuleßt auch die Urſache dafür, daß vielfach das Vertrauen 
des Auslandes zu unjerem Wirtichaftsleben verlorengegangen ift. Es gilt heute — aud) in den Sentral: 
inftangen — als reine Selbftverftandlidfeit, daß die Unternehmungen Deuticher mit ihren Angeboten 
und Forderungen ausscheiden, wenn fie mit polnischen Unternehmungen in Konkurrenz ftehen. Wenn 
e3 alg patriotifde Vrlicht gilt, den verdienftvollften und fenntnisreichiten Leitern induftrieller Werte 
den Laufpaß zu geben und in den großen gejellfchaftlichen Organifationen die deutichen Teilhaber vüd: 
jichtslos auszumerzen, wenn jedes, aber auc) jedes Mittel willfommen ift, den deutichen Gewerbe: 
treibenden, den deutſchen Fabrikherrn zur Abgabe feines Unternehmens an einen Polen zu zwingen, 
mußte da nicht unfer gefamtes Wirtichaftsleben aufs jchwerfte erfchüttert werden, mußte da nicht unter 
den neuen Herren die Vroduftivität der Betriebe und mit ihr die Steuerkraft zurüdgehen, mußte nicht 
das Vertrauen der langjährigen ausländiichen Geichäftsfreunde verlorengehen? ..... 


Leicht wird e8 nicht fein, alle die Eiterbeulen auszubrennen, die das Gift deg nationalen Chauvinismus 
am Bolfsforper hat aufquellen laffen; e8 wird aud) faum genügen, die äußeren Krankheitserſcheinungen 
zu befämpfen, wenn nicht gleichzeitig der Kranfheitserreger, das im Dunkeln fortwirtende Gift, be 
jeitigt wird. Darum ift heute die flipp und flare Beantwortung der Frage unabweislid: Iſt Bolen 
ein Nationalftaat oder ift e8 ein Nationalitätenftaat? 


Wir Hatten vielleicht der Feltitellung des Herrn Minifterpräfidenten — Polen ift ein National. 
ftaat — nicht eine fo entjcheidende Bedeutung beigelegt, wenn nicht der Herr Minifterpräfident im 
unmittelbaren Anſchluß an dieje Feſtſtellung die Sonderrechte dev Minderheiten allzu eng dahin um 
grenzt hätte, daß fie befugt waren, ihre Tprachliche und religiöfe Eigenart frei zu pflegen. Da feblt das 
Wejentlidfte! Für uns Deutſche in Polen kommt aber faum die Pflege religiöfer Eigenart in Frage, 
denn wie wir Deutſchen einerfeits den verjchiedenen Neligionsgemeinichaften angehören, find wir auf 
der anderen Seite allefamt mit unferen polnischen Mitbürgern in den gleichen Religionsgemeinschaften 
verbunden, in Gemeinjchaften, die einen Unterjchied der völkiſchen Zugehörigkeit nicht kennen. Daß es 
die Episfopate der arößten Religionsgemeinfdaften mit den von ihnen gelehrten chriftlichen Lebens: 


* Die Rede wurde namens der Deutjcyen Fraktion im Verlauf der Debatte über eine Regierungserflarung des Polnifden 
Minifterprafidenten Sikorkſi gehalten. 
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Sa tes 

wahrheiten für vereinbar halten, die ihnen anvertrauten Deutichen zur Aufgabe ihres Deutjchtums 
zu beftimmen, und daß der nationale Chauvinismus auch in die Amtsjtuben der polnischen Geiftlichkeit 
beider Bekenntniſſe und auf die Kanzeln feinen Weg aefunden bat, fteht auf einem anderen Blatte. 


Chenfo ijt die Pflege der deutſchen Mutteriprache Iosgelöft von den ftaatlihen Belangen. Unerhört 


B war, daß fih polnische Chauviniſten noh immer für befugt Halten, unter Verlegung des Poft- 
geheimniſſes olme jede geſetzliche Ermächtigung unſere Korreſpondenz zu öffnen und zu fontrollieren, 

4 bedauerlich, daß man es für geboten Halt, uns nach wie vor mit Spikeln und Spionen zu umgeben. 
i Aber fets! Wir haben nichts zu verbeimlichen. Wen unfer Familienleben intereffiert, maq ruhig in 


unjere Interna Einblick haben. Aber fo weit ift wohl bisher noch niemand gegangen, daß er uns im 
eigenen Heim im Gebrauche der Mutteriprache behindern wollte. 


Sollte indeffen der Herr Minifterpräfident unter dem freien Gebraud) dex Mutterſprache ein Redt 
verjtehen, das über die Grenzen des Privatlebens Hinausreidt, ein Recht, das fich in dev Öffentlichkeit 
auswirkt, fo bitten wir, diejes Necht für uns praftifch werden zu laffen. 


Aus den Gemeindeförperichaften in den weltlichen Woiwodſchaften find wir faft reftlos Hinaus 
gedrängt wegen angeblich ungenügender Kenntnis der polnischen Sprache; im oberjchlefiichen Sejm if 
diejer Tage ein Gefeg zur Annahme gelangt, das den ausfchließlichen Gebrauch der polnischen Sprache 
aud) in joldhen Gemeindevertretungen vorjchreibt, die fic) in der Hauptjache aus Deutſchen zufammen- 
jegen, und das 5 Monate, nachdem Oberichlefien an Polen gefallen ift, alfo nad Ablauf einer Periode, 
in der e3 beim beften Willen nicht möglich war, die polnische Sprache zu erlernen. Wir ftellen nur 
ungern Vergleiche mit der Vergangenheit an, aber wir fünnen e8 nicht unterlaffen, darauf binzumeifen, 
daß in den polnischen reifen der ehemaligen Proving die polnische Sprache neben der deutichen nod 
drei Menichenalter nach Einverleibung diejer Proving in den preußiſchen Staat als Amtssprache ju 
qelafjen war. Wir dürfen ferner darauf hinweiſen, daß in diefen Tagen der Senat den Gebraud) der 
Minderheitenfprade felbft für die Kommiffionsfißungen abgelehnt hat. Mit dem »freien« Gebraud) 
der Mutteriprache ift es alfo ein eigen Ding. 


— 


Was uns aber der Minderheitsſchutzvertrag als höchſtes Gut gegeben hat und was für uns die 
i Magna Charta unferer Exiſtenz ift, Das ift die Möglichkeit, auh im polnischen Staat an unferem Volks 
tum feſthalten zu dürfen, ohne daß uns deshalb eine differentielle Behandlung zuteil werden darf .... 


Wenn uns der Minoritätenichußvertrag zur Erhaltung und zur Pflege unferes Volkstums befondere 

Rechte auf fulturellem Gebiete zuerkannt hat, Nechte, die — worauf der Herr Minifterprafident ja 

hinwies — auch in unferer Verfaffung verankert find, fo find alle diefe Sanktionen papierene Lettern 

geblieben. Der Minvoritätenichusvertrag datiert vom Jahre 1919, die Verfaffung vom Jahre 1921! 

Entaegen aber den dort feierlichit verbrieften Rechten ift in den vergangenen Jahren bis auf den heutigen 

Taq alles getan worden, die deutiche Schule zu zerichlagen. Sei e8, daß die Pofalinftanzen entiprechende 

njtruftionen der Sentrale in dev Hand Halten, fei e8, daß fie, nationaliftiich eingeftellt, den Gntentionen 

ihrer Vorgeſetzten am beiten zu entiprechen alaubten, wenn fie den offiziellen Werfungen entgegen 

bandelten: tatlächlich ift der Erfolg ihrer ſyſtematiſchen, zielficheren Arbeit, daß das insbefondere in 

den Weftmarfen einft fo blübende deutfche Schulwesen in Trümmern liegt. Man bat uns unfere Schul 

grundſtücke, unfere Schulgebäude, die wir und unfere Väter aus eigenen Mitteln aufgebaut Hatten, 

‘ ’ weggenommen; man bat uns immer wieder Daran gehindert, andere Gebäude zur Einrichtung von 
deutichen Drivatichulen zu erwerben, man hat die alten deutichen Lehrer dadurd) zur Abwanderung 

veranlaßt, daß man von ihnen in kürzefter Frift die Erlernung der polnischen Sprache verlangte — eine 

| Unmöglichkeit flix alle die, die in Überwiegend oder gar vein deutichen Gemeinden amtierten. Und heute, 
i nahdem wir ung, fo qut es gehen wollte, Hilfskräfte für die Unterrichtserteilung hevangebildet Haben, 
beftreitet man inen die Lehrbefahiqung; den ſeminariſtiſch vorgebildeten Deutfchen aber werden 

Schwieriafeiten bei der Anftellung gemadt. Endlich follen vollqualifizierte Lehrperjonen, die deutiche 
Neichsangehörige find, aud) an deutichen Vrivatfchulen nicht mehr unterrichten dürfen. Dazu fommen 

die befannten Macenfchaften, die uralte Schulfyfteme in einzelne Ortſchaften auseinanderreißen, damit 

die Schiilerzahl unter 40 herabgedrüct wird und fo der Anfpruch auf eine öffentliche Schule wegfällt. 


So fieht die Freiheit in der Pflege unferer Fulturellen Eigenart und die Fürſorge des Staates für 
das deutſche Schulwefen aus! 





Wir hoffen, Herr Minifterpräfident, daß e8 jest anders werden wird. Es gehört in der Tat ein 
eiferner Beſen dazu, Hier Wandel zu fchaffen! Eine grundlegende Anderung des ganzen Syftems! 
; Wenn Staroften, Volizeibeainte und Schulmänner weiter dem Ofaziftenverein angehören dürfen, einem 
Verein, der fih als Hochburg nationaliftiicher Tendenzen die Entdeutjchung des Landes zum Ziele ge 
fest bat, fo ift es ausgefchloffen, daß die andersgerichteten Sntentionen des Heren Minikerpräfidenten : 
ihre Verwirklichung finden .... 
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Nr. 7 
Der Deutfche Generalkonful in Pofen an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Vojen, den 12. April 1923 

Am 10.d. M. it Minifterpräfident General Sitorjti in Pofen eingetroffen und hat im Schloß 
Wohnung genommen. 

Bereits vor der Ankunft Siforffis wurde der Zweck feiner Reife nad) Wojen in der hiefigen Preffe leb- 
haft beiprochen. Dex »Kurjer Poznanſki« bringt die Reife des Minifterpräfidenten mit der Weitmarten- 
politit in Zuſammenhang. »General Sikorſti will«, fo ſchreibt der Kurjer’, »fid) die Sympathien des 
nationalen Lagers fichern, und gwar dadurch, daß er die Entdeutihung der Weftinarfen im Sinne der 
Forderung der Bevölterung Großpolens und Pommerellens vorjdebt.« Der »Dziennik Poznanjfi« 
erklärt, daß der Aufenthalt des Minifterpräfidenten in Pofen vermutlid) zur Löfung der brennenden 
Fragen, unter anderem der Liquidation deutjcher Güter, beitragen würde. 

Nad) den Audienzen fand am Abend im Rathaus ein feierlicher Empfang für den Minifterprafidenten 
ftatt. Er wurde dort von dem Stadtpräfidenten Ratajſti mit einer Begrüßungsrede empfangen, in dex 
Ratajiti hervorhob, dah die deutjche Gefahr nicht nur an den Grenzen beftelhe, jondern aud) im Inlande. 
Sie werde nicht eher befeitigt fein, bis alles deutiche Land in polnifde Hände übergegangen fet und der 
Feind nicht mehr unnötig im eigenen Lande ernährt zu werden brauche. Groppolen fünne ferner nicht 
mehr ertragen, daß als Folge der Politit der Polniſchen Regierung auf jeden deutjchen Cindringling 
einige 10 Morgen Land mehr als auf einen polniſchen Bürger fielen. 

Den Ton, den der Stadtpräfident Natajjki angefchlagen hatte, nahm Sikorſki in feiner Antwortrede 
auf, Die Rede wird in einem Zeitungsabfchnitt dev »Poſener Neuefien Nachrichten«, deſſen Anhalt fid 
mit der durch die polniſche Vreife erfolgten Wiedergabe dedt, gehorſamſt beigefügt. Die Rede hat hier 
einen ftarfen Eindruck gemacht und auf die deutichen Kreife ſeht alarmierend und deprimierend gewirkt. 
Es ericheint mir dringend erforderlid, daß von deutſcher Seite eine Entgegnung erfolgt, Damit das 
hiefige Deutſchtum von einer überftürzten Maffenabwanderung zurüdgehalten wird, 

Ganz befonders Scharf wird in der Rede die Liquidationsfrage behandelt. Die Regierung werde 
ſpäteſtens binnen eines Jahres die Liquidation deutjcher Güter und die Entdeutihung der weſtlichen 
Moimodichaften rüdfichtslos durchführen. — Auffallend ift auch der ſcharfe Ton, den ex gegen die Freie 
Stadt Danzig gebrauchte. »Danzig ift nur eine freie „Stadt und feine ganze Zukunft hängt von Polen 
ab. Die Polniſche Negierung hat nicht die Abficht, die bisherige Nachgiebiakeit weiterzuüben.« 

In der Preſſekonferenz hat Siforffi nochmals die Ciquidationsfrage eingehend berührt und zugefichert, 
dal die Regierung für Liquidationen deutjcher Güter, die unverzüglich durchgeführt werden müßten, 
materielle Mittel in Form von langfriftigen Krediten gewähren würde. 

Am 11.8. M. hat General Sikorſki Vojen wieder verlaffen. 


Stobbe 


Anlage 


Auszug aus den »Pofener Neueften Nadridjten« vom 12. April 1923 


Bei hem feierlichen Empfang im Rathaus hielt Minifterpräfident Sikorſki folgende Rede: 

PQs. ei E8 liegt im unmittelbaren Gntereffe der Minderheit, daß diefer hiſtoriſche Prozeß, 
nah langer Bedrückung durch die Preußiſche Regierung, dieſer Vrozeß, den man Entdeutſchung der 
weitlihen Woiwodſchaften nennt, in einem möglichſt furzen und rafden Tempo vollführt merde. 
Ee wurden in diefer Hinficht übrigens ganz entjchuldbare Fehler begangen. Solange Polen fein 
näher bezeichneter Wert war, fonnte e8 fic) nicht erlauben, elementare Gerechtigkeit auszumeſſen, 
meil jeder Auftizaft auf internationalem Boden al8 Gewaltaft gehindert wurde. 

Der Starte hat immer Recht, und der Schwache wird alg befiegt angejehen, und man jchiebt ihn 
auf den zweiten Glan. Sch ftelle feft, dağ am Vortage der Aufnahme der Yiquidierungsaftion deuticher 
Güter, die der Herr Stadtpräfident erwähnte, unfere bisherige Nadgiebigteit und unfer Schwanfen 
einer raditalen Anderung unterliegen miiffen. Die Negierung, die id) vepäfentiere, will, daß diefe 
Angelegenheit innerhalb eines Jahres beftimmt geregelt wird. 

Die, welche in der Qeit der Gefahr, in der fidh dad Vaterland befand, zuquniten eines fremden 
Staates optiert haben, miiffen aud) die Konfequenzen diefer Option tragen. Je jchneller diefe 
Angelegenheit erledigt wird, defto eher wird aud) die für unferen inneren Frieden notwendige Konjo 
fidierung der Berhaltniffe eintreten. 

Was nun die deutichen Koloniften, die Entdeutfchung der Städte und die Liquidierung der dazu 
beitimmten Induftrieunternehmen betrifft, jo betone id), daß, wer immer uns vor der Welt des Mangels 
an Sumanität bezichtigt, nicht im Einklang ift mit der tatlächlichen Lage. Yolen war buman, ift 
human, und e8 ift möglich, daß fogar allzu große Humanitat unjeren Staat öfters verjchiedenen Gefahren 
ausgefeßt hat. . . ... « | 
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Unmittelbar nah dem Empfang im Rathaus fand im Kabinett des Stadtpräfidenten eine Preſſe— 
fonferenz ftatt, an der die Vertreter faft aller Poſener Zeitungen teilnahmen. Der Minifterprafident 
. gab hier mehrere Informationen über den Stand der Liquidierung. 

Was die Optanten betrifft, fo erklärte General Sikorſki, daß die Regierung diefe Angelegenheit 

in jehr verwicdeltem Quftande übernommen habe... . . Liber die Koloniften äußerte fic) der Minifter- 


präfident, daß die gegemwärtige Volitif der fdynellen Liquidierung weitergeführt werden wird und daß 
es im Sntereffe der Noloniften jelbit Liege, die Liquidierung ſelbſt am raſcheſten durchzuführen. Die 
: Ausweilung von 160 000 Optanten wird das polnifde Clement in Poſen und Pommerellen ftarten. 


Nr. 8 


Der Staatsjekretär des Auswärtigen Amts an den Bolnifchen Geſandten 


Berlin, den 18. Juli 1923 
Herr Gefandter! 
Auf die Note vom 16. Juni d. J. Nr. 3630/23 * beehre id) mich folgendes zu erwidern: 
Seit dem Zeitpunkt, in welchem einige früher preußiiche Provinzen an die Polniſche Republi über- 
gegangen find, hat weit über eine halbe Million Deutjcher, die zum größten Teil dort feit langem an- 
gejeffen waren, diejed Gebiet verlaffen. Die Umſtände diefer Abwanderung, die für die Betroffenen 
vielfach Verarmung und Elend mit fic) brachte, beweijen, daß fie in dev Mehrzahl der Fälle nicht frei- 
willig vor fih ging. Daß diefe Entdeutfchung der weitlihen Provinzen Polens planmäßig aeichieht 
und ein politifches Riel bildet, das nicht nur von nationaliftiichen polniſchen Darteien, fondern aud) 
von den polnischen Behörden bis zu den höchſten Spigen hinauf angejtrebt und gefördert wird, hat der 
frühere Minifterpräfident Polens, Siforfti, in feiner Rede im Rathaus in Pofen am 10. April d. F. ** 
unzweideutig ausgeiprochen. 
Die Haltung der nachgeordneten Behörden in Dolen entipricht diefem Grundjag und diefe Auße— | 
rungen von autoritativer Seite verbunden mit dem Vorgehen der unteren Behörden haben in der Tat 
in Deutjchland den Eindruck erweden müſſen, daß die Toleranz der Polniſchen Regierung, von der 
die Note vom 16. Suni Spricht, auf die Deutiche Minderheit in Polen feine Anwendung findet. 
Sm übrigen geftattet fidh die Deutiche Negierung darauf. hinzuweiſen, daß dag Vorgehen der Wol- 
nischen Regierung aud) mit den bejtehenden Verträgen und den allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
nicht in Einklang fteht. Uber die Frage der Nechtmäßigfeit des polnischen Vorgehens wird in einer 
wichtigen Beziehung der Ständige Internationale Gerichtshof im Haag fih demnächſt autachtlich 
Außern. Mit Bedauern muß aber die Deutiche Negierung feftftellen, daß polnische Behörden, obwohl 
jeit einer Reihe von Monaten in Dresden Verhandlungen über die Regelung der Staatsangehöriafeits- 
fragen ſchweben, fortfahren, aud) in folden Fallen Ausweifungen vorzunehmen und fogar zur Liqui- 
dation des Eigentums zu jchreiten, in denen ftrittiq ift, ob der Betroffene deuticher oder polnischer 
Staatdangehöriger ift. Gerade diefes Vorgehen, das auf das Veftreben fchließen laßt, auch in ungeflar- 
ten Fällen vollendete Tatjachen zu fdaffen, nur um jene Entdeutjchungsattion möglichft ſchnell durch— 
zuführen, dürfte den Herrn Preußiſchen Minifterprafidenten zu feinen Ausführungen veranlaft Haben. 
Das Auswärtige Amt beehrt fidh weiter nachdrüdlich der in der Note vom 16. Juni zum Ausdrucd 
gebrachten Auffaffung zu widerfprechen, als feien die Äußerungen des Herin Preußiſchen Miniiter: 
oräfidenten der Ausfluß einer »conviction hostile« oder einer »agressivité évidentes, Wenn in 
Deutichland an irgendeiner Stelle unfreundlide Stimmen gegen Yolen laut waren, fo find fie ftets 
nur die Reaktion auf Kumdgebungen und Maßnahmen von polnifder Seite. Das Auswärtige Amt 
darf in diefem Sufammenhange daran erinnern, daß der Polniſche Außenminifter, Herr Seyda, in 
jeinem Expofé vor der Senatskommiſſion für auswärtiae Angelegenheiten am 8. Suni, alfo unmittelbar 
vor der Rede des Herrn Preußiſchen Minifterprafidenten, Ausführungen gegenüber Deutichland gemacht 
bat, die notwendig einen jcharfen Widerhall werden mußten. Am 19. Suni hat ferner dev Polniſche 
Staatspräfident Herr Mojciechowfti in RKattowik eine Rede gehalten, in der die deutſche Kultur als 
perfide und Deutichland als ein Staat Hingeftellt wird, dem Gewalt über Mecht geht. Auf zahl- 
reihen Rundaebungen hervorragender polnischer Volitifer in Wort und Schrift, die fogar das Ber- 
bleiben Oſtpreußens in deutſchem Befit als eine Gefahr für Polen bezeichnen, darf in diefem Qujammen- 
Hange ebenfalls kurz Hingewiejen werden. Sn allen diefen Äußerungen fommt tatfächlich ein Geift deu 
Aggreſſivität und der Feindfeligkeit zum Ausdrud, der gelegentlichen deutſchen Außerungen über die 
Entdeutichungspolitit Polens durchaus nicht innewohnt, 

‘ Den verantwortlichen Stellen des Deutfchen Neiches liegt daran, die nadbarliden Beziehungen zu 

Volen zu regeln und Reibungsfladen zwifchen beiden Staaten zu bejeitigen. Die parallelaehende Geld- 
entwertung in Deutjchland und in Polen hat neuerlich wiederum bewiejen, wie eng beide Staaten wirt- 
Ichaftlich verbunden und wie jehr fie beide an einer Herftellung Eorrefter Verhältniffe interejfiert find. 








* In diefer Note hatte der Polnifche Gefandte gegen eine Erklärung proteftiert, in der fic) der Preußische Minifterpräfident 
: am 9. Juni im Preupifden Landtag gegen die Minderheitenpolitif Polens gewandt hatte. 


** Nal, Nr. 7. 


NN 





Die Deutjche Regierung benußt die Gelegenheit feitzuftellen, 
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irgendwie der Entwicklung derartiger Beziehungen zwifchen den beiden Staaten hinderlid) fein könnte. 


Wenn Smifchenfälle wie der vorliegende troßdem eintreten, fo fann das 


nur in jenen Kundgebungen und Maßnahmen von polnischer Seite finden, die in allen deutfchen Kreiſen 
als fpegiell gegen Deutſchland gerichtet empfunden werden müſſen. 
Genehmigen Sie, uſw. 


Frhr. von Walkan 


Nr. 9 


Rechtsautachten Nr. 6 des Ständigen Internationalen Gerichtshofs, 


10. September 1923 * — 
(Aberſetzung) 


Der Völkerbundsrat hat am 3. Februar 1923 folgenden Beſchluß gefaßt: 
»Der Völkerbundsrat it mit gewifien Fragen befaßt worden, die fich auf folgende Tatfachen beziehen: 
a) eine Anzahl von Anfiedlern, die ehemals deutiche Reichsangehörige waren und jest auf polniſchem, 


früher zu Deutichland gehörigem Gebiet wohnhaft find, haben insbefondere auf Grund des 
Artifels 91 de8 Vertrages von Verfailles die polnische Staatsangebörigfeit erworben. Sie beiten 
ihre Güter auf Grund von Rentenautsverträgen; obgleich Diele Verträge mit der deutichen 
Anfiedlungsfommilfion vor dem Warfenftillitand vom 11. November 1918 abgeſchloſſen worden 
waren, hatte eine Auflaflung vor diefem Tage nicht ftattgefunden. Die Volnijde Regierung 
betrachtet fih auf Grund des Artitels 256 des Vertrages von Verjailles ald rechtmäßige Eigen 
tiimerin diefer Güter und Halt fich für berechtigt, die erwähnten Verträge zu annullieren. Infolge 
defjen Haben die polnischen Behörden gewiſſe Maßnahmen aegen diefe Anfiedler erqriffen, die ihre 
Vertreibung von den Gütern, die fie tnnehaben, zur Folge haben; 

die polnischen Behörden wollen Padhtvertrage niht anerfennen, die vor dem 11. November 1915 
zwiſchen der Deutichen Regierung und deutichen Neichsangebörigen, die jest polnifde Staats: 
angehörige geworden find, abaeichloffen worden find. Es find dies Vachtverträge über deutjches 
Staatseigentum, dag fpater auf Grund des Vertrages von VBerfailles, insbefondere gemäß 
Artikel 256, auf den Polnijden Staat überaraangen ift. 


Der Volferbundsrat erjucht den Ständigen Snternationalen Gerichtshof, ein Nechisqutachten über 
folgende Fragen abzugeben: 


I. 


ro 
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Betreffen die unter a und b bezeichneten Vuntte internationale Verpflichtungen dex Art, wie fie 
in dem am 28. Juni 1919 in Verſailles unterzeichneten Vertrage zwilchen den Vereinigten Staaten 
von Amerifa, dem Britiichen Reich, Frankreich, Atalien, Japan und Polen vorgeiehben find, und 
aebören fie gemäß diefem Vertrage zur Suftandigfeit des Bolferbundes ? 
Für den Fall, dak die erfte Frage bejaht wird, eriucht der Nat den Gerichtsbof, ein Nechtsaut- 
achten über die Frage abzugeben, ob das im vorſtehenden unter a und b. bezeichnete Verhalten der 
Polniſchen Regierung im Cinflange mit ihren internationalen Verpflichtungen ftebt.« 
Der Gerichtshof it der Anficht: 
das; die in a und b des Beſchluſſes des Völkerbundsrates vom 3. Februar 1923 erwähnten Dunfte 
internationale Verpflichtungen von der Mrt betreffen, wie fie der am 28. Juni 1919 in 


Verfailles unterzeichnete Vertrag zwilchen den Vereinigten Staaten von Amerika, dem Britifchen 
Reich, Frankreich, talien, Japan und Polen im Auge hat, und daß diefe Punkte zur Zuſtändig— 
feit de8 Nölferbundes gebören, wie fie fid) aus dieſem Vertrage ergibt, | 

daß die unter a und b des erwähnten Beſchluſſes bezeichnete Haltung der Polniſchen Regierung 


nicht im Einklang mit ihren internationalen Verpflichtungen fteht ..... . 
Loder A. Hammarskidld 
Prafident Sefretir 


* Die Deutiche Minderheit hat immer wieder verſucht, Burd) Anrufung der ihr durch internationale Verträge zu ihrem 


Schutz gegebenen internationalen nftanzen zu ihrem Recht zu kommen. 

Beim Mölkerbund find nicht weniger als 154 Beſchwerden anbängia aemacht worden, die die Cage der deutichen Minder 
beit in Polen betreffen. Bor der Gemifchten Kommiffion für Oberichlejien wurden, abgejehen von den in die Taufende 
gehenden Vejchwerden, die ohne Stellungnahme des Prafidenten erledigt wurden, 9O deutiche Beſchwerden verhandelt u 
denen 75 als berechtiat anerkannt wurden, während die Sahl der polnischen Beſchwerden 35 betrug, von denen aber au 12 
als berechtigt anerkannt wurden. 

** Aus der Bearündung des Gutachtens find folgende Gage hervorzuheben: 


»Die Durchführung des Gefeges vom 14. Juli 1920 würde bewirken, Daß das vernichtet würde, was früher geſchaffen 


wurde, nämlich infofern, als das an die Anfiedler qeftellte Verlangen, ihr Heim zu verlafen, eine Entdeutfchung zu 
Folge haben würde. Eine foldye Maßnahme ift Haber, obwohl fie begreiflich fein mag, gerade das, was der Minder 
heitenvertrag feiner Abficht nad) verhüten follte. Die Abficht des Vertrages war zweifellos, eine aefährliche Quelle von 
Bedrückungen, Vefchuldiqungen und Konflikten zu befeitigen, zu verhindern, daß Raſſe- und Glaubenshaf Pla’ areifen 
jowie die bei feinem Abjchluß erworbene Rechtslage dadurd) zu ſchützen, Dak er die in dieſem Zeitpunkt vorhandenen 
Minderheiten unter den unparteilichen Schuß des Völferbundes ftellte.« 


Im 


daß ihrerſeits nichts unternommen ift, was 


Auswärtige Amt die Urſache 
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Nr. 10 
Der Deutfche Generalkonful in Pofen an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Pofen, den 25. September 1931 


Melche Fortfchritte die Entdeutichungsmaßnahmen in den legten Jahren gemadyt haben, wird jest auch 
von polnischer Seite mit geradezu gynifder Offenheit zugegeben. Anlaß zu der Erörterung diefer Frage 
bot für die hiefige Preſſe eine Veröffentlichung, in der das Problem der deutfchen Abwanderung befproden 
wird. Es Handelt fic) um eine Unterfuchung des Warſchauer Forſchungsinſtituts für Nationalitäten 
fragen, erfchienen in der »Nationalitätenfragen« betitelten Zeitſchrift Mr. 1, 2 und 3). Die Unter- 
fuchungen laufen darauf hinaus, daß bis zu dem Jahre 1931 rund 1 000 000 Deutiche aus Polen ab 
gewandert find. 


Wenngleich diefe Zahl hinter unjeren Schäßungen zurüdbleibt, jo ift c8 dod) bemerkenswert, 
daß auch von polnifder Seite eine jo Hohe Abwanderungsziffer als Erfolg der Entdeutfhungspolitif 
zugegeben wird. 


Lütgens 


Nr. 11 
Ausfprache im Britifchen Oberhaus, 15. Juni 1932 


Auszug ; 
(Überießung) 


Cord Noel Burton: An lester Zeit find auf den Tagungen des Volferbundsrates wichtige Fragen, 
die die nationalen Minderheiten betreffen, behandelt worden, vor allem wurde auf der Januartagung, 
ala Ford Cecil die Britiſche Regierung vertrat, ein Bericht verhandelt, der fich mit der jogenannten 
Terrorifierung befchäftigte, die im Herbſt 1930 in der Ukraine ftattgefunden hat. Diefe Vorfälle waren 
der Gegenftand einer von nicht weniger als 65 Mitaliedern des britifchen Parlaments unterzeichneten 
Eingabe und diefe Tatfache unterftreicht das öffentliche Gntereffe an einer Negierungserklärung über 
ihre Tätigkeit in dev Minderheitenfrage. 

Dieje Frage bildet einen fiarfen Faktor in den internationalen Beziehungen. In der Debatte darüber 
im legten Jahr haben alle drei Sprecher, von denen jeder aroße Erfahrung auf diefem Gebiet beißt, 
ihre Wichtigkeit unterjtrichen und diefe Bedeutung ift befonders groß in einer Zeit der Spannungen 
wie der aegenwartigen. Sie bildet den Hauptgrund für Neibungen wijden gewiſſen Staaten, und 
wo folche Neibungen in ftärkitem Ausmaß eintreten, muß die Gefahr von Swilchenfällen, Die zu 
einem großen Unglück führen können, in Rechnung geitellt werden. Ein Beifpiel Hierfür bildet der 
Fall Danzig. Seder fennt die Beſorgniſſe, die mit diefem Fall verfnüpft find. Die deutichen und Die 
franzöfiichen Zeitungen waren voll von ihnen, die deutichen prophezeiten eine Beſetzung durch die Polen 
und die franzöfiichen propbezeiten einen deutſchen Putſch. Lord D’Abernon bat fiirglid) die Lage in 
Danzia befchrieben und von dem Korridor als dem Dulvermagazin Europas geiprochen. Ich jelbit habe 
in Danziq die Schwieriafeiten kennengelernt, die jeden Augenblick zu einem gefährlichen Swifchenfall 
führen fünnen. Auf der deutfchen wie auf der polniſchen Seite aibt e8 Unruhe und diefe hat mehr als 
einmal zu Sufammenftößen geführt, die den Verluft von Menschenleben nach fic) zogen. Erft vor kurzem 
Hat der polnifde Kommiffar mit feinem Rücktritt gedroht, falls nicht der Rommiffar des Völkerbundes 
polnifche Truppen zu Hilfe rufe. Die Verfhärfung der Lage, die zu diefer Sehr aefährlicdhen Situation 
führt, entfpringt in der Gauptfade aus der Behandlung der deutichen Bevölferung auf polnischen 
Territorium und die verderbliden Folgen all diefer Umftände haben fogar ihre Rückwirkung auf die 
Abrüftungsfonferenz, weil fih die Grundlage für die Vefriedung der Bevölkerung in Gefahr befindet. 


Cine andere bedauerliche Folge ift, daß überall die Forderung nach Grengrevifion angeregt wird und 
dadurd) mehr und mehr die europäiſchen Staaten in zwei Lager geteilt werden. Auf der einen Seite 
haben wir Deutfchland, Ungarn und Bulgarien und im engen Sujammenhang mit ihnen Stalien, auf 
der andern fteht das Lager, in dem fih Polen und die Staaten der Kleinen Entente befinden, und 
diefe beflagenswerte Unruhe fann nur durch eine gerechte Behandlung der Minderheiten befänftigt 
werden. Die Minderheitenvertrage Hatten natiirlid) den Zweck, diefe Neibungen zu vermeiden, die die 
Allierten fonft al unausweichbar erfannten. Die Schwierigkeiten der Cage waren zugegebenermaßen 
ernft. Wir Hatten zumindeft 26 Millionen Angehörige der Minderheiten — einzelne Gadhverftandige 
aaben die Zahl nod) viel höher an — und früher untergeordnete Völfer erhielten die Kontrolle über ihre 
isherigen Herren, die febr oft einer hoberen Qivilifation anaebörten als fie felbft. Nad) zwölfjährigem 
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Beftehen diefes Zuftandes follte ein harmoniſches Verhältnis leichter erzielt werden fonnen, als oe fiğ 
in der Tat erwiefen hat. Die Auswanderung ift in der Hauptſache abgeichlofien und ebenfo die Agrar— 
reform; die Bevölferungen find in einer folden Weife als ſeßhaft anzujeben, daß ein harmoniſches 
Verhältnis erleichtert werden müßte, Die Alliierten fahen indefjen voraus, daß fremde Herrſchaft 
genau feftgelegte Schußbeftimmungen notwendig machte. Grenzen nad) ausgeſprochen ethnologiſchen Linien 
zu ziehen war unmöglich, und daher konnte politiſche Einheit nur durch Beſtehenlaſſen der fulturellen 
Unterjchiede erzielt werden. Dementiprechend wurden den neuen auf Veranlafjung der Allterten errichteten 
Staaten Bedingungen auferlegt. i Os. 

Die Minderheitenvertrage beftimmten, daß erſtens Gleichheit vor dem Geſetz beftehen müſſe — ein 
Veifpiel hierfür ift das Verbot, in den öffentlichen Anftellungsverhältniffen Unterjcheidungen durch— 
zuführen —, zweitens kulturelle Rehte, insbeſondere das Recht auf Elementarſchulen in der Mutter- 
\prache der Minderheit, das Redt auf joziale Einrichtungen und das Redt, vor Gericht die Minder- 
beitenjprache zu benugen. Die Durchführung der Verträge unterlag der befonderen Garantie deg 
Völferbundes. Die Garantiefrage ift zugegebenermaßen Schwierig, aber wir müffen uns die Veftimmungen 
ing Gedächtnis zurückrufen, in denen die Garantie niedergelegt war. Die Verträge fagen, daß die 
Verpflichtungen von internationalem Sntereffe unter der Garantie des Völkerbundes fteben, und die 
Garantie wurde vom Völferbundsrat 1920 urh Annahme des Tittoni-Berichtes feftqeleat, demzufolge 
die Garantie befagt, daß der Völkerbund fih vergewiffern muß, daß die Beſtimmungen für den Schub 
der Minderheiten ftändig beobachtet werden. Ein Brud der Gonderqarantien diefer Art verftärft die 
Gefahr ihrer Nichterfüllung. Die Maßnahmen von Mr. Arthur Henderfon als Staatsfefretär hes 
Auswärtigen Amts berechtigten zu Hoffnungen auf Erfüllung der Garantie, was die Gefahr verringerte, 
und e8 ware qut, wenn diefe Verringerung weiter anbielte, 

Ich möchte einen Vorſchlag maden, den, wie ich hoffe, die Regierung Seiner Majeftät günſtig auf- 
nehmen wird. Nad) dem Vorgang des Weifbuches, das fürzlich auf Anregung des Wölferbundes in Ver 
bindung mit den chinefifd-japanifden Ereigniffen des legten Winters veröffentlicht wurde, follte die 
Regierung ein Weißbuch herausgegeben, das für den Gebraud) des Varlaments das Verfahren, die 
Machtbefugniffe und die Verantiwortlidfeiten dev Mitglieder des Völferbundrats im Hinblick auf die 
Minderheiten fowie die Art der Garantie darlegt, die vom Völferbund Hinfichtlich der Ausführung der 
Verträge übernommen worden ift. Wie haben diefe Verträge bisher qewirkt? Die Tſchechoſlowakei ift eine 
einigermaßen qliictlicbe Ausnahme von der im allgemeinen alg bedauerlich zu bezeichnenden Regel. Die 
andern haben ein ſchlechtes Zeugnis. Wir fehen dort einen nicht durch Kluabeit einaedämmten Natio. 
nalismus. Aſſimilierung dure) Zerjtörung der Kultur ift an der Taaesordnuna. Dies war war durd 
den Völferbund vorausgefehen, und es follten Beftimmungen hierfür beiteben, aber der Prozeß geht noch 
weiter Die Formen der Unterdrückung find fic) überall ähnlich, wenn fie auch dem Grade nach veridieden 
find. Wir haben die Unterdrückung der Schulen, wir haben die Unterdrücung der politiichen Rechte, und 
in einer fonft jo melandolifch anmutenden Frage ift für den Gumor aeforat durch die Methoden. mit 
denen die politischen Rehte unterdrückt werden, nämlich die Abficht, der Bevölkerung die Ausübung des 
Wahlrechts dadurd) unmöglich zu machen, daß man auf die brillante dee verfallen ift, die Wahlurnen 
mit Abfall zu füllen, fo daß e8 unmöglich wird, die Wahlzettel hineinguwerfen. Nequlierungen auf land» 
wirtichaftlichem Gebiet find ebenfalls dazu benußt worden, um die Bevölkerung von ungünftia eingeftellten 
Dörfern durd) den Erlaß von Verboten wegen Maul- und Klauenſeuche daran zu hindern, zur Wahl zu 
gehen, Verordnungen, die, wie Euere Lordichaften willen, auf dem Kontinent oft die Bewequnasireiheit 


der Menjchen ebenfo hindern wie die der Tiere. E8 gibt aber oud bie einfachere Methode, die Wähler auf 
dem Wege zur Wahl niederzufchlagen, was ja viel erniter it und ih, wie bewielen worden ift, im Falle 


der Wahlen in Oberſchleſien ereignet bat. 

Außerdem ift weit verbreitet die ungleihmäßige Behandlung ber Minderheiten b 
öffentliche Poften. Ich möchte Eueren Pordichaften zwei oder drei Beifpiele aus für 
Fällen unterbreiten. 

..... Die Alliierten erwarteten große Dinge von Polen, einer Rafie mit einer großen Geichichte 
berühmt in Kunft und Wiffenfchaften, einer Naffe, die den neueren Ziviliiationen in ihrer Nachbarſchafl 
ein Beiſpiel der Weisheit geben ſollte und, wie wir hoffen wollen, geben wird. Aber die Volitif Dols 
ift in Diefer Hinficht, wie wir zugeben müſſen, bisher dem eigenen Staat abträglich geweſen Die Fras 
der deutichen Bevolferung in Polen ift eine fehr dringende Angeleqenheit. Aus dem & orridor und aus Dofen 
find bereits nicht weniger ala 1 Million Deutjche feit der Annexion abgewandert, weil fie die rot eh ain 
dort unerträglid finden, Die Abhängigkeit jeder Verfon von der Gunſt der örtlichen Behörden für Ti 
Erlangung einer öffentlichen Konzeſſion wird benußt, um große Teile der Bevölkerung loszumerde Bi 
Kolonifierung, Die heute nod) den Beratungsgegenftand des Völferbundrates bildet, wird benutst he 
Minderheiten gegenüber Unterfdiede zu machen. Sn dex Schulfrage zeigen fidh Qablen, denen G 
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Ichenfen Cueren Lordſchaften Schwerfallen wird. 45%, der deutichen Kinder in F horn und Pofen find 


zahl der Schulen ift 
Vertrag mit Polen, 


ei der Berufung auf 
lid) vorgefommenen 


ihrer Schulen beraubt und in polnische Schulen getrieben worden. Sn der Geſamt 
ein Rückgang von 50°/, eingetreten. Das iſt eine direkte Verlegung des Artikels im 
der bejtimmt: 


Polen wird dafür forgen, .... daß in den Volksjchulen den Kindern d qi 
eigenen Sprache erteilt wird. « er Unterricht .. 


.. in ihrer 








— | ee 


Cin fehr merfwürdiges und inteveffantes Beiſpiel ift jest zu meiner Kenninis gefommen, für deffen 
Wahrheit ic) mich) verbürgen fann und das die Behandlung der proteftantifchen Sonntagsſchulen betrifft. 
Dort hat man ein Syſtem, das dem englijchen jehr ähnlich) zu fein ſcheint. Die Lehrer find nicht Berufs- 
fräfte, und hier hat ein vorjäglicher Angriff auf das ganze Syftem der Sonntagsfchulen ftattgefunden. 
Die Polizei brah in diefe ein, die Lehrer wurden in einen Raum eingeſchloſſen, die Kinder, während fid) 
die Lehrer nebenan hinter Schloß und Riegel befanden, verhört und die Bücher befhlagnahmt. Dies ift 
Verfolgung gemeiner Art und offenſichtlich Teil des Verſuchs, den Gebraud) der Sprache fo weit zu 

. unterdrücen, wie er nur unterdrückt werden fann durch tatfadliche Verminderung des Ausmaßes, in dem 
die Bevölkerung ihre Sprache lefen und jchreiben lernt. Sie fann die Sprache in ihrem eigenen Haus 
fpredjen, aber e8 bleibt ein Verſuch, die Sprache zu unterdriicien. Nod) ernftere Dinge ereignen fic) in dem 
ukrainischen Teil Poleng. Die Ukraine fcheint von uns weit entfernt zu fein, aber fie geht dod) die ganze 
Welt an, denn fie bedeutet eine für die Gntereffen des Friedens wichtige Frage. Die Ukrainer find ein 
viel größeres Volk, al wir uns zu erinnern gewöhnt find. 6 Millionen von ihnen leben in Polen, fie 
bilden, abgejehen von den Briten und Franzoſen, die größte Volksgruppe in Kanada, daher find fie in 
einem hohen Mah zur britifchen Angelegenheit geworden. Im polniſchen Oftgalizien wurden vom Ende 
des Krieges bis 1928 die Volksſchulen um zwei Drittel vermindert, nämlich von 2400 auf 745. In den 
Univerfitäten, in denen die Ufrainer unter öſterreichiſcher Herrſchaft 11 Lehrjtühle innehatten, befigen 
fie jest feinen, obwohl ihnen 1922 von der Polniſchen Regierung eine eigene Univerfitat verſprochen 
worden war. In dem Teil der polnifchen Ukraine, der früher zu Rußland gehörte, in Wolhynien, find 
die Bedingungen nod) härter. Hier gibt es ein umfangreides Syftem der Kolonifierung durch frühere 
Soldaten, und diefe Leute — bewaffnet und Ungefeslidfeiten nicht abgeneigt — verfolgen ihre Nachbarn 
in einer duferit bedauernswerten Weiſe. Die Genoffenichaftsläden, die ein Merkmal der ükrainiſchen 
Candwirtichaft find, werden unterdrüdt, und alles dies ift meiner Meinung nad) Teil der Politik, die 
Bauern ununterrichtet und uneinig zu erhalten. Gn der ganzen Ukraine gibt e8 überdies das Syſtem 
polizeilicher Ausweife für jeden, dev irgendeine Genehmigung erhalten will, und dies führt zu einem all- 
gemeinen Syftem polizeilicher Verfolgung. Ein ungünftiger Polizeibericht befiegelt natürlic) das Schickſal 
eines Schullehrers, der fic) nicht befonderer Gunft erfreut. Wir fonnen in diefem Zuſammenhang eine 
befonders beflagenswerte Tatfache nicht beifeitelafjen, nämlich die Folterung von Gefangenen in Gefäng— 

niſſen und von Verdächtigen, die ſich die Ungnade der polniſchen Behörden zugezogen haben. Uberzeugende 
Beweiſe dafür, daß in ſolchen Fällen mittelalterliche Folter angewandt werden, liegen zu meinem 
Bedauern vor. 


Dieſe Behauptungen wurden im Völkerbundsrat durch Lord Cecil als Delegierten der Britiſchen 
Regierung als das Gewiſſen der Menſchheit erſchütternd bezeichnet. Sie ſind vom Rat nicht unterſucht 
worden, wie das hätte erfolgen müſſen. Der Bericht wurde ohne Unterſuchung angenommen. Die An— 
ſchuldigungen ſind beachtlich für die Frage der Minderheiten, die Gegenſtand des Ratsberichts vom 
Januar war. Dieſe Terroriſierung war aus dem Ratsbericht genügend bekannt, aber ich möchte Euere 
Tordſchaften doch an ihre Not erinnern durch Verleſung der Worte eines ausgezeichneten Rechtsgelehrten, 
der der Krone in den Kolonien gedient hat, Six Walter Napier, der folgendes ſchrieb: »Die Führer des 
Dorfes wurden umringt, in eine Scheune getrieben, entkleidet, niedergehalten und mit dicen Stöcken, 
die zum Drefchen gebraucht werden, geſchlagen. Ärzten war e8 verboten, von den Städten in die Dörfer 
su gehen, und Bauern, die den Verſuch machten, fich zur Behandlung in die Städte zu begeben, wurden 
durch die Polizei zur Umkehr gezwungen.« 


tur mit aroßem Widerftreben Evitifiert man einen befreundeten Staat, aber nichts wird, wie Die 
Beratungen im Völferbundsrat gezeigt haben, gewonnen, wenn man den Brud von Verträgen ignoriert, 
wenn diefe Vertragsbrüche abgeftellt werden können. Wir dürfen nicht vergeffen, daß Polen aanz 
befondere Urſache hat, dieje Verträge zu beachten, denn die ihm zugeftandenen Annerionen wurden ihm 
unter dex Bedingung zugeftanden, daß e8 diefen Gebieten Autonomie gewährt. Diele Beltimmung wurde 
von der Botjchafterfonferenz 1923, in der unfer Land ein führendes Glied war, aufaeftellt. .... 


ord Dicinjon: Ach hoffe, Sie werden mir erlauben, ein paar Beobachtungen denen Hinzuzufügen, 
die mein Freund Lord Noel-Burton vorgebracht hat, und ihm gleichzeitig dafür zu danken, daß er die 
Angelegenheit vor diefem Haufe zur Sprache brad)te. Vielleicht mag man fih manchmal fragen, warum 
wir uns berechtigt fühlen, Euere Lordſchaften zu bitten, diejem Problem Aufmerkſamkeit zu jchenfen, 
aber ich alaube, ich fann zwei Tatfachen erwähnen, die meiner Meinung nad) fiher die Beanſpruchung 
einiger Minuten Ihrer Zeit mit diefer Sahe rechtfertigen. Bor allem ift das Problem eines von er- 
heblichem Umfang — von viel größerem Umfang, als man gewöhnlich alaubt —, denn e8 gibt in jedem 
Sande gewifje Minderheiten, mandhe zahlreicher, mandhe fleiner. Sie find natürlich, wie der Name jagt, 
Minderheiten — jehr oft eine Eleine Minderheit —, aber die Geſamtzahl dev Verfonen, die unter den 
Bedingungen von Minderheitenverträgen leben, ift bedeutend. Ihre Zahl anzugeben, ift Schwierig. ES 
wurden Zahlen wie 20, 30, 40, ja fogar 50 Millionen genannt, je nachdem, ob diejenigen, die die Zablen 
angeben, geneigt find, fie zu verkleinern oder zu vergrößern, aber ich glaube, daß man ungefähr ridtig 
ichäßt, wenn man jagt, daß mindeftens 30 Millionen Menſchen von der richtigen Durchführung der 
Minderheitenverträge in Europa abhängen, und wenn irgend jemand für die Minderheitenverträge 


verantwortlich ift, jo ift e8 ſicher die Britiſche Regierung. 
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in Varis wurde die Frage, wie fidh Lord Cecil of Chelwood erinnern wird, in aroßer Ausführlichkeit 
erörtert, und es war nidt febr einfad, überhaupt die Annahme der Minderheitenverträge Au erreichen. 
Ich war damals nicht anwejend, aber mir ift geſagt worden, daß ohne den Nachdruck, den Die Vertreter 
dieies Candes der Frage aaben, die Minderbeitenverträge wohl niemals entitanden wären. Wenn dem 
fo iſt, dann ſcheint mir, dah die Regierung Seiner Majeität und ihre Vertreter in Genf einen befonderen 
Teil der Verantwortung dafür tragen, darauf zu achten, daß diefje Verträge wirkſam gemacht werden. 

Ich beabſichtige a 
erens, weil id bei meinen Bemerfungen lieber eine Bezugnahme auf irgendein beitimmtes Vand in 
diejer Sinficht vermeiden möchte, und zweitens, weil ich weiß, dab e8 befonders in Polen und in allen 


und den Völferbund behandelt worden ift. Mein Gntereffe an diefer Frage ftammt aus der Krieaszeit. 
Ich babe nihit den Worzua, den Often fo aut zu fennen wie mein Freund, aber unmittelbar nad) Dem 
Kriege befudte id) diefe Vander aus befonderem Intereſſe für die Minderheiten und für jeden, der zu 
dieſer Zeit dorthin fam, war eg offenfichtlich, daß hier ein Problem beftand, von dem der Friede Europas 
und vielleicht der Welt abhängen würde. Von der richtigen Löſung der Beziehungen diejer Minderheiten 
zu der Bevölkerung, in deren Mitte fie leben, hing, und ih glaube hängt nod) heute der zukünftige Frieden 
Europas ab. 


Sin allen diefen Ländern finden Sie große Gruppen von Menjchen, die von ihren Nachbarn in beinabe 
jeder Hinficht, ja man fann fagen, überhaupt in jeder Hinficht, abweichen. Sie untericheiden fih in ihrer 
Sprache, in ihrer Religion, in ihren fulturellen Bindungen, in ihren Yebensbedingungen, ihrer Ge 
ſchichte und in jeder Einzelbeit von den Menjchen, von denen fie umgeben find, und fie find, wie Euere 
Lordſchaften febr wohl willen, tets die Urſache für einen aroßen Teil der Schwierigfeiten im Often 
Europas gewejen. Der Krieg änderte die Lage in zweierlei Hinficht. Cinerjeits befreite er eine aroe 
Rahl von Menichen, von denen man jagt, dap fie bisher unter dem Joch fremder Herricber lebten. Er 
befreite eine größere Zahl als die, die er andererjeits wieder einem ſolchen och nach dem Krieg unter- 
wart, und inſoweit ift der Krieg ein Vefreiunastrieg geweſen. Aber auf der anderen Seite unterwarf 
er viele Millionen Menichen neuen Bindungen, und diefe waren in der Regel Menichen, die, wenn fie auch 
nicht immer ihren Nachbarn überlegen waren, dod) ficherlich glaubten, von böberem Wert zu fein. 
Anitatt dağ Rumänen den Ungarn, Polen den Deutichen, Tſchechen den Öfterreichern untertan waren, 
wurden Deutiche, Ungarn und Ofterreider andern Staaten unterworfen, und e8 war aanı flar, dak 
unter Diejen Umitänden nichts anderes die Verſöhnung in Europa berbeifübren fonnte als eine febr 
großzügige Ausübung der Rechte der Regierungen über diefe Menfchen. ... . 


Weil diefje Minderheiten ihre vertraglichen Rechte befisen, hat die ganze Frage eine ſolche Bedeutuna 
gewonnen, und weil fie glaubten, dab ihnen diefe Rechte vorenthalten werden, it in den Minderbeiten 
das Gefühl entitanden, daß fie feine Hilfe von dem internationalen Organ, dem Völkerbund, erhalten 
fönnen, das gerade zu dem Swed geichaffen worden ift, ihnen Gerechtigkeit zuteil werden au laſſen. 
Das Ergebnis ift, dab fie Abhilfe und Gerechtigkeit niht vom Völkerbund, fondern von anderen Stellen 
erwarten. Sie fehen nicht auf uns, fondern auf Deutjchland. Denn die deutichen Vertreter im Nölfer 
bund find die Vorfämpfer der Minderheiten geworden. Deutjchland bat mit dem Entwurf der 
Minderheitenvertrage nichts zu tun, Deutjchland felbft erhob feine Einwendungen aeaen die Annahme 
der Verpflichtungen der Verträge, als e8 dem Volferbund beitrat. Wenn jest irand jemand in der 
Verfammlung oder im Rat eine Frage aufwirft, dann ift e& der deutiche Mertreter, der die führende 
Rolle übernimmt. Cs jcheint mir ein großer Grrtum unferer Regierung zu fein, dak fie dieſe Cage 
Hat entftehen lafen. An den Minderheitrechten war die britifche öffentliche Meinung sets intereffiert 
und ich wäre glücklich, wenn wir fefiftellen fönnten, daß etwas aftivere Schritte von unferen Vertretern 
in dieſer befonderen Richtung unternommen würden ..... 

Viscount Cecil of Chelwood: Ich bin ficher, dağ niemand von Inen alauben wird, 
Freund Ford Dickinſon entjculdigen mußte, als er einen fo intereffanten Berich 
wichtige Frage eritattete. Er war gewiß berechtigt zu fagen, dak eine geſchichtliche 
dieiem Land und der Minderbeitenfrage befteht. Er bezog fidh auf die Ereianifie 
Er hätte noc) viel weiter zurückgehen fünnen. Wenn er die Vrotofolle der Berliner Konferenz durchficht 
die zu dem Berliner Vertrag führten, wird er finden, daß der Britiiche Nußenminiiter ones Ta | es 
einem Teil der Mutor zufammen mit, id qlaube, dem Franzöſiſchen Aufienminifter der all cin de 
Vorſchlags war, daß, wo immer ein Land durch einen Vertrag eine beträchtliche Gebietäper —— 
erfährt, dieſem Lande aud) die Verpflichtung auferlegt werden follte, feine Minderheiten u ‘hiker 0 

Ganz zweifellos ift diefe Frage von fehr qrofer Bedeutung. Das Minderbeitenproblem ii fiir eine 
großen Teil der Unruhe verantwortlich, die unglücklichermeife noch immer beiteht, befonders i Mittel, 
europa. Sch glaube aber auch, es ift nur billig, zu fagen, daß die Frage eine ber fciwieri u 
delifateften ift. Ohne jeden Zweifel bat auch jeder Minderbeitenitreit, wie Bord Noel Bury + 1g * und 
Seiten. Auf der einen Seite beſteht der Wunſch der Mehrheit des Landes. das Gebiet md bi Aie jwei 
rung zu einigen, feine Pofition zu ftärfen und im oft mißbraudhten Namen bea — —— 
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juden, alle Oppofition gegen diefe Einigkeit auszurotten. Auf der andern Seite haben Sie das jehr 

natürliche Gefühl, das jehr lobenäwerte Gefühl, wenn Sie wollen, der Minderheit die ihr eigene, 

bejondere Eriftenz innerhalb des Staates zu erhalten. Die Minderheit wertet ihre Verbindung mit 

ihrer alten Nationalität wahrfcheinlich febr hoch, und fie hat den fehr ftarfen fentimentalen Wunfch — | 
id) gebrauche Hier das Wort fentimental nicht in einem herabwürdigenden Sinne —, ihre Stellung 

zu erhalten. Es ift flar, daß, wenn diefe beiden Richtungen zufammenprallen, e8 jehr große Schwierig. 

teiten geben muß. ..... 


Lord Noel Burton fagte, dağ in mander Ginficht diefe Minderheitenfrage ein Vulvermagazin bedeutet, 
und id) ftimme mit ihm überein. Sie ift angefüllt mit Exbplofivmaterial, Als Beifpiel führte er Danzig 
an, aber ich glaube, er wird mit mir darin übereinstimmen, daß hier nicht eine typische Minderheiten 
frage vorliegt, wenn die Lage dort auch ernfte Schwierigkeiten enthält, die die Aufmerkſamkeit des 
Völferbundes im hohen Maße auf fic) gezogen haben. Dort haben Sie einen Staat von Überwiegend 
deutfdem Charakter innerhalb eines Candes, das überwiegend polnisch ift, und den Sujammenprall 
von zwei Nationalitäten, die offenbar ftets einander feindlich gefinnt find, wenn fie zufammentreffen. 
Meiner Beurteilung nach ift dies nicht ein typischer Minderbeitenfall, da er nicht unter die Minderheiten 
verträge fällt. E8 ift ein Fall von zwei anscheinend unverföhnlichen Volksteilen, die durch Anwendung 
der Verträge in eine beftimmte Sufammenftellung gebracht worden find. .... 


An der Minderheitenfrage muß e8 die erfte Aufgabe fein, zu verfuchen, die in Frage fommende Negie 
rung zu überzeugen, daß fie fidh beffer benehmen und Garantien für ein befferes Verhalten geben follte. 
Um den Fall Polens und der Ufraine herauszugreifen: Die Verzögerung war, wie ich höre, in diefem 
salle durch Die Bemühungen bervoraerufen, die Volnifehe Regieruna zu veranlaffen, eine Art von 
Garantie oder eine Erklärung abzugeben, daß fie ein neues Syſtem fchaffen wolle, das die Schwierigkeiten 
bejeitigen würde. Das erfordert Zeit. Das Problem befteht nicht darin, eine Mafchinerie oder ein 
Komitee zufammenzubringen, fondern liegt in der Schwierigkeit, delifate Verhandlungen mit Schnellig- 
feit zu führen. ..... 


Der Staatsfefretar für Krieg (Viscount Hailsham): ..... Was die Ufrainer betrifft, fo 
ift Die ganze Frage der Stellung diefer Minderheit indiefem Jahr vor den Völferbund gefommen als Ergebnis 
der fogenannten Befriedung der polnifd-ufrainijden Provinzen im Jahre 1930. Eingaben gegen die 
Handlungen der polnischen Behörden in diefer Angelegenheit wurden im legten Jahr dure) ein Dreier: 
Komitee erörtert, deffen britiiches Mitglied Lord Cecil war. Diejes Komitee fam zu dem Schluß, dağ 
ein prima facie-Fall der Verlegung der Minderheitenvertrage durch die Polniſche Regierung vorläge. 
Der Bericht über diefe Frage wurde dem Völferbundsrat am 30. Januar Ò. Y. durch Herrn Sato, Mit- 
qlied der Japaniſchen Delegation, vorgelegt. Diefer Bericht gab der Anficht Ausdrud, daß die polnischen 
Behörden zu ihrem Vorgehen in hohem Maße provoziert worden feien, daß fie nicht die Abficht hatten, 
eine ſyſtematiſche antiufrainifehe Volitif zu verfolgen und daß fie in Zukunft eine verföhnliche Haltung 
annehmen und fidh bemühen würden, mit den verantwortlichen Elementen unter den Ufrainern für die 
Befferung der Lage in den ufrainifchen Provingen zufammenzumwirfen. 


Man wird fich ferner erinnern, daß bei der Beratung des Berichts im Völferbundsrat Lord Cecil, 
der für die Britifche Regierung fprach, die Aufmerkſamkeit feiner Kollegen auf die äußerſt bedauerliche 
Natur einiger der in dem Bericht erwähnten Vorfälle lenkte, erklärte, da8 von Herrin Sato ausge; 
ſprochene Bedauern darüber zu teilen, daß die Polniſche Regierung den unfchuldigen Opfern der durch 
ihre Beamten begangenen Mißbräuche feine Entſchädigung zuaeitanden habe, und der Hoffnung Ausdrud 
gab, dak die Volnifde Regierung energifche Maßnahmen zur Verfohnung und Vefriedung ergreifen 
wirde. Er drückte auch fein Bedauern darüber aus, daß Anfchuldigungen über die Mißhandlungen 
ufrainischer Gefangener, die in den Eingaben enthalten waren, nicht unterfucht und zum Gegenftand 
eines Berichts gemacht werden follten und wies darauf hin, daß, wie die Dinge jest lägen, diejenigen, 
die die Anschuldigungen erhoben hätten, fagen könnten, daß ihre Beichuldigungen von der Körperfchaft, 
an die fie fih gewendet Hatten, weder zurückgewieſen noch unterjucht worden feien. .... 


Was den Fall der Deutichen in Pofen und im Korridor betrifft, den dex edle Lord erwähnt hat, fo 
ift die Lage die, dak bis vor furzem diefe Eingaben in der Hauptiache aus Klagen einzelner Mitglieder 
der Minderheit beftanden, die darüber Klage führten, wegen ihres Volfstums in Fragen wie der Ent- 
eianung oder Beichränfung ihres Eigentums unter dem Agrarreformgeſetz oder der Gewährung oder 
Zurückziehung von Erleichterungen auf dem Gebiete der Erziehung, von Alktobolverfaufslizenzen und 
ähnlichem benachteiligt zu werden. Gn den meiften diefer Falle war e8 nicht möglich, auf Grund der 
uaänalichen Unterlagen die Behauptung der Wolnifchen Regierung in Frage zu ftellen, daß die Sand: 
[ungen ibrer Behörden durch rein praftiihe Erwägungen bervoraerufen worden feien, wie dem tiber- 
mäßigen Verhältnis des Großgrundbeſitzes in einem gewiffen Gebiet oder der übergroßen Zahl von Alto 
holkomeſſionen in einer beftimmten Stadt, und daß fie nicht eine Beeinträchtigung irgendwelcher dure) 
die MinderHeitenvertrage gewährten Rechte bedeuteten. Immerbin liegen dem Völkerbundsrat ver 
ichiedene Eingaben vor, die fidh mit dev Frage der Diskriminierung als Gejamtproblem befaffen und 
Neraleichsitatiftifen enthalten, die eine ungleihmäßige Behandlung von Verfonen deutichen und pol 
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niiden Volfstums in aroen Gebieten nadweifen follen. Solde Statiſtiken erfordern ſehr ha egg 
Unterfuchungen, die aeaenwärtig vorgenommen werden, und che nicht die Ergebniſſe dieſer Prüfung 
vorliegen, wird es für die Regierung Seiner Majeſtät natürlich unmöglich ſein, eine Erklärung über 
die Frage abzugeben. ..... da 

Mir find dankbar für alle nur möglichen Anregungen, die uns helfen würden, eine befriedigendere 
Erfüllung der durch diefe Minderheitenverträge übernommenen Verpflidtungen herbeizuführen. Wir 
find uns aber aud) bewußt, dah die Frage, wie die Durchführung derartiger Verpflichtungen erzwungen 
werden kann, notwendigerweiſe eine ſehr delikate iſt. Das ganze Problem jeder Art von „wangs 
maßnahmen enthält offenfundig zahllofe Schwierigkeiten, und ein erfolglojer Berjud), die Beachtung 
derartiger Verträge zu erzwingen, oder ein erfolglofer Verfuch, fih für die Sahe einer Minderheit 
einzufesen, könnte der Sade der Minderheit felbit leicht mehr Schaden zufügen als die ruhigere und 
weniger Aufieben erregende Methode, auf die in Frage kommenden Regierungen Einfluß auszuüben. 
Trog aller Wünſche, diefe Verträge dem Budhftaben und dem Geift nah voll beobachtet zu ſehen, IM 
Seiner Majeftat Regierung genötigt, zu befennen, dab, wie die Dinge im Augenblid ftehen, fie nicht 
fieht, daß fie felbit mebr tun fonnte, al8 fie in der Vergangenheit zu tun verfucht hat.* ..... 


Nr. 12 
Der Deutjche Generalkonful in Pofen an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Hofen, den 2, März 1933 
Wieder hat die Agrarreform in diefem Jahr dem Deutſchtum wertvollen Boden entzogen und der 
deutichen Minderheit mit erbarmungslofer Harte vor Augen geführt, daß fie fic) hier einem hartnädiaen 
und planmäßigen Angriff gegenüberfieht, der legten Endes ihre Vernichtung und Verdrängung zum 
Riel bat. 


— 





> 


* Auch in den Öffentlichen Sitzungen des VBölferbundsrates ift wiederholt von Vertretern verjchiedener Staaten bei der 
Behandlung von Eingaben der deutjhen Minderheit in Polen die Bedeutung und Notwendigkeit des Schutzes der Minder 
heiten und ber Unterlafjung aller Unterdrüdungsmaßnahmen hervorgehoben worden, namentlic) aud) im Sntereffe der Er 
haltung des Friedens: 

Bei der Behandlung einer Petition des Deutfden VolfShundes vom 19. Mai 1928, betreffend bie Sicherbeitsverbältniiie 
in Polniſch-⸗Oberſchleſien, in der öffentlichen Sigung des Völferbundsrates vom 8. September 1928 führte das Gollandiiche 
RatsmitaliedD VBeelaerts van Blodland folaendes aus: : 

»Er teile die Suverjicht des Berichterftatterd, wenn Diefer erkläre, daß qeqebenenfolls auf Grund der einaeleiteten 
und im Suge befindlichen Unterfuchungen geeianete Maßnahmen binfichtlich der Schuldigen aetroffen werden würden 
Indem er felbjt den Bericht annehme, |predye ex aber aleidyzeitig die fefte Erwartung aus, dah die Dolnifhe Neaieruna 
verfiehen werde, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die Bevölkerung zu berubiaen und Hierdurch das 
Vertrauen der Bevöllerung in den Bölferbund nod) zu erhöhen, der die Aufgabe habe, auch über die ntereifen der 
Minderheiten zu wachen.« (Societé des Nations, Journal Officiell 1928 p. 1490.) i 

In der öffentlichen Cigung des Volferbundsrates vom 26. September 1928 bei Behandlung einer Petition wegen Schließung 
beuticher Minderheitsjchulen im polniſch gewordenen Teile Oberjchlefiens fah fic) acaenüber dem Verbalten des Nolniscden 
Ratsmitgliedes, deg Wufenminijters Zalejki, das Kanadifche Natsmitalied Dandurand veranlakt, einen bejonderen Appell an 
die Polnifde Regierung zu richten. Mad) dem Siyungsprotofoll hat er dabei folacndes ausgeführt: x 

»Er bejchränfe fidh darauf, eine Bitte auszuſprechen. Die Lage an Ort und Stelle fei ihm nicht befannt, aber er 
denfe an bie 25, 30 oder 35 Kinder, die moraen ihrer Schule beraubt fein würden, die fie noch ” heel ; 
bürfen.« (Societé des Nations, Journal Officiel 1928 p. 1678.) 

2 Als in der Sitzung des Völferbundsrates in Lugano am 15. Dezember 1928, in ber lediglich Minderheitäbefchwerden aus 
Oberichlefien, und zwar ausjchlichlid, aus dem polniſch gewordenen Teile, verbandelt und beraten wurden, der Polniſche Auken 
minifter Zalejfi als Natömitglied ın einer längeren jchriftlich formulierten Erklärung das Eintreten des Deutichen Nolkäbundes 
in Rattowig für die Intereſſen des Deutſchtums durd) Petitionen beim Wölkerbundsrate ala eine nicht zu Duldende Sanblunas. 
weife erklärte, fah fid) der damalige Natsprafident, der Franzöſiſche Uufenminifter Briand, aenötiat, aeaenüber bok Saikun 
Ausführungen die Wahrung der Rechte der Minderheiten als eine der vornehmiten internationalen Pflichten deutlich we 
zuftellen. Er fprad) von »der heiligen Cache und den heiligen Nechten der Minderheiten« und aab zum Schlufie d en 
jicheruna ab: | a cher Ie Der 

»Die Rechte ber Minderheiten werden nicht vernachläffigt werden.« (Societé des Nations 
p. 70, 71.) 

Uls in der Volferbundsratsfigung vom 24. Januar 1931 die Schlußbehandluna der zwei Noten der Deutichen Rosa 
regierung vom 27. November und 9. Dezember 1930, betreffend die Lage der deutfchen Minderheit in A ae ot 
Schlefien (Polen), und der Note der Deutjchen Neichöregierung vom 17. Dezember 1930, betreffend die Qane “egress 
Minderheit in den Woiwodſchaften Pofen und Pommerellen (Dolen), ftattfand und der vom Völferbundsrat oa lia aes 
des Berichterftatters, des Gapaners Yofhijawa (Societé des Nations, Journal Officiel 193] p. 237 238) * ee verich 
wies das Britiſche Ratsmitglied, der Außenminiſter Henderſon, auf das große Intereſſe hin, 7, vorgetragen war, 
in England, für die Minoritätenfrage in Oberfchlefien habe. Sodann nabm er Anlaß, 


geſtern hätten beſuchen 


‚ Journal Officiel 1999 


a. 


ae 
Das die É Nentlichfeit, vornehmlich 
N 


bejonders : A el : i 
loyale Ausführung der internationalen Minderheitöverpflichtungen eine Cebensnohvendigteit für * et Wie die 
Friedens fei. Nady bem Protokoll erklärte er: “ufrechterhaltung des 
»Er wolle heute weniger in feiner Cigenfdjaft als Vertreter Großbritanniens, ſondern vielmehr ala. Mean 
Mates Sprechen. Er habe es nicht nötig zu fagen, wie gliidlich er fei, bak das durch die Mind helt is ’ Hrapident des 
Ubereinfommen betreffend Oberſchleſien vorgefehene Syſtem feitens des Rates fo entfchieden n a ae = 
Syſtem bilde einen Teil des öffentlichen europaifden und Weltrechts,; man babe anläßlich der —— —— tejen 
verträge erfannt, daß Die loyale Durchführung der Minderheitenverträge von [ebenswichtiaer © Hr, ber üriebend. 
haltung des Friedens fei ...« (Societé des Nations, Journal Officiell 193] p. 238 ger Bedeutung für bie Er. 
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Diefer Angriff wird in zwei Richtungen geführt: 
1. Gegen die wirtichaftlide Exiſtenzbaſis. 
2. Gegen den fulturellen Befisftand. 


Der doppelte Drud, der auf diefe Weife ausgeübt wird, foll die Minderheit allmählich ſeeliſch zer- 
miirben und ihre Widerftandsfrajt breden. 


Hinfichtlich des gegen die deutſche Exiftenzbafis geführten Kampfes fteht die Verdrängung von Grund 
und Boden im Vordergrund. Etwa 70 bis 80 9/, der deutjchen Bevölkerung lebt direkt oder indireft von 
der Yandwirtihaft. Die Zerſchlagung des deutſchen Grundbefiges trifft daher nicht nur den Eigentümer 
allein, fondern gleichzeitig eine ganze Reihe von Cinjelexiftengen, die von ihm abhängig oder auf ihn 
angewiejen find. Man kann fomit ermeffen, was der in den legten 14 Jahren eingetretene Berlujt von 
Grund und Boden für die Gefamtheit der deutſchen Minderheit bedeuiet. 


Der deutiche Bodenverluft feit 1919 fest fic) folgendermaßen zufammen: 


a) unmittelbare Riauibation ...... ccc 153 100 ha 
E E a x anne 7717 159 287 » 
ia REINE. i aa nots toes sues nie DR FT Wet RT AR EO 58 700 » 
d) Folgen der allgemeinen Rechtsunſicherheit ........... .. .........4224 50 000 » 
6)! Mieberlaufßberorbuuiig. 0... ee 72718 » 
RR 52460 » 





546 265 ha * 


Der Verluft in knapp 14 Jahren beträgt alfo weit über */, Million ha, Dazu fommen nod) rund 
200 000 ha ftaatliden Befises und rund 300 000 ha Forſtbeſitz. Auch dieſer Verluſt bedeutet eine 
Schwächung des Deutfchtums im Hinblid auf die aroße Anzahl deuticher Arbeiter und Angeſtellter, Die 
dort ihr Brot verdienten. 

Mit gleicher Sielficherheit richtet fidh der polniſche Angriff auch auf allen anderen Gebieten gegen 
die Exiſtenzgrundlagen der Minderheit. Entlafjungen von Arbeitern, die fic) zum Deutſchtum befennen, 
haben einen erfdrectenden Umfang angenommen, Langjährige Angeftellte werden penfionslos oder mit 
geringen Abfindungen aus ihren Arbeitsplägen verdrängt. Deutiche Handwerker und Gewerbetreibende 
werden bovfottiert. Arzte verlieren ihre Kaſſenpraxis, Apothefer werden enteignet, Schankkonzeſſionen 
entzogen. Überall find nicht ſachliche Motive maßgebend, Sondern einzig und allein die Tatjache, daß es 
fidh um deutſche Menichen handelt, die an ihrem Volkstum fefthalten wollen. 


Nicht beffer fiebt es auf dem fulturellen Gebiet aus, Hier wird mit befonderer Zähigkeit gegen die 
deutichen Unterrichtsbetriebe vorgegangen. Im Jahre 1924 waren von den mehreren taufend deutſchen 
Schulen in Pofen und Pommerellen 557 Unterrichtsbetriebe übriggeblieben. Bon diefen 557 find bis 
zum Sabre 1932 nod weitere 335 geſchloſſen worden **, fo daß jegt nur noch 222 Schulbeixiebe Vor 
handen find, die von deutjchen Kindern befucht werden. Aber auc) von diefen fann nur etwa */s als 
wirkliche Minderheitsichule bezeichnet werden, weil dex Unterricht vielfach von Lehrern erteilt wird, Die 
der deutichen Sprache nicht ausreichend mächtig find. Im übrigen muß ein nicht unweſentlicher Teil der 
Unterrichtäitunden in polnifder Sprache erteilt werden, fo dab bei allen Minderheitsfchulen der deutiche 
Charakter ſtark durchbrochen ift. 


Die deutjchen Vereine, Verbände und fonftigen fulturellen Organifationen jehen fich dauernd Drang 
falierungen ausgeteßt. 


So fühlt fi) die Minderheit von allen Seiten bedrängt. Aud) die Atmofphäre des Halfes, der die 
Deutichen ausgefegt find, hat in feiner Weife nachgelaffen und führt immer wieder zu Miphandlungen 
und Verfolgungen. 


Unter diefem woirtichaftlichen und feelifchen Druck, der nun ſchon feit 14 Jahren anhält, hat ein jehr 
großer Teil der deutichen Bevölkerung, der mit 70 Jo ſicherlich nicht zu Hod) geſchätzt ijt, die alte Heimat 
verlafien. Es it im Hinblick auf die geſchilderten Umftände nur allzu veritändlich, wenn der Abwande- 
rungsdrang auch heute noch anbält. Täglich erhält das Generalkonfulat Anträge von Minderheits: 
angebörigen, die den Wunſch haben, nad) dem Reiche tiberzufiedeln. Recht erheblich fdjeint aud) gerade 
neuerdings die Abwanderung durd illegale Grenzüberſchreitung zu fein. Die deutiche Minderheit erleidet 
hierdurch in ihrem Beftande weitere ſchwere Verluſte. 


Lütgens 


————— — — — 


* Im Jahre 1939 war dieſe Zahl infolge verſchärfter Anwendung der Agrarreform auf 685 700 ha angewachſen. 
** Die Zahl erhöhte ſich bis zum Jahre 1939 auf 425 Schulen. 
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ll. Zum Vorgehen Polens in Danzig 


Nr.13 


Aus den Bemerkungen der Deutjchen Friedensdelegation 
zu den Griedensbedingungen, 29. Mai 1919 * 


— Insbeſondere ſteht die in den Artikeln 100 bis 108 verlangte Preisgabe der rein deutſchen 
Hanfeftadt Danzig und ihrer ebenfalls rein deutichen Umgebung in ſchroffſtem Gegenfag zu allen in 
den Erklärungen des Vrafidenten Wilfon gegebenen Sufiderungen. Danzig wies nad) der Zählung vom 
1. Dezember 1910 eine verfchwindende polnisch fprechende Minderheit von 3,5. H. auf, der Kreis 
Danziger Niederung 1 v. G., der Kreis Marienburg 3 v. H., auch der Kreis Danziger Höhe hatte nur 
110.95. Selbjt die Polen beftreiten nicht ernftlich, daß Danzig ftets deutichen Charakter gehabt hat. Der 
Verſuch, Danzig zu einer Freien Stadt zu machen, fein Verkehrsweſen und die Vertretung feiner Rechte 
nad) außen dem polnischen Staat auszuliefern, würde zu heftigem Widerftand und zu einem dauernden 
Krieaszuftand im Often führen. Dabei find die wirtfchaftlichen Maßnahmen fo getroffen, daß für 
Danziq jeder Verkehr mit Deutichland aufs außerjte erſchwert wird — offenbar zu dem Zweck, diefes 
vein deutjche Gebiet im Laufe der Seit durch wirtichaftlichen Drud zu polonijieren. Die Deutiche 
Regierung muß darum die beabfichtigte nationale Vergewaltigung Danzigs ablehnen und die Forderung 
erheben, Danzig und Umgegend beim Deutichen Reich zu belafen. ..... 


Rr. 14 


Anlage B der Entfcheidung des Bölkerbundskommilfars in Danzig, 
6. Dezember 1921 


Lifte der polnischen Behörden, die fidh augenblidlid in Danzig und in den Bororten befinden. 


I. Diplomatijche Vertretung der Republik Polen 

2. Behörde für Domänen, Landwirtichaft und Forsten der Polnischen Republif 
3. Polniſche Daßitelle 

4. Büro für Militärangelegenbeiten 

5. Polniſche Telegrapbenagentur (W. M. T.) 

6. Staatsamt zum Einkauf von Artikeln erften Bedarfs und xiſchverwertung (W. U. 3. A. W. W.) 
7. Büro für Finanz- und Zollangelegenheiten 

8. Dolntiche Außenbandelsitelle 

9. Sweigftelle des polnischen Staatsamts für Holzausfuhr 
0. Sweigitelle des polnischen ftaatlichen Naphtha⸗Amtes 

11. Polniſches Beichaffunasamt 

12. Volnisches Nüchwandererlaaer 

15. Polniſche Oberpoftdireftion 

14. Polniſch-⸗Amerikaniſche Dofterpedition 

15. Bolnifches Poſtamt, Expedition Danzig Neufahrwafler 
16. Polniſches Wirtfchaftsamt 

17. Polniſche Cifenbahn- Baw AuffichtSvermaltung 

18. Polniſche Marine VBau- Auffichtsverwaltung 

19. Polniſche Eifenbabndireftion 

20. Polniſche Cinienfommandantur 

21. Polniſche Marine-Funfenftation 

22. Polniſche Marinewetterwarte 

23. Büro für polnische Staatsichiffahrt 

24. Polniſche Wirtichaftsadminiftration, Militärverwaltung, 


* Anlage zur Note des VBorjigenden der Deutſchen Sriedensdelegation in Verfailles an den Drafi 
Verfailles vom 29 Mai 1919. 
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Nr.15 
Entjcheidung des Völkerbundskommiſſars in Danzig, 2. Februar 1925 * 


Auszug 


Or Meine Entſcheidung in diefem Fall lautet folgendermaßen: 

a) Der Poft- Telegraphen- und Telephondienft, zu deffen Einrichtung die Volniiche Regierung auf 
Grund der Artikel 29 und 30 des Vertrages von Paris beredtigt ift, bedeutet ein Poftamt 
im Hafen von Danzig. Diefeg Voftamt ift dasjenige, das der polnischen Doftverwaltung auf 
dem Heveliusplaß zugeteilt worden ift. 

b) Der durch diefen Voftdienft von dem Gebiet der Freien Stadt nad) Polen und umgekehrt be; 
wirkte Verkehr mus von den unter a) erwähnten Gebäuden nad) der einen oder mehreren auf 
polniſchem Gebiete gewählten Stellen gehen, und feine poftalifden, telegraphiſchen oder tele- 
phonifchen Sendungen oder Mitteilungen oder fonftiges darf auf diefem Wege angenommen 
oder ausgegeben werden, außer in der unter a) erwähnten Stelle. Die Ausdrüde »angenommen« 
(received) und »ausgegeben« (delivered) bedeuten Annahme oder Ausgabe durch irgendwelche 
dabei angewendeten Mittel und haben mit deutjchen pofttechnijchen Ausdrüden nichts zu tun, 

c) Der Gebrauch) von Vrieffäften außerhalb der Grenzen des unter a) erwähnten Gebäudes oder der 
Gebäude und ein Einfammlunas- und Beſtelldienſt durch VBriefträger in irgendeinem Teile des 
Gebietes der Freien Stadt it unzuläffig und widerfpricht der Entjeheidung vom 25. 5. 1922, 
Das unter a) erwähnte Voftamt ift nicht dazu beftimmt, fi mit allen Briefen zu befaſſen, die 
an iraendeiner Stelle im Danziger Gebiete nah Polen oder dem Auslande von polnischen Staats- 
anaehörigen oder anderen Einwohnern der Freien Stadt aufgegeben worden find. Es ift vielmehr 
dazu beftimmt, den im Danziger Gebiet rechtmäßig errichteten polnischen Behörden zu ermöglichen, 
bei diefem Voftamt und feiner anderen Stelle fonft Voftfendungen zufammenzuftellen und fie von 
dort unmittelbar nah Polen oder dem Auslande zu befördern, und fic) des weiteren mit durch: 
gehenden Voftfendungen aus Polen über den Hafen von Danzig nad) Überjeeländern und um- 
gekehrt zu befallen. 

e) Die Ziffern 1 und 2 des Abkommens vom 19.4.1923 über die Sichtungsftelle und das Ab— 
fommen vom 29. Auguſt 1924 über die Umfehlagftelle für LÜberfeefendungen im Hafen bleiben 
von diefer Enticheidung unberührt. 


IR. G. Mac Donnell 
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Nr.16 
Gutachten eines vom Bölkerbundsrat eingeſetzten Zuriftenausfchuffes## 


Auszug J 
(Lberfeßung) 
Genf, den 19. Februar 1925 


Am 12. Dezember 1922 gab der Hohe Kommiſſar auf Grund des Artifels 39 deg Vertrages vom 
9. November 1920 zwifchen Danzig und Polen folgende Entſcheidung ab: 


Nolen bat fein Rect, auf Danziger Gebiet eine Eiſenbahndirektion einzurichten, die fih mit der 
) — ` A g > — od / P» 0 
Verwaltung anderer Eifenbabnen alg der auf dem Gebiet der reten Stadt gelegenen befdaftiat, 
ausgenommen im Fall einer Vereinbarung mit der Freien Stadt Danzig ...« 


dieses in dem Vertrag von Verjailies und den darauffolgenden Entfcheidungen und Abkommen berück— 
ſichtigt. 

Polen hält die Meinung aufrecht, daß in den außergewöhnlichen Rechten, die ihm zuerkannt waren, 
Sa Recht auf eine Eifenbahnverwaltung auf Danziger Gebiet mit eingeſchloſſen war. Unter dieſer 
Verwaltung follten nidyt nur die Danziger Eifenbahnen, die Dolens Leitung anvertraut waren, fondern 
auch polnifche Eifenbahnen außerhalb des Danziger Gebiets ftehen. Beanſprucht wird alfo, den Sik 
eines Teila der Landesverwaltung auf fremdem Boden einguridten, und wenn wir dad Vorhandenfein 


* Diefe Entfdeidbung erging auf Anfuchen des Danziger Senats, nachdem die polnische Poftverwaltung in Danzig am 
5. Januar 1925 ohne vorherige Unterrichtung der Öffentlichkeit einen polnischen Poft-, Telephon: und Telegraphendienft ein» 
aerichtet hatte. 

#* Nom Völkerbundsrat gebilligt am 13. März 1925. 
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_ 99 
eines aufergewöhnlichen Rechts anerkennen, fo muß der Beweis zu liefern fein, daß es — —— 
begründet iſt. Der Juriſtenausſchuß hat alle diesbezüglichen Schriften ſorgfältig geprüft, hat a jer 
feine Beftimmungen gefunden, die Polen folgerungsweiſe over ausdrücklich ermadytigt, die Danziger 
Direftion mit der Verwaltung und dem Betriebe von Eifenbahnlinien auf polniſchem Gebiete zu be 
frauen. ..... K ; 

rer irgendeine andere Verfügung, die Volen unterjtügen fonnie, hat der Juriſtenausſchuß in den 
in Krafti befindlichen Verträgen, Entſcheidungen und Abkommen nicht finden fonnen. — Unter biejen 
Umftänden ift ex der Meinung, daß die Entjcpeidung des Hohen Kommiſſars vom 12. Dezember 1922 - 
mit den Verträgen, Enticbeidungen und Abkommen, die in Wirkſamkeit find, übereinſtimmt. 


van Eyjinga 
C. Vivante 
A. Niquille 


Nr.17 
Aufzeichnung eines Beamten der Politiſchen Abteilung des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 8. Februar 1932 

Der Polniſche Gejandte, dev mich heute aus anderem Anlaß auffuchte, ift von mix auf die unerhörten 
Vorgänge bei der Zehnjahresfeier der polnischen Studentenvereiniqung »BVratnia Pomoce in Danzig 
aufmerkſam gemacht worden. ch habe ibn insbefondere darauf hingewiejen, Dağ die Anſprache des 
amtlichen polniicyen Vertreters in Danzig, Herrn Lalicki, in der von der Rückgabe Danzigs an das 
polniſche Vaterland die Rede ift, fowie die Erklärung des polnischen Oberfien Landau: »boffentlich 
möchten bald von Danzigs Rathaus polnische Fahnen wehen«, faum geeignet waren, die Veunrubiqung 
zu befeitigen, in der fidh Danzigs Bevölkerung feit längerer Zeit wieder befände. 

Der Dolnifde Gefandte wich aus, indem er behauptete, ihm fei nichts über diejen Vorfall befannt und 
fügte hinzu, daß er bei feiner perfönlichen Bekanntſchaft mit dem Rat Yaltcki, der ein durchaus befonnener 
Menſch fet, fih derartige Erklärungen faum vorfiellen könne. Er würde feinerfeits bemüht jein, die 
Angelegenheit aufzuklären. 


Noebel 


Nr. 18 


Der Deutſche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Danzig, den 12. Januar 1933 


y] s -t ` i dyi sy’ “OT . Ty N v : ‘Cc Ip 
i Auf Einladung der polniſchen Kriegervereine und der Organiſationen für die polniſche militäriiche 
Vorbereitung in Danzig, deren Komitee nad) einer Notiz der »Gazeta Gdanika« aus folgenden Ver- 
einen befteht: ' s 

Verein der Krieger, Platzwache Danzig, 

Sportelub »Gedania«, 


Nuderelub, 
Sportelub »Orzel«, unter deffen Namen fih der Verein »Strjelec« (Schütze) verbirat, 
Verband der Legionäre, 


Verband der Nejerveoffiziere und 
Verband der Unteroffiziere der Neferve, 
bat am 5. d. M. im Werftipeifehaus in Danzig eine Feier der »Soldaten-Oblate« ſtattgefunden, bei 
der von den Rednern wiederum in unverantwortlider Weife gegen Deutschland und Danzia pe j 
worden ift und offen die Einverleibung Danzigs in Polen in kurzer Seit verbeißen wurde, 8 gehett 
Nach dem Bericht eines abfolut zuverläffigen Vertrauensmannes verdient die Rede des polnischen Geit 
lichen und Religionslehrers am biefigen polnischen Öymnafium, Nagorfti, befondere Beachtun ba i oe 
größten Befdimpfungen gegen Deutfdland und Danzia enthalt. Während der Rat Sielflensicn, ber 
Vertreter des Minifters Paper, die Verfammlungsteilnehmer nur zur Einiafeit mahnte brandite ne 
Vertreter des Marinedepartements, Kommandore KofianowfEi, wiederum äußerſt ſcharfe Wo + an 
Danzig und hob dabei die Verdienfte des Minifters Payee hervor, de | SSorte gegen 


$ in i : , t Ständig darauf bed fel, Di 
Warfdhauer Regierung in ihrem Kampfe um Danzig aufzurütteln. Much der sw Rtg ne bien = 
polnifdjen Eifenbahnbezixfsdireftion Dobrzydi gebrauchte in feiner Ansprache recht Eriegerifche Wort 
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Diefe neue polnische Brovofation Hat hier naturgemäß Auffehen erregt. Die Hiefige Dreffe hat daher 
Veranlaffung genommen, die breite Öffentlichkeit ausführlich über die Veranjtaltung zu unterrichten 
und diefe einmal auf das verantwortungslofe Treiben der polnischen militärifhen Organiftaionen auf 
Danziger Gebiet, die fic) in letter Zeit wiederum lebhaft zu rühren begannen, aufmertfam zu maden. 
Der Neligionslehrer Nagorjfi hat zwar in einem Artifel erklärt, daß der veröffentlichte Wortlaut feiner 
Rede eine grobe Fälſchung fei; der Aufforderung der biefigen Preſſe eine möglichft wortaetreue Über 
ſetzung feiner Rede zur Verfügung zu ftellen, ift ex jedody bisher nicht nachgekommen, 


von Shermann 


Nr. 19 
Der Deutfche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Danzia, den 24, Februar 1933 
Jn der Anlage beehre ich mich, Abſchrift eines Vermerks zu überreichen, der im Senat über die 
Danzig-polnifchen Wirtichaftsbeziehungen, inSbefondere die neuen polnischen Kontrollmaßnahmen an- 
gefertigt worden ift. 
An Vertretung 
Koester 


Anlage 


Seit den Borverhandlungen zum Verfailler Vertrag bis heute Hat Polen Danzig gegenüber feine 
Politik mit der größten Konjequenz durchgeführt. Nachdem e8 ihm nicht gelungen ift, durch den Vertrag 
von Verfailles, durch den Pariſer Vertrag und auc) durch das Warſchauer Abkommen die Polonifierung 
Danzigs zu erreichen, hat es dasfelbe Ziel unter dem Drud wirtſchaftlicher Maßnahmen verfolgt. 

Der Drud geaen Danzia verftarfte fidh befonders im Jahre 1925, alg der deutfd-polnifde Zoll- und 
MWirtfchaftsfrieg einfeßte. E8 wurde immer mehr verfucht, e8 von feiner wirtjchaftlichen und Kultur- 
gemeinjdaft mit dem Deutichen Reih abzudrängen und insdefondere den Bezug deutjcher Waren nach 
Danzig, die die Freie Stadt Danzig auf dem Wege von Kontingenten und auf dem Wege des Ber- 
edelungsverfehrs beziehen fonnte, zu unterbinden. 

Am Jahre 1929 nahm der Kampf Poleng gegen Danzig bereits Formen-an, die die Exiftenz der 
Freien Stadt in ihrer wirtichaftlichen und politifchen Selbftandigfeit gefährdeten. Yon Jahr zu Jahr 
verftärkte fih diefer Kampf und hat zur Seit feinen Höhepunkt erreicht. 

Wenn in der erften Zeit nach der Abtrennung Danzigs vom Deutichen Reidh Polen verſuchte, Danzig 
dadurd) zu erdroffeln, daß es die Lieferung von Lebensmitteln aus Polen nach Danzig fperrte, fo qing 
e8 fpäter dazu über, den Warenverfehr Des Danziger Handels und der Danziger Gnduftrie nad) Polen 
zu unterbinden, 

Es benutste hierzu im wefentlichen zwei Vorwande, und zwar: 

1. den Danziger Veredelungsverfehr, der nah der Behauptung Polens in unzuläffiger Weife von 

der Danziger Qollverwaltung geduldet wurde, und 

2, die Rontingente, die Danzig aus dem Deutfchen Reih und aus dem Übrigen Auslande bezieht, 

wobei Violen behauytet, diefe Kontingente flöffen in großen Mengen nad) Polen ab, obgleich fie 
nur für Danzig beftimmt feien, und indem es weiter behauptet, daß Kontingentiwaren, aud) wenn 
fie bearbeitet oder verarbeitet feien (mationalifiert), nicht nad) Polen Hineinfommen dürften. 

Mit diefen Fragen Hat fic) auf Grund von Danziger und polnischen Anträgen im Mai 1932 und 
im November 1932 der Volferbundsrat befhäftigt und in den wefentlidjten Dunften dem Standpuntt 
ber Danziger Regierung Rechnung getragen. Insbeſondere hat der Völkerbund erklärt, daß Volen 
Waren, die aus dem Veredelungsverfehr ftammen, nad) Polen Hincinlaffen müffe, folange der ſchwebende 
Streit in diefer Angelegenheit nicht abgeſchloſſen fei. 

Weiterhin hat der WVölkerbundsrat beftimmt, daß Danziger Kontingentwaren, die in gentigendem 
Umfanae be- oder verarbeitet worden find, al8 Danziger Waren angefehen werden miiffen und daher 
freien Verkehr in dem gefamten Danzig-polnifchen Sollgebiet genießen. 

Die Polniſche Regierung hat fih um diefe Entfcheidungen des Völferbundsrats nicht gekümmert und 
in den legten Monaten ein Syftem eingeführt, das nad) der Anficht der Danziger Regierung den be 
ftehenden Verträgen widerfpricht. 

Obaleich auf Grund des Art. 215 des Warfchauer Abkommens der Warenverkehr zwiſchen Danzig 
und Dolen mit ganz beftimmten Ausnahmen fret ift, verlangt jest Polen von jeder Ware, unab- 
hängig davon, ob e8 fih um Kontingentwaren, um Danziger oder fogar um polnische Waren handelt, 
die Abjtempelung der Fakturen durch polnische Behörden in Danzig, d. h. Polen verlangt eine Einfuhr- 
genehmigung für ſämtliche Waren, die aus Danzig nad) Polen gehen follen. Die Einfuhrgenehmigung 
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oder die Abftempelung der Fatturen wird davon abhängig gemadt, daß fid) die betreffenden Induſtrie— 
oder Gejchäftsbetriche einer Kontrolle durch polniſche Beamte in weitgehendftem Umfange unterwerfen, 
Aber damit nicht genug, Dolen verlanat von den Firmen, die fidh don tattachlich Jolcher Kontrolle 
unter dem Awanae der Verhaltnijie unterworfen haben, daß fie nur Waren bezieben, die wiederum 
von Kirmen ftammen, die fic) ebenfalls von polniſchen Beamten kontrollieren alten. Weiterhin ſchreibt 
die Polniſche Regierung den Danziger kontrollierten Firmen vor, von welden Firmen fie in Danzig 
faufen dürfen, und verweift fie in unzäbligen Fallen auf den Einlauf von Waren aus Polen, obaleich 
Die aleichen und befiere Waren in der Areien Stadt Danzig zu baben find. In lekter Seit werden an 
die Firmen auch dabingebende Forderungen aeftellt, daß fie in einem qewilfen Umfange polniſche Arbeit 
nehmer einitellen müſſen, da fie fontt Volen aegemüber als illeaal aelten und mit dem Abſatz ihrer Waren 
nad) Volen nicht rechnen fünnten, 

Wenn die Regierung der Freien Stadt diefes Syſtem weiterhin duldet und Yolen mit feinen Forde 
rungen in der bisherigen Weile fortfchreitet, fo ift flar erfichtlich, daß die geſamte Danziger Wirtichaft 
in wenigen Monaten unter polnischer Kontrolle fteht, unter der Kontrolle polnischer Beamter und unter 
der Kontrolle polnischer Konfurrenten, und der Handelsipionaae wird dadurch Tür und Tor aedfinet. 
Es ift die Zeit abzufehen, wo Polen von den Firmen verlangt, daß fie entiprechend ihres Abſatzes nach 
Polen polnische Arbeitnehmer beichäftigen müffen, wenn fie ihr Leben in Danzig noch friften wollen. 

Der Hohe Kommiffar und der Völkerbundsrat ftehen folchen Maßnahmen Volens machtlos gegenüber. 


Nr. 20 
Aufzeichnung eines Beamten der Bolitifchen Abteilung des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 2. März 1933 
Innerhalb Der legten 10 Sabre hat fih Polen folgende beſonders ſchwerwiegende eigenmächtige Cin- 
griffe in die Hoheitsrechte Danzigs zuichulden fommen laffen: 

l, Nichtzulaſſung eines Danziger Delegierten zur Berner Eiſenbahnkonferenz (Entſcheidung des Völker— 
bundskommiſſars vom 8. Januar 1924), 

2. einjeitige Regelung der Ausftellung von Päſſen für Danziger Staatsangehörige (Entjdeidung des 
Völferbundstommiffars vom 28. Januar 1924), 

3. Verhinderung der Teilnahme einer Danziger Delegation am Stocholmer Weltpoſtkongreß (Ent- 
Iheidung des Volferbundsfommiffars vom 10. November 1924), | 

4. eigenmächtige Einrichtung eines polnischen Voftdienites in Danzig (Enticheidung des Völkerbunds— 
kommiſſars vom 2. Februar 1925) *, k 

5. Entjendung polnifder Marinepatrouillen an Land ohne Genehmigung der D 
(Bericht des Völkerbundstommiffars vom 15. Auguſt 1931), 

6, eigenmächtige Erlafjung des Finangitrafgefeses vom 21. Avril 1932 (vom Völferbundsrat behan- 
delt in feiner Sigung vom 10. Mai 1932), | 

T. Anordnungen zur Verhinderung des von Danzig geübten paifiven Veredelungsverkehrs (als 
action directe« gefennzeichnet in der Enticheidung des Völkerbundskommiſſars vom 29. März 1932), 

8. eigenmächtige Einführung der polnijchen Währung bei der polnischen Staatsbahn (Schreiben des 
Völferbundstommifjars an den Generalfefretär des Völferbunds yom 4. November 1932). 


anziger Regierung 


pon Lieres 


Nr. 21 


Schreiben des Bölkerbundskommilfars in Danzig 
an den Generalfekretiir des Bölkerbundes 


(Aberſetzung) 


Am 6. März morgens teilte mir der Diplomatifche Vertreter der —— $ ron age dl 
Minifier Papee, mit, daß die Polnifde Regierung in Anbetracht der Sachlage, die durch en 
kürzlich in der Frage der Hafenpolizei eingenommene Haltung geichaffen fei, und in Anbetracht Rg ee: 
Anficht der Polnifehen Regierung beftebenden Gefahr eines Handſtreichs auf die wolnifde m — 5 — 
niederlage auf der Weſterplatte ſeitens gewiſſer Elemente in Danzig beichloffen Hätte vorläuf “res 
Wache der polnischen Munitionsniederlage auf der Wefterplatte zu verstärken Serr Wa N ab B ve 
gefügt, daß diefe Wachmannfchaften nicht aus den Mauern der Mefterplatte hinaus ie Eei Pr 
daß fie ausfchließlich mit Der Aufgabe betraut feien, die der polnischen Wachabteilung ar mp sity ho 
beichluß vom 9. Dezember 1925 anvertraut fei. | g durd) den Rats. 


* Bal. Nr. 15. 
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Ich Habe die Aufmerkſamkeit des Herein Minifters Papée auf die geltenden Beftimmungen und 
befonders auf das Danzig-volniiche Abtommen vom 22. Juni 1921 und auf den Bericht gelenkt, der dem 
Rate des Völferbundes am 9. Dezember 1925 unterbreitet wurde, fowie auf die Erklärungen, die von 
dem Vertreter Volens bei diefer Gelegenheit abgegeben wurden. E8 geht flar aus diefen Veftimmungen 
hervor, daß dex Beftand der Wache auf der Wejterplatte nur verftärkt werden darf, wenn die Polniſche 
Regierung ein dahingehendes Erfuchen an den Hohen Kommiſſar gerichtet hat und diefer die erforder- 
liche Suftimmung gegeben bat. 

Ic habe Herrn Minifter Papée erklärt, daß id) unter diefen Umftänden gegen den Beichluß, den die 
Polnische Regierung aefaßt habe, ohne fih vorher an den Hohen Komiſſar zu wenden, Einjprud) 
erheben und ihn erfuden müßte, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die geichaffene Sachlage 
richtigzuſtellen. | | 

Eine Stunde fpäter richtete der Senat der Freien Stadt Danzig an mid) ein Schreiben, in dem 
er mir mitteilte, daß der Senat feftaeftellt habe, daß die polnische Wache auf der Wefterplatte um mehr 
als 100 Leute verftärkt worden fei, die mit Mafchinengewehren und anderen Waffen ausgerüftet und 
am gleichen Tage mit dem Dampfer »Wilja« angefommen feien. Der Senat hat mid) gebeten, ihm 
mitzuteilen, ob diefe Berftdrfung mit Genehmiaung des Hohen Kommiffars erfolgte und, bejahenden- 
falls, aus welchen Gründen. Ich Habe dem Vrafidenten des Senats geantwortet, daß ich feine Erlaubnis 
hierzu aeaeben Hätte, und ih babe den Divlomatifchen Vertreter Volens unter Übermittlung einer 
Abfehrift des Schreibens des Senats aebeten, wenn die in dem Schreiben des Senats enthaltenen 
Nachrichten richtig feien, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit die fraglichen Truppen von 
der Weſterplatte unverzüglich zurücigezogen würden, da diefe Verſtärkung der Truppen erfolgt fei, ohne 
daß die Volnifche Regierung vorher ein dabingehendes Erſuchen an den Hohen Kommiſſar gerichtet 
habe und ohne daß diefer die erforderlihe Erlaubnis gegeben habe. 

Am Abend hat mich dann der Senat gebeten, auf Grund von Artikel 39 des Pariſer Vertrages zu 
enticheiden, dah die Polniſche Regierung verpflichtet ift, unverzüglich die fidh auf die Verträge 
gründende Rechtslage wiederherzuftellen und die Wache auf der Wefterplatte auf die feitgefeßte Starte zu 
vermindern. Der Senat hat mich des weiteren gebeten, die erforderlihen Maßnahmen zu der ‚seititellung 
zu treffen, daß die Verftärfung der Truppen auf der Wefterplatte ohne Genehmigung des Hohen 
Kommiſſars eine »action directe« bedeutet. 

Bei Übermittlung diefes Antrages an Minifter Papée habe ich die Hoffnung ausgedrückt, dap die 
Antwort, die ich von ihm auf mein Schreiben vom Tag vorher erwartete, den Antrag des Senats 
gegenftandslo8 maden würde. 

Da ich von der Volnifhen Regierung nicht die Sufiderung erhalten habe, dağ die fragliden 
Truppen unverzüglich zurückgezogen werden, und in Anbetracht des Ernites der gegenwärtigen Lage 
fee ich mich unter Bezugnahme auf den Ratsbeſchluß vom 13. Marz 1925, duch den der Nat fió 
grundfätzlich vorbehalten hat, felbft in den Fragen einer »action directe« zu enticheiden, gezwungen, 
Sie zu bitten, die erforderlihen Maßnahmen zu treffen, dap die Frage der »action directe«, die mit 
dem Antrag det Senats vom 6. März 1933 geftellt wurde, baldindalichft auf die Tagesordnung einer 
Sitzung des Nats gefest wird. 

Um das Verfahren zu vereinfachen und auf diefe Weife dem Nat die Drüfung der Frage zu 
erleichtern, erlaube ich mir, dem Rate auch die Frage zu unterbreiten, die den Gegenftand der Ziffer ] 
des Antrages des Senat? vom 6. März 1933 bildet *, indem id) von dem Rechte Gebrauch mache, das 
mir Artikel 39 des Varifer Vertrages verleiht, die Fragen, die mir auf Grund dieſes Artikels zur 
Enticheidung unterbreitet wurden, an den Rat zu verweilen "*, 


; Helmer Rofting 
Nr. 22 
Der Deutfche Generalkonſul in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Danzig, den 8. März 1933 


Trog der peinlichen Erfahrungen, die die Polniſche Regierung in den lekten Monaten in den Fallen 

gemacht hat, in denen fie durd) offenen Rechtsbruch und durch Hinwegjesung über die Verträge und 

Entideidungen der Völferbundsinftanzen in Danzig vorzugehen verfuchte, wie in dem Falle Deg unan 

Unter Siffer 1 erſucht der Senat »gemaf Artikel 39 des Parifer Vertrages zu entjcheiden: Die Polnifdhe Regierung ift 

> verpflichtet, den auf den Verträgen beruhenden legalen Zujtand unverzüglid) wiederberzuftellen und die Beſahung ver Wejterplatte 
auf die vorgefehene Stärke zurüdzuführen«. 

** In Verfolg diefes Schreibens wurde die Angelegenheit auf die Tagesordnung der 71. (außerordentlichen) Seſſion bes 

Wölkerbundsrats gefest. In der Sitzung bes Völkerbundsrats vom 14. März erklärte der Polniſche Vertreter, die Polnifche 

Regierung habe befchloffen, die Beſatzung der Weflerplatte unverzüglich auf ihre Normalftärke zurüdzuführen. Der Bericht 

s erſtatter, der Britiſche Außenminiſter Sir John Simon, bemerkte hierzu vor dem Völkerbundsrat, daß die Polniſche Regierung 

mit Vollendung der Rücknahme der Truppen dem Antrag des Völkerbundskommiſſars entſprochen haben werde. Die Ange— 


legenbeit war ſomit im Sinne Danzigs geregelt worden. 
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gemeldeten Einlaufens des Zerftörers »Wider« in den Danziger Hafen und in der Anordnung über 
die Einführung polnifcher Währung auf den Danziger Eijenbahnen, hat die Polniſche ku Aa einen 
neuen Rechtsbruch dadurch begangen, dağ fie ohne Genehmigung des Hohen Kommiſſars die Belatung 
der Wefterplatte um etwa 100 Mann bewaffnete Polizei verftarfte. 


Was zunächit die Rechtslage betrifft, fo ift in dex zwiſchen Danzig und Polen am 22. Juni 1921 

abgeſchloſſenen Vereinbarung feitgelegt, daß der Hobe Kommiſſar das Recht hat, über die Stärke der 
polniſchen Wachmannſchaften für die Bewachung polniſchen Kriegsmaterials im Danziger Hafen auf 
dem laufenden gehalten zu werden, wobei ausdrücklich betont wird, Daß Die Starke der Beſatzung im 
Einvernehmen zwiſchen dem Hohen Kommiſſar und der Polniſchen Regierung feſtgelegt wird (val. 
»Danziger Staats und Völkerrecht«, Stilte 1927, S. 610). Diefe Vereinbarung ift dem Völferbundsrat 
in feiner Gigung vom 23. Juni 1923 zur Kenntnis gebracht worden und erneut durd) den Beſchluß des 
Völkerbundsrats vom 9. Dezember 1925, durch den auch die Stärke der Beſatzung auf 2 Offiziere, 
20 Unteroffigiere und 66 Mann feftgelegt wurde, beftätigt worden (val. »Danziger Staats- und 
Völkerrecht«, ©. 651). Damals hatte auch der Vertreter der Polniſchen Regierung durd feine Erklä— 
tung, die Polniſche Regierung behalte fich das Recht vor, dem Nat ein Erſüchen um Verſtärkung des 
Beſtandes der Wachmannſchaft zu unterbreiten, wenn die Umſtände es erfordern, ſelbſt anerkannt, dap 
Polen nicht berechtigt ift, ohne Genehmigung der WVölkerbundsinftanzen eine ſolche Verſtärkung vor 
zunehmen. 


Aus der Vorgeſchichte dieſer neueſten Aktion der Polniſchen Regierung iſt hervorzuheben, daß am 
4. d. M. der hieſige Polniſche Diplomatiſche Vertreter zunächſt mündlich, dann ſchriftlich bei dem Hohen 
Kommiſſar angefragt bat, ob er das Vorgehen Danzigs in der Frage der Hafenpolizei als »action 
directe« anfehe. Der Gohe Kommiſſar hatte damals eine Antwort verweigert mit der Begriindung, 
er fei Rihter und fünne daher eine folche Frage nicht ohne Antrag entfcheiden, auch fei für eine Ent- 
ſcheidung über die Frage der »action directe« der Nat zuftändig. 


Am Morgen des 5. März teilte Herr Wapée dem Hohen Kommiffar mit, daß die Polniſche Nenie- 
rung beablichtige, Die Garnifon auf der Wefterplatte zu verstärken. Auf die Einwendung Noftinas, 
dah die Starfe der Bejagung eine beitimmte Qahl nicht überiteigen dürfte, erklärte Herr Dante, dah 
olen nah den Verträgen berechtigt fei, die Beſatzung im Falle einer Gefahr zu verftärken. Eine folde —44 
Gefahr läge jetzt vor, da die Polniſche Regierung in Erfahrung gebracht hätte, daß ein militäriſcher 
»Run« auf die Weſterplatte beabſichtigt fei. Beweiſe fonnte Herr Papee nicht erbringen, fo daß der 
Hohe Kommiffar von vornherein Widerſpruch gegen jede Verftarfung der Beſatzung auf der Weiter: 
platte erhob. Tatiächlich find die Behauptungen von Seren Papée vollfommen aus der Luft geariffen. 


Trog diefes Widerfpruds des Herrn Nofting erklärte Here Papée am Morgen des 6. März ihm 
gegenüber, daß die Volnijde Negierung beſchloſſen hatte, die Befakung auf der Wefterplatte zu ver: 
ftarfen. Roſting erhob fofort Widerfpruc gegen diejen Beichluß der Polniſchen Reaierung. Daraufhin 
verjuchte Serr Papee einzulenfen. Er machte den Vorſchlag, dağ man das polnische Verfäumnis dadurd 
gutmachen fünnte, daß Nofting die frühere Beſprechung als Antrag auf Genehmiqung der Verftarfung 
anjehen, diefen ablehnen, aber die vorübergehende Verftärkung der Beſatzung ſtillſchweigend dulden 
jollte. Erfreulicherweiſe hat Nofting diefes Angebot fofort abgelehnt. 


Inzwiſchen hatte der Senat durch Preffemeldungen aus Warſchau erfahren, daß 100 Mann polnijder 1 i 
Polizei aus Warſchau nad) Danzig in Marſch gefest worden feien, angeblich um die Beſatzung der 
Wefterplatte zu verftärken. Außerdem war der polnische Munitions- und ITruppentransportdambfer 
»Wilja« von Gdingen fommend in das Munitionsbeden der Wefterplatte eingelaufen, auf dem fid, 
wie der Polizeiprafident aus fidjerer Quelle erfahren Hatte, 100 Mann Polizei und 11 Maichinen- u 
gewehre befanden. Daraufhin hat fic) der Senat an den Hohen Kommifjar qewandt und unter Dar. 
ftellung des Sadjverhalts diefen um Auskunft gebeten, ob er die Verftärfung genehmigt habe, was 
Diefer umgehend verneinte. 


Da der Hohe Kommiffar im Verlauf feiner weiteren Bemühungen von der Polniſchen R 
nicht die erbetene Zuficherung erhielt, daß die fraglichen Truppen unverzüglich zurückgezo 
hat er in Anbetracht des Ernftes der gegenwärtigen Lage den Generalfefretär des Völkerbin 
die Frage auf bie Tagesordnung einer auferordentlicden Sigung des Rats im 
zu ſetzen. 


eqierung 
gen werden, 
ides gebeten, 
Laufe Diefer Moche 


Das Vorgehen Polens hat natürlid) in Danzig ſehr ſtarke Erbitterung Hervorgerufen. Infolc edeffen — 
hatte der Senat auf Anregung von Herrn Rofting vorſorglich einen Teil der Einwohnerwehr ein berufen, |. 
um zu verhindern, daß unbejonnene Clemente ſich zu Beſchädigungen von polnifchen Gebäuden, Brief. 
fäften ufw. und zu Angriffen auf polnische Perſonen hinreißen laffen könnten, 
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Nr. 23 
Der Deutſche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bf Bericht 


Danzig, den 15. März 1933 


Das Verbleiben des Munitionstransportdampfers »Wilja« in dem Munitionsbeden auf der Wefter- 
platte nimmt durd) das Verhalten der polnischen Behörden eine Entwicklung, die man nur nod) als 
grotesf bezeichnen fann. Wie bereits gemeldet, hatte Polen das Nichtauslaufen der »Wilja« 
mit der Angabe zu erklären verfudt, dab das Schiff Majdinenfdaden hätte. Zugleid) wurde 
mitgeteilt, daß das Schiff nunmehr mit Schlepperhilfe den Danziger Hafen verlafjen würde. 
Nachdem dies aber auch nad) weiteren 72 Stunden nicht geichehen war, hat der Senat erneut 
Proteſt gegen die Verlesungen des Abkommens über die Wefterplatte erhoben. Inzwiſchen teilte 
der biefige Polniſche Diplomatifche Vertreter dem Senat mit, daß der Maſchinenſchaden auf der 
»Wilja« behoben fei, daß aber die »Wilja« nod) verbleiben müßte, da ein Schon vorher angefündigter 
Kriegsmaterialtransport von Dirſchau fommend auf den Dampfer geladen werden follte. Hierauf hat 
der Senat wiederum Proteſt dagegen erhoben, daß dag Schiff im Munitionsbecten der Welterplatte von 
Volen zurückgehalten wird, ohne daß eine genaue Angabe über einen bevorftehenden Munitionstransport 
gemacht werden fonnte. Der Senat bittet daher erneut, daß die »Wilja« unverzüglid) das Veden verläßt. 


Bemerkenswert ift noch, weil darin der unerhirte Mißbrauch der Wefterplatte durch Polen offen in 
Erſcheinung tritt, daß der Kriegsmaterialtvansport, der am Montag anfam und mit deffen Durchfuhr 
über die Wefterplatte das Einlaufen der »Wilja« begründet worden war, am 11. d. M. durd) einen 
Schlepper vom Munitionsbeden abgeholt, von diefem auf die Reede gefahren, dort auf das polnijche 
Schiff »Slaff« umgeladen und nad) dem Ausland transportiert worden ift. 


Das ganze Vorgehen Poleng bezweckt natürlich nur, unter irgendeinem Vorwand Did auf weiteres 
i die »Wiljae, auf Der die Verſtärkung der Beſatzung der Wefterplatte untergebracht ift, im Munitions- 
been liegenzulaſſen. 
Die einzige Genugtuung, die fih aus dem Verhalten Polens ergibt, ift die, dağ jest die Polniſche 
Regierung felbſt die Unhaltbarfeit des in Verbindung mit dem Munitionstransport über Danzig 
geichaffenen Syftems der ganzen Welt vor Augen führt. 
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Nr. 24 
ae Der Deutjche Sefandte in Warjchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Ay Marichau, den 11. Mär; 1933 


Cin der Frage der Wefterplatte habe id) in den legten Tagen Gelegenheit gehabt, mit den Hiefigen 
Vertretern der wichtiaften Natsmächte zu fprechen, und habe im Hinblid auf deren eventuelle Bericht— 
erftattung mich bemüht, teilweife vorhandene irrige Auffaffungen richtigzuſtellen. 


ibereinitimmend wird diefer neue Gewaltcoup als »echter Bede angefehen, obſchon diefes Mal — 
wohl im Genenfaß zu dem Fall Wider.” — auch der Marſchall Pilſudſti vorher ſein placet gegeben zu 
haben feint. Als Zweck des Unternehmens wird in erſter Linie die Regelung der Bolizeifrage”” an 
aefeben, Die polniſche Behauptung von einer Gefährdung dev Wejterplatte hat anfdjeinend bisher nicht 
viel Glauben gefunden. Wenn weiter vielfad) gejagt wird, daß Ved mit feinem Vorgehen offenbar eine 
Antwort auf die deutichen Wahlen habe geben wollen, fo maq e8 richtig fein, daß auch diefer Gedanfe 
* Val. Nr. 22, 
| ** Danzia und Polen hatten 1925 über die Einrichtung einer gemifchten, aus Danziger und polnifchen Staatdangehörigen 
| beftehenden Hafenpolizei ein Abkommen getroffen, das bis 1927 gültig war. Der durd das Ublommen herbeigeführte Zuftand 
; hatte nach Ablauf des Abkommens zunächit unverändert fortgedauert, bis der Danziger Senat am 15 Februar 1933 in 
| Verfola “bes ihm im Abkommen zugeftandenen Rechts ber Uberpriifung der Cage die Danziger Staatsangebirigen aus ber 
j Gemiſchten Safenpolizei zurüdberief und bie Dolizeigewalt im Danziger Hafen durch die Danziger Polizei übernehmen Lief, 
wodurch die Cage von 1925 wiederhergeftellt wurde. 
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mitgefpielt Hat. Ich möchte aber eher glauben, daß als beabfichtigte Nebenwirkung der Wunſch im 
Vordergrund geftanden hat, den Vertretern deg Revifionsgedantens in Europa ein Marnungszeichen zu 
geben. 


Ich Habe unter den Hiefigen Diplomaten faum einen gefunden, der nidt mit mehr oder weniger 
icharfen Worten die polnische Sandlungsweife Eritifiert bzw. verurteilt hätte. Andererſeits ift In den 
Unterhaltungen zuweilen auch darauf Hingewiefen worden, daß man nicht recht verfiehen fonne, warum 
der Danziger Senat gerade jest das Arrangement bezüglid) der Hafenpolizei aufgefündigt habe. Diele 
Vorwürfe, denen ich unter Verwendung der Berichte des Genevalfonjulats Danzig entgegengetreten 
bin, wurden befonders ftarf hervorgehoben von feiten des Englifchen Botſchafters, deffen Urteil mit 
Rückſicht auf die Rolle Englands als Berichterftatter in diefer Angelegenheit befonders wichtig erjcheint, 
der aber leider in deutfch-volnifchen bzw. Danzig-polnifhen Angelegenheiten meiftens eine ftarfe Bor- 
eingenommenbeit zeigt. 

Was die Frage anbetrifft, ob etwa dem polnischen Vorgehen ein provofatorijcher Charakter zufommt, 
mit dem Siel, Qwifdenfalle Hervorgurufen, oder faits accomplis zu fdaffen, jo herrſcht in biefigen 
diplomatifchen Kreifen die Anficht vor, daß derartige Abfihten nicht vorliegen. Sur Begründung wird 
meiftens angeführt, daß Polen fein Gntereffe daran habe, Situationen herbeizuführen, die zwangsläufig 
die Frage der deutichen Oftarenzen aufmerfen miiffen. Selbjt wenn man diefe Auffaſſung für zutreffend 
anfehen wollte, wird man jedenfalls fagen miiffen, daß demjenigen, der mit dem Feuer jpielt, zum 
mindeften der Vorwurf eines dolus eventualis nicht erfpart werden fann. 
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Nr. 25 
Aufzeichnung eines Beamten der Politischen Abteilung des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 3. Mai 1933 


Die ftändig wachjende Konkurrenz des polnischen Nahbarhafens Gdingen mit dem Danziger Hafen 
hat die Regierung der Freien Stadt fdjon im Mai 1930 genötigt, fih an den Hohen Kommiſfar 
zu wenden, um die Verpflichtungen Polens über die Frage der vollen Ausnugung des Danziger 
Hafens zu Elären. i 


Eine Denkſchrift des Senats in diefer Sadje vom 9. Mai 1930 wird mit den folgenden grund: 
ſätzlichen Ausführungen eingeleitet: i 


»Danzig war in der Seit vor dem Kriege das “deal eines in fih in der Einfuhr und Ausfuhr 
ausgeglichenen Hafens mit dem Verfehr hochwertiger Güter, deren Umſchlag wie Handel in der Hand 
des Danziger Kaufmanns lagen. Die Hafeneinrichtungen Danzigs waren in langen Jahren gleich 
mäßigen Verkehrs diefem Güterumfchlag angepaßt und auf ihn eingearbeitet und fonnten ihn mühelos 
bewältigen. Diefe Harmonifde Einheit zwiſchen Danziger Hafen und Danziger Handel ijt durch Die 
Auswirkung der Nachkriegszeit zerjtört worden. Bei der Mehrzahl der Umſchlaggüter des Danziger 
Hafens hat der Danziger Eigenhandel feine führende Stellung verloren. Der Danziger Hafen ift vom 
Handelshafen zum Speditionshafen herabgejunten. Die zahlenmäßige Vervierfachung jeines Waren: 
verfehrs beruht auf einer auferordentlidjen Zunahme des Verkehrs geringwertiger Maſſengüter, ins. 
beſondere der Kohlenausfuhr, deren Wert 1927 bei einer Menge der Hälfte des Gefamtwaren: 
umfchlages nur 8%), des Gefamtiwertes des Ausfuhrverkehrs über den Danziger Hafen betrug. Gering 
wertiger Maffengliterverfehr, deren Handel fic) außerhalb Danzigs vollzieht, deren Umſchlag koftipieliae 
vififoreiche Neueinrichtungen des Hafens bedingt haben und deren für gewiffe mit der Spedition und 
Schiffahrt zufammenhängende Wirtihaftszweige beftehender Nuten in feiner Weife die Schädigungen 
der Ausichaltung des Danziger Hafens auf vielen Gebieten des Warenverfehrs auszugleichen verma 
find die Kennzeichen des Wirtfchaftslebens Danzigs in der Nachkriegszeit. j 


Diefe für Danzig in der Nachkriegszeit erwachſenen Nachteile find in der legten Seit 

verfchärft worden, und e8 find für den Danziger, Handel und das gejamte ————— — * 
Debreffionen eingetreten, deren Rückwirkung auf die Grundlagen des Danziger Staates gefahrdrohend 
iind, Die Urfachen Hierzu find nad) Auffaffung der Regierung der Freien Stadt Danzig darin zu 
erbliden, daß ein großer Teil des polnischen Handel von dem Wege über Danzig abaelenft wird ba 
Yolen die nah Danzig führenden Eifenbahnen und Wafferwege nicht in geniigendem Mage ausbaut 
Sa e8 den Ausbau des Danziger Hafen? unzureichend fördert und da Polen unmittelbar neben Dan ig 
einen eigenen Hafen in Gdingen erbaut und den Verfehr diefes Hafens in Ghingen mit allen Mitteln 
unter Sintanfekung des in Danzig geichaffenen freien Quganges zum Meere fördert. « > 








— | ee 


In der Zwiſchenzeit hat die zielbewußt fortgeführte polniſche Wirtſchaftspolitik zu einem weiteren 
ig Nüdgang der Umſätze Des Danziger Hafens geführt, wie aus folgender Aufftellung zu 
erſehen ift: 


Es betrug in Danzig in Tonnen 


die Einfuhr Ausfuhr insgeſamt 
Be Sa MPR SS Denen TE 1 792 951 6 766 699 8 559 650 
SOI ie Sis Uv aie A as 1 090 631 7 122 462 8 213 093 
SNA ase PO 754 300 7 576 205 8 330 505 
PPG dene ark tana OS 428 103 5 047 949 5 476 052 


Demgegenüber find die Umfchlagszahlen Des Gdingener Hafens von befonderem Intereſſe: 
E83 betrug in Gdingen in Tonnen 


die Einfuhr Ausfuhr insgeſamt 
A so areca haa di NR 179 413 826 414 005 
oo Bice eae eat ae 6 702 889 439 896 141 
PRP ee ae a 192 711 1 767 058 1 959 769 
329 644 2 492 858 2 822 502 
ine ee 504 117 3 121 631 3 625 748 
BO 558 549 4 741 565 5 300 114 
ee 432 887 4 761 400 5 194 287 


Ein Vergleich der angeführten Zahlen ergibt einwandfrei, daß die von Polen mit allen Mitteln 
betriebene Begünftigung Gdingens mit dem fortfchreitenden Niedergang des Danziger Hafens Hand 
in Hand geht. 
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B. Deutfchlands Bemühen 
um eine Berftändigung mit Polen, 1933 bis 1939 


1. Verhandlungen über ein Deutfch:PBolnifches Berftändigungsabkommen 
(Mai 1933 bis Januar 1934) 


| Nr. 26 
Aufzeichnung 
des Reichsminifters des Auswärtigen über eine Unterredung des Führers 
mit dem Polnischen Gefandten 


Berlin, den 2. Mai 1933 


Der Herr Neichskanzler empfing Heute morgen in meiner Gegenwart den Polnifden Gefandten, dev 
im Auftrage feiner Regierung darauf hinwies, daß in Violen feit der Übernahme der Regierung durch die 
Nationalfozialiftiiche Dartei in Deutfchland eine wachiende Unruhe Vlag gegriffen hatte, die teilweiſe 
einen panifartigen Umfang angenommen habe. Der Gejandte betonte das nterefje Polens an einem 
freien Ausgang zum Meer, das von Feiner Nolnifchen Regierung mehr aufgegeben werden fönne. Aus 
dieſem Grunde miiffe Polen fein Recht auf Danzig aufrechterhalten, und er fei beauftragt, vom Herrn 
Reichskanzler eine Zuficherung zu erhalten, daß man deuticherfeits nicht beabfichtige, irgend etwas an 
dem jebigen Zuftand in Danzig zu ändern. 

Der Kanzler erwiderte Herrin Wyſocki, dab er zunächſt ein bejonderes Recht Polens auf Danzig 
zurlchweifen müffe Wenn in Polen eine Beunruhigung beitehe, fo forme er nur fagen, daß man 
deutiderfeits wejentlich mehr Anlaß zu einer folden Beunrubiaung habe und fic) durch die Vorgänge 
in Oberichlefien, durch Zufammenziehung von Militär an der Grenze, durch die Beſetzung der Wefter 
platte in Danzig dauernd bedroht fühle. Die Grenze zwiſchen Bolen und Deutichland fei durd die 
Kurzlichtigkeit dev Staatsmanner, durd Unverftand und durch Kbelwollen in einer Weiſe gezogen, 
dah cin rubiges Nebeneinanderleben der zwei Nationen, folange diefe Grenzziehung beftehe, jo gut wie 
undentbar fei. Er achte jede Nationalität und er betrachte Yiolen als eine Realität, die er als folde 
berückſichtige. Allerdings verlange ex, dağ aud polniſcherſeits Deutichland als Nealität behandelt würde. 
Wenn zur Zeit des Abjchlufjes des Vertrages von Neriailles die Gemüter nicht völlig verwirrt gewejen 
wären, fo hätte polniſcherſeits der Errichtung eines Korridors durd) Das Deutiche Gebiet niemals 
zugeſtimmt werden dürfen, denn e8 fei flar, daß dadurch eine dauernde Spannung zwiſchen Deutichland 
und Yolen entiteben mußte, ES wäre wefentlich Elüger geweſen, den Zugang zum Meer, von dem der 
Geſandte als von einem unveränßerlichen Redt der Nolen geſprochen Habe, auf der anderen Seite von 
Sfipreußen zu fuchen. In diefem Falle würde wohl ſchon länait ein autes Verhältnis zwifchen Deutſch— 
land und Voten beftehen und aud die Möglichkeit einer wirtichaftlichen Verſtändigung gegeben geweſen 
fein. Er, der Kanzler, möchte nur wünfchen, daß die zwiichen Deutichland und Polen jehwebenden 
politiichen Fragen einmal von den beiderfeitiqen Staatsmännern leidenſchaftslos geprüft und behandelt 
würden. Er fet überzeugt, daß fic) dann auch ein Ausweg aus der jeßiaen unbaltbaren Lage ergeben 
könnte, Deutichland wolle den Frieden. Cine gewaltjame Enteignung polnischen Gebiets liege ihm ferne. 
Es behalte fic) aber vor, diejenigen Rehte, die ihm vertragsgemäß zuftünden, jederzeit und nadh Sut 
dünken in Anspruch zu nehmen. 

Auf Bitten des Polniſchen Gefandten erklärte fidh dev Reichskanzler bereit, über den Empfang des 
Gefandten und die Unterredung ein Communique herauszugeben, das im Wortlaut beigeheftet ift.” 


Srhr. von Neurath 


Nr. 27 
Amtliches Deutfhes Communiqué, 3. Mai 1933 


Der Polniſche Gefandte, Herr Wyſocki, ftattete Heute dem Deutichen Reichskanzler einen Befuch ab 
Die Unterredung, bei welder der Außenminister Freiherr von Neurath zugegen war, beichäftigte fich 
mit den ſchwebenden politifden Fragen, die das Werbältnis Deutschlands zu Volen berühren. Der Reiche. 
Eansler betonte die feite Abficht der Deutſchen Regierung, ihre Einftellung und ihr Vorgehen itrenafteng 
im Rahmen der beftehenden Verträge zu halten. Der Reichskanzler ſprach den Wunjd aus, daß die 
ae Cander ihre gemeinfamen Intereſſen beiderfeits leidenſchaftslos überprüfen und behandeln 
möchten. 
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* Nal. Nr. 27. 
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Nr. 28 
Amtliches Bolnifches Communique, 4. Wai 1933 
C \ Die Unterredung, die am 2. 6. M. der Herr Reichskanzler in Anwefenheit des Herrn Wufenminifiers 


Freiherr von Neurath dem Polniſchen Gefandten Herrn Dr. Wyfocki gewährte und die vom Wolff. 
ſchen Bureau veröffentlicht wurde, hat einen berubigenden Einfluß auf die deutſch-polniſchen Beziehungen 
; zur Folge gehabt. 


Sm Sufammenhang mit diefer Unterredung hat der Außenminifter von Polen Herr Bed den 
Deutichen Gefandten in Warichau Heren von Moltfe empfangen und hervorgehoben, daß die Polniſche 
Regierung ihrerjeits die feite Abficht Hat, ihre Einftellung und iby Vorgehen ftrengftend im Rahmen 
der beftehenden Verträge zu halten. Der Polnifde Außenminifter ſprach weiter den Wunſch aus, 
daß die beiden Gander ihre gemeinfamen Intereſſen beiderfeits leidenſchaftslos überprüfen und behandeln 
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möchten, 
Nr. 29 
Aus der Rede des Führers vor dem Deutfehen Reichstag, 17. Mai 1933 
re Die geiftige Mentalität Des vergangenen Jahrhunderts, aus der man glaubte, vielleicht aus 


Wir fehen die europäiichen Nationen um uns als gegebene Tatjache. Franzoſen, Polen ujw. find 
unjere Nachbarvölfer und wir willen, daß fein gefchichtlidy denkbarer Vorgang dieſe Wirklichkeit ändern 
fünnte, ES wäre ein Glick für die Welt gewejen, wenn im Vertrage von Verfailles diefe Realitäten 
auch in bezug auf Deutjchland gewürdigt worden wären. Denn es müßte das Siel eines wirklich dauer- 
‘MI haften Vertragswerfes fein, nicht Wunden zu reißen oder vorhandene offengubatten, fondern Wunden zu 
| Ichließen und zu heilen. Cine überlegte Behandlung der europälichen Brobleme hatte damals im Often 
ohne weiteres eine Löſung finden können, die den verftandliden Anſprüchen Poleng genau jo wie den 
natürlichen Rechten Deutichlands entgegengefommen wäre. Der Vertrag von Verjailles hat Diele Löſung 
nicht gefunden. Dennod) wird feine Deutſche Regierung von fid) aus den Bruch einer Vereinbarung 
durchführen, die nicht befeitigt werden fann, ohne durch eine beffere erſetzt zu werden.” 
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Nr. 30 
Der Deutſche Geſandte in Warſchau an das Auswärtige Amt 


; a Bericht 
Warfdau, den 30. Auguft 1933 


Prüft man, was hinfichtlich einer Verbefferung der deutſch-polniſchen Beziehungen gejchehen fonnte, fo 
wäre ein Abbau der Kampfmaßnahmen des nunmehr 8 Jahre dauernden Zollkriegs von befonderer 
politiſcher Tragweite. Daß die Aufhebung der im Laufe diefer Zeitſpanne beiderfeits ergriffenen Kampf 
maßnahmen nicht nur auf die weitere Ausgeftaltung der Wirtichaftsbeziehungen günftig einwirfen würde, 
fondern auch im Sinne der deutſch-polniſchen Entipannung einen ftarfen Cindruc auf die Öffentlichkeit 
hervorrufen würde, fteht außer Zweifel. 


So groß dag Miftrauen in die Abſichten und Methoden Des Gegners bei uns fein mag — wozu 
Polen befonders auch wieder in lester Zeit zahlreiche Anläfje gegeben bat —, halte ich doc) die Uber. 
windung der praftifden und pſychologiſchen Schwierigkeiten für möglich und erforderlich. Der deutſch— 


* Den aleichen Gedanken hat der Führer in feiner Rede im Berliner Sportpalaft vom 24. Oktober 1933 folgendermaßen 
entwidelt: 

»Sp wie man wirtjchaftlich finnlos handelte, handelte man auch politifch finnlos. Nur ein einziges Beifpiel: Awiichen 
Nolen und Deutfchland wird der Korridor aeleat. Es hatte fich damals eine andere Vofung finden laſſen. Es aibt in 
Europa Deutfche, e8 gibt in Europa Nolen. Die beiden werden fich daran aewöhnen müjlen, nebeneinander und miteine 
ander zu leben und auszufommen, Weder können die Polen dag deutſche Volt aus der europäischen Candlarte wegdenfen, 
nod) find wir unverftändig genug, um etwa die Polen wegdenten zu wollen. Wir wiffen, beide find da, fie müſſen mite 
einander leben. Warum legt man ihnen dann einen Zanfapfel in ihr Leben hinein? Wiles vermochten die Mächte damals. 
Warum muften fie das tun? Nur um Haf zu verewigen, nur um Völker, die miteinander ausfommen würden, in wie 
tracht zu ftürzen. E8 wäre wirflid) möglich gewefen, einen anderen Weg zu finden, um beiden Länder Gerechtigkeit wider 
fahren zu laſſen.« 
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polnische Handelskrieg, der noch im vorigen Herbjt mit Necht als ein Stellungsfrieg bezeichnet werden 
fonnte, hat in [ester Seit wieder ftärker den Charakter eines Offenfivfrieges angenommen Diefe Rer- 
ichärfung zu befeitigen und darüber hinaus wieder zu normaleren und befferen Beziehungen auf dem 
Gebiete des Handels zu gelangen, würde — mehr al vieles andere — yur Entfpannung der deutjd)- 
polnijchen politifchen Beziehungen, wie fie in den Verlautbarungen bes Herin Reichskanzlers pro- 
Frammatiſch verfündigt worden ift und aud) aus der Danziger Initiative zu einer Bereinigung der 


Streitfragen mit Volen * erfennbar wird, in allerjtärkitem Mape beitragen. 


von Moltke 


Nr. 31 
Der Staatsfekretär des Auswärtigen Amts an den Deutchen Sejandten in Warſchau 
Erlaß 


Berlin, den 25. September 1933 


Die Auffaſſung, daß im Zuge der auf eine Entſpannung der deutſch-polniſchen Beziehungen Hin- 
zielenden Politik jest auch wirtſchaftspolitiſche Beſprechungen mit Polen wieder angebahnt werden 
ſollten, wird hier geteilt. 


Was den materiellen Inhalt der Verhandlungen mit Polen angeht, ſo müßten zunächſt einmal die 
beiderſeitigen Kampfmaßnahmen abgebaut werden. Die Deutſche Regierung iſt unter der Vorausſetzung 
einer entſprechenden Haltung der Polniſchen Regierung hierzu bereit. Wieweit darüber hinaus durch 
gegenſeitige Zugeſtändniſſe, die auf polniſcher Seite bei dem dort beſtehenden Syſtem der Einfuhrverbote 
und vielfach prohibitiven Zölle praktiſch in Einfuhr- und Sollfontingenten beſtehen müßten, eine 
Erweiterung des außerordentlich ſtark geſchrumpften beiderſeitigen Handelsvolumens möglich iſt, müßten 
die Verhandlungen ergeben. 


Ich bitte ergebenſt, die Frage einer Wiederaufnahme der wirtſchaftspolitiſchen Beſprechungen 
mit der Polniſchen Regierung zu erörtern und über das Ergebnis zu beri 
pe 


von Bülow a> 


Nr. 32 


Der Gtaatsfekretär des Auswärtigen Amts an den Deutfehen Gefandten 
in Warfchau * 


Telegramm 
Berlin, den 15. November 1933 


Die Unterredung des Heren Reichskanzlers mit Heren Yipffi hat heute vormittag in Gegenwart von 
Kern von Neurath ftattgefunden und ungefähr eine Stunde gedauert. Das amtliche Communique 
wird durch WTB verbreitet. Diefes Communique ift mit Herrn Lipffi vereinbart worden, der aud 
die Genehmigung der Warſchauer Regierung eingeholt hat“**, / 


EEE = 

* Bal. Nr. 179, Anm. 

** Die Verhandlungen wurden bereits Anfang Oftober aufgenommen und führten am 7. März 1934 zur Unterzeichnung des 
»Qollfriedensprotofolls«, ` 

*** Dag Communiqué Hat folgenden Wortlaut: 

»Der Reichlanzler empfing heute vormittag den Polniſchen Gefandten, ber ihm feinen Untrittsbefuch machte, Die Aus. 
ſprache über die deuticdypolnifchen Beziehungen ergab volle Ubereinftimmung beider Regierungen in der Abficht, die die beiden 


Vander berührenden ragen auf dem Wege unmittelbarer Verhandlungen in Angriff zu nehmen und in ihrem Verhältnis 
einander auf jede Anwendung von Gewalt zu verzicdyten.« 
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Herr Lipſki begann die Unterredung, indem ex Grüße von Marfchall Bilfudfki beftellte und dem Wunſch 
des Marjchalls Ausdruck verlieh, die deutſch-polniſchen Beziehungen durch unmittelbare Ausſprache freund- 
ſchaftlicher zu geftalten. Er hob dabei Hervor, daß e8 immer der Wunſch des Marſchalls geweſen fei, 
mit Deutſchland freundfchaftliche Beziehungen zu pflegen. Auf die längere Rede von Herrn Lipffi ev 

u widerte der Herr Reichskanzler eingehend, indem er zunächſt ausführte, dab fein Standpunft als National 
- S ſogialiſt befannt fei; ex rechne mit Realitäten und betrachte den Beftand des polnischen Staates als 
| etwas Gegebenes. Whnlid) wie in feiner Reichstagsrede vom Mai d. J.* hat der Herr Reichskanzler 
ausgeführt, dah er ein Gegner jeder gewaltiamen Nationalifierung fremder Gebietsteile fei. Polen 
und Deutſchland feien nun einmal Nachbarvölfer, dieſer Tatfache müſſe Rechnung getragen werden, 
und es ſei ein Unſinn, etwa wegen kleiner Grenzberichtigungen einen Krieg zu führen. Allerdings 
müſſe er betonen, daß durch den Friedensvertrag von Verfailles ein Zuſtand geſchaffen worden ſei, der 
für Deutſchland unerträglid fei und jeden Deutfchen immer ſchmerzen müfle. Er glaube, daß e 
ebenjogut möglich gewejen wäre, dem Wunſche Polens auf freien Zugang zum Meere auf einem anderen 
Wege zu entſprechen. Er fei Soldat gewejen, er fenne den Krieg und wiffe aud, dap ein jiegreicher 
Krieg feinem Teil dauernd nur Vorteil bringen würde und, gemeffen an den Opfern, in feinem Ber- 
hältnis ftehen würde zu dem Gewinn. Ce glaube aber, dap bei gutem Willen und bei Schaffung einer 
geeigneten Atmosphäre auch jehwierige Fragen einer friedlichen Lofung entgegengeführt werden fonnten. 
in diefem Sinne begrüße er die Anregung Marfchall Bilfudftis, und ev fei feinerjeits zu einer Erklä— 
rung durchaus bereit, dak die Deutiche Negierung die Abficht habe, auf eine gewaltiame Löſung der 
zwiſchen Deutichland und Volen fchwebenden Fragen zu verzichten. 


Bülow 





Nr. 33 
Der Reichsminifter des Auswärtigen an den Deutfchen Gefandten in Warjchau 


Telegramm 
Berlin, den 24. November 1933 


Der Herr Reichskanzler ift mit dem Ahnen hier bereits perſönlich übergebenen Entwurf einer deutſch— 
polnischen Erklärung einveritanden**. Der Herr Neichskanzler ift ferner damit einverftanden, daß Sie 
diefen Entwurf in einer Audienz dem Marfchall Vilfudffi im Namen des Herrin Reichskanzlers über- 
geben. Ich bitte Sie, Hort diefe Audienz in geeigneter Form nachzuſuchen und auf ſchnelle Anberau— 
mung des Terming zu drängen 





Ach bitte bei der Audienz etwa folgendes auszuführen: Der Herr Reichskanzler erwidere mit beitem 
Dank die Grüße des Marſchalls. Ex habe mit Genugtuung die Stellungnahme des Marſchalls begrüßt, 
deffen Ideen von ihm durchaus geteilt würden, wie fid) aus dem vereinbarten Tirellecommunique *** 
ergebe. Der ReihStangler fei der Anficht, daß e8 zweckmäßig fei, e8 nicht bei diefem Communique zu 
belafen, fondern eine Form zu finden, welche die Gedanfen und die Willensridtung der beiden Reale- 
rungen flarer präziſiere und einen nadhaltigeren politischen Effekt habe. Sie feien deshalb beauftraat, den 
Entwurf einer Erklärung zu überreichen, wie fie von beiden Regierungen abgegeben werden fonnte, um zu 
dem getwünfchten Siele gu gelangen. Sur Begründung diefes Entwurf? wäre weiter auszuführen, daß 
e8 dem Seren Neichsfansler qut erfcheine, nicht mit den hergebrachten alten Begriffen und ſchon etwas 
abaeariffenen Formulierungen zu operieren, fondern anjtatt deſſen eine Form zu wählen, die den 
politischen Entſchluß der beiden Regierungen unzweideutig in Erſcheinung treten laffe und auf oe 
Sffentlichfeit einen ftärferen Eindrud machen würde als die nicht mehr in befonderem Anſehen fiehende 
übliche Daktform. Dabei wäre aber zu betonen, daß die in dem Entwurf gewählte Form nichts an dem 
bindenden Charakter der Abmachungen ändere, wie fich fdyon aus der am Schluß vorgejehenen Rati- 
fizierung eraäbe. 





Zu Ihrer Information möchte id) nod) darauf Hinweifen, daß die Faſſung der von ung vor 
efchlagenen Erklärung in feiner Weife die Anerkennung der heutigen deutfchen Oſtgrenzen in fich ſchließt, 
fondern im Gegenteil zum Ausdruck bringt, daß mit diefer Erklärung eine Grundlage für die Löſung 
aller Vrobleme, alfo auch der territorialen Probleme, gejhaffen werden foll, 


Neurath 
. ee en 
: * Bal. Nr. 29. 
í * Es handelt fih um einen Vorentwurf ber unter Nr. 37 abgedrudten Erklärung vom 26. Januar 1934. 


*** Mal, Mr. 32, Unm. RR 
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Nr. 34 
Der Deutfche Gefandte in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Warfdau, den 28. November 1933 


Empfang bei Marfchall Pilſudſti hat heute nachmittag ftattgefunden. Die Unterredung, bei der s 
Aufenminijter Bed zugegen war und die etwa 1'/, Stunde dauerte, trug einen betont freundlichen 
Charakter, wie überhaupt die für hiefige Verhältniffe ungewöhnlich jdynelle Anberaumung des Empfangs 
als befondere Wufmertfamfeit zu werten ift. 


Der Marfchall, der in Unterhaltung gern vom fachlichen Thema abfehweift, um perjönliche Crinne- 
rungen, meiftens militäriicher Art, einzuflecdyten, macht einen geiftig friichen, körperlich aber über feine 
Jahre hinaus gealterten und faft gebredylichen Eindrud. Seine Grundeinftellung zu dem erörterten 
Fragenkomplex war gekennzeichnet durd) eine immer wieder zum Ausdrud kommende ſympathiſche An- 
erfennung der Verfönlichkeit des MNeichskanzlers, deffen aufrichtigen Friedenswillen er im Laufe der 
Unterhaltung wiederholt unterſtrich. 


Ich begann die Unterredung mit Übermittlung dev Grüße des Reichskanzlers, die Pilſudſki mit fidt- 
licher Befriedigung entgeaennahm. Nad) der weilungsgemäß erfolgten Darlegung über die von ung 
gewählte Form der »Erklärung« babe ich diefe dem Wunſch des Marfchalld entipredyend auf deutic) 
vorgelefen und durch Erläuterungen in der ihm geläufigeren frangdfifden Sprache ergänzt. 

Pilſudſti auperte fic) zuftimmend zu Grundgedanken des deutſchen Vorſchlags. Er billigte insbe- 
fondere, und zwar in der ihm eigenen draftiichen Ausdrudsweife, die Wahl einer neuartigen Formu- 
lierung und den ihm befonders ſympathiſchen Verzicht auf die verhaßten Varagraphen, ließ aber vor- 
ſichtshalber Durchbliden, daß manchmal auh alihergebradte Formen und Paragraphen ihren Wert 
hätten. Cr erklärte, daß ex naturgemäß nicht in der Lage fei, zu Einzelheiten des Entwurfs Stellung 
gu nehmen, Daß er aber ein befonderes Bedenken fon jest hervorheben wolle, und gwar die Bezug- 
nahme auf den Schiedövertrag von Locarno, der in Volen einen fehlechten Klang habe. Hinfichtlich des 
weiteren Prozedere feste der Marfdall des längeren auseinander, wen alles der Entwurf zur Prüfung 
und Bequtachtung vorgelegt werden müffe, und wies wiederholt darauf Hin, dah diefes Verfahren qe 
raume Seit in Anfprucy nehmen würde. Im weiteren Verlauf der Unterredung unterſtrich Pilſudfki 
den Wunjch, die deutſch-polniſchen Beziehungen auch feinerfeits auf eine freundnachbarliche Bafis zu 
bringen, betonte aber mit einer Deutlichkeit, wie ich fie bisher von polnischen Volitifern faum gehört 
jabe, daß fih aus der 1000 Jahre alten Deutichfeindlichkeit des polniſchen Volkes große Schwierig 
feiten bei der Durchführung diefer Volitit ergeben würden. Dieſe Volitif dürfe infolgedeflen nicht 
auf Gefühlsmomente, fondern nur auf Erwägungen der Vernunft aufgebaut werden. Seiner Be. 
Hauptung, dab die Verhaltnifje in Deutſchland ähnlich lägen, widerſprach ich und betonte unter Gin 
weis auf Vorfälle der legten Zeit die Notwendigkeit, eine planmäßige Verſtändigungspolitik einzuleiten, 
wie das bereits von feiten Deutichlands 3. V. auf dem Gebiet der Preſſe in wirfiamer Weife geſchehen 
fei. Meine Darlegungen beantwortete Vilfuditi, indem er feiner arenzenlofen Verachtung für die 
Preffe Ausdruc verlieh, mit der er nichts zu tun haben wolle, qab aber iu, Dah es nützlich fei, auf die . 
politifden Organifationen einzwvirfen. | | | 


Abſchließend erwähnte id) den Wunſch des Neichsfanzlers, auch auf wirtichaftlichem Gebiet zu nor- 
malen Beziehungen zu gelangen. Vilfudffi evwiderte, daß feinerzeit nur ein einziger Miniſter im pol- 
nijchen Ninfterium dem Sollfvieg widerfproden habe, während heute fih wohl faum ein Miniiter 
finden würde, der die gortführung diefes unfeligen Krieges gutheiße. Allerdings fei Polen, das fidh 
ohne jegliche Referve durch die Wirtichaftkrife durchgekämpft habe, darauf angewiefen, einen wirtichaft- 
lic) tragbaren Ausgleich) zu ſuchen. 


Moltke 


ir. 35 
Unterredung des Reichsminifters des Auswärtigen mit dem Polnifehen Gefandten 


Aufzeichnung 
Berlin, den 9. Januar 1934 
Der Polniſche Geſandte hat mich heute au 
Erklärung über die Regelung der deut 
darauf hingewieſen, daß die Polniſch 
zu kommen. Er habe die Vollmacht 


te aufgeſucht und hat mir einen abgeänderten Entwurf für eine ‘ 
iſchpolniſchen Beziehungen übergeben. Der Gefandte hat dabei 

e Regierung fich bemüht Habe, unſerem Entwurf fo nahe als möglich 

zur Zeichnung und ſei jederzeit dazu bereit. 
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Ich erklärte Herrn Lipfei, ich müßte natürlich den polniſchen Entwurf zunächft durdfehen, ehe ich 
zu Ihm Stellung nehmen fonnte, würde ihm aber fo bald wie möglich Mitteilung darüber zufommen 
laffen, ob und welche Wünſche wir etwa noh zu dufern hätten. 


. : Mir feint befonders bedenklich der Vorſchlag, daß unter die Erklärung nicht folche Fragen fallen follen, 
` »weldye nad) internationalem Recht zur ausfchließlichen Zuftändigfeit der Staaten gehören«. Damit 
| wird offenfichtlich bezwedt, die Frage der Behandlung der deutichen Minderheit in Bolen von einer 

a | direkten Ausſprache zwiſchen der Deutfchen und der Volnifchen Regierung auszuschließen. 


E Srhr. von Neurath 


Nr. 36 
Aufzeichnung des Direktors der Rechtsabteilung des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 22, Januar 1934 


Der Polniſche Gejandte fagte fih am Sonnabend, den 20. d. M., bei mix zu einer Fortjeßung 
7 ’ , ” g F ’ ’ C> 
unſerer Beſprechungen an. Er erzählte, daß er ingwifden in Warſchau die von mir geftellten Fragen 
in feinem Minifterium und vor allem mit Marſchall Bilfudffi beſprochen habe. 


Bei der Erörterung des polnischen Vorſchlags, wonach die Erklärung fih nicht auf die zur aus- 
ſchließlichen Zuftändigfeit der Staaten gehörenden Fragen erftreden follte, beantwortete Herr Lipffi 
meine frühere Frage dahin, daß man damit nur die Einmifchung in innere Angelegenheiten Des Landes 
ausjchließen wolle. Sn Polen hätten fih, wie ex behauptete, 3. B. im legten Jahr hier und da Beftrebun- 
gen geltend gemacht, der Behandlung der Juden in Deutjchland entgegenzutreten. Das habe die Regie 
| rung jelbjtverftändlid abgelehnt. E8 fei gut, in ber Erklärung derartige Möglichkeiten ausdrücklich 
x auszufchließen. ch nahm Herrn Lipffi beim Wort und fagte ihm, wenn die Polniſche Regierung nichts 
anderes bezwede, dann folle fie dod) ihren Vorjchlag auch dementiprechend formulieren, damit die 
Offentlichfeit fehe, was gemeint fei. Er erklärte daraufhin, man werde fih in Warfchau mit folgender 

Faſſung zufriedengeben: 


»Die beiden Regierungen ftellen feft, daß diefe Erklärung fic) nicht auf jolche Fragen erſtreckt, die 
nad) internationalem Redt ausſchließlich als innere Angelegenheiten eines der beiden Staaten 
anzufeben find. « 


Diefe Hormel hat gegenüber der alten Hormel den Vorteil, daß fie die Minderheitenfrage nicht mehr 
von einer eventuellen diplomatijden Beiprehung zwiſchen Deutichland und Polen ausschließt. Denn 
die Minderheitenfragen find zweifellos feine Fragen, die nach internationalem Recht ausſchließlich als 
innere Angelegenheiten eines Landes angefehen werden fonnten. ; 


Gaus 





Nr. 37 


Erklärung der Deutjchen und der Bolnifchen Regierung, 
26. Januar 1934 


Die Deutjche Regierung und die Polnifche Regierung halten den Seitpuntt für gefommen, um durch 
eine unmittelbare Verftändigung von Staat zu Staat eine neue Phaſe in den politijden Beziehungen 
awifden Deutichland und Polen einzuleiten. Sie haben fid deshalb entjhlofjen, durch die gegenwärtige 
Erklärung die Grundlage für die fünftige Geftaltung diefer Beziehungen feftzulegen, 


Beide Regierungen gehen von der Tatjache aus, daß die Aufrechterhaltung und Sicherung eines 
ò dauernden Friedens gwijden ihren Ländern eine wejentliche Borausfeßung für den allgemeinen Frieden 
s in Europa ift. Sie find deshalb entſchloſſen, ihre gegenfeitigen Beziehungen auf die im Patt bon Paris 
bom 27. Auguft 1928 enthaltenen Grundfage zu ftüßen, und wollen, injoweit Da8 Verhältnis zwifchen 
Deutichland und Polen in Betracht fommt, die Anwendung diefer Grundfage genauer beftimmen. 


Dabei ftellt jede der beiden Regierungen feft, dab die von ihr bisher fon nach anderer Seite Hin 
übernommenen internationalen Verpflidtungen die friedliche Entwidlung ihrer gegenjeitigen Be. 
ziehungen nicht Hindern, der jebigen Erklärung nicht widerfpreden und durch diefe Erklärung nicht 
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berührt werden. Sie ftellen ferner feft, daß diefe Erklärung fid) nicht auf jolde Fragen exjivedit, die 
nach internationalem Recht ausſchließlich als innere Angelegenheiten eines der beiden Staaten an- 
zufehen find. 


. 


Beide Regierungen erklären ihre Abficht, fiH in den ihre gegenfeitigen Beziehungen, betreffenden 
Fragen, welcher Art fie aud) fein mögen, unmittelbar zu verftändigen. Sollten etwa- Streitfragen 
zwiſchen ihnen entitehen und follte fic) deren Bereinigung durch unmittelbare Verhandlungen nicht 
erreichen laffen, fo werden fie in jedem befonderen Falle auf Grund aegenjeitigen Einvernehmens eine 
Löſung durch andere friedliche Mittel fuden, unbejchadet der Möglichkeit, nötigenfalls diejenigen Ver— 
fahrensarten zur Anwendung zu bringen, die in den zwilchen ihnen in Kraft befindlichen anderweitigeat 
Abkommen für folden Fall vorgejeben find. Unter feinen Umftänden werden fie jedoch zum Smed 
der Austragung folder Streitfragen zur Anwendung von Gewalt fchreiten, 

Die durch dieſe Grundſätze gefchaffene Friedensgarantie wird den beiden Negierungen die große 
Aufgabe erleichtern, für Probleme politijder, wirtfchaftlicher und fultureller Art Lojungen zu finden, 
die auf einem gerechten und billigen Ausgleich der beiderfeitigen Intereſſen beruhen. 


Beide Regierungen find der Überzeugung, daß fich auf dieſe Weife die Beziehungen zwifchen ihren 
Vandern fruchtbar entwideln und zur Begründung eines gutnachbarlichen Verhaltniffes führen werden, 
bas nicht nur ihren beiden Ländern, fondern aud) den übrigen Völkern Europas zum Segen gereicht. 


Die gegenwärtige Erklärung foll ratifiziert und die Natififationsurfunden follen fo bald als möglich 
in Warſchau ausgetaufdt werden. Die Erklärung gilt für einen Zeitraum von 10 Jahren, gerechnet 
vom Tage des Austaufches der Natififationsurfunden an. Falls fie nicht von einer der beiden 
Regierungen 6 Monate vor Ablauf diefes Zeitraums gekündigt wird, bleibt fie aud) weiterhin in Kraft, 
fann jedoch al8dann von jeder Regierung jederzeit mit einer Frift von 6 Monaten gefiindigt werden. 


Ausgefertigt in doppelter Urichrift in deutfcher und polnischer Sprache. 


Berlin, den 26. Januar 1934 


Für die Deutfche Regierung: gür die Polnijde Regierung: 
C. Freiherr von Neurath 303ef Lipski 
Nr. 38 x 
Der Deutjche Gefandte in Warfchau an das Auswärtige Amt y 
Telegramm 


Warfdau, den 27. Januar 1934 


Außenminiſter Bec, der mid) heute zu fih bat, äußerte fi) dankbar und mit lebhafter Befriedigung 
über Suftandefommen deutid-polnifder Vereinbarung. Die Bedeutung diefes Ereigniffesp das man 
wohl als Hiftorifch bezeichnen fonne, fei für ihn und ganz befonders für den Marſchäll Pilfudfti noch 
exhöht worden durch die Worte, die der Herr Reichskanzler an den Polniſchen Geſandten gerichtet habe 5 
Der Eindrud in polniſcher Öffentlichkeit fei außerordentlich und ftärfer, al8 er erwartet babe. So habe 
zum Beilpiel Bekanntgabe in größtem Konzertfaal Warichaus lebhaften Applaus Publifums Hervor 
gerufen und felbft in der Provinz habe Seitungsauflage verdreifacht werden müffen. E8 zeige fid dati 
nad) Sehlichlag von internationalen Konferenzen und Watten eine mutige und von Führerwillen jugend: 

Volitif ftarfe Wirkung ausübe, insbefondere wenn fie allgemein vorhandenem Friedensbedürfnig Red 
nung trage. Hierin liege Unfporn für Weiterverfolgung diefer Linie, 


Die Oppofitionsparteien hätten fih noch nicht geäußert. Er fürchte fie auch nicht und werde in der 
nächiten Woche Gelegenheit nehmen, feine Volitif vor dem Sejm zu vertreten. 


Die Aufnahme in der Weltöffentlichkeit fei, foweit ihm bisher Nachrichten vorlägen, —** günſtig. 


Insbeſondere begrüße er dag diesbezügliche Havas-Communiqué, das ihm Anlaf gegeben habe, den 
Polniſchen Botſchafter in Paris zu beauftragen, der Franzöſiſchen Regierung Dank auszuſprechen. 


Moltke 
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Il. Keine Befferung der Lage der Deutſchen Bolksaruppe 
durch die Deutfch-Bolnifche VBerftändigungspolitik 
(November 1933 bis Auguft 1934) 


ir. 39 
Der Deutfche Konful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Thorn, den 25. November 1933 


Deut) che Wahlverfammlung Graudenz Montag 20. 11. wurde geftört durch angeblich bezahlte Cle 
mente, als Generalſekretär deutſcher Volksgruppe über deutſch-polniſche Verftändigung ſprach. Diefelben 
Elemente find Urheber blutigen Swiichenfalld am Donnerstag. 

Donnerstag ftattfand in Loge Sitzung Vertrauensmänner für deutjche Lifte bei Stadtverordneten- 
wahlen. Gegen 21 Uhr erfdhienen erwähnte Clemente, die Anmwejende mit Bierkrügen bewarfen und 
verlegten. Gegen 23 Uhr forderte die Polizei Anweſende zum Heimgehen auf, Alteſte Verfammlungs: 
teilmehmer konnten unbebelligt heimfehren. Jüngere verließen Loge gegen 24 Uhr geichloffen, begleitet 
von etwa feeds Poliziſten. Diefe leiteten Verſammlungsteilnehmer in dunkle Seitengalle, wo Anariff 
bejagter Elemente erfolate. 

Mehr als zwölf Verlegte, wovon einer auf Transport geitorben, ein anderer in Lebensgefahr. 

Laut Angabe Gewährsleute beitebt begründeter Verdacht, daß Angreifer Schüben-Verband angehören 
und von Regierungspartei gedungen find, 


jn Vertretung 
Hoops 


Nr. 40 
Der Deutfche Gefandte in Warjchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warſchau, den 29. November 1933 

Ach Habe in einer Unterredung, die ich aus anderem Anlaß mit dem Außenminiiter hatte, Gelegenheit 
genommen, diefen auf die Graudenzer Ausschreitungen * anzufprechen. Ich verwies ihn insbejondere auf 
die ftarfe Erregung, die hierüber in der deutfchen Offentlichfeit entitanden fet, wodurd die erfreuliche 
Beſſerung der Atmoſphäre wieder gefährdet würde, 

Herr Beek erwiderte, daß er diefe Vorfälle ebenfalls bedauere. Im übrigen verjuchte er, die Aus 
fdjreitungen mit der bei Wahlen in allen Ländern zu Eonftatierenden Aufpeit}dung der politifden Leiden- 
Ichaften zu entichuldigen. Erft mein Hinweis auf die antideutihe Propagandamoche des Wejtmarken 
vereins und den Kontraft, der zwilchen folden unzeitgemäßen Kundgebungen und den beiderjeitigen 
Negierungderklärungen befteht, veranlaßte den Wupenminifter zu der Erklärung, daß energije Mas 
nahmen gegen die Täter ergriffen werden würden und daß er fich mit dem Minifter des Innern in Ver 
bindung jeßen wolle, um der Verhebung entgegenzumirken, 

ch darf bitten, die Tatfache meiner ntervention in diefer Angelegenheit nicht in der Preſſe zu ver- 
werten, da e8 ohnehin ſchon große Schwierigfeiten bereitet, Minderheitsfragen Hier offiziell gur Sprache 
zu bringen und eine Veröffentlihung nod) weiter erjchwerend wirken würde. 


von Moltke 
Nr. 41 
Der Deutfche Gefandte in Warfchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 


MWarfchau, den 28. Dezember 1933 


Der Vräfident der Gemifchten Kommiffion in Kattowitz, Prafident Calonder, Hat fih furz vor 
Weihnachten zwei Tage lang in Warſchau aufgehalten, um nad) verhältnismäßig langer Zeit wieder 
einmal den Kontaft mit der Polnischen Regierung aufzunehmen. Bei einem größeren Diner, das von 
dem Unterftaatsjefretär Graf Szembek am Abend veranftaltet wurde, bin ich als einziger auswartiger 
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Vertreter zugezogen gewefen, eine Aufmerffamteit, die immerhin im Rahmen dev gegenwärtigen Ber- 
ftändigungspolitif eine gewiffe Beachtung verdient. Jd) hatte nad) dem Eſſen Gelegenheit zu einer 
längeren Unterhaltung mit VBräfident Calonder. Er erklärte, von feiner Unterredung mit Außen 
minifter Bed fehr befriedigt zu fein, wenn er aud) den Eindrud nicht los werden fonne, daß diejem 
bei feinem ftarfen Selbftändigfeitsdrang jede internationale Kontrolle äußerſt zuwider fei. Immerhin 
würden die Dinae in Oberichlefien wejentlich beffer Liegen, wenn auch dort die Beckſchen Auffafjungen 
über die Behandlung der Minderheit geteilt würden. Leider fei dies aber feineswegs der gall und 
zu feinem großen Bedauern müffe ex feftitellen, daß aud) die erfreulicherweife von Deutſchland und Polen 
verfolgte Politik der Verftändigung in diefer Hinſicht nod) keinerlei Beſſerung gebradt habe. Er habe 
jogar den Eindrud, daß die Drovinzialbehörden fih gegen dieſen Verſtändigungsgedanken innerlich 
auflehnten und daß fie verjuchten, durch fcharfes Vorgehen gegen die Minderheit ein Gegengewicht 
gegen die Warfchauer Politik zu ſchaffen oder aber faits accomplis heyzuftellen, für den Fall, dağ die 
Verftändiqungspolitif wirklich Fortſchritte made. * 


Auf meine Frage, ob er mit der Entwicklung, die die Dinge in Deutſch-Oberſchleſien genommen 


hätten, zufrieden fei, antwortete Bräfident Calonder, daß ex im Frühjahr große Sorge gehabt habe,” 


daß aber inzwifchen eine ganz wejentliche Befferung eingetreten fei, jo daß er in dem deutjchen Teil 
feines Bezirfes, abgeſehen von einigen fleineren Fragen, taum Anlaß zu irgendeiner Beanjtandung habe. 
Sin Übrigen freue er fich ganz befonders darauf, Anfang Januar dem Herrn Reichskanzler, für deffen 
gentale Politif ex aufrichtige Bewunderung habe, feinen Beſuch machen zu können. 


pon Moltke * 


Nr. 42 
Der Deutjche Konful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 31. März 1934 


Die nad) Abſchluß des Sehnjahrespaftes veröffentlichte neue Namenslifte zur Agrarreform 1934 ift 
ein deutlicher Beweis dafür, daß feit dem Abſchluß des Verftändigungsabtommens, abgefehen von einigen 
außeren Zeichen einer Bellerung der Atmoſphäre, alles beim alten aeblieben ift. Gn dieſer Lifte find 
11 Güter, davon 10 deutjche, aufgeführt. Gn Hektar ausgedrüdt, entfallen von den beanjpruchten 
1,475 ha rund 1,032 auf deutichltämmigen BVelik. 8 von diefen 10 Gütern haben bereits auf früheren 
Namensliſten geftanden, 5 davon haben feine Suichläge * erhalten und find infolgedellen fo reduziert, 
daß fie nicht mehr lebensfähig exicheinen. Alle 10 Güter ftanden und ftehen wirtichaftlich jehr aut, 
was von den Danebenliegenden polnischen Gütern nicht gefagt werden fann. Trotzdem erhalten lettere 
noch Zuſchläge. Das rigorofe polnische Vorgehen verjtößt nicht nur offen gegen den Geift des Zehn- 
jabrespaftes, fondern entfpridt auch nicht dem Wunſche des Völkerbundes, der feinerzeit in Genf die 
Miedergutmachung der feitherigen polnischen Agrarmaßnahmen forderte, 


von Küchler 


Nr. 43 
Der Deutfche Generalkonful in Kattowik an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Kattowitz, den 15. April 1934 


Am 13. April 1934 fand in Antonienbütte — Ojtoberfdlefien — ein Proteftumyug des Muf- 
ftändifchen., des Sehithen-, und des Nejerviftenverbandes unter Beteiligung von etwa 500 Perſonen 
geaen dic deutfche Minderheit und die deutichen Verbände ftatt. Zwei Polizeibeamte begleiteten den 
Umzua. Während des Umzuges, der fi) durd) ſämtliche Straßen in Antonienbütte bewegte, ſpielte die 
Rejerviftenfapelle. Es wurden polnische Lieder geſungen. Gn den Straßen, in denen deutiche Minderheits- 
angehörige wohnen, wurden von mehreren Umzugsteilnehmern, die mit Piftolen bewaffnet waren 
etwa 25 bis 30 Schüffe abgegeben. Bon den Spredhchören wurde folgendes ausgerufen: »Nieder mit 
den deutichen Minderheitsfchulen und Verbänden! ES lebe die polnifde Schule, nieder mit dem Ver- 
ftändiaungspafti«. Gegen 21 Uhr löfte fich der Umzug vor dem Rathaus auf. Nah dem Umzug 
wurden mehrere deutjche Minderheitsangehörige von den Wufftindifden auf der Straße beläftigt 
und bedroht. 

In Vertretung 


Quiring 





* Den Grundbefigern konnten nad) dem polnifchen Agrargeſetz bei der Parjellicrung unter gewiffen Vorausſetzun 
über die Normalgrenze hinausgehende Flächen belafjen werden (»Zufcläge« zur Normalfläche). i ae), setae 
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Nr. 44 
Der Deutfche Generalkonful in Kattowik an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Rattowik, den 28. April 1934 


Die in der Anlage des Erlaſſes vom 25. April enthaltenen Angaben über polnische Maßnahmen 
zweds Bekämpfung der Minderheitsichule* ftellen nur einen fleinen Ausfhnitt aus dem Bild mehr 
oder minder offenen Terrors dar, der gegenwärtig anläßlich der Schulanmeldungen gegen die deutjche 
Minderkeitsjchule in Polniſch-Oberſchleſien ausgeübt wird. Ein Abflauen diefer von den verjchiedenften 
polnischen Verbänden betriebenen Agitation gegenüber den Vorjahren ift bisher nicht feitzuftellen, viel- 
mehr werden aud) in diefem Jahr erneut alle Negifter wirtfchaftlicher und moraliſcher Bedrückung 
gezogen, um die Erziehungsberechtigten von der An- bzw. Ummeldung ihrer Kinder in die Minderheits- 
ſchule abzuhalten. Cine Auswirkung der Verftändigungspolitik ift Hier jedenfalls nod) nicht feitzuftellen. 


In Vertretung 
Quiring 


Nr. 45 
Der Deutjche Konful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 28. April 1934 


Das Konzert des Dresdner Streichquartetts, das Freitag in Thorn ftattfinden follte, mußte abgejagt 
werden, da die Künftler die Einreifegenehmigung nicht erhalten haben. Die »Deutſche Rundſchau« 
(Bromberg) fchreibt dazu: »In Berlin ift kürzlich der polnifhe Tenor Jan Kiepura begeiftert gefeiert 
worden. Der Reichsfangler und der Reichspropagandaminifter empfingen den polnischen Tenor in 
ihren Logen. Wo bleibt die gegenfeitige Verftandigung ?« 


von Küchler 


Nr. 46 
Der Deutjche Konful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 28. Suni 1934 


i ch Hatte wiederholt Gelegenheit zu berichten, daß der Sehnjahrespatt zwiſchen Deutſchland und 
Nolen gwar nach außen bin eine gewiffe Entjpannung gebracht babe, daß aber im übrigen im Ber- 
bältnis Dolens zu Deutichland, insbejondere was die Behandlung oer Minderheit anlangt, in diefem 


Gebiet feine Anderung zu verfpüren fet. 


Diet zeigt fic) auch auf dem Gebiet der Schule. So wurde kürzlich der in Thorn an dem einzigen 
ftaatliden Gymnafium mit deuticher Unterrichtsfprache tätige Oberlehrer Paul Brien in den Ruheſtand 
berſetzt. Wie ich feſtgeſtellt Habe, waren feine pädagogiſchen Gründe für Die Entlafjung maßgebend. Sie 
liegt vielmehr im Zuge der polnischen Beftrebungen, diejes alte deutſche Gymnaſium allmählich in ein 
polnifches umzuwandeln. Ein deutjcher Lehrer nad) dem anderen ift hier durch einen polnischen erfegt 
worden. Aber man hatte gehofft, daß diefer zielbewußte Umwandlungsprozeß nad) dem Sehnjabrespaft 
eingeftellt werden würde. Mit der Abberufung des Oberlehrers Brien wird das Kollegium nunmehr 
aus neun polnifchen und drei deutichen Lehrern beftehen. Unter dieſen Umftänden fann das Gymnajium 
nicht mehr als eine deutjche Lehranjtalt angefehen werden. 


von Küchler 


— 


* Die Anlage enthält Angaben über Einfchüchterungsverfuhe und Terrormaßnahmen gegen Eltern, die ihre Kinder für 
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Nr. 47 
Der Deutsche Generalkonful in Kattowik an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Rattowik, den 1. Auguft 1934 


Auf Mitgliedevverfammlung des Deutichen Volfsbundes hielt deffen Prafident, Pring von Pleß, 
programmatiſche Rede, in der er fih mit gegenwärtigem deutſch-polniſchen Verhältnis und feinen Aus 
wirkungen auf die Lage der Minderheiten beiehäftigte. Der Drinz erklärte, wer an deutſch-polniſche Ver: 
handlungen Hoffnungen auf fofortige Befferung der Lage gefnüpft hatte, müßte enttäufcht werden, denn 
jeit Jahren beftehende Gegenfage verichwänden nicht bon heute auf morgen; aber niemand hatte damit 
rechnen können, daß ftatt Verbeflerung weitere Verfchärfung der Cage der deutichen Volksgruppe ein 
treten würde. Verichärfung läge vor allem in zunehmender Entlaffung deutſcher Arbeiter, die damit 
ihrer Yebensarundlage beraubt würden. 


Noldeke 
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| Ili. Polen entzieht fich der Minderheitenkontrolle des Bölkerbundes 
(September bis November 1934) 


ir. 48 
| Der Deutſche Konful in Genf an das Auswärtige Amt 
Telegramm 


Genf, den 7. September 1934 


Aus der geitrigen Unterredung mit einem hoben Beamten VBolferbundsfefretariats über polnifchen 
Minderheiten-Antrag ift folgendes bemerkenswert: 


1. Nad) Auffaſſung Sekretariat beiteht feine Ausficht, daß Polens Antrag Verallgemeinerung des 
Minderheitenichußes durchöringt, weil fowohl Großmächte wie andere Staaten dagegen find. 


2. Aud) Ausfichten dafür, dağ Polen daraufhin nad) Ablehnung Generalifierung des Minderheiten- 
ſchutzes mit Erfolg Forderung nad) Befreiung der ihm auferlegten Minderbeitenihuß-Beftimmungen 
jtellen fOnnte, find nad) Auffaſſung Sefretariats gering. An fih fünnte Polen unter Hinweis auf ein 

| jeitige Belaftung mit MinderheitenfdhusBVeftimmungen und insbejondere darauf, dab, wie zu erwarten, 
| Ruland bei Eintritt in den Völkerbund feine Auflagen in diefer Beziehung gemacht werden, nad) 
Artikel 12 des polnischen Minderheiten Vertrages* Abänderung der Minderheiten- Vorfhriften verlangen, 
die unter Umftänden gänzlicher Wbfchaffung gleichkäme, wozu nad) Beftimmungen Artifels einfache Nats: 
mebhrbeit genügt. Diejem Verjuch würde jedocd von Großmächten entgegengehalten werden fünnen, daß 
Minderbeitenihus Vorausſetzung für Zuteilung großer Gebiete an Polen und Kleine Entente geweſen 
fei und daß durch Aufhebung Minderbeitenichuß-VBerträge Gefamtrevifionsfrage angefdnitten würde. 
Nad) Auffafiung Sefretariats find fowohl Kleine Entente ald Griechenland polnischer Initiative durd 
aus abgeneigt, da fie fih in Äbnlicher Lage bezüglich Verbindung von Minderheiten und Territorial 

Fragen befinden. 


Krauel 


Nr. 49 
Aufzeichnung eines Beamten der Politiſchen Abteilung des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 13. September 1934 
Konſul Krauel telephoniert ſoeben aus Genf: 


Bert Habe ſoeben in dev Bundesverſammlung eine Rede gehalten, die nahezu ausſchließlich der Minder: 
heitenfrage gewidmet war und in der er ausführte, olen müßte auf Seneralifierung der Minderheiten: 
verpflichtungen befteben; ex Hätte jedoch gehört, daß verichiedene Staaten fih ablehnend verhalten 
a . würden. Er fehe fid deshalb gezwungen, mitzuteilen, daß Polen in Sutunft jede Sujammenarbeit mit 

den internationalen Organen bei der Kontrolle der Durchführung des Minderheitenſchutzſyſtemes durch 
Nolen verweigern wiirde.” * 
von Kamphoevener 


* Bal. Nr. 4. | i À 
** Die polnifche Ankündigung, fid) in Zukunft an der Durdyführung der Minderheitenſchutzkontrolle durch den Völferbund 
nicht mehr zu beteiligen, wurde von den Vertretern Großbritanniens und Frankreichs in der Völferbundverfammlung mit 
formalen Einwendungen beantwortet. Hierbei erklärte der Führer ber Britiſchen Delegation, der Staatsſekretär für Auswärtige 
Unagelegenheiten, Sir John Simon, in ber fünften Volljigung der 15. Völterbundsverfammlung am 14. September 1934: 
»Das Qand, das ich mit der Delegation bes Vereinigten Königreich vertrete, ift ebenfo wie gewiſſe andere Mächte Ber 
tragspartei des polnischen Minderheitenvertrages. Polen hat hinfichtlich der Minderheiten gewiſſe Vertragsverpflichtungen 
übernommen, welche die Völkerbundgarantie einfchloflen. Ich möchte in diefer Hinficht hinzufügen, daß man die Bes 
ftimmungen des Artitels 93 ded Vertrages von Verjfailles, der in dem Teil dieſes Vertrages enthalten iff, der ſich mit 
der Feſtſetzung der Grenzen Polens befaßt, nicht aus den Augen verlieren darf. Polen hat weiter ein beſtimmtes, in einer 
Reihe von Entjchliefungen des Völkerbundsrats formuliertes Verfahren über die Art und Weife angenommen, wie diefe 
Garantie durchgeführt werden foll. Diefes Verfahren hat Har und deutlic, die Mitarbeit Poleng zur Vorausfebung.« 


= ‘ Der Franzöfifche Oelegationsfiihrer, Außenminifter Barthou, betonte in der gleichen Gikung der VSlferbundsverfammlung: 
»Der Polnifche Außenminifter hat geftern eine Frage geftellt, die fic) mit der fiinftigen Durchführung des zwiſchen 

Polen und den Alliierten Hauptmächten am 28. Juni 1919 abgeſchloſſenen Minderheitenvertrages befaßt. Da dieſe Frage 

à . zur Diskuſſion geſtellt worden iſt, iſt es nur natürlich, daß die anderen Unterzeichner dieſes Vertrages ihre Stellung 
flarlegen. Dies hat der Vertreter des Vereinigten Königreichs foeben mit völliger Deutlichfeit getan. Frankreich ift eben 

i Falls Unterzeichner bes Vertrages vom 28. Juni 1919 und führte den Vorſitz auf der Friedensfonferenz, auf der diefer 
Vertrag aufaejegt wurde; ich halte eg alfo für eine Pflicht der Loyalität, mich voll und ganz den Schlußfolgerungen 


Sir John Simons anzufchließen.« 
H3579 
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Nr. 50 
Aufzeichnung des Staatsjekretärs des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 13. September 1931 





Der Volnifche Gejandte fagte fi) heute nachmittag dringend bei mix an und war um 4/47 Uhr bei 
mir. Er hat ein Telegramm des Außenminifters Bed erhalten, mit dem Auftrag, uns eine Erklärung 
über die in Genf durd) Herrin Bed erfolgte Aufkündigung des Minderheitenvertrages abzugeben. Der 
Gejandte fei beauftragt, uns mitzuteilen, daß diefer Schritt, von dem wir wohl duch die Preſſe bereits 
unterrichtet feien, die Beziehungen der Volnifchen Regierung zu den deutichen Minderheiten in feiner 
Weife ändere, und daß die polnischen Gejege in bezug auf die Minderheiten und deren Gleichberechtigung 
im polnischen Staat aufrechterhalten blieben, 


Id) fagte dem Polnifden Gefandten, ich nähme von feinen Erklärungen Kenntnis, müffe aber gleidh 
bemerken, daß der zweite Teil der Erklärung uns nicht befriedigen fünne, denn zahlloſe Beſchwerden 
der deutichen Minderheiten in Polen und eine endloje Reihe von Vrozeflen Hätten bewiejen, daß die 
polnischen Gejege in bezug auf die Minderheiten praftifd) nicht ausreichen. Infolgedeſſen müßte id 
die Stellungnahme der Neichsregierung vorbehalten. Der Gelandte exwiderte, die Erklärung des 
Minifters Beck fei eine Fortführung der vor zwei Jahren eingeleiteten Yolitit, die auf eine Ber- 
allgemeinerung der Minderheitenverpflidtungen Hingiele. Wolen fünne fidh eine Deklaffierung nicht 
länger gefallen laffen. 

ch jagte dem Gefandten, die Erklärung Herrn Beets fei für uns eine Überraihung Aus der Preſſe 
entnabine ich, daß der Polnifde Außenminifter die Stellungnahme der Mächte zu feinem wor kurzem 
eingebrachten neuen Antrage bezüglich eines allgemeinen Minderheitenabfommens niht abgewariet 
habe. Was uns anlange, fo habe die Deutiche Neqierung im vorigen Jahr erklärt, daß fie si omnes 
grundſätzlich bereit fei, ein allgemeines Minderheitenabfommen zu ſchließen. Hinſichtlich der Deklafſ— 
fierung fünne ich feinen Gedanfenqangen nicht folgen, denn die beiondere Auflage, die Polen und den 
anderen Staaten in bezug auf die Minderheiten auferlegt wurden, fei dag Gegenftücd zu der für die 
unteriegenen Mächte bejonders ungünſtigen Grenzziehung der Parijer Friedenskonferenz. Ich erinnerte i | 
ihn an die Note, die Clemenceau am 24. Suni 1919 an den damaligen Polniſchen Minifterpräfidenten 
Daderewjfi * gerichtet hat. Der Polniſche Gefandte hatte Hierauf nichts mehr zu erwidern. 


pon Bülow 


Nr. 51 
Der Gtaatsfekretär des Auswärtigen Amts an den Deutſchen Gefandten in Warfchau 


Telegramm 
Berlin, den 15. September 1934 


Polniſcher Schritt in Minderheitenfrage wird Hier wie folgt beurteilt: a 


Obwohl Herr Hed formell nicht den Minderheitenvertrag als ſolchen gekündigt, fondern nur die 
weitere Sufammenarbeit mit den internationalen Organen abgelehnt Hat, läuft fein Schritt praktiſch 
auf Lahmlegung Minderheitenſchutzſyſtems hinaus. Minderheitenfdusbeftimmungen find in Verträgen . 
von 1919 zum Ergänzungsſtück damaliger territorialer Regelungen gemadt worden. Dies gilt ins. 
befondere für deutſch-polniſche Grenze, wie fic) aus Artikel 93 Verjailler Vertrages, Präambel Minder. 
heitenjchußvertrages und befanntem Brief Clemenceaus an Paderewſki vom 24. Suni 1919 * ergibt. 
Verpflichtung zu Minderheitenichug war Gegenleiftung neuer Staaten für den Erwerb neuer Gebiete, 
fo daß mit Annullierung diefer Gegenleiftung im Grunde die gefamten Tervitorialfragen neu auf. 
geworfen werden. 


Wir haben die Garantie des Völkerbundes für den Minderheitenſchutz praktiſch ſchon längſt als für 
uns wertlos erkannt und haben auf Ausnutzung dieſer Garantie durch unſeren Austritt aug dem 
Völkerbund verzichtet. Das ändert aber nichts an der prinzipiellen Bedeutung des polniſchen Schrittes 
und an ſeinem Zuſammenhang mit den territorialen Fragen. 


Den Hauptton werden wir unter dieſen Umſtänden auf die Tatſache zu legen haben, daß der Völker— av" 
bund, der fdjon in der Wbriiftungsfrage vollfommen verjagt hat, nun auch in der wichtigen Mindet * 
heitenfrage den Boden unter den Füßen verliert, Wir werden mit größter Aufmerkſamtkeit verfolaen 3 
wie fic) der Völferbund und wie fih vor allem die früheren Alliierten Hauptmächte als Signatare der 
Minderheitenfchugverträge zu dem Problem ftellen und ihrer Verantwortlichkeit gerecht werden. Die 


* Ral. Nr. 3. 
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in Genf von Simon und Barthou abgegebenen Erklärungen klingen gwar jehr energifd), Schließen 
J. aber doch nicht aus, daß es ſich hierbei nur um einen Theaterdonner handelt, und daß der Völkerbund 
nach den bekannten Genfer Gepflogenheiten ſich ſchließlich doch in irgendeiner Form mit dem von Polen 
eſchaffenen fait accompli abfindet. Gegenüber ſolchen Möglichkeiten müffen wir fortdauernd verjuchen, 

' J ie Verantwortung des Völkerbundes und der Signatarmächte flix die Zukunft feſtzunageln. 

| Ausschließlich zur perfönlichen Information bemerfe id) nod: 

Am 13.5.M Hat mix der Polnische Gefandte im Auftrage feines Minifters erklärt, daß die Be 
siehungen der Polniſchen Regierung zu den deutfchen Minderheiten durch den Genfer Schritt in Feiner 
Weife eine Anderung erfahren und daß die polniſchen Geſetze bezüglid der Minderheiten und deren 
Gleichberechtigung im polniſchen Staat aufrechterhalten blieben. Ich erwiderte, daß dieſe Erklärung 
uns nicht genügen könne, da nach unſeren praktiſchen Erfahrungen in der Schutzfrage deutſcher Minder- 

beiten in Dolen die polnischen Gefese fih in diefer Sinficht als unzureichend erwieſen hätten. 
Ich Habe die Erklärungen des Gejandten unter ausdrüclichem Vorbehalt einer Stellungnahme der 
Reichsregierung entgegengenommen, dabei aber ſchon in der oben angedeuteten Weiſe auf den Zu— 
ſammenhang des Minderheitenſchutzes mit der Territorialfrage und auf die ernſte Bedeutung des 

polniſchen Schrittes hingewieſen. 
Bülow 


Nr. 52 
Der Reichsminifter des Auswärtigen an den Deutfchen Botſchafter in Warjchau 


Erlah 
Berlin, den 14. November 1934 


Der Borftoß der Dolnifchen Regierung in Genf, wonad) fie bis zum nfrafttreten ded von ihr 
» beantragten allgemeinen internationalen Minderheitenfchußiyftens jede Qujammenarbeit mit inter 
nationalen Organifationen ablehnt, läuft praktiſch auf die Außerkraftjegung des Minderheitenſchutz— 
vertrages hinaus. Es befteht deshalb die Gefahr, daß die Servitut, mit der im Jahre 1919 die 
Abtretung deuticher Gebietsteile belaftet worden ift, befeitigt wird, und daß fih damit der ganze Stand 
der öftlichen Grenzfragen zu Ungunften Deutichlands wejentlich verſchlechtert. Die einfeitige Abände: 
rung des bisher beftehenden Zuftandes durd) Polen fann daher von uns nicht einfad) jtillfchweigend 
hingenommen werden. in foldes Stillfehweigen fonnte nur alg eine Anerkennung des durch den 
polnischen Vorftoß gefdaffenen Zuftands ausgelegt werden. Überdies erfordert aud) die bedrängte 
Cage der deutichen Minderheit in Polen einen pofitiven Schritt der Neichsregierung gegenüber der 
Polniſchen Regierung. 
Unter Bezugnahme auf die mündliche Beſprechung der Angelegenheit während Ihres legten Beſuches 
in Berlin bitte id) Sie daher, die Frage bei dem Außenminifter Herrn Bed baldmöglichſt im Sinne 
der nadhftehenden Ausführungen zur Sprache zu bringen. 


° k 1. Die Deutiche Regierung fei der Anficht, daß e8 angebracht fei, mit der Polnifdjen Regierung offen 

und vertrauengvoll eine Frage im befprecjen, die, wenn fie unerörtert und im Unflaren bliebe, leicht 

einmal zu Mißverftändniffen und zu einer Störung der fo ausfichtsreich begonnenen Neugeftaltung der 

a deutich-pofnifchen Beziehungen führen finne. Das fei die Lage, die in der Minderheitenfrage durch 
2 den Vorftoß der Volnifchen Regierung in Genf gefdaffen worden fei. 


2. Die Polniſche Negierung Habe eg ja danfenswerterweife auch ihrerfeits für richtig gehalten, fid 
wegen dieſes Vorſtoßes mit der Deutjchen Neaierung in Verbindung zu feben, inedm fie alsbald nad) 
der Genfer Taqung durch Herrn Lipffi dem Staatsielretär von Bülow habe mitteilen laffen, daß die 
deutfche Minderheit in Volen auch weiterhin grundfaglich die Gleichberechtigung genießen werde. Durch 
diefe Mitteilung werde aber die Situation noch nicht ausreichend geklärt. Herr von Bülow habe des- 
halb bei der Unterredung die Stellungnahme der Deutfchen Regierung vorbehalten.” 


3. Sie feien beauftragt, vorweg feftzuftellen, daß e8 nicht etwa unfere Abjicht fei, den von Polen 
gegen die Mitwirkung des Bol ferbundes in Minderheitenfragen gemachten Vorftoß als folden zum Gegenstand 
der Erörterung zu machen und die Behandlung diefer Fragen wieder auf das internationale Gleis zu ſchieben. 

J Wir könnten uns an der Mitwirkung des Völkerbundes desintereſſieren, weil wir ſie längſt als wertlos er— 

— annt hätten. Außerdem fei es ja aber einer der wichtigſten Zwecke der deutſch-polniſchen Berein- 

barung vom Januar d. J., deutſch-polniſche Fragen nicht vor internationalen Inſtanzen, ſondern im 

unmittelbaren Gedankenaustauſch zu erörtern. Wir Hatten auch Verſtändnis dafür, daß fih Polen 
durch ein internationales Kontrollverfahren beeinträchtigt fühle. 
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4. Das ändere aber nichts an dem Faktum, dab in den vom Reid) an Polen abgetretenen Gebieten 
eine große Zahl von Menfden deutſchen Stammes lebe und dat die diefen Menſchen gugeliderten 
Minderbeitsrechte ein integrievender Beſtandteil dev Gefamtregelung bon 1919 feien, An dem 
Schidfal diefer Bevölkerungsteile fonne fid) Deutjchland unmöglid) desinterejjieren. Ein foldes Deg- 
intersffeinent würde im deutichen Volt keinerlei Verſtändnis finden. Die deutjche Preſſe habe zwar auf 
Wire der Neichsrenieruna im Anterefje Der deutſch-polniſchen Beziehungen In, Der legten Reit Die 
Rage der deutfchen Minderheit in Polen nur wenig erörtert; das dürfe aber nicht darüber hinweg. 
täufchen, daf uns das Schickſal der deutfchen Volksgenoſſen und ihre Behandlung durch Staat und 
Rolf in Polen nicht gleichgültig fein könne, 


5. Dies prinzipiell zum Ausdruck zu bringen, fei der Zwed Ihres Schrittes. Um jeder etwaigen 
Mifdeutung diefes Schrittes vorzubeugen, feien Sie ermächtigt zu erklären, daß die Deutiche Regierung 
nicht daran denfe, ihr Eintreten für die deutfche Minderheit in Polen in der einen oder anderen Weife 
sum Hebel für eine Aufvollung von Grenzfragen zu madhen. Wir bofften, daß die Polnifche Regierung 
diefe Erklärung gebührend wiirdige. Durch fie und durch unfer Desintereffement an der Frage einer 
Nölferbundsfontrolle würden von uns Vorausfehungen geichaffen, die e8 ermöglichten, daß Fragen der 
deutfchen Minderheiten zwifchen Deutichland und Polen ebenfo unbefangen und fachlich erörtert würden, 
wie dak z. B. zwiſchen Deutjchland und Ungarn geichehe. Der Erörterung fei auf diefe Weife von 
vornherein jede denfbare Schärfe genommen. Andererſeits aber werde fo verhütet, daß das zwiſchen den 
beiden Staaten min einmal beftehende Vroblem fic) eines Tages zu einem Störungsfaktor in der Ent- 
wicklung ihrer Beziehungen auswachle. 


6, Wenn e8 Ahnen auch bei der erften Unterredung hauptſächlich auf die guundjäßliche Seite der 
Sache anfomme, möchten Sie die Gelegenheit doch nicht vorübergehen laffen, ohne darauf hinzuweiſen, 
daß gerade in lester Zeit ſehr viele Beſchwerden der Deutihen Minderheit in Polen befannt geworden 
feien, die doch bewiefen, daß die polnischen Geſetze nicht ausreichten und daß die Praxis der polnischen 
Behörden den von der Volnifchen Regierung uns mitgeteilten Abjichten nicht entipreche. 

Sollte Herr Bert in der Weife auszuweichen fuen, daß er zwar, übnlich wie Herr Lipfki, qute Be- 
handlung der Minderheit zufichert, dabei aber betont, daß das ganze Vroblem ausſchließlich Gade der 
polnischen Autonomie fei, fo bitte id thm zu fagen, daß e8 uns nicht fo febr darauf anfomme, auf 
Grund welder Art von Beltimmungen — d. H. ob auf Grund internationaler Vertraasbeitimmungen 
oder auf Grund autonomer polnischer Geſetzesvorſchriften — die Minderbeit qut bebandelt würde, 
fondern darauf, daß fie qut behandelt würde. 


Sollte Herr Bee im Laufe des Geſprächs die Rede auf dag Droblem der polnischen Minderheit im 
Reich bringen, fo bitte ich Darauf hinzuweiſen, daß diefe Frage doch auf einer anderen Ebene liege. Eine 
Vergleichsmöglichkeit fei fon deshalb nicht geaeben, weil die Lage der polnischen Minderheit im 
Reih fic) durch das freiwillige Entgegenkommen deutſcherſeits auf einer anfteinenden Linie entwickelt 
babe, während im Laufe der Jahre bei der deutſchen Minderheit in Polen leider eine zunehmende Ver- 
Ichlechterung Habe feftgeftellt werden müſſen. Getreu der wiederholten Erklärung des Führers und 
Reichskanzlers, wonad) beim deutfchen Volk die Achtung vor fremdem Volkstum der Liebe zum eigenen 
Rolf zur Seite ftehe, habe gerade der nationalfozialiitiiche Staat diefe feine Anſchauung aeaenüber den 
im Reich lebenden Angehörigen polnischen Volkstums in die Praxis umgeſetzt. 


Einem Bericht über die Ausführung diefes Erlaffes und die Aufnahme Ihres Schrittes fehe ich mit 
bejonderem Intereſſe entgegen. 


Srhr. von Neurath 


Nr. 53 
Der Deutſche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Warfdau, den 19, November 1934 


Jo 


Ich Habe heute den Vorftoß der Volnischen Regierung in der Frage der Minderheit weiſungsgemäß 
bei dem Außenminiſter Herrn Beck zur Sprache gebracht. Dabei habe ich unſeren Wunſch nad — 
Vertiefung der deutſch polniſchen Beziehungen unterſtrichen und hervorgehoben, daß auch die gegenwärtige 
Demarche legten Endes diefem Ziele diene. In diefem Sufammenbang babe ich u. a. auch au —— 
gegeben, daß der Führer und Reichskanzler für die Frage ein beſonderes Sntereiie befundet hat AIS 
Detitum Habe ih im Anfchluß an den Hinweis auf die ungünſtige Lage der deutichen Minderheit pie 


Dafür zu forgen, 
urde, der unferer 


Bitte ausgefprochen, durch nachdrückliche Weifung an die untergeordneten Organe $ 
daß die praktifde Behandlung dev Minderheit mit dem Geifte in Einklang gebracht w 
Verftändigungspolitif entjpricht. 
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Herr Beek, der bei feinem Punkte meiner Darlegungen ein befonderes Erftaunen oder Unruhe zu er 
fennen gab, erwiderte etwa folgendes: 


Er lege Wert darauf, zunächft zum Ausdrud zu bringen, eine wie große Achtung man bier in Polen 
dem Herin Neichskanzler gegenüber empfinde und wie ſehr man die mutige und loyale Gefinnung 
wertſchätze, mit der er dem deutjch-polnischen Problem gegenübergetreten fei. Die Hochachtung vor 
dem Herrn Reidsfangler fei Hier eine allgemeine, und was er mix hierüber gefagt habe, entſpreche nicht 
nur feiner eigenen Auffaffung, fondern aud) — wie ex erft diefer Tage wieder habe feftitellen fönnen — 
der des Marſchall Pilſudſti und des Herrn Minifterpräfidenten. Ich fonne deshalb überzeugt fein, 
daß jede Anregung, die von dem Herin Neichskanzler oder feiner Regierung ausgehe, hier von vorn: 
herein einer qründlichen, vorurteilslofen und wohhwvollenden Prüfung ficher fei. Was nun die in Genf 
abgegebene polnifde Erklärung über die Minderheitenfrage anbelange, fo lege er Wert darauf, aud 
feinerfeits noch einmal nachdrücklich feitzuftellen, daß diefer Schritt in feiner Weife gegen die deutfche 
Minderheit gerichtet qewefen fei. Der Schritt fei vielmehr hervorgerufen worden durch die unglaubliche 
Behandlung, die der Völferbund in lester Zeit gegenüber Yolen für qut befunden habe, m Völker 
bund ſäßen Leute, die nichts fonnten, alg fich und anderen Arger zu bereiten und die den Realitäten 
fein Berftandnis entgegenbrächten. Schon feit einem Jahre habe er verfucht, durch Worte und Hand 
lungen dem Völkerbund zu verftehen zu geben, daß Polen fich eine folche Behandlung nicht mehr gefallen 
ließe und daß e8 fo nicht weitergeben fonne. Da man in Genf feine Einfiht achabt habe, fei Polen 
Ichließlich zu feiner Erklärung gezwungen worden, und er freue fidh, aus meinen Darlequngen zu ent- 
nehmen, daß wir für die polnische Auffallung Verftändnis Hatten. Aber all das Habe nichts mit der 
deutſchen Minderheit zu tun. Er könne verfichern, daß die Minderbeitenrechte auch weiterhin auf Grund 
der polnischen Verfaffung geichütst werden würden. Diefe Rechte, die zweifellos aus dex alten Verfaffung 
demnächſt auch in die neue übernommen werden würden, berubten nidt auf irgendwelchen theoretischen 
Erwägungen, fondern entfpräden der Auffaſſung, die Polen von dem Begriff des Staates und des 
Sufammenlebens der Bevölkerungsichichten hatte. Er glaube auch nicht, daß diefe Grundſätze nur ein 
toter Buchitabe feien. Gewiß berriche zur Seit eine Schwere wirtichaftliche Krifis und hierdurch würden 
vielleicht häufig gewiſſe Schärfen in die Beziehungen zwifchen Staatsvolf und Minderheit binein 
getragen. Aber er fei überzeugt, daß auc) das fich allmählich beffern werde. Wenn bei den unteren 
Nerwaltungsorganen nod nicht alles fo fei, wie e8 fein müßte, fo fei ex gern beveit, mit feinen Kollegen 
zu Sprechen und ihnen nabezulegen, daß fie noch einmal ihre Auffaffunaen, die im übrigen den von ihm 
dargelegten Grundſätzen entiprächen, den nachgeordneten Stellen mitteilen, und ex hoffe, dab das eine 
qute Wirkung haben werde. Biel läge natürlich auch an der Preſſe und e8 fei nur zu natürlich, dağ 
eine Preſſe, in der das jüdiiche Element in fo ftarfem Mae vertreten fei wie bier, Deutjchland 
gegenüber gewiſſe Neffentiments zeige. Aber ex würde fidh bemüben, eine Vefferung herbeizuführen, und 
er boffe, daß es auch in dev Minderbeitenfrage gelingen werde, allmählich zu einer vernünftigen Ein 
telung der öffentlichen Meinung zu gelangen. 

Der Minister ſchloß die Ausführungen über feine »theoretiſche« Cinftellung zu diefem Broblem mii 
der Frage, ob ich ihm binfichtlich der praftifchen Behandlung der Minderheit einige fonfrete Angaben 
machen Eönne über Dinge, die uns Grund zur Beanftandung zu bieten Schienen. “ch erwiderte, daß Ich 
Heute zunächit nur Weifung Hätte, die theoretifche Seite des Problems mit ihm zu beſprechen, und dah 
meine Snftruftionen feine Angaben darüber enthielten, welche Einzelfälle meine Regierung bei dem 
Hinweis auf die unbefriedigenden gegenwärtigen Zuftände im Auge gehabt habe. Veh wolle gern Hier 
liber weitere Inſtruktionen einholen, fei aber auch bereit, ihm zunächſt von mir perſönlich auf Grund der 
nformationen, de ich bier qeleqentlich erhalten hätte, einiges zu diefem Vroblem mitzuteilen. Ich habe 
dann zunächſt die Sehulfragen behandelt und Hierbei auf die Schwierigfeiten verwiefen, die den Schul 
organifationen binfichtlich der Fortführung ihrer Anftalten gemacht würden, ferner auf die unverftänd 
liche Verfesung verdienter Schuldireftoren in die öftlichen Provinzen und ihren Erfaß durch ungeeignete 
Kräfte, Ichlieflich auch auf die Einfchränfungen des deutlichen Unterrichts, die, jo verftandlich auc) das 
Verlangen gründlicher polnischer Spracdfenntniffe der Minderheitsangehörigen fei, mir doch ftarke Über 
treibungen aufzumeifen Hienen und die dazu führten, daß die Schulen der deutichen Minderheit faum 
noch als deutſche Lehranftalten angefeben werden fünnten. ch bin dann auf die Verhältniffe in Ober 
Ichlefien näher eingeqangen und babe insbefondere die zablreichen Entlaflungen von Arbeitern und 
Angeftellten erwähnt, die arößtenteils auf das freimütige Bekenntnis der Betroffenen zur Minderheit 
zurückzuführen feien. Überhaupt müſſe man leider feftitellen, daß derjenige, der fidh zur Minderheit 
befenne, häufig ſchwerſten Nachteilen ausgefeßt fei und von den unteren Organen als illoyaler Staats 
bürger angefehen würde, eine Auffaffung, die ich wohl faum als dem Willen der Sentralinitanz ent 
iprechend ansehen fünne. Ansbefondere müffe ich ferner auf die Tätigkeit des Bundes der Aufſtändiſchen 
hinweiſen, der in den Nefolutionen, die auf feinen periodifcehen Verfammlungen gefaßt würden, immer 
wieder die Forderung aufftelle, die Minderbeitenfchulen zu befeitigen und alle diejenigen zu verfolgen, 
die noch wagten, ihre Kinder in eine deutiche Schule zu ſchicken. Ich hätte nach allem den Eindrud, dah 
nicht nur in zahlreichen Organen der unteren Verwaltung, fondern auch in aewiffen Kreifen der Be 
völferung von dem neuen Geift der Verftandiqung noch nicht viel zu fpliven fei, und fonne nur meinen 
Dant ausfprechen, wenn der Minifter die Abficht Habe, die doch zweifellos ganz anders eingeftellte 
Marichauer Auffaflung zur Anerkennung zu bringen. 


5* 


I 











= a = 


Ich ſchloß die Unterhaltung mit meinem Dant für die verftändnisvolle Aufnahme meiner Aus» 
führungen und gab unter erneuter Unterftreihung de8 Wertes einer offenen Aussprache zu verftehen, 


daß ich mic) aud) bei weiteren, dieſe Frage betreffenden Anläffen vertrauensvoll an ihn wenden würde, 
was er durd) ein Kopfnicken quittierte. 


Jin übrigen feint mir aud) diefe Unterredung zu beftätigen, daß, wie ich bereits ausgeführt habe, 
die Dolen volles Verftändnis dafür haben, wenn wir unfer Intereſſe an der Minderheit befunden, und 
daf die zur Seit geübte weitgehende Unterdrüdung der die Minderheitsforgen betreffenden Nachrichten 
in der reichddeutichen Vreffe aus Gründen der Förderung der deutfch-polnischen Beziehungen nicht not- 
wendig ift, fondern eher Miftrauen erweckt. Ich habe aud) in der heutigen Unterredung mit Herrn Beek 
bei Sem weilungsaemäß erfolgten Hinweis auf unfere Preſſepolitik zum Musdrud aebradt, Dağ e8 immer 
ſchwerer werde, die bisherige Zurückhaltung zu bewahren, da fie mit dem Bolfsempfinden zu wenig 
im Einflang ftünde. 


pon Moltke 
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IV. Weitere Berfchlechterung in der Lage der Deutjchen Bolksgruppe 
(November 1934 bis Oktober 1937) 
ir. 54 
Der Deutfche Konful in Krakau an das Auswärfige Amt 


Bericht 
Krakau, den 3. November 1934 


| 
| 


In der Seit vom 31. Oktober bis zum 2. November 1934 hat hier eine pommerellentundlide Tagung 
ftattaefunden, die vom Baltifchen Inſtitut in Thorn veranftaltet wurde. Die Beſucherzahl ſchwankte 
zwifchen 150 und 170 Verfonen und überjtieg damit die Erwartungen der Veranftalter. Insbeſondere 
waren auf der Tagung vertreten: Delegierte des Außenminilteriums, de3 Kultusminifteriums, des Mini- 
| fteriums für Landwirt{daft und Aqrarreform, dev Minderheitenabteilung des Gnnenminifteriums, des 
Generaltommillariats der Nepublif Polen in Danzig, der Woiwodſchaftsämter Pofen, Pommerellen, 
Schlefien und Bialyſtok, der pommereller Landftarofteien, der Städte Thorn und Gdingen, aller polniſcher 
Univerfitäten, der Polniſchen Akademie der Wiſſenſchaften in Krakau, der Gefellichaft dex Freunde von 
Kunſt und Miffenfchaft in Danzig, mehrerer wilfenichaftlicher Anftitute, Arhive und Bibliothefen aus 
Gdingen, Poſen und Thorn fowie einiger Inſtitute aus Warſchau. Belonders ftarf waren vertreten die 
pommereller Landwirt{dhaftstammer, der Nevijionsverband der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften in 
Pommerellen, die Induſtrie- und Handelsfammer Warſchau und die ftaatliche Agrarbank. Weiterhin 
hatten die See- und Kolonialliga, die Vereinigung der Lehrer dex mittleren und höheren Schulen und 
faft alle größeren Ortsgruppen des Meftmarfenvereins Vertreter entfandt. Außerdem nahmen 3 Oberiten 
in Uniform an der Tagung teil. 


ber den Verlauf der Tagung ift mir von einem Tagungsteilnehmer der anliegende Bericht zu- 
gegangen. 
Schillinger 


Anlage 
Auszug 


In der Diskuffion ergriff der Leiter der Landwirtſchafts— und Agrarreformabteilung der Woiwod/daft 
Vommerellen, Ceceniowfki, da8 Wort und führte aus, daß im Jahre 1933 3 500 ha und 1934 4 000 ha 
parzelliert worden feien, 1935 würden aber 9 000 ha parzelliert werden; davon entjtammten lediglich 
3 000 ha polnifdem Privat- und Staatsbefig. 


Serr Smolenffi, Krakau, wies darauf hin, daß in Pommerellen nod) heute */, des gefamten Grof- 
arumdbefites in deutfchen Händen fei. E8 gäbe nod) immer Gegenden, wo da8 Sinzufommen einer ganz 
geringen Anzahl Deutjcher ausreichen würde, um die polniſche Mehrheit in eine Minderheit zu ver- 
wandeln. Mit Genugtuung höre er deshalb, daß man diefe entjcheidenden Argumente erkannt habe und 
1935 6 000 ha aug deutfchen Beſitz parzellieren werde. 


Pawlowſki wies insbefondere auf das ftarfe Übergewicht deutjchen Grundbefises in den Kreifen 
Dirſchau, Stargard, Graudenz, Culm, Qempelburg und im Seekreis hin. Der augenblickliche Zuſtand 
jei keineswegs zufriedenſtellend und es müſſe fo ſchnell wie möglich eine Anderung der Lage durchgeführt 
werden. Das Deutſchtum in dieſen Gegenden werde durch Ausnutzung des Danziger Marktes wirt— 
ſchaftlich geſtärkt. Hier fei nunmehr-aber durch das Kompenſationsabkommen zwiſchen Danzig und 
Yiolen * ein Riegeb vorgeſchoben worden, da die Verteilung der Kontingente in Sufunft von polnischen 
Stellen vorgenommen würde. 


An der Disfuffion fam fodann die Sprade darauf, dağ die Mittel zur Siedlung fehlten, während 
der deutſche Grundpefit durch Kredite geſtärkt werde. Hierauf ergriff ein Oberft in Uniform das Wort 
und erklärte, das Geld dürfe feine Rolle fpielen. Man folle ji) dod) durd den Pakt mit Deutichland 
nicht Falichen Hoffnungen hingeben. Im Gegenteil! Diejer Pakt habe nur infoweit Geltung, als nad) 
diejen 10 Jahren nichts mehr davon vorhanden fein dürfe, was man heute als gefährlich für diefeS > 
Gebiet anjehe. Solde Verhaltniffe wie im Dirſchauer, Stargarder und Sempelburger Kreis feien T, 
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unbaltbar. Hier dürfe e8 fein Pardon oder Hemmungen irgendwelcher Art geben. Gerade die jetzige 
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Stille müſſe ausqenust werden, um in den Grengtreifen im ſtärkſtem Mape zu fiedeln, damit bier ein 

lebendiger Verteidigungswall polnischer Bauern entitehe. 


Der Vorfikende der Landwirtichaftsfammer Thorn, Oytier, unteritrid) dieſe Ausführungen und 
fügte hinzu, man habe im Kampf gegen das im Lande anſäſſige Deutſchtum zwei Inſtrumente, nämlich 
1. die Parzellierung und 2. den Landaufkauf. Beide ſeien bisher noch nicht voll ausgenutzt worden. . . . .. 


Nr. 55 
Der Deutſche Generalkonſul in Poſen an das Auswärtige Amt 


Bericht * J 
Poſen, den 18. Februar 1935 


Die Agrarreform ift wiederum in erſter Linie gegen das Deutſchtum zur Anwendung gebracht. Bon 
der für die Smwangsparzellierung für 1935 vorgefehenen Fläche von 11 250 ha ift der deutſche Beſitz 
mit 6797 ha enteignet worden, alfo in einer faſt 6Oprozentigen Höhe des Geſamtareals, trotzdem der 
Anteil des deutſchen Landbeſitzes an der gefamten Fläche in den abgetretenen Gebieten des Weſtgebietes 
faum noch mehr alg 30 %/, beträgt. 


Lütgens 


Nr. 56 
Unterredung des Reichsminifters des Auswärtigen mit dem Polnischen Botjchafter 


Aufzeichnung | er 
Berlin, den 21. Februar 1935 


Anläßlich eines Beſuches, den der Polniſche Botſchafter mir heute aus anderem Anlaß abitattete, babe 
ich die Dolonifierungspolitif des oberichlefiichen Woimoden ihm gegenüber zur Sprache gebracht. Ad) 
babe ibm daraeleat, welche Gefahr für das deutich-pohniiche Verhältnis die Fortſetzung dieler Dolitif 
bedeute, und ibn aebeten, feine Nenierung in eindringlicher Weife darauf binzumweilen, daß eine Fort— 
ſetzung der Entlajjungen großen Stils, wie fie zur Seit Ipeziell in den Pleß'ſchen und Sendel-Donners- 
mariden Betrieben durchaehubrt würden, naturgemäß Nüchvirfungen auf das Verhalten der deutichen 
Behörden gegenüber polniſchen Arbeitern und Angeitellten in Deutichland haben müßte. Ach babe dem 
Botichafter dargeitellt, daß die glüdliche Entwidlung der deutjdy polnischen Beziehungen, wie fie ſich nad) 
dem Abkommen vom vorigen Fahre herausgebildet babe, durd eine Beibehaltung der Volonifierunas 
bolitif in Oftoberichlefien geradezu in Frage geitellt werde, | 

Der Borichafter verſprach, umgehend Herrn Bed von meinen Mitteilungen Kenntnis zu aeben und ibn 
zu bitten, die Polniſche Regierung auf den Ernit der Lage aufmerkſam zu macen. Er jei tiberzeuat, 
dak Gerr Ved alles aufbieten werde, um einer Trübung des Deutich-polniichen Verbältniffes, die durch 
den Übereifer [ofaler Behörden entiteben fonnte, vorzubeugen. | 


Frhr. von Neurath 


ir. 57 
Unterredung des Reichsminijters des Auswärtigen mit dem Polnischen Botjchafter 


Aufzeichnung 


Berlin, den 12, Marz 1935 
| Der Volnifche Vorfdafter hat mir heute morgen mit der Bitte um ſtreng vertrauliche Vehanduna 
im Muftrage des Miniſters Bed mitgeteilt, dab dieſer auf Grund der von mir erhobenen Beichwerde 
über die Volonifterungsbeitrebungen in Oſtoberſchleſien, ſpeziell über die Entlaffung zablveicher deuticher 
Angeitellter und Arbeiter, eneratihe Schritte bei den Inneren volniichen Behörden unternommen babe 
Sem Mo Re han Niolo Ate Gintte dieſer zablrei Fntlafi y; | > 
Serr Ber hoffe, dağ diefe die Cinjtellung dieſer zahlreichen Entlaffungen zur Folge haben werde. 


Frhr. von Neurath 
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Nr. 58 
Der Deutjche Konful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Thorn, den 16. April 1935 

Sonnabend 13.8. WM. ftattfand Neuftadt polnische Verfammlung, wobei Bürgermeifter zum Zu 
fammenfchluß aufforderte. Werfammlung ausartete dann in fehwere Hebe gegen deutſche Minderheiten, 
wobei verfchiedene Redner provokatoriſch auftraten. 

Die durch Hebe aufgebrachte und nicht mehr zurüdzuhaltende Menge durchzog dann die Stadt und 
einichlug 23 arobe Schaufeniter und Unmenge fonftiger Fenſterſcheiben Deutjcher. 

Ahnliche Verfammlungen auch an anderen Orten Seefreijes. m Kleinfak fam es am Sonnabend bei 
einer ſolchen Demonftration zu ſchweren Schlägereien, in deren Verlauf mehrere Deutichitämmige ge 
fährlich verlegt wurden. Einer davon namens Groen ftarb Montag Zoppoter Krankenhaus, 


Küchler 


Nr. 59 
Der Deutfche Konful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 18. April 1935 

Im Anichluß an den Drahtberidt vom 16. 4. 35 *beehre id) mih, ergänzend folgendes zu melden: 

Die wiiften Ausfchreitungen verhegter polnischer Nationaliften im Seefreis haben in der deutſchen 
Minderheit mit Redt größte Erregung und Verbitterung hervorgerufen. Die Dolizei hat bei den 
Unruhen völlig verfagt und e8 hat den Anschein, als ob jie gar Weifung gehabt hätte, nicht einzu- 
reifen. Auch das Verhalten des Staroften in Neuſtadt muß jehr befvemden, Als der Vorfigende der 
dortigen Ortsgruppe der Deutjchen Nereiniqung ihn am Tage nah den Vorfällen auffuchen wollte, 

a weigerte er fic), den Vertreter dev Deutjchen Vereinigung zu empfangen. 

Die Ereigniffe im Seekreis find auf das tieffte zu bedauern und zu verurteilen. Die Hauptichuld 
trifft die Behörden, unter deren Augen und Ohren unvderantwortliche Heber die niedrigjten Inſtinkte 
des Volkes aufwiegeln durften. 

von Küchler 


Nr. 60 
Der Deutſche Generalkonſul in Poſen an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Poſen, den 18. April 1935 
Am Sonnabend, dem 13. d. M., wurde der deutſche Bauer Rudolf Rieck aus Neuhütte, Kreis Oſtrowo, 
son unbekannten Tätern überfallen und fo ſchwer verlegt, daß er kurz darauf ſtarb. Die polizeilichen 
Nachforſchungen find nod nicht abgefdloffen. Es fann aber ſchon jest als feftftehend angenommen 
werden, daß ausſchließlich politische Motive der Anlab zur Tat geweſen find. Sn der Minderheit 
herrſcht úber den Vorfall beqreifliche Erregung. 
In Vertretung 


von Sucher 


Nr. 61 
Aufzeichnung eines Beamten der Politifchen Abteilung des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 11. Juli 1935 


Ich Habe den Botſchaftsrat der Polniſchen Botſchaft Prinz Lubomirffi zu mir gebeten und ihm 
weifungsgemäß folgendes mitgeteilt: 

Die Frage der Arbeiterentlaffungen in Oberfchlefien fei eine Frage, die feit mehreren Jahren den 
Gegenftand eingehender Kontroverjen zwiſchen der Deutjchen und dev Polnischen Regierung bilde. Sn 
den leiten Jahren feien ſowohl durch Herrn Botichafter von Moltke in Warſchau wie hier eine Reihe 
von Demarchen erfolgt, um den nadh unferer Anficht vertragswidrigen und das deutfdh-polnifde Ber 
hältnis belaftenden Entlafjungen Einhalt zu gebieten. Im Februar d. J. Habe der Herr ReidSminifter den 
Polniſchen Botſchafter erneut zu fih gebeten und ibn darauf hingewielen, daß die vertragswidrigen 


“ * Val. Nr. 58. 
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Entlaſſungen in Polniſch-Oberſchleſien abgeſtellt werden müßten.” Herr Botſchafter Lipſti habe einige 
Wochen ſpäter im Auftrage des Herrn Miniſters Beck erklärt, daß energiſche Schritte bei den inneren 
polniſchen Behörden zur Abſtellung der Entlaſſungen unternommen worden ſeien.*Nichtsdeſtoweniger 
ſeien die Entlaſſungen weitergegangen, Dem Polniſchen Botſchaftsrat gegenüber fei am 11. April Ò. F. 
erneut darüber Beſchwerde geführt worden, und zwar unter abermaligem Hinweis auf die Unverein— 
barfeit der Entlaffungen mit den Erklärungen, die Herr Lipffi im Muftrage von Herin Bed gegeben 
babe. Dring Lubomirffi habe damals nah Nüdfrage in Warſchau erklärt, daß die Erklärungen 
des Seren Bed nur für die Zukunft, nicht aber für die Vergangenheit Geltung haben follten. Es fei 
ihm daraufhin mitgeteilt worden, daß Herr von Neurath diefen Standpunkt niht anerkennen könne 
und fich vorbehalte, auf diefe Sache zurückzukommen. Die Entlaffungen feien im übrigen auch nad) 
dem 1. April weitergegangen; fogar nad) dem 1. Juli feien eine Reihe von Entlafjungen zum 30. Gep- 
tember erfolat. 

Pring Lubomirfti nahm diefe Mitteilungen entgegen und machte lediglich geltend, daß nad) feinen 
Informationen alle Entlaffungen auf wirtichaftliche Motive zuridzuführen feien. Er verſprach im 
übrigen, feiner Regierung liber die hiefige Auffaſſung fofort zu berichten und fic) aud) jelbjt über den 
Umfang und die Gründe der Entlaffungen in Oberjchlefien eingehend zu informieren, 


pon Lieres 


Nr. 62 
Der Deutfche Botjchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 
Bericht | 
Warſchau, den 16. Oftober 1935 
_ Mir fcheint eS mit Rückſicht auf die Derftändigungspolitit in Polen unbedentlic) und andererjeits im 
Intereſſe der Minderheit notwendig zu fein, daß fic) die deutjche Öffentlichkeit, mehr als das in lester Seit 
der all war, mit dem Schickſal der deutichen Minderheit in Polen befaßt. Früher ift von polnifcher Seite 
oft betont worden, daß die Behandlung der deutſchen Minderheit fic) dann grundlegend ändern würde, 
wenn die Minderheit feine irredentiftiichen Veftrebungen verfolgt und wenn Deutſchland feine Nevifi 
politif mehr betreibt. Leider hat fic) aber die polniſche Haltung gegenüber der rheit feit 
bahnung der Verftandigungspolitif nicht geändert. Der Kampf geht vielmehr auf Oer ganzen & 









weiter, wenn aud in der Form gelegentlic) ein verföhnlicyerer Ton angeſchlagen wird. Das Ziel, wie 
e$ kürzlich in einer Unterredung des Poſener Buraftaroften mit einem Vertrauensmann offen und 
völlig zutreffend charakterifiert wird, nämlich die völlige Polonifierung innerhalb von fpateftens zwei 


Generationen, wird auch heute noch mit aller Konſequenz verfolgt. Das Verſtändigungsabkommen hat das 
Tempo fogar vielleicht nod) beſchleunigt, weil man polniſcherſeits bis zum Ablauf der 10 Jahre ein 
fait accompli jchaffen will. + 
Trotzdem Halte ich e8 nicht für angezeigt, daß wir etwa unfere bisherige Politik acaenüber der pol. 
nischen Minderheit in Deutichland ändern. Ich glaube vielmehr, dağ ein ſchärferes Vorgehen 
die Polen in Deutjchland fid) für die deutiche Minderheit in Polen nur nachteilig auswirken wür 
für die polnische Minderheitenpolitif dann auch die legten Hemmungen wegfallen würden. Auch wären 
bei dem Intereſſe, da8 man bier neuerdings für die polnische Minderheit in Deutichland hat, uner- 
wünfchte Rückwirkungen auf die deutfc) polnischen Beziehungen zu befürchten, Die Volitif der Reichs 
regierung gegenüber der polnischen Minderheit in Deutichland follte daher nad) wie vox großzügig 
ſein, allerdings unter ſchärfſter Abwehr aller irredentiſtiſchen Beſtrebungen. ee 
Um aber die mit dem Siel der Vernichtung betriebene Bedrückung der deutfchen Minderheit in 
Nolen aufzuhalten, wird e8 notwendig fein, die Grenze der Verftändigungsbereitichaft in diefem Punkte 
Polen gegenüber abjuftecten. Heute hat die deutſche Minderheit in Volen das Gefühl, vom Deutfchen 
Reich im Stich gelaffen zu werden; aber auch die Polen glauben, fich in ihrem Voraeben qeaen e 
Minderheit faum nod) Beſchränkungen mehr auferlegen zu brauchen, da fie mangels jenliche 
in der deutſchen Preſſe den Eindrud erhalten müffen, daß alle Übergriffe von der | 
Meinung widerfprudsl[os hingenommen werden. Die Yolen, die ibrerfeits du 
Weltpolenbundes gezeigt haben, weldyes ihre Auffaffung über die Zuſammengehörigkeit der Nolfs. 
gruppen ift, würden fid) meines Erachtens ohne weiteres damit abfinden, daß, ebenjo wie ihnen aud) uns 
das Los der Volksgenoſſen im Auslande nicht gleichgültig fein fann. Es ift durchaus nicht anzunehme 
daß Me deutſch-polniſche Verftandiqungspoliti€ beeinträchtigt wird, wenn die deutiche Preſſe in | Te licher 
und gemäßigter Form de Überariffe gegen die deutiche Minderheit in Polen zur Sprache brin i / ar 
dann, wenn man bier fühlt, daß die Grenzen deffen, was man in Deutfchland Binzunehmen re k un 
erreicht find, bejtcht die Möglichkeit, daß man fic) bier zu einer mit der Verftändigunaspolitif in Gin 
flang ftehenden Minderheitenpolitif entjchließen wird. Unfer Wunſch, zu einer Verbeſſerun * 
der politiſchen Beziehungen zu gelangen, würde hierdurch weſentlich gefördert werden, a 
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Nr. 63 


Der Deutjche Staatsvertreter bei der Gemifchten Kommiffion 
für Oberfchlejien an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Beuthen, den 3. Januar 1936 


Es iſt eine weitere Stellungnahme des Präfidenten Calonder in Entlafjungsfragen ergangen 
(Beichwerdejfache Soh. Groner *). 


Der Prafident ftellt in diefem Falle noc) ſchärfer al8 in den früheren Stellungnahmen feft, daß von 
polnischer Seite bei den Arbeitsentlaffungen willfürli und unterichiedlich je nad) der Zugehörigkeit 
zur Mehrheit oder Minderheit verfahren worden ift. Er erklärt ausdrüdlic, daß fic) aus zahlreichen 
Beichwerdeverfahren ergibt, daß mandhe polnischen Unternehmungen eine minderheitsfeindliche Ent- 
lafiungspolitif betreiben und daß diefe allgemeinen Verhältniffe aud) dem polnischen Demobilmachungs— 
fommiffar durchaus befannt find (Seite 7). Durch eine genaue Überficht über die Angeitelltenbewegung 
bei der Margrube für die Qeit vom 1. Januar 1933 bis 31. Dezember 1934 wird einwandfrei nad) 
gewiejen, dab im vorliegenden Falle die Willfiix und Diskriminierung auf eine gegen die deutjche 
Minderheit gerichtete Einftellung des Unternehmens und des Demobilmahungstommifjars zurüdzu- 
führen find (Seite 7 und 8). Der Vräfident weift ferner darauf hin, daß der Oemobilmadungstom- 
miffar die Zuftimmung zu weit mehr Entlafjungen gegeben hat, als dies die Wirtjchaftslage erforderte 
und daher nach den geſetzlichen Beſtimmungen zuläjfig war. Als Beweis hierfür führt er die unbe- 
ftrittene Tatfache an, daß ein großer Teil der Entlafjenen der Maxgrube Durch neue Angeftellte mit dem 
Ergebnis erfeßt wurden, daß faft alle minderheitsangehörigen Angeftellten, nämlich 66 von 71, aug- 
geichaltet und zu einem hohen Vrozentfag durch Mehrheitsangehörige exrfegt wurden (Seite 11 und 11a). 
Das ſyſtematifche Beftreben des Unternehmens, die Angeftellten, die fic) offen zur Minderheit befannt 
haben, durch Mehrheitsangehörige zu erfegen, liege alfo auf der Hand, Der Demobilmadhungstommillar 
fer dieſer Tendenz nicht entgegengetreten, vielmehr dränge fic) die Überzeugung auf, daß er fidh diefer 
Tendenz des Unteknehmens angefchloffen habe (Seite 12). 


Nöldere 


Nr. 64 
Der Deutjche Seneralkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 


"y 


Thorn, den 18. Februar 1936 
Geftern ift die offizielle Namenslifte 1936 für die Agrarreform erſchienen. 


Die jest zur Qwangsharjzellierung aufgerufenen Güter umfaffen in Pommerellen 4784 ha deutſcher 
Güter und 2900 ha aus polnifdem Beſitz. Allein Hierin liegt wieder ein deutlicher Beweis der un- 
gleichen Gerangiehung des deutichen Vefikes zum polniſchen. 


Unter diefen Umftänden hat fidh der deutichen Minderheit eine Stimmung tieffter Niedergeſchlagenheit 
bemächtigt, denn nur allzu deutlich erkennt fie, wie Polen die deutfd)-polnifde Verfiandiqungsattion aus: 
legt und durchführt. Es foll eben bis zum Ablauf des 10jährigen Verftändigungsabtommens jo viel 
wie nur möglich deutfcher Grundbeſitz zerſchlagen werden. Das bedeutet dann aber, daß die fo zer- 
ichlagenen Güter nicht mehr in der Lage find, deutſche Volksgenofien zu beſchäftigen, und daß dieſe 
wiederum, dem Elend preißgegeben, abzuwandern verfudjen. Die Ausfichten für die Erhaltung des 
Deutichtums Hier find alfo die denkbar ſchlechteſten und es fragt fih, ob e8 nicht möglich wäre, die 
ungeheure Belaftuna, die das polnifch-deutiche Verhältnis durd) die fortgefegten Schikanen und Map. 
nahmen gegen das Deutfchtum Hier im abgetretenen Gebiet erfährt, zuftändigen Orts zur Sprade zu 
bringen. Aus den legten Veröffentlichungen, über die id) zu pi cag Gelegenheit hatte, geht mit aller 
Dentlichfeit hervor, daß der deutſche Grundbefis vernichtet werden foll. Diefem Serftörungswillen 
müßte Einhalt geboten werden, wenn das Deutſchtum hier nicht feiner völligen Auflöſung in Furzer 
Zeit entgegengeben foll. 

von Küchler 


* Meröffentlicht in der »Amtlidyen Sammlung der Stellungnahmen des Dräfidenten der Gemijchten Kommiſſion für Ober. 
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Nr. 65 
Der Deutfche Generalkonful in Kattowik an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Kattowitz, den 4. April 1936 

Die zahlreichen deutfchfeindlichen Kundgebungen, die Hier in lester Zeit von verſchiedenen polnischen 
Verbänden und Parteien, insbefondere vom Weftverband veranftaltet worden find, haben den Dräfidenten 
Calonder veranlaft, das polnische Mitglied der Gemifchten Kommiſſion Steblowffi zu fidh zu bitten 
und ibn ſehr nachdrücklich auf die Möglichkeit gefährlicher Auswirkungen dieſer Veranftaliungen Hin 
zuweifen. Präſident Calonder hat darauf aufmerffam gemacht, daß die Durch die zahlreichen Proteſt— 
fundaebungen gefteigerte Erregung der Bevölkerung erfahrungsgemäß leicht zu Gewaltatten un 
verantwortlicher Elemente führt. Er bat daher Herren Steblowjfi erfucht, den Woiwoden Dr. Grajynifi 
von feinen Befürchtungen zu verftändigen und um entjprechende Einwirkung zu erjuden. 

An zwei Fallen Hat die in der Bevölkerung Hervorgerufene Erregung bereits zu Zwiſchenfällen ge- 
führt, bei denen aud) Deutjche körperlich mißhandelt und verlegt worden find. Am Sonntag, dem 
15. März, ift im Hotel Graf Reden in Königshütte eine Verfammlung des dortigen deutfden Baw 
verein? von einer mit Stöden und Knüppeln bewaffneten Menge geiprengt worden, wobei aud) einige 
völlia unbeteiligte, mit der Vorbereitung einer Theatervorſtellung beſchäftigte deutſche Angeftellte des 
Oberichlefifden Landestheaters angegriffen und mißhandelt worden find. Am 29. März ift eine Gruppe 
von Deutichen in der Nähe der Stadt Rybnif von uniformierten Jungauffiandifden überfallen und 
mit Gummiknüppeln und Stöden mißhandelt worden. 


Nöldeke 


ir. 66 
Der Deutfche Seneralkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 18, Mai 1936 
Im Zuge der in der legten Seit behördlicherjeit8 und feitens des Weftverbandes unter Duldung der 
Behörden betriebenen deutichfeindlichen Handlungen ift jest ein neuer Schlag aegen das Deutichtum 
erfolgt. Es ift dure ein kurzes Dekret beſchloſſen worden, fämtliche Ortsgruppen der Deutichen Ver: 
einiqung im Seekreis, nämlich Neuftadt, Putzig, Hela, Krofau und Smafin, nicht nur zu ſchließen und 
damit ihre Wirkfaméeit zu unterbinden, fondern zu liquidieren, alfo völlig aufzulöfen, | 

Die Deutſche Vereinigung und ihre OrtSqruppen find in der legten Qeit — wie mehrfach berichtet — 
öfters behördlichen Schifanen ausgefeßt gewefen. Sie haben daher, um die ſchon immer beftehende, aber 
jest befonders kraß in Erjcheinung tretende Spannung zwiſchen Deutichtum und Volentum nicht noch 
weiter zu fleigern, alles unterlaffen, was irgendwie Anitoß erregen fönnte. Aber die Behörden erblicken 
ſchon in einem Ausflug, bei dem die Mitglieder, wie jede Schule, geſchloſſen in Dreier- und Viererreiben 
durch die Straßen ziehen, einen militärischen Aufmarſch, dev gefährlich ift. 

Da nad Vorfiehendem die polnischen Machthaber hier in meinem Amtsbezirk fih qanz offenfichtlich 
von der Linie der Verfohnung und Verftändigung abgefehrt haben und unverbliimt wieder die Keind 
(Haft gegen die Deutſchen und damit ihren Ruin und ihre Vernichtung predigen, während Deutichland 
nod) immer mit Beharrlichfeit eine Verftändigung mit Polen verfolgt, ericheint e& meines Erachtens 
angefichtS der Hiefiqen Vorfälle dringend notwendig, auf eine Umkehr hier im Lande zu dringen. 


von Küchler 


Nr. 67 
Unterredung des Reidsminifters des Auswärtigen mit dem Bolnifchen Botfchafter 


Aufzeichnung 


Berlin, den 13. November 1936 

Ich Habe heute den Polnischen Botſchafter bei feinem Beſuche auf die unerfreulichen Vorgänge in 
Gdingen hingewieſen, wo durch militäriſche Vereine und Beamtenverbände deutfchfeindfiche nd, 
grunge größten Stils organifiert worden find. Herr Lipffi fprac fein lebhaftes Bedauern über 
iefe Vorkommniſſe aus, insbefondere über die Verfammlung in Gdingen, auf die ich ibn befonders 
hingewieſen hatte. ch fagte dem Botjchafter ferner, daß ich gezwungen fei, in Warſchau entichied ’ 
Beichwerde gegenüber diefen Ausschreitungen zu erheben. Bei der Verfammlung in Gdingen falle 
befonders erſchwerend ins Gewicht, daß dabei Beamte und ſogar Offiziere in Uniform —— 
geweſen ſeien und daß, abgeſehen von den Angriffen gegen Deutſchland und Danzig, auch die Per 
des Führers in der unerhörteſten Weiſe beſchimpft worden ſei. adi erſon 


Frhr. von Neurath 








ir. 68 
Der Deutfche Botjchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Warſchau, den 18. November 1936 


In meiner heutigen Unterredung mit Miniter Bed habe ich in ernjter Form auf die Verjchlechterung 
der Atmosphäre Hingewiefen, die bier in den Beziehungen zu Deutichland während der legten Monate 
tlar in Erjcheinung getreten ijt. Ich habe hierbei u. a. die hetzeriſche Polemif der polniſchen reife, 
die Verichärfung in der Behandlung der Minderheit (Gymnafium in Graudenz und Bromberg) fowie 
den Gdingener Swilchenfall* zur Sprache gebracht und habe aus diefem Sufammenhang heraus dag 
Geſpräch auf die Danziger Frage gelenkt. Unter Hinweis auf die immer deutlicher zu Tage tretende 
Tendenz Polens, fih in Danzig neue Rechte zu verjchaffen **, habe id) entiprechend dem mir vom Führer 
und Neichskanzler erteilten Auftrag zum Ausdrud gebracht, daß bei einem folchen Vorgehen Tcharfe 
Reaktionen und damit empfindliche Störungen deutſch-polniſcher Beziehungen unvermeidlich feien. Der 
Führer und ReichStangler fehe im deutſch-polniſchen Verftändiqungsabfommen wichtiges Friedenswerk, 
deffen weitere Verlängerung er wünſche. Diefes Whfommen fei eine der Grundlagen deutjcher Außen— 
politif. Herr Beck evwiderte, daß er diefe äußerſt wertvolle Erklärung mit Dank begrüße. 


Herr Bed erflärte des weiteren, daß auch ex die Haltung, die die Preffe in lester Zeit angenommen 
habe, für fchädlich Halte und daß er feinerfeits bereit fei, alles zu tun, um die unbefriedigende Atmoſphäre 
wieder zu beffern. Ex Hoffe, daß auf deuticher Seite in gleicher Nichtung gewirkt werden würde. Was 
die bedauerlichen Vorfälle in Gdingen anbetreffe, fo fei er nicht in der Lage, ohne vorherige Prüfung 
au antworten, da ihm die von mix mitgeteilten Einzelheiten nicht befannt feien. Er wiffe nur, dağ der 
Woimode fofort eingeichritten fei und u.a. die Berichterftattung über diefe Vorfälle in der Preffe 
verhindert Habe. 


Moltke 


Nr. 69 
Der Deutfche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Warſchau, den 26. November 1936 


Marichal Ryd3- Smigh empfing mich geftern im Beifein deg Außenminiſters. 


ch übermittelte die Grüße des Führers und Reichskanzlers und machte anfchließend die gleichen Aus— 
führungen wie in der Unterredung mit Herrin Ved am 18. November”. 


Der Marfchall brachte zum Ausdrucd, mit welchem Gntereffe er die Entwidlung Deutſchlands verfolge, 
das das Glück Habe, einen qrofen Führer zu befiken. Hinfichtlich der deutfd)-polnifden Beziehungen 
teile ex die Auffaffung des Führers und Reichskanzlers über den großen Wert, den das Abkommen 
von 1934 für die Weritändiqung zwiſchen den beiden Nachbarvolfern und darüber hinaus für den 
Frieden Eurovas Habe. Auch er bedauere, dah die günftige Auswirkung, die die Veritandiqungspolitif 
auf die Meinungebildung in beiden Ländern gehabt habe, während der legten Monate einen gewiffen 
Rückſchlag erfahren Hätte. Er fei aber überzeugt, daß e8 fih nur um eine vorübergehende Erfcheinung 
Handele. Die Einflußnabme auf die Drefje fei leider bejchränft. Man werde aber tun, was möglich) 
fei, und im übrigen könne er verfichern, daß die Regierung fid in Feiner Weiſe durch die oppoſitionelle 
Preſſe beeinfluſſen laſſen werde. Hinſichtlich Danzigs wolle Polen nichts anderes, als daß ſeine 
dortigen Intereſſen nicht beeinträchtigt werden. Bei dieſer Grundeinſtellung würde es ſeines Erachtens 
nicht ſchwer ſein, in den Einzelfragen zu einer Danzig und Polen befriedigenden Regelung zu 
gelangen. Abſchließend bat er mich, dem Führer und Reichskanzler die Verſicherung zu übermitteln, 
dak er an der von Marſchall Pilſudſki feſtgelegten Linie feſthalte und entſchloſſen fei, die Verſtändi— 
gungspolitik auch weiterhin fortzuſetzen. 


Moltke 








* Nal. Nr. 67. 
** Nal. Nr. 188 und 189. 
ER Val. Nr. 68. 
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Nr. 70 
Der Deutfche Seneralkonful in Poſen an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Dofen, den 23. November 1936 

Sn meinem Amtsbezirk macht fi) überall eine fieberhafte Tätigkeit zur Schürung des Hafjes gegen 
Deutichland bemerfbar. Überall fieht man Trupps von Leuten, die zufammenftehen. Die Verſamm— 
lungen, die in ungezäblten Mengen ftattfinden, follen für »Aufklärunge der Bevölkerung forgen. Es 
handelt ſich um Agitationsverſammlungen ſogenannter patriotiſcher Verbände, wie Weſtverband, 
Keferviſtenberband, Legionäre, Eiſenbahner- und Schützenverbände. Alle ſprechen wie auf ein Kommando 
in abfälligſter Weiſe über die Deutſchen und hetzen die Bevölkerung gegen das Deutihtum auf. Man 
fühlt fidh in jene Schon lang zurückliegende Zeit verjebt, da die ftarke politiiche Spannung zwiſchen Polen 
und feinem weftlihen Nachbarn die Geifter zu zügelloſen Schimpfereien und elenden Verleumoungen 
antrieb, um unter anderem aud) das machtlofe und wehrloſe Deutichtum den gehäfligiten Anariffen und 
Gewalttätigfeiten auszuliefern. Man Hat hier zur Zeit völlig vergeffen, dah inzwiſchen Abmachungen 
zwiſchen Deutſchland und Polen getroffen worden find, die gang konkret darauf Dinzielen wollten, eine 
verftändnisvolle gegenfeitige Beurteilung und dadurd) eine Annäherung des deutichen und polnifden 
PolfeS herbeizuführen. Leider ift das Gegenteil eingetreten. Das Ungeheuerlichite aber ift, daß die 
neue ftarke Melle des Deutſchenhaſſes und der aktiven Drohungen gegen Deutfche fih unter den Mugen 
der höchften Behörden (Moiwodfchaft, Armeefommando) breitmadyt und nicht nur von ihnen geduldet, 
Sondern, worauf gewiffe Anzeichen Hindeuten, direft unterſtützt wird, ganz abgejehen davon, daß fidh 
im Dienft befindliche Beamte und Militärperfonen aktiv an den verjchiedeniten Demonftrationen be 
teiligt haben. Über die Hege in den militärifchen Verbänden, die hier aroßen Einfluß haben, ift bereits 
berichtet worden. Der Weftverband, über deffen Deutſchenhetze ich ebenfalls wiederholt berichtet habe 
und der auch jest wieder überall auf dem Lande arbeitet, fteht natürlich nicht zurück. 


Reinebeck 


Nr. 71 
Der Deutfche Generalkonful in Kattowi an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Rattowik, den 22. Dezember 1936 
Anliegend beehre ich mich im Anſchluß an die Beſprechung über die Frage dex Abwanderung deutſch— 

ftämmiger polnifder Staatsangehöriger aus Polen nah dem Reich Abjchrift einer Entichließung der 
Mitalieder des Gefamtverbandes Deutſcher Angeftelltengewerkichaften in Polniſch⸗Oberſchleſien zur 
Frage der Arbeitsvermittlung zur gefälligen Kenntnisnahme zu überſenden. Die Entſchließung zeigt, 
daß nicht nur die Arbeiter, ſondern auch die der deutſchen Minderheit angehörenden Angeſtellten ſich in 
ſchwerer Notlage befinden. 

Nöldeke 


Anlage 


Die Heute in Königshütte anmwejenden Mitglieder des Gefamtverbandes Deutſcher Angeftellten- 
gewerfichaften in Volnijd) Oberſchleſien faffen folgende Entſchließung: 

Die Not der deutfchen Angeftellten in Volnifch-Oberjchlefien wächſt mit jedem Monat und hat 
in lester Zeit fataftrophale Formen angenommen. Die entdeutichte Schwerinduftrie fowie Handel 
und Gewerbe entziehen den deutichen Menfehen planmäßig jegliche Arbeitsinöglichfeit und werfen 
Darüber hinaus durch Kündigungen der Werfwohnungen in vielen Fällen die Familien auf 
dir Straße. 

Not und Entbehrung der Familien der Entlaffenen haben ein unerträgliches Ausmaß erreicht 
Die hoffnungsloſe Lage wird zur Verzweiflung aefteigert durch die Tatfache, daß die entlaffenen 
Dentichen erfahrungsgemäß niemals mehr eine Verdienftmöalichkeit in Volen erhalten. 

Ebenſo ſchlimm it e8 um die deutiche Jugend im unferem Gebiet beftellt, die nirgends mehr 
eine Lehr- oder Arbeitsftelle finden oder erhalten fann. Die wenigen Augendlichen, die in der 
Nergangenheit eine Lehr- oder Arbeitsftelle finden konnten, werden Heute durch ſyſtematiſch be. 
triebene Maßnahmen der verfdhiedenen polnischen Organifationen auf jedwede erdentliche Weife 
aus ihren Sehr und Arbeitsjtellen verdrängt. i 

Auf Grund der gefdilderten Tatſachen beauftragen wir den Vorftand des Gefamtverbandes 
Denticher Mnarftelltenaewerkfichaften alle in Frage fommenden Stellen über unfere augenblicliche 
Lage — und fie zu bewegen, den Deutſchen in Oberſchleſien zu einer neuen Erifteng 
zu ver helfen. = 


Königshütte GPolniſch-Oberſchleſien), den 15. November 1936 
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Nr. 72 
Der Deutſche Generalkonful in Kattowik an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Rattowik, den 22. Dezember 1936 


Auf der Jahresverfammlung des polniſchen Weftverbandes, der befanntlich im rückſichtsloſen Kampf 
gegen das Deutſchtum mit an erfter Stelle fteht, hielt fein Ehrenmitglied, der Woiwode Dr. Grazynſki, 
eine Anſprache, in der er auf die erfolgreiche Poloniſierung der Schwerinduſtrie hinwies und verlangte, 
daß nunmehr aud) Handel und Gewerbe in Oftoberfchlefien in gleicher Weife polonifiert werden müßten. 
Ferner miiffe der polnifche Bauer als ausschließlicher Herr des Bodens in den polniſchen Weftgebieten 
eingejebt werden. ALS Vertreter dev Militarbehorde nahm Obert Powierza an der Verfammlung teil, 
der dem Weltverband im Namen des Divifionsfommandeurs volle militärifche Unterftügung bei der 
Verwirklihung feiner Aufgaben zufagte. Sum PVerbandsvorfigenden für Die Kreisgruppe Tejchen/ 
Schleſien wurde ein Oberft der Bieliger Garnifon gewählt, 

Am Verlaufe der Tagung wurde eine Anzahl höchſt bedentlider Entſchließungen gefaßt. In Kreijen 
des hiefigen Deutfchtums haben diefe Entſchließungen, namentlid) im Hinblick auf die perſönliche 
Stellungnahme des Woiwoden, lebhafte Beſorgnis hervorgerufen. Sie werden mit Recht als Ein 
leitung zu einem vom Woiwoden infzenierten neuen gropangelegten Anariff gegen die Kreiſe des 
deutichen Grundbefiges und des deutichen Mittelftandes aufgefaßt. Bezeichnenderweife ſchloß die Tagung 
mit der Anerkennung der großen Verdienfte des Woiwoden, dem vom Mefiverband für das bemiejene 
Wohhwollen gedankt und der für die Zukunft um weitere Unterjtügung und Hilfe gebeten wurde. 


Nöldeke 


Nr. 73 


Unterredung des Reichsminiſters des Auswärtigen 
mit dem Polniſchen Außenminiſter Beck 


Aufzeichnung 
Berlin, den 20. Januar 1937 


Der Polniſche Außenminiſter Herr Beck ſuchte mich heute vormittag bei ſeiner Durchreiſe nach Genf 
auf. Bei dieſer Gelegenheit beſprachen wir u. a. die Haltung der polniſchen Preſſe. 


Ich machte Herrn Beck darauf aufmerkſam, daß auch ein großer Teil der polniſchen Preſſe, die der 
Regierung naheſtehe, in den letzten Monaten eine ſehr unfreundliche Sprache gegenüber Deutſchland 
gefuͤhrt hat. Von unſerer Seite ſei der deutſchen Preſſe äußerſte Zurückhaltung dieſem unfreundlichen 
Konzert gegenüber auferlegt worden. Ich möchte ihn aber bitten, darauf hinzuwirfen, daß die Tonart 
der polnifden Negierungsprefie eine andere werde, Herrn Be war diefe Frage offenfichtlid) peinlid). 
Er verfuchte, die gerügten Verhaltniffe unter Hinweis auf die polnischen innerpolitifdyen Schwierigkeiten 
zu entichuldigen. 

Srhr. von Neurath 


| Nr. 74 
| «Mer Deutfche Gerieralkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 4. März 1937 


Die polnifchen Behörden gehen, wie bereits berichtet, erneut mit den verjchiedenften Mitteln gegen 

das Deutichtum vor. Der Wille, zu einer Verftändigung zu gelangen, ift auf polnischer Seite, wie die 

Maßnahmen flar erfennen laffen, nicht in entfprechender Weife wie auf der deutichen Seite vorhanden. 

Die deutfche Minderheit bemerkt angefidhts der fid immer mehr verjchärfenden Stimmung gegen dag 

Deutichtum zu ihrem Bedauern, daß das Verftändigungsabfommen für fie feine Ergebniffe gezeitigt hat. 

| Ich zähle folgende in lester Zeit befonders ſcharf hervortretende Maßnahmen gegen das Deutichtum auf: 


1. Der ftärkite Schlag gegen das Deutfchtum war, wie alljährlich, die Agrarreform, die aber in 
diefem Jahre weitaus ſchärfer und unverhüllter ſich gegen Da8 Deutfchtum richtete. 75,5°/ dev 
Sefamtfläcye, die enteignet wird, wird von dem deutſchen Großgrundbeſitz geftellt, troßdem der 
gefamte deutjche Grundbefis wohl höchſtens nod) 30 °/, beträgt. 
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2. Auch dem deutfchen Genoſſenſchaftsweſen wird der Kampf in verjtärktem Maße angejagt. Da 
Hinter dürfte wiederum der polnische Weftverband ftehen, der wiederholt mit bef onderem Nachdruck 
gegen die deutſchen Genoſſenſchaften agitiert hat. Hinzu kommt, daß die Genoſſenſchaften der 
Minderheit trog aller Bedrückung im großen und ganzen nod) verhältnismäßig gut daſtehen und 
dadurch aftiv zu arbeiten vermögen, während das polnische Genoſſenſchaftsweſen bier ganz um 
argen liegt. Es ift flar, daß diefe Tatſachen die Polen argern. 


3. Neuen Schifanen ift auch die deutſche Elternichaft ausgeſetzt. Aus der deutichen Privatſchule in 
Neuftadt find z. B. durch Verfügung des Kreisfchulinfpeftore 26 Kinder ausgeichult und der 
polnischen Schule überwiefen worden, obwohl die Eltern dagegen proteftierten. Auch aus anderen 
Gegenden meines Amtsbezirks fommen in lester Zeit Häufige Klagen über ähnliche Vorfommniffe, 
die in den meiften Fallen auf Schifane zurüdzuführen find, um die deutjchen Eltern zu zermürben. 


Ich halte es für meine Pflicht, auf die durd) die neuen deutichfeindlichen Maßnahmen der Behörden 
geichaftene Lage mit allem Exnft binzumeifen. 


von Küchler 


ir. 75 
Aufzeichnung des Dirigenten der Bolitifchen Abteilung des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 2. April 1937 


Staatsſekretär Dfundtner vom Reichsinnenminifterium bat dem ftellvertretenden Herrin Staatsjefretär 
telepbonifch mitgeteilt, daß nad) vorliegenden Nachrichten in abjehbarer Zeit ein Hungermarſch von Teilen 
der in Polniſch-Oberſchleſien wohnenden deutichitämmigen Bevölkerung nad der deutichen Grenze zu 
geplant fet. Alle Maßnahmen feien getroffen, um etwaigen Smifchenfällen an dev Grenze vorzubeugen. 


von Grdmannsdorff 


Nr. 76 
Der Deutjche Generalkonful in Thorn an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Thorn, den 6. April 1937 


Jn einigen in Graudenz abgehaltenen Berfammlungen berüchtigten Weftverbandes erhob Redner 
Anſpruch auf deutfdes Land öſtlich und weftlid) Vommerellens. Habe bei Woiwodſchaft Einſpruch 
erhoben, erbitte aber aud) dortfeits Proteſt. 


Kiichler 
Nr. 77 
Das Auswärtige Amt an den Deutſchen Botfchafter in Warfchau 
Telegramm 


Warſchau, den 7. April 1937 


Reichsminiſter bittet unverzüglich bei dortiger Regierung gegen bekannte Kundgebung Weftverbandes 


L 


in Graudenz * im Rahmen Pommerellenwoche, ſoweit dabei in Reden und Rejolutionen fowie durch 


Verwendung von Transparenten und Landkarten polnische Anſprüche auf deutſche Gebiete geltend 
gemacht worden find, mit allem Nachdruck Einſpruch zu erheben. Bitte Einforuch nicht nur auf deutſch— 
polniſches Vrefjeprotofoll ** zu ſtützen, ſondern darüber hinaus zu betonen, daß derartige Rundaebunaen 
unter Teilnahme Hoher polnischer Beamter deutſch-polniſche Beziehungen ftart belaften müßten. Reichs. 
regierung müſſe verlangen, daß Polnifde Regierung alles tue, um Wiederholung folder Vorfälle u 
verhindern "**, | fo: See Y 


Gaus 








* Val. Nr. 76. 


** Deutjcpolnifches Preffeabfommen vom 24, Februar 1934, das zum Ziel hatte, die Bildung der Öffentlichen Meinung 


dem deutſch-polniſchen Verftandiqungsabfommen anzupaſſen. 
*** Die Demarche des Deutjchen Botfchafters erfolgte beim Vizeaußenminiſter Graf Szembet am 8. April, (Bgl. Nr. 78.) 
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Nr. 78 
Aufzeichnung des Stellvertretenden Staatsfekretirs des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 9. April 1937 


Der Polniſche Botſchafter, den ih zu mix gebeten hatte, wurde von mir über die von Herrn von Moltfe 
in Warſchau geftern in unjerem Auftrag unternommene Demarche wegen der deutjchfeindlichen Betäti— 
gung des polnischen Weftverbandes unterrichtet. Ich fagte Herrn Lipfki, daß die Mipbilligung diejer 
Betätigung durd) die Volnifche Regierung und das Abrüden der Regierung von der Aktion des Weft- 
verbandes, wie Dies gegenüber Herrn von Moltfe durch den Grafen Szembek zum Ausdruck gebradjt 
und im Communiqué dev Volnifchen Telegraphen-Agentur veröffentlicht worden fei, von uns gewürdigt 
werde, und daß damit diefer Qwifdenfall erledigt fei. Ich benubte dann die Gelegenheit, um Herrn 
Lipſki in freundfchaftlicer, aber exnfter und nachdrüclicher Weife im einzelnen auseinanderzufegen, 
wie ſehr in lester Zeit die feindfeligen Rundgebungen polnischer Berfönlichkeiten und polnifder Zeitungen 
gegen Deutichland zugenommen Hatten und wie ernft die Velaftung unferer Beziehungen durch Der- 
artiae Rundgebungen fel. 


Dieckhoff 


Nr. 79 
Der Deutfche Generalkonful in Thorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 7. April 1937 


Im Soldauer Kreis wird wiederum in verſtärktem Mafe gegen das Deutichtum gehest. Dabei wird 
zum Bovfott der Deutichen und aleihermaßen der Auden aufgefordert. Ende vorigen Monats find in 
À t Der 2 | en Der Juden auf 
Goldau nachts Plakate angebradjt worden, die folgenden Inhalt hatten: 

»Rauf nicht beim Deutjchen und Juden! 
Wenn du unfere Aufforderung nicht befolait, 
wird dich diefe Fault treffen!« 
Auf den Wlafaten ift eine Fauſt mit einem Dolch in der Hand abgebildet. 
Ich Habe die Woiwodſchaft auf diefen Tatbeftand hingewiefen. 


von Küchler 


Nr. 80 
Der Deutfche Generalkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 14. Oftober 1937 


Aus zahlreichen Berichten des Generaltonfulates geht zur Genüge hervor, wie die Freiheit der 
hiefigen deutichen Minderheit ausfieht. Nicht nur Enteiqnungen, Konzeffionsentziehungen, Verweige- 
rung dex Aufenthaltsgenehmigungen, Schließung von Schulen und das befannte Grenzzonengeſetz, 
fondern auch andere Maßnahmen, wie vigorofe Steuereinziehungen ufw. ufw., laffen mit aller Deutlichkeit 
erkennen, daß der Vole alle Mittel anwendet, um das Deutfchtum Hier zum Erliegen zu bringen bzw. 
die Deutfchen zur Abwanderung zu zwingen. Die Verhetung der Maffen wird Hier in der legten Qeit 
— da diefe höheren Orts ganz offenfichtlich gebilligt wird — planmäßig durchgeführt. 

Gang befonders ſcharfe Nefolutionen wurden bei den Veranftaltungen des deutjchfeindlihen Weft- 
verbandes gefaßt. E8 wird dabei gegen die »unwürdige teutonifche Arbeits Proteft erhoben und folgende 
Forderungen aufgeitellt: 

1, Die Ausweifung von etwa 6000 Hier lebender Optanten, 

2. die Aufhebung der Volksjchulen und die Beſchränkung ihrer Sahl auf diejenige der polnifchen 

Volksſchulen in Deutichland, 
3, Verbot der Verwendung der deutichen Sprache bei den Gottesdienften, 


Im 








vu 


6. 


7. 





Im 


Bovfott der deutfchen Genoſſenſchaften und Auflöfung der deutichen Organifationen aller Art, 


— u: 


Rückſichtsloſe Durdführung der Agrarreform bei deutfchen Gütern und die Übergabe de8 pare 
seflierten Landes an die polnische Bevölkerung, 


Entziehung der den Deutfchen erteilten Konzeffionen, 


Beichlagnahme und Schließung ſämtlicher deutjcher Zeitungen. 


Aus dem Voraefagten ergibt fih, wie fic) die Verhältnifje hier von Tag zu Tag zuſpitzen. 


Die deutſche Minderheit ift von diefer Entwiclung der Dinge ftark beeindrudt und befürchtet weitere 
Ausschreitungen, falls nicht feitens der Behörden diefem unverantwortlihem Treiben ein Riegel vor- 
geießt wird. Alles in allem ift das gegenfeitige Verhältnis der Deutſchen zu den olen jest fafi 
Schlimmer, als e$ vor dem Abſchluß des Verftändigungsabfommens war. 


von Küchler 
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V. Verhandlungen über eine Deutſch⸗-Polniſche Minderbeitenerklärung 
(Januar bis November 1937) 


Nr. 81 


Unterredung des Reichsminifters des Auswärtigen 
mit dem Bolnifchen Außenminijter Beck 


Aufzeichnung ie 2 * 
Berlin, den 20. Januar 1937 


ch machte Herrn Beck auf den Ablauf des Genfer Abkommens über Oberfehlefien * aufmertfam und 
betonte dabei die Notwendigkeit, für eine Reihe von wirtſchaftlich techniſchen Fragen rechtzeitige Verab— 
redungen zu treffen. Herr Beet erklärte, die Abficht, baldmöglichit darüber zu verhandeln, beftehe aud) 
auf polnischer Seite und Herr Lipffi fet bereits beauftragt, zunächft über die Cifenbahnfragen hier zu 
ſprechen. Auch über die anderen neu zu regelnden Fragen follen die Sachverftindiqen baldmöglichft 
zujammentreten. 


Die politiihe Frage des Minderheitenfduges wurde nur kurz geftreift. Herr Be war der Auf 
fafiung, daß man zunächit einmal an die praftifden Fragen herangehen follte. Ich habe mich damit 
einveritanden erklärt. 


Srbr. von Neurath 


Nr. 82 
Der Reichsminifter des Auswärtigen an den Deutfchen Botjchafter in Warjchau 


Erlah 
Berlin, den 22. Februar 1937 


Die Beſprechungen mit der Polnijden Regierung über den bevorftehenden Ablauf des Genfer Ab— 
fommens haben fih auf die wirtihaftlich-technifchen Beftimmungen des Genfer Abkommens befdyrantt. 


Nicht berührt wurde jedoch bisher dex befannte Hauptpunft, nämlich die Frage des Minderheiten 
fchuges, die den Kern des Genfer Abkommens darftellt und der politifch weittragende Bedeutung zukommt, 


Sinn und Sweet des Genfer Abkommens war nad) feiner Präambel neben der Sicherftellung des 
Wirtſchaftslebens zugleid der Shug dev Minderheiten in Oberſchleſien und für dieſen Schuß hat die 
Deutiche Regierung fih in jahrelangem Kampf mit ftärlfiem Nachdruck eingefeßt. 


Diefe Beſtimmungen treten mit Ablauf des 14. Juli 1937 außer Kraft und e3 ijt nicht exfichtlid), 
wie die deutiche Volksgruppe in Oftoberfchlefien, deren fehwierige Lage die Deutiche Regierung nach wie 
vor mit Sorge erfüllt, künftig geihüst werden fann. Sn der polnischen Verfaſſung werden zwar allen 
Staatöbürgern gleiche Rechte ausdrücklich zugefichert. Wenn deffen ungeachtet die Minderheit ſchon nad) 

- der bisherigen Vraxis namentlid) des Woiwoden Grajynffi in Kattowis unterſchiedlich behandelt 
worden ift, fo wird fie in Qufunft ohne befondere Schußbeilimmungen der Willkür der polnischen 
Behörden völlig preisgegeben fein. 

* Mit dem 15. Juli 1937 liefen die wejentlichjten Teile bes am 15. Mai 1922 in Genf unterzeichneten deutjch-polnifchen 

Abkommens über Sberichlefien ab. Der Abſchluß diefes Abkommens war beiden Staaten durch die Enticheidung der Bot 

ichafterfonferenz; vom 20 Oftober 1921 auferlegt worden, um, wie e8 in der Präambel des Abkommens beißt, die Aufrecht- 

erhaltung des Wirtfchaftslebens in Oberſchleſien jowie den Schuß der Minderheiten jicherzuftellen. 

Da nad Auffaffung der Deutichen Negierung beide Staaten daran intereffiert waren, gemeinfam zu prüfen, ob durch 
den Friftablauf nicht [ebenswidytige Rechte und MWirtichaftsformen in Qufunft in Wegfall famen, deren Erhaltung notwendia 
oder zweckmäßig erichien, war die Deutjche Regierung bejtrebt, mit Polen zu einer den berechtigten Intereſſen der beider 
jeitigen Wirtſchaft Nechnung tragenden Verftandigung zu kommen. Die Verhandlungen hierüber wurden unmittelbar nach 
der oben wiedergegebenen Unterredung begonnen und durch bejondere Delegationen, teils in Berlin, teilg in Warfchau, geführt. 
(Wal. Nr. 82, $5, 86 und 92.) Das Ergebnis war indefjen wegen der ablehnenden Haltung der Bolnifchen Regierung nur 
ein verhältnismäßig geringes. Wenn e8 auch gelang, fich über einige technijche und wirtjchaftliche Fragen zu verftändigen, 
fo blieben die das Leben der Bevölkerung bauptjächlidy berührenden Punkte des Wohnrechtes der Optanten und des 
Schußes ber vor dem Ubergang ber Souveränität von natürlichen und jurijtifjden Derfonen erworbenen Rechte (wohl: 
erworbene Nechtes) ungeregelt. Die Volnifche Regierung war bejtrebt, von den von ihr al läftig empfundenen Bindungen 
endaültig befreit zu werden. Ohne Rückſicht auf menſchliche und wirtichaftliche Qufammenhange wurde die Grenze, die in der 
15jährigen Übergangszeit durd) die Einführung befonderer Verfehrstarten in gewiſſer Weije unfihtbar gemadt worden war, 
faft qang geſchloſſen. Tauſende von deutfchen Optanten wurden des Landed verwiefen und die Enteignung des deutjchen 
Grundbelites durd Maßnahmen der Agrarreform in die Wege geleitet (vgl. Nr. 167). 
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Polen bleibt aud nad) dem 14. Juli 1937 an die in Artikel 64 bis 72 des Genfer Abkommens ent 
Haltenen allgemeinen Minderheiten Schutzbeſtimmungen, die dem Vertrage zwiſchen den Alliierten und 
Afoziierten Hauptmächten und Polen vom 28. Juni 1919* entnommen find, gebunden, da der Beſchluß 
der Botichafterfonferenz vom 20. Oftober 1921 und der Artikel 64 des Genfer Ablommens eine 
Refriftung nur für das Reih, nicht aber für Polen vorjehen. 


Wie Ihnen bekannt ift, haben wir erwogen, der Polniſchen Regierung den Abichluß eines deutſch— 
polnischen Volksgruppenvertrags vorjzufdlagen. Entwurf und Dentichriit eines ſolchen Vertrags, Die 
[ediglic) die anzuftrebenden Verhandlungsziele aufzeigen und den deutſchen Unterhändlern gegebenenfalls 
als Nichtlinien dienen follen, find jest fertiggeftellt, 


Ich bitte daher, bei nächiter fic bietender Gelegenheit der Polniſchen Regierung die Frage vorzulegen, 
wie fie fih den Schuß der beiderfeitigen Minderheiten in Oberſchleſien nad) Ablauf des Genfer Abkommens 
vorſiellt und ob fie gegebenenfalls bereit ware, mit der Deutſchen Regierung in Verhandlungen über den 
Abschluß eines neuen Abkommens zum Schug diefer Minderheiten einzutreten, 


{ber das Ergebnis bitte id) gefälligft unverzüglich berichten zu wollen. 


Srhr. von Neurath 


ir. 83 
Der Deutſche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Warſchau, den 16. März 1957 


Da Außenminiſter Ved erſt nach Oftern hierher zurüctehren wird, habe ich in einer mehr als ein 
tindigen Unterredung, die ich heute mit Graf Szembek über die verfdhiedenen Fragen des Genfer 
Abkommens Hatte, auch das Vroblem der Minderheiten angefchnitten und ihm dabei die Frage vorgelegt, 
wie ſich die Polniſche Regierung den Schuß der beiderfeitigen Minderheiten in Oberjchlefien nad) Ablauf 
de8 Genfer Abkommens voritelle und ob fie gegebenenfalls bereit ware, mit der Deutichen Regierung in 
Verhandlungen über den Abſchluß eines neuen Abkommens zum Schuß der Minderheiten einzutreten. 

Graf Szembek evwiderte, daß, foweit ex orientiert fei, die Volnifche Regierung der Frage eines zwei- 
feitigen Minderheitenfchußvertrages ablehnend genenüberftebe. Für die deutfche Minderheit in Polniſch— 
Oberichlefien fei eine vertragliche Sicherung dex Minderheitenrechte nicht notwendig, weil die polntiche 
Verfaffung bereits weitgehenden Schub garantiere. Für die polnische Minderheit in Deutſch-Oberſchleſien 
andererfeits verjpreche man fidh hier von einem Abkommen feine befonderen Vorteile, weil fie, ganz im 
Gegenſatz zu der deutichen Minderheit in Polen, viel zu Schlecht organiliert fei, um aus einem zweifeitigen 
Minderheitenvertrage Nuten ziehen zu fonnen, 

Ich Habe Graf Szembek erklärt, dağ nah den bisherigen Erfahrungen der durd) die Verfallung 
gewährte Schuß leider nicht als ausreichend angefehen werden fünne, und habe an Hand von Beiſpielen 
nachgewieſen, dab und weshalb die Stepfis in diefer Hinficht berechtigt fei. Ich habe ferner hervor- 
aehoben, wie jehr gerade die Minderheitenfragen zu einer Velaftung der politiichen Beziehungen führten 
und mit daran fuld feien, wenn die Stimmung in Deutichland gegenüber Polen fic) in lester Zeit 
nicht unweſentlich verfehledtert Habe. Weit mehr alg aus der Preſſe erfichtlich fei, fei die öffentliche 
Meinung in Deutichland in wachlendem Maße beunruhigt, da fie immer wieder feftitellen müſſe, daß fidh 
in den Unterdriicungsmethoden durch die deutſch-polniſche Verftändigungspolitif nicht das aeringite 
geändert habe und daß die polnifchen Behörden darauf ausgingen, da8 Deutichtum in Polen rückſichtslos 
zu dezimieren. Wir ſeien unter dieſen Umſtänden der Auffaſſung, daß der Abſchluß eines neuen Minder— 
heitenabkommens ſowohl im Intereſſe der Minderheit liege, als auch in politiſcher Beziehung gute 
Dienſte leiſten könne. 


Graf Szembek gab gegenüber den von mir vorgebrachten Unterlagen zu, daß hinſichtlich der Behand— 
lung der Minderheit in der Tat bei den Verwaltungsbehörden nicht alles in Ordnung ſei, und erklärte 
ſich ſchließlich bereit, die Angelegenheit in einer ihrer Bedeutung entſprechenden Form zum Gegenſtand 
eines Vortrages im Miniſterrat zu machen und deſſen Entſcheidung herbeizuführen. 

Ich habe klargeſtellt, daß unſer Vorſchlag ſich nur auf Oberſchleſien bezieht, habe aber gleichzeitig von 
mir aus gebeten, auch die Auffaſſung des Miniſterrates zu dem Gedanken eines allgemeinen Minderheiten- 
abkommens feſtzuſtellen. 


von Moltke 


MAB — — — 


* Ral. Nr. 4. 








m 

















a WO on 


Nr. 84 
Der Deutjche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warſchau, den 19. April 1937 


Ich Habe Heute eingehend mit Außenminifter Bed über die Frage des Ablaufs des Genfer Abkommens 
geiprochen. Hierbei habe ich zunächſt darauf Hingewiefen, daß nad) Auffaſſung dev Deutſchen Regierung 
beide Staaten daran intereffiert feien, qemeinjam zu prüfen, ob durch den Sriftablauf nicht (ebenswichtige 
Rechts: und Wirtichaftsformen in Zukunft weafielen, deren Erhaltung notwendig oder zweckmäßig er 
scheine. Nach Darlegung der bei diefer Prüfung zu behandelnden Fragen habe ich unter Bezugnahme 
auf die wiederholten Unterredungen mit Graf Szembek zum Ausdruck qebradt, daß die Deutjche 
Regierung hoffe, auch in der Frage des Minderheitenfchuges mit dev Polniſchen Regierung zu einer Ber 
ftändigung zu gelangen, die dem Geifte des Nichtangriffspaktes entjpreche und von dem Wunſch der 

Aufrechterhaltung guter Beziehungen zwifchen unferen beiden Ländern getragen fei. 


Herr Bert enwiderte, daß fowohl nad) feiner Auffafjung als aud) nad) der Auffaſſung des Rabinetts 
Hinjichtlich der technischen und wirtſchaftlichen Fragen geprüft werden müſſe, ob irgendwelche Materien 
des Genfer Abkommens einer Sonderregelung über den Termin des 15. Juli hinaus bedürfen. Diele 
Prüfung miiffe befchleunigt durchgeführt werden, damit am 15. Juli nicht eine Lüde entitände, die zu 
Mißſtimmung und Unzufriedenheit Anlaß geben fonnte. Was die Minderheitenfrage anbetreffe, fo fei 
er aber leider nicht in der Lage, unferen Wunfch zu erfüllen. Das Kabinett tände auf dem Standpuntt, 
daß eine Bindung internationalen Charakters in Minderheitenfragen eine Beeinträchtigung der Sou- 
veränität fei und nur allzu leicht zur Einmiſchung in innere Angelegenheiten führen fonne. Man fei in 
Volen außerordentlich empfindlich in allen Fragen, die die jouverinen Rechte des Staates angingen. 
Gerade was die Minderheitenregelung anbetreffe, fo Habe Polen lange genug unter der einfeitigen Be- 
latung fowie unter der politischen Ingerenz des Völferbundes gelitten, um irgend etwas akzeptieren zu 
fönnen, was nach einer Fortſetzung diefes Zuftandes ausfehen würde. Die im September 1934 erfolgte 
Auffündigung der Minderbeitenverpflichtung * fei ein ernſter Schritt qewefen, den Polen gründlich vorher 
bedacht habe. Aber wenn e8 damals zu Schwirrigkeiten gekommen wäre, ware olen lieber aus dem 
Rilferbund ausgetreten, als den bisherigen Quftand weiter hingunehmen; fo ſtark fei Hier die Abneigung 
gegen Beeinträchtigungen der Souveränität und gegen Einmiſchung in innere Angelegenheiten. Cr 
qlaube auch nicht, daß ein zweifeitiges Minderheitenabfommen die Beziehungen zwilchen den Staaten 
und die Stimmung der öffentlichen Meinung alinftig beeinfluffen könne, Die öffentliche Meinung würde 
bei jeder Gelegenheit eine Intervention verlangen und politiich würde Dadurch eher ein Schaden als ein 
Mugen entitehen. Für die Volnifehe Negierung fei jedenfalls ein foldes Abfommen untragbar. 


ch antwortete, daß wir ebenfalls jehr empfindlich in allen die Souveränität angehenden Fragen feien 
und daß wir in diefer Hinficht auf unerfreuliche Erfahrungen zurückblicken fonnten. Wir fonnten aber 
in einer zweiſeitigen Bindung über Minderheitenfragen feine untragbare Schmälerung unserer Soude- 
ränität erblicken. Gewiſſe Beeinträchtigungen der Handlungsfreibeit brachten mehr oder weniger ſchließ— 
| lich alle internationalen Verträge mit fich. Überdies fei aber doc ein aroßer Unterfchied zwifchen einer 
einfeitigen Servitut mit internationaler Kontrolle und der freien Entichließung zweier Regierungen, 
fich über eine Frage zu verftändigen, die die politischen Beziehungen töre. Daß eine folde Belaftung 
vorliege, fei doch wohl faum zu beftreiten. Die gegenwärtige Lage fei nicht qut, babe fic) in den legten 
Monaten ſtändig verichledhtert und die Cinftellung des Tchlefiichen Woiwoden laffe für die Sukunft 
nichte Befferes erwarten. Die deutjche Öffentlichkeit reagiere mit Empfindlichfeit auf Nachrichten 
über die Cage ihrer Minderheit, und daß das gleiche auch auf polnifcher Seite der Fall fei, bewiefen 
die faſt täglich fiber diefes Thema erfcheinenden Nachrichten und Artikel, die im übrigen, wie ich 
immer wieder Gelegenheit hätte feitzuftellen, in den meiften Fallen unvichtig oder übertrieben feien. 
Wenn in Qufunft jenliche Bindung entfiele, würde dag Mißtrauen beiderfeits fidh nod) fteigern und die 
die Atmofphäre vergiftende Vreffehebe nur nod) groper werden. Es fei Deshalb dringend erwünſcht, 
für die Queunft qewiffe Richtlinien tiber die beiderfeitige Behandlung der Minderheit feitzulegen. Der 
von Gerrn Beek aefürchtete Drud anf die Regierung zweds Vornahme von Interventionen würde 
ſowieſo entftehen, ob Bindungen vorhanden feien oder nicht. Eine Regelung des Minderbeitenichutes 
fei aber ein wertvoller Beitrag für die Werftändigung unferer beiden Volker. 


Kerr Beek gab zu, daß die gegenwärtige Cage unbefriedigend fei, und erklärte, daß er das Problem, 


| das zu unferen Vorjchlägen geführt hätte, in feiner Bedeutung durchaus wiirdige. Wud) er mache fid 
Gorge dartiber, daß die Minderheitenfrage die deutſchpolniſchen Beziehungen beeinträchtigen fonnte, 


4 Bal. Nr. 49. 


6* 


H3579 











— I a 


und es fei richtig, daß fie von großer Bedeutung für die öffentliche Meinungsbildung und für bie 
Förderung guter Beziehungen zwiſchen unferen beiden Völkern fei. Es handele fid) aber um eine ſehr 
heikle Materie. Er habe keine Befürchtungen hinſichtlich der großen Linie der deutſch⸗polniſchen Be⸗ 
ziehungen, aber die kleineren Fragen ſeien in der Tat nicht ungefährlich. Wenn er auch mit mir darin 
übereinitimme, daß man praktiſche Löſungen ſuchen müſſe, jo halte ex dod) den von uns vorgefchlagenen Weg 
nicht für qut. Yolen habe auf dem Gebiet der Minderheitenfragen große Erfahrungen und jo fonne 
er darauf hinweiſen, daß in der Tſchechoſlowakei trog Hes zweifeitigen Minderheitenvertrages_Die 
Situation der polnischen Minderheit ganz außerordentlich ſchlecht fei, während auf der anderen Sette 
das Beijpiel Lettlands zeige, daß, wo fein Vertrag vorhanden fei, fondern die Minderheitenfragen auf 
Grund jouveräner Entſcheidung gehandhabt würden, die Lage der Minderheit eine durchaus befriedigende 
fei. Auch die unteren Perwaltungsbehörden würden in allen die Minderheit betreffenden Enticheidungen 
freier fein, wenn das Gefühl, unter Sem Drude eines internationalen Abkommens zu ftehen, bejeitigt 
würde, Die ablehnende Haltung der Polniſchen Negierung gegenüber einer Bindung in ragen des 
Minderheitenſchutzes ſchließe aber feineswegs aus, dah die tatfächliche Lage — er wiederholte des öfteren 
mit Betonung: »situation de fait« — einer gemeinfamen Prüfung unterzogen würde. Die ganze 
Materie fei allerdings zu delifater Natur, um der Prüfung durd eine Delegation von Sacverftändigen 
überlaffen zu werden, Es fame vielmehr hierfür ausfchließlich der diplomatije Weg in Frage. Ent- 
weder tönnte Serr Lipſki in Berlin oder id) mit thm über diefe Angelegenheiten Iprechen, vielleicht könnte 
er auch aelegentlich einer Durchreife durd Berlin perfönlic) mit Herrn von Neurath) verhandeln. Als id) 
darauf hinwies, daß die zur Erörterung fiebenden Fragen meines Erachtens viel zu fomplex, feien, um 
auf diefem Wege behandelt zu werden, meinte Herr Bed, e8 fei nicht ausgeichlojien, daß man für die 
eine oder andere Frage auch einmal einen Experten hinzuziehen fonne. Grundſätzlich dürften nad) 
Auffaſſung der Polniſchen Regierung diefe heiflen Dinge aber nur im rein diplomatischen Verkehr 
behandelt werden. Auf diefem Wege würde man nad) Auffaſſung der Polniſchen Regierung zu beſſeren 
Rejultaten aelangen, als eine irgendwie geartete Vereinbarung fie bieten fönnte, Freundſchaftliche Ver- 
ftändiqung in Einzelfragen fei beffer als eine Intervention auf Grund von Verträgen. 


Vd) habe unter Anführung verjchiedener Beiipiele aus der Praxis mid) nod) weiter bemüht darzu— 
legen, daß ohne Vereinbarung gemeinfamer Richtlinien nützliche Arbeit niht geleiftet werden fonne. 
Herr Vee blieb aber auf feinem Standpunkt unter Berufung auf eine Rabinettsentjcheidung, mit der 
er fidh perfönlich in vollem Umfange identifizierte. 

Ach Habe nicht den Eindrud, daß polnifcherfeits die Abficht befteht, die »Prüfung der Lages fehr zu 


vertiefen, möchte vielmehr glauben, daß diefer Ausweg nur gewählt worden ijt, um die Ablehnung 
unferes Vorjchlages nicht zu ſchroff erfdeinen zu laffen. Wenn id) mir daher aud) nicht allzuviel von 
einem Eingehen auf die Beckſche Anregung verſprechen fann, fo Scheint es mix dod) nicht ratſam zu fein, 


den Gedanken a limine abzulehnen. 
von Moltke 


ir. 85 
Aufzeichnung eines Beamten der Politifchen Abteilung des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 14. Mai 1937 


Die Hiefiqen Verhandlungen über die mit dem Ablauf des Genfer Abkommens zufammenhängenden 
Fragen * nehmen einen fchleppenden Verlauf. 


Soweit e8 fied) um Fragen handelte, die im Qujammenhang mit dem weiteren Schickſal der Minderheit 
fteben, zeigte fih polnifcherfeits eine ablehnende Haltung. Dies bezieht fih in eriter Linie auf die 
Meitergeltung gqewiffer Schutzbeſtimmungen de8 Genfer Abkommens und ingbefondere auf den fo- 
genannten Schuß erworbener Rechte (Artikel 4 deg Genfer Abkommens), auf den wir im Hinblic auf die 
Gefahren der polnischen Agrargeſetzgebung arößtes Gewicht legen. 

Der polnische Verhandlungsführer Herr Kunicki bezog fih in diefer Frage auf eine ausdrücliche 
Meifuna des Polniſchen Außenminifters und erklärte, daß er fic) zur Seit außerjtande fehe, eine Er- 
örterung diefes Themas in Musficht zu ftellen. 


pon Lieres 


a — — — — 


* Nal. Nr. 81, Anm. 
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Nr. 86 
Die Deutfche Delegation in Warjchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warſchau, den 28. Mai 1937 


Sämtliche zur Zeit in Warſchau geführten Verhandlungen über die mit dem Ablauf des Genfer 
Abkommens zufammenbängenden Fragen * laffen erfennen, dap die Neffortminifterien ſtark vom ober 
schlefiichen Woiwoden unter Orud gefest find und dah deshalb politifehe Rückſichten in erheblichem 
Mae bei der Faſſung fachlicher Enticheidungen mitfpreden. Das ließ fih fowohl bei den Verband. 
[ungen über die Cifenbahnfrage wie aud) befonders bei der Beſprechung mit Herrin Runicki erkennen, 
Herr Runicki ift offenbar ein Sachbearbeiter, der die Regelung der obexichlefifchen Fragen mit Objektivität 
und dem Wunſch, zu einer möglichſt freundichaftlichen Regelung zu tommen, behandelt. Ex ließ mid) jedod) 
unzweideutig erkennen, daB das Außenminifterium in manchen der Fragen nicht fo entjcheiden fonne, 
wie e8 feiner Meinung nad) vielleicht zweckmäßig fei. Beſonders in feinem Verlangen auf Durchführung 
der Abwanderung der Optanten entfpricht wohl das Außenminifterium den Wünfchen der oberjchlefiichen 
Aufitändiichen **, die offenbar ein Opfer verlangen. 


Mackeben 


Nr. 87 
Der Reichsminifter des Auswärtigen an den Deutschen Botjchafter in Warjchau 


Erlah 
Berlin, den 28. Mai 1937 


Unter Bezugnahme auf die mündliche Beiprechung der Minderheitenfrage während Ihres lebten 
Beſuchs in Berlin bitte ich Sie, die Angelegenheit möglichſt bald erneut bei Gerrn Bed zur Sprache 
zu bringen. 

Sollte Serr Bert bei der Unterhaltung nicht nur vertragliche Abmachungen der einen oder anderen 
rt wiederum a limine ablehnen, fondern auc) die fortdanernde Gültigkeit der internationalen Pere 
pflichtung Polens beftreiten, jo bitte ich, ihm gegenüber fofort ausdrücklich feftzuftellen, daß dann in 
diefer wichtigen Frage ein offener Difiens zwijchen den beiden Regierungen beftehe. Ste fonnten nur 
hoffen, daß fic) das tatfächliche Schickſal der deutichen Minderheit in Polen fünftig fo geftalte, daß fid 
aus diefem grundſätzlichen Diffens feine Beeinträchtigung der deutſch-polniſchen Beziehungen ergebe. Im 
übrigen müßten Sie natürlich) der Neichsregierung die weitere Entſchließung vorbehalten. 


Einem Bericht über den Verlauf Ihrer Demarche fehe ich mit befonderem Intereſſe entgegen. 


Frhr. von Neurath 
Nr. 88 
Der Deutiche Botfchafter in Warſchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Marfchau, den 1. Juni 1937 


Ich Habe heute bei Herrn Beck die mir aufaetragene Demarche ausgeführt unter Überreichung des 
anliegenden Memorandums, das ich eingehend mündlich) erläuterte. Herr Beef hörte fehr aufmerkſam 
zu, gab aber während meiner Ausführungen weder Zeichen der Zuftimmung nod) der Ablehnung zu 
erfennen. Als ich abichließend darauf hinwies, daß der mir von Herrin von Neurath erteilte Auftrag 
vom Führer und Neichskanzler angeordnet worden fei, zeigte Herr Beek fich fichtlich beeindruckt und 
erwiderte, daß Winfche des Führers Hier immer einer beionders ernften Beachtung ficher feien. Er 
werde felbftverftändlich Die bon mir vorgetragene Angelegenheit unverzüglich dem Minifterprafidenten 
baw. dem Kabinett unterbreiten und behielte fic) vor, demnächſt die Stellungnahme der Polnischen Re- 


aterung mitzuteilen. 





* Bal. Nr. Sl, Unm. 
** Es handelt fic) um die polnijchen Aufftändifchen des Jahres 1921, bie fich fpäter zu einem Verbande zufammenfchlojien 
mit dem giel, die Entdeutichung Oberfchlefiens mit allen Mitteln zu betreiben. 
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Am übrigen beſchränkte fi Herr Bed auf einige kurze Bemerkungen, in denen er zunächſt zum Aus 
druck brachte, daß in der Tat unjere veritändnigvolle Haltung gelegentlid) des Vorſtoßes der Polniſchen 
Regierung in Genf vom Herbſt 1934* hier jeinerzeit große Befriedigung ausgelöft habe. Herr Bed fand 
dann einige Worte der Verteidigung gegenüber meinen Darlegungen bezüglich der tatſächlichen Vage 
der deutichen Minderheit in Polen, ohne aber hierbei in das Detail zu geben, und brachte zum Ausdrud, 
daß bei eigenmächtigem Vorgehen der untergeordneten Behörden der Minijterprafident ſicherlich berett 
fein würde, mit dev ihm eigenen Energie einzufchreiten. Herr Bed verfuchte, die Schwierigkeiten des 
geſamten deutſch-polniſchen Rinderheitenproblems mit der Verſchiedenheit der inneren Konſtruktion der 
beiden Staaten zu ertlaͤren, wie denn überhaupt nad) feiner Anficht das ganze Minderheitenproblem 
außerordentlic) fompler fei. Herr Bed wiederholte nicht feine früheren Argumente gegen unjeren Bor- 
feblag, fam aber aud) mit feinem Wort auf die heute von mir weifungsgemap vorgebradyten pringipiellen 


Geſichtspunkte zu ſprechen. 


von Moltke 


Anlage 
Memorandum 
Warſchau, den 1. Juni 1937 


1. Die Stellungnahme der Polniſchen Regierung zu dem deutjchen Vorſchlag eines zweifeitigen Ber- 
trages über die Minderheiten ** hat in Berlin bei den mafgebenden Stellen jehr überraſcht und nicht nur 
Enttäufchung, fondern auc) ernfte Beſorgniſſe hervorgerufen. Die Neichsregierung hat, politiſch geſehen, 
volles Verſtaͤndnis für die Abneigung der Polniſchen Regierung gegen einſeitige Bindungen in der Frage 
der Minderheiten. Das hat fie ſeinerzeit ſchon durch die Haltung bewieſen, die fie anläßlid) des polniſchen 
Verftoßes im Volferbunde im September 1934 eingenommen bat. Der deutſche Standpunkt zu dieſer 
Frage iſt dem Polniſchen Herrn Außenminiſter am 19. November 1934 ausführlich dargelegt worden ***. 
Jn dem gleihen Sinne hat die Neidsregierung jetgt geglaubt, mit ihrem Vorſchlag eines völlig 
Haritdtijdjen zweifeitigen Vertrages über die Minderheiten ein bedeutfames Entgegenfommen zu beweifen 
und der Volniichen Regierung eine Möglichkeit zu eröffnen, das Problem in einer Weife zu lofen, die 
dem polnischen Widerftreben gegen einjeitige Bindungen Nechnung tragen und zugleich beide Teile der 
Notwendigkeit entheben würde, fidh über die aus der Vergangenheit herviihrenden prinzipiellen Fragen 
auseinanderzujegen. 


2. Wenn polnifcherfeit® der Standpunft vertreten wird, daß nad) den bisher aemadten Erfahrungen 
den Minderheiten mit einer völlig freien fouverdnen Behandlung ihrer Angelegenheiten durch die Landes- 
behörden mehr gedient fei ald mit internationalen Abmahungen und daß eine freundfcyaftliche Ber 
ftändigung in Einzelfragen beffer fei als eine Intervention auf Grund von Verträgen, jo ift das eine 
nach deutjcher Anſicht nicht zutreffende Beurteilung Des Problems. Die deutſcherſeits gewünſchte 
Klärung der Rechtsgrundlagen bedeutet jelbftwerftändlich nicht, daß wir einer Politik der Interventionen 
oder überhaupt einer Politik formaler Vrozeduren zuneigen. Auch deutjcherjeits wird es fir die einzig 
fruchtbare und überdies der großen Linie dev deutſch-polniſchen Beziehungen entiprechende Methode 
aebalten, fich über die jeweils auftauchenden Cingelfragen freundſchaftlich zu veritändigen. Eine folde 
Verftändiaung wird aber durch den Abichluß einer nad) den Grundfagen voller Gegenseitigkeit auf 
gebauten Vereinbarung nicht nur nicht erſchwert, jondern im Gegenteil wejentlidy erleichtert werden. 
Falls man, entiprechend dem polnifden Vorjchlage, über Minderheitenfragen zwiſchen Deutjchland umd 
Yolen ftets nur als über eine situation de fait jprict, liegt die Gefahr, daß die Vorftellungen und 
Münfche dex einen Seite von der anderen Seite als unberedtigte Cinmifdung in innere Angelegenheiten 
empfunden werden würden, viel näher, als wenn es fih um die freundichaftliche Ausſprache über die 
Durchführung vertraglicher Abmachungen handelt. Darüber hinaus würde aber das Fehlen einer 
Klärung der Nechtsarundlagen einen Unficherheitsfattor in die ganzen deutſch-polniſchen Beziehungen 
hineintragen, der fidh auf die Dauer als bedenkliche Störung bemerkbar machen müßte. dar 


3. Davon abgefehen, dürfte aud) die Polniſche Negierung Verftändnis dafür haben, daß die Deutſche 
Regierung nicht einfach ftillichweigend die Vofition preisgeben fann, die fidh für fie aus der befannten 
Entitehung des deutich-polnischen Minderheitenproblems ergibt. Die Deutfche Regierung bat im Herbi 
1934 davon abfehen fonnen, den polnischen Vorftoß gegen die Mitwirkung des Völferbundes in Minder- 
heitenfragen zu beanftanden, weil fie diefe Mitwirkung längſt als wertlos erkannt und weil fie e8 als 
einen der wichtigften Zwecke der deutfch-polnifchen Vereinbarung vom Januar 1934+ angefehen hat 
deutfch-polnifche Angelegenheiten nicht vor internationalen Anftanzen, fondern im unmittelbaren Ge. 


— 


* Bal. Nr. 51 bis 53 
** Nal. Nr. 84 
*** Mal Nr. 53. 

+ Pal. Nr. 37. 
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danfenaustaufch zu erörtern. Hierbei wurde aber felbjtveritändlich davon ausgegangen — wie ed auch 

in der obenerwähnten Unterredung vom 19. November 1934 zum Ausdrud gekommen it —, daß fidh 

die polniiche Aktion lediglich gegen die Kontrolltätigfeit des Völkerbundes richten, dagegen die materiellen 

Verpflichtungen Polens unberührt laffen follte. Auch der bevorftehende Ablauf der Genfer Konvention 

ändert ja zweifellos nichts daran, dağ die allgemeinen Minderheitenverpflichtungen Polens in Kraft 
. bleiben, und zwar fowohl in Ojtoberfelejien al auc) in den übrigen Teilen Poleng. Da aber die 
ſpeziellen Schußbeftimmungen für Oftoberichlefien jest in Fortfall fommen, ergibt fidh von neuem ein 
dringender Anlaß zur Erörterung der Frage, ob e8 nicht im beiderjeitigen Intereſſe geboten wäre, über 
die fünftige Handhabung jener allaemeinen Schußbeftimmungen zu einer Berjtändigung zu gelangen, 
und zwar wiederum nicht nur für Oftoberichlefien, fondern für ganz Bolen. 


4. Die Deutiche Regierung, die fih an dem Schickſal der auf polnifchem Gebiet lebenden Menjchen 
deutichen Stammes unmöglid desintereffieren fann, Hat den Wunſch gehabt und hat ihn nod), fich bei 
der Betätigung ihres nterefies für diefe Bevdlferungsteile nicht lebten Endes auf das Faktum ſtützen 
zu müffen, dab Polen als integrierenden Beltandteil der Gefamtregelung von 1919 einjeitige Minder- 
beitenverpflichtungen übernommen bat. Gerade um jeder Mifdeutung deutjcher politijder Abjichten 
vorzubeugen und um künftigen Erörterungen über die Minderheitenfragen von vornherein jede politische 
Schärfe zu nehmen, find deuticherjeits zweifeitige Abmachungen vorgefhlagen worden, die Deutjchland 
in gleicher Weife wie Volen verpflichten. Wenn die Polnifde Regierung diefen Vorſchlag trog des 
darin liegenden deutichen Entgegenfommens wirklic endgültig ablehnen follte, fo gibt e8 für eine grund- 
ſätzliche Verftändigung über die Behandlung des Minderheitenproblems wohl nur nod einen Weg: 
Man könnte daran Denten, daß die beiden Negierungen, jede für fih, aber aleichzeitig und fachlich über- 
einftimmend, eine öffentliche Erklärung über den Schuß der auf ihrem Gebiet lebenden deutichen bzw. 
polnischen Minderheiten abgeben, Obwohl diefer Weg im Vergleich mit dev Methode vertraglider Ber- 
einbarungen manchen Nachteil hat, würde fich die Deutiche Regierung damit fchließlich doch abfinden, 

weil dadurch die Situation weniajtens einigermaßen geklärt würde. 


5, Neben den vorftehend angedeuteten prinzipiellen Gefichtspunften und noch ſtärker al diefe drängt 
aber die Entwicklung der tatjächlichen Lage der deutichen Minderheit in Polen darauf hin, daß es 
zu einer Verftändigung zwiſchen den beiden Regierungen über das ganze Minderheitenproblem kommt. 

A Qu ihrem eigenen Bedauern fieht die Deutjche Regierung gerade in diefer tatfächlichen Lage der deutſcher 
Minderheit ein unabweisbares Argument gegen die polnische Thefe, daß die Minderheit am beiten führe, 
wenn ibre Behandlung dem ungebundenen Ermeſſen der Landesbehörden überlaffen bliebe, Gn der Tat 
lafien feit längerer Zeit, insbeſondere aber im legten Jahre, die Beobachtungen leider feinen Sweifel, 
dab mit Unterſtützung amtlider Stellen und behördlich geförderter privater Oraanifationen planmäßig 
daran aearbeiter wird, das wirtichaftliche Fundament der deutichen Minderheit in Polen zu erjchlittern 
und alle diejeniqen, die fih zum Deutichtum bekennen, zu einer Anderung in ihrer Einftellung zum 
Deutſchtum zu veranlafien. 


6, Es ift nicht beabfichtiat, Schon jest in die Erörterung von Einzelheiten einzutreten. Um aber die 
deutiche Beſchwerde nicht als vage und unfubftangiiert exjdjeinen zu laffen, fei kurz auf folgende Puntte 
hingewiefen: 

a) auf die übermäßige Heranziehung des deutichen Grundbefites zur VBodenabgabe auf Grund der 

Agrarreform, wie fie vor allem im legten Jahr erfolgt ift; 
É b) auf die fortichreitende Volonifierung des feit Generationen in deutſcher Hand befindlichen Grund- 
befites durch Ausübung des Wiederfaufs- und des Vorfaufsrechtes; 

c) auf die praftiich in erfter Linie gleichfalls gegen das Deutichtum gerichtete Auslegung dev Grenz. 
zonengejeßaebung * ; 

d) auf die Tatfache, daß feit einiger Zeit Angehörige der deutjchen Minderheit nur nod) in Aus. 
nahmefällen die behördliche Genehmigung zur Eröffnung von Laden, Geſchäften und wirtſchaft— 
lichen Betrieben erhalten und daß deutichitämmigen Arzten, Wpothefern und Nechtsanmwälten 
von den Behörden arößte Schwierigkeiten bei der Eröffnung ihrer Praxis gemacht werden; 

e) auf die ebenfo offentundige Tatfache, dab deutſche Angeſtellte und Arbeiter unter dem Drud 
polnifder Organifationen entlaffen werden und feine Anftellung finden, folange fie nod) deutjchen 
Vereinigungen angehören oder ihre Kinder in deutſche Schulen jdhicten; 

f) auf die traurige Situation der jungen Leute, die die vom polnischen Staat zugelaffenen deutſchen 
Schulen abfolviert haben, dann aber bei der Vorbereitung für einen Beruf fo großen Schwierig. 
feiten ausgeſetzt find, daß ein unverhältnismäßig hoher Drozentjat dev deutichjtämmigen Jugend 
bisher noch nicht in bag Berufsleben hat eingeftellt werden können; 

g) auf Ben neuerdings fogar öffentlich verfündeten Boyfott aller deutichen Gejchäfte in den abgetrenn. 
ten Gebieten. 


* Durch die Grenzjonenverordnung vom 23. Dezember 1927 und die dazu erlafjenen Uusführunasverordnungen wurden Be 

i Ichränfungen des Aufenthaltes und des Erwerbs von Grundbefig innerhalb einer beftimmten Sone eingeführt. Qu diefer Jone 

. gehörte ganz Pommerellen, alfo dad gefamte Korridorgebiet, faft die ganze Proving Pofen umd ganz Oberfchlejien. Trog diefer 
deutfchen Vorjtellungen wurde die Grenzzonenverordnung am 1. Juli 1937 weiter verſchärft. Val. awd Nr. 170. 
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Selbjtverftändlich ift in Deutfchland die Tatlache, daß Die Angehörigen der deutſchen Minderheit in 
immer größerem Umfange ihre Exiſtenzbaſis verlieren, bei den vielen perjönlicyen und berwanbijchaft- 
lichen Beziehungen der Grenzbevölferung nicht unbemerkt geblieben. Mit wachiender Erregung, wird 
an die Reichsregierung die Forderung geftellt, Gleiches mit Gleichem zu vergelten und den Angehörigen 
der polnischen Minderheit in Deutichland, die bislang völlig unbehindert ihren Beruf ausüben, den 
Lebensraum einzuengen. Die Reichsregierung hat ſelbſtverſtändlich den Wunſch, gegenüber Yolen nicht 
den Weg von Repreſſalien beſchreiten zu müſſen, kann aber andererſeits nicht die Augen davor ver— 
ſchließen, daß der auf dem Deutſchtum in Polen laſtende, ſtändig zunehmende Druck Befremden und 
Unwillen im Reich hervorruft und daß die Volkstümlichkeit einer großzügigen Verſtändigungspolitik 
mit Polen unter dieſen Maßnahmen nachgeordneter polniſcher Stellen ſchweren Schaden erleidet. 

7. Die Reichsregierung bittet daher mit allem Nachdruck, die Minderheitenfrage unter Berückſichtigung 
der vorſtehenden Geſichtspunkte noch einmal zu prüfen. Sie hofft, daß die Polniſche Regierung ſich doch 
noch zu Beſprechungen über die eine oder die andere Form einer grundſätzlichen Regelung entſchließt, und 
daß fie außerdem möglichſt bald Maßnahmen ergreift, um den in den polnifdjen Weſtprovinzen Vor 
handenen Chauvinismus zu zügeln, der die ernſte Gefahr in fid) ſchließt, die fo glücklich eingeleitete Sur 
fammenarbeit zwiſchen der Deutfchen und der Polnifden Regierung an einer fruchtbaren Weiterentwick— 
lung zu hindern. 


ir. 89 
Der Deutfche Botschafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Warfdau, den 6. Sunt 1937 


Außenminifter Bed, der heute mit Staatspräfidenten nad) Bufareft fährt, bat mid) geftern abend zu 
fich und erklärte folgendes: 


Er wolle Warfdhau nicht verlaffen, ohne eine Antwort auf unjere Demarde in Minderheitenfrage 
x geben. Seine Regierung, dex er eingehend über unjere Auffaffung derichtet habe, fei bereit, mit uns 
ie Frage einer Erklärung über den Schuß der Minderheiten zu prüfen. Regierung habe fih hierzu 
entichloffen, weil fie Wert darauf lege, gegenüber einer vom Reichskanzler perfönlid angeordneten 
Demarche Entgegenfominen zu zeigen und feinen Zweifel an der Aufrichtigkeit ihrer Politik auffommen 
zu laffen. Sachlich feien die feinerzeit dargelegten Bedenken aud) Heute nod) vorhanden. 


Er werde alsbald nad) feiner Rückkehr aus Bukareſt auf die Angelegenheit zurückkommen und würde 
fic) freuen, wenn e8 gelange, eine den beiderjeitigen Intereffen redynungtragende Formulierung zu 
finden. Für Heute Habe ihm nur daran gelegen, ung unverzüglich über grundfätfiche Verhandlungs- 
bereitfchaft zu verftändigen. 

Auf meine Frage erklärte Herr Vee, dah zweifeitiger Vertrag nad) wie vor abgelehnt werde und 
daß nur eine Erklärung gemäß unferem neuen Vorjchlag in Frage fomme. Aus feiner erneuten, wenn 
aud) weniger fategorijden Ablehnung von Sadywerftändigenverhandlungen ſchließe id, daß zunächſt 
nicht an eine Erklärung mit wefentlid) materiellem Anhalt gedacht ift. Es wird daher zwedmäßig 
fein, aleich in der erften Befprechung eine unferen Wiinfdjen entfprechende Formulierung vorzulegen. 


Moltke 


ir. 90 
Der Reichsminifter des Auswärtigen an den Deutſchen Botjchafter in Warfchau 


Teleqramm 
Berlin, den 18. Suni 1937 


Bitte Sie, Polniſchen Außenminifter mit Bezugnabme auf Gefprad vom 5. 6. umaehend Minder- 
heitenerflärung des mit heutigem Luftfurier überfandten Wortlauts als deutichen Vorſchlag zu über- 
geben * und im Verlaufe Vefprechungen über Erklärung ausdrücklich darauf hinzuweiſen, daß künftig 
Anwendung Agrarreformgefeses und Grenzjonenverordnung ** zu Entdeutſchungszwecken nad) Anficht 
Deuticher Regierung mit Erklärung nicht vereinbar fei, K 

Bitte ferner regelmäßig wiederkehrende Ausſprachen awifden Vertretern beider Staaten über 
Minderheitenfragen anzuregen. 


Neurath 





* Der Wortlaut fellt einen Vorentwurf der unter Nr. 101 abgedrudten Erklärung dar. 
** Mal, Nr. 88, ©. 65, Anm. 
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Nr. 91 
Der Deuffche Botschafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 
Telegramm | | 
i Warfdhau, den 24. Sunt 1937 
Da Herr Bed mehrere Tage verreift war, habe id) ihm unferen Wortlaut der Minderheitenerklärung 
erft Heute übergeben fonnen. Borbehaltlid) näherer Prüfung äußerte er fih zuftimmend zu der Cin 
leitung. Hinfichtlich des materiellen Inhalts verwies er auf die Schwierigkeiten, die hier wegen jüdiſcher 
Minderheiten entjtehen fünnten, enthielt fih im übrigen aber jeder Stellungnahme. Er erklärte, dağ 


er die zuftändigen Nefjorts zu bejchleunigter Prüfung veranlaffen und jede unnötige Verzögerung ver 
meiden wolle. 
Moltke 


Nr. 92 
Aufzeichnung eines Beamten der Bolitifchen Abteilung des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 24. uni 1937 

Der Herr Reichsminifter Hat Heute den Polniſchen Boticyafter zu fic) gebeten, um mit ibm über den 
Stand der Regierungsverhandlungen wegen des Genfer Abkommens zu fprechen, deren Verlauf uns 
nicht befriedigt”. Er hat Herrn Pipffi vorgehalten, daß wir vor allem nicht mit den enaberzigen 
polnischen Vorichlägen über die künftige Regelung Deg Grenzverfehrs einverftanden feien und daß wir 
inSbefondere eine Befriftung diefer Regelung lediglich bis zum 31. Dezember 1937 als völlig 
unzureichend ablehnen müßten. Wir müßten vielmehr verlangen, daß die neue Regelung auf einen 
a längeren Zeitraum erftredt werde, und wir könnten die von polnischer Seite Hierfür angegebenen 
Hinderungsarinde feinesiwegs anerkennen. 

Der Herr Neichdminifter Hat den Polniſchen Botichafter auch darauf Hingewiefen, daß wir den 
rigorofen polnischen Standpunkt Hinfihtli der Ausweifung der Optanten nicht akzeptieren fonnten. 
Diefe Aktion, durch die erneut Taufende von Deutichen aus ihrer Heimat vertrieben würden, fei fiir die 
deutich-polnifchen Beziehungen durchaus abträglich *. 


pon Lieres 


Nr. 3 | 
Der Deutſche Botjchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 


— — 


Warſchau, den 16. Juli 1937 


Halbamtlich wird bekanntgegeben, daß folgende vier Geſetzentwürfe der außerordentlichen Parlaments— 
tagung zur Beſchlußfaſſung vorgelegt werden ſollen: 

1. ein Geſetzentwurf über die Erweiterung der Beſtimmungen über die Amtsſprache der Richter, 

Staatsanwälte und Notare auf da8 Gebiet Deg Bezirksgerichts Nattowik, 

2. ein Gefeßentwurf über die Aufhebung der Fideifommifje des Fürften Pleß, alfo um ein Gejeb, 
bas die Unveräußerbarfeit und Unteilbarfeit des fürftlihen Stammgutes aufbebt, 

3. ein Gejegentwurf über die Erweiterung der Vorſchriften über die Durchführung der Agrarreform 

, auf den oberichlefiichen Teil der Woiwodſchaft Schlefien, 

4. ein Gefesentwurf über die Erweiterung der Verordnung des Staatspräfidenten über die Ent- 
gegennahme von Grundftücden als Entgelt für beftimmte geldliche Verpflichtungen auf Oftober- 
Ichlefien. 

Wie der der Regierung nabeftehende »Exrpreß Poranny« bemerkt, wird die Annahme der Gejebe die 
Darzellierung des deutfchen Grundbefiges in Polniſch⸗Oberſchleſien zur Folge haben. Daß die Geſetze 
in erſter Linie den Zweck verfolgen, den ausgedehnten Waldbeſitz des Fürſten Pleß zu enteignen, dürfte 
außer Zweifel ſtehen. Das wird bedauerlicherweiſe zur Folge haben, dağ wiederum eine große Anzahl 
deutfcher Volfsangehöriger um ihre Exiftenz gebracht werden wird. Es eröffnet feine günſtigen Aus» 
fichten für die Zukunft, wenn einen Tag nad) dem 15. Juli — dem Ablauf des Genfer Abkommens — 
und obwohl wir nocd) mitten in Verhandlungen mit der Polniſchen Regierung über die Minderheiten 
erflärung fowie über die für die Wgrarreform wichtige Frage dev »wohlerworbenen Rechte« ſtehen, 
derartige geſetzliche Maßnahmen ergriffen werden, von denen die zu 2 bis 4 genannten die Intereſſen 
der deutfchen Minderheit auf jehwerjte verlegen. 


von Moltke 


TUA Bal. Nr. 81, Anm. N. l 
** Es ift auch in den weiteren Verhandlungen nicht gelungen, die Ausweiſung der Optanten aus Oftoberjchlefien zu ver 
hindern. 
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Nr. 94 
Der Deutfche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Warfdau, den 30. Juli 1937 


Außenminiſter Beet bat mic) Heute zu fih, um die Beſprechungen über die Minderheitenerklärung 
weiter fortzuführen. Er drückte zunächſt fein Bedauern darüber aus, dab die Angelegenheit fidh jo ſtark 
verzögert hätte. Der Beſuch des Königs von Rumänien fowie die ſchwierigen Verhandlungen über den 
Mamel-Konflikt hätten ihm feine Zeit gelaffen, fic) mit der Frage der Minderheitenerklärung zu befallen. 
Schließlich hätten in den legten Tagen aud) die Sejmſitzungen über die mit dem Ablauf der Genfer 
Konvention zufammenhängenden Gejese feine Zeit voll in Anspruch genommen. Herr Bed unterlies 
nicht, bei dieler Gelegenheit darauf Hinguweifen, daß er große Mühe gehabt Habe, die in Rede ftehenden 
Gefetze, in&befondere das Geſetz über die Agrarreform und die Gerichtsſprache, gegen den ftarfen Mider- 
ftand von hauviniftiicher Seite durchzubringen. Ex freue fih, daß e8 gelungen fei, die Zulaffung der 
deutichen Sprache vor Gericht für die Minderheit durchzuſetzen und die Agrarreform fo zu geftalten, daf 
ihre Durchführung niht in einem ſchnelleren Tempo erfolgen werde als in den anderen Provinzen. 


Herr Hed übergab mir darauf den von ihm abgeänderten Entwurf für die Minderheitenerklärung. 
Mir find in eine nähere Prüfung des Textes nicht eingetreten, fondern haben eine weitere Beſprechung 
für die nächſte Woche verabredet. 


Ih Habe dann die Gelegenheit benußt, um in Erwiderung auf die optimiftiichen Ausführungen des 
Minters über die neuen polnischen Geſehze darzulegen, daß diefe Gefete fowie überhaupt alles, was fid) 
bier im Zuſammenhang mit dem 15. Auli* abgefpielt hat, uns keineswegs befriedigt, jondern vielmehr 
jer enttäufcht Hatten. Insbeſondere gelte das für das Geſetz über die Agrarreform, deffen übereilte 
Einführung den Eindrud hervorrufen miiffe, als fei beablichtigt, in einer Frage, die zwiſchen uns nod) 
offen fei und in der wir u.a. and bereits die Möglichkeit einer ſchiedsgerichtlichen Enticheidung in 
Anregung gebradt hätten, ein fait accompli zu ſchaffen. Auch das Gefeg über die Liquidierung der 
Vlehangelegenbeit fei feine Pöfung in unferem Sinne, denn wenn e8 auch vielleicht jest einen Ausweg 
aus der verfahrenen Situation biete, fo fei doch aus der fehr langen Vorgeſchichte, wie insbeſondere aud 
aus der jeinerzeit von ung angeftrebten und fpater nur aus Rückſicht auf die Verſtändigungspolitik zurück— 
qezogenen Klage vor der Haager Cour befannt, welded unfere Wuffaffung über diefe Angelegenheit fei. 
Was das Sprachengeſetz anbetreffe, jo wolle ich gwar die quten Abſichten des Minifters nicht in Zweifel 
ziehen, müffe aber darauf hinweiſen, dah die Qulaffung der deutichen Sprache im Gerichtsverkehr doch 
nur einen jehr beſcheidenen Vorteil darfielle, nachdem im aanzen fonftiqen Verkehr mit den Behörden 
die deutiche Sprache ausdritclid) unterfagt worden fei. Als ein befonders ſchwerer Schlag gegen das 
Deutihtum in Oft-Oberfchlefien werde aber das vom ſchleſiſchen Sejm angenommene Geſetz über die 
Organifation der evangeliichen Kirde ** von uns empfunden, zumal auch der Erlağ diefes Gefeses ein 
fait accompli fdaffe in einer frage, die wir gemäß Ziffer 4 unferes Erflärungsentwurfes zu einem 
Hroqrammpuntte unferer Ausſprache gemacht Hatten. Die überfchnelle Verabſchiedung diefes Geſetzes 
unmittelbar nad) Ablauf der Genfer Konvention und ohne vorherige Fühlungnahme mit den betroffenen 
kirchlichen Kreijen Habe ung um fo mehr befremdet, als nach verichiedenen Außerungen maRgebender 
Verfonticteiten hätte angenommen werden fünnen, daß der Ablauf der Konvention nicht eine Inten— 
fivierung des Volkstumskampfes und eine tatfächliche Schlechteritellung der deutichen Volksgruppe in 
Ot Oberfehlefien zur Folge haben werde, Er, Herr Beek, felbft habe im Laufe der legten Verhandlungen 
mir gegenüber darauf hingewiesen, daß die verhaßte, als Beeinträchtigung der Souveränität empfundene 
Genfer Konvention in erfter Linie Schuld daran fei, wenn die untergeordneten Behörden in Oberichlefien 
fih nicht in die von der Zentrale gewünschte Minderheitenpolitif hineinfinden könnten, und daß alles 
beffer werden würde, wenn exit die villiq autonome Handhabung diefer Fragen auf Grund der polnischen 
Verfaſſung bergeftellt fein werde. Wir Hatten aber fon aus den anläßlich des 15. Juli erichienenen 
Artifeln der Neqierunggpreffe, die unisono einen Triumphgeſang über die trog Genfer Konvention und 
trog internationaler Behörden erzielten Erfolge der Entdeutichungspolitif angejtimmt hätten, fehr ent- 
tänfchende Eindrüce erhalten und das Bukett minderheitenfeindlicher Gefese, das ung unmittelbar nad 
dem 15. Juli ferviert worden fei, habe da8 Gefühl ernſter Sorge binfichtlich dex weiteren Geftaltung 
der polnischen Minderbeitenpolitif nur nod) verftärkt. i 





* Das Datum des Ublaufs des Genfer Abkommens über Oberfchlefien, 


** Das ohne Fühlungnabme mit der deutichen Kirchenleitung erlaffene Gefek änderte unter Außeradhtlaffung der bisheriaen 
Grundlagen des Firchlichen Rechts und der Veflimmungen der polnischen Staatsverfaflung in fcheinbar vorläufiger, in Wahrheit 
aber endaültiger Form die Verfaffung der unierten ewangelifchen Kirche in der Weife, daf der Woiwode ald Vertreter des 
polnischen Staates auf die Bildung und Vefesung der kirchlichen Organe entjcheidenden Einfluß erlangte, Das Pfarrwahlrecht 
wurde den Gemeinden qenommen und in die Hand des vom — übrigens fatholifchen — Woiwoden kontrollierten »Vorläufigen 
Kirchenrats« qeleat. 
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Ich Habe im weiteren Verlauf der Unterredung ausführlich darauf Hingewiejen, daß im Gegenfaß zu 
den Berhaltniffen in Deutfchland die wirtichaftlice Lage der Minderheit fih immer fataftrophaler 
geitaltet habe dadurch, dağ dex Minderheit auf allen Gebieten, fei e8 in Der Landwirtſchaft oder Gndultrie, 
jei e8 im Handwerk oder in den freien Berufen, planmäßig jede Exiftengbafis entzogen würde, wofür die 
erichredende Statiftif über die Arbeitslofigkeit innerhalb der Minderheit ein deutlicher Beweis fei. Geb 
habe Heren Bed, der diefe Tatjachen zu beftreiten verfuchte, dringend nabegelegt, fich einmal über diefe 
Verhaltniffe orientieren zu laffen und dafür zu forgen, daß dex mit der Erflarung vom 26. Januar 1934 
nicht zu vereinbavende minderbeitenfeindliche Geift, wie er aus dem Koniker Prozeß* und befonders 
deutlich auch aus den lebten Sejmdebatten zu erkennen fei, endlich einmal bejeitigt werde, Sch wolle nur 
hoffen, daß Die den Gegenftand unferer Erörterungen bildende Minderheitenerflarung eine Wendung der 
Politif herbeiführen werde, und müfje weiſungsgemäß darauf hinweijen, daß 3. B. künftig die Anwendung 
der Agrarreformgefete und der Grenzzonenverordnung zu Entdeutichungszweden nah Anficht der 
Deutichen Regierung mit dev Minderheitenerklärung niht mehr vereinbar fei. 


Herr Berk fam dann auf die verfchiedenen, von uns alg disfriminierend angejehenen oberjchlefiichen 
Geſetze zu fprechen. Er bemerkte, diefe Gejeße Hatten früher oder fpater doch erlaffen werden miiffen, und 
er hätte e8 für beffer aebalten, ihre Verabichiedung nicht hinauszuzögern, weil e8 nur fo möglich gewejen 
fei, den febr viel weitergehenden Forderungen der Chauviniften entgegenzutreten. Wenn jest erft einmal 
Ruhe eingetreten fein werde, fo würde e3 leichter fein, binfichtlich einer vernünftigen Geftaltung der 
Minderheitenpolitif einen Drud auszuüben. Er hoffe im übrigen auch jeinerfeits, dap die beabfichtigte 
Minderheitenerflarung eine qute Wirkung ausüben würde. Er fehe in diefer Erklärung einen bedeut- 
famen Aft, der eine qute Baſis für eine vernünftige Minderheitenpolitif abgeben könne. Vorausſetzung 
fei allerdings, daß beide Negierungen fih bemübten, den in den Erklärungen befundeten guten Willen 
auch in die Tat umzufeßen. Er werde feinerfeits dafür forgen, daß das Hier geichehe, und das gleiche 
gelte aud) von dem Minifterprafidenten und den übrigen in Frage fommenden Relfortminijtern, mit 
denen er die Erklärung eingehend befproden Habe. 


pon Moltke 


Nr. 95 
Der Deutfche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Warſchau, den 26. Auguft 1937 


Sn heutiger Unterredung über Minderheitencommuniqué Hat Außenminifter unfere Formulierung 
angenommen. 


Herr Bed unterftrich erneut die politifche und praktiſche Bedeutung der Vereinbarung, von der zu 
4 hoffen fei, daß fie eine Entſpannung auf dem Gebiet dev Minderheitenfrage herbeiführen werde. Die 
Polniſche Regierung fei gewillt, »de faire un effort serieux«, Er lege deshalb auch großen Mert 
darauf, daß die Veröffentlichung erft erfolge, wenn der Minifterpräfident, der gleichzeitig Innenminifter ift, 
wieder im Lande fei, wodurch die Kundgebung für polnische Offentlichfeit ein qroperes Gewicht erhalten 
wiirde. Am übrigen Habe er den Minifterpräfidenten, der vorausfichtlih übermorgen zurückkommen 
werde, bereits orientiert und fein generelles Cinverfidndnis erhalten, fo dab irgendwelche Abänderungs- 
wünsche von feiner Seite nicht mehr zu erwarten feien. 


Ich habe Herrn Bed gegenüber zum Ausdruck gebracht, dağ feine Auffaffung über die Bedeutung des 
Communiqués von ung geteilt werde. Im Laufe der weiteren Unterhaltung habe ich ernew‘ darauf 
Hingewiefen, daß künftige Anwendung Grenzzonenverordnung oder der Agrarreforın zu Entdeutſchungs— 
weden mit Communiqué nicht vereinbar fet. 


Bezüglich des Zeitpunfts der Veröffentlichung ift einftweilen der Mittwoch) nächſter Woche in Ausficht 


gensinmen. 
Moltke 





* Der Konitzer Prozeß betraf folgenden Fall: Zwei ältere Damen, denen das Gut Kenfau, Kreis Tuchel, gehörte, 
batten etwa 20 zum Teil jugendliche Arbeitslofe deutjdyen Volfstums angeworben, um ihren Parë abzubolzen und in einen 
Semüfegarten umzuwandeln. Die polnischen Behörden waren der Anſicht, daß es ſich um ein getarntes Arbeitsdienſtlager nad 
deutidem Mufter gehandelt habe und ſtellten die beiden Gutsbeſitzerinnen ſowie die Arbeitsloſen unter Anklage. E8 wurden 
Gefängnis, und Haftftrafen von insgeſamt 15 Jahren 11 Monaten verhängt. 

Die Strafen wurden fpäter im Berufungsverfahren auf insgefamt 12 Jahre 5 Monate herabgefegt unter Bewilligung einer 
Bewährungsfrift an die meilten Verurteilten. 
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Nr. 96 
Der Deutjche Generalkonful in Kattowiß an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Rattowit, den 28. Auguft 1937 


Am Montag, dem 30. Auguft, wird der ſchleſiſche Sejm als Dringlichfeitgantrag den Entwurf für 
bas neue Gejeg über die Vrivatfchulen und privaten Unterricht3- und Exrziehungsanftalten behandeln und 
ſehr wahrſcheinlich am gleichen Lage in dritter Lefung verabfdieden. Diejer neue Geſetzentwurf hat 
für das Vrivatichuhvefen der deutſchen Volksgruppe in Oft-Oberjchlefien tiefgreifende Bedeutung. 


Es muĝ außerordentlich befremden, daß der neue Geſetzentwurf, der dem ſchleſiſchen Sejm vorliegt, 
Anderungen des Staatsgeießes vom 11. März 1932 vorjieht, die in ihrer Auswirkung zu ichweren Be- 
einträchtiaungen der kulturellen Intereſſen der deutichen Bevölkerung Oft-Oberjchlefieng führen fonnen 
und — wie nad den bisherigen Erfahrungen anzunehmen ift — aud) führen werden. Die deutſche Be- 


völferung wird durch diefen Geſetzentwurf mit neuen, ernfteften Sorgen um ihr Schidjal erfüllt, 


Nöldeke 


Nr. 97 
Das Auswärtige Amt an den Deutjchen Botjchafter in Warſchau 


Telegramm 
Berlin, den 1. September 1937 


Bitte Außenminiſter Beck durch Kabinettschef mitteilen, daß zuſtändige deutſche Stellen zur Zeit noch 
mit Prüfung oberſchleſiſchen Geſetzes über Privatſchulweſen befaßt, das in eine von Minderheiten- 
erfldrung behandelte wichtige Materie eingreife. Da Prüfung noh nicht abgejchlofjen, müſſe Mitteilung 


über Zeitpunkt Veröffentlihung dev Minderheitenerklärung vorbehalten bleiben. 


Bismarck 


Nr. 98 
Der Deutfche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Marfchau, den 7. September 1937 


Ic) habe heute eine eingehende Unterredung mit dem Außenminifter gehabt, in der id) nachdrücklichſt 
darauf hinwies, daß oberjchlefiiches Sdulgefes in völligem Widerfprudy zu Wortlaut und Sinn der 
ra ung vorbereiteten Minderheitenerklärung fteht. Unfere Wünſche habe rd) gemäß dortiger Weifung 
ormuliert. 


Er erklärte, daß er nur in der Lage fei, die grundſätzliche Einftellung dev Polnifden Regierung zu 
aefamtem, durch das Schulgeſetz aufgeworfenem Droblem darzulegen. Das Gefeg folle ſelbſtverſtändlich 
nicht bisherige Situation der Minderheit verſchlechtern; die Tatfache, daß trog des neuen Geſetzes das 
Schuljahr am 1. September begonnen habe, ohne in der Praxis irgendeine Einſchränkung zu bringen, 
Finne als Beweis für diefe Tendenz angefehen werden. Auf Grund alarmierender Meldungen der 
deutichen Preſſe Habe er fofort die Aufmerkſamkeit des Minifterprafidenten auf die Angelegenheit aelentt 
und diefer Habe unvergiiglid) an die lofalen Behörden die Meijungen ergehen lafjen, die notwendig 
waren, um die Durchführung des Geſetzes mit dem Sinne der Minderheitenerflarung in Einklang zu 
bringen. Auch der Minifterpräfident wünſche, ebenfo wie er felbft, daß die unfere Beziehungen belaltende 
Minderheitenfrage endlich einmal bereinigt werde. i 3 


Bei diefer Sachlage Habe id) e8 im Hinblick auf die morgen bevorftehende Abreife Außenminifters 
nach Genf für richtig gehalten, mit Nücficht auf die für die Sutunft dod) immerhin redt wertvollen 
Suficherungen des Minifters der Veröffentlichung der Minderheitenerklärung nunmehr zuftimmen zu 
follen. Da Bed Wert darauf legte, im Seitpuntt der Veröffentlihung in Warſchau anwefend zu fein 
mußte aber Feltfegung genaueren Datums zunächit offenbleiben. 


Moltke 
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ir. 99 
Der Deutfche Botschafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warſchau, den 7. September 1937 


Ich habe nach meiner heutigen Rückkehr nah Warſchau fofort eine längere Unterredung mit Herrn 
Beet gehabt, über deren Verlauf ich telegraphijch berichtet habe”. Ich habe den Eindrud, daß Herr Bed 
über dag von dem Moiwoden vorbereitete Schulgefeß nicht vorher orientiert war und daß im übrigen 
durch das Eingreifen des Minifterprafidenten jest die erforderlidjen Kautelen aeichaffen find, um das 
Geſetz mit dem Sinn der vereinbarten Minderheitenertlarung in Ginflang zu bringen. Anſcheinend 
handelt e8 fidh um einen Sabotageverjuch des Woimoden Grawnjti, der — wie wir bereits aus ver- 
ichiedenen Anzeichen beobachten fonnten und wie mir aud) von ſehr qut orientierter Seite beitätigt 
wird — alle Gebel in Bewegung fett, um das Suftandefommen irgendwelcher Vereinbarungen über 
Minderheitenfdus zu verhindern, weil er befürchtet, in feiner radikalen Entdeutichungspolitif geftort 
zu werden. 

von Moltke 


ir. 100 
Der Deutjche Botjchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


2 Telegramm 
Warfdau, den’ 6, Oftober 1937 


Herr Beek, der mid) Heute in Sachen dev Minderheitserflarung empfing, betonte zunächſt erneut den 
ernfthaften Willen der Polnifden Regierung, das Communiqué zum Ausgangspunft einer tion zu 
machen, die nicht nur atmofphärisch, fondern auch ſachlich eine Befjerung der Lage herbeiführt. Diefem 
Zwecke folle aud) ein Empfang der Minderbeitsführer durd) den Staatspräfidenten dienen, wobei er: 
wartet werde, daß entipredyende Gefte aud) in Berlin erfolge, 


Moltke 


Nr. 101 


{bereinftimmende Erklärung der Deuffchen und der Polnifchen Regierung über 
den Schuß der beiderjeitigen Minderheiten, veröffentlicht am 5. November 1937 


Die Deutfche Regierung und die Polnische Regierung haben Anlaß genommen, die Lage der deutjchen 
Minderheit in Polen und der polnischen Minderheit in Deutichland zum Gegenftand einer freundichaft- 
lichen Ausſprache zu maden. Sie find tibercinftimmend der Überzeugung, daß die Behandlung diefer 
Minderheiten für die weitere Entwiclung der freundnachbarlichen Beziehungen gwif chen Deutichland und 
Yolen von großer Bedeutung ift und daß; im jedem der beiden Länder das Wohlergehen der Minderheit 
um fo fiderer gewäbrleiftet werden fann, wenn die Gewifheit befteht, daß in dem anderen Land nad) 
den aleichen Grundfagen verfahren wird. Zu ihrer Genugtuung haben die beiden Regierungen deshalb 
feftfiellen fönnen, daß jeder der beiden Staaten im Rahmen feiner Souveränität für die Behandlung der 
genannten Minderheiten nachitebende Grundjake als maßgebend anfiebt: 

1. Die aegenfeitige Achtung deutjchen und polnischen Volkstums verbietet von felbft jeden Verſuch, 
die Minderheit zwangsweiſe zu affimilieren, die Zugehörigkeit zur Minderheit in Frage zu ftellen 
oder das Befenntnis der Zugehörigkeit zur Minderheit zu behindern. Insbeſondere wird auf die 
jugendlichen Angebörigen der Minderheit feinerlei Drud ausgeübt werden, um fie ihrer Sugehörig- 
feit zur Minderheit zu entfrembden, 

2. Die Angehörigen der Minderheit haben das Redi auf freien Gebraud) ihrer Spradje in Wort 
und Schrift fowohl in ihren perfönlichen und wirtjchaftlichen Beziehungen wie in der Preffe und 
in öffentlichen Berfammlungen. 

Den Angehörigen der Minderheit werden aus der Dilege ihrer Mutterfpracdhe und der Bräuche 
ihres Volfstums fowohl im öffentlichen wie im privaten Leben feine Nadhteile erwachlen. 

3. Das Recht der Angehörigen der Minderheit, fic) zu Vereinigungen, aud) zu folchen kultureller und 
wirtichaftlicher Art, zufammenzufchlichen, wird gewährleiftet. 





* Bal. Mr. 98. 
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4. Die Minderheit darf Schulen in ihrer Mutteriprache erhalten und errichten. 

Auf Eirchlichem Gebiet wird den Anaehörigen der Minderheit die Pylege ihres religiöfen Lebeng 
in ihrer Mutterfprache und die kirchliche Organifierung gewährt. An die beftehenden Beziehungen | 
auf dem Gebiet des Vefenntniffes und der caritativen Betätigung wird nicht eingegriffen werden. 

5. Die Angehörigen dev Minderheit dürfen wegen ihrer Zugehörigkeit zur Minderheit in der Wahl 
oder bei der Ausübung eines Berufes oder einer wirtjchaftlichen Tätiafeit nicht behindert oder 
benachteiligt werden. Sie geniehen auf wirtichaftlihem Gebiet die gleichen Nechte wie die Ange 
hörigen des Staaisvolfes, insbeſondere hinfichtlich des Befikes oder Erwerbs von Grundſtücken. 


Die vorſtehenden Grundſätze ſollen in keiner Weiſe die Pflicht der Angehörigen der Minderheit zur 
uneingeſchränkten Loyalität gegenüber dem Staat, dem ſie angehören, berühren. Sie ſind in dem 
Beſtreben feſtgeſetzt worden, der Minderheit gerechte Daſeinsverhältniſſe und ein harmoniſ ches Zufammen- 
leben mit dem Staatövolf zu aewährleiiten, was zur fortichreitenden Feſtigung des freundnachbarlicgen 
Verhältniſſes zwifchen Deutichland und Polen beitragen wird. 


Nr. 102 


Erklärung des Führers beim Empfang der Polnischen Polksqruppenvertreter, 
5. November 1937 


Die tibereinftimmende deutich-polnische Erklärung über den Schuß der beiderfeitigen fremden Volks— 
aruppen, die heute von beiden Landern veröffentlicht wird, foll die Freundichaftlichen Beziehungen zwiſchen 
den beiden Völkern verbeſſern und feſtigen. Die praktiſche Ausführung der in diefer Erklärung ent- 
haltenen Richtlinien fann weientlich zur Erreichung diefes Sieles beitragen. . 

Das Veftreben der Neichsregierung geht dahin, das Qujammenteben der polnischen Volksgruppe mit 
dem deutſchen Staatsvolfe harmoniſch und innerlic) friedlich zu geitalten. 


ch ftelle feft, daß der Wille dev Neichsregierung, jedem Neichsbürger Brot und Arbeit zu verichaffen, 
aud) gegenüber den Angehörigen der polnijchen Volksgruppe beſteht und durchgeführt ijt. Gn der Zeit 
großer Arbeitslofigfeit und großer Entbehrungen, denen Angehörige der deutichen Volksgruppen in 
Europa nod) vielfach ausgejegt find, nimmt die polnische Vollsgruppe an dem wirtichaftlichen Aufitien 
des Reiches in vollem Umfange teil. Gleiche Rortichritte find in der kulturellen Betätigung der polnischen 
Rolfsaruppe gemacht worden, wie ihre vielfeitiqen organiſatoriſchen Einrichtungen und neuerdings die 
Errichtung einer weiteren höheren polnischen Schule in Deutjchland beweijen. Die Polen in Deutichland 
müſſen aber ftets deifen eingedenk fein, daß der Gewährung von Schußrechten die loyale Erfüllung der 


dem Staate zu leiftenden Pflichten und der Gehorjam gegen die Geſetze gleichwertig gegenübertreten. 
Der Schuß der deutjchen Volfsgruppe in Polen, vor allem in ihrem Recht auf Arbeit und Verbleib 


~ 


auf ihrer angeftammten Scholle, wird auc) zur Sicherung der polnischen Volfsgruppe in Deutſchland 
beitragen. 


Das Hohe Ziel deg Paktes, den ich feinerzeit mit dem arofen Polnifden Staatschef Marjchall Joſef 


Pilſudſki geſchloſſen habe, wird durch dieſe gemeinſame deutſch-polniſche Erklärung zur Minderheiten— 
frage feiner Verwirklichung nähergerückt“. 


Ny. 103 


Erklärung des Polnifchen Staatspräfidenten beim Empfang 
der Deutfchen Bolksaruppenvertreter, 5. November 1937 


(Aberſetzung) 
Aus Anlaß der heute veröffentlichten Erklärung der Polniſchen Regierung über die Be 
deutſchen Minderheit in Polen empfing der Polniſche Staatspräſident als Vertreter 
Minderheit die Senatoren Hasbach und Wiesner und Herrn Kohnert. 


Der Staatspräfident hat feine Befriedigung über die in beiden Ländern veröffentlichten Erklärungen 
die im Sinne der deutich-polnifchen Verftändigung vom 26. Januar 1934 abgefaßt find, ausgedrüdt 
und hat verfichert, daß die deutjche Minderheit in Polen bei einer loyalen Einftellung zum polniſchen 
Staat und deffen Verfaffung auch weiterhin auf eine freundliche Betrachtung ihrer Intereſſen ſeitens der 
Polniſchen Regierung rechnen könne. Éi 


en der 
er deutſchen 





* Gelegentlich diefes Empfangs machte der Führer davon Mitteilung, daß er die Freilaffung einer An ’ 

| yehöri ifchen i Nag ik Mr Anzahl in Haft befind- 
licher Angehöriger der polnifchen Volksgruppe in Deutfchland, die in ihrer politifchen Betätigung mi 

in Widerfpruch geraten waren, angeordnet habe. gung mit den deutſchen Gefegen 








Fir. 104 
Unterredung des Reichsminifters des Auswärtigen mit dem Bolnifchen Botchafter 


Aufzeichnung 
Berlin, den 5. November 1957 


Ich Habe Heute dem Polniſchen Botichafter ein Wide Mémoire übergeben, in dem eine Reihe von 
Erwartungen über die zukünftige Behandlung der deutfchen Minderheiten in Polen ausgefprochen find, 
die wir bei den gegenfeitigen Erklärungen befonders im Auge hätten, Der Botſchafter nahm dieje Su 
jammenjtellung an, ohne Bemerkungen dazu zu maden, und wird fie feiner Regierung zuftellen, 


Srhr. von Neurath 


Anlage 


Ade-Memoire 
Berlin, den 5. November 1937 


Die Deutiche Regierung ſpricht anläßlich der Veröffentlichung der deutjch-polnifchen Minderheiten- 
erflärung die Erwartung aus, dağ alsbald Maßnahmen getroffen werden, um die deutjche Volksgruppe 
in Dolen vor jeder unterfchiedlichen Behandlung gegenüber dem Staatsvolf zu fichern, insbefondere bei 
der Anwendung des Ugrarreformgefebes und der Grenzjonenverordnung ſowie auf wirtichaftlichem 
und bexruflichem Gebiet, vor allem bei dex Einftellung und Entlaffung deutſchſtämmiger Arbeiter. 


Im Hinblid auf die Maßnahmen, die in der Woiwodſchaft Schlefien während der Verhandlungen 
über die Minderbeitenerklärung getroffen worden find, legt die Deutfche Regierung befonderen Wert 
Sarauf, daß die Lage der deutichen Minderheit auf dem Gebiete des Schul- und Kirchenweſens feine 
Verſchlechterung erfährt. 


Die Deutiche Regierung hält e8 weiterhin zur Erreichung dex mit der Minderheitenerklärung ver 
folaten Ziele für unerläßlich, daß auf die Faktoren der öffentlichen Meinungsbildung, insbejondere auf 
die Preſſe und den Wejtverband, entiprechend eingewirft wird. 

Berner wird angeregt, regelmäßig wiederkehrende Ausſprachen zwiſchen Vertretern beider Staaten 
über die in der Minderbeitenerflarung behandelten Fragen ftattfinden zu laffen. 

Die Deutfche Regierung bittet Schließlich zu erwägen, die in den legten Jahren gegen Angehörige der 


deutfchen Volfsgruppe in Polen durchgeführten Strafverfahren politifchen Charakters in großzügiger 
Meife durch die Gewährung von Veguadigungen oder Strafausfegungen zu Liquidieren. 
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VI. Nichtbeachtung der Deutſch⸗Polniſchen Minderheitenerklärung 
durch Bolen 


(November 1937 bis November 1938) 


Nr. 105 
Der Deutjche Seneralkonful in Kattowik an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Rattowik, den 22. November 1937 


Entgegen den anläßlich des Ablauf? der Genfer Konvention abgegebenen Sufiderungen deg Woiwoden 
Grazynſki, daß keinerlei Abfichten beitünden, die Eulturelle Entwidlung des deutſchen Elements in Ofi- 
oberfchlefien einzufchränfen, fegt fic) die Bedrückungs- und Entlaffungswelle gegen deutfdftammige 
Angeitellte und Arbeiter der Induftrie fort. Die Not der Deutjchen wächit mit jedem Monat und ver- 
ichärft fidh fortgefest durch neue Kündigungen und Entlaffungen. Nad) 1Ojähriger Amtstätigkeit des 
Woiwoden Graiynjfi find 75 v. H. der Deutichen in Oftoberichlefien mit ihren Familien um die 
Exiſtenz gebracht worden. 


Ferner find allein innerhalb der letzten drei Jahre (1934 bis 1937), d. h. alſo feit dem deutſch-polniſchen 
Verfiandiqungspaft, in der Schwerinduftrie 840 deutiche Höhere Angeftellte entlaffen und größtenteils 
durd) polnische Kräfte erfegt worden. 


Die Entlaffungen werden felbft nah Veröffentlihung der deutſch-polniſchen Minderheitenerflärung 
vom 5. November * fortgefett, obwohl in Punkt 5 diefer Erklärung der Schuß des Arbeitsplatzes des 
dDeutichen Arbeiters ausdrüclich gefidjert wird und obwohl die Auftraaslage der Werfe, wie e8 das 
Anblafen eines neuen Hochofens zeigt, ala durchaus günftig anzufprechen ift. 


Nöldeke 


Nr. 106 
Der Deutfhe Konful in Krakau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Rrafau, den 22. November 1937 


Die allpolnifche Jugend in Krakau hielt am 19. d. M. SUhr abends im Kollegium Majus der 
hiefigen Univerfität eine Verfammlung ab, die durd) eine Nede des deutjchfeindlichen Profeffors 
Dr. Folfierffi eröffnet wurde. Nah Schluß der Verfammlung begaben fih die aufgehesten Studenten 
und jonftigen Teilnehmer in dex Anzahl von einigen hundert Perfonen mit den Rufen: »E3 lebe das 
polnische Danzig!« »Nieder mit den Deutfchen!« zum Deutſchen Konfulat, um hier zu demonftrieren. 


Schillinger 


Nr. 107 
Aufzeichnung des Dirigenten der Bolitifchen Abteilung des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 25. November 1937 


Ich Habe heute den Polniſchen Gefchaftstrager Pring Lubomirjfi empfangen und Habe ihn darauf 
Hingewiefen, daß mit Bezug auf die deutiche Minderheit in Volen uns die Arbeitslofigkeit in Ober- 
jchlefien im Augenblick die ernftefte Sorge bereite. Auch nad) Abgabe der Minderheitenertlärung hätten 
die Entlafjungen deutjcher Arbeiter in Oberfdlefien nicht aufgehört, während wir im Gegenteil gehofft 
hätten, daß Neueinftellungen vorgenommen würden. Wir hielten e8 daher für erforderlich, daß, um 
einen Beweis des quten Willens der Polnifden Regierung abzugeben, polnifcherfeits alles getan würde, 
um dem Zuftand der fortgefesten Entlaffungen deutſcher Arbeiter ein Ende zu bereiten und ftatt deffen 
Neueinftellungen vorzunehmen, Pring Lubomirjfi verwies darauf, dağ in Polen im Augenblid die 
Arbeitslofigfeit faifonmäßig im Gnduftriegebiet Oftoberfchlefiend zugenommen Habe, verfprad aber, 
diefe Frage feiner Regierung in dem von mir ausgeführten Sinne vorschlagen zu wollen. 


Fürſt von Bismarck 


~ * Val. Nr. 101. 
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Nr. 108 


Der Dirigent der Bolitifchen Abteilung des Auswärtigen Amts 
an den Polnifchen Gejchäftsträger 


Berlin, den 7. Dezember 1937 


b 


Sehr geehrter Prinz Lubomirſti! 


Unter Bezugnahme auf die kürzlich zwiſchen uns ftattgefundene Beiprechung * erlaube i mir, Ihnen 
in der Anlage zwei Meldungen der »Kattowitzer Zeitunge vom 27./28.9.M. und 1.5. M. zu über- 
jenden, aus denen hervorgeht, daß in letter Zeit fortgefest deutiche Arbeiter in größerem Umfange aus 
den oberichlejiichen S\ndujtriewerfen entlaffen worden find. Andererſeits ift aus der erjtgenannten 
Meldung zu entnehmen, daß die Veleqidhaftszifjer dev Bismardhütte ftandiq fteigt. ch darf erneut 
darauf hinweiſen, daß die jchwere wirtichaftliche Lage der deutſchen Arbeiter in Oftoberjchlejien von 
der Deutichen Regierung mit größter Sorge verfolgt wird. Jh ware Ihnen dankbar, wenn Sie Ihre 
Regierung entiprechend informieren und fie bitten würden, tunlichit bald Maßnahmen zu treffen, die 
bewirlen, daß nicht nur die gegenwärtige Entwiclung zum Stillftand fommt, jondern darüber hinaus 
deutsche Arbeiter wieder eingeftellt werden. 


Fürft von Bismarck 


DŘ. mn m 


Nr. 109 
Der Deutjche Botjchafter in Warjchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warſchau, den 11. Dezember 1937 


Im Anſchluß an eine Unterredung, die ich Heute über politiiche Fragen mit Heren Bed hatte, habe 
ich die Lage der Minderheiten entipredhend den Weiſungen des Herrin Reichsminiſters zur Sprache 
gebracht. ch verwies eingangs auf die Bemühungen des Auswärtigen Amts, die praftifde Durd)- 
führung des Minderheiten-Communiques durch Einwirkung auf die Verwaltungsbehörden ficherzuftellen, 
und erklärte, daß wir leider auf polnijder Seite eine entiprechende Cinftellung vermißten, jo dab ſchon 
das Gefühl einer gewiffen Enttaufdung vorhanden fei. Verſchiedene Vorkommniſſe der legten Zeit 
idjienen ung fogar in diveftem Widerfpruch zu den Formulierungen des Minderheiten-Lommuniques 
zu ſtehen. 


Ich beriihrte dann zunächit die Frage der von der Halbinfel Hela ausgewiejenen deutfchen Fiicher**. 
Herr Ped unterbrach mich fofort und erklärte, e8 Handele fih Hier um eine rein militärische Angelegenheit, 
die nichts mit dem Minderheitenproblem zu tun hätte. Ich erwiderte, daß wir für die militärischen 
Belange durchaus Verftändnis hätten, aber daß wir dod) die Frage aufwerfen müßten, ob e8 wohl not- 
| wendig fei, die Ausweiſungen mitten im Winter vorzunehmen und obendrein in einer Weiſe, die erkennen 
laffe, daß für die weitere Unterbringung und für irgendeine Fürſorge in Feiner Weife geforgt fei. Ich 
bat Herrin Beek, fic) diejes Falles perfönlid anzunehmen. 


Des weiteren verwies id) auf die bis in die legten Tage fortgefeste Aktion des Weltmarfenverbandes, 
: ' die gegen den deutichen Handel und deutjche Kaufleute gerichtet fei. Herrin Bed fien diefe Angelegenheit 
nicht befannt zu fein. Er bemerkte, daß es natürlich nicht möglich fei, die Anwendung der Richtlinien 
des MinderHeiten-Communiques bei allen in Frage kommenden Stellen fofort fidergufiellen; e8 bedürfe 
hierzu einer gewiffen Seit. Der Minifterpräfident fei aber entichloffen, in diefer Richtung zu wirken 
und die in Frage fommenden Stellen mit entiprechenden Weifungen zu verjehen. Wie er, Herr Berk, 
noch gerade heute in einer Unterredung mit dem Minifterprafidenten feitgejtellt habe, befaſſe fic) diejer 
zur Zeit gerade mit diefem Problem. Auch die Frage, ob gegebenenfalls durch gewilje Amneftierungen 
eine dem Geifte des Minderheitenabfommens entſprechende Gefte gemacht werden fünne, werde geprüft 
— aber man müſſe nod ein wenig Geduld haben ***, 


* Nal. Nr. 107. 


” ** Sn den Jahren 1937/38 wurden etwa 160 alteingefeffene deutfche Fifcherfamilien — insaefamt 600 Perfonen — 
aus ber Galbinfel Hela ausgewiefen. Da die Polniſche Regierung fic) trog wiederholter und dringender Vorftellungen 
der Deutichen Botſchaft nicht bereit fand, für eine anderweitige Unterbringung diefer Familien Gorge zu tragen, wurden 
fie ſchließlich, um fie vor dem völligen Untergang zu bewahren, von der Deutjchen Regierung im Neichsgebiet angefiedelt, 
obwohl bie meijten die polnische Staatsangehörigfeit bejafen. Die Bemühungen, wenigftens eine Entfchädigung für die ent- 

, eigneten Häufer und Grundjtüde zu erhalten, blieben ebenfalls erfolglos. 


*** Deutjcherfeitd war eine Amneftierung polnischer Minderheitsangehiriger bereits gelegentlic) der Veröffentlichung der 
Minderheitenerflärung vorgenommen worden, Val. Nr. 102, Anm. 
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Mit befonderem Nachdruck wies ich darauf Hin, daß fidh in Oberſchleſien nicht Dag geringite geändert 
habe und daß Hier Abſetzungen und Ausweiſungen von Pfarrern fowie Entlafjungen von Arbeitern in 
einer Weife fortgefett würden, die mit dem Geiſte des Minderheiten Communiques ſchwer vereinbar fet. 
Gerr Beck enwiderte, dak er binfichtlich der Arbeiterfrage eher optimiſtiſch fei, obwohl der Einfluß des 
Staates auf diefe Angelegenheiten jest geringer fei al8 früher, dağ er aber binfichtlich der firchlichen 
Fragen zur Zeit gar feine Möglichkeit einer befriedigenden Löſung ſähe. Die Lage fei leider durch die 
widerleßliche Saltuna der evangelifden Geiftlichen außerordentlid) erichwert worden, Er Habe feinen 
Kabinettschef Grafen Lubienſki nad) Oberfeblefien geſchickt, um die Frage an Ort und Stelle zu prüfen 
und gegebenenfalls auf den Woimoden einzuwirken. Bei einigermaßen qutem Willen von jeiten der 
evangeliſchen Geiftlichfeit würde e8 wohl möglich fein, zu einer friedlichen Regelung zu gelangen. Das 
Geſetz fei elaftiich genug gefaßt, um Möglichkeiten hierzu zu bieten. Aber e8 habe fidh bei der von ibm 
angeordneten Unterfuchung berausgeftellt, daß die untluge Haltung der Geiftliden jede Intervention 
unmoalich mache. Wenn die Geiftlichen erklärten, daß fie ein rite zuftande gekommenes Geſetz nicht 
anerfennten, fo fünne der Staat fich eine folde Galtung nicht gefallen laſſen. 


ch entaegnete Herrn Bed, daß diefes unglüdliche Geſetz die Geiftlichen vor Enticheidungen ftelle, die fie 
vor ihrem Gewiſſen nicht verantworten fonnten. Da diefes Gefeß nur proviforifchen Charakter habe und, 
wie er mir felbit früher aefagt habe, ein grundlegendes, allgemeines Geſetz in Vorbereitung fei, fo follte e8 
doc wohl möglich fein, die Durchführung des vorläufigen Geſetzes, das fon infolge der Unteritellung 
unter einen katholiſchen Kirchenoberen eine unmögliche Konftruftion fei, bis zum Erlaß des endgültigen 
Geſetzes zurückzuſtellen und in der Zwiſchenzeit Verhandlungen mit dev Kirche zu Führen. Herr Weck er 
widerte, daß eine folche Regelung nicht moalich fei, weil bis zum Erlah des endgültigen Geſetzes, Das durd 
den Seim verabichiedet werden müfle, nod) zu lange Zeit vergeben würde. Sm übrigen fei ſchon wiederholt 
veraeblich der Verſuch gemacht worden, mit den Geiſtlichen zu verhandeln, was id) in Abrede ſtellte. 
Herr Beck verwies ferner auch heute wieder auf die Lage in Deutſchland, wo die Widerſetzlichkeit der 
cvangeliſchen Geiſtlichen ſogar zu Verhaftungen führe, während man bier das an fih durchaus mögliche 
Eingreifen des Staatsanwaltes bisher vermieden babe. Ich lehnte jeden Vergleich mit deutichen Ver 
Haltnifien als völlia abwegig ab. Es fei ein bedauerlicher Irrtum, die oberichlejiichen Geiftlichen als 
RNevolutiondre und Staatsfeinde anzuleben. Sie wiinfdten nichts jebnlicher, als weiter in Ruhe ihres 
Amtes walten zu können und friedliche Seelforger der ihnen anvertrauten Gemeinde zu fein. Man dürfe 
von ibnen nur nichts Unmdgliches verlangen. 

Da ein fachliches Ergebnis im Rahmen diejer Unterhaltung nicht zu erreichen war, babe id) mid) 
darauf beichräntt, Herrn Bert abichließend zu erklären, wir feien überzeugt, daß er in der Lage fei, eine 
befriedigende Löſung berbeizufübren, und wir batten dag felte Vertrauen, daß er ent}prechend bandeln 
würde. 


von Moltke 


Nr. 110 
Das Auswärtige Amt an den Deutjchen Botjchafter in Warjchau 


Erlaf 
Berlin, den 11. Januar 1938 

In der »Kattowitzer Zeitung« vom 31. Dezember 1937 ift ein Aufſatz unter dem Titel »1 100 deutſche 
Arbeiter entlaffen« erichienen, auf den ich ergebenit hinweiſe. Der Artikel enthalt eine Uberficht über 
die im legten Jahr erfolgten Arbeiter- und Angeftelltenentlaffungen in der oſtoberſchleſiſchen nduftrie. 
Ich bitte das darin enthaltene Material, über deffen Zuverläſſigkeit fein Zweifel beitebt, dem Polniſchen 
Außenminifterium gegenüber zu verwerten. 

Im Auftrag 


Schliep 


Nr. 111 
Aufzeichnung eines Beamten der Kulturabteilung des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 25. Januar 1938 


Ich Habe heute Cegationsjetretar Malhomme von der Polniſchen Botjchaft zu mir gebeten, um mit 
ibm über verſchiedene Fragen zu ſprechen. | 
1. Zunächſt brachte ich die Frage des Eichendorff-Gymnaſiums in Königsbütte zur Sprache, dem 
entgegen den ausdrücklichen Zufagen der polnifchen Schulbehörde das Öffentlichfeitärecht nicht zu- 
gebilligt worden tft. ae 
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2. Ich führte ferner aus, daß bei den mündlichen Verhandlungen, die im vergangenen Sommer zu 
einem gentlemen-agreement wijen Außenminifter Bed und Botjchafter von Moltfe über das 
Symalium in Mariemverder geführt Hatten, die Verhandlungsbafis die qewejen fei, daß von 
deutſcher Seite die Eröffnung des Gymnaſiums Marienwerder durchgeführt werden würde, während 
die Volen folgende Gegenleiftungen machen jollten: Rückgabe der Öffentlichfeitsvechte für Die Deut: 
ichen Gymnafien in Graudenz und ofen, Erlaubnis für die Jertigitellung des Neubaus für das 
deutſche Gymnaſium in Bromberg und Weiterführung des Bromberger Gymnaſiums in den 
jetzigen Näumen bis zur Fertigitellung des Neubaus. Die Polen hätten zugeftimmt. Die deutſche 
Sufage, nämlich die Eröffnung des polnischen Gymnaſiums in Mariemwerder, fei bereits feii 
mehreren Monaten durchgeführt, während polniſcherſeits fo qut wie überhaupt noch nichts ae 
ichehen fei. Trog wiederholter Vorftellungen bei der Polniſchen Botſchaft in Berlin und dur) 
die Deutiche Botichaft in Warichau fei bisher lediglich die Weiterführung des Gymnaſiums in 
Bromberg in den alten Räumen genehmigt werden. Die ffentlichkeitsvechte in Dofen und 
Graudenz feien nicht wieder verliehen worden und aud) die Frage des Neubaus fei nod) ungeklärt. 
Es fei flix die inmerdeutichen Stellen unverftändlich, dah die Volnifehe Regierung ihre feften Zu— 
ſagen nicht einhielte. 

von Fries 


Nr. 112 
Aufzeichnung eines Beamten der Kulturabteilung des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 8. Februar 1938 


Der Legationsſekretär der Polniſchen Botſchaft Malhomme rief mich an, um mir im Verfolg ſeiner 
Unterhaltung mit Legationsſekretär von Fries” Folgendes mitzuteilen: 


Es fei ein Irrtum unfererjeits anzunehmen, dab das Offentlichfeitsuecht für Königshütte aufgehoben 
fei. Das Sffentlichkeitsrecht beftehe an fich. Aber infolge der Schulreform in Polen fei es nötig, eine 
Anzahl von Formalitäten zu erfüllen, damit das Offentlichfeitsrecht in Wirffamfeit treten fünne, Dies 
jei von deuticher Seite bisher verabjaumt worden. Ich Habe Herein Malhomme erwidert, daß Ich 
feine Ausführungen nicht verftdnde. Aus welchem Grunde das Öffentlichfeitsrecht für die Schule in 
Königshütte auger Kraft gelebt fei, fei mix ziemlich gleichgültig. Ich müfje jedenfalls fonftatieren, daß 
e8 zur Zeit nicht ausgeübt werden fünne, und darum drehe fich unjere Beſchwerde. Wenn er mir jeßt 
mitteile, daß einige Formalitäten nachzuholen feien und dağ dann das Öffentlichfeitsrecht wiederher- 
geftellt würde, fo nähme ich diefe Mitteilung zur Kenntnis, um fie den zuftändigen Stellen zuzuleiten. 
ch müßte ihm aber gleich erklären, dab wir in legter Zeit derartig viele Enttdujdungen mit Mitteilun 
den ter hiefiaen Polniſchen Botichaft bezüglich Entgegenfommen polnischer Behörden erlebt Hatten, dağ 
ich die Frage Königshütte erft als erledigt anfehen könnte, wenn die Mitteilung des Heren Malhomme 
in die Wirtlichfeit umgefeßt fei. 

Herr Malhomme verficherte darauf, dah ex fein möglichjtes tue, dağ aber dod) immer Die Mentalität 
im Grenzkampf berücfichtigt werden müffe. Ich Habe ihm darauf erwidert, dağ e8 mir vor allem 
darauf anfomme, dal Sufagen, die gemacht würden, auch eingehalten werden. 


pon Swardowfki 


Nr. 113 
Der Deutfche Botfchafter in Warfhau an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Warſchau, den 11, März 1938 


Senator Wiesner behandelte in der Senatsſitzung vom legten Dienstag die Frage der Arbeitslofiafeit 
unter den Deutichen in Volen, wobei ex darauf himvies, daß während der 15 Jahre, in denen Schlejien 
unter dem Schuß der Genfer Konvention geftanden hat, die deutichen Arbeiter und Angeftellten jyfte- 
matijd entlafjen worden feien und daß diejer Vorgang aud nad) dem Ablauf der Konvention andauere. 
An diefem Zuftande Habe auch die Minderheitenerflärung vom 5. November nicht? arändert. Am all 
aemeinen fei der Stand der bejchäftigten Bergarbeiter in Oberichlefien im Jahre 1937 von 44 500 auf 
53 600 und in der Eifen- und Hitteninduftrie von 23 400 auf 26 600 geftiegen, gleichzeitig feien aber 
Hunderte von deutſchen Arbeitern entlaffen worden. Senator Wiesner fonnte an Beifpielen nachweiſen, 








* Val, Mr 111. 
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daß die Entlafjungen aud) nad) der Minderheitenerflärung andauerten, obwohl in Dieser ausdrücklich 
feſigelegt worden ſei, daß jeder das Recht auf ſeinen Arbeitsplatz beſitze und niemandem aus ſeinem Be— 
kenntnis zum Deutſchtum ein Schaden erwachſen dürfe. 


Es feien nicht nur bewährte Facharbeiter, ſondern auch Familienväter, die bis zu 10 Kinder hätten, 
entlafien worden, Einzelne von ihnen feien aufgefordert worden, ihre Kinder aus der deutichen Schule 


ju nehmen, anderenfalls würden fie ihre Arbeit verlieren. Daraus gehe hervor, daß einzig und alleın 
das Bekenntnis der Arbeiter zum Deutfchtum die Urfache für die Entlafjungen geweſen fet. 


Bei den deutichen Arbeitern fei eine Arbeitslofigfeit von 60 bis 80%, feftzuftellen. 


Bei den deutichen Angeftellten fei die Lage ebenfo ungünſtig. Nicht weniger als 1248 Mitglieder der 
Gewerfichaft deutfcher Angeftellter feien in den Jahren 1934 bis 1937 entlafjen worden. 


Schließlich wies Senator Wiesner darauf bin, da die Lage der fehulentlajjenen deutſchen Jugend 
ganz befonders troftlos fei, da fie feine Lehritellen befommen fonnen, und zwar nur aus dem Grunde, 
weil fie deutiche Schulen befudt Haben. Ungefähr 14 000 bis 16000 deutjche Jungen und Mädchen 
im Alter von 15 bis 18 Jahren hätten feit dem Austritt aus der Schule feine ſyſtematiſche Arbeits 
ſchulung erfahren. 


Wir müfjen leider wieder die Feſtſtellung machen, daß die Minderheitenerklärung fich auh auf dem 
wichtigen Gebiet des Arbeitsmarktes nicht in der Weife ausgewirkt hat, wie das den Qufiderungen der 
Polniſchen Regierung entſprochen hatte. 


pon Moltke 


Nr. 114 
Das Auswärtige Amt an den Deutſchen Botschafter in Warfchau 


Crlap 
Berlin, den 27. Mai 1938 


Leider Hat die Minderheitenerflärung vom 5. November v. Y. auch auf dem Schulgebiet feine Erleid)- 
terung gebradyt. 


l. Seit der Minderheitenerflärung haben die Polen 7 zum Teil fehr große deutſche Schulen ge- 
Ihlofjen, und zwar in Weltpolen Karmin, Dominowo und Stralfowo, und in Wolhynien 
Luck, Józefin, Cezaryn und Dabrowa. 


2. Bei den Verhandlungen über die Minderheitenerklärung waren wir auf Wunſch der Polen 
auf ein S\unctim für die Eröffnung des Gymnafiums in Mariemverder eingegangen. Die pol- 
nische Gegenleiftung beitand praftiich nur in der Zurückziehung mehrerer von Polen ad hoc 
getroffener Beichränfungen, nämlid): 


a) Wiedererteilung des entZogenen Offentlichkeitsvechts für die Gymnafien in Graudenz und Vofen. 
b) Erlaubnis zum Weiterbau des Gymnafiums in Bromberg. 


Obwohl die Polniſche Botſchaft bereits im Dezember v. J. die reitlofe Durchführung behauptete, 
ift dies bisher nicht erfolgt. Nach vielfachen Vorftellungen in Warichau und Berlin ift das Offent- 
lichfeitsrecht flix Geaudeng gewährt worden, während «8 für Pofen auch jest noch nicht voll 
erteilt it. Für den Neubau in Bromberg wurde nicht einmal die Beendigung des Dades vor 
dem Winter genehmigt, fo daß Witterungsſchäden entitanden. Nachdem feitens der Botſchaft fürzlid) 
die Weiterbanerlaubnis durchgeſetzt worden ift, haben fofort baupolizeiliche Schifanen einaefekt, Fo 
daß der Bau praftijch weiter ftilliegt. Wir warten nunmehr fon faft ein aanzes Jahr auf 
Erfüllung der polnischen Sufage, während wir unfererfeits unfere Sufage fofort erfüllt haben *. 


3. Aus früherer Seit befteht noch ein Junctim zwifchen dem Neubau des Kindergartens in Poſenbrück 
und dem Neubau der deutichen Privatichule in Neutomifchel, das gleichfalls nur auf deuticher 
Seite erfüllt worden ift. Der deutfche Neubau fteht feit 1930 unbenußt. Trog der Minderheiten 
erflärung nehmen die Polen die im Schulſtreik befindlichen deutſchen Eltern in Neutomifchel in 
ſchwere Strafen. 


Abjchließend fann gefagt werden, daß die endliche Erfüllung der beiden genannten Sunctim (Siffer 2 
und 3) weitere Verbandlungen erleichtern würde. Die Einrichtung einer Gemifchten Kommiffion fönnte 
auch auf diefem Gebiet qute Erfolge haben. A 

Im Auftrag 


von Swardowfki 


= Val. Nr. 111. 
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Nr. 115 
Der Deutfche Sefchäftsträger in Warfchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 
s | Warichau, den 30. Juli 1938 


Ich Habe Heute weifungsgemäß den Kabinettschef des Polniſchen Außenminifters Grafen Eubienjfi auf- 
ejucht und babe ihn um eine Aufklärung wegen des kürzlich ergangenen Berbots des Weiterbaues der 
eutichen Schule in Bromberg gebeten. Graf Eubienffi erklärte mir, daß Außenminifter Bed, mit dem 

er nod) vor feiner geftern erfolgten Abreife über die Angelegenheit geiprochen habe, ihn ermächtigt Habe, 
mir mitzuteilen, daß man polnischerjeit8 an dem zwilchen ihm und dem Botichafter von Moltfe verein- 
barten gentlemen-agreement * fejthalten wolle, obwohl fic) der Außenminifter nicht recht entfinnen fünne, 
dab als Gegenleiftung für die Genehmigung des polnischen Gymnafiums in Marienwerder auf polnischer 
Seite außer der Erteilung der Offentlichfeitsrechte für die deutichen Gymnafien in Pofen und Graudenz 
aud) die Erlaubnis zum Weiterbau der Schule in Bromberg urfprünglich verfprochen worden fei. Er 
Lubienſki) habe fic) inzwilchen über die technifche Seite der Angelegenheit informiert und er hoffe, das 
| jest ausgefprochene Verbot kurzerhand wieder rückgängig maden zu können. Nad) der Rückkehr von 
Oslo will er mir weitere Nachricht über den Erfolg feiner Schritte zufommen laffen. 


— — ——— 


von Wühliſch 


Nr. 116 
Der Deutſche Botſchafter in Warſchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warſchau, den 23. Auguſt 1938 


Die vom Generalkonſulat Thorn gemeldeten deutſchfeindlichen Kundgebungen des Weſtverbandes ſind 
um Gegenſtand einer eingehenden Beſprechung mit Herrn Kunicki gemacht worden. Hierbei wurde 
arauf hingewieſen, daß dieſe Kundgebungen einen ausgeſprochen deutſchfeindlichen Charakter getragen 
hätten, was fidh ja bei den Demonftrationen vor dem deutſchen Generalkonſulat klar gezeigt habe. Aud 
die Tatlache, daß kürzlich im Konſulatsgebäude Fenfterfcheiben eingefchlagen wurden, ift in dieſem 
Zufammenbange zur Sprade gebracht worden, mit dem Exjuchen, dafür zu jorgen, daß derartige 
Vorkommniſſe in Qufunft fih nicht wiederholen mögen. 


Ferner ift weilungsgemäß darauf Hingewiefen worden, daß wir den wirtichaftlichen Boykott gegen 
das Deutfchtum, der immer größere Ausmaße annehme, als ſchwere Belaftung für das deutich-polnische 
Verhältnis empfänden. Da alle diefe Aktionen immer wieder von dem polnischen Weftverbande aug- 
gingen, müßten wir dringend bitten, nunmehr unverzüglich gegen dieje Organifation vorzugehen. Die 
gegenwärtige, höchft unbefriedigende Lage fünne weder in unferem nod) im polnijchen nterefje liegen 
und e8 fei zu hoffen, daß die Dolnifde Regierung fidh endlich zu durdhgreifenden Maßnahmen ent- 
ſchließen werde. 


von Moltke 
Nr. 117 
Der Deutfche Botjchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Warſchau, den 2. September 1938 


Die Haltung der polnischen Preffe und anderer Faktoren der polniſchen Öffentlichkeit Deutichland 
gegenüber ift in der legten Zeit unverfennbar ſchlechter geworden. Sie war niemals befriedigend und 
blieb ftet8 Hinter den Erwartungen zurück, die deutſcherſeits vielfach an das politische Abfommen ** und 
an die Vreffeabrede von 1934 *** gefniipft worden waren. Die dem Polnischen Außenminifterium nahe- 
ftehenden Zeitungen und fonftigen meinungspolitiichen Faktoren zeigten zwar meift ein forreftes 








* Bal. Nr. 111. 
** Mal, Nr. 37. 
*** Vgl. Nr. 77, Anm **. 
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Verhalten und in manden, befonders außenpolitifchen Fragen öfters aud) eine mes zu beurteilende 
Ginftellung, aber nicht einmal das fogenannte Lager der Nationalen Einigung, d. b. ie zwecks Ge- 
winnung dev »Maffen« für das herrſchende Syſtem gejchaffene regierungsparteilide Organifation, 
verzichtet Darauf, im Wettbewerb mit den übrigen politischen Gruppen antideutſche Schlagworte aus: 
zufpielen, um dadurch an Popularität zu gewinnen. 


Die Polniſche Regierung verhält fich diefen Vorgängen gegenüber reichlich vefewiert; jedenfalls find 
Anzeichen für eine energifdere Gegemvirfung nicht vorhanden. Es mag zugegeben werden, dağ die 
polniſchen Behörden in ihren Einflußmöglichkeiten auf die Preſſe beſchränkt find, aber eine fo weit- 
gehende Vaffiwität fann dod) wohl nur dadurch erflärt werden, dağ die Regierung fih ſcheut, ihre 
Machtmittel zum Schuß der unpopuldren deutichen Belange einzufegen, während fie für ihre eigenen 
Intereſſen eine weit guößere Energie aufbringt. Und daß man 3. B. nicht in der Lage fein follte, die 
wiederholten aufreizenden Demonftrationen in den Städten der Weftgebiete, die von dem der Regierung 
nabeftehenden Weftmarfenverband in Szene gefebt werden, zu verhindern, fcheint wenig glaubwürdig. 


E3 fann der Regierung niht verborgen fein, daß dieje paffive Haltung allmählich eine Atmoſphärr 
entitehen läßt, die mit der deutfd-polnifdjen Verftändigungspolitif immer ſchwerer in Einklang zu 
bringen ift. Freilich Hat man hier Deutjchland gegenüber niemals ſehr herzliche Töne angelchlagen 
und namentlich in Eritifchen Momenten wurde von jeher Wert darauf gelegt, die Beziehungen nicht zu 
eng ericheinen zu laffen. Aber dağ jest z.B. vor einem deutfchen Generalfonjulat ungehindert der 
Haßgeſang des »Rota«-Liedes ertönen fonnte, ift dod) immerhin ein Vorgang, der feit 1934 nicht 
mehr zu beobachten war. Es ift offenfichtlich, daß die Beckſche Politié heute nod) weniger populär ift 
als früher und daß der Außenminifter felbft fih Zurüdhaltung auferlegen muß. Wir haben ja in 
dem bekannten Fall des deutichen Gymnafiums in Bromberg, wo ganz offenbar das mit Bed abgeichlofiene 
gentlemen-agreement von feiten der inneren Verwaltung fabotiert worden ijt”, ein deutliches An: 
eiden für die inneren Spannungen gehabt, die hier vorhanden find, Und in der Tat feint in dev 
Regierung gerade hinfichtli der Deutichlandpolitif Becks eine nicht ganz einheitliche Beurteilung Vor 
zuliegen. Jedenfalls ift mit Wahrfcheinlichkeit anzunehmen, daß fowohl der Kriegsminifter wie Mar 
ſchall 8migly⸗Rydz die Beckſche Volitit nicht mit ganzen Herzen mitmachen. In diejem Sufammenbang 
iſt auch intereffant, daß jelbit ein alter Borfampfer der Verftandigung mit Deutſchland, wie der Chef 
redaftenr des Wilnaer »Slowo« Mackiewicz, unlangft in einem faft fenfationell wirfenden Artikel Becks 
Politik angegriffen hat, mit dem Vorwurf, daß er über der Freundſchaft mit Deutichland die Be- 
siebungen zu frankreich und England vernachläffige und aus dem Zufammengeben mit Deutichland Feine 
entiprechenden Vorteile fiir Polen gewonnen habe. 


Ich Habe die ungünftige Entwicklung dev Hiefigen öffentliden Meinung und die befonders deutſch— 
feindlichen Kundgebungen der legten Zeit, nahdem ich bereits vor einigen Tagen das aleihe Thema bei 
dein Stellvertretenden Vizeminifter Arciſzewſki angefenitten hatte, geftern auch noch Herrin Beek gegen- 
über in ernfter Form zur Sprache gebracht. Herr Beek beftritt nicht, daß die Lage unbefriedigend fei; 
er habe gleich nach feiner Rückkehr vom Urlaub von fih aus den Minifterpräfidenten darauf aufmerkſam 
aemacht und bei diefem volles Verftändnis gefunden. Auf meine Bemerkung, daß wir nicht verftehen 
tönnten, warum nidyt wenigitens den wiederbolten Demonftrationen des Weftverbandes ein Riegel vor 
geſchoben werde, erwiderte Herr Beek, e8 fei nicht zweckmäßig, ledialidh mit Verboten vorzuachen, jondern 
manchmal beffer, ein Ventil zu öffnen. Man hatte fid) deshalb darauf beſchränkt, die fehr viel weiter 
chenden Abfichten der Demonftranten auf ein aeringered Mah zurüczufchrauben. Am übrigen ver 
ſuchte Herr Bed die gegen Deutichland gerichteten Anariffe in ihrer Bedeutung abzuſchwächen und ver 
jicherte, daß die Regierung fic) in Feiner Weiſe durch die Nervofitat der öffentlichen Meinung beeinfluffen 
lafje, Sondern an der alten politifchen Linie fefthalte. 


Wenn Herr Beef diefe Außerung auch in ſehr beftimmeter Form machte, fo wird man fich doch nicht 


darüber täufchen Dürfen, daß Hier bereits jekt eine für uns unfreundliche Stimmung vorhanden ift, die 
die Entjchlußfreibeit der Regierung in enticheidenden Fragen immerhin beeinfluffen Eönnte. 


pon Moltke 


* Val. Nr.111, 114 und 115 
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Vil. Der Deutfch:Bolnifche Notenaustaujch über das Olja-Gebiet 
und das Bolnifche Borgeben gegen die dortige Deutſche Bolksgruppe 


(Oktober 1938 bis März 1939) 


Nr. 118 


Das Auswärtige Amt an den Deutfchen Botjchafter in Warjchau 
Erlaß 
Berlin, den 15. Oftober 1938 
Eine Zufammenftellung von Meldungen über deutichfeindliche Vorgänge im Olja-Gebiet ift Heute dem 
Erſten Sekretär der Polniſchen Botſchaft Herein Malhomme mit dem Bemerken übergeben worden, daf 
| die betreffenden Nachrichten zwar nod) nicht hätten nachgeprüft werden fonnen, daß aber, wenn fie aud) 
nur zum Teil der Wirklichfeit entfprächen, die Lage in diefem Gebiet vom deutſchen Standpunkt aus 
als höchſt unerfreulic) bezeichnet werden miiffe. Herr Malhomme ift gleichzeitig auf die guoße Erregung 
hingewiefen worden, die durch das gemeldete polnifche Vorgehen in deutjchen Kreifen weit über das 
Grenzgebiet hinaus hervorgerufen worden ift. Ex wurde gebeten, feiner Regierung von der Zujammen- 
telung zwecks Veranlaffung de8 Exforderlichen Kenntnis zu geben und verjprach, noh mit dem heute 
abgehenden Kurier nah Warſchau berichten zu wollen. 


Ich bitte, aud) dortſeits tunlichjt bald im Polniſchen Außenminifterium ernfte Vorjtellungen zu erheben 
und über das VeranlaGte zu berichten *. 


Im Auftrag 


Fürft von Bismarck 


Nr. 119 
Der Deutjche Botjchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 
l Bericht 
Marichau, den 25, Oftober 1938 
| Der Notenaustaufch, betreffend die Behandlung der deutjchen Minderheit in Tejchen, ift am 
18./20. d. M. vollzogen worden. An der Anlage beehre ich mich, die beiden Noten vorzulegen. 


von Moltke 


Anlagen 


Der Deutjche Botfchafter in Warjchau 
an den Polnischen Minifter für Auswärtige Angelegenheiten 


Warichau, den 18. Oftober 1938 
Herr Minifter! 

Im Hinblick auf die Angliederung bisher tſchechiſchen Gebietes an den Polniſchen Staat beehre id 
mich auftragggemäß, die Aufmerkfamfeit Euerer Erzellenz auf einen Umftand zu lenten, dem die Deutjche 
Regierung in Übereinftimmung mit der öffentlichen Meinung in Deutichland befondere Wichtigkeit 
beimißt, 

An den genannten Gebieten ift eine erhebliche Anzahl von Angehörigen des deutichen Volkstums an 
ſäfſig, die befonders dort, wo fie in arößeren Gruppen zufammenmwohnen, eigene foziale und fulturelle 


* In Verfolg der daraufhin im Volnifchen Außenminiftertum eingeleiteten Befprechungen wurde vereinbart, Durch einen 
Notenwechfel die Anwendung der Minderheitenerklärung vom 5. November 1937 (val. Nr. 101) auf die deutfche Minderheit 
im Olfagebiet bzw. auf die polnische Minderheit im Subetenaebiet auszudehnen (val. Nr. 119). 
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Cinridtunaen unterhalten. Die Deutſche Regierung geht davon aus, dab fidh die freundſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen wiſchen Deutſchland und Volen, die fih bei der Behandlung des tſchechiſchen Problems er 
neut bewährt baben, fünftia auc bei der Behandlung derjenigen Deutichen als wirffam erweiſen, die 
nunmebr Anaeböriae dei Volnivden Staates werden. Die Deutjche Regierung erwartet. deshalb, daß 
diefe Deutichen nad den Zeiten der Bedrückung, die fie durchlebt haben, feitens der polnischen Behörden 
eine Bebandluna erfahren. die den feinerzeit von beiden Seiten abgegebenen Minderheitenerflarungen * 
entipricht, und dak fie demgemäß nicht mar ihren gegenwärtigen fulturellen Beſitzſtand aufrechterbalten 
fönnen, fondern darüber binaus im Nabmen des Volniſchen Staates glücklichere Dafeinsbedingungen 
finden werden, als fie ihnen bisher zuteil geworden find. 


Ebenso halt die Deutiche Regierung es für jelbftveritändlich, daß den deutichen Reichsangehörigen, die 
in den bezeichneten Gebieten wohnen, aus dem Wechiel der Staatsgewalt keinerlei Nachteile erwachien 
und daf fie insbefondere in der Durchführung ihrer bisherigen Berufstätigkeit nicht beeintradtigt 
werden. 


Ich bin beauftragt zu erklären, daß die Deutiche Regierung ihrerfeits ihr Verhalten nad) den gleichen 
Grundſätzen gegenüber polnifden Volfs- oder Staatsangehörigen regeln wird, die fi) in dem Gebiet 
befinden, das jest aus tichecbiicher in deutſche Staatsgewalt überführt wird. 


Soweit polnische Wolfs- oder Staatsangehörige in den jest Deutjchland zufallenden Gebieten und 
foweit umgekehrt deutiche Volfs- oder Staatsangehdrige in den jest Volen zufallenden Gebieten den 
Munich haben, das Staatsaebiet zu verlafen, ichläat die Deutſche Regierung vor, die fih hieraus er- 
aebenden Fragen alsbald durd eine befondere Vereinbarung zu regeln. 


Genehmigen Sie, uf. 
von Moltke 


Der Polnifche Minister für Auswärtige Angelegenheiten 
an den Deutfchen Botjchafter in Warjchau 


(Überiekung) 


Warfdau, den 20. Oftober 1938 
Herr Botichafter! 
ich beehre mich, den Empfang des Schreibens Euerer Erzellenz; vom 18. Oftober 1938 zu beftätigen, in 
welchem Euere Erzellenz auf gewiffe Sentren von Verfonen deutichen Volkstums aufmerkſam machen, die 
fic) in den legtbin Volen durch die Tichechojlowafei zurücdgegebenen Gebieten befinden. Es handelt ſich 
hierbei um Verionen, die polniſche Staatäbürger werden. 


ch möchte vor allem der Überzeugung Ausdrud verleihen, daß die Anwendung der deutſch-polniſchen 
Minderheitenerflarung vom 5. November 1937 * auf diefe Minderheit wie auch auf die polnische Minder- 
beit, welde auf Grund der lesthin durchgeführten territorialen Änderungen zum Deutichen Reich qe 
tommen ift und die ebenfalls grofere geſchloſſene Sentren aufweit, diefen Minderheiten nicht nur die Moa- 
lichfeit geben wird, ihren bisherigen fulturellen Sefigftand zu behaupten, fondern ihnen auch alüd- 
lichere Dafeinsbedinaungen verſchaffen wird, als das bis jest der Fall war. “= 


Much bezüglich der Frage des Aufenthalts deutidher Staatsangehöriger in dem beſagten Gebiet wird 
die Volnifche Regierung eine wohlwollende Saltung unter der Bedingung der Gegenfeitigtcit und unter 
der ſelbſtberſtändlichen Wahrung der im polniichen Staate geltenden Gefeße einnehmen. 


Serner ift die Volniihe Regierung aud bezüglich der Perſonen, welche die Gebiete, die fie jest be 


wohnen, verlafen wollen, überzeugt, daß fic) dieles Problem für den Fall, daß e8 aktuell wird 


Sige —— günſtig 
und ohne Nachteil für beide Staaten wird regeln laſſen. 


Schließlich beehre ich mid der Überzeugung Ausdruck zu geben, dağ die Atmoſphäre der zwiſchen 
beiden Staaten herrſchenden freundſchaftlichen Beziehungen zu einer Regelung der obigen Fragen bei— 
tragen wird. 

Genehmigen Sie, uſw. 

Der Miniſter 
In Vertretung 


Szembek 
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Nr. 120 
Der Reichsminifter des Innern an das Auswärtige Amt 


Berlin, den 5. November 1938 


Als Rückwirkung der Entdeutichungsmaßnahmen, die mit dev Befesung des Tejchener Gebiets durch 
polnifche Truppen begonnen haben, it ein außerordentlid) ftarfer Sujtrom von Flüchtlingen feſtzu— 
fellen. Allein in den mir unterftehenden Flüchtlingslagern wurden bis zum heutigen Tage über 
5 000 Verfonen gezählt. Abgejehen hiervon find noc viele Flüchtlinge über die Reichsgrenze gefommen, 
die fich in feinem Lager gemeldet haben. Deren Zahl dürfte ebenfalls in die Laufende gehen. Ungefähr 
30 big 40°/, der deutichen Bevölkerung des Tejchener Landes dürfte bereits die Heimat verlafien haben.“ 
Trog der von deutjcher Seite angeordneten Grenziperre kommen auc) jest nod) täglich ungefähr 
120 Flüchtlinge über die Grenze, da fie im Oljagebiet dem Hunger preisgegeben find. 


Bon den Flüchtlingen wird nur ein geringer Teil in die Heimat zurüctehren fonnen, da den meijten 
polnifderfeits der Grenzübertritt nur gegen den ſchriftlichen Verzicht auf die Rückkehr erlaubt worden ift. 
Im Auftrag 


Bollert 


Nr. 121 
Das Auswärtige Amt an den Deutfchen Sefchäftsträger in Warjchau 


Erlaß 
Berlin, den 26. November 1938 


Nach den von den verſchiedenſten Stellen hier eingegangenen Informationen dauert die Entdeutſchung 
des Olſagebiets durch polniſche Maßnahmen trotz des Notenwechſels mit der Polniſchen Regierung über 
den Schutz der Minderheiten unvermindert an. Dieſe Maßnahmen liegen insbeſondere auf folgenden 
Gebieten: 

a. Verdrängung vom Arbeitsplatz 


Den deutichen Arbeitnehmern wird in der Regel entweder von ihrem Arbeitgeber oder behördlicher: 
ſeits eröffnet, daß fie mit einer Weiterbeihäftigung nur rechnen könnten, wenn fie nad) drei Monaten 
den Nachweis der Beherrſchung der polniſchen Sprache erbracht hätten. Gn einigen Betrieben, 3. B. im 
Eiſenwerk Trzynietz, wurde den Arbeitern der Zutritt nur gegen Vorzeigung eines Ausweiſes einer 
polnifdjen Organifation gejtattet, wenn fie auf einer Unbedenklichkeitslifte verzeichnet waren. Durd) 
foldje Bedingungen werden die Arbeitnehmer praftifch gezwungen, fon jegt ihre Stellungen aufzugeben. 
In zahlreichen Fallen find deutjche Arbeiter fogar fofort nach der Belebung des Landes durd Die 
volnifchen Truppen entweder ohne Weiterzahlung der Löhne und Gehälter HiS auf weiteres beurlaubt 
oder aud) entlaffen worden, während gleichzeitig polniſchſtämmige Arbeiter neu eingeftellt wurden. In 
den Freiſtädter Gnduftriewerfen ift gerade in den legten Tagen wieder zahlreichen deutichitämmigen 
Arbeitern zum nächitzuläffigen Termin gekündigt worden. Betroffen werden vornehmlih Familien- 
väter, die ihre Kinder nicht zur polnifchen Schule angemeldet haben. In Oberberg erhielten in der 
vorigen Woche jämtliche Arbeiter und Angeftellten der Ölraffinerie »Odra«, foweit fie dem deutſchen 
Roltstum angehören, die Kündigung zum 31. Dezember d. J., das Nöhrenwalzwert Hahn in Neu 
Oderberg hat etwa 50 deutſchſtämmigen Angeftellten und über 100 deutichen Arbeitern zum 31. Dezember 
1938 aefündigt. 


Neben Arbeitern und fleinen Angeftellten von privaten Betrieben find in zahlreichen Fällen aud) 
leitende deutichftämmige Beamte, wie Ingenieure und Direktoren, entlafjen oder ohne Meiterzahlung des 
Gehalts big auf weiteres beurlaubt worden. 


b. Einftellung der Zahlungen an Penfionare 


Soweit frühere Arbeiter, Angeftellte und Beamte bisher von den tſchechiſchen Arbeitgebern oder ihren 
Verbänden oder vom Staat bzw. den Gemeinden Unterftügungen oder Penfionen erhielten, werden diefe 
jeit dem Souveränitätswechjel nicht mehr gezablt. Die betroffenen Familien find nunmehr völlig 
mittellos. Die Folge ift, bak aud) in diefen Kreifen des Deutſchtums eine troftloje wirtichaftliche Lage 
herr} dt. 


— — 





* Dieſer Hundertſatz hat ſich, einer weiteren Mitteilung des Reichsminiſters des Innern zufolge, im Laufe der folgenden 
Wochen noch weſentlich erhöht 
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c. Behinderung dex deutfchen Betriebe durch Qwangsverwalter 


Die bei der Befesung in deutſche Betriebe eingefesten polnijchen Zwangsverwalter ſind bisher nicht 
zurückgezogen worden. Durch dieje Zwangsverwaltungen wird die Führung dev Betriebe in unerträg— 
licher Weiſe erſchwert, der Betrieb letzten Endes ſogar ruiniert. 


d. Schwierigkeiten bei der Erteilung von Nückreiſeſichtvermerken an Reichsdeutſche 
in wirtichaftliden Stellungen 


Bei der Erteilung von Nüchreifefichtvermerfen für Neichsangebörige, die im Olfagebiet wirtichaftlid) 
tätig find und aus beruflichen Gründen genötigt find, häufig Reifen in das Ausland zu unternehmen, 
werden feitens der zuftändigen polnischen Stellen fo große Schwierigfeiten gemacht, daß diefen Derjonen 
ihre Berufsausübung wefentlich erichwert, teilweife fogar unterbunden wird. 


e. Schädigungen des deutjchen Schulweſens 


Mäbrend der Betrieb der polnischen Schulen feit Wochen in vollem Gange ift, werden der Wieder- 
eröffnung der deutichen Schulen alle nur erdenklichen Schwierigkeiten bereitet. So find 3. B. zahlreichen 
deutichen Eltern fchulpflichtiaer Kinder fchriftlihe Aufforderungen des Inhalts zugegangen, daß Die 
Ceituna der am Ort befindlichen polnischen Schule fie letztmalig auffordere, ihre Kinder innerhalb von 
24 Stunden nach der Quftellung diefer Aufforderung bei der polniſchen Schule einzuichreiben, andern- 
falls fie beftraft oder ausgewiejen werden würden. 


Wenn trog diefer Drohungen die deutichen Eltern ihre Kinder zu einer deutichen Schule anmelden, 
fo werden wiederum bei diefer Anmeldung die größten Schwierigfeiten in Form von Prüfungen gemacht, 
durch die die Quaehbrigkeit zum Deutſchtum in Zweifel gezogen werden foll. So gebt 3. B. der Rominiffar 
für das deutiche Schulwefen in New-Oderberg in der Weife vor, daß ex zunächſt einmal die angemeldeten 
Schüler polnisch anſpricht. Antworten fie ihm polniſch, fo lehnt er die Einschreibung entweder von vorn- 
herein ab oder fragt fie nocd) nadh befannten Verfönlichkeiten der polnischen Geſchichte. Zeigt fih das 
angemeldete Rind darüber einigermaßen unterrichtet, fo wird e8 ohne weiteres an die polnische Schule 
verwiejen. Kommen trog aller diefer Verfuche einige Einfchreibungen zultande, fo werden die Verband 
[ungen mit den nod nicht abgefertiqten Eltern plößlich auf den nächiten Tag verichoben, in der Erwar 
ting, daß fih Rinder und Eltern doch nod) für die polniſche Schule entfcheiden werden. Der polnische 
Direltor des deutichen Gymnafiums in New-Oderbera bat zahlreiche Anmeldungen von einwandfreien 
Volksdeutſchen ledialich mit der Begründung zurüdgewielen, daß die angemeldeten Kinder polnische 
Namen führten. Die Einfchreibungen deuticher Kinder in die deutiche Schule in Tefehen wurde von dem 
polnischen Lehrer Cachl aus Kattowik dadurch fabotiert, daß er zu den Verhandlungen mit den deutichen 
Eltern Polizeibeamte binzuzog, die auf die Eltern mit Gummiknüppeln einichlugen, wenn fie auf der 
Finichreibung für die deutiche Schule beftanden. In zahlreichen Fällen haben folche Eltern dem gewalt- 
jamen Orud nachaegeben. Ein weiteres Mittel, bas deutiche Schulwelen zu fehadigen, it die Feſtſetzung 
weientlich böberer Schulaelder bei deutichen Schulen im Vergleich zu den polnischen. any a 

Der Erfolg aller diefer Maßnahmen ift ein fataftrophaler Rückgang des aefamten deutſchen Schul. 
weiens, Während vor der Befebung Teichens durch die Dolen dort 4 bochoraanifierte öffentliche und 
| private Volksſchule, 2 öffentliche und 1 private Bürgerſchule, 1 Gyinnafium, 1 NRealichule, 1 Sandels- 
idjule, 1 ftaatliche Eehrerbildungsanftalt und eine private Pehrerinnenbildungsanitalt vorhanden waren, 
eriftiert zur Qeit nur noch eine einzige, noch dazu einflaffige deutiche Volksschule. Bon den friiheren 
680 bis 700 Schitlern des Gymnaſiums in Neu-Oderberg find ledialich 150 wieder einaeichrieben worden. 
Die deutiche Vürgerfchule in Neu-Oderberg, die von mehr als 400 Schülern beiucht wurde, ift nod 
gänzlich geſchloſſen. 


Insgeſamt ſollen bisher etwa nur ein Zehntel der deutſchen Kinder, die bisher deutſche Schulen 
beſucht haben, wieder zu deutſchen Schulen angemeldet worden fein. - 


Naturqemak muß diefer ſtarke Rückgang der Schülerzabl zahlreiche Entlaffungen deuticher Lehrer 
zur Folge haben, die inzwiſchen auch zum größten Teil abgewandert find. | 


Ich bitte, die vorftehend gekennzeichnete unerträgliche Lage des Deutichtums im Tefdener Gebiet im 
Polniſchen Außenminifterium eingehend darzulegen und unter Berufung auf den Notenwechiel vom 
18./20. Oftober 1938 mit allem Nachdruc zu fordern, daß die Volnifche Regierung nunmehr dort 
endlich einen den gegebenen Qufiderungen entiprechenden Zuſtand herſtellt. y 


Im Auftrag 


Woermann 
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Nr. 122 
Der Deutjche Sefchäftsträger in Warfhau an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Warſchau, den 6. Dezember 1938 


Wegen der Entdeutichungsmahnahmen im Olfa-Gebiet habe ic) weilungsgemäß jehr ernfte und nady 
drückliche Vorftellungen im Polniſchen Außenminifterium erhoben,“ wobei id) die unerträgliche Lage des 
Deutichtums mündlich eingehend dargelegt und auch ein Aide-Mempire, in dem unfere Beſchwerde— 
punfte vorgebracht werden, übergeben Habe. 

Der Stellvertretende Leiter dex Weftabteilung Herr Kunicki, mit dem ich die Unterhaltung führte, 
erklärte, daß er über die Einzelheiten der polniſchen Maßnahmen im Olfa-Gebiet nicht unterrichtet 
fet, daß er aber fofort Nachforichungen anftellen und fich dex Angelegenheit mit befonderem Intereſſe an- 
nehmen wolle, Er fagte zu, fobald als möglich eine Antwort zu erteilen. 


von Wühlich 
Nr. 123 
Der Deutfche Botfchafter in Warjchau an das Auswärtige Amt 
Bericht ' 


Marichau, den 20. Dezember 1938 

Auf die von der Botichaft erhobenen Vorjtellungen wegen der Entdeutihungsmaßnahmen im Olfa- 
Gebiet Hat der Stellvertretende Leiter der Weftabteilung Herr Kunicki heute eine vorläufige Antwort 
erteilt. 

Bei diejer Gelegenheit übergab ex auch eine Notiz, die fic) jedod) meritorisch mit unferer Beſchwerde 
nur befaßt, foweit fie fich auf die Lage der Neichsdeutfchen bezieht. Da das Polniſche Aubenminifterium 
auf dem arundiäslichen Standpunkt fteht, daß Neklamationen für Minderheitsangehörige unter Ber- 
meidung des diplomatischen Weges unmittelbar von den Minderheitsorganen bei den polnischen Be- 
hörden vorgebracdht werden follen, hat e8 fih wegen der verichledenen von uns vorgebrachten Beſchwerde— 
punkte bezüglich der Minderheitsangehörigen auf eine mündliche Antwort beſchränkt. 


Bezüglich der Verdrängung vom Arbeitsplage führte Herr Kunicki aus, dağ den polnischen Behörden 
feine genauen Zahlen über die Arbeiterentlaffungen vorlägen, daß wegen der Umftellung der Wirtichaft 
auf die polnischen Verhaltniffe in dev Tat Entlaffungen hätten ftattfinden müffen, daß diefe aber gleidh- 
mäßig pokniſche und deutiche Arbeiter betrafen, 

Die Frage der Auszahlung der Denfionen fei inzwifchen zum Teil bereinigt worden. Mit einer 
völligen Erledigung diefer Angelegenheit fet in furzer Zeit zu rechnen. 


Die in die deutfchen Betriebe eingefeßten Qwangsverwalter feien zum Teil bereits zurückgezogen 
worden. Herr Kunicki bat, ihm fonfrete Fälle zu diefem Thema zu benennen. 


Bezüglich der Schädiqungen des deutichen Schulwefens erklärte Herr Kunicki, daß im Olja-Gebiet 
inzwiſchen úber 1000 Kinder zum Befuch der deutfchen Schulen eingetragen worden feien. Er entnehme 
diefe Zahl einem Bericht, der aus den erften Tagen des Oezembers ftamine. Auf Grund der erfolgten 
Eintragungen Sollten nunmehr folgende deutjche Schulen eröffnet werden: 


in Oderbera ein Gymnafium, eine Bürgerichule und eine Volksſchule, 
in Tefehen eine Bürgerſchule, eine Volksſchule und eine Mädchenſchule. 


Ferner würden an der polnifchen Schule in Pudlow deutiche Klaſſen eingerichtet werden. In Karwin 
und Freiftadt fei die Zahl der deutichen Kinder zu gering, fo daß auf Grund der beftehenden Vorſchriften 
deutfche Schulen an diefen Orten nicht eröffnet werden könnten. 


Herr Kunicki erflärte abichließend, daß die Sentralbehörden auf dem Standpunkt ftänden, daß auch 
in dem Olfa-Gebiet die deutich-polnische Minderheitenerflärung unbedingt anzuwenden fei und daß die 
örtlichen Behörden entiprechende Weifungen erhalten hätten. Er müffe zugeben, daß in der erften Zeit 
nach der Machtübernahme durch die Polen in diefem Gebiet Maßnahmen getroffen worden feien, wie 
fie bei einem normalen Funktionieren des Verwaltungsapparates nicht vorgefommen wären. Er gab 
der beftimmten Zuverficht Ausdrud, daß in abjehbarer Zeit auch im Olfa-Gebiet die Verbältniffe in ein 
rubhigeres Geleife fommen würden. 


von Moltke 


* Auch dem Polnischen Außenminifter gegenüber hat der Deutjche Botſchafter diefe Fragen in ernfter Form zur Sprache 
gebracht. (Bgl. Nr. 199.) 
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Nr. 124 
Der Deutfche Konful in Sefchen an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Teichen, den 4. Januar 1939 


Nach einer vertraulichen Mitteilung des Direktors Olfzaf liegt bereits eine nachdrückl iche Weifung 
des Woiwoden vor, alle nichtpolnifden Arbeiter und Angeftellten ohne Rückſicht auf irgendwelche für 
die Werke nachteilige Folgen zu entlaſſen. 


pon der Damerau 


Nr. 125 
Das Auswärtige Amt an den Deutjchen Botfchafter in Warſchau 


Erlaß 
Berlin, den 1. Februar 1939 


Entgegen den Erklärungen des Stellvertretenden Leiters der Weſtabteilung im Polniſchen Außen— 
minifterium* haben bisher die Entdeutſchungsmaßnahmen im Olfa-Gebiet nicht aufgehört, vielmehr wird 
nach den Hier vorliegenden Informationen weiter mit allen Mitteln verfucht, die dortige deutſche Bolts- 
gruppe zu verdrängen. 


Am einzelnen ift in Ergänzung des Erlafjes vom 26. November 19357" folgendes zu bemerken: 


a. Verdrängung vom Arbeitsplaß 


Die Entlafjung volksdeutſcher und auch reichsdeutſcher Arbeitskräfte wird in jüngiter Seit in ver- 
Ichärftem Maße betrieben. Wie aus den dort vorliegenden Berichten des Konfulats Teſchen hervorgeht, 
lind beim Trzyniecer Eifenwerf der Berge und Hüttengewerkſchaft und bei den unter polnifcher Ceitung 
ſtehenden Graf Lariſch-Mönnich'ſchen Betrieben in Karwin und Petrowitz um die Jahresmende wieder 
zahlreiche Entlafjungen von Deutjchen erfolgt. 


b. Einftellung der Qablungen an Venfionare 


Außer der Frage der Weiterzablung der bisher von tichechifcher Seite (Staat, Gemeinde uſw.) gezahlten 
Venfionen an volfsdentiche Beamte, Angeftellte, Lehrer, Witwen u. dal. im Olfa-Gebiet bedarf auch die 
Fraae der weiteren Verforqung volfsdeuticher Kriegsbefchädigter, Kriegshinterbliebener und ehemaliger 
Berufsmilitärperfonen fowie ihrer Hinterbliebenen in dem polnisch gewordenen tichecbo-flowatiichen 
Gebiet einer grundfäglichen Regelung. Die Verforgung diefer Perfonengruppen der ebemaligen 
öfterreichifch-ungarifchen Wehrmacht obliegt Polen als Nachfolgeftaat zweifellos auch dann, wenn diefe 
ingwifchen durch einfeitige polnische Regelung ftaatenlos geworden find. | 


c. Schädiaungen des deutfchen Schulmeiens 


Die von Herrin Kunicki infoweit angegebenen Zahlen find der befte Beweis für die Berechtiquna 
unserer Beſchwerde. Nach feinen Ausführungen find gegenwärtig in ſechs deutichen Schulen des Mia 
Gebietes 1 OVO Schüler angemeldet, während früher dreizehn Anitalten von über 3 000 deutfchen Gin 
dern befudyt wurden. - 


Bezüglich der deutſchen Schulen in Freiftadt und Karwin, die nah Angabe des Herrin Kunicki nicht 
wieder eröffnet worden find, weil zu wenig deutiche Kinder vorhanden geweſen feien, liegen hier 
Meldungen vor, nad) denen zahlreiche Eltern ihre Kinder zum Sehulbefucy anmelden wollten, aber ab: 
gewieſen worden find. Aud in Karwin und Peterswald wurden Gründungsverfammlungen der d t 
ichen Schulvereine im legten Augenblid verboten. : 2 * 


Zu erwähnen ift in dieſem Zuſammenhang, dağ aud) die deutſchen Büchereien im Olſa Gebiet bisher 
nicht wieder eröffnet werden durften. 





* Val. Mr. 123. 
** Bal. Mr. 121. 
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d. Ausweifungen (Evafuierungen) aus der Grenzjone 


Nachdem bereits in den Monaten Oktober, November und Dezember 1938 fortgeſetzt Volksdeutſche 
in beträchtlicher Zahl veranlaßt worden find, das Olfa-Gebiet zu verlaſſen, find nad) den Feſtſtellungen 
der innexdeutichen Stellen Anfang Januar weitere 250 voltsdeutfche Familien aus dem dortigen Gebiet 
ausgewiefen worden. Die Gründe für diefe Ausweijungen find bisher nicht befannt geworden. 


Bei diefer Sachlage bitte ich, abermals im dortigen Außenminifterium gegen die fyftematifde Ent- 
deutichung des Olfa-Gebietes nachdrüdlichite Vorftellungen zu erheben, 


Falls die Polniſche Regierung unferen bevedhtigten Wünfchen in bezug auf die gleichartige Behand» 
fung der Deutſchen im Olfa-Gebiet aud) in Zukunft nicht Rechnung tragen follte, würden wir genötigt 
fein, unfere Einftellung gegenüber den Angehörigen polnischen Voltstums im Troppauer Schlefien 
grundfaglicy zu revidieren. Ach ftelle anheim, died der Polnischen Regierung gegenüber ichon jetzt ane 
zudeuten. 

m Auftraa 


Woermann 


Nr. 126 
Der Deutfche Konful in Sefehen an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Tefdjen, den 21. März 1939 

Aus faft allen Plätzen des Olfa-Gebietes treffen laufend Nachrichten immer neuer Entlaffungen von 
Volksdeutſchen und ehemaligen Tjchechen ein. 

Am 19. März 1939 ſprach der polnische Direktor Olſzak beim Grafen Lariſch-Mönnich vor und ver 
tanate defen Unterichrift unter die Ausjperrunaserllärung einer arößeren Sahl Volfsdeuticher und 
ebemaliger tichechifcher Arbeitnehmer der Lariſch-Betriebe. Graf Lariſch hat die Vollziehung der Unter: 
jchrift verweigert, worauf Direktor Olſzak erklärte, er werde eine entjprechende jchriftliche Verfügung 
des Woimwoden Grajunffi beibringen, um den Grafen zur Unterfebrift zu zwingen. Olſzak hat fidh heute 
nad) Rattowit begeben. Auch aus Trzyniec werden neue Entlaffungen gemeldet. 


Es ergibt ſich der Eindruck einer groß angelegten Maſſenaktion gegen die geſamte hier noch anſäſſige 
deutſche und ehemalig tſchechiſche Arbeiter- und Angeſtelltenſchaft, vornehmlich der Großbetriebe. 


von der Damerau 


Nr. 127 
Der Deutfche Konful in Sefchen an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Teſchen, den 13. Mai 1939 


Die polnifcherfeits aufgeftellte Behauptung, daß bereits vor und während der Offupation die meiften 
nichtpolnifchen Arbeiter und Angeftellten den Arbeitsplag freiwillig verlafjen hätten, trifft nur bedingt 
zu. Smeifellos find einige Arbeitnehmer während der auferordentlid) geipannten Wochen September- 
Sftober 1938 auf Grund damaligen tichechiichen Terrors nad) Deutjchland geflüchtet. Die Zahl diefer 
Flüchtlinge it nachträglich nicht zu ermitteln, doch dürfte fie nur einen geringen Prozentſatz der Abwan- 
derung ausmachen. Wenn dann aud) nod) einige Arbeiter nad) der Belegung durd) die Polen nad) 
Deutichland geflohen find, fo nur deshalb, weil fie infolge des damals einjegenden polniſchen Terrors, 
der den ehemals tichechiihen erheblich in den Schatten ftellte, ihres Arbeitsplatzes in feiner Weije mehr 
ficher waren. Es ift jedod) erwieſen, daß der bei weitem größte Teil der Beamten, Angeftellten und 
Arbeiter ohne jede Rückſicht auf Dienitjahre, Yebensalter, Verdienite und weitere Verwendbarfeit fofort 
nad) der Befegung von den Polen grundlo8 aus Arbeit und Brot verjagt worden ift. 


pon der Damerau 
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VII. Zunehmende Verſchärfung des Polniſchen Vorgehens 
gegen die Deutfche Volksgruppe 


(Oktober 1938 bis März 1939) 


Nr. 128 
Der Deutfche Generalkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Thorn, den 5. Oftober 1938 


Dah die Volen, obwohl Deutichland ihnen durch fein Vorgehen die Verwirklichung ihrer Forderungen 
aegen die Tiehechei ermöglicht hat, hier weiter deutichfeindlich find, habe ich ſchon gemeldet. Durch die 
Eingliederung des OljaGebiets in Polen hat fic) zweifellos vieler polnischer Gemüter, die durchweg 
geneigt find, aud) fleinere Erfolge in überjchwenglicher Weife zu übertreiben, eine gewiſſe Überheblichkeit 
bemächtigt. Sie fühlen fi) hier als die Sieger einer großen Entſcheidungsſchlacht, die fie ganz allein 
mit eigenen Kräften und dure) ihre eigene tattraftige Haltung gewonnen hätten. Sie träumen ſchon in 
ihrem Größenwahn von einem übermächtigen Polen, das nad Erfüllung feines Wunfches in der 
Tſchechei danach ftreben müfle, auch) andere weitergehende Wünfche erfüllt zu befommen, oder wenn dies 
nicht gebe, mit eigener Kraft zu erfüllen. 


Aus allen Teilen meines Amtsbezirfes gehen mir Nachrichten zu, daß die Stimmung gegen Deutſch 
land, die in den Wochen vor der tichechiichen Krife (hon im höchſten Maß unfreundlich war, jest infolge 
des Ganges dex Ereigniſſe nicht einer verträglicheren Stimmung für Deutſchland Platz gemacht bat. 
Much die Preſſe tut das Ihre dazu. Nirgends findet man hier Stimmen, die Deutjchland eine aerechte 
Anerkennung zollen. Überall wird betont, dab Polen ganz allein gehandelt und feinen Erfolg ohne die 
aerinafte fremde Hilfe errungen babe, 


Die Scharfe Seve gegen Deutſchland wird von der Preſſe und vom Weftmarfenverband weiterbetrieben. 
Unter dem ſchweren Drud, dem die deutfche Minderheit in Polen ausgeſetzt ift, bleibt ihr ſchließlich 
nichts anderes übrig, ald ing Reich abzuwandern. Die Volksgruppe ftellt fic) auf den Standpunft, dap, 
auc) wenn fie felbft noch Hier aushalten könnte, jedenfalls für die Kinder feine Ausſicht mehr beſtehe, 
fich eine Exiftenz zu aründen. Die dauernden Bedrüdungsmaßnahmen der polnischen Verwaltung, wie 
fie fic) in den leßtbin vorgenommenen Ausweifungen aus der Grenzzone, in der Schließung von Schulen 
ufw. offenbarten, bewiejen zur Genüge, daß bier für die Deutjchen feine dauernde Bleibe mehr fei und 
daß fie zur Erhaltung ihrer Exiftenz das Cand verlafjen müßten. Die Ausficht, allein und ohne größere 
und aftive Unterftüßung der Heimat den Kampf gegen die polnischen Behörden mit Erfolg aufzu 
nehmen, fei zu gering, da durch die ungeheure Abwanderung in früberen Zeiten und auch in den legten 
2 Jahren das Deutichtum bier ftark gefchwächt fei. Die Kleine, nach der neuen großen Abwanderunas 
welle noch übriableibende Volksgruppe miiffe feben, wie fie fertig werde, Es beftehe aber wohl fein 
Sweifel darüber, daß das, was nicht der Volonifierung zum Opfer falle, allnablich untergehen müſſe. 


Wie im Übrigen die regierenden Amts- und Verwaltungsftellen Deutichland gegenüber einaeftellt find 
und offenbar eingeftellt bleiben, geht mit aller nur wünſchenswerten Klarheit aus den fortdauernden 
bis in die leiste Zeit vorgenommenen Ausweilungen alteingefeffeney deutſcher Volksgenofien ans dem 
Grenzzonengebiet bervor. GHiertiber ift berichtet worden. Keine Cinfehranfung oder Milderuna der 
Entdeutihungsmaßnabmen, wie man eigentlich hätte erwarten können, ift eingetreten, fondern eher eine 
Verichärfung; jedenfalls aber ift trog des deutſcherſeits befundeten Beltrebens auf Herftellung freund 


Ichaftlicher Beziehungen der planmäßige Wille erkennbar, die geichaffene Entipannung zu einer möalichit ` 


umfangreichen Polonifierung der Weftgebiete auszunußen, 


Derjelbe Wille, das Deutſchtum zurüdzudrängen und zu entredjten, zeigt ſich auch in der Galtung der 
Regierungsftellen den Wünſchen dex deutfchen Volksgruppe gegenüber, bei den bevorftehenden Wahlen 
zum Sejm eigene Kandidaten aufzuftellen. Gn diefer Angelegenheit hat Senator Hasbach neulich eine 
Unterredung mit dem Minifterpräfidenten gehabt. Aus ihr geht hervor, dağ der Minifter »angefides 
der im Lande herrjchenden antideutfchen Strömung« die Eintragung von Deutichen in die Mahl. 
vorſchlagsliſten nicht für möglich und für die Regierung auch nicht für tragbar Halt. * 


Unter den geſchilderten Umſtänden ift es begreiflich, daß fidh Des geſamten deutſchen Rol time 
das nach den weltgeſchichtlichen Ereigniſſen der letzten Wochen auf a ce 
zwifchen Deutfchland und Polen rechnete und eine befjere Zukunft 
eine gedrückte und niedergeichlagene Stimmung bemächtiat bat. 


| bier, 
f eine Befferung des Verhältniſſes 
erwarten zu dürfen glaubte, wieder 


von Küchler 
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Nr. 129 
Der Deutfche Generalkonful in Pofen an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Wojen, den 10. Oftober 1938 


Wie aus der laufenden Veridterftattung über die Pofener polniſche Preſſe fih ergibt, ift die polnilche 
Bevölkerung diefes Bezirkes, joweit fie durd) die nationaldemofratifde Preſſe und die hinter iby 
ſtehenden Organifationen beeinflußt wird, nad) den Ereigniffen der lekten Wochen feineswegs deutſch— 
freundlich eingeſtellt. Es findet ſich kein Wort der Anerkennung, daß Polen den Erwerb des Olſagebietes 
nur der durch das tatkräftige Eintreten des Führers für die Sudetendeutſchen bedingten Aufrollung der 
Frage verdankt, und es mußte beſonders befremden, daß gleichzeitig fogar Kompenſationsanſprüche 
gegen Deutſchland in bezug auf Danzig und die Weichſelmündung erhoben wurden. 


Auch die polniſchen Behörden zeigen nach dem glücklichen Ausgang der Kriſe durch ihr Verhalten nicht, 
welchen Anteil ſie hieran Deutſchland verdanken, denn der Kampf gegen die deutſche Volksgruppe geht 
unentwegt weiter. Außer dem Vorgehen gegen das Deutſchtum in Teſchen und gegen Pfarrer Klein 
dienſt in Luck und andere Geiſtliche in Oberſchleſien iſt bezeichnend, daß vier von den ſechs deutſchen 
Privatgymnaſien, darunter auc) dem Poſener Schiller-Gymnaſium, die lange umkämpften Offentlich— 
keitsrechte entzogen find; es iſt eine mildere Handhabung weder des Agrarreformgeſetzes nod) der Grenz 
sonenverordnung zu bemerfen. Auch ſonſtige Anzeichen deuten eher auf eine Verſchärfung des Kurſes hin. 


Walther 


Nr. 130 


Der Staatsjekretär des Auswärtigen Amts an den Deutjchen Botſchafter 
in Warjchau 


Telegramm 
Berlin, den 20. Oftober 1938 


Bei Hauptverfammlung Aufitändifchenverbandes Kattowis 16. d. M. tellite Ehrenvorfigender 
Graynfti in aller Offenheit fet, dab das Deutjchtum in Oftoberjchlefien in Verwirklichung dev Biele 
Aufftändiichenverbandes auf allen Gebieten zurücgedrängt fei. In Entichließung, die in Anweſenheit 
Grajynſkis verlefen und angenommen wurde, verlangen die Aufitändifchen u. a. Cinverleibung des 
Sipfer Gebietes. ES heißt dann weiter: »Wir freuen uns über die wiedergewonnene Freiheit unſerer 
Brüder jenfeit? der Olja und ftellen dabei feft, dap wir unfere Brüder im Oppelner Schlefien nicht ver- 
geſſen haben. Wir übermitteln ihnen unjere brüderlichen Grüße und unfere briiderlide Aufmunterung, 
daß fie wie bisher auch in alle Sufunft dem treu bleiben, was Yolen heißt, in der Erfenntnis, daß 
hinter ihnen unjere nationale Kraft und Hilfe fteht.« 


Bitte fofort gegen deutfchfeindliche Außerungen Grajynffis jowie gegen von ihm gebilligte dreiſte 
Einmiſchung Aufſtändiſchenverbandes in innerdeutſche Angelegenheiten bei maßgebender Stelle Außen— 
miniſteriums ſchärfſten Proteſt zu erheben. 

MWeisfäcker 


Nr. 131 
Der Deutfche Generalkonful in Kattowik an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Rattowik, den 8. November 1938 


Nom 1. März bis Ende Juni find weitere G1 Mitglieder dev Gewerkſchaft Deuticher Arbeiter, vom 
1. Auli bis 24. Oktober 35 Mitglieder der Gewerfichaft entlaffen worden. Die Entlaffenen, die bis 
auf 3 verbeiratet find, waren vielfad) 20 Jahre und länger auf den Gruben und Hütten beichäftigt. 
Als Grund der Kündigungen wurde im allaemeinen »Revrqanifation« angegeben, Die Entlaffungen 
auf der Friedenshütte erfolgten wegen »Nichteignung«, obwohl ſämtliche Arbeiter als Fachkräfte nicht 
unter 15, einige fogar über ‘30 Jahre bei der Hütte beichäftiat waren. Außerdem find von der Dubenſko— 
Grube Anfang Suni weitere 40 deutiche Arbeiter und Ende Juni erneut 15 deutiche Arbeiter wegen 
‚Reoraanilation« entlaffen worden, die anderen ebenfall® deutichen Orqanifationen angehören. Mn 
Stelle der Entlaffenen, die zur Stammbelegichaft dex Grube gehörten, wurden polnifche Arbeiter eingeftellt. 


Nöldeke 











I) 


n | are 


Nr. 132 
Der Deutfche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Marichau, den 15. November 1938 


Wegen dex aufreizenden Auslafjungen in der Rede des Woiwoden Grazyüſki auf der Hauptverfamm- 
lung des Aufftändifchenverbandes am 16. v. M.* habe ich beim Vizeminifter Grafen Szembef ſchärfſten 
Prote erhoben. Hierbei babe ich gleichzeitig energifche Verwahrung eingelegt gegen den Wortlaut 
der Entichliefung des Aufftändifchenverbandes, die eine unzuläffige Cinmifdung in innerdeutſche 
Angelegenheiten bedeutet. Graf Szembek, der für den erneuten Beweis der deutichfeindlichen Haltung 
Des Kattowiger Woiwoden fein Wort der Entichuldigung fand, erklärte, daß er die Angelegenheit dem 
Minifterpräfidenten vortragen und daß er hierbei darauf hinwirken werde, daß in Zukunft derartige 
Außerungen eines leitenden polnischen Beamten unterblieben. 


von Moltke 


Nr. 133 
Der Deutfche Seneralkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 23. November 1938 


Im Jahrgang 19, Nr. 1 und 2 der »Deutichen Schulzeitung« ift eine Lifte von Werfen veröffentlicht, 
die für den Gebraud) an deutfchen Schulen nicht zugelaſſen find. Bemerkenswert ift, daß außer 
Elaffiichen deutfchen Werfen wie Goethes Kinderjahre aus Goethes » Dichtung und Wahrheit«, Nibelungen- 
lied und Edda auch weltbefannte ausländifche Jugendbücher wie D. de Foe's »Robinfon Erufoe« und 
HM. Stanley’ »Quer durch den dunklen Kontinente nicht genehmigt wurden. Nichts kennzeichnet die 
Einftellung der polnischen oberften Schulbehörde gegenüber den deutjchen Schulen fo treffend. 


von Küchler 


Nr. 134 
Der Deutfche Seneralkonful in Kattowiß an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Kattowitz, den 24, November 1938 


Der Fortgang der Arbeiterentlafjungen im Laufe des legten Jahres zeigt deutlich, daß die Politik der 
polnischen Behörden nad) wie vor darauf ausgeht, Da8 Deutichtum in Oberjchlefien planmäßig zu ent- 
wurzeln und feine Lebensgrundlagen zu vernichten. Wie immer wieder aus vertraulichen Üußerungen 
aus polnischen Quellen befannt wird, hat insbefondere der Woiwode Grajynſki offenbar den feiten 
Willen, bis auf einen verfdpwindend Fleinen Bruchteil alles Deutiche aus Oberichlefien und aus dem 
neu erworbenen Olfagebiet zu entfernen. ’ 


Diefe Zielfegung hat bedauerliderweife aud) nad) der deutſch-polniſchen Minderheitenerflärung vom 
5. November 1937 ** feine Anderung erfahren. Wie ic) wiederholt berichtet habe, find auch nach diefem 
Zeitpunkt fortgefest weitere Entlafjungen von deutichen Arbeitern erfolgt. Daß die bei diefen Ent- 
lafjungen angegebenen Kündigungsgründe, wie Neorganifationen, Unfabigteit ufw., nur den politifchen 
Grund verfchleiern follen, fteht außer jedem Zweifel. Tatſächlich werden diefe zumeift fchon feit vielen 
Jahren, häufig Jahrzehnten bejchäftigten Arbeiter nur entlaffen, weil fie fich zum Deutichtum bekennen 
deutfchen Organifationen anachören oder ihre Kinder in die deutſche Schule ſchicken. 


* Val, Nr. 130. 
** Nal. Nr. 101. 
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Was die ziffernmäßige Höhe der Arxbeitslofigkeit in der deutfden Volksgruppe anbetrifft, fo hat 
Senator Wiesner am 8. März d. J. im Senat ausgeführt, daß die etwa 12000 Mitglieder zählende 
Gewerkſchaft Deutſcher Arbeiter eine Arbeitsloſenziffer von 62°/, aufweiſt, daß aber in anderen deutſchen 
Organifationen Sie Arbeitslofigkeit an 80°, heranreicht. Diefe Zahlen gelten für den Anfang diejed 
Jahres und haben fidh feit diefer Seit weiterhin ungünftig entwidelt. Berückſichtigt man, daß bie 
Arbeitslofigkeit in Oberjc)lefien im allgemeinen nur etwa 16°/, beträgt, I zeigt fich deutlich, wie jchlecht 
Die Lage der deutfchen Arbeiter hier ift und wie wenig die Grundſähe der Minderheitenerklärung hier 
zur praftifden Anwendung gebracht worden find. 
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Nöldeke 


Nr.135 
Der Deutfche Sefchäftsträger in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warſchau, den 28. November 1938 


Wegen der Verweigerung deg OffentlichFeitsrechts an die Lygeen in Poſen und Graudenz find unter 
Berufung auf die im vergangenen “Jahre getroffenen Abmachungen* energijche Vorftellungen im biejigen 
Außenmimfterium erfolgt. Der Kabinettöchef des Außenminifters Graf Eubienffi verjuchte nicht einmal, 
Die polnische Verpflichtung in Zweifel zu ziehen. Er erklärte vielmehr, daß er die Angelegenheit un- 
| verzüglich beim Unterrichtsminifterium zur Sprache bringen und darauf dringen werde, daß tatjächlid) 
| die polnische Zuficherung erfüllt würde, 
| von Wühlifch 


Nr. 136 
Das Auswärtige Amt an den Deutfchen Sefchäftsträger in Warfdau 


Erlaß 
Berlin, den 7. Dezember 1938 


Aus den dort abſchriftlich vorliegenden Berichten Des Deutſchen Generalkonſulats in Rattowig ** geht 
hervor, daß von den auch im Laufe diefes Jahres feitens der oftoberschleiiichen nduftrieunternehmungen 
durchgeführten Entlaffungen von Arbeitöfräften vorwiegend volfsdeutihe Arbeiter und WAngeftellte 
betroffen wurden und daß die bisherige polnische Politik der fyftematifden Verdrängung der Volfs- 
deutfchen von ihren Arbeitsplägen fomit rückſichtslos weiter verfolgt wird, 


Die von dem Herrn Reichsaußenminiſter anläßlich) der Veröffentlichung der Minderheitenerflarung 
durch Übergabe einer Aufzeichnung an Botichafter Lipffi am 5. November 1937 *** ausdrüclid) zum 
Ausdruck gebrachte Erwartung der Deutichen Negierung, »daß alsbald Maßnahmen getroffen werden, 
um die deutiche Volfsgruppe in Polen vor jeder unterfchiedlihen Behandlung gegenüber dem Staats- 
volf zu fihern ..... , vor allem bei der Einftellung und Entlaffung deutihftämmiger Arbeiter« hat 
ven fomit leider nicht erfüllt, obwohl die Erwiderung des Polnischen Aufenminifters Bed auf die 

ortigen mündlichen Vorftellungen in der Angelegenheit (vgl. 4. Abjat des Berichts vom 11. Dezember 
19377) eine günſtige Auswirkung erhoffen laffen durfte. 

Nachdem nunmehr ein volles Jahr verfloffen ift, ohne daß eine Befjerung eingetreten wäre, bitte ich, 
erneut bei der Volnifchen Negierung wegen diefer mit der deutſch-polniſchen Minderheitenerklärung vom 
5. November 1937 ++ in kraſſem Widerſpruch ftehenden Maßnahmen nahdrüdliche Vorftellungen zu 
erheben und über das Veranlaßte zu berichten. 

Im Auftrag 


Woermann 


* Val. Mr. 111, 114, 115 und 117. 

** Bal. Nr. 131 und 134. 
*** Bal. Nr. 104, 

+ Bal. Nr. 109. è 
++ Bal. Nr. 101. 
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Nr. 137 
Der Deutjche Generalkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 20. Dezember 1938 
D 


Die außerordentlich feowierige Lage des Deutjchtums und die ſchikanöſen und die Exiſtenz vieler 
Minderheitsangehöriger vernichtenden Maßnahmen der polnischen Behörden haben eine Anderung 
nicht erfahren. Es entjpricht durchaus den Tatfachen, daß die vielen in der legten Zeit erfolgten 
Rerhaftungen wegen angeblicher Spionage, die offenbar einer immer mehr Platz greifenden Nervofitat 
der bolnifchen Amtsſtellen entipringt, die deutjchen Volksgenoſſen zur Verzweiflung treiben. Da jede 
Familie, die in irgendeiner Form nod) Verbindungen mit Deutſchland oder mit deutfchen Kreiſen hier 
unterhält, jeden Augenblick gewärtig fein muß, in irgendeine Affäre verwickelt zu werden, ift e8 nur zu 
D 


verſtändlich, dağ eine allgemeine Verängftigung Blas greift, die eine Nettung aus der verzweifelten 
Cage nur darin erblickt, möglichſt ſchnell von hier abzumandern. 


Ach bin überzeugt, daß dem Polenbund in Deutichland von den deutfchen Behörden in feiner Weife 
Beſchränkungen auferlegt werden, wenn er in legaler und das deutjche Staatsintereffe nicht gefährdender 
Weife mit der Heimat und den heimatlichen Behörden in Deutichland Beziehungen unterhält. Es 
dürfte daher am Plage fein zu erwägen, ob nicht Diejes große Mißverhältnis in der Behandlung der 
Minderheit hier und drüben geeignet ift, bei den polnischen Stellen Schritte dahin zu unternehmen, dab 
die Maßnahmen der polnischen Behörden Hier, die man beinahe jhon mit Verfolgungen des Deut} dh 
tums bezeichnen fann — insbefondere, wenn man die Grengzonenverweijungen, die Agrarreform, die 
Schulicywierigfeiten, die Verweigerung der Übernahme von ererbtem Beſitz in dev Grenzzone u. a. 
mehr in Betracht zieht — abgeftellt werden. 


ch fühle mich verpflichtet, mit allem Nachdruck auf den Ernſt der Lage hier hinzuweiſen. Die von 
den Yolen ffrupellos durchgeführte Entdeutichung muß zu einer völligen Serftorung und Vernichtung 
des hiefigen Deutſchtums führen, wenn es nicht im lester Moment gelingt, durd) Verhandlungen mit 
der Polniſchen Regierung eine den Minderheitenabmadungen entfprechende Handhabung der geſetzlichen 
und verfaffungsmäßigen Beftimmungen hevbeizufübren. 


von Küchler 
Nr. 138 
Der Deutfche Generalkonful in Thorn an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Thorn, den 29. Dezember 1938 


Durch Derfügung vom 20. Dezember Hat der Burgſtaroſt von Graudenz die Tätigkeit des Herberge. 
vereins in Graudenz eingeftellt. Ferner Hat ex die einftweilige Siderfiellung des Rereinsvermogens 
verfiiat und den Stadtpräfidenten von Graudenz Joſef Wlodef zum Kurator über Dag Vermögen ernannt. 
Der Stadtpräfident hat das Eigentum des Herbergsvereins fofort übernommen. Dieſes fest fich aus 
folgenden Grundftücen zulammen: 

a) Herberge zur Heimat, bisher Internat der Soetheichule, 

b) Rafino, bisher Alumnat der Goethefdule, 

c) Marienheim, bisher Büro der Deutjchen Vereinigung in Graudenz, 

d) Hausgrundſtück, am Markt gelegen, 

Die Grundftüce repräfentieren einen Wert von */, Millionen Zloty. 

In der legten Zeit Habe id Gelegenheit gehabt, wiederholt über folde Verfolgungsmaßnahmen der 
polnischen Behörden zu berichten und im Rahmen diefer Verfolgungswelle ift aud) das Vorgehen gegen 
den Herbergsverein zu verjtehen. : 

Der Herbergsverein in Grauden; widmet ſich ausſchließlich der Wohltätigkeit. Durch die Beſchlag— 
nahme der Häuſer des Vereins wird aber auch die Goetheſchule auf das härteſte getroffen, denn das eine 
Haus war Internat dev Goetheſchule und in ihm wohnten 80 minderbemittelte Schüler dev Goetheſchule. 

Das Vorgehen der polnischen Behörden ift aud in diefem alle fo vigoros und voller Härte, dağ ich 
der Meinung bin, man follte dies nicht fo ruhig hinnehmen, 


von Küchler 
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Nr. 139 
Der Deutfche Seneralkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Thorn, den 30. Dezember 1938 


Am 20. d. M. veranftaltete die deutſche Privatidule in Neuftadt eine Weihnachtsfeier. In dem 
Programm war die Aufführung des Märchenſpiels »GHans und Gretes GimmelSreife« vorgefeben. 
Das Märchenfpiel mußte jedoch von dem Brogramm abgefeßt werden, da die zuftändige polnifde Behörde 
ihre Zuftimmung zur Aufführung des Spiels verweigert bat. | 


von Küchler 





Nr. 140 
Der Deutfche Seneralkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 2. Januar 1939 


Heben den das Deutjchtum Hier allmählich vernichtienden Maßnahmen der polnischen Behörden (Ber- 

Haftungswelle wegen Spionage, Grenzzonenausweifungen, Aararreform uw. ufw.) geben Angriffe 

polnifcher Verbände einher, die ftaatlicherfeits nicht unterbunden, fondern geduldet werden. Solde 

4 Angriffe werden ſeitens des berüchtigten Weſtverbandes in aller Offentlichkeit gegen deutſche Geſchäfte 
und Handwerker geführt mit dem Siel, dieſe Geſchäfte durch Boykottierung zu vernichten. 


Schon in früheren Berichten war darauf hingewieſen worden, daß der »Verband des jungen Polen« 
beiſpielsweiſe überall vor den Geſchäften deutſcher Volksgenoſſen Poſten aufgeſtellt hatte, um Kaufluſtige 
k von dem Betreten diefer Geichäfte zurückzuhalten. Die aufgeftellten Männer — die weif-rote Armbinden 
trugen — tiefen dabei den Kunden zu »Hier ift eine deutfche Firmas oder »Kauft nicht bei Deutichen«. 
Eine Beichwerde bei dem biefiaen Staroften führte zu dem Ergebnis, daß der Staroft fidh nicht in der 
Page fah einzugreifen, mit anderen Worten, daß er die Boyfottmaknahmen des »Verbandes des jungen 
Polen« duldete. 
Da die polnischen Behörden nirgends gegen diefes Vorgehen einfdritten und nicht einmal, auc nur 
Icheinbar, verfuchten, für die Durchführung des Minderheitenabfommens vom 5. November 1937 ein- 
zutreten, ift eS verftändlich, dah die Abwanderungsbewegung erneut eine Steigerung erfahren bat. 


von Küchler 
ir. 141 
y Der Deutfche Geſchäftsträger in Warfchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 
a Marichau, den 5. Januar 1939 


Die anhaltenden Entlafiungen volksdeutfcher Wngeftellter und Arbeiter aus den oberſchleſiſchen 
nduftrieunternehmungen find bei dem Leiter der Weftabteilung des Polnischen Nußenminifteriums 
Herin Kunicfi erneut zur Sprache gebracht worden *. Hierbei ift unter Bezugnahme auf die jeinerzeit 
von dem Herrn Neichsminifter dem Botſchafter Lipſki aus Anlaß der Veröffentlichung dev Minderheiten- 
erflärung übergebene Aufzeichnung feftgeftellt worden, daß die deutichen Erwartungen fih leider in 
feiner Weife erfüllt hätten. Man müſſe vielmehr im Gegenteil feititellen, daß die Entlaffungen gerade 
während des lekten Jahres nod zugenommen hätten, obwohl die Wirtichaftslage der oſtoberſchleſiſchen 
Induſtrie eher eine Beſſerung erfahren habe, m den meiſten Fallen habe es ſich bei den Entlaffungen 
um Familienväter mit langer Dienftzeit gehandelt, alfo um einen Kreis von Perfonen, die normaler: 
weile auch im Rahmen von Vetriebsreorganifationen nicht zur Entlaffung gelangen. Das rückſichtsloſe 
Vorgehen gegen diejenigen Angeftellten und Arbeiter, die fidh bisher dem Drud der Behörden zum Trog 
geweigert hätten, ihre Kinder polnischen Schulen anguvertrauen, habe in der deutichen Öffentlichkeit eine 
verftändliche Erregung ausgelöft. 


Herr Kunicki, der feinen Verfuch machte, die ihm genannten Vorfälle irgendwie zu befchönigen, 
behauptete, an der Verfchlechterung dex Atmosphäre Habe die angeblich ſchwierige Lage der polnifdyen 
Minderheit in Deutichland die Schuld. 


~ Ral, Nr. 136. 
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Demgegenüber ift Herr Kunidi darauf hingewiefen worden, daß feine Behauptungen are 
zurücgewiefen werden müßten und daß e8 fid bei der polnifchen Minderheit in Deutjchland jedenfalls 
nie um die Sorge für das tägliche Brot handeln fünne. Hunger und Arbeitslofigfeit feien Kampf 
mittel, deren fic) nur der oberſchleſiſche Moimode gegen die deutjche Minderheit bediene. E8 fei daher 
fein Wunder, wenn große Erbitterung und eine verzweifelte Stimmung in der Minderheit um fid) 
areife. Es läge daher aud) im Intereffe der deutſch polnischen Beziehungen, wenn von feiten des 
Außenminifteriums darauf hingewirft würde, daß endlich der Diskriminierung der deutjchen Minder 
heit in Polniſch-Oberſchleſien ein Riegel vorgefchoben werde. Herr Kunigi fagte zu, die Angelegenheit 
weiter zu verfolgen. 
von Wühlifc) 


Nr. 142 
Der Deutfche Seneralkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 19. Januar 1939 


In der legten Zeit habe id) wiederholt darüber berichten müffen, daß die polnischen Behörden allent- 
halben in rigorofer Weife gegen das Deutfchtum vorgehen. Diefe einheitliche Aktion läßt Darauf 
ichließen, daß von zentraler Stelle aus Weifungen in diefer Richtung gegeben worden find. Die wid) 
tigften Ereigniſſe Ser allerlesten Seit find das Vorgehen gegen Einzelperfonen, Wusweifungen, Nicht— 
verldngerung von Aufenthaltserlaubniffen, die Beſchlagnahme des Herberasvereins in Graudenz fowie 
die Unterfuhung im Hauptbüro und den Ortsgruppen der Deutſchen Vereinigung. 

Angefichts diefer Verfolgung des Deutſchtums ift e8 nicht verwunderlich, daß fid der deutſchen 
Bevölferung eine verzweifelte Stimmung bemächtigt hat und daß man die Lage des Deutichtums hier 
nicht mit Unrecht als gefährdeter denn je zuvor anfieht. Die Lage des Deutichtums hier hat fich trog 
des vielfach) betonten Verftändigungswillens gegenüber früher wejentlich verjchlechtert. Dieſe Stim- 
mung innerhalb des Deutſchtums bewirkt ſelbſtberſtändlich auh eine erneute Zunahme der Abwande— 
runasanträge. 

von Küchler 


Nr. 143 
Der Deutſche Generalkonful in Kattowit an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Rattowis, den 26. Januar 1939 

Seit dem Ablauf des Genfer Abkommens gehen die hieſigen polniſchen Behörden in veritärktem Maße 
gegen das deutiche Schulweſen vor. Dieſes Vorgehen findet feinen ſchärfſten Ausdrud in den einjeitig 
von den Behörden durchgeführten Sprachpriifungen, die zur Folge haben, daß zahlreiche Kinder vom 
Beſuch der deutichen Schule ausgeſchloſſen werden. 

Nicht weniger als 240 Exziehungsberechtigte find in Strafe genommen worden, weil fie auf Grund 
der Enticheidung der Sprachprüfungskommiſſion ihre Rinder nicht den polnischen Schulen zugeführt 
haben. An vielen Fällen mußten die Erziehungsberedhtigten die Geldftrafen abjigen oder abarbeiten. 
Der größte Teil der Kinder befindet fih feit langer Seit im Schulitreif. 


Nöldeke 


Nr. 144 
Das Auswärtige Amt an den Deutjchen Botfchafter in Warfdau 


Erlaf 
Berlin, den 1. Februar 1939 
Unter dem Vorfit des ſchleſiſchen Sejmmarfdjall$ fand am 29. Januar Ò. Y. in Kattowit eine Tagung 
des Tchlefiichen Bezirks des Wefiverbandes ftatt, in der Deutichland und die deutiche Volksgruppe in 
Nolen erneut ſcharfen Angriffen ausgefegt war. Die von der »Polska Sadodnia« (Rr. 30 v. 30. 1. 1939) 
veröffentlichte Entichließung der Tagesordnung beweilt, daß die Deutjchenhege des Meftverbandes aud) 
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nad) dem Warſchauer Beſuch des Herrn Neichsaußenminifters* in unverminderter Schärfe fortgeſetzt 
wird und den offenfichtlichen Zweck verfolgt, die ſich anbahnende Entſpannung in dev Minderheiten. 
frage zu ftören. 


ch bitte im Polniſchen Außenminifterium bas Befremden der Neichsregierung Darüber 
zum Ausdrud zu bringen, daß gegen die unausgejeßte deutfchfeindliche Kampagne des Weftverbandes 
und insbefondere gegen die obenerwähnte Veranftaltung feine Schritte unternommen wurden, obwohl 
die Polniſche Regierung rechtzeitig auf die Kundgebung aufmerkſam gemacht ift. 


Im Auftrag 
Woermann 


Nr. 145 
R Der Deutjche Generalkonful in Kattowig an das Auswärtige Amt 


Bericht 





Kattowitz, den 3. Februar 1939 


Aus Anlaß der kürzlich Hier durchgeführten Tagung des polnifchen Weftverbandes fprad) der Direktor 

des Meftverbandes Miecyslam Qalefti aus Warichau über »Die deutich-polnifchen Beziehungen in 

i Verbindung mit der gegenwärtigen internationalen Lages. Qaleffi charakteriſierte dabei die polnische 
Molitif kurz und offen wie folgt: 


Die Übereinftimmung der Handlungsweife Deutfchlands und Polens fei niht eine Folge der Uber- 

einftimmung der tatſächlichen politiihen Ziele, fondern nur aus taktischen Gründen diktiert. Das 

h Problem der nationalen Minderheiten fei dagegen der befte Spiegel der tatlächlichen politifchen Tendenzen. 
Sin Gegenfat zu den aus der gegenwärtigen Lage heraus diftierten politifchen Abmadungen, die den 

Swed hätten, fonjunfturelle Vorteile zu erzielen, fei die Volitif gegenüber den nationalen Minder- 

heiten auf weitere Sicht berechnet und bezwecke die Vorbereitung des Terrains für einen fünftigen 


Sujammenftoß. 
Noldeke 
Nr. 146 
4 Der Deutjche Botfchafter in Warfehau an das Auswärtige Amt 
N 
$ Telegramm 
q Marichau, den 25. Februar 1939 


Die aus heutiger ONBMeldung befannte deutjch-feindliche Demonftration vor Botſchaftsgebäude ijt 
ichärite Kundgebung, die feit den legten acht Jahren bier ftattgefunden hat. Abgeſehen vom Einwurf 
eines Fenſters wurde zum erften Mal Gafgefang der »Rota« vor der Botichaft gelungen und während 
einer Biertelftunde wechlelten Sprech-Chöre ab mit Rufen wie »Nieder mit Hitlers, »Fort mit den 
deutichen Hundens, »Es lebe das polnische Danzige, »Nieder mit der deutfchfreundlichen Politif«, Die 
beiden vor der Botſchaft ftationierten Polizeibeamten befchränften fih darauf, den Cingang ded 
Gebäudes zu ſchützen. Erft der herbeigerufenen Verftarfung durd) berittene Volizei und drei Danzer: 
wagen gelang e8, die Straßen zu jäubern. 


Herr Bed hat mir Heute abend durd feinen Protofolldef Bedauern und Entſchuldigung Polnifder 
Regierung übermitteln laffen; er habe befonders bedauert, daß dieſe Demonſtration wegen ihres 
ſpontanen Entſtehens nicht ſchnell habe beſeitigt werden können. Es ſeien ſowohl in politiſcher wie in 
polizeilicher Hinſicht die erforderlichen Maßnahmen getroffen, um Wiederholung ſolcher Vorgänge zu 
verhindern. Miniſterpräſident Habe perſönlich die Uberwachung der getroffenen Anordnungen über- 
nommen. 

Moltke 


* Nal. Nr. 202. 
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Nr. 147 
Der Deutfche Botschafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Warſchau, den 25. Februar 1939 


Heutige erneute Demonftration vor Botſchaft fwielte fich in ähnlichen Formen ab wie geſtrige mit 
dem Unterichied, daß diefes Mal ſchwere Steine aegen das Gebäude geworfen wurden, durd die ein 
Fenfter im Unter- und zwei Fenfter im Oberſtockwerk durchſchlagen wurden. Die Polizei, die feit 
geftern erheblich verftärft worden war (es befanden fic) in unmittelbarer Nähe der Botſchaft 40 Woli- 
riften) verhielt fih während der ganzen Dauer der 15 Minuten anhaltenden Kundgebung völlig untätig. 
Der Abzug der 300Föpfigen Menge feint im Verhandlungsiweg erreicht worden zu fein. Demonftranten 
feßten fid) vorwiegend aus rechtsradifalen Studenten zuſammen. 


Im Auftrag Miniſterpräſidenten und Miniſters des Außern überbrachte hieſiger Woiwode, dem 
geſamte Polizei Warſchaus unterſteht, Entſchuldigung der Regierung. Nach ſeiner Darſtellung iſt ein 
Dolizeitordon durchbrochen worden, wodurch Demonſtranten bis gur Botſchaft vordringen konnten. 
Der verantwortliche Offizier ift fofort vom Dienſt ſuſpendiert worden, Von dem Verſagen der Polizei 
vor Botſchaftsgebaͤude ſchien Woiwoden bis zu meiner Beſchwerde noch nichts bekannt zu ſein. 


Moltke 


Nr. 148 
Der Deutſche Generalkonſul in Poſen an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Poſen, den 25. Februar 1939 


Geſtern ſtattfanden hier antideutſche Ausſchreitungen polniſcher Studenten. Zug mehrerer hundert 
Demonftranten kurz vor Generaltonjulat von Polizei aufgelöſt. Geſtern und beſonders vergangene 
Nacht Fenſterſcheiben von mindeſtens 11 volksdeutſchen Gebäuden und Geſchäften zertrümmert. 
Einzelne Volksdeutſche mißhandelt. 


Kaſſler 


Nr. 149 
Der Deutfehe Konſul in Krakau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Krakau, den 25. Februar 1939 


Das Studentenbeim der deutichen Hochſchüler in Krafau war gejtern abends um 9 Uhr der Shau 
plas einer wüſten, deutfchfeindlichen Demonitration. Cine Anzahl von etwa 200 bis 300 Perſonen 
hatte fiH vor dem erwähnten Haufe zujammengefunden, und eine Gruppe von etwa 15 polnischen 
Studenten drangen, mit Kniippeln und Totichlägern verieben, in das deutiche Studentenbeim ein. Sie 
überfielen die dort anweſenden deutichen Hochſchüler und Hochſchülerinnen, wobei ein Hochſchüler derartia 
blutig geſchlagen wurde, daß er fofort in ein Krankenhaus aebracht werden mußte, Einer dex Ein 
dringlinge zeritörte die Kichtleitung, fo daß in den Räumen fofortige Finsternis eintrat, und nun begann 
ein unerhdrtes Zertrümmern der Einrichtung. Stühle, Tiiche und Klavier, Fenftericheiben und Kleider 
veden wurden ein Opfer des finnlofen vandalijchen Wiitens der polnifchen Studenten Erft längere 
Zeit, nachdem die Demenftranten fic) entfernt Hatten, fam die Polizei und nahm ein Protofoll auf, 


Schillinger 
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Nr. 150 
Der Deutfche Generalkonful in Pofen an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Lofen, den 28. Februar 1939 


Vorbereitet durch eine Hesfampagne der polnischen Preſſe fam es ab Freitag, dem 24. d. M., in Wojen 
zu ſchweren deutfchfeindlichen Kundgebungen polnischer Studenten, denen fich auc) Straßenpaflanten und 
halbwüchſige Burſchen anſchloſſen. Das Dofener Deutjchtum wurde dadurch fehwer betroffen. Die Stu- 
Denten tiberfielen deutfche Menschen und faft ſämtliche befannten deutfchen Gebäude, die vielfach fogar 
mehreren Uberfallen ausgefeßt waren. Die Unruhen dauern zur Zeit nod an. 


Matujchka 


Nr. 151 
Der Deutſche Botfchafter in Warjchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
MWarichau, den 28. Februar 1939 


Unter den deutjchfeindlichen Rundgebungen, die im Zujfammenbang mit dem Danziger Studenten 
fonflift * polnifderfeits in Szene gejeßt wurden, ift befonders die Verfammlung der Atademifchen Legion, 
die am vergangenen Sonntag in der Warfchauer Univerfität ftattfand, Hervorzuheben. An der Ver: 
fammlung, die zunächit verichoben werden jollte, aber auf Sntervention militärischer Stellen, vom 
Minifterprafidenten dod) noch genehmigt worden war, nahmen u.a. der Wizefrieasminifter General 
Gluchowſki, der Leiter des Amts für Webhrfehulung und Eörperliche Ertüchtiqung General Sawicki, ferner 
eine Neibe von Offizieren und Hochſchulprofeſſoren teil. Der vom Krieasminifter ernannte Leiter der 
Akademiſchen Legion Oberft Tomafzewffi hielt eine leidenfchaftliche Ansprache an die Studenten, in der 
er an ihren patriotifchen Geift appellierte und Opferbereitichaft von ihnen forderte; Hierbei flocht ex 
verichiedentlich politifche Ausfälle ein, die teils ausdrüdlich gegen Deutichland gerichtet, teils auf Deutich- 
land gemiingt waren und in diefem Sinne von feinen Zuhörern verfianden wurden. Yolen, fo erklärte 
er, habe feinerlei Territorien zurüczuaeben, dagegen mehr als eines zurudzufordern. (Zwiſchenrufe: Das 
polnische Danzig! Das polnische Oftyreuben!) Danzig, fo fuhr Tomaſzewſki fort, fei eine Eiterbeufe am 
polnischen Leibe, die man aufichneiden miiffe. 

Nachdem die ftudentifehen Redner zum Teil nod) zügellojere Ausfälle gegen Deutjchland gerichtet 
hatten, wurde u. a. beichloffen, einen »Ohne Deutfchen-Tag«, d. H. einen Boykott-Tag, der fih gegen alle 
Deutichen und alles Deutsche richten foll, zu veranftalten, 

Die Kundgebung der Akademifchen Legion, einer vom Kriegsminifterium betreuten Organijation, 
die der militärischen Vorbereitung der Hochſchuljugend dient, unterjcheidet fic) dadurch von den fonftigen 
feiten der nationalradifalen Studenten veriibten deutfchfeindlichen Straßentumulte und Ausfchreitungen, 
dab es fich hier um eine unter dem Schuß Hoher militärischer Stellen und in Anweſenheit des Vizekriegs— 
minifters abgebaltene Veranftaltung handelte. Die Sympathien mander Militärfreife für die deutich 
feindliche Gelinnung der Studentenfchaft, die Schon im Verlauf der jüngſten Vorfälle zu beobachten war, 
fand bei diefem Anlaß eine neue Beftatiqung. Abnlich der Einftellung dev Militärkreife ift diejenige der 
Polizei, was ihr palfives Verhalten bei den Demonftrationen vor der Botſchaft am Freitag und Sonn 
abend der vergangenen Mode zeigte **, 


Wegen des unerhörten Verfagens der Volizei Habe ich mich beim Außenminifterium aufs nachdrück— 
lichte befchwert. Seit Sonnabend abend ift der Schuß der Botſchaft nunmehr effektiver geworden; ein 
Heute erneut von ftudentifchen Demonftranten unternommener Verfuch, vor das Botjchaftsgebäude zu 
gelangen, wurde von der Polizei eneraiich verhindert. 


Den Entihuldigungen, die am Freitag und Sonnabend durd den Chef des Protokolle und den War, 
Schauer Woiwoden erfolgt waren, hat fih Herr Bed perfönlich bei unferem Zufammentreffen anläßlich 
des Diners für Graf Ciano auf der Italienischen Botſchaft angefdloffen. Verſchiedene Veröffentlichungen 
in der heutigen Preſſe mahnen zur Ordnung und Difziplin und fuchen zu berubigen. Man fann jedoch 
nicht fagen, daß die Elemente, die die deutfchfeindlichen Demonftrationen hervorgerufen und veranftaltet 
haben, tatfächlich febon zur Nube gebracht waren. 


von Moltke 





* Val. Mr. 195 und 196, 
** Nal. Mr. 146 und 147, 
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Nr. 152 
Unterredung des Reichsminifters des Auswärtigen mit dem Polniſchen Botjchafter 


Aufzeichnung 
sii ! 
Berlin, den 28. Februar 1939 


ch empfing heute den Polniſchen Botſchafter und jagte ihm, daß id) mit immer fteigendem Unbehagen 
die Entwictlung in Volen auf Grund der lofalen Danziger Studentengwijdenfatle * betradyte. Ich wies 
auf die zweimaligen Demonitrationen vor der Botichaft hin, bei denen die Polizei aniheinend untätig 
zugeſehen habe **, und ferner auf die Hetze in einem großen Teil der polnifchen Preſſe. Die Demonftrationen 
hielten auch am heutigen Lage über ganz Polen nod) an. Ich wies den Botichafter darauf Hin, dab td) 
bisher die qanzen Vorgänge völlig aus der deutjchen Preſſe herausqehalten habe. Wenn diefe Preſſehetze 
und die Demonftrationen in Polen allerdings weitergingen, würde die deutjche reife antworten und 
ex wiffe ja wohl genügend von der deutichen Preſſe, dab fie es dann allerdings aud) gründlich tun werde. 
Er, Fipffi, fenne ja die Grundeinftellung des Führers, die einen aroßen endaültigen Ausgleich mit Polen 
finden möchte, und dieje Einftellung fei immer unverändert. Durd) folde bedauerlichen Vorkommniſſe 
könne allerdings diefer Ausgleich febr erſchwert oder zumindeft fehr verzögert werden. 


von Ribbentrop 


Nr. 153 
Der Deutfche Generalkonful in Pofen an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Pofen, den 1. März 1959 


Heute morgen 6 Uhr wurde Scheibe an Eingangstür Generalfonfulats zerichlagen. Habe Woiwoden 
benachriebtiat und ihn gebeten, notwendige Maßnahmen zu treffen. Diefe Nacht wiederum Scheiben 
in volfsdeutichen Laden eingefchlagen. Da durch immer nod) provozierende Haltung Studenten Gefahr 
von Sufammenftößen mit Reichs- und Volksdeutſchen beiteht, bitte auch dort auf Abitellung unertrag 
licher age hinzuwirken. 


Matuydka 


Nr. 154 
Der Deutfche Generalkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 4. März 1939 


Die vergangene Woche hat keinerlei Entipannung gebradyt. Aus vielen Gegenden meines Amtsbezirk 


werden mir weitere Demonftrationen oder Maßnahmen gegen das deutjche Bolfstum gemeldet. 


An einzelnen Städten wird jest der Boykott gegen die Deutichen auf folde polniichen Geichäfte aus. 
aedehnt, in denen die Kundſchaft in deutiher Sprache abgefertigt wird. Dabei ift zu bemerfen, daß der 
vom Weftverband ſchon feit der Abtrennung des Gebiets betriebene Boykott gegen deutiche Ladeninhaber 
dazu geführt Hat, daß viele derartige Geichäfte eingegangen und ihre Befiger abgewandert find. Aber 
mit diefem Erfolg it man nod) nicht zufrieten; e8 muß aud) nod) der polnische Geichäftsmann, der jeine 


nun zu ihm kommenden deutichen Kunden deutich bedient, darauf aufmerffam gemacht werden, daß er 
Deutiche überhaupt nicht zu bedienen hat. 


Ert vor wenigen Tagen ift im Offizierforps in einer Offiziersbeſprechung beſchloſſen worden, 
diejenigen Gefchäfte zu meiden, in denen die Kunden nod) in deuticher Sprache bedient würden, Man will 
mit anderen Morten, entgegen allen Abmadungen, dem Deutichen das Leben einfad) unmöglich maden 
und ihn vertreiben. 


* Bal hierzu Nr 195 und 196. 
** Mal, Nr. 146 und 147. 
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Die Boyfottaftion gegen deutfche Geichäfte hat im übrigen in der verfloffenen Woche zu einem größe— 
ren Tumult in Bromberg geführt. Dort wurden in der Nacht vom Dienstag, dem 28. 2., auf Mittwoch, 
den 1.3. 1939, in der ganzen Stadt an Häufern, Schaufenftern, Litfaßfäulen und Zäunen Plakate 
angeflebt, worin zum Wirtjchaftsboyfott der Deutjchen aufgefordert wird, 


von Siidler 


ir. 155 
Der Deutfche Botfchafter in Warſchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warſchau, den 9. März 1939 


In einer Unterredung, die ich geftern mit Herrn Bed hatte, bin ich nod) einmal auf die Kundgebungen 
vor der Deutichen Botſchaft zurückgekommen, wobei ic befonders auf das offenfichtlihe Sympatbifieren 
der Polizei mit den Demonftranten verwiefen habe, fowie darauf, daß ein höherer polnischer Offizier 
einem Gewährsmann gegenüber diefe Demonftrationen al3 durchaus berechtigt bezeichnet habe. Sch er- 
flarte Herrn Beek, daß diefe beiden Feititellungen fowie andere Beobachtungen folder Art bedauerlider- 
weiſe gezeigt hätten, wie ſchmal die Bafis fei, auf der Hier in Polen die Verfiandiqungspolitif betrieben 
werde. Außer ihm felbft und etwa einem balben Dugend anderer Verfonlichferten gebe e8 hier in Volen 
eigentlich niemand, der fich ernftlich für diefe Angelegenheit interejfiere. Man könne fich auch nicht wundern, 
wenn die Stimmung Deutfchland gegenüber fic) Hier dauernd verjchlechtere; denn die Preſſe Höre nicht 
auf zu beten. Tagtäglich erſchienen unfreundliche Artikel, und zwar nicht nur in der Oppofitionsyreffe, 
ſondern aud) in den provinziellen Negierungsorganen und nur die beiden in Warſchau ericheinenden 
a offiziöfen Seitungen verhielten fidh einigermaßen forreft. Noch fehlimmer fet aber die Agitation des 
Weftverbandes, der in auferordentlid) finnfälliger Weife durch verjchiedene planmäßige Aktionen die 
Bevölkerung gegen alles Deutiche aufhese. Geradezu ungeheuerlich fei im Auguft v. J. die während 
dreier Wochen durd das ganze Land gehende Demonftrationswelle * gewefen, mit der gegen die angebliche 
Brutalität der Deutjchen proteftiert wurde, und zwar anläßlich des bedauernswerten Unglücdsfalles 
eines polnischen Eiſenbahners, der auf der Strede Danzig-Gdingen aus dem Suge gefallen war, 
wober ihm beide Beine abgefahren wurden. Die damalige Hebe fei von der Regierung geduldet worden, 
obwohl ihr befannt war, daß der den Deutfehen zur Laft gelegte Unfall lediglich durch Verfchulden des 
betreffenden polnischen Eifenbahnbeamten felbft herbeigeführt worden war, ohne daß irgend ein Deutfcher 
—* are geweſen wäre. Das fei der unglaublicfte Fall von Verhetzung geweſen, der mir je vor 
qefommen fei. 


J Herr Beek fehien über diefe Ausführungen recht betroffen und erklärte nochmals, wie ſehr er die Bor- 
x fälle vor der Deutichen Botichaft bedauert hätte, Er gab zu, daß die Polizei verfagt habe und erklärte, 
i daß der ſchuldige Volizeioffizier vor Gericht geftellt werden würde. Jm übrigen meinte er, man dürfe 
die Dinge auch nicht zu peſſimiſtiſch anfeben. Die Verftändiqungsvolitif fei in der Tat nicht immer 


leicht durchzuführen und er verheble fic) feineswegs ihre Schwierigkeiten. Ex habe namentlich im Sabre 
1936 ſchwere Kämpfe beftehen miiffen, um diefe von Dilfudffi inaugurierte Volitit zur Anerkennung 
zu bringen; feither begegne er aber in politifden Kreifen wachſendem Verftändnis dafür, Die Gründe 
für die Verfchlehterung der Stimmung während der legten Monate fehe er hauptſächlich in der 
karpathoukrainiſchen Frage, da man Deutſchland die Schuld zuſchiebe, daß es nicht zu einer gemeinſamen 
polniſchungariſchen Grenze gekommen fei. 


ch verwies darauf, daß diefer Behauptung durch die fehr flaren Erklärungen von Berchtesgaden *” 
der Boden entzogen worden wäre und daß c8 doc) wirklich an der Zeit fei, etwas gegen Die Brunnen 
vergiftung zu unternehmen. Wir fünnten c8 jedenfall nicht verftehen, wenn die Preſſehetze von der 
Regierung geduldet werde und wenn man dem Weſtverband für ſeine deutſchfeindlichen Aktionen 
freie Hand gebe. 


von Moltke 


* Bal. Nr. 193. 
** Bal. Nr. 200. 
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IX. Fortſetzung der Enteignung Deutfchen Grundbejites in Nichtachtung 
der Minderheitenerklärung 
(Februar 1938 bis Februar 1939) 


Air. 156 
Der Deutfche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Teleqrammn 
Warſchau, den 16. Februar 1938 

Soweit aus bisher vorliegendem Material feitzuftellen, ergibt Namenslifte für Agrarreform *, dab 
in diefem Jahr 22 800 ha aus deuticher Gand enteignet werden gegenüber 21 100 ha im vorigen Jahr. 
Allerdings find die Enteignungen aus polnifder Hand in diefem Jahr mit 13 500 ha Höher alg die 
verjäbriaen mit 6 100 ha, fo daß der Prozentſatz des deutſchen Anteils ſich von etwa 75 Prozent im 
vorigen Jahr auf etwa 64 Prozent in diefem Jahr verbeffert Hat; ex liegt aber immer noch weientlich 
über Sem nur etwa 30 Vrozent betragenden deutichen Anteil an dem der Agrarreform unterliegenden 
Gefamtareal, Mithin ift bedauerlicherweije feftzuftellen, dab auch die Minderheitenerklärung, die 
infichtlich des Grundbeſitzes Gleichitellung zufichert, fih auf Durchführung der Agrarreform nicht aus- 
gewirkt hat, obwohl unfererfeits feinerzeit ausdriictlid) auf dieje Zufammenhänge hingewieſen wurde **, 


Moltke 


Nr. 157 
Der Deutfche Generalkonful in Pofen an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Poſen, den 22. Februar 1938 

Nachdem bereits im vorigen Jahre der deutfche Beſitz übermäßig ftark, im Gegenfak zum polnifchen 
Beſitz, zur Agrarreform herangezogen worden war, hatten die maßgeblichen deutjchen Kreife die Hoff: 
nung gehegt, daß ihr Befig in diefem Jahr geichont werden würde. Sie fühlten fid) zu diefer Hoffnung 
unfomebr berechtigt, als fie glaubten, daß die am 5. 11. 1957 abgegebene Minderbeitenerflärung nun 
endlich Früchte tragen würde. Die jekt veröffentlichten Namensliften haben aber alle ihre Hoffnungen 
zunichte gemacht. Nad einer an den Polnifden Minifterpräfidenten gerichteten Eingabe des Senators 
Hasbach entfallen nämlich von der gefamten Fläche, die in den Woiwodſchaften Pofen und Pommerellen 
sur Swangsparzellierung herangezogen wird, 


ant Dana oe. es he, 
TR 13,945 ha. 

Seit Beftehen des Agrarreformgeſetzes find bisher insgefamt zur Swangsparzellierung angefordert worden: 
von Deutfchen ..... ae 109,912 ha = 66°], 
DE EN era 55,714 ha = 34 J). 


Im Jahre 1925, d. H. zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des AUgrarreforngefeges waren bom geſamten 
der Agrarreform unterliegenden Beſitz 


in volnifchen Händen ...........-- 729,750 ha, 

in deutfchen Händen ........ veces BIS ITOM 
Ron diefer Gefamtfläche entfallen auf Pandvorrat *** 

in polnischen Händen ............ . 411,810 ha, 

in deutschen Sänden .........0 206 261,260 ha. 


Dieſe Flächen verhalten fi) aljo in Vrozentzablen geredinet wie 62:38, 


Bei einer gerechten Handhabung der Agrarreform hätten vom privaten Grundbeſitz alfo auch nur in 
tiefem Vrozentverbältnis Deutiche und Yolen zur Zwangsparzellierung herangezogen werden dürfen. 
Non den Volen wurden jedoch nur 55,714 ha, von den Deutichen dagegen 109,912 ha auf den Namens. 
liften angefordert. Diele Ziffern verhalten fich aber gerade im umgekehrten Verhältnis zur Beſitzfläche. 
Es find vom polnischen Beſitz ftatt 62°/, nur 39%/,, vom deutſchen Dagegen G1°/, ftatt 38%, zur 
Amangsbarzellierung angefordert worden, 


— — — — — 





* Die Lifte mit den Namen des zur Landabgabe herangezogenen Beſihes wurde in jedem Jahre am 15. Februar veröffentlicht. 
Val. zur Lifte von 1934 Nr. 42, von 1935 Nr. 55, von 1956 Nr. 64, von 1937 Nr. 74. 
** Mal, Nr. 94, 95 und 104. 
*** ODah die Gefamtheit der nadh dem Agrarreformgeſetz der Parzellierung unterworfenen Flächen, aljo nach Abzug der 
nicht dev Parzellierung unterworfenen Neftgüter, Forſten unt Gewäller. | 
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Darüber hinaus weift Senator Hasbach auf eine weitere ſchwerwiegende Sorge der deutjchen 
Minderheit hin. Obwohl der deutjche Grundbeſitz ungerechtfertigt ſtark zur Agrarreform herangezogen 
wurde und damit der Lebensraum der deutichen Minderheit eine ungeheure Einfchränfung erfuhr, ifi 
auf den neugebildeten Bauernwirtichaften die deutſche Minderheit fat gar nicht angefest worden. 
Nac vorliegendem Material it nod) nicht einmal 1°/, der zur Agrarreform herangezogenen Fläche dev 
deutichen Minderheit zugute gekommen, da die Landfommiffare in den Woidwodſchaften Vofen und 
Pommerellen die Anfegung von Angehörigen der deutichen Minderheit fat grundſätzlich ablehnen. 


Die vom Senator Hasbad) angeführten Tatſachen lafen e8 begreiflich exicheinen, dah fidh bei den 
Deutſchen Beſtürzung und Soffnungslofigfeit bemerkbar madhen. Aus dem Vorgehen der Polen gebt 
ohne irgendeine Vertufhungsabficht flar bervor, daß für fie die Minderheitenabmacungen nicht aelten, 
Sondern daf fie den unerbittlichen Grundfas verfolgen, das Deutſchtum trog aller Verjpredungen und 
Beteuerungen zu vernichten. Nimmt man zu diefer Agrarreform nod) die Schikanen des Grenzzonen 
geſetzes und die in der legten Zeit erfolgten Aufenthaltsverweigerungen Hingu, jo fann man qut ver 
tehen, daß die Deutjchen jede Hoffnung, ihre Lage Hier erträglich zu geftalten, aufgeben müſſen. 


Walther 
Nr. 158 
Der Staatsfekretär des Auswärtigen Amts an den Deutfchen Botfchafter in Warſchau 
Telegramm 


Berlin, den 22. Februar 1938 


Namenslifte vom 15. Februar hat hier guößtes Befremden hervorgerufen, da in Woivodichaften 
Vofen und Pommerellen deutſcher Befig wiederum unverhältnismäßig ſtärker als polnischer zur 
Swangsparzellierung herangezogen wird. 

Ich bitte deshalb, Außenminiſter unfer ſtärkſtes Befremden über dieje neuen Maßnahmen auszuſprechen, 
die mit deutſch-polniſcher Minderheitenerklärung nicht in Einklang ſtänden. Deutiche Regierung fei 
über Verlegung MinderHeitenerflarung befonders verwundert, weil Sie im Verlaufe Ihrer Beſprechungen 
mit Polniſchem Aufenminifter über Formulierung und Bedeutung dieſer Erklärung wiederholt aus- 
drüicklich und umwideriprochen Darauf bingewiejen Hätten, daß fünftiae Anwendung der Nararreform 
zu Entdeutichunggzwedten mit Erklärung nicht vereinbar ſei*. 


Mackenſen 


Nr. 159 
Der Deutſche Generalkonſul in Thorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 25. Februar 1938 


Die legte Veröffentlichung dev Namenslifte, nad) der wiederum viele deutiche Güter enteignet wurden 
und in der auch wieder die ftärfere Heranziehung des deutiden Beſitzes gegenüber dem polnischen Elar 
zu Tage tritt, wird hier für ein ſchweres Unglück angejehen. Die Stimmung unter den Deutjchen 
it infolgedefjen auch hoffnungslos und verzweifelt. Sie wiffen nicht em und nicht aus, und nirgends 
sehen fie einen Soffnungsfchimmer. Die Entſchädigung, die bezahlt wird, iſt nichts weiter wie eine 
Rerichleierung der Wegnahme, Güter, die guten und befferen Boden Haben und die infolgedefjen für 
einen Moraen Land einen Durchſchniitswert von 250 Zloty berechnen, erhalten durchſchnittlich nur 
60 Zloty pro Morgen, alfo rund 250),, und auch diefe Entſchädigung wird nicht in bar, jondern zum 
allergrößten Teil mit Staatsobligationen bezahlt, die an der Börſe nur einen Wert von 50°, haben. 


linter diefen Umftänden iſt eS nur zu begreiflich, daß die deutjchen Volksgenoſſen, die unter der 
Serrichaft des Minderheitenabkommens eine beſſere Sufunft erwarteten und mm wieder fo unverjtändlich 
Hart angefabt werden, fih in dumpfer Verzweiflung nad) Hilfe umſchauen. Ste find enttäufcht, dap 
Sie deutiche Preſſe feine Notiz von ihrem Leið nimmt und ic) nicht in ihre Lage verjekt. Nirgends 
fefen fie in den Zeitungen eine gerechte und ungeſchminkte Würdigung des Geſchehenen. Nur völlig 
unzureichend wird ihr Schickſal geftreift und das Ungeheuerliche des Vertragsbruches ausgewertet. 
Die Deutichen fehen mit Grauen und mit dem Gefühl abjoluten Verlafienieins ihrem Untergang entgegen. 


pon Küchler 


* Bal Nr. 94 und 95. 
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Nr. 160 
Der Deutfche Botschafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warſchau, den 8. März 1938 


Wie bereits gemeldet, Habe id) die mit dortigem Telegramm angeordnete Demardhe* in Saden 
der Agrarreforın erft am 4. d. M. abends, alfo unmittelbar vor der Abreife des Außenminifters Bed 
nad) Nom, ausführen fonnen. Ich Habe hierbei das in dem Bericht des Generalfonfulats Poſen 
vom 22. Februar ** enthaltene Qahlenmaterial weifungsgemäß verwertet, da8 meineg Erachtens un- 
widerlegbar die Schledhterftellung der deutjchen Minderheit beweift. ch Habe des weiteren ausgeführt, 
dab bei Neuanfiedlungen fowoh! wie bei Anliegerfiedlungen die deutjchen Bauern planmäßig aus- 
geichloffen werden und daß die Handhabung der Grenzzonenverordnung durch faft veftlofe Ablehnung 
der bei jedem Eigentumswechfel erforderlichen Genehmigung — aud) wenn e8 fidh um Erbübergang von 
Vater auf Sohn handelt — zu einer Maßnahme der Entdeutichung geworden ift. Schließlid) habe ich 
unter Fortführung einer früheren Unterhaltung Herin Bed auch noh Material über die Arbeitslofigfeit 
in Oberichlefien mitgeteilt, um zu beweifen, dah das deutſche Element wirtſchaftlich überall und in jeder 
Hinſicht zurückgeſetzt wird. 

Herr Beck beſtritt, daß auf irgendeinem Gebiet eine unfreundliche Tendenz gegenüber der deutſchen 
Minderheit vorhanden fei und berief fic) erneut auf Weiſungen, die in dieſer Hinſicht von dem Minifter- 
präſidenten gegeben worden feien. Qu dem von mir vorgelegten Zahlenmaterial über die Agrarreform 
führte Herr Beet folgendes aus: Zunächſt einmal fei da8 Siel des Agrarreformgejetes, den gefamten 
landwirtichaftlichen Großgrundbeſitz in Volen auf die im Gefewe vorgefehene Größe herunterzudrüden. 
Dieſes Viel würde fortan in einem fehnelleren Tempo verfolgt werden als bisher, fo daß e8 voraus- 
fichtlich Fehon in ganz wenigen Jahren veftlo8 erreicht fein werde. Die Frage der Reihenfolge fpiele 
infolgedeſſen feine fehr aroße Rolle mehr, da in fehr kurzer Seit fowiejo alle Grundbefiger, ob Yolen 
oder Deutfche, von der Nararreform erfaßt fein würden. Qweitens verwies Herr Bed auf die freiwilligen 
Narzellicrungen, die in verhältnismäßig großem Umfange feitens der polnischen Eigentümer durchgeführt 
worden feien und fat gar nicht von deutſcher Seite, Schließlich machte Herr Bed geltend, daß der 
Großgrundbeſitz fic) zu 30%, in deuticher Hand befinde, während der deutſche Bevdlferungsanteil in 
ten fraglichen Drovinzen wefentlich geringer fei. M8 id) Gerrn Bed darauf hinwies, daß er hiermit 
ein rein politiiches Moment in die Frage der Nararreform einfchalte, erflärte er, e8 bandele fih nicht 
um ein politisches, fondern um ein rein foziales Moment, infofern als das Ugrarreformgeses die Aufgabe 
ftelle, zunächft einmal den übermäßig großen Beſitz zu zerichlagen und der bäuerlichen Hand zuzuführen. 
Nun befänden fic) aber gerade die größten landwirtichaftlichen Betriebe in deuticher Hand, und fo fei 
die ftdrfere Geranziehung des deutjchen Grundbefiges vollfommen im Einklang mit den gejeßlichen 
Reitimmungen und den Grundiäßen Sozialer Gerechtigfeit. 

Die Beckſchen Argumente find, und ich habe das nachdrüclicht zum Ausdrud gebracht, in feiner 
Meife ftihbaltig. Was zunächft die Behauptung anbetrifft, dah die Agrarreform in wenigen Jahren 
veftlo8 durchgeführt fein werde, fo wird, aud) wenn den Wünfchen des Landwirtichaftsminifters 
Noniatow/fi entiprechend das Tempo der Durchführung wefentlich befchleunigt werden follte, ſchon aus 
finanziellen Gründen noc) eine recht erhebliche Zeitfpanne notwendig fein. Abgefehen hiervon aber ift 
nod) feineswegs zu überjehen, ob bei der ftändig wadhfenden Oppofition gegen die Agrarreform die 
Varzellierung überhaupt big zu Ende durchgeführt werden wird. Jedenfalls liegt aber nicht die geringjte 
Berechtigung vor, die deutichen Grundbefiger in der Reihenfolge an die exfte Stelle zu feben. Was die 
freiwilligen Darzellierungen anbetrifft, fo find diefelben nad) den uns vorliegenden Zahlenangaben nicht 
fo erbeblich, daß fie das für die deutiche Minderheit ungünftige Bild verändern fonnten. Auch die Be 
hauptung, dak gerade die größten landwirtichaftlichen Betriebe fic) in deutſcher Hand befänden, ift völlig 
unzutreftend. Vielmehr find die großen deutfdjen Beſitze längſt enteignet und in allen Größenklaſſen über: 
wiegt jebt der polnische Grundbeſitz. 

Herr Beek, der fein Qahlenmaterial nicht zur Gand hatte, machte ſchließlich den Vorſchlag, die 
Befprechung nad) feiner Rückkehr aus Nom nod) einmal wieder aufzunehmen, da ihm daran liege, dah 
feine Mißverftändniffe zurüickblieben. Ich Habe mic) damit einverftanden erklärt und darf nad) der 


weiteren Beſprechung erneut berichten ***, 
pon Moltke 


* Mal. Nr. 158. 
** Mal, Nr. 157. 


** EE haben im Anſchluß hieran weitere Vefprechungen über diefe Frage fowoh! mit dem Polnischen Außenminifter wie 
mit feinen Sachbearbeitern ftattgefunden, Hierbei mußte polnifderfeits zugegeben werden, daß der deutjche Grundbefig tat- 
ſächlich bisher erheblich farfer zur Landabgabe herangezogen worden it ald der volnifche. Deuticherfeit3 wurde mit allem 
Nachdruck darauf Hingewiefen, daß diefe Flare Disfriminierung der deutichen Minderheit nicht mehr hingenommen werden 
könne und dak auf Grund der Minderheitenerflärung auch in der Frage der Ugrarreform die zugelagte volle Gleichberechtiaung 
und aleicye Behandlung der deutfchen Minderheit erwartet werden müſſe. In den Verhandlungen wurde in erfter Cinie 
angeftrebt, die Diskriminierung der Namenslifte für 1938 zu befeitigen. Die deutſchen Wünſche find aber unberüdfichtigt 
geblieben. 
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Nr. 161 
| Der Staatsjekretär des Auswärtigen Amts an den Deutfchen Botschafter in Warjchau 
‘ Erlaß 


Berlin, den 9. November 1938 


Wie der Botſchaft bekannt iſt, ſind die zuſtändigen polniſchen Stellen ſeit einiger Zeit mit den Vor— 
arbeiten zu der im Februar nächſten Jahres erſcheinenden Namens- und Jahresliſte für die weitere 
Durh führung der 3— befaßt. Um nach Möglichkeit zu verhüten, daß durch dieſe neuen Liſten 
der Grundbeſitz der deutſchen Volksgruppe in Weftpolen wie in den Vorjahren in weitaus ſtärkerem 
Umfange ald nationalpolnifcher Beſitz zur Pargellierung herangezogen wird, erjcheint es dringend 
geboten, fon jest der Polniſchen Regierung gegenüber unfere beftimmte Erwartung zum Ausdrud zu 
bringen, daß durch die neue Lifte Grundbefig der deutjchen Volfsgruppe in den polnischen Weftprovinzen, 
im Gegenjaß zur bisherigen Praxis, lediglich entfprechend dem Anteil des in deutjcher Gand befindlichen 
Beſitzes an dem der Agrarreform unterliegenden Geſamtgrundbeſitz zur Landabgabe herangezogen wird. 


Ich bitte, beim dortigen Außenminifterium tunlichft umgehend in diefem Sinne vorftellig zu werden 
und fich dabei insbefondere auf Ziffer 5 der Minderheitenerklärung vom 5. November 1937 zu berufen, 
die und — wie der Dolnijchen Regierung gegenüber im Verlauf der Verhandlungen über diefe Erklärung 
wiederholt ausdrüclich und umviderfproden zum Ausdrucd gebracht worden fei (3. val. Drabtbericht 
vom 26.8. 1937)* — gerade gegen unterfchiedliche Behandlung der Volfsdeutichen bei der Agrar- 
reform fügen follte. ch bitte, dabei ferner auszuführen, die Deutfche Negierung erwarte beftimmt, 

: daß die Dolnifche Regierung der Tatfache, daß der Befik der deutfchen Volfsgruppe bisher wejentlich 
jtärfer von der u ge erfaßt worden fei al8 der nationalpolnifche, bei der Aufitellung der Namens- 
lifte für 1939 gebührend Rechnung tragen werde. 


Für einen Bericht über das Veranlafte fowie das Ergebnis der dortigen Demarche wäre ich dankbar. 


Weisfäcker 


Nr. 162 | 
Der Deutjche Botjchafter in Warjchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warfehau, den 22. November 1938 


Die mir aufgetragene Demarche wegen der weiteren Durchführung der Agrarreform ift bei Minifte- 
rialdireftor Graf Lubienffi, dem Kabinettschef des Außenminifters, ausgeführt worden, Bereits im 
März d. J. nadh Veröffentlihung der legten Namenslifte war diefer Fragenfompler mit dem Grafen 
£ubienffi befprochen worden, der fich bereit erflärte, die Frage der Benachteiligung des deutfden Grund- 
befites beim Volnifchen Agrarminifter zur Sprache zu bringen, Graf Lubieńffi hat nunmehr wieder 
erklärt, daß mit der Durchführung der Bodenreform in feinem Fall eine Benachteiligung des deutfeben 
Grundbefites beabfichtigt fei. Die Liften würden ohne Anfehung der Nationalität dev Beſitzer nach rein 
fachlichen Geſichtspunkten aufgeftellt. 


Dem Grafen £ubienffi ift erwidert worden, dab die Art und Weife, wie bisher die Bodenreform in 
Polen gehandhabt worden fei, auf deutjcher Seite den berechtigten Eindrud erweckt habe, daß e8 fich in 
erfter Linie um eine großzügige Entdeutſchungspolitik handele. Maßgebend für die Beurteilung müſſe die 
Tatfache fein, daß der deutiche Befit im Verhältnis mehr als doppelt jo ftark zur Bodenreform heran- 
gezogen worden fei al& der polnische. Die Veröffentlichung der Namenslifte im Februar d. 9. habe in 
der deutichen Öffentlichkeit eine um fo ftärfere Empörung ausgelöft, als man unbedingt auf Grund der 
r Minderheitenerflarung eine gerechtere Handhabung hätte erwarten dürfen. Falls der Agrarminifter 
für unfere Auffaflung fein Verſtändnis zeige und mit feiner Entdeutichungspolitif fortfahren follte, 
fo wäre mit einer jehr empfindlichen Rückwirkung auf die deutjche öffentliche Meinung zu rechnen. 


von Moltke 
* Vol, Mr. 95. Zu vergleichen aud) Nr. 94 unb 104. 
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Nr. 163 
Aufzeichnung eines Beamten der Politifchen Abteilung des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 15. Februar 1939 


Nach telephonifder Meldung der Deutichen Botſchaft in Warſchau ift im polnischen Gejegblatt von $ . 
heute die Lifte (Namenélifte) der Grundftücke, die im Jahre 1939 zur Swangsparzellierung tm Wege 
der Agrarreform beftimmt worden find, veröffentlicht worden. Nach diejer Lifte entfallen 


in der Woimodichaft Dojen von insgejamt 20 275 ha auf deutichen Befig 12 142 ha, 
in der Woiwodſchaft Vommerellen von insgefamt 17 437 ha auf deutjchen Beſitz 12 538 ha, m 


in der Woiwodſchaft Oberfchlefien von insgefamt 7 438 ha auf deutjchen Beſitz 6813 ha. 
Diefe Maßnahmen ftehen in fraffem Widerſpruch zur deutſch-polniſchen Minderheitenerflarung vom 
5. November 1937 fowie zu den wiederholten Sufiderungen der Polnijden Regierung, deutjche Volks— 
tumsangehörige bei der Agrarreform nicht zu disfriminieren. Der deutſche andvorrat”* beträgt In 
Pofen und Pommerellen nur etwa ein Drittel des gejamten, der Agrarreform unterliegenden Beſitzes. 


Schliep 
Nr. 164 
Der Deutſche Generalkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 
Telegramm 


Thorn, den 16. Februar 1939 

Neue Namensliite Agrarreform hat in volksdeutichen Kreijen Hier niederjchmetternden Eindruck 
gemacht, zumal nach Warſchauer Beſuch des Herrn Reichsminiſters des Auswärtigen allgemein weit 
günſtigeres Ergebnis erwartet wurde, 

Enteiqnet werden in Pommerellen rund 12600 ha deutjcher Beſitz gegen 8 600 ha voriges Jahr. 
Deuticher Anteil in diefem Jahr etwa 65%, alfo nod) höher als voriges Jahr. Dieſes Jahr bejonders . 
bemerfenswert ftarfere Heranziebung Mittelftandes fowie Umftand, dağ verfchiedene Vefiger zu wieder: 
holten Malen parzelliert werden. 


Küchler 


Nr. 165 
Der Staatsfekretiir des Auswärtigen Amts an den Deutſchen Botfchafter in Warſchau 


Telegramm 
Berlin, den 16. Februar 1939 
Bitte Sie, umgehend Außenminifter oder im Verbinderungsfalle feinem Vertreter Befremden darüber 
zum Ausdruck zu bringen, daß neuefte Namenslifte wiederum entgegen Minderheitenertlarung und 
Ipäteren Suficherungen ** Volnifder Regierung deutichen Beſitz in Poſen und Pommerellen unerhört 


diskriminiert. i 
Drahtbericht. 
Weizſücker 
Nr. 166 J 
Der Deutſche Botſchafter in Warſchau an das Auswärtige Amt 
Telegramm 


Warſchau, den 17. Februar 1939 


Da Herr Bert erkrankt und Graf Szembek abweſend, habe ich angeordnete Demarde in Sachen Agrar- 
reform bei Unteritaatsfefretär Areiszewſti ausgeführt, dev Übrigens von Herrin Bee fpeziell mit Be- 
arbeituna diefer Frage beauftragt ift. 
Areiszewſki erklärte, daß uns günſtiger Standpunft Außenminifteriums auf großen Widerftand im 
Minifterrat aeitoßen wäre, der die Auffaffung vertrete, daß die Frage der aleihmäßinen Seranziehung 
deutichen und polnischen Grundbefiges nicht im Rahmen einzelner Provinzen, fondern gefamten Staats. 
gebiets zu beurteilen fei. Anaefichts diefer Schwierigkeiten habe Außenminiſterium auf den Verfuch einer 3 
Abänderuna der für Vommerellen aufgeftellten Lifte verzichtet, weil dort die Agrarreform bereits faft 
ganz abgeſchloſſen fei, und habe fih darauf beſchränkt, in der Woimodichaft Dofen — und zwar auch 
iit die Zukunft — den Grundſatz 50 zu 50 zu fordern. Hierin habe das Außenminiſterium Erfolg gehabt. 


* Nal Nr. 157, Anm. ***. 
** Mal, Nr. 162. 
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Ich habe erwidert, daß wir polnifchen Standpunkt hinſichtlich Pommerellen als eine unerträgliche 
Diskriminierung anfehen müßten. Was Dofen anbetreffe, jo fei nach unjeren fehr genauen Unterlagen 
die Gerangiehung deutichen Befikes wefentlich größer als 50°%/,. Aber abgefehen Hiervon, fünnten wir 
uns auch mit Grundfas 50 zu 50 nicht einverftanden erklären, weil deuticher Beſitz nur etwa 30°/, dev 
Gefamtfläche betrage und obendrein in den Vorjahren bereits übermäßig ftarf herangezogen fei. 
a 5 Areiszewſki bat um Mitteilung unferes Zahlenmaterials. Ich Habe hierfür genaue Unterlagen bei 
Generalkonſulat-Poſen angefordert *, « 
Moltke 


Nr. 167 
Der Deutjche Generalkonful in Kattowik an das Auswärtige Amt 


Bericht A | | 
Rattowik, den 21. Februar 1959 


Nach dex inzwifchen getroffenen genaueren Feftitellung des Vereins der deutſchen Grundbefiger in Oft- 
oberichlefien entfallen von der in der Namenslifte angegebenen Flächenmenge (7438 ha) nur 100 ha auf 
polnifden Befit. Der deutiche Grundbefit ift alfo mit 98,79], herangezogen worden, obwohl polnischer 
Grundbeſitz in arößerem Umfange vorhanden ift. Damit ift der deutfche »Landvorrate ** im Hiefigen 
Amtsbezirk fait veitlos erfaßt. 

Nöldeke 


Nr. 168 
Der Deutjche Generalkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 21. Februar 1939 


Die verflofiene Woche ftand vollftändig unter dem Zeichen der neuen Enteignungen deutſchen Beſitzes. 
Die Veröffentlichung der Namenslifte Hat angelichts des vor wenigen Woden ftattgehabten Beſuches 
des Neichaminifters des Auswärtigen in Warfdau***, von dem fih die deutiche Volksgruppe allent- 
halben eine ftarfe Merbeiferung der polnisch-deutichen Beziehungen veriprad, wie eine Bombe ein- 
aeichlanen. Alle Hoffnungen, daß nun endlich einmal die Schlechteritellung der deutſchen Nolfsaruppe 
bier aufhören würde, haben fich als trügeriich erwieſen. 
fiber die Auswirkungen der Enteianungen nach der neuen Namenslifte folgt heute noc ein befonderer 
Bericht, aus dem die fataftropbale Cage mancher Betriebe erfichtlich ift. Beſonders der mittlere Befit 
wird am ſtärkſten betroffen, da von ibm mehrere Betriebe, weil fie in einer beftimmten Zone liegen, bis 
auf GU ha enteignet werden und infolgedeffen gar nicht mehr lebensfähig find. 
Fine veraleichende Sufammenftellung des feit Anfrafttreten des Geſetzes über die Durchführung der 
Aararıeform vom 28. Dezember 1925 bis einschließlich 1938 durch Namenslijten enteiqneten deutjchen 
und polniſchen Grundbefiges in Pommerellen ergibt, dağ der deutfche Grundbeſitz bisher 56,214,00 ha 
Rodenfläche = 72°), der gefamten durch Namensliften enteigneten Vodenfläche verloren bat, während der 
polniſche Grundbeſitz nur mit 22,093,00 ha Bodenflddhe = 28%, der Sejamtfläche auf die bisher er- 
= schienenen Namensliften geſetzt worden ift. Die Erwartung, daß die diesjährige Namenslifte die unver- 
hältnismäßige und durch nichts gerechtfertigte Benachteiligung des deutfchen Grundbefikes durch eine 
: tärfere Heranziehung des polnischen Beſitzes zum Teil ausgleichen würde, ift nicht erfüllt worden. Die 
Renachteiliaung des deutichen Grundbeſitzes bat vielmehr gegenüber den Vorjabren eine weitere Ber- 
ſchärfung erfahren. 

ES feint den polnischen Behörden auf eine ſchnelle und völlige Vernichtung des Deutichtums bier 
anzufommen, denn die bei ihnen in der lebten Zeit allgemein zu beobachtende Cinftellung dem Deutſchtum 
gegenüber ift feindlicher denn Je. 

Es ift flar, dah fih unter diejen Umitänden der deutichen Bevölferung Hier eine außerordentliche 
Errequng bemächtiat hat, weil fie in allen ihren berechtigten Hoffnungen und in all ihrer Loyalität dem 
hiefigen Staat gegenüber auf das Vitterfte enttäufcht worden ift. Cin Gefühl der Unficherheit, aber 
auch der Rechtlofigfeit madı fich Hier breit, das nur Schwer zu befämpfen ift. Daß dabei auch wieder 
der Drang zur Abwanderung ftarf hervortritt, möchte ich nod) befonders betonen. 


p von Küchler 


* Bal. auch Nr. 170, 171 und 172 Wud) die weiteren Beiprechungen mit dem Polnischen Wufenminifterium blieben ohne 
Ergebnis 
e ** Bal. Nr. 157, Anm. ***. 
*** Bal, Nr 202. 
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X. Weitere Deutfche Berfuche zur Berbefjerung der Lage 
der Deutjchen Bolksqruppe durch Deutfch:Bolnijche Befprechungen 
(November 1937 bis März 1939) 


Nr. 169 
Aufzeichnung des Dirigenten der Bolitifchen Abteilung des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 25. November 1937 


Der Polniſche Gejchäftsträger fute mid) Heute aus anderem Anlaß auf und ich benußte die 
Gelegenheit, ihn unter Hinweis auf die vom Herrn Neichsminilter dem Polniſchen Botichafter Anfang 
November überreichte Notiz* anläßlich der Abgabe der deutich-polniichen WMinderheitenerflarung 
daran zu erinnern, daß deutſcherſeits in diefer Aufzeichnung angeregt worden fei, regelmäßig 
wiederfehrende Ausiprachen zwiſchen Vertretern beider Staaten über die in der Minderheitenerflärung 
behandelten Fragen ftattfinden zu laffen. Auf diefe deutiche Anregung jet eine Antwort nod) nicht erfolgt. 
Diele Aussprache follte dem Swed dienen, die betreffenden Fragen zu entpolitifieren und im gemein 
famen Benehmen einer zufriedenftellenden Löſung zuzuführen. Unfere inneren Behörden erwögen der 
polnischen Minderheit gegenüber febr pofitive Maßnahmen und erblidten in den vorgejehenen Mus- 
ſprachen ein Anftrument zur Fortführung der in der Minderheitenerklärung aufgeitellten Richtlinien. 
Es wäre daher fehr erwünscht, wenn wir bald eine pofitive Antwort zu unjerem Vorſchlag erhalten 
würden, um an die praftiiche Arbeit Herangehen zu können. Der Gefdhaftstrager bezeichnete dies aud 
feinerfeitS alg erwünscht und veriprach, demnächit eine Antwort erteilen zu wollen*”. 


Fürſt von Bismarck 


Nr.170 


Der Deutſche Botjchafter in Warfehau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warſchau, den 30. Mai 1938 


Die Enwartung, dab die Lage der deutſchen Minderheit in Polen durch die gemeinſame Erklärung 
der Deutſchen und der Polniſchen Regierung über die Behandlung der beiderſeitigen Minderheiten vom 
5. November 1937 eine weſentliche Beſſerung erfahren würde, hat ſich leider nicht erfüllt, 

In ftarferem Maße als früher ift der deutfchen Volksaruppe in Volen im Verlauf des legten halben 
Jahres die weientlichite Grundlage ihrer Eriftenz, nämlid Grund und Boden, durd) verjchärfte Heran- 
ziehung zur Agrarreform fowie durch die Anwendung des feit dem 1. Juli 1937 verſchärften Grenz 
zonengejeßes *** entzogen werden. An der Praxis wirken fic) die Beſtimmungen dieſes Gefeses dahin 
aus, dab in ganz Polniſch-Oberſchleſien, im arößten Teile Vommerellens und in einem erheblichen 
Teil der früheren Proving Poſen jeder Erwerb von Grundbefig — aud) im Erbgang — unterbunden 
wird, Nicht einmal Yacht oder fonftiqe Nußungsverträge werden genehmigt, wenn der Wächter oder 
Nurungsberechtigte Volksdeuticher ift. Das bedeutet, daß der nod) in deuticher Hand befindliche Grund- 
befiß. foweit er nicht ihon von der Mararreform erfaßt wird, fpateftens beim Tode des jebigen Eigen- 
tümers dem Deutjchtum verlorengehen muB. 

Abgefehen von der Verdrängung der Angehörigen der deutichen Volksgruppe von ihrem Grund- 
befit werden deutiche Kaufleute und Unternehmer durch wirtichaftlichen Boykott brotlos gemacht, der 
durch den von der Polnifdjen Regierung geförderten Weftverband organifiert wird, 

Die deutjche Arbeiterichaft wird, insbefondere in Oberjchlefien, mehr und mehr von ihren Arbeits: 
pläßen verdrängt, während gleichzeitig auf Grund der quien Beihäftigungslage der Werfe national- 
polnische Arbeiter in verfidrttem Mae eingeftellt werden. In Oftoberichlefien waren bereits im ver- 
gangenen Jahre 70%/, der deutfchen Arbeiter brotlos, die deutſche Jugend ift dort fat 100°%/,iq ohne 
Lehrſtelle. 

Auf kulturellem Gebiet zeigt ſich die Entdeutſchungspolitik der Polniſchen Regierung in der Schließung 
von Schulen und in wirtſchaftlichem Druck auf die Eltern, die ihre Kinder in die deutſche Schule ſchicken. 

Ich habe in allen vorerwähnten Fragen ſtändig bei der Polniſchen Regierung nachdrückliche Vor— 
ftellungen erhoben, die weiter fortgeſetzt werden, da die Polniſche Regierung bisher unſeren Wünſchen 





+ Bal. Nr. 104, Anlage 


** Am 12. Januar 1938 teilte der Polniſche Gefdhaftstrager mit, daß die deutſcherſeits angeregten periodiſchen Ausſprachen 
von beiderſeitigen Regierungsvertretern über Minderheitenfragen polniſcherſeits als verfrüht angeſehen würden. 
Mal, Nr. 88, Anlage, ©. 65, Anm. 
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faum entſprochen Hat. Hierbei Habe ic) immer wieder darauf hingewieſen, dağ uns bas Schidjal 
der deutichen Volfsgruppe in Polen mit Sorge erfülle und dağ die ftandig unterſchiedliche Behandlung 
der deutichen Minderheit in Polen naturgemäß eine Belaftung unferer gutnadbarliden Beziehungen 
zur golge haben müſſe. Ferner habe ic) weiſungsgemäß geltend gemacht, daß die polniſche Minderheit 
im Reich überall in Arbeit und Brot fteht, während die Deutihen in Polen trog des auch dort 
erfennbaren wirtichaftlihen Aufihwungs lediglicd) wegen ihres Deutſchtums ihrer wirtſchaftlichen 
Grundlage beraubt werden. Im übrigen ſei der beſte Beweis unſeres guten Willens, auf dem Minder— 
heitengebiet Beſchwerden auszuräumen, unſer wiederholter Vorſchlag an die re Regierung, von 
Seit zu Zeit eine Ausfprache von deutfdjen und polnischen Sachverſtändigen ftattfinden zu laffen, eine 
Anregung, auf die die Dolnische Regierung leider bisher nicht eingegangen fei. 

cd) werde die Anregung einer Ausſprache über die Minderheitenfragen weifungsgemäß weiter 
betreiben, würde aber danfbar fein, wenn aud) feitenS des Auswärtigen Amtes in gleichem Sinne 
auf die dortige Polnische Botſchaft eingewirkt werden fonnte. 


von Moltke 


Nr. 171 
Der Reichsminifter des Auswärtigen an den Deutjchen Botjchafter in Warjchau 


Telegramm | 
Berlin, den 29. Juni 1938 


E8 wird Hier ebenfalls für angezeigt gehalten, die Eingabe Volenbundes vom 2, Juni jowie dadurch ver- 
ihärfte Spannung auf Minderheitengebiet zum Anlaß zu nehmen, um Polnische Regierung erneut Ber- 
handlungen über Befdwerden beiderjeitiger Minderheiten vorzufhlagen. Bitte daher tunlichſt bald ent- 
ipredjende Demarche bei Außenminifter Bed unternehmen und hierbei folgende Gefichtöpunfte verwerten: 

Eingabe Volenbundes fei von Reichsregierung eingehend geprüft worden, die bereit fei, berechtigte 
Wünſche polnischer Minderheit zu erfüllen. Entgegenfommende Haltung Neichsregierung fei bereits in 
Abftellung einzelner Beſchwerden ſowie in Empfang polnischer Minderheitenvertreter durd Reichs⸗ 
innenminiſter zum Ausdruck gekommen. Es könne uns aber nicht zugemutet werden, bei der weiteren 
Behandlung dieſer Fragen Lage deutſcher Minderheit in Polen außer Betracht zu laſſen, die nach unſerer 
Auffaſſung weit größeren Anlaß zu Beſchwerden biete. Vertreter polniſcher Minderheit hätten Reihs- 
innenminifter gegenüber zugegeben, daß fie auf wirtſchaftlichem Gebiet feinerlei Anlaß zu Klagen hätten, 
Demgegenüber müffe feitgeitellt werden, daß Deutſche in Polen trog des aud) dort erkennbaren wirt- 
nn Aufſchwungs lediglich wegen ihres Deutjchtums ihrer wirtſchaftlichen Grundlage beraubt 
wurden. 

Insbeſondere habe negatives Ergebnis Verhandlungen Botſchaft über Agrarmaßnahmen gegen deutſche 
Minderheit enttäufcht *, in denen Polniſche Regierung fidh diskriminatoriſchen Standpunkt Weſtverbandes 
zu A et habe, daß deuticher Anteil an Grundbefit Prozentſatz deutjcher Bevölkerung angeglichen 
werden miiffe. 

Auch Frage Handhabung Grenzzonenverordnung fünne unmöglich auf fidh) beruhen bleiben, da in 
Kürze bereits Exmiffionen deutjcher Beſitzer zu erwarten feien, denen Genehmigung zur Übernahme 
ererbter Grundftüce vor Sabhresfrift verjagt worden fei. E3 fei zu befürchten, daß bevorjtehende Ber- 
treibung folcher Woltsdeuticher von Haus und Hof ohnehin gereizte Stimmung deutjcher Grenzbevölke— 
tung auf das ungünftigite beeinfluffen und wiederum zu ernten Nüchwirkungen für polnische Minder- 
heit in Deutichland führen würde, wenn nicht rechtzeitig Abhilfe geſchaffen werde, 

Eine Quelle ftändiger Beunrubhiqung deutſcher Offentlichfeit bildeten ferner fortgeſetzte Entlaffungen 
deutfcher Arbeitnehmer in Oftoberjchlefien fowie vom Weftverband organifierter Wirtichaftsboyfott. 
Anheimftelle auch, auf Nichterfüllung polnischer Gegenleiftung für Genehmigung polnischen Gymnajiums 
in Mariemwerder ** und auf rigorojes Vorgehen Schulbehörden gegen deutiche Schulen in Wolhymen 
hinzuweiſen, wo von 7500 fchulpflichtigen deutjchen Kindern 5800 gar feinen oder nur mangelhaften 
Deutichunterricht genießen. 

Bitte Gerrn Beef gegenüber ferner zum Ausdrud bringen, daß gejpannte Lage in polnifdjen Weft- 
orovinzen durch Polenbund-Beſchwerde und ihre Behandlung in polnijcher Preſſe weiter verjchärft 
worden ijt. Deutiche Regierung verfolge diefe Entwidlung, die unjere fonft gutnachbarlichen Beziehungen 
zu ftören geeignet fei, mit Beſorgnis und halte e8 für dringend geboten, ihr durch eine offene Ausſprache 
entgegenzuwirken, um die durch Minderheitenerklärung eingeleitete Verfidndigung auf Minderheiten 
gebiet fortzuführen. Sie rege daher an, die Beichwerden der Volfqruppen dure) beiderjeitige Gach 
verftändige umgehend zu prüfen und nad) Möglichkeit zu bereinigen. 

Bitte Drahtnachricht über Aufnahme Ihrer Demarche. 


Ribbentrop 





d 


s Bal. Nr. 160, Anm. 
** Vol, Nr. LLL, 114,115, 117 unt: 135. 
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Nr. 172 
Der Deutfche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warichau, den 9. Juli 1938 

ch habe heute die Minderheitenfrage ent} predend et der Weijung vom 29. v. M.* bei Herrn Bed zur Sprache 

gebracht. Dabei wies ich befonders darauf hin, daß die Nichterfüllung der polniſchen Gegenleiſtungen in 
dem Spezlalabtommen über Mariemverd a * die Auswirkung der Minderbeitenvereinbarung vom 

5, November *** ftarf beeinträchtigt hatte. Die Tatlache, daf bis heute — alſo nach 10 Monaten — die 
Erlaubnis zum Weiterbau in Bromberg noch nicht erteilt worden ſei, hätte naturgemäß in Deutſch— 
land den Eindruck entſtehen laſſen, daß auf poliniſcher Seite keinerlei Neigung vorhanden ſei, die Grund— 
ſätze des 5. November in die Praxis umzuſetzen. Ich habe ferner feſtgeſtellt, daß die Verhandlungen 
über die Aararreforny das einwandfreie Ergebnis einer differentiellen Behandlung der deutichen 
Minderheit aebabt bat, und gA babe ſchließlich mit beionderem Nachdrud dargelegt, t daß die Beichwerde 
Ser polniſchen Minderheit in Deutichland und die Art und Weife, in der fie von der polnischen Preſſe 
behandelt worden fei, in verſchiedener Hinſicht außerordentlichen Schaden angerichtet habe. Gerade 
das, was wir mit der Vereinbarung vom 5. November hätten vermeiden wollen, wäre eingetreten: daß 
nämlich die Minderbeitenfrage zum Gegenitand politischer Auseinanderießungen geworden fei und dap 
iich bierdurch die Atmosphäre in Volen und befonders in den Minderbeitsgebieten außerordentlich ver- 
ichlechtert babe. 

Ich babe anjhkiepend hieran feitgeftellt, daß wir bei der Weiterbebandlung der polnijden Minder 
heitenbeichwerde die Lage der deutichen Minderheit in Polen nicht außer Betracht laffen könnten unc 
daß es uns zweckmäßig erfdeine, ftatt uns gegenfeitig in der Öffentlichkeit anzugreifen, eine freimütige 
Ausſprache über das Problem herbeizuführen. Unſer Vorſchlag ginge è Daber Dabin, daß die gustan 
digen Referenten der beiden Annenminifterien unter Aſſiſtenz von je einem Beamten der beiden Außen 
miniiterien zu periodiſchen Beſprechungen zuſammentreten möchten, um in offener Ausſprache, ohne 
Störung durch die Preſſe, die verſchiedenen Minderheitenprobleme zu prüfen. Wir ſtänden auf dem 
Standpunkt, daß — ebenſo wie die periodiſchen Beſprechungen in Wirtſchaftsfragen und in Preſſe 
angelegenheiten ein günſtiges Ergebnis gehabt hätten — auch das Problem der Minderheiten durch 
ein gleiches Verfahren gefördert werden — Wir bäten daher die Polniſche Regierung, dieſen Vor 
ſchlag zu prüfen, der, wie wir hofften, dazu beitragen könnte, die durch die Minderheitenerklärung ein 
geleitete Verſtändigung weiter fortzuführen und hierdurch ugleich auch Die politiſchen Beziehungen an 
einem wichtigen Punkte zu entlaiten. 

Herr Ver erflärte zunächſt, dak er es außerordentlich bedauere, wenn die über Marienwerder ae 
troffene Vereinbarung polniſcherſeits immer noch nicht reſtlos durchgeführt worden ſei. Er habe das nicht 
gewußt und werde jofort d Das Notwendige veranlaſſen, damit diefe Frage endlich bereinigt würde.77 
Im übrigen ſei auch er der Auffaſſung, daß die ren Der Minderbeitenfragen durch die Preſſe 
eber ſchädlich als nüßlich fei. Er babe jeinerzeit, als die Berliner Minderbeitenbeichwerde bier zu einer 
gewiſſen Vreifebege geführt habe, fofort eingeqriffen, aber er gebe zu, Dah eg zu fpat geweſen fei, um 
eine durchareifende Wirtung zu erzielen. Auch er ſei ein Freund offener Ausſprachen und er glaube, 
dah das immer nod) der befte Weg ware, um in ſchwierigen Fragen vorwärts zu fommen. Er ſtehe 
deshalb unferem Vorſchlage durdaus ſympathiſch gegenüber. Naturgemäß fei er nicht in der Lage, 
mir fofort eine definitive Antwort zu geben, da die Angelegenheit die Grenzen feines Nefforts über 
ichreite. Er werde aber fobald ala möglich — in der nächſten Woche ainge es wegen feiner Reife nad 
Riga leider nod niht — dem Minifterpräfidenten, der ja gleichzeitig Minifter des Innern fei, oe 
Vortrag balten und er fonne mir Ihon beute zuſagen, dağ ev unferen Vorichlag befünmworten werd 
Er behalte fih vor, zu gegebener Zeit darauf zurückzukommen. 

Wenn die bisher ablehnende Haltung gegenüber dem Gedanken einer Minderheite nkommiſſion ſich an 
ſcheinend zu wandeln beginnt, ſo liegt das wohl daran, daß wir unſere Aktion diesmal in einem beſonders 
günſtigen Zeitpunkt eingeleitet haben. Das polniſche Verſagen in der Frage des gentlemen agreement * 
ſchien Herrn Beck doch recht unangenehm zu ſein. Ebenſo batte er wohl auch ſelbſt das Empfinden, 

daß die im Zuſammenhang mit der polniſchen M tinderheitenbefchwerde eingeleitete Preſſeaktion nicht 
im Einklang mit den Abfichten ftand, die zu der Whinachung vom 5. November aeführt haben. Auch 
die Latfache, daß in der Frage der Mgrarreform der polnische Verſtoß genen die Minderbeitenerflaruna 
einwandfrei feſtſteht, dürfte mit dazu beigetragen haben, Herrin Bed zu dev Überzeugung zu bringen, dats 
in der rage der Minderheiten jeßt eine freundliche Gefte uns qeaentiber notwendig fel. Im übriaen 
wird es fidh aber empfehlen, die Erwartungen binfichtlich einer grundſätzlichen Anderung der volniſchen 
Minderbeitenpolitif nicht zu Dod zu fpannen. 

— von Moltke 

* Val. Nr. 17 L 

** Mal, Nr. 111, 114, 115, 117 und 135. 

*** Bal Nr. 101 

+ Val. Nr. 160, Anm. ***, Mr. 162 und Nr. 166, S. 105 Anm 

Ir Qu einer endaültigen Regelung der Angelegenheit if es nicht aefommen. 
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Nr. 173 
Der Deutfche Sefchäftsträger in Warfchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Marfchau, den 19. Juli 1938 


Der Kabinettsehef des Volniichen Außenminifteriums Graf £ubienffi bat mich geftern zu fich und 
teilte mir mit, daß Herr Bed, der für eine Woche auf Urlaub gegangen fei, ihn beauftragt habe, mir 
die Antwort auf den Norichlag des Botſchafters von Moltke betreffend den Quyammentritt einer Minder- 
heitenfommilfion zu übermitteln. Die Antwort, die Graf Lubieńffi mir aus feinen Notizen vorlag, 
bat folgenden Wortlaut: »Die Volnifche Regierung lehnt im Prinzip den Vorjchlag des Rontaftes dex 
Rertreter der inneren Verwaltunaen der beiden Länder im Rahmen des Vorſchlages von Herrn 
von Moltfe nicht ab«. 

Wie fdyon aus der Faffung dev Antwort hervorgeht, legt das Polniſche Außenminifterium Wert 
darauf, fein zu großes Empreffement in diefer Angelegenheit zu zeigen. Auf meine Frage, wie er fid Die 
weitere Entwidlung voritelle, meinte Graf Cubienffi, daß man wohl an Beſprechungen im Laufe des 
Herbites Dente, nähere Mitteilungen könne ev mir aber im jesigen Stadium noch nicht machen“, 


pon Wühlifch 


Nr. 174 
Der Deutfche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Telearamın 
MWarichau, den 11. Februar 1939 


Entfpredend Weifung dortigen Telegramms vom 6. Februar war Volen mitgeteilt worden, daß für 
Minderheitenverhandlungen mit Einhaltung de8 von ihnen ſelbſt vorgejchlagenen Termind vom 
13. Februar gerechnet wird und daß wir erwarteten, Verhandlungsbafis nicht Durch vollendete Tatjachen, 
in&befondere hinſichtlich Namenslifte zur Agrarreform gejtört zu jeben. Schon die Aufnahme diefer 
Mitteilung lieh erfennen, daß entgegen den bisher gegebenen Zuficherungen die Namenslifte ** unſeren der 
Yiolnifchen Regierung mitaeteilten Wünſchen vorausfichtlich nur wenig Rechnung tragen wird. Heute ift 
nunmehr vom biefinen Außemmninifterium mitgeteilt worden, dağ die polnifchen Mertreter erft am 16, 
oder 17. Februar in Berlin fein Eönnten, womit offenbar der Swed verfolgt wird, die Minderheiten- 
verbandlungen ert nad) dem geſetzlichen Termin für Aufitellung der Mamenslifte (15. Februar) beginnen 
zu laſſen. Es ift darauf erneut dem Polniſchen Außenminifterium mitgeteilt worden, daß wir bitten 
müßten, uns in Frage Mararreform nicht vor vollendete Tatſachen zu ftellen, worauf Sachbearbeiter 
auaweichend antwortete, dah ihm Termin Veröffentlihung Namenslijte nicht befannt fei, daß er aber 
nach wie vor bemüht bleibe, unferen Wünſchen Geltung zu verfdaffen “~~. 

Die Behandlung diefer Frage fowie aud) fonftige Anzeichen laffen leider extennen, daß die polnischen 
Reſſorts nur mit Innerem Widerftreben an die Minderheitenverhandlungen berangeben. 


Moltke 


Nr. 175 
Aufzeichnung eines Beamten der Politifchen Abteilung des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 28. Februar 1939 


An den geftern nachmittag aufgenommenen deutſch-polniſchen Minderheitenverhandlungen wurde zw 
nächit der polnifchen Seite ein Arbeitsprogramm vorgeichlagen und von Diefer angenommen. Heute 
wurde fodann in die Beſprechung der Punkte I (Grengzonenfragen y) und II (AUgrarrefornfragen TT) ein 
getreten. 

Die Polniſche Delegation zeigte äußerſt wenig Bereitwilligkeit, in der Grenzzonenfrage zu konkreten 
Abreden zu gelangen. 

* m Caufe der nächiten Monate it die Botfehaft nod) wiederholt, aber immer vergeblich, auf die Angelegenheit zurück— 
jefommen. Gelegentlich der Anweſenheit bes Reichsminiſters bes YUuswartigen in Warſchau im Januar 1939 hat diejer bie 
Frage der Minderheitenfommiffion erneut zur Sprache gebracht, worauf dann endlich eine Zufage erfolgte. Bgl Nr. 202. 

** Mal, Nr. 162 

*** Tatſächlich erfchien am 15 Februar eine Namenslifte, die wiederum in völligem Widerfpruc zu den Sufagen der Min: 

derheitenerflärung ftand. Bol. Nr. 163 ff | 

+ Val, Nr. 85, Anlage, 5.65, Anm 
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Eine Befprechung der Agrarreform in dem Minderheitenausfchuß bezeichnete die Polniſche Delegation 
als nicht angebracht, da entiprechende Erörterungen bereits zwifchen der Deutſchen Botſchaft in Warſchau 
und dem Polniſchen Außenminiiterium jchwebten *. 

Die Verhandlungen werden morgen vormittag fortgefebt werden. Polnifderfeits wurde die Abficht 
geäußert, Schon morgen (1. 3.39) abends nah Warjchau zurüchzufehren. G8 wird verfucht werden, die 
polnischen Herren zu weiterem Bleiben zu veranlaffen, da eine grundſätzliche Erörterung des geſamten 
Programms in diefer kurzen Zeit unmöglich) ift. 


Bergmann 


Nr.176 


Der Staatsfekretir des Auswärtigen Amts an den Deutſchen Botjchafter 
in Warjchau 


Telegramm | 
Berlin, den 4. März 1939 


Deutfcherfeits wurde polnischen Vertretern geftern Abend folgendes Schlußcommunique vorgefchlagen: 


»In der Zeit vom 27. Februar bis zum 3. März fand in Berlin die erfte Aussprache zwiſchen Ber- 
tretern der Deutichen und der Volnifchen Regierung über Fragen der deutfchen Volfsgruppe in Polen 
und der polnischen Volfsgruppe im Reidy ftatt. Die Beſprechungen boten den Vertretern der deutichen 
und polnischen inneren Verwaltungen Gelegenheit zu einer unmittelbaren Fühlungnahme. Hierbei 
wurden die grundfäßlichen Fragen und einzelne Wünſche auf allen die Volksgruppen betreffenden 
Gebieten eingehend erörtert. E8 beftand Einvernehmen darüber, daß diefe Fragen und Wünſche durd) 
Die zuftändigen Negierungen entfpredjend dem beiderfeitigen quien Willen geprüft werden follen, um 
den berechtigten Gntereffen der Volksgruppen Rechnung zu tragen. 

Die Vefpredungen werden alsbald fortgefest werden. « 

Polnische Vertreter haben fich mit Wortlaut einverftanden erklärt mit Ausnahme letzten Satzes, für 
den fie folgende Faffung vorfchlagen: 

»Die Beiprechungen werden wieder aufgenommen werden.« | 

Botichafter Lipffi hat Heute Stellungnahme polnifder Vertreter gebilligt mit der Begründung, dah 
deutiche Formulierung Schlußſatzes Beunruhigung Volksgruppen hervorrufen könne. 

Da auf Grund polnischer Haltung in hiefigen Beſprechungen beftimmter Eindruck befteht, daß olen 
lid) weiterer Ausſprache über Minderheitenfragen im Ausſchuß entziehen wollen, bitte im Auftrage 
Reichsaußenminiſters, Heren Bed um Einverftändnis mit deutichem Tert erfuchen. Bitte hierbei aug- 
führen, daß Begründung Lipffis Befremden Neichsaußenminifters hervorgerufen babe, da bei Berein 
barung Beſprechungen in Warfdau ausdrücklich alsbaldige Fortſetzung der Ausschuß Beiprechungen 
verabredet worden fei, um pofitive und fonfrete Ergebnifje zu erzielen. | 

Bitte Drahtbericht. 

Weisfäcker 


Nr. 177 
Der Deutſche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Warſchau, den 10, März 1939 


Wegen Schlußſatzes Communiqué zu Minderheitenbefpredungen habe id weifungsgemäß bei Seren 
Beef Interveniert. Herr Bed, der Inhalt Geſprächs mit Reich minifter beftätiate, war über Einzelheiten 
Communiqués nicht orientiert und ftellte baldige Antwort in Ausficht. Im Auftrage des Minifters hat 
heute Kabinettächef Cubienffi folgenden Vorichlag unterbreitet: | 

1, Communiqué wird mit von polnischen Vertretern vorgejchlagenem Schlußfak veröffentlicht. 


2. Rabinettschef gibt im Namen Außenminifters Erklärung ab, daf BVefpredungen unmi 
: s ' ` ( uttelbar na 
Befanntgabe Ergebnifjes deutfder Volkszählung (alfo wohl Anfang Suni) wieder ae et 
werden. 


* Nal. Nr. 166. 
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3. Sollte diefer Vorſchlag in Berlin nicht befriedigen, jo wäre Aufenminijter Bed aud) bereit, 
Angelegenheit nod) einmal mit Polniſchen Minifterpräfidenten zu befprechen. Perſönlich bemerkte 
Graf Eubienffi hierzu, daß Widerftände im Gnnenminifterium gegen unfere Faffung Schlußjages 
groß feien, da man fich über Zweckmäßigkeit Minderbheitenbefpredungen nod) fein endgültiges 
Urteil gebildet habe. 


ch möchte annehmen, daß, wenn wir auf erneute Befaffung Minifterpräfidenten beftehen, e8 gelingen 
würde — allerdings nicht ohne Zeitverluft — eine unferen Wünſchen mehr entfprechende Faſſung Schluß: 
fages durchzufegen. An polnischer Einftellung hinfichtlic) Qeitpunttes nächiter Beſprechung würde Hier- 
durch aber nicht8 geändert werden *, 


Moltke 


Nr. 178 
Der Reichsminifter des Innern an das Auswärtige Amt 


Berlin, den 4. März 1939 


Die Verhandlungen über Minderheitenfragen, die am 27. Februar unter meiner Leitung mit den 
Vertretern der Polniſchen Regierung begonnen wurden, find geftern zum Abjchluß gelangt. Ein aus 
führliches Vrotofoll über den Verlauf der Beſprechungen werde ich demnächft überjenden. 

Die Verhandlungen haben leider ein durchaus unbefriedigendes Ergebnis gehabt. Die Polen denken 
nicht daran, ihre Volitif gegenüber der deutſchen Volfsgruppe irgendwie zu ändern. Sie mögen auf 
weniger wichtigen Gebieten zu fleinen Zugeftändniffen bereit fein, in den das Leben der deutjchen Volks— 
gruppe berührenden Fragen find fie jedoch beftrebt, ihre bisherige Entdeutichungspolitit mit allem 
Nachdruck fortzujesen. 


jm Auftrag 


Bollert 


— `~ 


* Non der Veröffentlichung eines Communiqués mufte jchließlich abgejehen werden, da eine Einigung über die Fortſetzung 
der Verhandlungen nicht zu erzielen war. 
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XI. Zur Gage in Danzig 
(1933 bis 1939) 


Nr. 179 


Übereinkommen zwifchen dem Senat der Freien Stadt Danzig und der Polnifden 
Regierung, 5. Auguft 1933* 

Der Senat der Freien Stadt Danzig und die Volnifche Regierung find, von dem Wunſch bejeelt, 
die ftrittigen Fragen im Einvernehmen zwiſchen den beiden Regierungen zu regeln, unter den Auſpizien 
des Hohen Kommiſſars des Volferbundes über folgendes übereingefommen: 

1. Der Senat der Freien Stadt Danzig und die Polniſche Regierung find fih darüber einig, daß 

das vor den Anftanzen des Wölferbundes in der Frage der Ausnußung des Danziger Hafens 

ichwebende Verfabren fiir die Dauer diefes Übereinfommens eingeftellt werden foll. 

2. Die Volnifche Regierung wird unverzüglich alle notwendigen Maßnahmen erareifen, um den 
Rückgang des ſeewärtigen Verfehrs (Einfuhr, Ausfuhr und Ourehfubr), der gegenwärtig über 
den Hafen von Danzig acht, unter Berückſichtigung dev Quantität und der Qualität der Waren 
ju verhindern. | 

Die Polniſche Regierung wird in Zukunft dem Hafen von Danzig, forweit dies in Ihrer 

Macht liegt, eine’aleiche Beteiligung an dem jeewärtigen Verkehr (Einfuhr, Ausfuhr und Durch 

fuhr) unter Berückſichtigung der Quantität und der Qualität der Ware fihern. Die Parteien 

verpflichten fih, zu diefem Zweck durch Sufammenkünfte in regelmäßigen Seitabftänden ftandig 
in Fühlung zu bleiben. 

3. Der Senat der Freien Stadt Danzig wird im Rabhmen der finanziellen und wirtjchaftlichen 
Möglichkeiten der Freien Stadt mit der Polnischen Regierung an der Förderung des direkten 
jeewärtigen Verkehrs zufammenarbeiten. 

4. Sede der Parteien behält fih das Recht vor, mit dreimonatiger rift den Hohen Kommillar 
zu bitten, das vor ihm febwebende Verfahren wieder aufzunehmen. 


Nr. 180 
Der Deutſche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Rericht 
Danzia, den 9. Mai 1934 

Sn feiner Sigung vom 20.0. M. hat der »Verband der Polen in der Freien Stadt Danzig« ein 
Programm angenommen, das am 1.0. M. in feiner Verbandszeitung »Straz Gdanſkas veroffentlidt 
wurde und zielbewußt auf die Volonifierung der Danziger Wirtſchaft und Beſchränkung der Nechte 
der deutichfüblenden Bevölkerung Danzigs binarbeitet. 

Insbeſondere ift auf folgende Beitimmungen binzuweifen: 

Am 83 des Programms beißt e8, der Verband der Polen evjtrebe die Erziehung von national 
bewußten polnischen StaatSangehbrigen, die zu jeder Opfertat für die nationale Gace und das Wohl 
der polnischen Gemeinde Fabia feien, und entwickle zu diefem Zweck eine ſyſtematiſche Propaganda und 
Drgaanifationsaftion. 

Im $7 wird feftgeftellt, der Verband der Polen betrachte die Freie Stadt als »unerläßlichen und 
nicht abtrennbaren Teil des Wirtichaftsorganismus Polens« und ftrebe »die weitgehendjte Vereiniqung 
Danzigs mit Volen fowie die engte polnifehOangiger Qufammenarbeit auf allen Gebieten des Wirt 
Ichaftslebens« an. 

m 89 wird eine Vereinigung der Danziger Wirt}chafts- und Berufsorganifationen mit den 
Organifationen in Polen forvie eine Wnpaffung der Danziger Wirtichafts- und Finanzgeſetzgebung an 
die polnische Geſetzgebung verlangt. 

Schließlich heißt e8 im § 11, die Gnnenpolitif der Freien Stadt miiffe mit der Politif der Polniſchen 
Nenierung barmonieren. Der Verband der Polen betrachie die Sulammenarbeit und die Ner 
ftändiaung mit den polnischen Behörden ala Grundlage feiner Tätiafeit. 


von Radowik 


* Um 5. Auguft 1933 wurde neben dem oben wiedergegebenen, durch ein Schlußprotofoll ergänzten Ubereinfommen über 
die Ausnutzung des Danziger Hafens ein {ibercinfommen »betreffend die Behandlung polnischer Staatsanaeböriger und anderer 
Verfonen polnischer Herkunft oder Sprache auf dem Gebiete der Freien Stadt Danzig« paraphiert und durch einen Schrift: 
wechfel erläutert. Cin weiterer Danzig-polniſcher Schriftwechfel vom gleichen Tage betraf die Regelung der Streitfraaen über 
Natififationsurfunden, Päſſe und die Erequatur-Erteilung an Konfuln in Danzig, à — 

Die Initiative zu den Abmachungen vom 5. Auguſt 1933 gebt auf den Beſuch des Danziger Senats in Warſchau vom 

3 quli 1933 gurite, in deffen Verlauf von Danziger wie von polnifcher Seite zum Ausdruck gebracht worden war, dah bivefte 
Verhandlungen zwifchen den Parteien über die zahlreichen Danzig-polnifchen Streitfälle aufaenommen werden sollten. 
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Nr. 181 
Der Deutjche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Danzig, den 8. Auguft 1934 


Die am 6. Auguft in Danzig unterzeichneten Abkommen zwiſchen Danzig und Polen über Wirt- 
ichaftsfragen bilden ein einheitliches Ganzes. Das Ziel der Danziger Regierung war, in den Wirt- 
ichaftsverhandlungen zu einer vertraglichen Regelung zu fommen, die die bisherigen Erjchwernifje im 
Warenaustaufch awifden Danzig und Polen befeitigt, die bisher von polnischer Seite geübte Wirt 
ichaftsfontrolle in Wegfall bringt und damit Streitfragen aus der Welt jchafft, die feit Jahren das 
Danzıg-polnische Verhältnis wirtichaftlidy und politiſch aufs ſchwerſte belaftet haben. Dieſes Ziel, dag 
die Danziger Regierung fic) geftectt hat, dürfte im wejentlichen erreicht fein, vorausgejegt, daß die 
abgeſchloſſenen Abkommen von der Gegenjeite loyal eingehalten werden. 


Was die einzelnen abgeichloffenen Verträge angeht, fo ift folgendes hervorzuheben: 


1. Das Abkommen über die Beteiligung Danzigs an den polnijchen Cinfuhrfontingenten bejeitigt den 
jahrelangen Streit um die Danziger Cigenbedarfstontingente und um die Wirtichaftsfontrolle. 


Für die Dauer des Abkommens läßt Danzig feine Nechte auf Eigenbedarfstontingente ruhen, dafür 
garantiert Polen Danzig Anteile an den polnifden Einfuhrkontingenten für Einfuhr verbotener Waren. 
Die Danziger Anteile werden prozentmäßig für die einzelnen Maren errechnet. Bei Unterzeichnung 
diefed Abkommens hat der diplomatische Vertreter Poleng die Erklärung abgegeben, daß in Verfolg 
der neuen Negelung die Wirtichaftsfontrollen in Wegfall fommen. Die gleiche Feſtſtellung ift in einer 
bei der Unterzeichnung vereinbarten amtlichen Preſſenotiz enthalten. 

2. Das Abtommen über den Verfehr mit Lebensmitteln und Bedarjsgegenftänden hat ebenfalls zum 
Ziele, die bisherige Wirtſchaftsgrenze zwiſchen Danzıq und Volen zu bejeitigen. E8 fett feft, daß der 
Verkehr zwifchen Danzig und Polen mit diefen Waren Frei ijt, desgleichen der Verkehr eines diefer 
Vander mit dem Auslande über das andere Land, in gleicher Weife der Tranfit. In Sufunft werden 
alio Sperren, wie fie Volen in den legten Monaten für Margarine, Ole, Fette, Kafe, Fiſche erlaſſen 
hatte, nicht mehr möglich fein. Die Gegenleijtung Danzigs bei diejem Abkommen bejteht darin, daß 
e8 fih zur Annahme der einfchlägigen polnischen Gejege und Verordnungen bereitgefunden bat. 


3 Das Veterinärabkommen und das Dflanzenichugabfommen enthalten Vereinbarungen mehr tech. 
niſcher Art. Die innere Selbitändigfeit beider Staatsweſen auf diefem Gebiete ift gewahrt. 


4. Das Abtommen über den Verkehr mit Erzeugniffen der Landwirtjchaft und der Fiſcherei regelt 
den Abjat der genannten Erzeugniffe polnischer Herkunft un Danziger Gebiet, um zu verhindern, daß 
die Danziger Yandwirtichaft durch ungehemmtes Hereinftrömen polnischer landwirtſchaftlicher Erzeug— 
niffe in das Danziger Gebiet ruiniert wird. Die polniſche Einfuhr ift fontingentiert worden, wobei 
die Dolen zuaebilliaten Rontingente im allgemeinen dem entſprechen, was Polen in den legten Jahren 
nad) Danzig tatſächlich bereits abgeſetzt hat. Die Gegenleiftung Danzigs für das polnifde Zugeitänd- 
nig befteht darin, daß den polnifchen Erzeugniffen mit qewiffen Einjchränfungen die Danziger reife 
zugebilligt werden. 

5. Das Abkommen über die Regelung verfdiedener Qollfragen hat die größten Schwierigfeiten bei 
don Nerbandlunaen gemacht, fo daß mehrmals die Gefahr des Scheiterns der Verhandlungen beftand. 
Volen bat die Qollfrage mit den Wirtichaftsfragen verftridt, wn in den Qollangelegenheiten auf Danzig 
einen Drud ausüben zu fonnen. Das machtpolitiiche Ziel Volens in diefer rage war, dad Danziger 
Recht zur Organifation des Qolldienfies zu befeitigen, den polnischen Sollinipeftoren in Danzig eine 
den aanzen Qolldienft beherrjchende Mitwirkung zu verichaffen, die Danziger Sollbeamten praktiſch 
in die Gewalt Polens zu bringen und Danzig zu zwingen, alle Anordnungen des Polniſchen Finanz 
minifters ohne Nücficht auf ihre Rechtmapigteit fo lange auszuführen, bis Danzig eine rechtskräftige 
Enticheidung der Volferbundsinitanzen erwirtt hatte. Diefe polnischen Stele find nicht verwirklicht 
worden. Danzig Hat aber, um in den Wirtichaftsfragen zu einer Einigung zu kommen, nicht un 
erhebliche Jugeltändniffe machen müffen. In der Frage der Organifation find diefe Zugeſtändniſſe un 
bedeutend. Namentlich ift das Necht Danzig, den Rolldienft auf dem Danziger Gebiet zu organitieren, 
nicht anaetaftet worden. Auch in der Frage der UÜberwachung durd) die polnischen Sollinfpeftoren ift die 
Rechtslage faum zuungunſten Danzigs verändert worden. Sehr ernft war der Kampf um die Danziger 
Sollbeamten. Praktiſch erſtrebte Polen eine Löſung, die der bei der Eiſenbahn im Danziger Gebiet 
aleichgefommen wäre und diefelben verwültenden Wirkungen gehabt hatte. Nach monatelangem Ver: 
handeln hat man fih ſchließlich darauf geeinigt, daß bei Beſetzung deg Voftens des Leiters des Landes. 
sollamts und einiger weiterer wichtiger Stellen des Solldienftes Polen unter qewiffen Borausfesungen 
ein Einfpruchsrecht Hat und die Abberufung diefer Beamten fordern fann. Was ferner die Forderung 


> 


Polens angeht, daß Danzig fich verpflichten follte, alle Anordnungen des Finangminifters durchzuführen, 
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vorbehaltlich fpaterer Entſcheidung der Volferbundsinftangen, fo ift die getroffene Negeluna für Danzig 
nod) leidlich erträglich. Der Art. 12 ftellt in diefer Hinficht im wefentlichen feft, daß die Maßnahmen 
des Volniſchen Finanzminiſters für Danzia verbindlich find, daß dies jedoch nicht qilt im Bereid) der 
Danziger Sonderrechte, wie fie in der Anlage II Roll zum Warjchauer Abkommen enthalten find. 
Schließlich hat ſich Danzig der volniichen Forderung, daß die Danziger Sollbeamten auf das Gntereffe 
des gemeinfamen Sollgebieres vereidigt werden follten, mit Erfolg widerfest. 

Die einzelnen Abtommen werden am 1. September in Kraft treten, mit Ausnahme des Landwirt- 
Ihaftliben Ubfommens, das bereits am 10. Auguft in Kraft tritt. Sämtliche Abkommen gelten für die 
Dauer von zwei Jahren mit Verlängerungsmöglicfeit. 


von Radowitz 


Nr. 182 
Der Deutſche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Danzig, den 9. Januar 1935 


Anfang Auguft 1934 wurde in Danzig ein polnischer Sportausſchuß (Rada Sportowa) gegründet, 
deſſen Cig die Militärabteilung bei der Diplomatijden Vertretung der Republik Polen in Danzig, 
Neugarten 27, unter der Leitung des Chefs der Militärabteilung, Oberitleutnant Antoni Rosner, ift. 
Der Sportausſchuß ift die Epigenorganifation aller in Danzig beftebenden polnischen Vereine mili- 
täriſchen Einfchlags, die in Polen im »Strzelec« (Schügenverband) aufgeben. Sn Danzig bildet der 
Sportansichuß nur eine Tarnung für den Schükenwerband und fegt fidh zum Siel, alle vorermabnten 
Vereine zufammenzufaffen und die Mitglieder einer einheitlichen militäriichen Ausbildung zu unterziehen. 

Der Sportausfhuß umfaßt zur Zeit nachitehende polnische Vereinigungen: 

1. Reierve-Offiziersverein, 

. Relerve-Unteroffiziersverein, 

Vereinigung ehemaliger Freiwilliger der polnischen Armee Danziger Staatsangebörigfeit, 
Veqiondr-Berein, 

Verein ehemaliger Krieger, 

Sotol-Falfenverein, 

Pfadfinder, 

Jugendvereinigung, 

Ordnungswache vom Verbande der Polen, 

Sportabteilung der militäriſchen Eiſenbahner-Vorbereitung, 
Militäriſche Vorbereitung der Poſtbeamten und Angeſtellten, 
. Akademischer Aeroklub, 

13. Akademifcher Sportklub, 

. Sportflub Gedania, 

15. Nuderflub, 

16. Yacht- oder Seeklub, 

17. Luft- und Gasjchußliga. 

Die aufgeführten Vereiniqungen find vom Sportausſchuß ermächtigt, die militäriiche Schulung ihrer 
Mitglieder felbftändig — allerdings unter Leitung von aktiven Offizieren und unter deren ftändiger 
Überwachung — durdyguführen, Die Tätigkeit hat in der Hauptſache den Zweck, die nod) nicht militärifch 
ausgebildete Jugend und die entlaffenen gedienten Soldaten militärtüchtig zu maden und zu erhalten. 
Dlanmäßige militärifche Übungen, wie Exerzieren, Felddienft und Schießen, finden für die Danziger 
Mitglieder des Sportausſchuſſes in Gdingen, Dirſchau und Umgegend ftatt. Iheoretifcher Unterricht 
wird im biefigen polnischen Eifenbabndireftionsgebäude und im Haufe der Hiefigen Diplomatifchen 
Vertretung der Republif Polen in Danzig erteilt, 

Die militärifhe Schulung der Mitglieder erfolgt insbefondere durch die Hauptleute der Militär: 
abteilung Szagon, Steranfti, Krufieret, die Oberleutnants Rucharffi, Rubalffi, den Kommandeur 
Cibel, die Sollfommiffare Tarnowiedi, Lipinffi, Manczyk, Peszfomwjfi und den Hauptmann Wit-Wloſek 
vom Danziger Büro. Der Sportausſchuß wird von der Diplomatiſchen Vertretung der Republik 
Polen in Danzig weitgehend unterſtützt und gefördert. Er ift Daher in der Lage, im Gebiete der reien 
Stadt Danzig eine ſtarke Tätigkeit zu entfalten. 


s r ... nD 


— -~ 
we — 
. 


— — — 
Er OS 


— 
pia 


von Radowik 








NNN 


H3579-0140 
— 11 — 





























Ill 


Nr. 183 
Der Deutfche Seneralkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Danzig, den 7. Februar 1935 


Wie ich bereits unter dem 7. Dezember 1934 bevidytet habe, war den Vertretern der deutſchſtämmigen 
Danziger Eifenbahner in der Beſprechung der durd) die Maffenfündigungen vom Dezember v. Y. ent- 
ftandenen Sachlage vom Senat freigeftellt worden, öffentliche Verfammlungen einzuberufen, um in dieſen 
zu dem polnischen Vorgehen Stellung zu nehmen. Cine folde Vroteftverfammlung hat nunmehr am 
legten Sonntag, dem 3. Februar 1935, vormittags 10 Uhr, in der hiefigen Meffehalle unter ftarfer 
Beteiligung aller Kreife der Danziger Bevölkerung ftattgefunden. 

Nac) Eröffnung der Kundgebung durd) den Vollstagsabgeordneten Bezirksleiter Kendzia ergriff der 
Vorfitende der Gewerkichaft der Eifenbahn-Hafenbeamten und -anwarter im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig, Voltstagsabgeordneter Nicklas, das Wort zu eingehenden Ausführungen über die Behandlung 
der deulſchſämmigen Danziger Eifenbahner durd) die polnische Eifenbahnverwaltung feit dem Übergang 
der Verwaltung der Danziger Eijenbahnen auf Polen. Die Rede des Abgeordneten Nicklas zeigt unter 
Anführung genaueften Qahlenmaterials, wie die polniſche Eifenbahndireftion in den vergangenen 
13 Jahren ſyſtematiſch das deutiche Element aus dem Danziger Eifenbahnbetrieb entgegen allen volfer- 
rechtlichen Bindungen und Verpflichtungen zuguniten Dolnifchitämmiger verdrängt hat. Die von 
Niclas in feinen Ausführungen aufgezeigten polnischen Methoden bei der Bekämpfung diefes Teiles deg 
Danziger Deutichtums machen die ftellemveife äußerſt scharfen Worte des Redners durchaus begreiflid). 

Wie unangenehm der polnifden Eifenbahnverwaltung diefe Brotefttundgebung war, erhellt aus der 
Tatſache, dah die Hiefige Volnifche Diplomatifche Vertretung unmittelbar nad) der Anbringung der 
Einberufungsplafate an ben Danziger Anſchlagsſäulen vom Danziger Senat unter Überreichung eines 
Hide Memoires ein fofortiaes Verbot der Verfammlung mit der Begründung verlangte, daß die 
Kundgebung die polnifd-Dangiger Beziehungen ernitlidy belaften miifje. Die Volnifche Regierung habe 
feinerzeit durch Wiedereinftellung einer gewiſſen Zahl entlaffener Eifenbahner den Wünjchen dex 
Danziger Regierung in vollem Umfang Rechnung getragen, Im Hinblick darauf, daß das polnijche 
Vorgehen gegen die Cifenbahner jeder Begründung entbehrt und deren Empörung durchaus begreiflich 
ift, hat der Senat der Polniſchen Diplomatifchen Vertretung geantwortet, daß er feine Veranlaſſung 
habe, die geplante Verfammlung zu verbieten, zumal die Danziger Verfaffung die Reriammlungsfreibeit 
Danziger Staatdangehöriger garantiere, Falls die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung nicht 
gefährdet fei. Der Senat fei der Überzeugung, dab die Verfammlungsteilnehmer trog ihrer durdyaus 
beareiflihen Erregung die öffentliche Rube, Sicherheit und Ordnung nicht gefährden würden. Jm 
übrigen fei diefe auch durd ausreichende Volizeifrafte gelichert. 

Anscheinend wird die Polniſche Diplomatifche Vertretung nunmehr auf die Angelegenheit nicht mehr 
zurückkommen. Hingegen nimmt die offiziöfe »Gazeta Volfta« die Vroteftfundgebung zum Anlaß, um 
in einem Artifel in Nr. 36 vom 5. Februar d. J. unter der Überjchrift »Eine Aktion, welche die Qu- 
fammenarbeit nicht erleichtert« die Ausführungen des Abgeordneten Nicklas alB demagogifd) abzutun, 
ohne allerdings deffen Behauptungen im einzelnen entfräften zu fonnen. 

Ich möchte die Gelegenheit nicht vorübergehen laffen, ohne mit großem Nachdruck auf die Rückſichts— 
lofigfeit der polnischen Methode in diejer Angelegenheit hinzuweiſen, die eine redt mißtönende Begleit- 
mufit zu der deutſch-polniſchen Verjtändigung darftellt. 


pon Radowiß 


Nr. 184 
Der Deutfche Seneralkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Danzig, den 15. April 1935 


Das biefine Büro der polnifhen Eifenbahndireftion Thorn hat in den legten Tagen wiederum 20 
bis 25 deutichitämmigen Eifenbahnern zum nächitzuläjfigen Termin gefündiat. Die Mehrzahl der 
Gefündiaten befindet fic) Langer als 12 Jahre im Dienft, einige von ihnen bereits 16, 19 und 22 Sabre. 
Die meilten haben eine größere Familie, To daß die plößliche Auflöfung des Dienftverhältniffes für fie 
eine befondere wirtichaftlihe Härte bedeutet.  Srgendweldye Gründe find bei dem Ausiprechen der 
Kündigung polnifderfeits nicht angegeben worden. 

Der Senat hat gegen die Kündigungen unverzüglich bei der Hiefigen Polniſchen Diplomatifchen Ber- 
tretung Vroteft erhoben und gebeten, die Angelegenheit gründlich zu überprüfen fowie die Weiter- 
beihäftigung der Gefündigten zu veranlafjen. 


pon Radowitz 
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Nr.185 | 
Der Deutfche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Danzig, den 24. Yuli 1935 


Die Polniſche Regierung hat, wie dort bereits bekannt, durd) eine Verordnung vom 18. Ò. M., 
die am 21. Juli d. J. in Kraft getreten ift, beftimmt, daß Sollämter auf dem Gebiet der Zolldireftion 
Danzig zur endgültigen Sollabfertigung nur diejenigen Auslandawaren annehmen dürfen, die für den 
Konſum der Freien Stadt Danzig bejtimmt find. Die Gntereffenten müfjen bei der Abfertigung bei 
Sollamtern im Gebiet der Freien Stadt Danzig darlegen, daß diefer Anordnung entiprechend die Waren 
für den Inneren Konſum bzw. für den Gebraud im Freiftaatgebiet beftimmt find. Die Bedeutung 
diefer polnischen Anordnung für da8 Danziger Wirtichaftsieben ergibt fih aus folgenden Erwägungen: 


Der Einfuhrhandel, der bisher über Danzig ging, wird durch diefe Regelung planmäßig von Danzig 
tortgetrieben, weil e8 für ihn praftifch nicht möglich ift, die Qollabfertiqung (und die damit verbun 
denen Formalitäten über Cinfuhrbewilliqungen, Erteilung von Urjprungszeugnifien uw.) außerhalb 
des Cingangshafens zu erledigen. Tatfächlih hat bereits auch die “nduftrie und Handelsfammer 
Warſchau eine Veröffentlichung herausgegeben, in der vor dem Einführen von Ware über Danzig 
qewarnt wird. Wird fo aber der Einfuhrhandel abfichtli von Danzig fortachalten, fo trifft dies 
mittelbar aud) den gefamten Ausfuhrhandel, der bisher über Danzig ging, weil bei dem inneren Zu 
jammenbang wijden Einfuhr und Ausfuhr — ſchon im Ginblic auf die Snanfprudnahme der Schiffs 
tonnage für beide Zwecke — die ausschließliche Benutzung des Danziger Hafens für die Ausfuhr aus 
Volen nicht denfbar wäre. 


Die Verordnung berührt daher die wirtichaftlichen Yebensarundlagen de8 Danziger Hafens unt 
Damit der Freien Stadt felbit. 


Unter diefen Umständen hat Senatspräfident Greifer den Polniſchen Diplomatiichen Vertreter zu 
id) gebeten und ihm die in der Anlage beigefiiqte Vroteftnote des Senats der Freien Stadt übergeben. 
Mündlich hat der Senatspräfident, wie mir mitgeteilt wird, Geren Papée gegenüber nachdrücklich 
auf die Ichwerwiegenden Folgen der polnischen Verordnung hingewieſen und betont, daß diefelbe mit 
den Danzig-polnifchen Verträgen völlia unvereinbar fei. Im einzelnen bat der Senatsprafident fol 
aendes ausgeführt: 


Die Durchführung der Verordnung müßte zur Folge haben, da Danzigs Handel und nduftrie bei 
der Verſorgung des polnischen Marktes mit Auslandswaren ausgeichaltet werde, daß der Danziger 
Hafen, deffen natürliches Hinterland Volen it und der in feinen Wusmafen und feiner Einrichtung 
auf Dieies Hinterland eingeftellt ift, vollfommen veröde, Die Nüdwirkungen im Qufammenhang Hiermit 
wf die übrigen Sweige der Danziger Wirtichaft müßten verbeerend fein. 


Danzig fei in die Sollgrenze Polen& einbezogen worden, damit die fiir Volen beitimmten Waren 
aud) in Danzig endgültig verzollt und ungehindert nad) Polen weitergefandt werden könnten. Diefe 
Regelung fei niht nur im Sntereffe Volens, fondern auch im Intereſſe Danzigs erfolat, wie e& zum 
Beifpiel aus dem Warſchauer Abkommen Hervorgebe, nad) weldem die Negierung Volens verpflichtet 
fei, in ihren Qollgefewen die ntereflen der Freien Stadt Danzig zu ſchützen Wenn in Danzia nur 
die für Danzig felbft beftimmten Waren verzollt werden, fo wäre nicht einzufehen, warum diefe Waren 
nad) der polnifdyen Gejeßgebung und dem polnischen Solltarif verzollt werden, warum ihre Verzolluna 
von polnischen Zollinjpeftoren überwacht werden foll, warum Yolen einen Anteil an den für diefe 
Waren gezahlten Zöllen erhalten foll, warum polnische Cinfubrbewilliqungen für diefe Waren erfor 
derlich fein follen uf. Die Verordnung ftehe Hiernad) in einem unvereinbaren Widerfpruc zu den 
Danzig-polnischen Verträgen. In Erwägung diefer feititehenden Rechtslage und in Anbetracht der 
Tatſache, daß bei der Durchführung diefev Verordnung bleibende Schäden entitehen würden, die auf 
feine Weife wiederautgemacht werden könnten, habe fic) der Dräfident des Senat? im Einvernehmen 
mit dem gefamten Senat entichloffen, die Danziger Sollverwaltung anzımeilen, diefe Merordnuna 
aidi zur Anwendung zu bringen. 


Trog der Nichtdurchführung diefer Verordnung fei der Senat fic) jedod) darüber im flaren, daf 
defe Tarfache der Nichtdurdfubrung allein nicht genügen fonne, um eine ſchwere Schädiauna von der 
Danziger Wirtichaft abzuwenden. Schon auf die Nachricht von dem Erlaß diefer Verordnung bin feien 
jofort in aroßem Umfange Waren und Schiffe von Danzig nach Gdingen umaeleitet worden. Solange 
die Verordnung nicht aufgehoben fei, würden nicht nur polnische, fondern aud) fehr fewer ing Gericht 
fallende internationale Wirtichaftsfreife fid) nicht entſchließen fünnen, fidh bei der Einfuhr von Waren 
aus dem SZollausland des Danziger Hafens und des Danziger Handelsapparats zu bedienen. Die hier 
aus dem Danziger Handel und der gefamten Danziger Bevölferung erwachſenden Schäden müßten fo 
große werden, daß fie von Danzig nicht getragen werden fünnten. Aus diefem Grunde müſſe fid) dic 
Danziger Regierung im Namen der gefamten Danziger Bevölferung die Anmeldung von Schadeneriat 
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forderungen, für die Polen allein verantwortlid) gemacht werden miifje, vorbehalten. Um die bereits 
eingetretenen wirtidaftlicjen Schäden und um die zweifellos nod) eintretenden Romplifationen zu ber 
hindern, müffe der Senat an den Oiplomatijden Vertreter Polens die Bitte richten, bei feiner Regierung 
wegen fofortiger Aufhebung der Verordnung vorftellig zu werden. 

apse Hat von diefen Erklärungen bes Danziger Senats Kenntnis genommen und mitgeteilt, er 
würde zur Vefprechung der Frage nach Warfcjau reifen *. 


von Radowiß 


Anlage 


Der Präfident des Senats der Freien Stadt Danzig 
an den Piplomatifchen Vertreter der Republik Polen in Danzig 


Danzig, den 23. Juli 1935 
Herr Miniiter, 


Aus dem Gefetblatt der Republif Polen hat der Senat Kenntnis erhalten von einer am 18. Juli 
evlafjenen Verordnung, mit der die Tätigkeit der Danziger Sollamter auf Abfertigung derjenigen Aus- 
(andawaren befehränft wird, die für die Vedürfniffe des örtlichen Verbrauds und Gebrauchs im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig beitimmt find. 

Diefe Verordnung jtellt einen Einbrud) von außerordentlicher Tragweite in das zwiſchen der Freien 
Stadt Danzig und der Republif Polen beftehende Nechtöverhältnis dar. Jd) habe aus diejem Grunde 
Das Landeszollamt dex Freien Stadt Danzig angewieſen, diefe Verordnung nicht auszuführen. 

Indem ich Ihnen, Herr Minifter, den Proteſt des Senats der Freien Stadt Danzig gegen den Erlaß 
diejer Verordnung Übermittle, erwarte ich, daß diefe Verordnung fofort zurücgezogen wird. 

Außerdem behält fid) der Senat der Freien Stadt Danzig weiterhin vor, alle Maßnahmen zu treffen, 
die ihm zum Shug dev Danziger Intereſſen notwendig ericheinen. Er behält fid inSbejondere vor, 
Erſatz für alle Schäden zu verlangen, die der Freien Stadt Danzig durd) die Verordnung erwachien 
ſollten. 

Greiſer 


Nr. 186 
Der Deutſche Generalkonſul in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Danzia, den 8. November 1935 


Aus durchaus zuverläffiger Quelle wird mir mitgeteilt, dap die polnische Eifenbahnverwaltung Bor- 
bereitungen getroffen hat, die darauf ſchließen lajjen, daß fie die Abficht hat, in Kürze ſämtliche über: 
nommenen deutfchftämmigen Eifenbahnbeamten aus dem Dienft zu entlaffen. Bor einiger Seit find 
sämtliche Vorſteher der Eifenbabndienftitellen und da, wo noch deutfche Vorfteher find, deren polniſch 
ſtämmige Vertreter auf das Eiſenbahnbetriebsamt beſtellt worden. Man Hat ihnen aufgegeben, ſofort 
Vorſorge zu treffen, daß an einem nod) zu beftimmenden Tage mit einem Schlage jamtliche Dienit 
poñen des Betriebs- und Verkehrsdienſtes bis herab zu den Meichenftelleun mil polniſchſtämmigen 
Bedienſteten beſetzt werden können. Wo ſolche polniſchſtämmigen Bedienſteten nicht zur Verfügung 
ſtehen, ſollen ſie ſofort in die Ausbildung genommen werden. Den vorgeladenen Beamten wurde 
ſtrengſte Verſchwiegenheit zur Pflicht gemacht. 

Dieſe Nachrichten werden von den hieſigen Stellen ſehr ernſt genommen. Man vermutet, daß 
möglicherweiſe hinter der geplanten polniſchen Aktion, ſich ſämtlicher deutſchſtämmigen Eiſenbahn 
beamten zu entledigen, noch weitergehende Abſichten ſtehen. Es wird dabei an Fälle gedacht, bei denen 
Nolen enticheidend daran gelegen fein muß, fic) bei der auf Danziger Gebiet befindlichen polnischen 
kiſenbahn bis zum legten Streckenwärter und Meichenfteller unbedingt ficher zu wiſſen. 


Jn Vertretung 


Koefter 


ne 


* Der durch die polnische Qollverordnung heraufbefchworene Konflikt zwang den Danziaer Senat zu gewiſſen Gegen- 
maßnahmen, (Unordnung ber zollfreien Einfuhr einiger Warengattungen in Danzig.) Der Konflikt wurde fchlieflich durch ein 
Abfommen zwifchen Danzig und Polen vom 8. Auguft 1935 beigeleat, in dem Polen fidh zur Aufhebung der Zollverordnung 
vom 18. Juli 1935 verpflichtete 
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Nr. 187 
Der Deutfche Botfchafter in Warjchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Warfdau, den 17. Yuli 1936 


Um 17. d. M. veranftaltete eine groe Zahl von Verbänden und Organifationen, darunter der 
Legionärsverband, die Frontkämpferverbände, der Sehiigenverband, Gewerfichaften, Angeftelltenver: 
bande, Pfadfinder ufw., unter Führung der See- und Kolonialliga eine öffentliche Demonftration auf 
dem Marftplag der Warfchauer Altitadt. 

In den Maueranfchlägen, die die Bevölkerung zur Teilnahme an der Kundgebung aufforderten 
und auf die die gefamte Preſſe hinwies, heißt e8, jede Nevifion des Danziger Statutes dürfe nur in der 
Richtung einer Erweiterung der polnischen Redjte in Danzig gehen. Polen allein könne der gefamten 
Danziger Bevölkerung die Bedingungen freier kultureller, politifcher und wirtichaftlicher Entwicklung 
jihern und der polnischen Bevölkerung als »Mit-Hausherren« des Gebiets eine »gleichrangige« 
Entwiclung garantieren. 

An der Kundgebung auf dem Warfchauer Marktplage beteiligten fic etwa 10 000 Verfonen. Neben 
fleinen Ortsgruppen der Gee- und RKolonialliga waren einzelne Organifationen des Legionärsverbandes 
und des Schligenverbandes fowie die Gewerffchaften der Voftangeftellten und der Eifenbabner vertreten. 
Das Gros der Teilnehmer bildeten die fozialiftiichen Gewerffchaften und die fogenannten Moraczewſki— 
Gewerfichaften, die vegierungsfreundlich find. Die fozialiftiichen Gewerffdaften famen unter Abfingen 
der »nternationale« und mit Tran8parenten, wie »Alle Macht den Arbeitern und den Bauern«, 
anmarſchiert. 


Auf dem Verſammlungsplatz ſprach ein Vertreter der See- und Kolonialliga, ein Vertreter der 
Sozialiſtiſchen Partei, ein Vertreter her Moragzewfti-Gewerkfchaften und der Vorfitende der »Gefell- 
Ichaft der Baterlandsverteidiger«, Am Schluß der Reden wurde die bereits durch die Maueranichläge 
befannte Refolution verlefen, die dem General-Gnjpeftenr Rydz-Smigly und dem Minifterpräfidenten 
Sftadfowffi überfandt werden foll. Die Kundgebung endete mit dem Spiel der Nationalhymne und 
dem Marfa zum Belvedere-Schloß, bei dem unterwegs wiederholt die »nternationale« gefungen wurde. 

Der Redner der See und Kolonialliga forderte im Falle einer Revifion des Danziger Statutes 
einen weitgehenden Ausbau der polnischen Rehte in Danzia. Den ftärkften Beifall erntete der 
jozialiftifche Redner, der von der Mündung des Weichſelſtromes ſprach, an der fic) eine Hitlerregieruna 
niedergelaffen babe, die ihre Befehle aus dem Dritten Reich erhalte. Die deutichfeindliche Nede des 
Sozraliften wurde von Niederrufen gegen den Vräfidenten Greifer, qeaen den Faſchismus und gegen 
den Hitlerismus begleitet. Der Redner der »Gefellichaft der Waterlandäverteidiger« ftellte fich auf einen 
Eriegerifden Ton ein und ſchloß mit den Worten: Wenn dev General-Infpefteur befehle, würde ganz 
Nolen marschieren! 

Die Transparente, die bei dem Umzug getragen wurden, biefien etwa: »Danziq war polnifd und 
wird polnisch jein«, »Danzig-verdanft Polen feinen Wohlftand«, »Die Weichjelmündung gehört Dolen«, 
»Danzig qehort zur Weichſel« und ähnliches. Einige wenige Transparente lauteten in dem Sinne: 
»Deutichland, Hände weg von Danziq!«. 

Wie Die einzelnen Redner anfündigten und wie aud) durch die Preſſe befanntgegeben worden ift, 
follen am 19. d. M. ähnliche Kumdgebungen wie die heutige Warſchauer Demonftration im ganzen 
Vande flattfinden, wobei allenthalben die Gee- und Kolonialliga die Veranftalterin ift. 


pon Moltke 


— 


Nr. 188 


Der Deutſche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Danzig, den 4. Auauft 1936 

Unter dem 27, März d. J. hat der Senat der Freien Stadt Danzig an den Polniſchen Diplomatifchen 
Vertreter ein Proteftichreiben gerichtet, in welchem Danzig dagegen Verwahrung einlegt, nf nt 
mehreren Fällen internationale Verträge oder Abkommen abgeichloffen hat, bei denen die Diplomatifche 
Vertretung der Nepublif Polen unterlaffen hat, den Senat von den Verträgen vorher gemäß Artikel 6 
des Pariſer Vertrages vom 9. November 1920 in Kenntnis zu fegen, oder die dem Senat jo fpät vor 
gelegt worden find, dağ eine ordnungsmäßige Stellungnahme Danzigs nicht mehr möglich war. Polen 
bat da8 Danziger Proteftichreiben nicht beantwortet. 

In Vertretung 


Ekner 
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Nr. 189 
Der Deutfche Seneralkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Danzig, den 4. November 1936 


Der Senat teilt mit, daß feit einiger Zeit an der Danziger Grenze bei Einlage (10 km vor Elbing) 
7 polnifde Qollbeamte in Uniform Dienft tun, und zwar angeblich nicht in Sollbeamtenuniform, 
fondern in der Uniform von Grenzwachtbeamten. Die dort lebende deutichitämmige Vevölterung fapt 
diefe Maßnahme der Polen als Herausforderung auf und ift begreiflicherweife jehr erregt hierüber. 
Seitens des Senats ift die hiefige Volnijche Diplomatiiche Vertretung erſucht worden, dafür zu forgen, 
daß diefe Beamten zurüdgezogen werden. Die Polniſche Diplomatijche Vertretung hat das Danziger 
Erſuchen abgelehnt. 


von Radowik 


| Nr. 190 
Der Deutfche Seneralkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Danzia, den 11. November 1936 


Wie bereits durch Funtbericht von der hiefigen Vertretung des Deutichen Nachrichten-Büros gemeldet, 
haben fic) einige Teilnehmer einer ans Anlaß des 18jährigen Beftehens Polens am 10. d. M. in Danzig 
veranftalteten Feier der biefigen polnischen Kolonie fehwere Beleidigungen gegenüber den Symbolen 
und Hoheitszeichen des Neiches und der NRationalfozialiftiihen Bewegung zujchulden tommen laffen. 


Der Wirt der Sporthalle, in der die Feier ftattfand, hatte für Dolizeibeamte, die aus Sicherheits- 
gründen die Veranftaltung unauffällig überwachen jollten, ein Eleines Simmer rejerviert. m dieje 
Simmer waren vier Polen eingedrungen und hatten aus einem Schrant Symbole und Hoheitszeichen 
des Reiches und der Nationalfozialiftiichen Bewegung entwendet und mehrere davon unter lautem 
Gelächter zerrifjen. 


von Radowiß 


Nr. 191 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
an die Piplomatifche Vertretung der Republik Polen in Danzig 


Mide-Memoire 
Danzig, den 5. April 1937 


Unter dem heutigen Tage hat das polnische Finanzamt in Dirſchau Margarineprodufte dev Danziger 
Firma Amada beim Übergang nad) Nolen angebalten und die Zahlung emer Afzife verlangt. Die 
Margarine war unter der Kontrolle der Danziger Sollorgane nur aus einheimifden Rohſtoffen hergeftellt. 
Die Erhebung einer Akziſe war daher nıcht gerechtfertigt. Dieſe rechtswidrige Maßnahme ift von ein 
Ichneidender Bedeutung für die wirtidaftlic) außerordentlich wichtige Danziger Margarıneinduftrie. 
Sie droht, diefe Anduftrie labmzulegen und damit eine beträchtliche Anzahl von Arbeitern brotlos zu 
machen. Die Maßnahme ift weiterhin geeignet, die Fettverſorgung Danzigs zu deSorganifieren, jo daß 
der Senat fich gegebenenfalls in die Lage verjetst fehen wird, unverzüglich Maßnahmen zu treffen, um hier 
Ordnung zu jchaffen. 


Der Senat erſucht, unverzüglich Fürſorge zu treffen, daß die der Errichtung einer unzuläffigen Wirt- 
ſchaftsmauer zwiſchen Danzig und Polen gleichkommende Maßnahme aufgehoben wird. 
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Nr. 192 
Der Deutſche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Bericht 


Danzia, den 15. November 1937 
Anläßlich des Sahrestages dev polnischen Unabhangigteitsertlarung am 11. November fanden am 
legten Sonntag in den von polnischen Minderheiten bewohnten Dörfern des Freiſtaates Danzig Feiern 
jtatt. Diefe wurden von zahlreichen Vertretern des Polentums aus Danzig befudt. 


Bomerfenswert an der Feier im Dorfe Groß-Trampfen find Ausführungen in der Rede des Diplo- 
matiſchen Vertreters der Republif Polen in Danzig, Minifter Chodacki. Er hat Hierbei u.a. erklärt: 
»Ich fann mih noch genau an die Zeit erinnern, wie id in den Krieg zog mit der Hoffnung auf das 
Auferftehen Polens. Ebenfo follen die Polen hier in Danzig in der Hoffnung fein und warten, daß 
fie in kürzefter Seit auf polnifchem Boden wohnen werden.« 


pon Luckwald 


Nr. 193 


Der Präfident des Genats der Freien Stadt Danzig 
an den Diplomatifchen Vertreter der Republik Polen in Danzig 


Danzig, den 24. Auguft 1938 
Herr Minifter! 


In Pommerellen, insbefondere in Gdingen, Graudenz, Thorn und Dirichau, Habe 
Sonnabend und Sonntag durch den Weftmarfenverband veranftaltete Verſammlungen jtattqefunden 
deren Verlauf mich mit tiefer Beſorgnis erfüllt. Die Tendenz dieser Verfammlungen war auf sliten 
derartig aufhetzenden Ton gegen Danzig aeftimmt, dah e& mir ichwer fällt, Serr Minifter, Abren 
Worten weiterhin Glauben zu ſchenken, daß man in Vole | Er 


| n gegenüber Danzig freundlich aefinnt ift und 
daß Sore Regierung ſtets bemüht ift, den Belangen Danzigs gerecht zu werden und jeden Swilchenfall 
yu vermeiden, j 


n am bergangenen 


Selbft wenn ich mich nur an die Berichte polnischer Seitungen Halte und nicht auf die Tatlachen, die 
mir fonfi berichtet find, eingebe, ift in den Reden der Verfammlunasteilnehmer ein fo tiefer Haß — 
die Danziger zum Ausdruck gekommen und eine ſo abſichtlich entſtellende Darſtellung der Danziner Ver 
hältniſſe, dah die Abficht des Hetzens und de8 Unrubeltiftens in erfdbrectender Meife zum Durdbrud 
fomint. Alle meine und meiner Regierung Bemühungen, den Wiiniehen der Polniſchen Republik in ieder 
Weile entgegenzufommen und alles zu vermeiden, was aud) nur wie ein Schein von Benachteiliaun 
der Polen in Danzig ausfieht, müffen allmählich zwecklos werden, wenn von polnischer Seite nur : u 
oft Ubehwollen, Haß und Verleumdung zu fpüren find, | uns 


E8 Handelt fih dabei nicht um zufällige Außerungen underantivortlicher polnischer Rrei * 
um wohlvorbereitete Volksverſammlungen eines Verbandes, der durch die Pol kilba —— 
geſtützt wird. Es wäre ein leichtes für die Polniſche Regierung geweſen, diefe Veranftaltungen deren 
Tendenz ihr befannt fein mußte, vorher zu verbieten. 


Ich fann e8 mir nicht verfagen, Ihnen einige Zitate aus den Neden bei die en Zu i : 
Pommerellen anzufübren: jen Zuſammenkünften in 


»Es ift höchite Seit, mit dem ftrafbaren Naubertum der Danziger Kampftrupyen Sch! 
Danzig muß polnifd) werden. « »Der unaufhörlich geübte Terror durch sheer oe nd gant 
truppen gegenüber Polen und polnifden Kindern fowie polnifchen Cifenbahnern.« Bon »hitlerifchen Ge. 
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wal ttätigfeiten«, von »Bewerfen polnischer Mädchen mit Steinen« und von veiner beftialifden Tat gegen 
einen polnischen Eifenbahner« ift Die Rede; von dev »verrudyten Hitlerbande« wurde gefproden und von 
der Abficht, diefe Hitlerbande zu vernichten und von »wütendem Terror« und »BVerfolqungens. 


In allen diefen Verfammlungen wurde die Stimmung fo aufgepeiticht, daß dauviniftifde Zwiſchen— 


rufe in großer Zahl ertönten, wie: »Tötet die Hitlerbander, „Gebt ung Rarabiner«, »Wir wollen nad) 
Danzige, »Raus mit den Deutjchen aus Danzigs ufw. 


Sn diefer Stimmung wurden Entichließungen angenommen, die von Beleidigungen gegen die Freie 
Stadt Danzig geradezu ftroßten und in denen — um einiges zu erwähnen — von »barbarifchen Ber- 
hältniffen in Danzig« und davon gejprodjen wird, dab Polen den brutalen Gigenwillen und das ftraf- 
loſe Banditentum in Danzig gegenüber Polen bändigen foll. 


Alles diefes Hat fih ſcheinbar ohne jeden Anlaß von Danziger Seite abgeipielt. Denn id) fann nicht 
ernftlich glauben, daß die Tatſache, daß 2 Danziger junge Menſchen, die fich zum Polentum befennen, 
ein paar Schläge befommen haben, wirklich dev Grund für diefen Haß fein fünnte. Jh komme Dabei 
auf Shr Schreiben vom 16.5. Mt3., Herr Minifter, zu Sprechen, in dem Sie fih für die Gebrüder Mach 
einfegen. G8 handelt fih Hier um einen von den Gejdhadigten außerordentlich aufgebaufchten Vorfall. 
Diefe jungen Leute, die heutich iprachen und die in grober Weije die Hakenkreuzfahne provozierten, find 
von einem enträfteten Publikum geprügelt worden, ein Vorfall, der bedauerlich, trogdem aber verſtändlich 
iſt, wenn die Offentlichkeit immer wieder ſehen muß, wie fih Danziger Bürger polniſcher Einſtellung 
rg ie und Höhnend gegen Wahrzeichen verhalten, die dev großen Mehrheit der Danziger lieb = 
wert find, 


Darf ich Ihre Aufmerkfamfeit darauf lenten, daß in Polen jehr, fer häufig Kinder Danziger Staats- 
anaehöriger geprügelt werden, ohne daß gleid) die Danziger Regierung eine Beſchwerde einveicht. Ich 
möchte aud) darauf hinweiſen, dağ rubige Danziger Staatsangehörige, die feit vielen Jahren in 
Graudenz und Thorn ihrem Berufe nachgeben, Zettel folgenden Inhalts erhalten Haben: 


~ 


»Die Hand der Auftiz. 


Im Namen der großen und gerechten Sache Polens befehle id) Ihnen als Danziger Staats: 
angehörigen, die Stadt Graudenz wie auch die Grenzen der Nepublif Polen mit Ihrer ganzen 
Familie fofort zu verlaffen. 


Sur Erledigung Ihrer perjönlichen Angelegenheiten geben wir Ihnen 3 Tage Zeit. Wir be- 
merfen, daß nach Ablauf diefer Rrit, falls Sie fih nicht freiwillig aus Yolen entfernen, wir 
gegen Sie wie auch gegen Ihre Familie alle Maßnahmen anwenden und fogar fo weit gehen 
werden, dah wir Sie radikal aus Polen Hinauswerfen werden. 


Die Hand der Juftiz.« 


und daß die Kinder dieſer Danziger fich jeden Morgen fürdten, in die Schule zu gehen, weil fie beforgt 
iein müffen, durch polniſche Staatsgehörige gepriigelt zu werden. 


ch) führe diefes an, um zu zeigen, daß trot der geringen Anzahl von Danzigern, die in Dolen leben, 
für den Danziger Senat gewiß nicht weniger Anlaß vorliegt, fic) über Taten unverantiwortlider Men- 
ichen in Dolen zu beflagen. 


ch bin aber zu meinem größten Bedauern gezwungen feitzuftellen, daß jedes Vorkommnis, das 
irgendwie mit Danzig zufammenbängt, von einem Berbande wie dem Weftmartenverband oder aud) 
von Zeitungen, wie dem »Kurjer Baltyei«, die der Regierung naheftehen, devart maplos entitellt wird, 
daß nur noch die Abficht dev Verhetzung Elar zu erfennen ift. Wenn man den bedauerlichen Unfali eines 
polnischen Eifenbahners, der mit Danzig auch nicht das geringfte zu tun hat, zu einem » Mord, begangen 
durch 6 hitleriſche Danziger« umfälicht *, fo find das Zuftände, deren Duldung durch, die Polniſche Regie- 
rung nicht mehr verſtändlich ift, zumal die entftellende Darftellung in die Auslandspreſſe fanciert wurde 
und dort ein entivredendes Echo gefunden hat. 


ch Freche die Erwartung aus, dab Sie, Herr Minifter, unverzüglich Ihre Regierung davon in 
Kenntnis feten, welche Wirkungen die Rerfammlungen des Weftmarfenverbandes und die verleumde— 
tische Darftellung des »Rurjer Baltydi« in Danzig ausgelöft haben, und dağ alles geſchieht, um diefem 
underantwortlichen und den Frieden aefährdenden Treiben Einhalt zu gebieten. 


Genehmigen Sie, uw. 
Greifer 





* In der Nacht vom 17. auf den 18. Auguſt verunglüdte der polnische Cifenbahner Winnicki auf ber Eiſenbahnſtrecke 


Danzig-Gdingen Wegen biefes Unglüdöfalles wurden von polnischer Seite gegen Danziger Eifenbahner haltlofe Verdächtt- 


gungen vorgebracht, Die den Mittelpunkt einer gegen Danzig gerichteten Propaganda tion bildeten. Vgl. Nr. 155. 
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Nr. 194 
Der Deutfche Seneralkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Danzig, den 14. November 1938 


Anläßlich des 11. Novembers, des 20. Jahrestages dex Wiedererlangung der Unabhängigkeit Polens, 
haben, wie aud) fon regelmäßig in den früheren Jahren, in Danzig eine Reihe von Veranjtaltungen 
ftattqefunden. 

Deren Hodhepuntt bildete am Abend des 12. November eine Afademie in den Räumen der Sporthalle, 
an welcher Minifter Chodadi perſönlich teilnahm. Die Feftrede hielt der polnische Sejmabgeordnete 
Walewffi aus Warfdau, der im Laufe feiner Ausführungen bezeichnende Anjpielungen auf Danzig 
machte. Unter Hinweis auf die befreiten polnifchen Brüder im Olfa-Gebiet erklärte er, dah auch die 
Polen in Danzig hier dasjelbe erleben würden und dağ Polen feine Grenze fo erweitern wolle, wie fie 
dereinft zu Zeiten deg Königs Boleslaw Chobry waren. Aud) auf einem Unabhangiafeitsfeft der 
polnifden Minderheit in Soppot am 13. v. M., auf dem ebenfalls ein Mitglied der hiefigen Volnifchen 
Diplomatifchen Vertretung anwefend war, beriihrte der Feftredner, der Vizemarjchall der Vereinigung 
»Gin.na Dolsfa — Zwiazek Volafow e.B.c, Major a.D. Vrofeffor Dr. Diledi, die Danziger Frage. 
Er wies auf die angeblichen Schifanen hin, unter denen die polnische Minderheit in Danzig zu leben 
babe, äußerte fic) abfällig über den Geift der SA und 44, in die nad) feiner Behauptung zahlreiche 
Polen aus Not hätten eintreten müffen, und fiellte als Garole auf, den Tag zu erwarten, an dem 
fich alle Polen wieder vereinigen würden; aud) die Volen in Danzig müßten die Standarte des Bater- 
landes hochhalten, um dasfelbe Los zu erringen, das den Olfa-Brüdern befchieden fei. 


von anfon 


Nr.195 
Der Deufjche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Danzig, den 23. Februar 1939 


Cine Anzahl polnijder Zeitungen hat vor kurzem empörte Berichte über Swifchenfälle veröffentlicht, 
die fid) in Dem aud) von polnischen Studenten häufig befuchten Cafe Langfuhr in Danzig-Lanafuhr ab- 
qejpielt haben. | 
Nach den mir aud) von Danziger Seite gemachten Angaben war e8 bereits am 29. Januar d. J. im 
Cafe Yanafuhr zwiſchen deutjchen und polnischen Studierenden der hiefigen Technischen Hochichule zu 
tatlidjen Auseinanderjegungen gqefommen. Da weitere Smwilchenfälle zu befürchten. waren, bat der 
Inhaber des Caf am 10.9. M. an die polnifche Studentenvereinigung »Bratnia Domoc« ein 
Schreiben gerichtet, in dem er darum bat, daß künftig polnische Studenten fein Lofal nicht mehr 
bejuchten. Diejes Schreiben wurde von polnischer Seite nicht beachtet. ALS einige Tage fpäter polnische 
Studenten wiederum das Cafe Langfuhr aufjuchten, entdectten fie angeblich einen im Innern des 
Cafes angebrachten Zettel mit der handſchriftlichen Inſchrift: »Sunden und Polen Zutritt verbotene. 
Nach polnischer Darftellung foll diefer Zettel von deutichen Studenten angebracht worden fein. Dak 
letzteres der Gall ift, haben die eingeleiteten polizeilichen Ermittlungen in feiner Weife ergeben, Vielmehr 
bejtebt der dringende Verdacht, dab ein polnischer Student den Zettel felbft im Lokal befeſtigt hat. 

Die polniſche Studentenvereinigung »Bratnia Pomoc« Hat diefe Vorfälle zum Anlaß genommen, um 

° hr ⸗ t / 

am 16, d. M. die an der Techniſchen Hochſchule ftudierenden Volen zu einer Droteftverfammlung zu 
vereinigen. Auf diefer Verfammlung wurde eine Entſchließung angenommen, die zunächſt feftftellt, die 
»Bratnia Pomoc« erblicte die natürliche Rolle des Danziaer Gebiets nur in dem Dienft und der engen 
Verbindung mit dem Mutterlande, der Nepublif Volen. Nur die polnische Nation habe das Recht, über 
die Weichjelmündung zu beftimmen, Weiter wird in fcharfer Form Jofortige Genugtuung verlangt und 
die Dolnifche Regierung aufgefordert, unter Verwendung des Grundfages »Qabhn um Zaͤhn« wirffame 
Gegenmaßnahmen zu ergreifen. oe * 

Wie mir vertraulich ergänzend mitgeteilt wird, haben die polizeilichen Unterfuchungen die 
bezeichnende Tatfache ergeben, daß an der erwähnten Verfammlung der polnische Hauptmann Rrufieret 
teilgenommen hat, der der Militärabteilung der hiefigen Polniſchen Diplomatifden Vertretung angehört 
und als folcher diplomatische Vorrechte genießt. geh 

Der Verdacht, daß die hieſige Polniſche Diplomatiſche Vertretung mit dem provokatoriſchen Ver— 
halten der polniſchen Studenten in einem nahen Zuſammenhang ſteht, (apt fic danach nicht von der 
Hand weilen *. | 

von Fanfon 


-= Bgl, Hierzu auch Nr. 152. 
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Nr. 196 
Der Deutjche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Danzig, den 16. März 1939 


Mad) zahlreichen Beſprechungen und Verhandlungen, die in der Swijchenzeit ftattgefunden haben, fteht 
die endgültige Beilegung des Konflikte zwiſchen den deutſchen und den polnischen Studenten der 
hieſigen Techniſchen Hochſchule nunmehr binnen kurzem zu erwarten. Das Ergebnis der Verhandlungen 
iſt in dem Entwurf eines Protokolls niedergelegt worden, der geſtern abend paraphiert worden iſt. Die 
endgültige Unterzeichnung des Protokolls ift noc) nicht erfolgt, 


Nicht ohne Gntereffe find gewiſſe Außerungen, die die an den Kommijfionsfißungen beteiligten polni- 
ſchen Yegationsräte im Laufe eines Beifammenfeins nach Paraphierung des beigefügten Brotofoll® am 
geftrigen Abend gegenüber Regierungsrat Siegmund gemacht haben. Die beiden polnijdyen Herren 
erklärten zu dem Studententonflift, Warſchau habe die Angelegenheit außerordentlich ernft angejehen; 
e8 habe nad) Auffafjung der mafgebenden polnifchen Kreife nur nod ein Fünkchen gefehlt, um eine 
militärifche Aktion gegen Danzig und damit eine Auseinanderfegung zwiſchen Deutichland und Golen 
herbeizuführen. Dieſe Behauptung fteht zu den kürzlichen beruhigenden Erklärungen des Dolnifchen 
Außenminifters Bed im bemerkenswerten Gegenfag und ift, wie mir fcheint, von der reichlich nervöfen 
Haltung Minifters Chodadi niht unbeeinflußt geblieben, der im Laufe feiner Beiprechungen mit 
Senatspräfident Greifer wieder einmal, wie ſchon früher bei anderen Anläffen, erklärt bat, er überlege 
fich, ob er nicht von feinem Amt zurücktreten müffe. 


von Sanjon 
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Xl. Deutjche Bemühungen 
um eine gütliche Löſung der Danzig- und Korridorfrage 


(Oktober 1938 bis Mai 1939) 


Nr. 197 


Unterredung des Reichsminijters des Auswärtigen mit dem Polnischen Botfchafter, 
Berchtesgaden, 24. Oktober 1938 


Aufzeichnung des Vortragenden Cegationsrats Hewel 


Zu Beginn der Ausſprache entwickelt dev Herr Reihsaußenminifter dem Polnifchen Botſchafter ein 
Bild der augenblicliden Lage. 


Herr Lipſki erläutert jodann den Anlaß jeines Bejuches: Polen fei intereſſiert an der Stabilifierung 
des Donauraumes, Die Karpatho-Ukraine mit ihrer Unordnung, ihren 80 Prozent Analphabeten, 
jei ein Gerd für alle nur denkbaren politifchen Strömungen, ein wahres Kommuniftenzentrum. Sie 
habe zufammen 650 000 Einwohner, davon etwa 250 000 Ungarn und Auden und 400 000 Ruthenen. 
Mengen dieſes Unruheherdes Habe Polen ihon manden jcharfen Notenwechlel mit Drag gehabt. 


Reef Habe ihm gefagt, ev wolle, dağ aus Bieter Krije etwas Vernünftiges Herausfomme. Eine Analiede 
rung an Ungarn fei dev Wunſch Yiolen®. 


Im übrigen fei eine gemeinſame polniſch ungariſche Grenze von großem Wert als Abriegelung 
gegen den Oſten. Die Gerüchte von der Blockbildung gegen Deutſchland ſeien Unſinn, ſie wären durch 
die Haltung Polens gegenüber Sowjetrußland während der Kriſe mehr als widerlegt worden. Die 
polniſche Politik ſei geweſen, die Ungariſche Regierung in der ſlowakiſchen Frage zur Mäßigung und 
in der farpatho-ufrainijden Frage zum Angriff zu bewegen. Er, Lipffi, hoffe, daß eine Löſung in 
dem eriwäbnten Sinne den deutichen Intereſſen nicht entaegenlaufe. 

Der Kerr Reichsaußenminiſter erklärt dem Botjchafter, ihm feien diefe Ideen etwas neu und ex wolle 
fie fich einmal in Ruhe überlegen. Er Habe wohl Veritändnis für die polniſchen Wünſche, aber ex fehe 
aud) gewiſſe Schwierigkeiten, die wir zu berüdjichtigen hatten. 

Der Herr Reihsaußenminifter kommt nun auf das qrofe allgemeine Problem, weswegen er Herrn 
Lipſti nad) Berchtesgaden gebeten habe und das er einmal ganz vertraulich, nur für Lipſki, Beet 
und ibn beitimmt, anfchneiden wolle. Er bittet den Wotichafter, mündlich Herrn Hed uber das 
Beſprochene zu berichten, da font die Gefahr des Gerausficerns, bejonders an die Preſſe, zu groß fei. 
Der Botichafter jagt dies zu. Mit der Einleitung verbindet der Herr Neichgaußenminifter auch eine 
Einladung an Herrn Bet, der ihn doch einmal im Yaufe des nächiten Monats bejuchen möge. Die pol- 
nischen Freunde Hatten Hiermit eine Dauereinladung nad) Deutihland. Der Botſchafter nimmt dieſes 
mit Freude an und will Herrn Beck benachrichtigen. 


Der Herr Reichsaußenminiſter führt nun aus, daß er glaube, es ſei an der Zeit, zwiſchen Deutſchland 
und Polen zu einer Generalbereinigung aller beſtehenden Reibungsmöglichkeiten zu kommen. Dies wäre 
eine Krönung des vom Marſchall Pilfudſti und dem Führer eingeleiteten Werkes. Er zieht unſer Ver— 
hältnis zu Italien zum Vergleich heran, wo der Führer auch um einer Genevalbereinigung willen und 
aus tiefer Erkenntnis heraus den Verzicht auf Südtirol aeleiltet habe. Eine folde Übereinkunft fei aud) 
mit Volen und aud für Polen erjtrebenswert und läge in der Nichtung dex Wolitif des Führers, au 
allen Nachbarn in ein flares Verhältnis zu kommen. Nicht ausgeſchloſſen fei, daß auc) einmal mit 
Frankreich noch flarere Abmachungen, über die Erklärung des Führers bezüglich dev Grenze hinaus, 
aetroffen würden. Mit Polen fei hier zunächſt über Danzig zu inrechen, als Teillöfung einer aroßen 
Regelung wifchen den beiden Nationen. Danzig fei deutich — fei immer deutſch geweſen und werde 
ancy immer deutfch bleiben. Er, der Reichsaußenminiſter, denke fich eine Löſung im groben wie folgt: 

1. Der Freiſtaat Danzig fehrt zum Deutichen Reich zurück, 

9% Durch den Korridor würde eine extervitoriale, Deutfchland gehörige Reichsautobahn und eine 

ebenso erterritoriale mebrgleifige Eiſenbahn aelegt. 

3. olen erhält im Danziger Gebiet ebenfalls eine exterritoriale Strafe oder Autobahn und Eifen- 
bahn und einen Freibafen. 

4. Dolen erhält eine Abſatzgarantie für feine Maren im Danziger Gebiet. 

5 Die beiden Nationen anerkennen ihre gemeinfamen Grenzen (Garantie) oder die beiderfeitigen 

Territorien. 
6. Der deutich-polnifche Vertrag wird um 10 bis 25 Jahre verlängert. 

7. Die beiden Lander fügen ihrem Vertrag eine Konfultationstlaufel bei, 
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Der Polniſche Botſchafter nimmt diefe Anregung zur Kenntnis. Obwohl er natürlid) ert mit Herrn 
Bed ſprechen müſſe, möchte er doc) bereits jegt fagen, daß e8 falſch fei, Danzig als ein Produft von 
Verjailles, etwa wie da8 Saargebiet, zu betrachten. Man müſſe die hiſtoriſche und geographiiche Ent- 
ſtehungsgeſchichte Danzigs verfolgen, um die richtige Einftellung zu dem Vroblem zu befommen, 


Der Herr Reichsaußenminiſter erklärt, ex wolle jest feine Antwort hören. Der Botjchafter folle fic 
dies alles einmal durchdenten und fo bald wie möglich mit Heren Bed darüber ſprechen. Schließlich 
dürfe man eine gewiſſe Reziprozität bei dieſen Betrachtungen nicht ausjchalten. Für den Führer fei eine 
endgültige Anerkennung des Korridors innerpolitifch ficherlich auch nicht leicht. Dazu miiffe man fatular 
denfen — und Danzig fei mun einmal deutfch und würde e8 immer bleiben. 


Herr Lipfki verfpricht, dies alles genaueftens mit Heren Beek zu befpreden. Er werde Donnerstag 
etwa nah Warſchau fahren und fonne etwa Anfang der nächſten Woche zurück fein. Seine Hauptbitte 
jei der Gedanfenaustaufc Über die Ungarnfrage. Herr Ber laffe fagen, Polen fei bereit, fall der 
Wunſch Ungarns nach einem Schiedsfpruc der drei Lander Deutfchland, Italien und Volen jeitens 
der erften beiden Lander angenommen werde, fih zu beteiligen. 

Der Herr Reidsaufenminifter weift demgegenüber auf das mit einem Sdiedsfpruch verknüpfte Riſiko 
bin. 

Bei einer zweiten furzen Ausiprache erwähnt der Herr Reichsaußenminiſter die Karpatho-Akraine. 
Der Botſchafter betont, daß Polen fein Intereſſe an einem Gebietszuwachs dort unten habe, jondern daß 
e8 ausjchlieglid) der Wunſch Polens fei, mit Ungarn eine gemeinfame Grenze zu erhalten, 

Der Herr Reichsaußenminiſter verſpricht, diefen Komplex noc einmal durchzudenfen, und meint hierzu, 
jji daß, wenn man gwifden Deutjchland und Polen zu einer Globallöfung fomme, auch ficher für diefes 
d Problem ein günſtiges Arrangement gefunden werden könne. 

Die Unterredung verlief in fehr freundfdaftlidem Tone. 





Hewel 

$ Nr. 198 
f Unterredung des Reichsminiſters des Auswärtigen mit dem Polnifchen Botfchafter, 
: 19. November 1938 
* Aufzeichnung 

Ich empfing Heute um 1 Uhr den Polniſchen Botichafter Lipfki. 
E Herr Lipſki erklärte mir, ex habe Außenminifter Bed über den Anhalt unjeres Geſprächs in Berchtes— 
x gaden vom 24. Oftober informiert und er fei nunmehr in der Lage, mir die Stellungnahme Beets 
4 hierzu mitzuteilen. Herr Lipſki las alsdann von einem Zettel Teile feiner Inftruftionen vor. 
ar 1. Mußenminifter Bed fei dev Auffaffung, daß das deutſch-polniſche Verhältnis im allgemeinen feine 


Probe beftanden habe. Während der tſchechiſchen Krije habe ſich gezeigt, daß das deutich-polnifche Ab- 
‘ tommen auf einer dauerhaften Grundlage aufgebaut fei. Außenminijter Beef glaube, dah die gerad- 
3 linige polnische Politik für Deutichland bei der Gewinnung des Sudetengebietes von Nutzen gewefen fei 
4 und wejentlich Dazu beigetragen babe, diefe Frage einer glatten Löſung im deutichen Sinne zuführen. 

Die Polniſche Regierung habe während diefer kritiſchen Tage alle Sirenentlange, die von gewiffer Seite 
“ ertönt feien, unbeachtet qelafjen. 


Ich erwiderte Herrn Lipffi, daß fic) auc) meiner Auffaſſung nach das deutich-polnische Abfommen ala 
hieb- und ftichfeft erwiefen habe. Durd) die Aftion des Führers gegen die Tichechoflowakei habe Yolen 
die Möglichkeit gehabt, das Olfagebiet zu gewinnen und eine Anzahl fonftiger Grenzwünſche zu be- 
friedigen. Sm übrigen ftimme ich mit ihm überein, daß aud) die polnische Haltung für Deutjchland 
die Dinge erleichtert Habe. 


2. Gerr Lipffi machte alsdann weitjchweifige Ausführungen, um die Wichtigkeit und Bedeutung 
Danzigs al8 freie Stadt für Polen zu beweifen. 


Much aus innerpolitijden Gründen fei e8 für Außenminifter Bed ſchwer, einer Eingliederung 

Danzigs in das Reid) zuzuſtimmen. Außenminijter Bed habe fic) nun überlegt, wie man ein für allemal 

y alle Meibungspunfte, die über Danzig zwiſchen Deutſchland und Polen möglicherweife entftehen würden, 

befeitigen fünnte. Er habe fi) gedacht, daß man das Danziger Volferbundsftatut durch einen deutſch— 

pelnijchen Vertrag, in dem alle Danziger Fragen behandelt würden, erfegen finne, Als Bafis für diefen 

Vertrag denfe fic) Bed, daß man einmal Danzig als rein deutfche Stadt anerfenne mit allen Rechten, 

die hieraus refultierten, andererfeits aber Polen und der polnischen Minderheit alle wirtichaftlichen 

Rechte gleichfalls ficherjtelle, wobei der Charakter Danzigs als Freiftaat und die Sollunion mit Polen 
erhalten bleibe, 
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ch exwiderte Herrn Lipfki, daß ich den Standpunft von Außenminifter Bed bedauere, Die Anrequng 
für eine fafuldre Yöjung des deutſch-polniſchen Problems, bei der Danzig zu Deutſchland fommen folle, 
möge wohl eine innerpolitiſche Belaftung für Herrn Bed mit fid) bringen, andererjeits jei aber 
nicht zu verfennen, daß aud) der Führer e8 nicht leicht haben werde, eine Garantie des polnijchen 
Korridors vor dem deutichen Volke zu vertreten. Meiner Anrequng babe die Abficht zugrunde 
gelegen, dag deutich-polnische Verhältnis auf eine eberne Dauerbafis zu ftellen und alle nur denkbaren 
Meibungspuntte zu befeitigen. Ich hätte nicht die Abſicht gehabt, ein fleines diplomatiiches Gejprad) 
zu führen. Wie er, ipffi, aus den Reden des Führers erjehen fünne, behandele diejer die deutjch- 
polniiche Frage ftets von einer hohen Warte. Bor der internationalen Preſſe hätte id) nod kürzlich 
in feinem Beiſein ausgeführt, dap ein qutes deutſch-polniſches Nerbältnig mit zum Fundament der 
deutichen Außenpolitik gehöre, 

Botichafter Lipſki bedankte fich für diefe Ausführungen und fam dann wieder auf den Vorſchlag eines 
zweifeitigen Vertrages uber Danzig zurüd. 

ch erflärte ihm, daß ic) nicht abichließend hierzu Stellung nehmen wolle, daß mir der Vorſchlag 
nicht leicht realifierbar erſcheine. 

3. Ich frug algdann Herrn Lipſti, wie fih Herr Bed zu der Frage einer exterritorialen Autobahn 
und einer ebenso erterritorialen doppelgleifigen Fijenbahn durch den polnischen Korridor ftelle. 

Gerr Lipifi enwiderte mir, daß er zu diefer Frage nicht eingehend und nicht offiziell Stellung 
nehmen könne. Nein perſönlich könne er fagen, daß ein folder deuticher Wunsch vielleicht in Polen 
nicht auf unfruchtbaren Boden zu fallen brauche und daß fidh vielleicht in dieſer Richtung Löſungs— 
möglichkeiten böten, 

4, Ich ſprach Herrn Lipſki dann noch auf die gerade herausgegebenen polnifdyen Freimarfen an, die 
für den Danziger Verkehr bejtimmt feien und Danzig gewiſſermaßen ala polniſche Stadt darſtellten. 
Er könne verſtehen, daß dies wiederum die Gefühle der deutſchen Bevölkerung Danzigs verletze. 

Gerr Lipfki erklärte mir, über die Angelegenheit nicht Beicheid zu wiffen, ex wolle aber gleich Er- 
fundiaunaen einziehen. 

Abſchließend erklärte ich Heren Lipffi, daß e8 der Mühe lone, die deutichen Vorjchläge zu dem Ge- 
famtfompler der deutich-polntichen Beziehungen ernfthaft zu überleaen. Man wolle hier ja etwas 
Dauerbaftes ichaffen und eine wirkliche Stabilität herbeiführen. Das fonne natürlich von heute auf 
morgen nicht aeichehen. Wenn fidh Herr Port in Rube unfere Anregungen überlege, fo würde ex viel 
leicht doch zu einer pofitiven Einftellung gelangen. 


von Ribbentrop 


Nr. 199 
Aufzeihnung des Deutſchen Botjchafters in Warſchau 
Berlin, den 15. Dezember 1938 


Außenminiſter Bed bat mid) geftern abend zu fidh, nachdem ich ihm hatte mitteilen laffen, daß id) 
Heute in Berlin fein würde, Herr Bed erging fic) zunächſt in längeren Erörterungen über die aroße 
Bedeutung der Vereinbarung vom Januar 1934 und erklärte, daß er nad) wie vor willend fei, die von 
Vilfudfei inauqurierte Volitif fortzufegen. Das Whfommen von 1934 babe in der außerordentlich 
fritiichen Seit, die wir foeben durchlebt hätten, eine befonders große Rolle gejpielt und man müffe erneut 
feftitellen, daß e8 fih bewährt habe. Es fei deshalb eine Ubjurditat, wenn jegt in den deutich-polnischen 
Biziehungen eine gewiſſe Spannung entitanden fei. Das läge wohl Daran, daß fih in den lekten Mochen 
zuviel auf einmal geändert hätte. E8 habe nicht nur die Tſchechoſlowakei ein anderes Geficht befommen, 
Sondern eine Reihe von anderen Syſtemen und Kombinationen, die früber eine Rolle geſpielt batten, 
feien zufammengebrochen. Er halte es deshalb für zwedmäßig, die neue Cage gemeinfam zu Überprüfen, 
und er babe Seren Viniti beanftragt, die Anregung zu einer perfönlichen Aussprache zwischen den beiden 
Außenminiſtern zu übermitteln. 

Non Geren Civili, der geftern in Warfchau war und dem ich im Suge begegnete, erfuhr ich, daß diefe 
Ausiprache in Warfehau geplant fei und daß man hoffe, Herr Reichsminifter von Ribbentrop werde 
mönlichtt bald den vor 3 Jahren in Berlin durchgeführten Beſuch des Außenminifters Bed erwidern. 

Gerr Bee fam dann auf die einzelnen Drobleme zu iprechen, die einer näheren Erörterung bedürften. 


Er erwähnte zunächit Danzig, wo in lester Seit wieder einige Schwierigfeiten entitanden feien und wo 
immer die Gefahr unliebfamer Überrafchungen beftande. Er hoffe dringend, daß unerwünſchte faits 
accomplis vermieden würden. E8 habe ja kürzlich Schon eine erfte Ausſprache über das Danziger 
Vroblem ftattaefunden — womit offenfichtlich auf die Berchtesgadener Beſprechung angefpielt wurde je 
und iiber kurz oder lang müßte diefe Erörterung ja zweifellos wiederaufgenommen werden, 


* Bal. Nr. 197. 
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Here Bed euwähnte ferner die farpatho-utrainijde Frage, die eine gewiffe Aufregung in der öffent- 
liden Meinung hervorgerufen habe. Gn der polnischen Öffentlichfeit habe man die Befürchtung, daß 
Deutjchland die Abfiht habe, von der Karpatho-Ufraine aus eine gegen Polen gerichtete Wolitif zu 
treiben, und in Deutichland argwöhne man, daß Polen Deutfehland den Weg nad) dem Donauraum 
aq verſperren wolle. Lebteres fei grundfalſch und er hoffe, daß auch das exftere nicht richtig fei. Jeden- 
| falls würde es aber gut fein, fic) einmal über diefe Dinge ausjufprechen, Er glaube doch, daß e8 möglich 
fein würde, einen Weg zu finden, der die Intereſſen beider Staaten berüdfichtige. 


‚Wir famen dann auf Memel zu fpredjen und ich wies bei diefer Gelegenheit auf die polnijchen Preſſe— 

Py: timmen Hin, die im Anſchluß an die Wahl wichtige politifde Veränderungen im Memelgebiet zu erwarten 
ſchienen. Herr Bed begnügte fic) mit dem Hinweis darauf, daß Polen im Memelgebiet wirtihaftliche 
und Schiffahrtsintereffen hätte und daß wohl in jedem Fall eine Berücfichtigung diefer Intereſſen er- 
wartet werden könne. 


Ich wies dann darauf hin, daß ich nicht nur in Polen eine Verjchlechterung der Stimmung gegenüber 

Deutichland fetgeftellt hatte, fondern daß auch in Deutfchland zur Zeit feine freundliche Einftellung 

gegenüber Polen beftände. Als wichtigfte Urfache hierfür verwies ich auf die Behandlung der Minder- 

beiten, namentlich im Olfagebiet, wo maffenhafte Arbeiterentlafjungen ftattgefunden hätten und wo die 

Bevölkerung allmählich zu der Auffaffung gelangt fei, daß die 20 Jahre tichechischer Herrſchaft ein 

Paradies gegenüber dem jeßigen Zuftande gewejen wären **. Herr Bed erklärte, daß die Polniſche Regie- 

rung den Wunfc habe, der deutichen Minderheit qute Dafeinsbedingungen zu bereiten, daß der Minifter- 

präfident bereits die ſchärfſten Weifungen an die Verwaltungsbehörden gegeben hätte und daf er, Beek, 

| perfönlich jederzeit bereit wäre, zu intervenieren, wenn ihm fonfrete Fälle mitgeteilt werden fünnten. 


von Moltke 


Nr. 200 
} Unterredung des Führers mit dem Polnischen Außenminifter Beck im Beifein des 
| Reichsminifters des Auswärtigen, des Deutſchen Botfchafters in Warfchau und des 
Polniſchen Botjchafters in Berlin 


Berchtesgaden, 5. Januar 1939 
Aufzeichnung des Gefandten Scymidt 


Obert Bed unterftricdy einleitend die Tatfache, daß die deutich-polnifchen Beziehungen in der 

Septemberfrife ihre Drobe voll und ganz beftanden hätten. Wenn fich in den legten Monaten viel- 

leicht ein gewiffes Abfinfen von dem hohen Niveau der Septembertage bemerkbar gemacht hätte, fo folle 

man fic) nach Anſicht der Polniſchen Regierung auf beiden Seiten bemühen, die Urfachen einiger 

| Scdwieriafeiten aus dem Wege zu räumen, die fich in der legten Zeit ergeben hätten. Als eine diefer 

os Schwierigkeiten erwähnte Herr Bed die Danziger Frage und betonte dabei, daß hier nicht nur die Deutfche 

und die Polniſche Regierung, fondern auc dritte Parteien, wie unter anderem auch der Völferbund, 

in rage famen. Was hätte z. B. zu geſchehen, falls fidh der VBolferbund aus feiner Danziger Rolle 

einmal zurückzöge? Auch fonft gäbe es nod) einige weitere Fragen, in denen beftehende Mißverſtändniſſe 

N befeitigt werden follten, u. a. die Garantierung der tſchechoſlowakiſchen Grenze, und zwar ob fie fofort 

| erfolgen folle oder, wenn überhaupt, zu welchem Zeitpunft jie in Ausjicht genommen ware. Befonders 

fei Volen in diefem Sufammenbang an der Karpatho-Ukrainiſchen frage intereffiert. Er erinnere an 

ein Wort Pilſudſkis »von der Balfanifierung Mittelenropas«. Polen erfenne in den Agitatoren, die 

ji) auf dem jebigen farpatho-ufrainifchen Territorium betätigten, alte einde wieder und fürchte, daß 

die Rarvatbo-Ufraine fih möglicherweiſe einmal zu einem Herd derartiger Beunrubiqung für Polen 

entivicfeln finne, dah fich die Dolnifche Regierung zu einem Einfchreiten veranlaßt fehen würde, aus dem 

fic) weitere KRomplifationen eraeben fünnten. Dies fei der Haupifachlichfie Grund für das Streben 
Poleng nad) einer gemeinfamen Grenze mit Ungarn gewefen. 


A Der Führer erwiderte, daß zur Bereinigung aller beſtehenden Schwierigkeiten zunächſt einmal auf 
die Grundtendenz des deutſch-polniſchen Verhältniſſes zurückgegriffen werden müßte Won deutſcher 

Seite könne er betonen, daß ſich in dem Verhältnis Deutſchlands zu Polen, wie es ſich auf Grund der 
Nichtangriffserklärung vom Jahre 1934 darſtelle, nicht das geringſte geändert habe Was insbeſondere 

die Frage der Karpatho-Ufraine angehe, fo könne er im Hinblick auf die Deutſchland in der Weltpreſſe 

unterſchobenen Abſichten erklären, daß Polen in dieſer Hinſicht nicht das geringſte zu befürchten hätte. 

Deutſchland hätte jenſeits der Karpathen feine Intereſſen und es fei ihm gleichgültig, was die an dieſen 

r Gebieten intereffierten Länder dort täten. Die im Qufammenhang mit dem Wiener Schiedsipruch von 


** Dal, Abſchnitt VII 
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Deutſchland in der ukrainiſchen Frage eingenommene Haltung, die in Volen vielleicht zu gewiſſen Mif: 
verftändnifien aeführt habe, erkläre fih aus der hiftorifchen Entwiclung diefer Angelegenheit. Diefer 
Schiedsſpruch fei nah Anhörung beider Parteien auf der Grundlage der ungarifden Forderungen 
durcbaeführt worden. Sein (bes Führers) Wunſch, auf feinen Fall einen internationalen Konflikt zu 
Be fei legten Endes der ausfchlaggebende Grund für feine Haltung in der ukrainischen Frage ge 
wefen. 


Was das deutic-polnifche Verhältnis im einzelnen angele, fo wolle ex nod) einmal wiederholen, daß 
ſich an der deutichen Einftellung gegenüber Polen feit 1934 nichts geändert habe. Um zu einer end- 
gültigen Bereinigung der zwifchen beiden Ländern nod) chwebenden Fragen zu gelangen, dürfe man 
fich nicht auf die mehr negative Abmachung vom Jahre 1934 beſchränken, fondern miiffe die einzelmen 
Plobleme einer endgültigen vertraglichen Regelung zuzuführen juchen. Bon deutjcher Seite gäbe es 
außer der Memelfrage, die ihre Regelung in deutichem Sinne finden würde (e8 habe den Anſchein, daß 
die Litauer an einer vernunftgemäßen Löſung mitwirken wollten), im dixeften deutfch-polnifchen Verhält- 
nig das für Deutfchland gefühlsmäßig ſehr ſchwierige Problem deg Korridord und Danzig zu löfen. 
Man müſſe feiner Anficht nad) von alten Schablonen abweichend hier Löſungen auf ganz neuen Wegen 
juden. So fünne man fih im Falle Danzig 3. B. eine Regelung denken, nad) der diefe Stadt politifd) 
wieder, dem Willen ihrer Bevölkerung entiprecyend, der deutjchen Gemeinschaft zugeführt würde, mobet 
ſelbſtverſtändlich die polnischen Intereſſen, befonders auf wirtſchaftlichem Gebiet, voll und ganz gewahrt 
werden müßten. Dies fei ja aud) Danzigs Gntereffe, denn Danzig könne wirtichaftlich ohne Hinterland 
nicht leben, und fo dächte ex, der Führer, an eine Formel, nad) dev Danzig politifch zur deutichen Ge- 
meinichaft gelange, wirtichaftlich aber bei Polen bliebe. 


Danzig fei deutich, werde ftets deutjch bleiben und früher oder ſpäter zu Deutfchland fommen. 


Bezuglich des Korridors, der, wie erwähnt, für Deutichland ein ſchweres pſychologiſches Problem dar- 
itelle, wieg der Führer darauf hin, daß für das Reid) die Verbindung mit Oftpreußen, ebenfe wie für 
Nolen die Verbindung mit dem Meer, lebenswichtig fei. Lud) hier fonne man vielleicht beiden Intereſſen 
durch Verwendung völlig neuer Löſungsmethoden gerecht werden. 

Wenn e8 gelange, auf diefer vernünftigen Grundlage eine endgültige Bereinigung der Einzelfragen 
herbeizuführen, wobei jelbftwerjtändfich jeder der beiden Partner zu feinem Recht foramen müfje, dann 
wäre der Zeitpunkt gefommen, auch Polen gegenüber die mehr negative Erklärung von 1934 in einem 
bofitiven Sinne ähnlich den Abmachungen mit Frankreich dadurdy zu ergänzen, daß nunmehr von 
deutfcher Seite eine flare, vertraglich feftgelegte Grenzgarantie an Bolen gegeben würde. Polen würde 
Dann den arofen Vorteil erhalten, feine Grenze mit Deutjchland einschließlich des Korridors — dex 
Führer unteritrid) noch einmal die pſychologiſche Schwierigkeit diejes Vroblems und die Tatſache, dab 
nur er e8 einer folden Löſung zuführen fonne — vertraglich gefichert zu befommen. Es fei für ihn 
(den Führer) nicht ganz einfach, eine derartige Garantie des Korridors zu geben, und er würde deshalb 
ficherlich, bejonders von der bürgerlichen Seite, ziemlich Eritifiert werden. Aber alg Realpolitifer 
alaube er doch, daß eine derartige Löſung die Defte wäre. Genau fo wenig wie man heute von Süd- 
tirol oder von Elfah-Lothringen fpreche, würde man dann dom polnischen Korridor hören, wenn 
Deutichland einmal feine Garantie gegeben hätte. 


Der Polniſche Außenminifter Bed dankte dem Führer für die Darlegung des deutichen Standpunftes 
und erklärte, daß aud) Volen abjolut an feiner bisherigen Einftellung Deutichland gegenüber fefthalte. 


Volen würde die Linie der unabhängigen Politif weiter verfolgen, die e8 bereits in früheren Jahren 
aetibt hätte, ald man olen dazu veranlaffen wollte, fic) auf dem Wege über einen Oftpaft näher mit 
Rußland zu verbinden. Volen fei zwar in bezug auf die Erhöhung feiner Sicherheit nicht fo nervós 
wie Frankreich und halte nichts von den fogenannten »Sicherheitsfpftemen«, die nad) dev Septemberkriſe 
endguͤltig abgewirtichaftet hätten, was einen Wendepunkt der Gefchichte bedeute. C8 wiffe aber die in 
der vom Führer forben abgegebenen Erklärung erneut zum Ausdruck gebrachte deutiche Einstellung ſehr 


wohl zu würdigen. ES halte auch jeinerjeits an Ser alten Linie Deutjchland gegenüber feft. 


Was dag deutich-volnifche Berhaltnis angebe, fo nehme er von den vom Führer ausgelprochenen 
Wünſchen Kenntnis, Die Danziger Frage ericheine ihm jedoch) außerordentlich ſchwierig. In diefem 
Zuſammenhang müſſe man befonders die öffentliche Meinung in Polen in Rechnung ftellen. Dabei jehe 
er aang von der Galtung der »Raffeehaugoppofition« ab. Während feiner fiebenjabrigen Amtszeit Habe 
er fid nicht im geringiten um die Kafferhausmeinung gekümmert und fei immer noch im Amt. Er 
mühe jedoch auf die wirkliche Meinung des Volkes Niücficht nehmen und fehe Hier allerdings 
Schwierigkeiten für eine Chung der Danziger Frage. Er wolle jedoch dag Problem gern einmal in 
Ruhe überlegen. 


Auf die übrigen vom Führer aufgeworfenen deutſch-polniſchen Fragen ging Oberſt Beck nicht näher 
ein, ſondern beſchloß feine Ausführungen mit der erneuten Befraftiqung, daß in der allaemeinen Ein- 


‘ 


ftellung Polen nad) wie vor der feit 1934 befolgten Cinie treu bleiben würde, 


Schmidt 


— 
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| Unterredung des Reichsminifters des Auswärtigen 


mit dem Polnifechen Außenminifter Beck, München, 6. Januar 1939 


Aufzeichnung 
Berlin, den 9. Januar 1939 


Jn etwa anderthalbftiindiger Aussprache mit Herrn Bec fam diefer jofort wieder auf tas Danziger 
Problem zu Sprechen. Er fagte, daß auch Polen beftrebt fei, in freundfchaftlich-nachbarlidem Verhältnis 
mit Deutjchland zu leben und diefes zu vertiefen. Das einzige Droblem, dag Hierbei fih demnächſt 
ſtörend auswirken könnte, fei die Danziger Frage. Zwei Möglichkeiten könnten fie) ergeben, daß wir zu 
dem Vroblem Stellung nehmen müßten: 


1. daß der Völferbund fich vielleicht an der Danziger Frage desintereffieren und das Kommiſſariat 
aufgeben würde, dann müßten Deutjchland und Polen fih felbft mit der Frage auseinanderfegen; 


2. daß die Polen durch neue Entwidlungen in Danzig gezwungen würden, Stellung zu nehmen. 


Das Problem Lage tatſächlich jehr ſchwierig und er habe fich fon den Kopf zerbroden, wie man 
eine Löſung finden fünne, aber bisher ohne Refultat. 


Bed wies zum Schluß nochmals darauf hin, daß Danzig in der Mentalität des ganzen polnijchen 
Bolles einen Prüfftein für die deutſch-polniſchen Beziehungen darftelle und daß e8 fehr fewer fein 
würde, Dies irgendwie zu ändern. 


Ich Habe daraufhin Heren Bee folgendes auseinandergefest: 


1, Wie der Führer jchon gefagt habe, tände über allem der abfolute Wunfch auf deuticher Seite nad 
einer endgültigen und umfaffenden, großzügigen Konfolidierung des gegenfeitiqen Berhaltniffes. 


. Zwei Probleme fchienen hierfür von Bedeutung: 
a) die unmittelbaren deutſch-polniſchen Beziehungen. Hier dächte ich mir folgende Löſung: 


Rückgliederung Danzigs an Deutſchland. Dagegen Sicherſtellung aller wirtſchaftlichen Inter— 
eſſen Polens in dieſer Gegend, und zwar in großzügigſter Weiſe. Verbindung Deutſchlands zu 
einer Drovinz Oftpreußen durch eine extervitoriale Nuto- und Eifenbahn. Hierfür als Gegenleiftung 
jeitens Deutichlands Garantierung des Korridors und des gefamten polnischen Befititandes, alfo 
endgültige und dauernde Anerkenung der gegenfeitigen Grenzen. 


b) die tjchechifch-Farpatho-ufrainifche Frage. 


Hier Habe ich wiederholt, dağ in München ethnographifde Grenzen feftgefegt feien. Sollte hier 
von irgendeiner Seite das Prinzip der politifchen Grenzen aufgeworfen werden, könne Deutichland 
fic natürlich nicht desintereffieren. Wenn an fih aud) das deutiche politische Intereſſe nicht über 
die Karpathen hinausginge, fo finne Deutichland ein Oesintereffement an einer Srenzverfchiebung 
aud) darüber hinaus an der Tihechoflowafei und der Karpatho-Ukraine nicht ausiprechen, denn eg 
fonne durch ſolche Ereigniffe leicht in einen Konflikt bineingezogen werden. Der Wiener Sehieds. 
ſpruch müſſe eingehalten werden und ag Grundauffaffung fei e8, daß, wenn andere Wünſche 
irgendwie hier auffämen, folche mit den deutfdjen Intereffen in Übereinftimmung gebradt werden 
müßten. 


— 


Am Schluß der Unterhaltung habe ich dann Herrn Beck gegenüber noch die Behandlung unſerer 
deutſchen Minoritäten beanſtandet, vor allem im Olſagebiet, und in dieſem Zuſammenhang auf 
Grajynſkis dauernde antideutſchen Machenſchaften eindrücklichſt hingewieſen. Herr Bed ſagte mir, daß 
er dieſer Frage bereits ernſte Aufmerkſamkeit geſchenkt habe und dağ er ſeinerfeits alles tun werde, um 
diefe Dinge in eine ruhigere Bahn zu bringen. 


Ich Habe dann Herrin Bert nod) für feine Einladung nad) Warfchau gedankt und diefe prinzipiell an- 
genommen, Datum wurde noch nicht feftgefest. E8 wurde vereinbart, daß Herr Bed und ich uns den 
Komplex eines möglichen Vertragswerkes zwifchen Polen und uns nod einmal eingehend durch den Kopf 
gehen laffen wollten. Durch Lipſki und Moltfe follte dann in den ndehften Woden weiter verhandelt 
werden und der Beſuch follte auf alle Fälle noh in diefem Winter ftattfinden. 


von Ribbentrop 
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Nr. 202 


Unterredung des Reihsminifters des Auswärtigen mit dem Polnischen 
Außenminifter Beck, Warfchau, 26. Januar 1939 


Aufzeichnung 
Berlin, den 1. Februar 1939 


1. Ich bin Herrn Bed gegenüber in Anknüpfung an die mit ihm am 6, Januar in München geführte 
Bejpredung* auf den befannten deutjchen Vorſchlag (Nücgliederung Danzigs unter Sicherſtellung der 
dortigen Wirtfchaftsintereffen Poleng und Schaffung einer exterritorialen Auto- und Eijenbahnver- 
bindung zwijchen dem Reid) und feiner Provinz Oftpreußen, dafür als deutjche Gegenleiftung Garantie 
der deutich-polniichen Grenze) zurücdgefommen, wobei ich erneut darlegte, daß e8 der Wunſch des 
Führers fei, durd ein entfprechendes Vertragswerk zu einer umfaffenden Befriedung der deutſch-pol— 
nifchen Beziehungen zu gelangen. Herr Bed müffe verjtehen, daß die deutichen Wünſche außerordentlid) 
mahvoll feien, denn die Abtrennung wertvollfter deutjcher Candesteile durch den Verfailler Vertrag 
zugunften Volens werde nod) heute von jedem Deutjchen alg ein großes Unrecht empfunden, das nur 
in einer Zeit tiefiter deutſcher Ohnmacht möglich gewejen fei. Wenn man 100 Engländer oder Franzoſen 
fragen würde, fo würden 99 ohne weiteres zugeben, daß die Rückgliederung Danzig und zum min- 
deften aud) des Korridors eine jelbftwerftändlicye deutjche Forderung jet. 


Herr Bee zeigte fic) von meinen Darlequngen beindrudt, berief fih aber erneut darauf, daft inner- 
politische Widerjtände zu erwarten feien; immerhin wolle er fidh unjere Anregung weiterhin reiflid) 
überlegen. 


ch habe mit Heren Beef verabredet, daß, wenn fidh dev Völkerbund von Danzig zurüdziehen follte, 
bevor zwiſchen ung und Polen ein Vertragswerf, das aud) Danzig einfchließt, zuftande gefommen ware, 
wir uns mit ihm in Verbindung fegen würden, um eine Löjung zur Uberbrüdung dieſes Quftandes zu 
finden. 

2. Sd) Habe Heren Bee gegenüber erneut die Behandlung unjerer deutſchen Minderheit beanftandet 


und mit ihm vereinbart, dağ die feit langem geplanten Befprechungen zwifchen leitenden Beamten der 
beiden Innenminifterien fofort aufgenommen werden. 


von Ribbentrop 


Nr. 203 


Unterredung des Reichsminifters des Auswärtigen mit dem Polnifchen 
Botjchafter, 21. März 1939 


Aufzeichnung 


Ich bat heute auf 12 Uhr den Polniſchen Botjchafter Lipſki zu mir. Ich ichilderte Herrn Lipſki zunächſt 
die Entwiclung der ticheche-flowatiichen Frage und erklärte ihm, dağ es mir angeſichts der fic) über- 
ftürzenden Ereigniffe nicht möglich geweſen fei, die fremden Vertreter hier jo zu unterrichten, wie id) e8 
gewünscht hätte. Ich habe aber Botichafter von Moltfe, der fih gerade in Berlin aufbielt, eingehend 
Informiert und ihn beauftragt, feinerjeits Außenminifter Bed ins Bild zu jegen. Ich ſchilderte fodann 
die Vorgänge im einzelnen, die den Führer zu feinem Eingreifen veranlaßt Hatten. 


Es fei ung aufgefallen, daß fidh in der Reſt⸗TſchechoSlowakei der Beneſch-Geiſt wieder geregt habe. 
Alle Warnungen des Führers an Heren Chvaltovffy feien ungehort verhallt, In der legten Seit Habe 
die Drager Regierung verfucht, diktatoriſch in der Rarpatho-Ufraine und in der Slowafei vorzugehen. 
Auch die Drangfalierung der Deutfchen in den Spradinjeln babe wieder begonnen, 


Ich nehme an, daß die Regelung, die die farpathoufrainijdhe Frage inzwijchen gefunden habe, größte 
Zufriedenheit in Polen ausgelöft habe. Die Errichtung des Proteftorats Böhmen und Mähren bedeute 
eine endgültige Befriedung diefes Raumes, die hiſtoriſchen Grundfagen entſpräche und jchließlich allen 
zugute fomme, 


Botſchafter Lippi äußerte fich alSdann beforgt wegen dex Übernahme des Suges der Slowakei durd 
Deutſchland. Dieſe Mitteilung habe in Polen ſtark eingefchlagen, denn der Mann auf der Straße fünne 
einen folchen Schritt nur al8 in erfter Linie gegen Polen gerichtet betrachten, Die Slowalen feien ein 
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ſprachverwandtes Volf. Die polniſchen Gnterefjen in diefem Gebiet feien auc) hiftorifd) bedingt und rein 
tealpolitijd) müfje man zugeben, daß die Erklärung des Schugverhältniffes nur als Schlag gegen Polen 
empfunden werden fünne, 


Ich wies Botſchafter Lipffi auf die Tatfache Hin, daß die unabhängige Slowakiſche Regierung Deutſch— 
land um jeinen Shug angerufen habe. Sicherlich fei die Erklärung des Schutzverhältniſſes nicht gegen 
Polen gerichtet. Hierbei gab ich deutlich zu verftehen, daß man die Frage gemeinſam einmal beraten 
fore, falls das allgemeine deutſch-polniſche Verhältnis eine befriedigende Entwicklung nehme; man 
fonne hierbei an eine Teilnahme Poleng an der Garantierung des flowafifchen Staates denten. 
Leider habe ich jedod) feſtſtellen müfjen, da fic) in dem deutſch-polniſchen Verhältnis eine allmähliche 
Verfieifung bemerkbar mache. Diefe Entwidlung habe bereits feit einigen Monaten begonnen. E8 fei 
hier aufgefallen, weld) merkwürdige Haltung Polen in der Minoritätenfommilfion eingenommen habe *. 
Die durch polnische Studenten provozierten Danziger Swifchenfälle ** hätten ebenfalls zu denfen gegeben. 
Botſchafter Lipfti beftritt auf das emergiichite, daß derartige Qwifdenfalle durch polnifche Studenten 
eh ah a feien. Auch meine Bemerkung, daß nad) Auffaffung des Führers die Schilder, 

le zu den Qwifdhenfallen geführt hätten, von polnischen Studenten angebracht worden feien, beftritt Herr 
po il das lebhafteſte und behauptete, daß hieran polniſche Studenten in feiner Weife beteiligt 
geweſen feien. 


Weiterhin machte ich den Polniſchen Botichafter auf die dauernden Vreffeangriffe aufmerffam, auf 

die Deutjchfeindlichen Demonftrationen anläßlich des Ciano-BVefuchs *** und auf die heute beftehende offene 

Preffefehde. Dieje Preffefehde fheine mir in jeder Richtung unberechtigt zu fein. Der Führer habe 

Immer auf einen Ausgleich und auf eine Befriedung mit Polen hingearbeitet. Auch jest verfolge der 

Führer nod) diejes Ziel. In zunehmendem Maße fei aber der Führer über die polnifche Haltung ver- 

wundert. Bisher habe id) die deutiche Preſſe gegenüber Volen zurücgehalten, wie der Volnifche Bot- 
| Ichafter fich jelber durch einen Blick in die deutſche Preſſe vergewiffern könne. E8 würde mir aber nicht 
möglich fein, auf die Dauer derartige Angriffe unbeantwortet zu laſſen. Aus einer derartigen beider- 

jeitigen Dreffefehde fonne dann bald ein Zuftand entftehen, bei dem unfere Beziehungen auf dem Null- 

punft anfamen. ES erichiene mir erforderlich, daß man einen neuen Verſuch unternehme, die deutjch- 

polnische Politik in das richtige Geleife zu bringen, und e8 erfdiene mir richtig und zweckmäßig, wenn 

bald einmal eine perfönliche Ausfprache zwiſchen deutfchen und polnischen Staatsmännern ftattfände. 


Ich würde mich freuen, wenn Wufenminifter Bed demnächſt einen Beſuch in Berlin abftatten würde. 
Wie mir der Führer gefagt habe, würde aud) er eine fole Ausiprache warm begrüßen. Auf den mög 
lichen Inhalt einer folken Ausſprache eingehend, erklärte ich Herrn Lipffi zunächft, er müſſe zugeben, 
dab Deutichland an der Schaffung und der heutigen Eriftenz Poleng nicht unbeteiligt fei und daß 
Polen feine heutige territoriale Ausdehnung dem ſchwerſten Unglück Deutſchlands verdanfe, nämlich 
der Tatfache, dab Deutichland den Weltkrieg verloren babe, 


Allgemein werde die Korridor-Regelung al die ſchwerſte Belaftung des Verjailler Vertrags für 
Deutichland empfunden. Keine frühere Regierung fei in der Lage qewefen, auf die deutfchen Revifions- 
anfprüche zu verzichten, ohne daß fie nicht innerhalb von 48 Stunden vom Reichstag fortgefegt wäre. 
Der Führer denfe anders über dag Korridor-Vroblem. Er erfenne die Berechtigung deg polnischen 
Anfpruchs auf einen freien Zugang zum Meer an. Er fei der einzige deutfche Staatsmann, der einen 
endgültigen Verzicht auf den Korridor aussprechen fünne. Vorausſetzung Hierfür fei aber die Rückkehr 
des rein deutichen Danzig zum Reich fowie die Schaffung einer exterritorialen Bahn- und Autoverbin- 
dung zwifchen dem Reidh und Oftpreußen. Nur Hierdurd) würde für dag deutjche Volf der Stachel 

5 befeitigt, der in der Exiftenz des Korridors liege. Wenn die polnischen Staatsmänner in Ruhe den 
realen Tatjachen Nechnung trügen, dann fünne man auf folgender Bafis eine Pöfung finden: Rückkehr 
Danzigs zum Reich, exterritoriale Eifenbahn- und Autobahnverbindung zwilchen Oftpreußen und dem 
Reich und hierfür Garantie des Korridors. Wh könnte mir vorftellen, daß man in einem ſolchen Falle 
die flowafifde Frage im erwähnten Sinne zu behandeln in der Lage ware 


Botſchafter Lipſki verfprach, Außenminifter Beef zu informieren und alsdann Nachricht zu geben. 


Ich ſchlug vor, dat Botſchafter Lipſki zur mündlichen Berichterftattung nad) Warfchau führe. Ich 
wiederholte noch einmal, wie nüßlich mir ein endaültiger Ausgleich awifden Deutfchland und Polen 
gerade im jeßigen Stadium erſchiene. Dies fei aud) wichtia, weil der Führer bisher über die merk. 
würdige Haltung Volens in einer Reihe von Fragen nur verwundert fei; e8 fame darauf an, daß er nicht 
den Eindruck erhalte, daß Polen einfach nicht wolle, 


von Ribbentrop 


$ * Val. Nr. 178. 
** Val, Nr. 195. 
*** Mal, Nr. 146 und 147. 
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Nr. 204 

Der Deutjche Botfchafter in Warfdau an das Auswärtige Amt 
Telegramm 


Warſchau, den 24. März 1939 


Kurzfriſtige Nefewvifteneinziehung, drei bis vier Jahrgänge, und zwar 1911 bis 1914, ferner 1906 
und 1907, drtlidy verschieden, fidjer beftatigt. Rejerveoffiziere techniſcher Truppen eingezogen. 


Moltke 


Nr. 205 
Der Deutfche Konful in Gdingen an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Gbdingen, den 24. März 1939 


Seit geſtern find in Gdingen drei Jahrgänge eingezogen worden. Das erfolgte bereits geftern am 
Rormittag und Nachmittag. Die Volen wurden diveft vom Arbeitöplat abberufen. Darunter waren 
eine ganze Reihe von Menjchen, die vor 14 Tagen erft von einer Übung zurückgekommen find. Man 
iaat, dak der Jahrgang 1910-1912 eingezogen fei, nad) anderer Lesart die Jahrgänge 1912—1914. 
Darüber fonnte ich feine lave Information befommen. 

Die polniſche Rriensflotte it bis auf ein Fahrzeug feit geftern ausaelaufen. Borgeftern haben Schieß- 
übungen der Kriegsſchiffe bei Rewa ftattgefunden. 

Weiter erfahre ich, dağ vier Kompanien aus Gdingen in Wutiger-Heifterneft (Jaftarnia) auf Der 
Galbiniel Hela bei der Bevslferung einquartiert find und unter dauernder Alarmbereitichaft ftehen 
tollen. Diefe Truppen follen fich feit Sonnabend nadt dort befinden. Feldmarſchmäßig find die 
Soldaten von Gdingen in einem Zug abtransportiert worden, ohne daß man ihnen das Siel der Bahrt 
mitgeteilt hatte. 


Hofmann 


Nr. 206 
Der Deutfche Botfchafter in Warjchau an das Auswärtige Amt 


Teleqramm 
Warfdau, den 24. März 1939 


Bereits gemeldete Nefervifteneingiehungen * deuten darauf hin, dağ militärische Kreiſe auf Leitung 
polnifder Außenpolitif wachienden Einfluß gewinnen. Zwar scheint einftweilen Pofition des Außen— 
miniſters nod ftarf zu fein, wie aud) aus Verhaftung des prominenten Redakteurs Mackiewiez Hervor 
acht, der, obwohl Pilſudſkiſt, fich zu ſcharfem Gegner Heds entwickelt hat, doch ſteht zu beſorgen, daß 
Sed ſcharferen Kurs mitmachen wird, wenn er durd bedrohende nationaliftifche Welle dazu gezwungen 
würde. 


Über engliſche Anregungen““*, deretwegen in legten Tagen wiederholte Beſuche des Engliſchen Bot— 
ſchafters in hieſigem Außenminiſterium ſtattgefunden haben, iſt etwas Beſtimmtes bisher nicht zu 
erfahren geweſen. Es läßt fiH deshalb noch nicht beurteilen, ob etwa die polniſchen Mobilmachungs— 
maßnahmen durch dieſe engliſche Aktion beeinflußt worden find. In dieſem Zuſammenhang ſcheint mir 
eine Außerung berichtenswert, die Unterſtaatsſekretär Areiſzewſkiĩn Hier einigen Diplomaten gegenüber 
atan hat, Unter abfälligen Bemerkungen über England und Frankreich, die immer wieder, ohne 
eigenes Riſiko einzugeben, Yolen für fremde wede mißbrauchen wollen, erklärte er, daß Yolen fid 
niemals ledialich für Antereifen anderer Mächte fehlagen werde. ud) fonft kann man nad) den Nicht 
linien der Bedien Bolitit wohl annehmen, daß Polen fic) nur ungern Dazu bereit finden würde, in 
irgendeine generelle Kombination einzutreten oder fidh in Aktionen verwiceln zu laffen, die e8 zwingen 
würden, feine Vofition vorzeitig und fihtbar feitzulegen. Das bedeutet natürlich nicht, dağ Volen nich! 
zugreifen würde, wenn ſich gelegentlich dieſer Verhandlungen die Möglichkeit bieten Sollte, feite Zuſagen 
von engüfcher Seite zu erhalten, die feine Sicherheit erhöhen würden. at 


Moltke 


* Mal, Nr 204. 


** Pal, Nv. 271 ff. 
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ir. 207 
Aufzeichnung des Dirigenten der Politischen Abteilung des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 25. März 1939 


Das -Oberfommandy des Heeres rief mich Heute 11 Uhr an und teilte mir über die polnischen 
Mobilifierungsmaßnabmen folgendes mit: 
1. Bei Gdingen feien etwa 4000 Mann polnische Truppen zufammengezogen. 
2. Die Truppe einer Garnison, die bisher im füdlihen Korridor ftationiert geweſen fei, fei in die 
unmittelbare Nahe der Danziger Grenze verlegt worden. 
3. ‘Polen habe drei Jahrgänge mobil gemacht. 


Alle diefe Maßnahmen bezögen fih nur auf den nördlichen Teil Volens, in den anderen Gebieten 
des Landes fei der Umfang der militärifchen Maßnahmen noc nicht far erfennbar. 


Fürft von Bismarck 


Nr. 208 


Unterredung des Reichsminifters des Auswärtigen 
mit dem Bolnifchen Botjchafter, 26. März 1939 


Aufzeichnung 
Ich empfing den Polniſchen Botſchafter Lipffi Heute um 12 Uhr 30. 


Botichafter Lipffi übergab mir das in der Anlage beigefügte Memorandum der Polnifehen Regierung, 
das ich in feiner Gegenwart durdlas. 

Nachdem ich von dem Inhalt Kenntnis genommen hatte, erwiderte ich Botſchafter Lipfti, daß nach 
meiner perjönlichen Auffaſſung die polnische Stellungnahme feine Bafis für eine deutfch-polnifche Löſung 
darftellen könne. Die einzig mögliche Lojung des Problems miiffe in dex Wiedervereinigung Danzigs 
mit dem Deutfehen Reid) und der Schaffung einer exterritorialen Auto- und Eifenbahnverbindung 
swifden dem Reidh und Oftpreußen beftehen. Herr Lipffi entgeqnete, ex habe die unangenehme Pflicht 
darauf hinzuweiſen, daß jegliche weitere Verfolgung diefer deutichen Pläne, insbejondere foweit fie eine 
Rückkehr Danzigs zum Reich beträfen, den Krieg mit Polen bedeute. 

Fh wies darauf Botſchafter Lipffi auf die vorliegenden Meldungen über polnifche Truppen- 
zufammenziehungen hin und warnte ihn vor möglichen Konfequenzen. Die polnische Haltung ſchiene mir 
eine merkwürdige Antwort auf mein Fürzliches Angebot einer endgültigen Befriedung des deutich- 
polnischen Verhältniſſes darzuftellen. Wenn die Dinge in diefer Richtung weiterliefen, jo könne in 
Kürze eine ernfte Situation entftehen. Sch fünne Botſchafter Lipffi mitteilen, daß z.B. eine Verlegung 
dee Danziger Hobeitsgebietes durch polniſche Truppen von Deutichland in der gleichen Weije wie eine 
Verlekung der Neichsarenzen betrachtet werden würde. 

Botichafter Yipffi beſtritt energiich jede militärische Abficht Polens in bezug auf Danzig. Die von 
Polen vorgenommenen Dislofationen von Truppenverbänden ftellten lediglich Vorfichtsmaßnabmen dar. 

Ich legte Botſchafter Lipffi alsdann die Frage vor, ob nicht die Polniſche Regierung, fobald ſich die 
Situation etwas beruhigt habe, den deutichen Vorjchlag erneut erwägen wolle, damit man auf der 
von uns vorgejchlagenen Bafis der Wiedervereinigung Danzigs und der exterritorialen Eifen- und 
Autobabnverbindung zu einer Löſung fommen fonne. Botſchafter Pipffi antwortete Hierauf ausweichend, 
indem er fich erneut auf das von ibm Übergebene Memorandum bezog. 

ch erwiderte Botichafter Lipffi, daß ich dem Führer zunächſt Bericht erftatten würde, Mir fomme 
es dabei vor allem darauf an, zu vermeiden, daß beim Führer der Eindruck entftehe, Polen wolle 
einfach nicht. 

Botſchafter Lipffi bat mich, doch) auch von deutjcher Seite die ragen erneut nach jeder Richtung 
Hin ftudieren zu laffen, und er frage fich, ob nicht Aussicht bejtehen fönne, vielleicht zu einer Löſung auf 
Grund der polnischen Gedanfengange zu gelangen. Er fügte Hinzu, daß Außenminifter Bed unserer 
Anregung entiprechend gerne in Berlin einen Beſuch abjtatten werde, es jcheine ihm aber zwedmäßig, 
daß vorher die Fragen diplomatifd) entiprechend vorbereitet worden feien. 

Ich lie Botſchafter Lipffi zum Schluß unferer Unterredung feinen Zweifel darüber, daß die 
polnischen Vorſchläge meiner Auffaſſung nach vom Führer nicht als befriedigend angefehen werden 
könnten, Nur eine flare Nücgliederung Danzigs, eine exterritoriale Verbindung mit Oftpreußen und 
ein 25jabriger Nichtangriffsvertrag mit Örenzgarantien und eine Sufammenarbeit in der ſlowakiſchen 
Frage in Form eines von den Anraineın zu übernehmenden gemeinfamen Suges bes Gebietes fünnten 
nach deutfcher Auffaflung zu einer endgültigen Bereinigung führen. 
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Anlage 
Memorandum 
| 


Die Volnifche Regierung mißt ebenfo wie in der Vergangenheit jo aud) heute volle Bedeutung dev 
Aufrechterhaltung gutmachbarlicher Beziehungen mit dem Deutichen Reiche auf weitefte Sicht bei. 


Die Polniſche Regierung Hat einen Haven Beweis diefer ihrer Einftellung dadurch geliefert, daß fie 
ihon im Jahre 1933 als eine der eriten ausländiichen Regierungen ein freundichaftliches Verhältnis 
sum Dritten Reich angebahnt hat und in Verhandlungen eingetreten ift, welche zum Abſchluß der 
Polniſch-⸗Deutſchen Erklärung vom 26. Januar 1934 geführt haben. 

E3 fei auch Hier die ſeitens Poleng dem nationaljozialiftiihen Senat in Danzig gegenüber ein- 


genommene pofitive Einftellung zu erwähnen. 


In den darauffolgenden fünf Jahren hat die Polniſche Regierung in ihrer internationalen politifdyen 


Tätiafeit e8 frets vermieden, an den gegen das Deutſche Reid) erichteten Aktionen teilzunehmen, 
| Je 3 


Schließlich ift e8 wohl befannt, daß im Herbit 1938 Polens entichlofiene Haltung in bedeutenden 
Mae zur Verhinderung einer friegerifchen Auseinanderjegung im Aufammenbang mit der Durd) 
führung der deutjchen Forderungen beigetragen hat. 


11. 
in der Frage des Tranfitverfehrs zwiſchen dem Dentichen Reih und Dftpreußen fowie in dev Frage 
der Freien Stadt Danzig, in denen bisher ftet3 ein Einvernehmen wwifdyen den beiden Negierungen 


erzielt wurde und bezüglich derer die Deutiche Regierung jest neue Anregungen vorgebradt hat, ſteht 
die Polniſche Negierung auf folgendem Standpunft: 


a) Die Volnifde Regierung hat fein Intereſſe an irgendeiner Erſchwerung des Verfehrs zwischen 
Dftpreußen und dem übrigen Reich. Deshalb hat aud die Volnische Regierung trog vieler Ber- 
änderungen, die in den legten Jahren im Vergleich zu früher in dieſer Hinſicht eingetreten find 
(3. B. in der Frage des Sablungstransfers), nicht nur feine Schwierigfeiten in dem bevorzugten 
Cijenbahntranjitverfehr verurfacht, fondern die Verrechnung für diefen Tranfit unter Berückſich— 
tigung der deutjchen Gntereffen vorgenommen. 


Von diefen Vorausfehungen ausgehend, ift die Polniſche Negierung bereit, gemeinfam mit der 
Deutfchen Regierung eine weitere Vereinfachung und Erleihterung des Eijenbahn- und Kraft: 
wagenverfehrs zwifchen Oftpreußen und dem übrigen Reich zu überprüfen, um dem deutichen 
Reijenden Behinderungen bei der Benutzung diefer Verkehrswege zu eriparen. Technische Sad 
verjtändige finnten an die Ausarbeitung von Vorſchlägen herantreten, um obiges Riel zu ver- 
wirklichen. | 


Alle polnifcherfeit3 gewährten Zugeftändnifje fonnen jedod) nur im Rahmen der polnifden 
Souveränität ftattfinden — eine Exterritorialität der Verkehrswege fann daher nicht in Frage 
fommen. Unter diefem Vorbehalt hat die Polniſche Regierung die Abficht, den deutichen Wünſchen 
weitgehend entgegenzufommen. 


h) Was die Freie Stadt Danzig anbelangt, fo darf daran erinnert werden, daß die Polniſche 
Regierung feit längerer Zeit ſchon, in der Erkenntnis der Notwendigkeit einer Vereinbarung in 
diefer Frage auf dem Weae einer Verftändiaung wilden Warſchau und Berlin, entfprechende 
Anregungen getan hat. Dies erjchien ihr bejonders zweckmäßig mit Nüdficht auf die Lage des 
Nölferbundes, der die auf fih genommenen Verpflichtungen in der Freien Stadt Danzig nicht 
mehr vollends zu erfüllen imftande ift. 


Wie aus den bisherigen polnifch-deutichen Unterredungen hervorging, beftand Feine Meinungs: 
verichiedenheit bezüglich dex grundſätzlichen Auffaſſung, daß die Polniſche Regierung feine Be- 
hinderung des freien Innenlebens der deutichen Bevölkerung der freien Stadt anftrebt, daß 
andererſeits die Deutſche Regierung die polniſchen Rechte ſowie die wirtſchaftlichen, maritimen 
und verkehrstechniſchen Intereſſen und die Rechte der polniſchen Bevölkerung in der Freien Stadt 
refpeftiert. Da diefe beiden Fragen grundfäglicher Natur find, glaubt die Polniſche Regierung, 
daß eine Löfung zu finden wäre, die auf einer gemeinfamen polniſch deutſchen Garantie für die 
Freie Stadt Danzig beruben würde, Diefe Garantie würde einerjeits die freie Entwicklung des 
deutichen Volkstums und feines politifchen Innenlebens befriedigen, andererjeits die polnijchen 
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Rechte und Intereſſen ſicherſtellen. Die polniſchen Intereſſen ſtimmen übrigens mit den wirtſchaft— 
lichen Intereſſen der Bevölkerung der Freien Stadt überein, da der Wohlſtand derſelben feit Jahr- 
hunderten von dem polniſchen Überſeehandel abhängig iſt. 


Im Gegenjat zum vorhergenannten Problem der Vertehrserleichterungen, welches nad) Anficht 
der Polniſchen Regierung einen überwiegend technifchen Charakter trägt und Sache von Experten 
wäre, müßten in der Frage der Freien Stadt zunächft die politifchen Grundſätze zwiſchen der 
Molnijden und Deutjchen Regierung beiprochen werden, und zwar nad) der Richtung hin, daß in 
diefem Körper, gemäß den Ausführungen des Heren Reiehsfanglers vom Februar 1938, von 
Polen die nationalen Verhältniffe in der Freien Stadt refpeftiert würden und von der Freien 
Stadt und Deutichland die Rechte und Intereſſen Polens. 


Die Polnifche Regierung würde es zwecks einer Stabilifierung der Verhältniffe in diefer 
Region Europas für erwünjcht halten, daß man zu einem Gedankenaustauſch über die beiden 
obenerwähnten Probleme, die gemeinjam zu behandeln wären, möglich bald herantrete, um ba- 
* eine Grundlage zur zukünftigen Feſtigung der gutnachbarlichen gegenſeitigen Beziehungen zu 
finden. 


Nr. 209 


Unterredung des Reichsminiſters des Auswärtigen mit dem 
Polniſchen Botſchafter, 27. März 1939 


Aufzeichnung des Gefandten Schmidt 


Der Herr Neichsminifter des Auswärtigen ftellte den Polniſchen Botichafter wegen der Ausjchreitungen 
in Bromberq* zur Rede und bemerfte, daß diefe neuen Ausfälle in Deutichland einen fatajtropbalen 
Eindruck gemacht Hatten, da man Hier den Eindrud hätte, daß fie mit einer gewiljen Duldung der 
polnijchen Behorden vor fich gingen. Wieder fei es der Wejiverband gewejen, gegen den Deutſchland bei 
Nolen idon fo oft Beſchwerde aefübrt babe, Man fei Ddeuticherieits der Anlıcht, daß die Polniſche 

’ ) ~ +’ A " ’ ’ n em ’ te " ¢ 
Regierung, wenn fie guten Willens ware, wohl in der Lage fein müſſe, derartige Zwiſchenfälle zu 
verhindern. Der Herr Reichsaußenminiſter bedauerte eine derartige Entwiclung des deutſch-polniſchen 
Verhältniſſes auf das lebbafteite und betonte, die Deutiche Regierung müſſe Die Polniſche Regierung für 

ati] lebt ite, g g 
derartige Vorkommniſſe voll verantwortlich halten, 


Der Polniſche Botichafter erklärte, von den erwähnten Vorgängen feine Kenntnis zu haben, verfprach 
aber, fic) fofort zu informieren. uch er bedauerte die Ausjchreitungen, erklärte fie jedoch mit der 
zur Zeit in Polen herrichenden Nervofität. m übrigen verfprad) er, von fic) aus alles tun zu wollen, 
um die Wiederholung derartiger Vorkommniſſe abzuftellen. 


Als der Polniſche Botſchafter die Behauptung aufftellte, dab aud) bei deutjchen Vereinsveranftaltungen 
ähnliche, gegen Polen gerichtete Zwiſchenfälle vorkämen, erwiderte ihm der Herr Reichsaußenminiſter 
ſofort, daß die Provokationen bisher immer nur von polniſcher Seite ausgegangen ſeien. 


Auf die Frage des Polniſchen Botſchafters, ob man nicht ein paar »Worte der Beruhigung für die 
beiden Volker« finden könne, erwiderte der Herr Reichsaußenminiſter, daß etwas derartiges in keiner 
Weiſe der Lage entſpräche, da, wie geſagt, die Provokationen und Preſſeangriffe bisher lediglich von 
polniſcher Seile ausgegangen ſeien. Wenn — was wohl bald nicht mehr aufzuhalten ſein würde — die 
deutſche Preſſe auf die polniſchen Angriffe nunmehr antworte, ſo würde ſie es gründlich tun. 


Abſchließend bemerkte der Herr Reichsaußenminiſter, er könne die Polniſche Regierung nicht mehr 
verſtehen. Auf den großzügigen Vorſchlag, den Deutſchland an Polen gemacht habe, ſei eine ablehnende 
Antwort erfolgt. Jedenfalls könne der geſtern vom Polniſchen Botſchafter überbrachte Vorſchlag vom 
Herrn Reichsaußenminiſter als feine Baſis für eine Regelung der Fragen angeſehen werden. Die 
Beziehungen beider Cinder entwidelten fih daher ſtark abſchüſſig. 


Bei der Verabfchiedung fagte der Polniſche Botichafter feinerjeits zu, alles in feinen Kräften Stehende 
tun zu wollen, um der Schwierigfeiten Herr zu werden, 


Schmidt 





* Nal. Nr. 349. 
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Nr. 210 
Der Deutjche Botjchafter in Warjchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Warfdau, den 28. März 1939 


Die erregte Stimmung, die in Polen feit einiger Zeit herrſcht, hat nod) erheblich zugenommen. In der 
Bevölkerung find die wildeften Gerüchte verbreitet, jo z. B., daß in Oderberg Kämpfe zwiſchen deutichen 
und polnifden Truppen ftattgefunden hätten, dad Minifter Bed verhaftet worden fei und abnlide 
phantaftiiche Nachrichten. Bon ernfterer Bedeutung ift das Entjtehen einer Kriegsftimmung, die durch 
die Preſſe, durch antideutiche Öffentliche Kundgebungen — befonders in der Provinz —, die bereits 
vielfach zu Swifchenfällen geführt haben, und zum Teil aud) durch eine ſäbelraſſelnde offiziöfe Propaganda 
gefördert wird. In weiten Kreifen glaubt man heute, daß der Krieg unvermeidlich geworden fei und 
unmittelbar bevoritebe, 

Die praftiichen Maßnahmen der Regierung tragen dazu bei, die vorhandene Kriegspſychoſe zu fteigern. 
Im Laufe der legten Woche haben Einberufungen von Neferviften der drei Jahrgänge 1912, 1913 und 
1914 ftattaefunden, zum Teil — für Spezialformationen — auch Einberufungen aus anderen Jahr- 
gängen, außerdem find Requifitionen von Pferden und Laſtkraftwagen erfolgt. Ferner hat die Regierung 
die aeaenwärtige Situation als Anlaß benubt, um eine innere Staattanleihe zwecks Ausbaus der 
Luftwaffe und der Quftabwehr-Artillerie auszuſchreiben. 

Für die Art der offiziellen Wehrpropaganda ift bejonders ein vielfach nachgedruckter Artikel des 
Militärblattt »Polska Shrojna«: »Wir find bereite Hharafteriftifh. Darin wird u. a. ausgeführt, dağ 
die Nolen, zum Unteridiede von den Tichecben, fein Gefühl dex Unterlegenbeit qeaentiber den mächtigen 
Nöltern dieſer Erde empfanden. Die Zahl der fremden Divifionen ſchrecke die Violen nicht, denn feine 
eigene Armee, deren Ausrüſtung und der kriegeriſche Geift des polnischen Volkes reichten dazu aus, um 
Nolen den Sieg zu fidern. Zahlreiche andere Veröffentlichungen, Die feither täglich in der reife 
ericheinen, find im gleichen Geit und in der gleichen Tonart gehalten. 

An dieſer Selbitficherheit und Uberfchätung der eigenen militärischen Stärke, wie fie in der Preffe 
zum Ausdruck kommt, lieat im Hinblick auf den polniſchen Nationaldarakter eine Gefahr. Dak 
es fidh hierbei nicht nur um Preffepropaganda Handelt, zeigt eine verbürgte Außerung, die der Bize- 
frieaeminifter Gluchowifi in einer ferisfen Unterhaltung aetan bat, wobei ex ausführte, Die deutſche 
Wehrmacht fei ein qrofer Bluff, denn Deutichland fehlten die ausgebildeten Nejerven, um feine Cin- 
heiten aufzufüllen. Auf die Frage, ob er glaube, daß Volen im Ernſt Deutichland militärisch über- 
legen fei, antwortete Gluchowifi: »Aber jelbitverjiändlich«. 

Rennzeichnend für die Stimmung in politifchen Rreifen war aud) eine in der legten Rollfibung des 
Senats veranftaltete amtideutfche Demonftration. Die erſte Lefung des polniſch-litauiſchen Handels— 
vertrags, der der Pitauifche Gefandte Saulys in der Diplomatentoge beiwohnte, qab dem Senator 
Katelbach Veranlaffung, Litauen im Namen des Senats zu verfichern, dağ Polen die ſchweren Crlebniffe, 
Sie Litauen foeben babe durchmachen müffen, aufs ftärkfte mitempfunden habe. An dem »Tangdauernden 
ftürmifchen« Beifall, den diefe Erklärung hervorrief, beteiligten fic) auch die beiden zu der Sikung 
erichienenen Minifter und Wizeaußenminifter Graf Szembef. 


von Moltke 


Nr. 211 
Der Deutfche Botschafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Warfdau, den 29. März 1939 


Aufßenminifter Beef bat mich geftern abend zu fich, um mir folgendes mitzuteilen: Der Herr Reihs 
aufenminifter habe in der Unterredung vom 26. März dem Botichafter Yipffi erklärt, daß ein polniicher 
Gewaltaft gegen Danza den casus belli bedeuten würde, Diele Mitteilung zwinge ibn, feinerfeits die 
Erklärung abzugeben, daß, falls deuticherieit3 ein Verfuch unternommen werden follte, das Statut der 
Freien Stadt einfeitig abzuändern, Polen Hierin den casus belli fehen würde. Das gleiche gelte auch, 
wenn etwa der Danziger Senat einen folden Verſuch unternehmen würde. Herr Veet fügte hinzu, daß 
die Dolnifche Regierung die eingetretene Verſchärfung bedauere. 

Ich erwiderte Bed, daß die Verfchärfung nicht durch uns, fondern lediglich durch die polniichen 
Mebilmahungsmainahmen hervorgerufen worden fei, die jeder Berechtigung entbehrten und überdies 
einen in feiner Auswirkung höchſt bedentlicen Schritt darftellten. Schon jegt fei infolge der hievdurd 
eingetretenen Kriegsſtimmung, die durch Preſſe und Propaganda in unverantwortlicher Weife geſteigert 
würde, eine Lage entftanden, die ernſte Gefahren in fic) ſchließe. Die ſchweren Zwiſchenfälle in Pomme 
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rellen feien ein deutlicher Beweis dafür. Ich verwies insbejondere auf die unerhörten Ausſchreitungen 
in Bromberg und Liniewo * und behielt mir vor, nad) Eingang genauerer Informationen noc auf diefe 
Angelegenheit zurückzukommen. 
Beef verjuchte die Mobilmahungsmaßnahmen damit zu rechtfertigen, daß die gerade im gegen- 
wärtigen Zeitpunkt Hinfichtlic) Danzigs erhobene Forderung nad den Vorgängen in der Tſchecho— 
floater und in Memel polniſcherſeits als Alarmſignal aufgefaßt worden ſei. Die Sorge, daß 
durch die getroffenen Maßnahmen Schwierigkeiten entſtehen könnten, ſei unbegründet. Von den 
Vorfällen in Liniewo wiffe er noh nichts. Der Vorfall von Bromberg **, bei dem die Polizei übrigens 
energifd) Durchaegriffen babe, fei zum Gegenftand einer Minifterbeiprechung gemacht worden. Der 
, Minifierprafident babe darauf ſtrengſte Weifung an alle Verwaltungsbehörden gehen laffen, alles 
zu —— was zu Zwiſchenfällen Anlaß geben könnte, insbefondere Verſammlungen und Umzüge 
zu verbieten. 
Bed binzufügte, ex wolle mir nicht verhehlen, daß er immer mehr den Eindruc gewinne, als ftänden 
wir an einem Wendepunkt der deutich-polnifchen Beziehungen. — ch erinnerte demgegenüber an die 
Beſprechung von Berchtesgaden***, in der der Führer die Aufrechterhaltung der Verſtändigungspolitik 
in den Vordergrund geftellt hatte, und legte dar, daß die jegigen Vorfchläge gerade das Siel verfolgten, 
Die deutich-polnifchen Beziehungen auf eine aefunde und dauerhafte Grimdlage zu Stellen, wobei wir 
allerdings mehr Einficht von polnischer Seite erwarten müßten. 


Moltke 


Nr. 212 
Aufzeichnung des Staatsfekretiirs des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 6. April 1939 

Der Polniſche Botjchafter leitete heute bei einem Geſpräch, zu welchem ich ihn hierher gebeten hatte, 
von fidh aus über auf die Beckſchen Unterhaltungen in Londont. Lipfti behauptete, im Detail nicht 
unterrichtet zu fein, jedod) gewiffe Grundfäge mir gegenüber fejtitellen zu können. 

l. Polen wünsche an dem Abkommen von 1934 feitzubalten. 

2. Bei den polnifch-engliichen Abreden handelt e8 fic) um einen bilateralen und rein defenfiven Wit; 

von dem Beitritt Polens zu einem Bloc fei nicht die Rede. 

Ich habe dieje Außerungen von Yipffi mit einigem Lächeln entgegengenommen und ihm dann etwa 
folgendes exwidert: Mir fet die Entwidlung der polnischen Volitif in der jiinaften Zeit nicht mehr 
beareiflihd. Lipſki wife jo qut wie id), unter welder Belaftung unfer Verhältnis vor der Macht: 
erqreifung geftanden hatte. Niemand in Deutfchland als der Führer hatte die großen Konzeptionen 
des Jahres 1934 haben und mit Volen zur Durchführung bringen können. Unjere Beziehungen hätten 
von da an einen erfveulichen ftändigen Aufſchwung genommen. m Sinne diefer guten Nachbarſchaft 
babe der Führer dann befanntlich Gefprade mit Polen eingeleitet und nicht nur die lebten Differenz 
punkte gwifden uns ausraumen, fondern in großzügiger Weife die Korridorgrenze für Polen fichern 
wollen. Yolen babe diejes Angebot offenbar nicht verftanden. Statt mit Freuden zuzugreifen und das 

: Werf von 1934 zu vollenden, hätten wir plößlich in Polen ein merkwürdiges Gabelraffeln vernommen. 
Das habe uns gwar nidjt aufgeregt, ftehe aber in feltfamem Kontraft zu der Antwort, die wir von 
Warſchau erwarten durften. Auftragsgemäß fagte ih, das Angebot des Führers an Polen fei ein ein- 
maliges gewejen. Eine Art von Antwort auf das Angebot, welche die Polniſche Regierung uns habe 
erteilen wollen, fei ibm — Lipffi — durch den Herin Neihaußenminifter am 27. März bekanntlich) 
bereits dabin chavafterifiert worden, daß fie feine Grundlage zur Regelung der aufgeworfenen Frage 
Darfielle ti. (Später im Laufe des Gefpräches wiederholte ich, daß die polnische Antwort für ung feine 
Disfuffionsgrundlage fei.) Ob Polen mit diefer Haltung gut beraten gewefen fei, werde ja die Sufunft 
lehren. Ich fuhr fort, daß ich die für Heute nachmittag angekündigte Mitteilung Chamberlains im 
Unterhaus nod) nicht aelefen hätte. Treffe aber Dag zu, was man fon jest in der Preſſe über die 
Beckſchen Geipräche finde, fo wiffe ich nicht, wie Dag polnifche Verhalten mit dem Sinn des Abkommens 
von 1934 nod) vereinigt werden könnte. 

Qu dem letteren Punkte wollte Lipffi euwidern, daß aud) das polnifcd-franzöfifche Vertragsverhältnis 
fic) mit dem Abfommen von 1934 habe vereinigen laffen. Die polnischen Truppenfonzentrationen in 
der Gegend von Danzig wollte Lipffi al8 eine begreifliche Darallelericheinung mit Truppenbewegungen 
anderer Yänder — wie Ungarn, Rumänien, ja felbft Norwegen — binftellen. Bor allem aber erklärte 
$ Cipjfi, in den Tagen um den deutichen Einmarfch in die TſchechoSlowakei ganz ohne Kontakt mit uné 





* Jn Piniewo wurde eine Verfammlung der dortigen Reichsdeutſchen von 25 Polen überfallen, die bas geſamte Mobiliar 
zertrümmerten, ein Bild des Führers volljtändig zerjtörten und die Reichsflagge jerviffen. Vgl. Nr. 350 
** Val, Mr. 349 
. *** Mal, Nr. 200. 
+ Bal. Nr. 286. 
+i Bal. Nr. 209. 
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gelaffen worden zu fein, woraus im Gegenjat zum September v. Y. fih eine begreifliche polnische Ner- 
vojität entwicelt habe. Das von Deutfchland an Litauen gerichtete Ultimatum habe die polnischen 
Sorgen noch entiprechend vermehrt. 

ch Schnitt Lipffi das Wort ab, als er von einem »Ultimatum« an Litauen fprach, machte feine Aus- 
führungen über Truppenbeweaungen anderer — die niemals gegen Polen gerichtet waren — lädyerlic) 
und erklärte ihm, e8 wäre mir verftändfich gewefen, wenn er fid bei uns jet dafür bedanft hätte, daß 
wir dem beißen Wunfche Warichaus nach einer gemeinfamen ungariſch-polniſchen Grenze fein Hindernis 
bereitet haben. Kurzum, ich wies Lipftis Redensarten mit den nabheliegenden Argumenten qelajjen zurück, 
worauf wir uns trennten. 

Weizſücker 


Nr. 213 
Durch den Deutſchen Geſchäftsträger in Warſchau 
im Polniſchen Außenminiſterium übergebenes Memorandum 
der Deutſchen Regierung vom 28. April 1939 


Die Deutſche Regierung hat durch die von polniſcher und britiſcher Seite öffentlich bekanntgegebenen 
Erklärungen Kenntnis von dem bisherigen Ergebnis und dem Endziel der neuerdings zwiſchen Volen 
und Großbritannien geführten Verhandlungen erhalten. Danad) haben die Polniſche und die Britijche 
Regierung eine vorläufige, demnadft durd) ein Dauerabfommen zu erſetzende Vereinbarung * getroffen, 
die Dolen und Großbritannien den gegenfeitigen Beijtand für den Fall aemwährleiften fol, daß die 
Unabhängigkeit eines der beiden Staaten direft oder indirekt bedroht wird. 

Die Deutiche Regierung fieht ſich gezwungen, der Polnischen Regierung hierzu folgendes mitzuteilen: 

Als fidh die Nationalfozialiftiiche Regierung im Jahre 1933 der Aufgabe einer Neugeftaltung der 
deutichen Außenpolitik zuwandte, war e8 nad) dem Austritt Deutfchlands aus dem Völkerbund ihr erftes 
Siel, die Beziehungen zwifchen Deutſchland und Polen auf eine neue Grundlage zu ftellen. 

Der Führer des Deutfchen Reiches und der verewigte Maridall Vilfudffi begegneten fic) damals in 
dem Entichluß, mit den polnischen Methoden der Vergangenheit zu Drehen und für die Behandlung 
aller die Beziehungen der beiden Lander betreffenden Fragen den Weg einer unmittelbaren freundichaft- 
lichen Veritändigung von Staat zu Staat zu eröffnen. 

Durch den unbedingten Verzicht auf jede Anwendung von Gewalt gegeneinander follte eine Friedens- 
garantie geichaffen werden, um ben beiden Negierungen die große Aufgabe zu erleichtern, für alle 
Probleme politiicher, wirtfebaftlicer und fultureller Art Lofungen zu finden, die auf einem gerechten 
und billigen Ausgleich der beiderfeitigen Intereſſen beruhten. 

Diefe Grundfage, die in der deutſch-polniſchen Friedenserflarung vom 26. Januar 1934 ** in per- 
traglich bindender Form feftgelegt wurden, waren dazu beftimmt und haben in der Tat den Erfolg 
gehabt, in der Entwiclung der deutſch-polniſchen Beziehungen eine völlig neue Phaſe einzuleiten, 

Daf fie fich zum Nuten beider Völker in der Praxis bewährt haben, beweift die politische Geichichte 
der legten fünf Jahre und it nod) am 26. Januar d. J, dem fünften Jahrestag der Unterzeichnung 
der Erflärung, von beiden Seiten öffentlid) ausgefprocdhen worden, unter Betonung des überein- 
ftimmenden Willens, den im Jahre 1934 feftgelegten Grundfagen auch in Zukunft treu zu bleiben.” ” 

Mit diefen vor wenigen Monaten abgegebenen feierlichen Erklärungen jteht die jest von der Polniſchen 
Regierung mit der Britifejen Regierung abgeichloffene Vereinbarung in einem jo offenbaren Wider: 
ſpruch, daß die Deutiche Negierung von einer fo plöglichen und radikalen Schwenfung der polnischen 
Volitif nur mit Erftaunen und Befrembden Kenntnis nehmen Fann. 

Die neue polnisch-britifche Vereinbarung ift, wie ihre endgültige Formulierung auch geftaliet werden 
mag, von beiden Partnern alg regelrechter Bündnispakt gedacht, und zwar als ein Bündnispaft, der 
fi) nad) feiner allgemein bekannten Borgefdidte und nad) der ganzen Lage der politiichen Verhältniſſe 
ausschließlich gegen Deutichland richtet. 

Aus der von der Volnifchen Regierung jest übernommenen Verpflichtung ergibt fih, dağ Polen in 
einen etwaigen deutichenglifchen Konflikt durd) einen gegen Deutichland gerichteten Angriff gegebenen- 
falls aud) dann einzuareifen beabfidtigt, wenn diefer Ronflift Polen und feine Intereſſen überhaupt 
nicht berührt. Das ift ein direkter und flagranter Verſtoß gegen den in der Erklärung von 1934 
vereinbarten Verzicht auf jede Anwendung von Gewalt. 

Der Gegenfat zwiſchen der deutſch-polniſchen Erklärung und der polnijch-britiichen Vereinbarung 
greift aber in feiner Tragweite nod) wefentlic) über diefen Punkt hinaus. Die Erklärung von 1934 
follte das Fundament dafür fein, unter dem Schuß der vereinbarten Friedensgarantie alle gwifden den 





* Bal. Nr. 286. 
** Mal, Nr. 37. 
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beiden Ländern auftauchenden Fragen frei von internationalen Verflehtungen und Kombinationen in 
direkter, von außen nicht beeinflußter Auseinanderfegung zwiſchen Berlin und Warfchau zu regeln. 
Ein ſolches Fundament fest felbftverftandlic) da8 volle gegenfeitige Vertrauen der beiden Partner 
fowie auch die Loyalität der politiſchen Abfichten jedes Partners gegenüber dem anderen Partner voraus, 


Dagegen hat die Volnifche Regierung durch den jet von ihr gefaßten Beſchluß, in ein gegen Deut) ch 
land geridjtetes Biindnisverhaltnis einzutreten, zu erfennen gegeben, daß fie der ihr von der Deutjchen 
Regierung unmittelbar zugeficherten Frieden8garantie das Veiftandsverfpredjen einer dritten Macht 
borziebt. 

Zugleich muß die Deutfche Negierung daraus entnehmen, daß die Polnijde Regierung zur Seit 
feinen Wert mehr darauf legt, für deutich-polnische Fragen die Löſung in direkter Freund) chaftlicher 
Auseinanderjegung mit der Deutfchen Regierung zu fuen. Damit hat die Polnifdje Regierung den 
"o0 —— der im Jahre 1934 für bie Geftaltung der deutich-polnifchen Beziehungen vereinbart 
worden vt. 


Die Volnifche Regierung fann fih nicht darauf berufen, daß die Erklärung von 1934 die von Polen 
oder Deutichland ſchon vorher nad) anderer Seite hin übernommenen Verpflihtungen unberührt laffen 
follte und daß mithin neben ihr auch die VBündnisvereinbarungen zwifchen Polen und Franfreid) in 
Geltung aeblieben find. Das polnifch-franzöſiſche Bündnis war tm Jahre 1934, als Polen und 
Deutichland an die Neugeftaltung ihrer Beziehungen herantraten, eine gegebene Tatſache. Die Deutſche 
Regierung konnte ſich mit dieſer Tatſache abfinden, weil ſie erwarten durfte, daß die etwaigen Gefahren 
beg aus einer Zeit ſchärfſten deutſch-polniſchen Gegenſatzes ftammenden polniſch-franzöſiſchen Bündniſſes 
durch die Anbahnung freundſchaftlicher Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Polen von ſelbſt immer 
mehr an Bedeutung verlieren würden. 


Der Eintritt Polens in ein Bündnisverhältnis mit Großbritannien, der jetzt fünf Jahre nach Ver— 
einbarung der Erklärung von 1934 erfolgt ift, fann deshalb politiſch mit dem Inkraftbleiben des 
polniſch⸗franzöſiſchen Biindniffes in feiner Weiſe verglichen werden. Mit diefem neuen Bündnis hat 
fich die Volnifche Regierung einer von anderer Seite inaugurierten Politik dienftbar gemacht, die Dag 
Riel der Einfreifung Deutſchlands verfolgt. 


Die Deutſche Regierung Hat ihrerfeits zu einer derartigen Anderung der polnifden Politik nicht 
den aerinaften Anlaß aegeben. Sie hat der Polnischen Regierung bei jeder fih bietenden Gelegenheit 
ſowohl öffentlich al8 auc) in vertraulichen Beſprechungen die bündigiten Verfiherungen dafür gegeben, 
das die freundichaftliche Entwiclung des deutſch-polniſchen Verhältnilfes ein wejentliches Biel ihrer 
Außenpolitik fei und daß fie in ihren politifchen Entjchlüffen jederzeit auf die Achtung berechtigter 
polnischer Intereſſen Bedadt nehmen werde. 


So hat auch die Durchführung der von Deutfchland im März d. Y. zur Befriedung Mitteleuropas 
eingeleiteten Aftion die polnischen Gntereffen nah Anficht der Deutichen Regierung in feiner Meife 
beeinträchtigt. Sim Qufammenhang mit diefer Aktion ift e8 zur Herftellung einer polnijd)angarijden 
Grenze aefommen, die von polnifcher Seite ftets al8 ein wichtiges politifches Ziel bezeichnet worden ift. 


Überdies hat die Deutfche Regierung aber unmißverftändlic zum Ausdrud gebradt, daß fie bereit 
fei, fih mit der Volnifchen Regierung freundſchaftlich auseinanderzufegen, falls diefe etwa ihrerſeits 
der Anſicht ſein ſollte, daß ſich für ſie aus der Neugeſtaltung der Verhältniſſe in Mitteleuropa neue 
Probleme ergeben hätten. 


Im gleichen freundſchaftlichen Geiſte hat die Deutſche Regierung verſucht, eine Regelung der einzigen 
noch zwiſchen Deutſchland und Polen ſtehenden Frage, der Danziger Frage, in Gang zu bringen. Daß 
diefe Frage einer Neuregelung bedarf, iſt von deutſcher Seite Polen gegenüber ſeit Jahr und Tag 
betont und von polniſcher Seite aud) nicht beſtritten worden. Seit längerer Seit hat die Deutſche 
Regierung immer wieder verfucht, die Polniſche Regierung davon zu überzeugen, daß durchaus die 
Moͤglichkeit einer den ntereffen beider Teile gerecht werdenden Löſung gegeben fei und daß mit der 
— dieſes legten Hemmniſſes der Weg für eine ausſichtsreiche politiſche Zuſammenarbeit 
Deutſchlands und Polens freigemacht werden würde. 


Die Deutſche Regierung hat ſich hierbei nicht auf allgemeine Andeutungen beſchränkt, ſondern der 
Polniſchen Negierung, und zwar zuletzt Ende März d. J., in freundschaftlichiter Form eine Regelung auf 
folgender Grundlage vorgefchlagen: 


Rückkehr Danzigs zum Neid), 

exterritoriale Eifenbahn- und Autoverbindung zwiſchen Oftpreußen und dem Reih, 

dafür Anerkennung des ganzen polnifchen Korridors und der gefamten polniſchen Weſtgrenze, 
Abſchluß eines Nichtangriffpaktes auf 25 Jahre, 


Sicherſtellung der wirtſchaftlichen Intereſſen Polens in Danzig ſowie großzügige Regelung der 
übrigen fih aus der Wiedervereinigung Danzigs mit dem Reid) für Polen ergebenden wirt- 
ichaftlihen und verfehrstechnifchen Fragen. 
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Gleichzeitig hat die Deutiche Regierung fic) bereit erklärt, bei der Sicherftellung der Unabhängiafeit 
der Slowafei aud) den polnischen Intereſſen Rechnung zu tragen. 


Niemand, der die Verhaltniffe in Danzig und im Korridor fowie die damit zufammenhängenden 
Yrobleme fennt, fann bei unvoreingenommener Beurteilung beftreiten, daß diefer Vorſchlag das 
Minimum deifen enthielt, was vom Standpunkt unverzihtbarer deuticher Gntereffen gefordert werden 
muß, und dağ er allen für Polen irgendwie wejentlichen Interefjen Rechnung trug. Die Polniſche 
Regierung hat Hierauf jedod eine Antwort gegeben, die zwar in die Form von Gegenvorichlägen qe- 
Fleidet war, die aber der Sache nad) jedes Verftändnis für den deutichen Standpunft vermifien ließ 
und auf eine Ablehnung des deutichen Angebots binauslief. 


Dak die Volnifche Regierung felbft ihre Antwort nicht als geeignet anfah, eine Freundichaftliche 
Veritindiaung anzubahnen, hat fie in ebenfo überrafchender wie draftiicher Weile dadurch bewieſen, daß 
fie aleichzeitig mit der Antwort zu einer umfangreichen Teilmobilifierung ihrer Armee ſchritt. Mit 
Diefer durch nichts gerechtfertigten Maßnahme hat fie zugleich im voraus Sinn und Ziel der Verhand- 
lungen aefennzeichnet, in die fie unmittelbar darauf mit der Britifchen Regierung eingetreten iff. 


Die Deutiche Regierung hat e8 nicht für notwendig gehalten, auf die polnische Teilmobilifieruna mit 
militäriichen Gegenmaßnahmen zu antworten. 


Dagegen fann fie über die anderen von der Polniſchen Regierung in der legten Zeit aefaften Ent 
ſchlüſſe nicht einfach ftillfebweigend hinweggehen. Sie fieht fih vielmehr zu ihrem Bedauern aenöttat, 
biermit folgendes feitzuitellen: 


1. Die Volnifche Neaierung bat die ibr von der Deutfchen Regierung gebotene Geleqenheit zu einer 
gerechten Regelung der Danziger Frage, zu einer endaültigen Sicherung ihrer Grenze gegenüber dem 
Deutſchen Reich und damit zu einer dauernden Feftiqung eines freundnachbarlichen Berbaltnifies beider 
Vander nicht erarifften. Sie bat vielmehr die Sabin zielenden deutichen Norichläge verworfen. 

2. Gleichzeitig bat fidh die Volnifcdye Regierung gegenüber einem anderen Staate auf volitiiche Ver: 
pflichtungen eingelaffen, die fowohl mit dem Sinn alg auch dem Wortlaut der deutich-volnifchen Er- 
tarung vom 26. Januar 1934 unvereinbar find. Die Volnifche Regierung bat damit diefe Erklärung 
willkürlich und etnfeitiq außer Kraft geſetzt 


Lrog diefer notwendig gewordenen Feſtſtellung beabfichtigt die Deutiche Regierung nicht, ihre grund. 
asliche Einitellung zu der Frage der Eünftigen Geftaltung der deutich-polnifchen Beziehungen zu ändern. 

ollte die Dolnifche Regierung Wert darauf legen, daß e8 zu einer neuen vertraalichen Regelung diefer 
esiebungen kommt, fo it die Deutiche Regierung dazu bereit und ftellt dafür nur die eine Noranz 
gung auf, dağ eine derartige Regelung auf einer flaren, beide Teile bindenden Verpflichtung beruben 
müßte. 
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ir. 214 
Rede des Führers vor dem Deutfchen Reichstag, 28. April 1939 


Auszug 

0... Uber das deutich-volniiche Berbältnis ift wenig zu Jagen. Der Friedensvertrag von Verfailles ; 
bat aud bier, und zwar natürlich mit Abficht, dem deutichen Volk die ſchwerſte Munde zugefügt. Durg 
die eigenartige Feſtlegung des Korridors Volens zum Meer follte vor allem auch für alle zukünftigen 
Seiten eine Verftandigung zwiſchen Volen und Deutichland verhindert werden. Dar Vroblem iit, wie 
bon betont, für Deutichland vielleicht das allerihmerzlichite. Allein, troßdem habe id) unentwegt die 
Auffaſſung vertreten, dağ die Notwendiakeit eines freien Zugangs zum Meer für don volniichen Staat 
nicht uberfeben werden fann und dah überhaupt arundfäglich aud) in diefem Kalle dic Völker, die nun 
einmal von der Vorſehung dazu beftimmt oder meinetwenen verdammt find, nebeneinander zu leben, fich 
zweckmäßigerweiſe nicht Fünftlih und unnotwendia das Leben nod verbittern follten. 


Der veritorbene Marichall Vilfudffi, der derfelben Meinung anding, war daber bereit, die 
einer Entgiftung des deutich-volniichen Verhältniſſes zu überprüfen und endlich 
Ichließen, durch das Deutfchland und Volen in der Regelung ibrer beiderfeitiaen Beziehungen entichloffen 
waren, auf das Mittel des Krieges endgültig zu verzichten. Diele Abmachung batte allerdinas eine 
einzige Ausnahme, fie wurde praftiich Dolen zugeſtanden. ER wurde feſtgeſtellt, daß die von Yolen 
idon bisber aetroffenen Beiſtandspakte, e8 war dies der Beiftandspatt mit Frankreich, dadurch nicht 
berübrt werden follten. Es war aber ſelbſtverſtändlich, daß Sich Died ausichliehlich auf den bereits bor. 
bandenen Beiſtandspakt begiehen fonnte und nicht auf beliebia nen abzuichliefende, Tatlade ih daß 
das deutſch volniſche Abkommen ur außerordentlichen Entſpannung der enrornsifchen Pane beitrug 
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immerhin war zwiſchen Deutſchland und Polen eine Frage offen, die früher oder jpater ganz 
natürlich gelöſt werden mußte, die Frage der deutfchen Stadt Danzig. Danzig ift eine deutjche Stadt, 
und fie will zu Deutjchland. Umgekehrt hat diefe Stadt vertragliche Abmachungen, die ihr allerdings 
aufgezwungen waren durd) die Verfailler Friedensdiftatoren, mit Polen, Da nun außerdem der Bolter- 
bund früher als größter Unrubeftifter nunmehr mit einem allerdings außerordentlich taftvollen Hohen 
Kommiflar vertreten ift, muß fpateftens mit dem allmählichen Erlöſchen diefer unheilvollen Inſtitution 
das Problem Danzig ſo oder ſo erörtert werden. Ich ſah nun in der friedlichen Löſung dieſer Frage 
einen weiteren Beitrag für eine endgültige europäiſche Entſpannung. Denn dieſer Entſpannung Dient 
man ſicherlich nicht dure die Hege wahnfinnig gewordener Kriegstreiber, fondern durd Die Beſeitigung 
wirklicher Gefahrenmomente. Ich habe nun der Volnifchen Regierung, nahdem dag ‘Problem Danzig 
ihon vor Monaten einige Male befprochen worden war, ein fonfretes Angebot unterbreiten laffen. Ich 
teile Ahnen, meine Abgeordneten, nunmehr diefes Angebot mit, und Sie werden fich felbft ein Urteil 
bilden, ob e8 nicht im Dienfte des europäiſchen Friedens das gewaltigfte Entgegenfommen darftellt, das 
an fich denkbar war. Ich habe, wie fon betont, die Notwendigkeit eines Zuganges diejes Staates zum 
Meere ftets eingeſehen und damit auch in Rechnung geftellt. ch bin ja fein Semofratifder Staatsmann, 
fondern ein realiftiicher Nationalfozialift. Ich Hielt e8 aber auh für notwendig, der Marichauer 
Regierung flarzumaden, daß fo, wie fie einen Zugang zum Meere wünſcht, Deutſchland einen Zugang 
braucht zu feiner Provinz im Often. E8 find dies nun einmal ſchwierige Probleme. Dafür ift nicht 
Deutfchland verantwortlich, fondern jene Qauberfiinftler von Verjailles, die in ihrer Bosheit und in 
ihrer Gedanfenlofigfeit in Europa hundert Dulverfäfler berumftellten, von denen jedes einzelne außerdem 
noch mit faum auslöfchbaren Yunten verjehen worden war. 


Man fann nun diefe Vrobleme nicht nach irgendeinem alten Schema löfen, fondern ich halte e8 für 
notwendig, daß man Hier neue Wege geht. Denn der Weg Poleng zum Meer durch den Korridor und 
umgefehrt ein deuticher Weg durch diefen Korridor haben überhaupt keinerlei militärifche Bedeutung. 
Ihre Bedeutung liegt ausschließlich auf pſychologiſchem und wirtichaftlihem Gebiet. Einem folden 
Verkehrsſtrang eine militäriiche Bedeutung zuweilen zu wollen, hieße fi) einer militärischen Naiwität 
von feltenem Ausmaß ergeben. 


Vd) Habe nunmehr der Volnifchen Regierung folgenden Vorſchlag unterbreiten laffen: 
1. Danzig fehrt als Freiftaat in den Rahmen des Deutfchen Reiches zurück. 


2, Deutſchland erhält durd) den Korridor eine Straße und eine Eifenbahnlinie zur eigenen Verfügung 
mit dem aleichen exterritorialen Charakter für Deutjchland, als der Korridor ihn für Yolen 
befit. Dafür ift Deutfchland bereit: 


1. Sämtliche wirtjchaftlichen Nechte Polens in Danzig anzuerkennen, 


2. Polen in Danzig einen Freihafen beliebiger Größe und bei vollftändigem freien Zugang ficher- 
zustellen, 


3. damit die Grenzen zwifchen Deutjchland und Polen endgültig al8 gegebene Hingunehmen und zu 
akzeptieren, 


4. einen jährigen Nichtangriffspakt mit Polen abzufchließen, alfo einen Patt, der weit über mein 
eigenes Leben hinausreichen würde, und 


5. die Unabhängigkeit des flowatijden Staates durch Deutfchland, Polen und Ungarn gemeinjam 
ficherzuftellen, was den praftifchen Verzicht auf jede einfeitige deutſche Vormachtſtellung in dieſem 
Gebiet bedeutet. 


Die Polniſche Regierung Hat diefes mein Angebot abgelehnt und fic) 
1. nur bereit erflart, über die Frage des Erfates des Völkerbundskommiſſars zu verhandeln und 
2. Erleichterungen für den Durchgangsverkehr durd den Korridor zu erwägen. 


ch Habe diefe mir unverftändliche Haltung der Polniſchen Regierung aufrichtig bedauert. “jedoch 

das allein ift nicht da8 Enticheidende, fondern das Schlimmite ift. daß nunmehr ähnlich wie die Tſchecho— 

Slowafei vor einem Jahr auch Volen glaubt, unter dem Drud einer verlogenen Welthege Truppen 

einberufen zu müffen, obwohl Deutichland feinerfeits überhaupt nicht einen einzigen Mann eingezogen 

Hat und niht daran dachte, irgendwie gegen Polen vorzugehen. Wie gefagt, dies it an fic) fehr 

bedauerlich, und die Nachwelt wird einmal enticjeiden, ob e8 nun wirklich fo richtig mar, diefen von 

mir gemachten einmaligen Vorjchlag abzulehnen. Dies — wie gefagt — war ein Verſuch von mir, 

r | eine die ganze deutfche Nation innerlich bewegende Frage in einem wahrhaft einmaligen Kompromiß 
zu löfen, und zwar zu löſen zuqunften beider Lander, 
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Meiner Überzeugung nad) war Polen bei dieſer Löſung aber überhaupt fein gebender Teil, fondern 
nur ein nebmender; denn dah Danzig niemals polnifd) werden wird, dürfte wohl außer Zweifel ſtehen. 


Die Deutſchland nunmehr von der Weltpreſſe einfach angedichtete Angriffsabſicht führte in der Folge 
zu den Ihnen bekannten ſogenannten Garantieangeboten und zu einer Verpflichtung der Polniſchen Re— 
gierung für einen aegenfeitigen Beiftand, der aljo Polen unter Umftänden zwingen würde, im falle eines 
Konflikts Deutfchlands mit irgendeiner anderen Macht, durch den wieder England auf den Wlan gerufen 
würde, nun feinerfeits gegen Deutichland militärisch Stellung zu nehmen. 


Diefe Verpflichtung widerfpricht der Abmachung, die ich jeinerzeit mit dem Marſchall Vilfudffi ge- 
troffen habe. Denn in diefer Abmachung ift ausſchließlich Bezug genommen auf bereits, alfo damals 
beftehende Verpflichtungen, und zwar auf die uns befannten Verpflichtungen Poleng Franfreid gegen- 
über. 


Diefe Verpflichtungen nachträglich zu erweitern, fteht im Widerfprud zur deutich-polnifchen Nicht- 
angriffspafterklärung. 


ch Hätte unter diefen Umftänden damals diefen Daft nicht abgeichloffen. Denn was haben Ridt- 
anariffspafte überhaupt für einen Sinn, wenn fih der eine Gartner praftifd) eine Unmenge von Aus 
nahmefällen offen läßt! E8 gibt entweder folleftive Sicherheit, Ò. h. folleftive Unficherheit und ewige 
Kriegsgefahr, oder flare Abkommen, die aber aud) grundfaglidh jede Waffemvirfung unter den Kon. 
trahenten ausichließen. 


Ich fehe deshalb damit das von mir und dem Marſchall Pilſudſki feinerzeit aeichloffene Whfommen als 
durch Volen einfeitig verlegt an und damit als nicht mehr beftehend! 


Ich habe dies der Volnifehen Regierung mitgeteilt *. Ich fann aber aud hier nur wiederholen, daß dies 
feine Anderung meiner arundjäglichen Cinftellung zu den angeführten Problemen bedeutet. Sollte die 
Nolnifehe Regierung Wert darauf legen, zu einer neuen vertraglichen Regelung der Beziehungen zu 
Deurichland zu fommen, fo werde ich da8 nur begrüßen, allerdings unter der Vorausfegung, daß eine 
ſolche Regelung dann auf einer ganz flaren und qleichmäßig beide Teile bindenden Verpflichtung beruht. 
Deutichland ift jedenfalls gerne bereit, folche Verpflichtungen zu übernehmen und dann auch zu erfüllen. 


Nr. 215 


Der Deutfche Sefchäftsträger in Warfchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Warichau, den 2. Mai 1939 


Uber die amtliche Stellungnahme zur Führerrede Habe ich bereits anderweit berichtet. Diefe offiziöſe 
Stellunanabme ift in allen Variationen ſowohl in den Regierungsblattern wie auch in der Opvofitions- 
prefje qebradht worden. Die Haltung der qefamten öffentlichen Meinung der legten Tage zeigt deutlich eine 
weitere Verfteifung gegenüber Deutichland. Selbft in zweifellos amtlich infpivierten Blattern wurden 
friegeriiche Töne anaeichlagen und foqar die Forderung aufaeitellt, Danzig müſſe polnisch werden. Necht 
bezeichnend it auch die Feſtſtellung der biefigen »Gazeta Volffac, daß die Volnifche Regierung fich 
angelichtg der deutſchen Methoden und der dadurch aeichaffenen Lage aendtigt fehe, Eünftia ftärkere 
Garantien für die polnischen Rechte und den polnischen Befigftand in Danzig zu fordern. 


Ein weiteres Zeichen für die immer mehr zur Schau getragene Unnachgiebigkeit Polens gegenüber 
den deutichen Forderungen it auc) darin zu erblicten, dah die heutige Vreffe die Bedeutung der eng 
liichen Garantie für Polen befonders unterftreiht. Man beruft fich dabei auf anaebliche enaliiche Qu 
fagen, wonad die Polniſche Regierung allein darüber zu enticheiden Habe, ob Volen au Sen Matten 
reifen müffe und ob daher der VBündnisfall für England gegeben fei. * 


Vorausſichtlich wird Außenminiſter Beck noch in dieſer Woche — wahrſcheinlich am Freitag — 
Gelegenheit nehmen, um den polniſchen Standpunkt in einer Rede vor dem Parlament klarzulegen. 


von Wühliſch 





* Nal, Mr. 213. 
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Nr. 216 
Der Deutjche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warjdau, den 23. Mai 1939 


cd) Hatte diefer Tage Gelegenheit zu einer Unterredung mit dem Unterjtaatsjekretär Arciſzewſki, aus 
der mir folgendes bemerkenswert zu fein Scheint: 


Herrn Ureifzewffi lag offenbar daran Elarzuftellen, daß die Schwenkung der polnischen Politik, 
wie fie durch die englijd)-polnifde Garantieerflärung zum Ausdrud gefommen fei, nicht auf die 
perjönliche Snitiative des Minifters Bed zurüdgeführt werden fonne. Herr Bed habe diefe ganze Politik 
mit innerem Widerftreben unter dem Drud der Militärs und der öffentlichen Meinung mitgemacht. 
Schließlich fet er nicht mehr in der Lage gewejen, das englijde Angebot zurüczuweifen. Er habe aber 
die ihm Schon mit Nückficht auf die hiefige Stimmung inopportun erjcheinende Erörterung der Angelegen- 
heit in der Öffentlichkeit immer wieder hinausgejhoben, bis er durch Die Führerrede zu einer Entgegnung 
gezwungen worden fei. Seine Antwort vor dem Sejm, in der er notgedrungen eine Politik babe 
vertreten miifjen, die nicht die feine fei, fowie die Begeifterung, die feine Rede in der hiefigen Offentlich— 
feit ausgelöſt habe, hätten Herrn Bed nur mit Bitterkeit erfüllt. Herr Areciſzewſki ſchilderte dann in 
dramatischer Form, wie Herr Bed am Tage nad) der Sejmrede einen ganzen Stoß von Huldigungs— 
telegrammen mit einem Wutausbrud) in die Ede geworfen habe. Herr Bed fei auch heute noch im 
Grunde genommen Anhänger der alten Politif. Insbeſondere erſcheine e8 ihm aber aud) unfinnig, 
daß; gerade die beiden verhältnismäßig jo armen Lander Deutſchland und Polen fih ſchlagen follten, 
was legten Endes doch nur im Intereſſe der reichen Lander gelegen fei. 


Diele Daritellung maq etwas gefärbt fein. Immerhin timmen doch verichiedene Beobachtungen 
darin überein, daß Herr Bed im Laufe der legten Monate in der Verfolgung der von Marſchall Pilfudfei 
ung gegenüber eingefchlagenen Linie immer weniger Gefolgichaft Hatte. WIS fic) dann die Möglichkeit 
ergab, eine engliiche Garantie für die polnifden Weſtgrenzen zu erhalten, find eg offenbar die mili- 
täriichen Kreiſe gewejen, die diefe Schwenfung der Politik herbeigeführt haben. Herr Bed hat fic) dann 
gezwungen gejehen, diefe Volitif mitzumachen, ſchon weil er fid) jonft nicht hätte halten können. 


von Moltke 
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A. Britifche Aufrüftung und Heke gegen Deutjchland 
(September 1938 bis Juli 1939) 


Nr. 217 


Gemeinfame Erklärung des Führers 
und des Britifchen Premierminifters Chamberlain, München, 30. September 1938 


Wir haben Heute eine weitere Beſprechung gehabt und find uns in der Erkenntnis einig, dah die 
Frage der deutjch-englifhen Beziehungen von allererfter Bedeutung für beide Länder und für 
Europa ift. 


Wir fehen das geftern abend unterzeichnete Abkommen und das deutjch-englifche Flottenabfommen als 
ſymboliſch für den Wunſch unferer beiden Völker an, niemals wieder gegeneinander Krieg zu führen. 


Wir find entjchloffen, auch andere Fragen, die unfere beiden Länder angehen, nad) dev Methode der 
Konfultation zu behandeln und uns weiter zu bemühen, etwaige Urſachen von Meinungsverjchiedenbeiten 
aus dem Weqe zu räumen, um auf diefe Weife zur Sicherung des Friedens Europas beizutragen, 


Adolf Hitler Neville Chamberlain 


Nr. 218 


Aus der Rede des Britiſchen Premierminijters Chamberlain 
im Unterhaus, 3. Oktober 1938 


(Aberſetzung) 


2s es 4 


in einem Taa erringen. Wir haben nur den Grundftein des Friedens gelegt. Mit dem Oberbau ift 
noch nicht einmal begonnen worden, 

Wir find in diefem Cand bereits während eines langen Zeitraums mit einem großen Wieder 
aufrüſtungsprogramm beichäftigt, dag in Tempo und Umfang ftandiq zunimmt. Niemand foll alauben, 
daß wir e8 uns infolge der Unterzeichnung Des Münchener Abkommens zwifchen den vier Mächten 
(eiitent können, unfere Anftrengungen im Hinblick auf dieſes Programm in dem gegenwärtigen Zeitpunft 
zu verringern. Die Abrüftung fann ſeitens dieſes Landes nie wieder eine einfeitige fein. Wir Haben 
Sag einmal verfucht und haben uns dabei fait ing Unglüd geftürzt. Wenn die Abrüftung fommen foll, 
fo muĝ fie fchrittweile kommen, fo muß fie durch Übereinkommen und die aktive Mitarbeit anderer 
Ränder fommen. Und bis wir diefer Mitarbeit ficher find, bi wir uns über die tatſächlich zu unter: 
nehinenden Schritte geeinigt haben, müſſen wir auf unferer Hut bleiben. ..... 
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Nr. 219 
Aus der Rede des Führers in Saarbrücken, 9. Oktober 1938 


—— Allein, gerade die Erfahrungen dieſer letzten acht Monate können und müſſen uns nur beſtärken 
in dem Entſchluß, vorſichtig zu ſein und nichts von dem zu verſäumen, was zum Schutze des Reiches 
getan werden muß. 


Die Staatsmänner, die uns gegenüberſtehen, wollen — das müſſen wir ihnen glauben — den 
Frieden. Allein fie regieren in Ländern, deren innere Konſtruktion es möglich maht, daß fie jederzeit 
abaelöft werden fünnen, um anderen Platz zu machen, die den Frieden nicht fo fehr im Auge haben. 
Und diefe anderen find da, 


Es braucht nur in England ftatt Chamberlain Herr Duff Cooper oder Herr Eden oder Herr Churchill 
zur Macht zu fommen, fo willen wir genau, daß e8 das Ziel diefer Männer wäre, fofort einen neuen 
Weltfrieq zu beginnen. Sie maden gar feinen Hebl, fie fprechen das offen aus ...... 


Als ftarfer Staat find wir jederzeit zu einer Verftändigungspolitif mit unferen Nachbarn bereit. 


Wir haben feine Forderungen an fie. Wir wollen nichts als den Frieden. Nur eines wünſchen wir, und 
Dag gilt befonders für unfere Beziehungen zu England: E8 würde gut fein, wenn man in Grof- 
britannien allmählich qewiffe Allüren der Verfailler Epoche ablegen würde. Gouvernantenhafte Bevor- 
mundung vertragen wir nicht mehr! 


Erkundiqungen britifcher Politiker über das Schickſal von Deutjchen oder von Neichdangehörigen 
innerhalb der Grenzen des Neiches find nicht am Wake. Wir fümmern uns auch nicht um ähnliche 
Cinge in England. Die übrige Welt hatte manches Mal Grund genug, fic) eher um ihre eigenen 
nationalen Vorgänge zu befümmern oder z.B. um die Vorgänge in Paläſtina. 


Mir jedenfalls überlaffen das denen, die fic) vom Lieben Gott berufen fühlen, diefe Probleme zu löſen 
und beobachten nur ftaunend; wie jchnell fie mit ihren Löſungen fertig werden. 


Wir möchten all diefen Herren den Nat geben, fidh mit ihren eigenen Vroblemen zu bejchäftigen und 
uns in Rube zu laffen! Auch, das gehört zur Sicherung des Weltfriedens. 


Mir felbft haben große Aufgaben vor uns. Gewaltige kulturelle und wirtichaftliche Probleme miiffen 
gelöft werden. Kein Volk fann mehr den Frieden brauchen als wir, aber fein Volt weiß auch beffer als 
wir, was e8 heißt, Schwach und der Gnade oder Ungnade anderer ausgeliefert zu fein 


Nr. 220 
Rede des Britijchen Staatsfekretiirs für Krieg 
Hore-Belifha in Manfion House, London, 10. Oktober 1938 


Auszug 
(Aberſetzung) 
RET: E8 muß aber noh mehr getan werden, um der Territorialarmee ald Ganzes volle Stärke und 


Wirkfamfeit zu verleihen. Wir werden 5 Divifionen für Flugzeugabwehr haben — 5 Flugzeugabwehr- 
divifionen ftatt deren zwei — mit einem Rorpsfommandeur und einem ftellvertretenden Chef des Reichs— 
generalftabes. 


FE Diefer Armee muß mit den nötigen, fic) aus ihrem befonderen Charakter ergebenden Ande— 
rungen der gleiche Beftand und die gleiche Grundlage gegeben werden wie unferer regulären Armee, 
Betrachten Sie fie heute! Wenn fie aud) nominell in Divifionen eingeteilt ift, fo fehlen ihr dod) viele 
moderne Einheiten, die unfere reguläre Armee befist, und e8 fehlt am notwendigen Verhältnis zwiſchen 
der Bewaffnung und den einzelnen Truppengattungen. Dieſe Mängel müſſen beſeitigt werden. 


Die Infanterie wird fowohl leichte als aud) ſchwere Mafdyinengewehrbataillone erhalten, während 
die Artillerie wie bei der regulären Armee mit Batterien zu 8 Geſchützen ftatt foldyen zu 4 Geſchützen 
ausaeftattet werden wird. 


Als Einheiten, die bisher nicht in der Territorialarmee vorhanden waren, find vorgefehen: Kavallerie 
Leichte Tanfregimenter, Tanfabwebrregimenter, Leichte Flugzeugabwehrregimenter und Tantbataillone. 
Überdies wird auc) noc ein befonderes Bataillon einer Art aufgeftellt, die e8 in der regulären Armee 
nicht gibt, die aber für den Milizfoldaten qut paßt, nämlich Motorradbataillone, von denen e8 3 geben 
wird. Sie follen in ebenfalls neu aufzuitellenden motorifierten Divifionen Verwendung finden. 
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... . . Mas den Aufbau der neuen Truppen betrifft, fo werden die Infanteriebrigaden in Sufunft 
3 Bataillone haben anftatt 4, wie died ſchon in der regulären Armee der Fall ift. Bei Verwendung deg 
vorhandenen Materials ergibt fih, daß wir 9 vollſtändige Divifionen nad) dem Mufter der regulären 
Armee aufftellen fönnen, und gwar mit richtigem Verhältnis von Bewaffnung und Truppengattungen, 
3 motorifierte Divifionen und 1 mobile Divifion, die ebenfalls vollftändig mit dem richtigen Verhältnis 
zwifchen der Art der Bewaffnung und den Truppengattungen aufgeftellt werden fonnen. 

Darüber hinaus werden nod) 2 Ravalleriebrigaden geihaffen. In Friedenszeiten wird für die terri- 
toriale mobile Divifion fein Befehlshaber ernannt werden, da dies im Hinblid auf die verjtreuten 
Standorte der Einheiten unzweckmäßig wäre, Für ihre Ausbildung werden alle Vorkehrungen getroffen 
werden. Auch it von uns die Schaffung einer beträchtlichen Anzahl moderner Korps- und Armee- 
ergänzungstruppen in Ausficht genommen, fo 3. B. Seereöfeld- und Heeresvermellungareqgimenter, 
Heeres- und Korps-Nachrichtentruppen, die, wenn Krieg ausbrechen follte, jederzeit ihren Platz innerhalb 
der Formationen einnehmen fünnen, Alles dies fteht mit dev Organifation unferer regulären Armee in 
Einklang. 

So bringen wir die Territorialarmee vorwärts und beweisen ihren Angehörigen, aber auch dem 
Staate, dah wir uns auf fie niht nur in Worten, fondern auc) in dev Tat verlafjen. Denn wir fegen 
alle, die in diefev Truppe Dienft tun, in Stand, ihre Aufgaben zu erfüllen und den Exforderniffen eines 
modernen Heeres gerecht zu werden ...... 


Nr. 221 
Der Deutſche Botfchafter in Paris an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Paris, den 12. Oftober 1938 


Aus gut untervichteter Quelle habe ich erfahren, daß der Beſuch von Sir Cyrill Newall in erfter Linie 
auf Betreiben von englifcher Seite aus erfolgt ift. 

Die Enalifche Regierung foll beftrebt gemeien fein, baldmöglichſt nach Beendigung der Spannung den 
feinerzeitigen Befucd General Wuillemins in England zu erwidern, zumal eine Ausiprache zwiſchen den 
beiderieitigen Generalftabschefs nach dem Beſuch des Generals Vuillemin in Deutichland nod nicht jtatt- 
gefunden hatte. 

Wie ich weiter gehört habe, follen taktiſche Beſprechungen nicht auf dem Programm diefes Beſuchs 
ſtehen, ſondern der engliſche Generalſtabschef will ſich in erſter Linie über den techniſchen Stand der 
franzoͤſiſchen Luftwaffe unterrichten, über welchen ihm ſehr ungünſtige Mitteilungen zugegangen ſeien. 
England ſoll auch beabſichtigen, Frankreich von weiteren Ankäufen in den Vereinigten Staaten von 
Amerika abzuhalten und dafür engliſche Muſter anbieten. Der Grund hierfür foll fein, daß der gemein- 
fame, im Falle eines Krieges für die englifde und franzöſiſche Luftwaffe zu ernennende Oberbefehl3- 
haber beffer zu beurteilen in ber Lage fein foll, welche Aufträge den. franzöſiſchen Gejchwadern zuge 
mutet werden fünnen. 

Im Auftrag 


Bräuer 


Nr. 222 
Der Deutſche Botjchafter in Condon an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Fondon, den 18, Oftober 1938 


Am 13. Oktober hielt der Schatzkanzler Sir John Simon in Sheffield eine Rede, in der er auf Die 
Notwendigkeit für die Sufammenfafjung und Organijation des Menjchenmateriald zur Verteidigung 
der Heimatfront hinwies. Seine Ausführungen find hier allgemein fo verftanden worden, dah die 
Regierung Schon in Friedenszeiten die Einführung eines fogenannten Nationalregifters aller derjenigen 
Freiwilligen plant, die fih im Ernftfall dem Staat zur Verfiiqung ftellen wollen. 

Eine weitere militäriihe Maßnahme wurde am 14.5. M. vom Kriegsminiſterium befanntgegeben 
und auch von dem Kriegsminifter Hore-Belifha in einer Nundfunfanfpracde am Abend des aleichen 
Tages behandelt. Sie zielt auf Schaffung eines Zweiges dev Lervitorialarmee ab, der dem Luftſchutz 
(ebenswichtiger Anduftrien dienen fol. Diefer foll von den Belegſchaften der in Frage kommenden 
Fabriken wahrgenommen werden. 

m Auftrag 


von Gelzam 








m 
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Nr. 223 


Aus der Rede Winſton Ehurdjills für den Rundfunk der Bereinigten Staaten 
von Amerika 


16. Oktober 1938 
(Liberfebung) 


eg Wir müffen aufrüften! Haben wir uns durd) unferen ernften Friedenswillen in eine nachteilige 
Lage gebracht, fo müffen wir dies durd) Doppelte Anftrengungen und, wenn e8 erforderlid) fein follte, durd 
Standhaftiafeit im Ertragen von Leiden wiedergutmachen. Es fann gar fein Zweifel darüber beftehen, 
daß wir aufrüften werden. 

Großbritannien wird feine Jahrhunderte alten Gepflogenheiten aufgeben und feinen Bewohnern die 
nationale Wehrpflicht auferlegen. Das britifche Volk wird aufrecht allem entgeqenfehen, was aud) 
fommen mag. Aber, um mit Drafident Wilfon zu fprechen, das Inſtrument der Waffen als foldes 
genügt nicht. Wir müſſen die Kraft der geiftigen Einftellung hinzufügen. 


Cs gibt Menjchen, die fagen, wir follten ung nicht in einen theoretifchen Gegenfat zwiſchen Nazitum 
und Demofratie bineinziehen laffen. Diefer Gegenfaß befteht aber fon heute. 

Das, was den freien Landern einen großen Teil ihrer Stärke verleiht, ift gerade der Gegenfak in 
den geiftigen und moraliichen Ideen . . . 


Das belle Licht des Fortichritts mit feiner Duldfamfeit und feinem Sufammenwirfen, feiner Würde 
as e Š N - tet 8 
und ſeinen Freuden iſt oft in der Vergangenheit zum Erlöſchen gebracht worden. 


Und doch lebe ich in dem Glauben, daß wir nun ſchließlich die Barbarei ſoweit überwunden haben, 
um fie im Saume balten und abwehren zu können. Wenn wir uns flar darüber find, worum es jetzt 
gebt, müſſen wir beizeiten unfere Entichlüffe fallen. Wir werden das ja fchließlich auch tun. Aber je 
länger wir warten, um fo größer wird unfere Mühe fein! 


Iſt dies ein Aufruf zum Krieg? Ich erkläre, dağ e8 die einzige Gewähr für den Frieden darftellt. 
Die raſche und entichloffene Sammlung aller Kräfte, um nicht nur militärischen, fondern auch mora- 
liſchen Angriffen zu begegnen, die entichloffene und nüchterne Anerkennung ihrer Vflichten durch die 
engliich fpredenden Völker und alle großen und fleinen Nationen, die mit ihnen zufammengeben wollen; 
ibre treue und eifrige Kameradichaft würde faft fdyon zwifchen Nacht und Morgen den Weg zum 
Fortſchritt frei machen und aus unfer aller Leben die Furcht verbannen, die ſchon für Hunderte von 
Millionen Menfchen das Licht der Sonne verdunfelt ...... 


Nr. 224 
Rede des Führers in Weimar, 6. November 1938 
Auszug 


. . . Als Friedliebender Mann habe ic) mich bemüht, dem deutichen Volte jene Wehr und Waffen nun- 
mehr zu Schaffen, die aud) andere zum Frieden zu Überzeugen geeignet find, 


Ca gibt nun allerdings Leute, die den Igel beſchimpfen, weil er Stacheln hat. Sie brauchen freilich 
diejem Tier nur feine Ruhe zu laffen. Es hat nod) fein gel angegriffen, e8 fei denn, er wurde felbft 
bedroht. Das möchten auc) wir uns vornehmen! Man foll uns nicht zu nahe treten, Wir wünſchen 
nichts anderes als unjere Rube, unfere Arbeitsmöglichfeit und das Lebensrecht für unfer Nolf, das 
aud) Die anderen für fic) in Anſpruch nebmen, 


Das müßten aerade die demofratifden Staaten begreifen und verfichen, denn fie reden ja dauernd 
von Gleichberechtiqung! Wenn fie von den Nechten der Kleinen Völker fprechen, wie fonnen fie dann 
empört fein, wenn auch ein großes Volk das gleiche Necht beanfprucht! Der Sicherung und der Garan- 
tierung diefes Nechtsanfpruches dient unſere natienalfozialiftiiche Wehrmacht! 


m diefem Sinne habe ich außenpolitifch eine Umftellung vorgenommen und mid) jenen Staaten 
genäbert, die ähnlich wie wir gezwungen waren, fic) für ihr Recht eingufesen. 


Wenn ich heute die Ergebniffe diefes unſeres Handelns überprüfe, dann fann ich fagen: Urteilt alle 
jelbit, ob wir nicht wirklich Unaebenres mit diefen Drinzivien erreicht haben! 


Wir wollen aber gerade deshalb nie vergeffen, was uns diefe Erfolge möglich gemacht hat. Wenn 
heute gewiſſe ausländische Zeitungen fchreiben »Das hättet Ahr doc) alles auf dem Verhandlungs- 
wege erreichen können!« — fo willen wir febr wohl, daß ja dag Deutichland vor uns nichts anderes 
aetan hat ala andauernd zu verhandeln. Fünfzehn Jahre lang haben fie nur verhandelt und haben 
dabei alles verloren. Ich bin ebenfalls bereit zu verhandeln, aber ich laffe feine Qweifel darüber: 
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Das deutfche Recht laffe ich weder auf dem Verhandlungswege nod) auf irgendeinem anderen für 
Deutichland Fürzen! 


Vergiß nie, deutiches Volk, wen Du Deine Erfolge verdantft. Welcher Bewegung, welchen Gedanken 
und welden Vringipien! — Und zweitend: Sei immer vorfichtig, fei ftets auf der Hut! 


| Es ift febr fein, von internationalem Frieden und internationaler Abrüftung zu reden, allein, 
id) bin gegenüber einer Abrüftung der Waffen mißtrauifch, folange man nicht einmal den Geift abrüftet! 


Ce hat fic) in der Welt die feltfame Gepflogenheit herausgebildet, die Völker in fogenannte autoritäre, 
d. h. difziplinierte Staaten und in demofratifche Staaten einzuteilen. Gn den autoritären, Ò. h. in den 
difziplinierten Staaten ift e8 felbftverftändlich, daß man fremde Völker nicht verleumdet, nicht über 
fie lügt und nicht zum Kriege Hegt! Aber die demofratifchen Staaten find eben »demofratifd« Ò. h. 
dort darf dies alles geſchehen! 


in den autoritären Ländern ift eine Kriegshege natürlich unftatthaft, denn ihre Negierungen find 
ja verpflichtet, Dafür zu forgen, daß e8 feine Kriegshege gibt. Gn den Demofratien aber haben die 
Regierungen nur eine Pflicht: die Demokratie aufrechtzuerhalten, d. h. die Freiheit, wenn notwendig 
auch zum Kriege beten zu dürfen! 


Ich Habe kürzlich drei diefer internationalen Kriegsheger beim Namen genannt, Sie haben fic) 
aetroffen gefühlt, aber nicht etwa nad) der grundfäßlichen Seite hin, nein, nur deshalb, weil ih es 
wagte, fie beim Namen zu nennen. Herr Churchill hat offen erklärt, er fei der Meinung, daß man das 
heutige Regime in Deutichland bejeitigen müſſe unter Zuhilfenahme innerer deutjcher Kräfte, die thm 
dankbar dafür zur Verfügung ftehen würden. 


Wenn Herr Churchill weniger mit Emigrantenfreifen, D. H. mit ausgehaltenen, vom Ausland 
bezahlten LandeSverratern, verkehren würde, fondern mit Deutjchen, dann würde er den ganzen Wahn- 
finn und die Dummheit feines Geredes einjehen. Ich fann diefem Herrn, der auf dem Monde zu leben 
icheint, nur eines verfichern: Eine ſolche Kraft, die fidh gegen das heutige Regime wenden fünnte, gibt 
e8 in Deutichland nicht! In Deutfehland gibt e8 nur eine Kraft, die Kraft der deutichen Nation, in 
Führung und Sefolgichaft, in Wehr und in Waffen. 


Ich will diefem Herrn gar nicht beftreiten, daß wir natürlid) fein Recht Haben, etwa zu verlangen, 
daß die anderen Völker ihre Verfaffungen ändern. Ich habe aber als Führer der Deutfchen die Pflicht, 
diefe Verfaſſung und die Möglichkeiten, die fich aus ihr ergeben, zu berüdjichtigen. Wenn vor einigen 
Tagen der Stellvertreter des englifchen Oppofitionsführers im Unterhaus erklärte, er mache fein Hebl 
daraus, daß er e8 bearüßen würde, wenn Deutjchland und Italien vernichtet würden, dann fann ich 
natürlich nicht verhindern, daß diefer Mann vielleicht auf Grund der demokratischen Spielregeln mit 
feiner Partei tatfächlich in ein oder zwei Jahren zur Regierung kommt. 


Aber das fann ich ihm verfichern: ich werde verhindern, daß er Deutfchland vernichtet! Und genau 
fu wie ich überzeugt bin, daß das deutjche Volk dafür forgen wird, daß die Pläne diefer Herren in bezug 
auf Deutichland nie gelingen, genau fo wird aud) das faſchiſtiſche Italien, da8 weiß ich, für fic) forgen! 


Ich glaube, daß für uns alle diefe internationalen Hoffnungen nur eine Lehre fein können, feft zu- 
fammenguftehen und feft zu unferen Freunden zu rüden. Je mehr wir in Deutichland felbft eine einzige 
Gemeinichaft bilden, um fo geringer werden die Ausfichten diefer Kriegsheter fein, und je enger wir uns 
befonders mit dem Staat zufammenfchließen, der fic) in gleicher Lage befindet wie wir, mit Stalien, 
um fo mehr wird ihnen die Luft vergehen, mit uns anzubinden! 


Wenn wir das Jahr 1938 Heute nod) einmal im Geifte an uns vorüberziehen laffen, dann fann es 
ung nur mit tiefftem Stolz und mit größter Freude erfüllen. Deutſchland ift größer geworden auf dem 
natürlichften und auf dem moraliſch unanfechtbarften Wege, den e8 gibt! Millionen von Volfsgenofjen, 
deren einzige Sehnfucht und einziges Ziel e8 war, zu Deutjchland zurückkehren zu fonnen, find nun in 
unfere Gemeinfchaft eingerückt. Sie werden das Reich nunmehr mit tragen helfen und ihm alg treue 
Glieder dienen, wie fie felbft am beten erkennen konnten, was e8 heißt, abgefprengt und verlaffen zu fein. 
Diefes Jahr ift aber für ung auch ein Jahr großer Verpflichtungen: 


Wir miiffen aus ihm die Erkenntnis und den Entfchluß gewinnen, den erfolgreichen Weg niemals 
mehr zu verlaffen! Wenn die andere Welt von der Abrüftung fprict, dann find auch wir dazu bereit, 
aber unter einer Bedingung: daß erft die Kriegshetze abgerüftet wird! Solange die anderen aber von 
Abrüftungen nur reden, die Kriegshetze aber infam weitertreiben, nehmen wir an, daß fie ung nur 
unfere Waffen ftehlen wollen, um uns nod) einmal das Schickſal von 1918/19 zu bereiten. 


Da aber fann ich den Herren Churdill und Genoffen nur eins jagen: Das gibt e8 nur einmal und 
das fehrt nicht wieder! ... 
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Nr. 225 


Rede des Reichsminifters des Auswärtigen 
vor dem Berein der Ausländifchen Preſſe in Berlin, 7. November 1938 


Auszug 


Die Stellung des Dritten Neiches als Weltmacht ift heute endgültig begründet. Dies bedeutet 
aber nicht, daß Deutfchland nicht den Wunf nach einem Ausgleich zwifchen den Gntereffen der ver- 
Ichiedenen Mächte teilt. 


An diefem Sufammenbang darf hier daran erinnert werden, daß der Führer es war, der die Mächte 
init dem Siel, einen friedlihen Ausweg aus der Kriſe zu finden, im September nah Minden einlub, Sn 
diefem Sinne hat der Führer auch mit dem Enalifchen Vremierminifter auf deffen Wunſch am Tage 
Feiner Abreife die befannte deutich-enalifche Friedenserflarung abgeqeben. 


Um fo erfiaunier waren wir, dağ die exjte Antwort auf den Geift von Münden in der Parole 
beftand: Der Friede ift gerettet, deshalb Aufrüftung bis zum duferften. Diejes neue Aufräftungsfieber 
in einigen Staaten wird gleidyzeitig begleitet von einer erneuten Hege der unverbeflerlichen Kriegstreiber. 


In diejem Zuſammenhange müſſen wir leider feftftellen, daß diefe Kriegsheßer, in der Beſorgnis, man 
tonne 3. B. Deutichland feine befannte und unverrüdbare Nedytsforderung auf Rückgabe der ehemaligen 
deutſchen Kolonien erfüllen, in dev afrikanischen Preſſe eine erftaunliche Propaganda gegen Deutichland 
und alles Deutſche betreiben. 


Minifterprafident Chamberlain und Aubenminifter Lord Halifax haben in weifer Einficht allen diefen 
engliſchen Kriegshetzern und ihrer die Völker auseinandertreibenden Tätigkeit eine flare Abfuhr erteilt. 
Chenfo haben Frankreichs Minifterprafident Daladier und fein Außenminifter Bonnet in den legten 
Wochen Reden gehalten, die in Deutichland einen ſympathiſchen Widerball gefunden haben. 

Es ift zu erwarten, daß fich im weiteren Verfolg des in München mit England bejehrittenen Weges 
in Sufunft neue Möglichkeiten des befferen Berftandniffes auch zwifchen Deutichland und Frankreich 
ergeben werden und entfpredyend geftaltet werden fonnen. In diefem Sinne ift der Wunfch des Fran 
zöfiichen Außenminiſters nad) einer aufrichtigen Zufammenarbeit zwiſchen Deutfchland und Frankreich 
bei uns begrüßt worden. Der foeben beftätigte Ausgleich Italiens mit England liegt auf der gleichen 
Vinie. 


Diefe Haltung der verantwortlichen Staatsmänner in Condon und Paris läßt die Hoffnung zu, dah 
legten Endes doc, die Vernunft über die Kriegshetzer in den weftlichen Demofratien die Oberhand ae 
winnen mag. Der Führer hat in feiner großen Rede in Weimar das Treiben diefer Kriegshetzer mit 
unerbittlicher Schärfe und Logit gebrandmarkt. Diefem Treiben gegenüber fteht das deutiche Wolf einia 
und geichloffen hinter feinem Führer, ftarf und wachſam, immer bereit zum Frieden, aber ohne Sorge 
bor dem Krieg, und immer entichloffen, die Pebensrechte der Nation gegen jedermann zu wahren. 


Nr. 226 


Erklärung des Brififchen Staatsfekretärs für die Luftfahrt Gir K. Wood 
im Unterhaus, 16. November 1938 


Auszug 
(Uberfekung) 


Verhandlungen mit den Vertretern der fanadijden Anduftrie find jest erfolgreih zum Abſchluß 
gebracht und es find Abmachungen unterzeichnet worden, denen zufolge die Regierung Seiner Majeftät 
im Vereinigten Königreich einen erftmaligen Auftrag für die Herftellung von ſchweren Bombern erteilt 
hat. Die betreffenden Alugzeugfabrifen in Kanada haben fih gemeinfam verpflichtet, für die nächiten 
10 Jahre ihre Hroduftionstapagitat zur Ausführung etwaiger weiterer Aufträge ähnlicher Art aufrecht 
zuerbalten, wenn dies notwendia fein follte, ne 


Die vertragliden Abmachungen find mit der neuen Dachgejellichaft Canadian Affociated Mireraft 
Limited getroffen worden, die ausdrüdlid für die Zwecke diefes Plang gegründet worden ift. Die ge- 
nannte Geſellſchaft wird den ganzen Wlan überwachen und zwei Sentralftellen in Montreal und Toronto 
einrichten, Diefe beiden Sentralftellen werden zu gegebener Zeit felbft Vroduftionsanlagen errichten, 
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gleichzeitig aber aud) als zentrale Montageanlagen dienen, denen die Einzelteile von ſechs angegliederten 
eslugzeugfabrifen geliefert werden, nämlid): 
Canadian Car and Foundry Company, Limited, 
Canadian Vickers, Limited, 
Fairchild Aircraft, Limited, 
Fleet Aircraft, Limited, 
i National Steel Car Corporation, Limited, 
Ottawa Car Manufacturing Company, Limited. 

Der Anfangsauftrag wird die fofortige Durchführung der Pläne gewährleiften und die ſchrittweiſe 
Weiterentwiclung der Leiftungsfabhigteit ermöglichen. E8 beiteht die Abficht, weitere Aufträge zu er- 
teilen, jomweit und wo dies notwendig wird, um die progreffive Entwidlung der Produftionsfapazität 
und den gewünjchten Gang der Vroduftion im Fluß bleiben zu laſſen. Über die getroffenen Abmachungen 
für die qruppenweije Fabrifation von ſchweren Bombern hinaus find jest in London Verhandlungen 
mit zwei fanadijden Gefellichaften im Gange, um Kampf- und Aufklärungsflugzeuge herzuftellen, was in 


Fort William und Vancouver geichehen foll. ..... 
Nr. 227 
Der Deutjche Botjchafter in London an das Auswärtige Amt 
Telegramm 


London, den 22, November 1938 


Für Den Bejud von Chamberlain und Lord Halifax in Paris ift, wie der Premierminifter geitern 
im Unterhaus befanntgab, ein feſtes Programm nicht vorgefehen. Aus den hier vorliegenden Mit- 
teilungen ift zu entnehmen, daß beabfichtigt ift, alle akuten, das Verhältnis der beiden Lander zu dem 
übrigen Europa betreffenden Probleme zu erörtern. 

Die Beſprechungen über die Riiftungsfrage werden allgemeinen Charakters fein, da militärische 
Sachverfiandige nicht teilnehmen werden. Auf beiden Seiten befteht der Wunſch, die während der 
Septembertrieje zutage getretenen Mängel zu bejeitigen. Das englifche Hauptintereffe wird auf die 
Verſtärkung der franzöfiichen Luftwaffe, insbefondere auf Vermehrung der franzdfiichen Bomben- 
flugzeuge gerichtet fein, da ganz allgemein der augenblidliche Kampfwert der franzöfiihen Luftwaffe 
jehr gering eingeihäßt wird. Die Franjofen wiinjden im Hinblick auf die durch das Ausscheiden der 
Tſchechoſlowakei als militärischen Bundesgenofjen gejchaffene Lage engliiche Zuſicherungen hinfichtlich 
der Verftarfung eines etwaigen britiichen Exrpeditionsforps. Wie befannt, waren bisher hierfür im 
Höchſtfall zunächſt 2 bis 3 Divifionen in Ausficht genommen. Die jüngften englifchen Rüftungspläne 
hatten eine Verftarfung diefes Erpeditionsfontingents nicht vorgejehen. Auch wird in diefem Zuſammen— 
hang das Verhältnis Rußlands zu Frankreich und damit zu England eine Nolle fpielen. 


Dirkſen 


Nr.228 
Der Deutjche Botjchafter in Paris an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Paris, den 25. November 1938 


Geftrige franzöſiſch-engliſche Beſprechungen haben Abjchluß mit Herausgabe Communiqués und 
Nundfunferklärung beider Minifterprafidenten gefunden. Darin wird feftaeftellt, daß Meinungsaus- 
tauſch in vollfter Einmütigfeit verlaufen fei und allgemeine Ausrichtung der Politik beider Lander, 
insbejondere im Hinblid auf nationale Verteidigung und diplomatijche Aktion, bezweckt und erreicht 
habe. Werhaltnismapig nichtsfanender Ton diefer Kundgebung darf nicht darüber hinwegtäuſchen, 
daß wichtige Ergebniſſe erzielt wurden. 

Hauptgegenftand Beratungen war, wie vorauszufeben, Wehrfrage, wobei von Notwendigkeit enafter 
Koordination und Aulammenarbeit ausgegangen wurde, Franzöſiſcherſeits wurde insbefondere Aufiche- 
rung ftarfen engliichen Erpeditionsforps, engliſcherſeits erhebliche Verſtärkung franzöſiſcher Luftwaffe, 
beiderjeits Sicherung der Verbindungslinien beider Kolonialreiche aefoxdert, Hierüber foll Lberein- 
fiimmung in großen Yinien erzielt fein, während für Gefilequng Einzelheiten techniſche Beratungen 
Sachverftandiger bereits angekündigt find. 


Welczeck 
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Nr. 229 


Rede des Sekretärs des Britifchen Amts für Überfeehandel R.G. Hudfon 
im Unterhaus, 30. November 1938 


Auszug 
(Aberſetzung) 


— Schließlich kommen wir zu dem Kapitel Deutſchland. Ein ehrenwertes Mitglied des Hauſes 
bat gefragt, warum wir es wie die Vereinigten Staaten von Amerika nicht abgelehnt Haben, die 
Meiftbegünftigungsklaujel auf Deutſchland auszudehnen. Meine Antwort darauf lautet, daß die Ber- 
einigten Staaten von Amerika fih geweigert haben, die Meiftbegünftiqungsflaufel auf Deutichland 
anzumenden, weil dieſes die amerikanischen Waren in Deutjchland nachteilig behandelt. Deutichland 
läßt britijden Waren in Deutichland feine nadteilige Behandlung zuteil werden. Wir haben uns dar- 
über zu beflagen, daß Deutjchland durch feine Methoden den Handel in der ganzen Welt zerjtört. Es 
lieat alfo fein Grund vor, die Meiftbegiinftiqungsflaufel fallen zu laffen, was davon abhängt, mie unfere 
Waren in Deutichland behandelt werden. Gn Frage fteht das viel umfaſſendere Groblem, wie man der 
neuen Form der deutichen Konkurrenz in der ganzen Welt entgegentritt. 


— Soweit wir feſtſtellen können — denn es iſt ſchwierig, ſich wirklich genaue Auskunft darüber 
zu beſchaffen, wie die Dinge eigentlich in Deutſchland vor ſich gehen — beſteht die Grundlage für die 
wirtſchaftliche Stellung Deutſchlands darin, dah es den Erzeugern von Waren in Zentral- und Südoſt— 
europa bei weitem mehr bezahlt, als der Weltmarktpreis beträgt. E8 ift flar, daß Deutſchland dies auf 
Koften feines eigenen Volfes tut. Wie e8 fein eigenes Volf behandelt, it Sache der Deutichen Regierung. 
Wir werden aber auch davon berührt. 


RE Ich verjuche Ihnen flar zu maden, daß Deutichland durch folche Methoden in den Ländern 
diejes Teiles von Europa eine Exrdrofjelungsitellung erlangt, und zwar eine folche unmwirtfchaftlicher 
Art, die auf Koften feines eigenen Volkes aebt, weil nämlich folde Methoden eine Steigerung der Lebens- 
haltungsfoften des eigenen Volfes und tatjächlich die Ausfuhr von Waren zu einem geringeren Preis als 
dem Gelbftkoftenpreis bedeuten. Verſchiedene ehrenwerte Mitglieder fraaten, was da die Löſung fer? 


F Wir haben alle möglichen Verfahren, die wir ergreifen könnten, geprüft. Der einzige Wea, den 
wir feben, ift der, daß wir unjere Indufirien fo organifieren, daß fie in die Lage verfest werden, ala 
eine geichloffene Einheit den entiprechenden deutjchen Anduftrien entgegenzutreten und ihnen zu jagen: 
»Wenn Jhr nicht bereit jeid, mit Euren jewigen Methoden ein Ende zu machen und ein Abkommen au 
treffen, wonach Ihr Euch verpflichtet, Eure Waren zu Vreifen zu verfaufen, die einen vernünftigen 
Gewinn gewährleiften, dann werden wir Eud befämpfen und Cuh mit Euren eigenen Mitteln ſchlagen.« 
Unſer Land iſt, was die finanzielle Seite anlangt, unendlich viel ſtärker als, ich möchte ſagen, irgendein 
anderes Land in der Welt, aber auf alle Fälle ſtärker als Deutſchland und deswegen genießen wir große 
Vorteile, die, wie ich glaube, dazu führen werden, daß wir den Kampf gewinnen. Hierfür iſt aber not— 
wendige Vorausſetzung, daß unſere eigenen Induſtrien organiſiert werden. 


Nr. 230 
Der Deutſche Botſchafter in London an das Auswärtige Amt 


Bericht 
London, den 5. Dezember 1938 


In der Unterhausſitzung vom 1. Dezember 1938 richtete der Abgeordnete Captain MeEwen die 
Anfrage an den Vremierminifter, ob feine Aufmerffamfeit auf Fürzliche Berichte gelenft worden fel, 
denen zufolge Deutjchland im Begriff fei, drei Armeekorps zu mobilifieren, und ob er hierzu eine 
Erklärung abgeben fünne, 


Der Premierminifter antwortete, daß er jolde Meldungen, auf die fih McEwen beziehe, gejehen 
habe, daß jedoch die Britifche Regierung feine Beſtätigung diefer Berichte erhalten babe. 


Im Auftrag 


von Gelam 
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Nr. 231 
Rede des Britifchen Staatsfekretiirs für die Kolonien Malcolm Macdonald 
A im Unterhaus, 7. Dezember 1938 
Auszug 
(Aberſetzung) 
ou mr Ich glaube nicht, daß e8 heute auch nur irgendeine Gruppe in diefem Lande gibt, die geneigt ift, 


irgendeinem anderen Land die Sorge für ivgendeins der Territorien oder Völker zu übertragen, für deren 
Regierung wir als Kolonial- oder Mandatsmacht berantwortlic find. Diefe Auffafiung bat Heute 
nachmittag in jedem Teil de8 Haufes Ausdruc gefunden; e8 ift eine Auffafjung, die von Seiner Majeftät 
Regierung geteilt wird. Wir erörtern diefe Frage nicht; wir ziehen fie nicht in Erwägung; fie ift gegen- 
wärtig fein Gegenftand der praftiichen Politik. 

Falls wir jemals in eine Erörterung diefer Frage treten follten, dürfen gewiſſe Dinge nicht vergeffen wer- 
den. Vor allem ift dies Land nicht das einzige beteiligte Land, Großbritannien ift nicht da8 einzige Land, das 
nad) dem Kriege zufäßliche territoriale Verantwortlichfeiten übernahm. Andere Lander würden gleich— 
falls einbezogen werden und die Frage müßte von allen beteiligten Ländern zuſammen unterſucht 
werden. Es gibt jedoch noch eine weitere Erwägung von größter Tragweite, auf die der Antrag und 
beide Amendements Bezug nehmen. Die Völker, die am unmittelbarften und vitalften von irgendeinem 
folchen Vorſchlag betroffen würden, find die Völker, die in den Mandatsaebieten felbit leben. Wir 
fonnen fie nicht als bloße Waren oder Vieh betrachten, über die man Jummarifch verfügt; wir haben 
Verantwortlichfeiten und Verpflichtungen gegenüber diefen Völkern. Wir müſſen ihren eigenen Münfchen 

a: Beachtung fchenfen; wir müffen die Wünsche ber verschiedenen Bevölferungsgruppen in diefen Gebieten 
in Erwäaung ziehen. 

Soweit britiiche Mandatsgebiete betroffen find, fommen nicht nur die aroßen einbeimilchen Ein- 
auborenenbevölferungen in Betracht; in gewilfen Gegenden gibt e8 aud) europäiſche Siedler, die ihr 
ganzes Vermögen in diefen Ländern angelegt Haben und an ihrer Entwiclung in den lebten zwanzig 
Jahren ftarf beteiligt waren. m gewilfen. Gegenden gibt e8 bedeutende indische Gemeinden, Wir 
müſſen das Recht diefer Völker, fih zu diefer Frage zu äußern, die fo wichtia für fie ift, berückfichtiaen 
und wir müſſen ihren Anfichten volles Gewicht und volle Bedeutung beimefien. Es wäre unmöglich, 
irgendeine Anderung des Status irgendeines diefer Gebiete zu erwägen, ohne die fvontanen Anfichten 
cer Einwohner voll zu berücdfichtigen. ‚Außerdem haben diefe Wölfer gewiſſe Vertraasrechte. Diele 
Völfer haben gewiffe materielle Gntereffen in diefen Gebieten. ‘Diese Rechte und Intereſſen müſſen voll 
gewahrt und geſichert werden. 

Ich möchte aber außerdem auch noch folgendes wiederholen: Das Verhältnis zwiſchen der Exekutive 
und der Pegislatur diefes Landes liegt flar auf der Gand. Sedenfalls würde e8 für eine Regierung un- 
möglich fein, irgendetwas in diefer Frage zu tun, ohne daß das Unterhaus die vollite Gelegenheit zur 
Aussprache hatte. Tatfächlich könnte nichts Entfcheidendes ohne die pofitive Billiqung des Darlaments 
geſchehen. Soweit diefeS Haus betroffen ift, ift, wie ich fagte, von jedem Teil diejes Haufes in der 
Debatte von Heute nachmittag eine einftimmige Meinungsäußerung erfolgt 


Nr. 232 
Der Deutjche Botjchafter in Paris an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Paris, den 10. Dezember 1938 


Herr Duff Cooper bat am 7. Dezember im Hiefigen » Théatre des Ambassadeurs« einen Vortrag 
über das Thema »Die franzöſiſch-britiſche Freundſchaft und der Frieden« gehalten. Der Redner betonte 
in feinen Friegsbegeriichen Ausführungen, die in jeder Hinfiht — mitunter auch in verleßender 
Form — gegen Deutichland gerichtet waren, die Notwendigkeit einer franzöfifch-engliichen Koalition zur 
Verteidigung der beiderfeitigen Gntereffen. Wenn Deutſchland aud) ſtark fet, fo feien die beiden Völker 
zufammen ihm ebenbiirtiq und der Ausgang eines eventuellen Konfliftes brauche durchaus nicht zu— 
gunſten Deutſchlands auszufallen. Duff Cooper tröſtete ſich damit, daß Amerika im Falle eines Ron- 
fliftes al8 der große Freund der weitlichen Demofratien im Hintergrund ftehen würde, Ein neuer Krieg 
würde weniger das Schickſal Englands und Frankreichs, als da8 der gefamten ivilifation aufs Spiel 
jegen. Alle vergangenen Sivilifationen, fo meinte er im Hinblick auf Deutichland, feien von kulturell 
minderwertigeren, zahlenmäßig aber ftarferen Völkern zerftört worden. 


Im Auftrag 
Bräuer 
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Nr. 233 
Der Deutfche Botschafter in Condon an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
fondon, den 5. Januar 1939 


Ich Habe den angeordneten Schritt erft Heute ausgeführt, um den bisher auf Meihnachtsurlaub 
abweienden Lord Halifax perfönlich fprechen zu können. Ich habe ihärffte Verwahrung gegen die in dem 
Auffat von Wells im »News Chronicles ausgefprochenen ſchweren Beleidigungen des Führers und leitender 
Staatemänner Deutfchlands eingelegt und darauf hingewiefen, daß die Botſchaft in den legten Monaten 
leider in immer größerem Umfange derartige Befchwerden wegen Verunglimpfungen des Führers hatte 
vorbringen miiffen; ich führte Lord Halifax diefe Beſchwerden und ihren Anlaß vor Augen, indem ic) 
die einzelnen Fälle zitierte. Die ſchwerſte Beſchimpfung aber enthalte der Neujahrsauffak von Wells 
im »News Chronicle, dex weniger von der Abficht einer Kritik auszugehen ichiene, die Beleidigungen 
nicht feue, als lediglich zu dem Swed gefchrieben fchiene, eine Häufung von ſchweren Krantungen auf 
den Führer und Reichskanzler und auf deffen nächſte Mitarbeiter auszuſprechen. 

Es fei mir befannt, daß die Englifche Negierung die Möglichkeiten einer unmittelbaren Cinflubnahme 
auf die Vreffe als nicht gegeben ablehne und daß fie aud auf den Mangel an gefebliden Handhaben 
hinmweife. Ich hatte auch gefehen, daß die beiden Aufſätze von Wells nicht einmal vor einer herabiegen- 
den Rritif des englischen Königspaares haltmachten und dağ fie Chamberlain ſchwer beleidigten. 

Diefe Tatfachen aber könnten nichts an der Feftitellung ändern, dak die zahlreichen Schmähungen 
des deutfchen Staatsoberhauptes und die Unmöglichkeit einer entjprechenden Genugtuung das dent} che 
Nolfsempfinden fehwer verlegten und nadhteilige Folgen auf die engliſch-deutſchen Beziehungen haben 
müßten. Ich wollte daher erneut die Frage zur Erörterung ftellen, ob nicht wenigjtens für die Zukunft 
in irgendeiner Form Abhilfe geichaffen werden könnte. 

Ford Galifar erwiderte, dah er nicht anjtehe, den genannten Artikel, dev ihm befannt fei, als die 
empörendfte Schmähung des Führers zu kennzeichnen, die ex bisher in der Preſſe gelefen habe. Er wolle 
mir Saber aud) fein uneingefchränftes Bedauern über diefe Beleidigung des Führers ausfprechen und 
bate mich, diefes Bedauern der Deutichen Negierung zum Ausdruck zu bringen. E8 fet höchſt bedauerlich, 
daß in den (ester Monaten wieder zahlreiche Entaleifungen zu verzeichnen geweſen feien; eine Erklärung, 
wenn auch feine Entihuldigung dafür, fei in der Tatſache zu ſuchen, dab derartige Schmähartifel, wie 
3, B. auch der vorliegende, vorwiegend aus innerpolitiichen Gründen gejchrieben feien, um die Engliſche 
Regierung zu treffen. Auch die allgemeinpolitiſche gereizte Stimmung, die jetzt vorherrſche, ſei in 
Betracht zu ziehen. 

Ich erwiderte Lord Halifax, daß der bisherige Zuſtand nicht ſo fortdauern könne. Ich müſſe ernſtlich 
eriuchen, auf irgendeine Weiſe eine Beſſerung herbeizuführen, um unerfreuliche politische Folgerungen zu 
permeiden. 

Cord Halifax ftellte in Ausficht, daß er fein moglichjtes im Rahmen der ihm zur Verfügung ftehenden 
Einflußmöglichkeiten tun wolle, um in Zukunft folehe Beſchimpfungen des Führers zu unterbinden. 


Dirkjen 


Nr. 234 
Der Deutjche Botjchafter in Condon an das Auswärtige Amt 


Bericht 
London, den 9. Januar 1939 


Die Botſchaft des Prafidenten Roofevelt vom 4. Januar, in deren erften Teil ex gegen die autoritären 
Staaten polemifiert, Hat in der öffentlichen Meinung des Landes und in der Preſſe aller Partei- 
richtungen ungeteilte Suftimmung gefunden. Obwohl Roojevelt Deutſchland nicht genannt hat, unter- 
ftellen die hieſigen Zeitungen ohne weiteres, daß die Angriffe in erſter Linie an die Adreffe Deutichlands 
gerichtet waren. Man fann fih des Eindruds nicht erwehren, daß Hier mit quoßer Genugtuung ver 
yeichnet wird, dab von dem ftarfen Vetter jenfeits des Ozeans eine Sprache geführt worden ift, der man 
fic) manchmal felber bedienen möchte, ohne jedody hierzu bisher den reten Mut gefunden zu Haben 
Rat erklingt ein Unterton des Veifall8, daß Rooſevelt getreu dem Wort gehandelt habe: Eusland 
expects every American to do his duty.« = 

In Erkenntnis her Neaktion der britijdjen öffentlichen Meinung auf die Worte des Amerikanischen 
Tirafidenten hat Chamberlain die befannte zuftimmende Erklärung ausgegeben. Wie ich zuverläfſig 
erfahre, ift nicht — wie man vielleicht annehmen könnte — der Gedanke zu dieſem an und für fih unge: 
wöhnlichen Vorgeben im Foreign Office entitanden, fondern ſtammt vom Üremierminifter ſelbſt. Nor. 
faßt wurde die Erklärung allerdings in der Amerifaabteilung des Foreign Office, N: 
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Vornehmlich folgende Motive dürften Chamberlain zu diefem Vorgehen veranlaßt haben: Durch 
feine Zuftimmung zu. den von der Öffentlichen Meinung einheitlich gebilligten Ausführungen des Ameri- 
fanifdjen Präfidenten zeigte der Vremierminifter, dağ in weltanſchaulichen Dingen gwifden der eng- 
lichen öffentlihen Meinung und der des Vremierminifters eine Differenz nicht befteht, und daß er 
aud) dann nicht davor fcheut, in diefem Sinne Stellung zu nehmen, wenn dies auBenpolitijd als Dartei- 
ergreifung gegen die totalitären Staaten gewertet werden muß. Innerpolitiſch bat Chamberlain mit 
dieſer Aktion ganz ohne Frage feine Vofition geftärft. 

Darüber hinaus war die Erklärung Chamberlains ein Mittel, dex gegen das Miindener Abkommen 
nod) Immer moralifierenden ameritaniichen Öffentlichkeit zu zeigen, daß ev auch anders könnte. 


von Dirkfen 


ir. 235 


Anfprache des Führers beim Neujahrsempfang des Diplomatifden Korps, 
12. Januar 1939 


Herr Nuntius! 


Für die freundlichen Glüchwünfche, die Euere Exzellenz; mix namens des in Berlin affreditierten und 
hier verfammelten Diplomatifchen Korps aus Anlaß des Jahreswechiels zum Ausdrud gebracht Haben, 
danke ich Ihnen aufrichtiaft. 

> An Ihrer Anfprache haben Sie, Herr Nuntius, befonders de8 Tages der Zuſammenkunft der Ber- 
treter der vier Großmächte in München gedacht. Auch mir drängt fih beim Rückblick auf das ver- 
gangene Jahr die Erinnerung an diefes Ereignis in befonderer Weife auf. Die Deutfche Nation denkt 
in tiefer Dankbarkeit daran, daß Dag Jahr 1938 aud) für unfer Volk die Verwirklichung feines unab- 
dingbaren Rechts auf Selbftbeftimmung gebracht hat. Wenn diefes erreicht worden ift, ohne daß aud 
nur einen Tag der Frieden Europas unterbroden wurde, fo hat dabei in der Tat die Politik einer 
weifen Einficht dev Mächte, die in dem Münchener Whfommen ihren Ausdruck fand, einen bedeutiamen 
Anteil. ch habe bereits an anderer Stelle Gelegenheit genommen, aus Anlaß diefes Jahreswechſels dem 
Danf Ausdrud zu geben, den das Deutiche Volk den Staatsmännern gegenüber empfindet, die e8 im 
Jahre 1938 unternommen haben, mit Deutichland zufammen Wege zu einer friedliden Löſung der 
unauffdiebbaren Fragen zu fuden und zu finden. Daß e8 gelungen ift, zu dem von uns allen ge 
wünschten friedlichen Erfolg zu gelangen, verdanfen wir nicht nur dem FriedenSwillen und dem Ver- 
antwortungsbewußtfein der beteiligten Regierungen, fondern vor allem der Einficht, daß die in der 
geſchichtlichen Entwiclung und den natiirliden Bedürfniffen der Völker begründeten Notwendiafeiten 
früher oder Später anerfannt werden miiffen und nicht zum Nachteil eines einzelnen Volkes oder Staates 
abgelehnt oder gar mit Gewaltmitteln verbaut werden dürfen. Die beteiligten Mächte haben aus 
diefer Einficht die notwendigen Folgerungen für thre politifchen Entichließungen aezogen und damit 
wahrhaft dazu beigetragen, nicht nur den europäiſchen Frieden zu bewahren, fondern auch ein qe 
fünderes und glüclicheres Europa zu Schaffen. Diefer Vorgang berechtigt auch nah meiner Mher 
zeugung, darin timme ich mit Ihnen, Herr Nuntius, überein, zu der Hoffnung, daß e8 aud) in Qu 
funft der Cinficht der leitenden europaijden Staatsmänner gelingen wird, Europa jenen Frieden zu 
Ichenfen, der den natürlichen und Damit beredhtigten Snterefien der Wölfer im böchit möglichen Umfana 
gerecht wird. 

Die Glüchwünfche, die Euere Exzellenz für das Deutfche Reih und für mic perſönlich zum Ausdruck 
brachten, erwidere ich von Herzen. Sie gelten ebenfo fehr dem perfünlichen Wohlergehen aller bier 
vertretenen StaatSoberhaupter wie dem Glück und Gedeiben ihrer Lander. 


Nr. 236 
Der Deutfche Gefchäftsträger in Ankara an das Auswärtige Amt 
Bericht 
. Anfara, den 17. Januar 1939 


Der hieſige Britiiche Botichafter, Sir Perey L. Loraine, der feit dem 15. Februar 1934 in der Türkei 
affreditiert war, ift, wie die Preffe bereits gemeldet hat, zum Britifchen Botfchafter in Nom ernannt 
worden. Er wird in etwa 5 bis 6 Wochen Anfara verlaffen, um fih zunächit einige Zeit auf Reifen zu 
begeben, und im April feinen neuen Poften antreten. Zum Nachfolger Sir Pery Loraine’ ift der frühere 
Britiiche Botichafter in China Sir Hughes Montgomery Rnatchbull-Suaefien K. C. M. G. ernannt worden. 
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Sir Perey Loraine hat während feiner Hiefigen fünfjährigen Tätigkeit zweifellos eine hervorragende 
Rolle geipielt. Er hatte fih zum Siel gefegt, die türkiſche Politik feft an England zu binden. Aus der 
Erfenntnis heraus, dah hierzu eine enge wirtfchaftliche Quiammenarbeit unumgängliche Vorausſetzung 
fei, hat er zäh und beharrlich verfucht, Englands wirtidaftliden Einfluß in der Türfei auszubauen. 
Sir Verey Loraine hat geglaubt, daß dies auf die Dauer nur durch Zurückdrängung des deutichen wirt: 
ſchaftlichen Einfluffes möalich fei, und er hat fi) in der Tat alle Mühe gegeben, die beherrſchende wirt— 
Ichaftliche Stellung Deutfchlands in der Türkei zu unterminieren. 


Kroll 


Nr. 237 


Rundfunkanfprache des Britifchen Premierminijters Chamberlain, 23.3anuar 1939 


Auszug 
(Überfeßung) 


Heute abend möchte ic) Ihnen etwas über den Blan der Regierung über die Einführung eines frei- 
willigen nationalen Dienftes fagen und über das Handbuch, das Ihnen allen in der nächſten Woche 
ing Haus gebracht werden wird. 


Bevor ich hierüber fpreche, will id) mit ein paar Worten auf die Bedingungen eingehen, die und 
den Plan im Sntereffe dev Sicherheit unferes Landes notwendig erfdjeinen laffen. 


Der Plan foll uns für den Krieg bereit madhen. Das will niht fagen, daß ich glaube, daß Krieg 
fommt. Gie wiffen, id) habe alles aetan, was in meiner Macht fteht, um uns und aud) allen anderen 
den rieden zu erhalten. 


Wir in unferem Lande würden niemals einen Krieg beainnen, Aber wir finnten gezwungen 
werden, an einem von anderer Seite begonnenen Krieg teilzunehmen, oder wir fünnten felbft angeariffen 
werden, wenn die Negierung eines anderen Landes der Meinung fein folte, daß wir uns nicht wirkſam 
berteidiaen fünnten. 


Je befjer wir vorbereitet find, ung zu verteidigen und Angriffen zu widerftehen, um fo unwahrjcein- 
licher ift e8, daß ein Angreifer ein Abenteuer wagt, bei dem feine Gewinnchancen fo gering fein würden. 
Das ift meine erfte Feſtſtellung. 


Mein zweiter Punkt ift folgender: Ein moderner Krieg ift anders, als Kriege der Vergangenheit es 
waren. Die Entwidlung der YPuftitreitfräfte hat uns unfere alte infulare Sicherheit qenommen, und es 
würde jowohl bei uns al8 aud bei den Ländern des Kontinents die Zivilbevölferung ebenfo zu den Opfern 
eines Angriffs zählen wie Soldaten, Matrofen und Flieger. E8 ift fogar leicht möglich, daß die 
Qiviliften die eriten Opfer fein würden. 


Wenn wir deshalb unfere Sivilbevölferung in Kriegszeiten zu ſchützen wünschen, fo müflen wir die 
erforderliche Organifation in der Zeit des Friedens vorbereiten. Wir müffen darüber hinaus die Mit- 
glieder diefer Organifation fon im Frieden ausbilden, weil dazu feine Seit mehr bleibt, wenn der Krieg 
begonnen hat. 


Sie werden deshalb erkennen, dağ unfer Plan lediglich von allgemeiner Vorficht diftiert und für unfere 
Sicherheit genau fo notwendia ift wie Schladhtichiffe, Kanonen und Flugzeuge. Aber unfer neuer Plan 
bedeutet ebenfowenig wie die Bereitftellung diefer Waffen, daß der Krieg bald oder überhaupt fommen 
muß. 


Und nun will id) mid) dem Handbuch zuwenden, von dem id) hoffe, daß Sie alle e8 fehr forgfaltig 
[efen werden, wenn e8 erfdeint. Denn Sie alle gebt e8 an. 


E8 findet fic) in ihm eine Bejchreibung der verſchiedenen Dienſtarten, die im Intereſſe der Sicherheit 
oder Unterftiigung der Allgemeinheit im Falle eines Krieges notwendig fein würden, falls unfer Land in 
einen Krieg verwickelt würde. 


Das, was wir von denjenigen von Ihnen, die zum freiwilligen Dienft bereit find und nicht bereits 
Arbeiten verrichten, die für die Sicherheit des Landes notwendig find, was übrigens auch als Dienft 
an der Nation gilt, erbitten, ift, fic) für eine Art des vaterländiichen Dienftes zu entjcheiden und fofort 
mit der erforderlichen Ausbildung zu beginnen. ch überlaffe e8 jedem einzelnen von Ahnen, diefe ver- 
ichiedenen Dienftarten zu ftudieren und fih zu enticheiden, ob eine Dienftart darunter ift, die für ibn 
vaßt. Das Buch gibt Ihnen einfache und flare Auskunft über die einzelnen Aufgaben, und e8 ift nicht 
meine Abficht, jest diefe Aufgaben zu befchreiben. ..... 
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Nr. 238 
Der Deutſche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
London, den 25. Januar 1939 


Dremierminifter Chamberlain, den ich aeftern bei gejellfchaftlicher Veranftaltung traf, ausdrückte 
mir in längerer Unterredung feine Beforgnis über die gefpannte Lage in Europa. Ich erwiderte, daß 
id) angenommen hatte, feine Unterhaltung in Rom mit Muffolini würden ihn zum mindeftens hin- 
fiehtlich der friedlichen Abfichten Deutſchlands und Italiens berubigt haben. 


Chamberlain zujtimmte dem und hinwies auf die demnächſt hoffentlich bevorjtehende Ausjchaltung 
gefährlicher Reibunasfläche durch Beendigung Bürgerkriegs in Spanien, Er fam dann aber wieder 
auf feine pejfimiftiiche Beurteilung gegempärtiger europälfcher Lage zurück und meinte, daß es von 
ganz bejonderer Bedeutuna fein würde, wenn Führer und Reichskanzler demnächſt in berubigendem 
Sinne zu Weltlage Stellung nehmen fonnte. Ich machte den Dremierminifter darauf aufmerkſam, 
daß der Führer fic) jowohl in feiner Neujahrstundgebung wie in feiner Anſprache an Diplomatifches 
Korps bei Neujahrsempfang * in ausgeiprochen pofitivem Sinne geäußert und die Münchener Konferenz 
fowie die an ihr beteiligten Staatsnänner erwähnt hätte; leider fei diefe Kundgebung in engliſcher 
Preſſe faum beachtet worden, Chamberlain erwiderte lebhaft, daß die Kundgebungen bei den beteiligten 
amtlichen Stellen die gebührende Beachtung gefunden hätten. 


Ich hinwies Chamberlain zum Schluß darauf, daß für eine allgemeine Beruhigung eine entjprechende 
Haltung, ingbefondere auch der engliichen Preſſe erforderlich fei und erinnerte daran, daß gerade 
gejtern der Schriftiteller Wells im »News Chronicles feine unerbörten Beichimpfungen des Führers 
erneuert hatte” ~ Chamberlain bedauerte dieje Angriffe und zugab, dab aerade »News Chronicles das 
gefährlichite englifde Blatt fei. 


Dirkjen 


Nr. 239 
Der Deutſche Botjchafter in London an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
London, den 27. Januar 1939 


Hejtrige Rede Sir Samuel Hoare’s ift durd) die zahlveichen Gerüchte über einen angeblich bevor- 
ftehenden Krieg bedingt, denen die Regierung energijd) entgegenwirken will. Die britiiche Öffentlichkeit 
wird feit einigen Tagen durd) offenfichtlich aus amerikanischer und jüdischer Quelle ftammende Gerüchte 
beunrubiat, die von Mund zu Mund gehen und nur verhältnismäßig geringen Niederichlag in der 
Preſſe finden. ch vermute hinter diefen Gerüchten 


1. planmäßige amerifanifche Propaganda und 
2. ein groß angelegtes Börfenmandver a la baisse. 


Hoare’s Rede it weiterhin ein Quaeftandnis an die ftärfer werdenden Strömungen in der fonfer 
vativen Partei, die von der Negierung mehr Rückgrat gegenüber den totalitären Staaten und ein 
ſelbſtbewußteres Auftreten verlangen, da die bisherige mildere Tonart feinerlei Erfolge gezeitigt babe. 
ch weiß aus zuverläffiger Quelle, daß Chamberlain felbft von diefen Kreifen immer ſtärker unter 
Druck geſetzt wird. Sicher hatte die Regierung auch den Wunſch, mit ihrer ſelbſtbewußten Sprade 
der Propaganda für den national service einen wirfungsvollen Hinterarund zu geben. Chamberlain 
hat für morgen Abend eine politifche Rede angekündigt. 


Dirkſen 





* Bal. Nr. 235. 
** Bal, Nr. 233. 
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Nir. 240 


Rede des Britifchen Premierminifters Chamberlain in Birmingham, 
28. Januar 1939 


Auszug 


(Aberſetzung) 


ye ee Wir können nicht vergeffen, daß, wenn aud wenightens zwei dazu gehören, Frieden zu ſchließen, 
einer allein einen Krieg anfangen fann. Und folange wir nicht zu flaren Abmadungen gelangt find, 
durch die jede politifae Spannung befeitigt wird, müſſen wir uns in eine Stellung bringen, wo wir uns 
gegen Anariffe verteidigen können, feien e8 nun Anariffe qeqen unfer Land und Volk oder gegen die 
Grundſätze der Freiheit, mit denen unfer Dafein als Demofratie eng verbunden ift und die ung die 
höchiten Beariffe menschlichen Lebeng und menſchlicher Geifteshaltung zu umichließen ſcheinen. 


E8 ift zu diefem Swed für die Verteidigung und nicht für den Angriff, daß wir uns weiter der 
Aufgabe unferer Aufrüſtung mit nicht erlabmender Kraft und mit völliger Billigung des Landes 
widmen. 


— Ich kann jedoch nicht umhin, noch einmal mein Bedauern darüber feſtzuſtellen, daß es 
notwendig iſt, ſo viel Zeit und einen ſo gewaltigen Teil der Einkünfte des Landes für kriegsmäßige Vor— 
bereitungen ſtatt für jene mehr auf innerem Gebiet liegende Fragen aufzuwenden, die mich in das 
politiſche Leben geführt haben, wie die Volksgeſundheit, die Wohnungsverhältniſſe, die Verbeſſerung der 
äußeren Lebensbedingungen des Volkes, die Sorge für ſeine Erholung in der Freizeit und das Wohl— 
ergehen von Induſtrie und Landwirtſchaft. 





Keines dieſer Gebiete iſt vernachläſſigt worden. Es iſt aber ganz natürlich, daß ihre Entwicklung durch 
die Erforderniſſe der nationalen Sicherheit gehemmt und verlangſamt wurde. 


Wenn ich mir dieſe Dinge überlege, ſo erinnere ich mich an das Geſchick eines der Größten meiner 
Vorgänger, des jüngeren Pitt. Seine Intereſſen lagen in der Heimat, in der Wiederherſtellung der 
Finanzen und in imerpolitiſchen Reformen. Aber außenpolitiſche Ereigniſſe durchkreuzten diefe feine 
Beſtrebungen. Widerſtrebend und, nachdem er ſich lange gegen ſein Schickſal gewehrt hatte, wurde er in 
einen Krieg verwickelt, der ſich dann zu dem bis zu jenem Zeitpunkte größten unſerer Geſchichte entwickelt 
hat. Verbraucht durch den Kampf ſtarb er, bevor der Erfolg, zu dem er durch ſeine Entſchloſſenheit und 
ſeinen Mut ſoviel beigetragen hatte, unſere Bemühungen belohnte. 


Ich vertraue darauf, daß mein Los glücklicher ſein wird als das ſeine und daß wir unſer Ziel 
eines internationalen Friedens noch erreichen können. 


Unſere Haltung haben wir ſchon fo oft klargeſtellt, dağ über fie fein Mißverſtändnis beſtehen fann. 
Ich bin der Anſicht, daß es nun für andere an der Zeit iſt, ihren Beitrag zu leiſten für ein Ergebnis, 
das alle mit Wohltaten überſchütten würde. Die Luft ift heutzutage voll von Gerüchten und Ver- 
dächtigungen, die man gar nicht beftehen laffen follte, Der Friede vermag ja nur durch eine Heraus- 
forderung in Gefahr gebracht werden, wie fie der Präſident der Vereinigten Staaten in feiner Neujahre- f 
botihaft im Auge hatte, nämlid den Aniprud auf Weltherrichaft durch Gewalt. Einem joldjen 
Anſpruch miiffen fih die Demofratien unweigerlich entgegenftellen, wie dies der Präſident angedeutet 
Hat und wie ich e8 felbjt auch bereits erflart habe. . 


Nr. 241 
Rede des Führers vor dem Deufjchen Reichstag, 30. Januar 1939 
Auszug . 


.. . . . In gewiſſen Demofratien gehört es anfdeinend zu den bejonderen Vorredyten des politiſch— 
demokratiſchen Lebeng, den Haß gegen die ſogenannten totalitären Staaten künſtlich zu züchten, Ò. h. durch 
eine Flut teils entitellender, teils überhaupt fret erfundener Berichte die öffentliche Meinung gegen 
Völker zu erregen, die den anderen Völkern nichts zuleide getan Hatten und ihnen aud nichts zuleide 
tun wollen, die höchſtens felber jabrzehntelana von ſchwerem Unrecht bedrücdt wurden. | 
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Wenn wir ung nun gegen folche Kriegsapoftel, wie Herrn Duff Cooper, Mifter Eden, Churchill oder 
Mifter Ickes ufw. zur Wehr ſetzen, dann wird dies als ein Eingriff in die heiligen Nechte der Demofratien 
—— Nach den Auffaſſungen dieſer Herren haben wohl ſie das Recht, andere Völker und ihre 

ührungen anzugreifen, aber niemand hat das Recht, ſich deſſen zu erwehren. 


Ich brauche Ihnen nicht zu verſichern, daß, ſolange das Deutſche Reich ein ſouveräner Staat iſt, 
ſich die Staatsführung nicht durch einen englijden oder amerifanischen Volitifer verbieten laffen wird, 
auf ſolche Angriffe zu antworten. Daß wir aber ein rigen Staat bleiben, dafür werden für alle 
— die Waffen ſorgen, die wir ſchmieden, und dafür ſorgen wir auch durch die Wahl unſerer 

reunde. 


An ſich könnte man die Behauptung, daß Deutſchland beabſichtige, Amerika anzufallen, mit einem 
einzigen Lachen abtun, und die fortgefetzte Hetzkampagne gewiſſer britiſcher Kriegsapoſtel wollte man 
am liebſten ſchweigend übergeben; allein wir dürfen folgendes nicht außer acht lafjen. Erſtens: Es handelt 
In hier in diefen Demofratien um Staaten, deren politijche Konftruktion e8 ermöglicht, daß fchon wenige 
—— ſpäter die ſchlimmſten Kriegshetzer die Führung der Regierung ſelber in ihren Händen halten 
önnen. 


Zweitens: Wir ſind es deshalb der Sicherheit des Reiches ſchuldig, das deutſche Volk ſchon beizeiten über 
dieſe Männer aufzuklären. Da das deutfche Volk keinen Haß gegen England, Amerika oder Frankreich 
empfindet, ſondern ſeine Ruhe und ſeinen Frieden will, diefe Völker aber von ihren jüdiſchen oder 
nichtjüdiſchen Hegern fortgejegt gegen Deutichland und das deutjche Volk aufgeputicht werden, würde 
ja im Galle eines Gelingens der Abfichten Diejer Kriegsbefürworter unfer eigenes Volk in eine piycho» 
logifd) überhaupt nicht vorbereitete und deshalb ihm unerklärliche Situation geraten, 


Sch halte e8 daher für notwendig, daß von jest ab in unjerer Propaganda und in unferer Brefie 
die Angriffe ſtets beantwortet und vor allem dem deutjchen Volk zur Kenntnis gebracht werden, E8 





N muß wiſſen, wer die Männer find, die unter allen Umftänden einen Krieg vom Qaune brechen wollen. 
= Ich bin dabei der Überzeugung, daß die Rechnung dieſer Elemente eine faljche ift; denn wenn erft 
f die nationaljozialiftifche Propaganda zur Antwort übergehen wird, werden wir ebenfo erfolgreich 

fein, wie wir im inneren Deutichland Jelbft durch die zwingende Gewalt unserer Propaganda den 


jüdiichen Weltfeind zu Boden geworfen haben. Die Völker werden in furzer Seit erfennen, daß das 
nationalfozialiftiiche Deutjchland keine Feindfchaft mit anderen Völkern will, daß alle die Behauptungen 
über Angriffsabfichten unferes Volkes auf fremde Völker entweder aus franthafter Hyfterie geborene oder 
aus der perjönlichen Selbfterhaltungsfucht einzelner Volititer entitandene Lügen find, daß diefe Lügen 
aber in gewiffen Staaten gewiffenlofen Gefchäftemachern zur Retung ihrer Finanzen dienen follen, daß 
vor allem das internationale Judentum damit eine Befriedigung feiner Rachſucht und Profitgier erreichen 
zu hoffen mag, daß fie aber die ungeheuerlichfte Verleumdung darftellen, die man einem großen und fried- 
liebenden Volk antun Famn. 
— Das nationalſozialiſtiſche Deutſchland und das faſchiſtiſche Italien ſind ſtark genug, um gegen 
jedermann den Frieden zu ſichern oder einen von unverantwortlichen Kräften leichtfertig vom Zaun ge- 
% brochenen Konflikt entfchloffen und erfolgreich zu beenden! 


u Das bedeutet num nicht, daß wir Deutfche — wie e8 in einer verantwortungslojen Preffe jeden Tag 
geichrieben fteht — einen Krieg wünfchen, fondern e8 bedeutet nur, dağ wir 
BY 1. da8 Verſtändnis dafür haben, daß fich auch andere Völker ihren Anteil an den Gütern der Welt 


ſichern wollen, der ihnen fraft ihrer Zahl, ihres Mutes und ihres Wertes zufommt, und daß wir 


2. in Anerkennung diefer Rechte entſchloſſen find, gemeinfame Intereffen auch gemeinfam zu ver 
treten. Bor allem aber, daß wir vor erprefferifchen Drohungen unter feinen Umftänden jemals 
zurüdweichen werden! 

NR Deutjchland hat gegen England und Frankreich feine territorialen Forderungen außer der nach 

Rückgabe unferer Kolonien. 

So jehr eine Lifung diefer Frage zur Beruhigung der Welt beitragen würde, fo wenig handelt eg fich 
dabei um ‘Probleme, die allein eine kriegeriſche Auseinanderfeßung bedingen fünnten, Wenn überhaupt 
heute in Europa Spannungen beftehen, fo ift dies in erfter Linie dem unverantwortlichen Treiben einer 
gewiffentofen Preſſe zuzufchreiben, die faum einen Tag vergehen läßt, ohne durch ebenfo dumme wie 
verlogene Wlarmnadrichten die Menfchheit in Unruhe zu verjegen. Was fidh bier verichiedene Organe 
an Weltbrunnenvergiftung erlauben, fann nur als friminelles Verbrechen gewertet werden. In letter 
Seit wird verfucht, auch den Rundfunk in den Dienft diefer internationalen Hebe zu stellen. 

Denn welche Intereſſengegenſätze beftehen 3.8. zwijchen England und Deutichland? Ach habe 





mehr als oft genug erklärt, daß e8 feinen Deutichen und vor allem keinen Nationalf ozialiften gibt, der auch 
nur in Gedanten die Abficht befäße, dem englifchen Weltreih Schwierigfeiten bereiten zu wollen, Und 
wir vernehmen aud) aus England Stimmen vernünftig und ruhig denfender Menjchen, die die gleiche 
Cinftellung Deutichland gegenüber zum Ausdrud bringen, E8 würde ein Glück jein für die ganze 
Welt, wenn die beiden Völker zu einer vertrauensvollen Qufammenarbeit gelangen könnten. Das gleiche 
gilt für unfer Verhältnis zu Frankreich ....... 








1) 
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ir. 232 
Rede des Britifchen Premierminijters Chamberlain in Blackburn, 
22. Sebruar 1939 
Auszug 
(Überjegung) 
— Zu einer Zeit, wo ungeheure Rüſtungen von allen Seiten aufgetürmt werden, kann man ſich 


einer gewiſſen Sorge nicht erwehren, ob nicht ein vielleicht an ſich geringfügiger Zwiſchenfall die 
Maſchinerie in Bewegung fegt, die diefe Rüſtungen zur Anwendung bringen würde. Wir find uns 
bewußt, daß bei Eintritt diefes gefürchteten Ereigniſſes feiner von ung oder von denen, die uns am 
teueriten find, feinen Folgen entgehen könnte. Unter diefen Umftänden feinen mir nur Menfchen, die 
völlig rückſichtslos, unverantwortlid oder unwiſſend find, den Wunſch haben zu fünnen, daß die jebige 
Regierung irgendeine andere Volitit verfolgen follte, als wie wir fie für uns fejtgelegt haben, eine 
Volitif des Friedens durch Stärke, die teine Gelegenheit vorübergehen laffen wird, um Verdadtigungen 
und feindfelige Einftellungen zu befeitigen, gleichzeitig aber feft und entſchloſſen mit Hilfe unferer 
Freunde innerhalb und außerhalb unjeres Reiches eine jo furdythare Macht aufbauen wird, daß unjere 
Rechte und Freiheiten jedem gegenüber ducchgefegt werden fonnen, der unbejonnen genug fein follte, fid 
an ihnen zu vergreifen. 


Mährend der legten zwei Tage haben wir im Unterhaus die Fortſchritte unjerer Aufrüftung er- 
örtert. Die Zahlen find in der Tat überwältigend. Vielleicht find fie fo gewaltig, dab da8 Bolf fie gar 
nicht mehr zu faffen vermag. Ich muß aber dod) verfuchen, Ihnen einen Begriff von der Größe und dem 
Tempo unferer Aufrüftung zu geben, wie fie fih an den Koften ermeſſen laffen. 


Während in den erften fünf Jahren der Nationalen Negierung, nämlid) von 1931 bis 1935, der 
durchichnittliche Aufwand für die Verteidigung des Landes 114 Millionen Pfund betrug, beliefen fih 
die entiprechenden Ausgaben im Jahre 1936 auf 186 Millionen fund, 1937 auf 265 Millionen Dfund, 
1938 betrugen nad) dem Voranfchlag die Ausgaben bereits 406 Millionen Pfund, und der Voranſchlag 
für das nächte Finanzjahr, der aud) die Ausgaben für die Zivilverteidigung umfaßt, ift bereits auf 
580 Millionen Vfund hinaufgefchnellt. Niemand beflagt mehr als ic) die Notwendigkeit für diefe Aus: 
gaben, und dod) haben Sie Redt, ihnen Beifall zu fpenden; denn Sie fünnen einen tröftlichen Schluß 
oder auch deren zwei aus diefen ungeheuren Ziffern ziehen, einen Schluß, der jedenfalls dem vecht wenig 
erfreulichen Vorgang der Bezahlung diefer Rechnung gegenübergeftellt werden fann. 


Zunächſt können Sie fih felbft davon überzeugen, dağ die Gründe für alle Bejorgniffe, die etwa 
früher wegen einer zu langſamen Serftellung von Nüftungsmaterial beftanden haben mögen, ſchnell 
überwunden werden. Schiffe, Kanonen, Flugzeuge und Munition fließen jest aus unferen Werften und 
Fabrifen in einem Strom, der dauernd im Anſchwellen begriffen ift. Jedenfalls hat fic) die Lage in 
diefer Sinficht, felbft verglichen mit der vor einigen Monaten, außerordentlich verbeilert....... 


Laſſen Sie mid) jest zurückkommen auf die Voranjchläge für die Verteidigungsfoften und zu dem 
etwas tröftlicheren Schluß, der daraus gezogen werden kann. Ich habe bereits auf die Bedeutung diefer 
Noranfchläge hingewieſen, alS ic) den Kortihritt in unferem Rüftungsprogramm darlegte. In zweiter 
inie aber werden diefe ungeheuren Qablen dazu dienen, uns allen die gewaltige Größe unferer finan- 
siellen Hilfsquellen Elarzumachen, die uns in den Stand fegen, diefe Riefenfummen nicht nur aufzubringen, 
jondern ihre Verausgabung olme merkliche VBeeinträchtigung des Vertrauens ing Auge zu fallen, das ja 
die Grundlage für unferen Kredit ift. 


Und wenn wir bedenten, daß das, was wir jest planen, allein den Anftvengungen unferes Landes 
entftammt, ohne daß, was nötigenfalls geſchehen fünnte, die großen Dominions oder unjere Berbiindeten 
und Freunde außerhalb bes britiichen Reiches etwas dazu beitragen, fo fonnen wir, um unferen 
Shakeſpeare zu zitieren, wohl die Gewifheit haben, 


Und steht die aanze Welt in Waffen gegen uns: 
Wir Schlagen fiel« 








| 





| 
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ir. 243 
Der Deutſche Votfchafter in London an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
London, den 24. Februar 1939 


_ 1. Bor meiner Abreife hatte id) mit Lord Halifax über allgemeine Lage eingehende Unterhaltung, 
über die mündlichen Bericht vorbehalte. Halifax erwähnte die verfchiedenen ſchwebenden deutich-eng- 
lichen Wirtichaftsbefprechungen, die durch Befuch Afhton-Gwatfins und Stanleys hoffentlich weiter 
gefördert werden würden. 


2. Id hinwies auf die in hiefiger Öffentlichkeit Herrfdjende und durch Propaganda vermehrte 
nervoje Unruhe, die fih nad) Führerrede nur zeitweife beruhigt hatte. Diefe Stimmung fei abträglid) 
für beiderjeitige Beziehungen. 


Halifax gab Nervofitdt während Januar zu, glaubte aber nicht, daß neue Welle der Beunruhigung 
Öffentlichkeit nach Führerrede erfaßt habe, 


3. Ich ſchilderte anjchließend, wie ftarf diefe allgemeine Stimmung auf die Lage in England lebender 
Reichsdeutſcher zurückwirke, denen felbft die Abhaltung von Veranftaltungen durch Verweigerung der 
Raumlichfeit erichwert werde. 


Dirkyen 


| ir. 244 
Der Deutfche Konjul in Genf an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Senf, den 24. Februar 1939 


Das Wolferbundjetretariat hat in diefen Tagen befanntgegeben, daß ſowohl die Engliſche wie die 
Franzöſiſche Regierung eine Note an das Volferbundfefretariat haben gelangen lafjen, wonach beide 
Regierungen nach dem am 16, Auguft 1939 ablaufenden Termin der Generalafte für weitere fünf Jahre 
ſich an dieſe Konvention für gebunden erklären. Diefe Verbindlichkeitserflärung der Englischen und 
Franzöſiſchen Regierung it jedoch nur mit einer jehr bemerkenswerten Neferve gemacht worden, die 
folgenden Wortlaut bat: 


»Désormais ladite adhésion ne s'étendra pas aux différends relatifs à des événements 
qui viendraient à se produire au cours d'une guerre dans laquelle il serait impliqué. « 


Diefe von englifcher und franzöſiſcher Seite vorgenommene Einfchränfung de8 Anwendungsgebiets 
der Generalafte ift bezeichnenderweife von der englifchen und franzöfiichen Preſſe in feiner Weiſe Her- 
vorgehoben und aud) in der übrigen internationalen Dreffe nur kurz erwähnt worden. m der 
deutfchen Preſſe hat man diefen Vorgang hauptſächlich dahin interpretiert, daß felbft England und 
Frankreich nunmehr von den Methoden der Genfer nftitution abrücdten und die Anwendung des 
Schiedsverfahrens für ein Gebiet wichtiger internationaler Streitfälle einfchränften. 


Die Hauptbedeutung der englifch-Franzöfifchen Nejerve bezüglich der Anwendung der Generalafte ift 
jedoch darin zu fehen, daß beide Regierungen fid für den Kriegsfall gegenüber den Neutralen völlig 
Freie Hand fihern wollen und ſämtliche Streitfälle, die fih auf Grund des Neutralitatsredts und ing- 
befondere des Seekriegsrechts ergeben fünnten, dem Schiedsgerichtsverfahren entziehen. Dieſe Haltung 
der Engliſchen und Rranzöfifchen Regierung fann aud als Maßnahme gegen das Abrüden der Neu- 
tralen von der Sanftionspolitif angefeben werden und dürfte auf jeden Fall die Stellung der Neutralen 
im Rriegsfall außerordentlich Schwächen. 


Unter den Fachleuten der Genfer Delegationen ift man fid allerdings über Die folgenſchwere Bedeu— 
tung der engliſch-franzöſiſchen Reſerve gegenüber der Generalakte völlig im klaren. Ein Delegierter eines 
neutralen Staates hat mir z. B. feine ernſten Beſorgniſſe über dieſe offenbar von England ausgehende 
»striegsvorbereitungsmaßnabme« ausgefprodhen, die ihn fofort an Die ablehnende Haltung der Enq 
liſchen Negierung vor dem Weltfrieq erinnert habe, Streitfälle über dag Priſenrecht mit neutralen 
Staaten einem internationalen Priſengerichtshof zu unterbreiten. Gleichzeitig wies mein Geſprächs 
partner auch beiſpielsweiſe auf die außerordentliche Bedeutung der engliſch-franzöſiſchen Reſerve für 
diejenigen Mittelmeerſtaaten hin, die bei einer kriegeriſchen Verwicklung in dieſem Gebiet neutral bleiben 
wollten. 


Krauel 
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Nr. 245 
Der Deutfche Gefandte in Seheran an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Teheran, den 4. März 1939 


Seit einigen Monaten ift hier eine zunehmende Aktivität der englijchen Politik feitzuftellen, die nicht 
zum wenigiten gegen Deutichland und unjere Pofition in van gerichtet ift. 


Noch vor Jahresfriſt war Hier von einer nad) außen in die Erſcheinung tretenden englichen Betäti— 
quna auf bolitiichem, wirtichaftlihem oder kulturpolitiſchem Gebiet nicht viel zu ſpüren. Auch der 
aufmerffame Beobachter mußte den Eindrud gewinnen, daß die englijche Außenpolitif, die in früheren 


Jahren gerade in diefem Seftor eine befonders rührige Tätigkeit entfaltet hatte, die weitere Entwid- 
luna der Dinge in dem ſchnell aufftrebenden Staatsweſen zwar aufmerfjam verfolgte, fic) aber im 
übrigen ftarfer Zurückhaltung befleißigte. Dieſe Zurüdhaltung erfuhr auch feine ſichtbare Änderung, 
als andere europäiſche Mächte, in erfter Linie Deutichland, anfingen, dem neuen Aran befonderes 
Intereſſe zuzuwenden und ihre Beziehungen zu diejem Lande, vor allem auf wirtichaftlichem Gebiet, zu 
feftiqen und auszubauen. Go nahm man e8 auh mit Gleihmut hin, daß Deutſchland als Lieferant 
und ala Abnehmer Arans binnen weniger Jahre vom fünften auf den zweiten Plak vorriidte und Eng- 
land, Dag noch 1936/37 den zweiten lat behauptet hatte, auf die vierte Stelle verwies. Selbft die Cin- 
richtung einer deutichen Cuftverbindung nad) dem Naben Often, die fich bis hart an die Grenze Indiens, 
nad Afghaniſtan, erftrectte und nad) dem urfpriingliden lan unter Berührung wichtiger engliſcher 
Antereffenfpharen in Sentralafien bis nad) China voraetrieben werden follte, begegnete auf englischer 
Seite anfänalich nur geringem Widerftand. Die Beziehungen zwiſchen der deutichen und der enalifchen 
Nertretung, ebenfo wie das Verhältnis zwiſchen den beiderfeitiqen Kolonien waren die denkbar herz 
lichiten und Sluferungen der Sympathie und Bewunderung für das neue Deutſchland aus engliſchen 
Kreiſen nicht ſelten. 


Eine ſtarke Abkühlung brachte dann zunächſt die Heimkehr Ofterreich ins Reich, die mit offenficht- 
licem Mißbehagen aufaenommen wurde, Während die Vertretungen anderer Lander ihrer Genug- 
tuung darüber Ausdrucd gaben, daß Volk fidh wieder zu Volf aefunden Hatte und eine ernfte Bedrohung 
des europäischen Friedens ohne Blutvergießen behoben werden fonnte, wurde von englifder Seite 
icharfe Kritif an den Methoden des deutſchen Vorgehens geübt und diefe in weite Rreife bis in maf- 
acbende Regicrunasftellen Hineingetragen. Die Löſung des judetendeutichen Vroblems, die Feuerprobe 
der Achſe Rerlin— Rom und der von aller Welt anerkannte aroße Erfolg der deutjchen Staatsfunft ala 
Ergebnis der Münchener Beſprechungen löfte in den biefigen englifchen Kreiſen eine direft feindfelige 
Stimmung genen Deutichland aus, die auch bei Gefprächen mit dem Perſonal der Gefandtichaft, vom 
Gefandten angefangen, bei aller Korrektheit in der Form, unverhohlen zum Ausdruck fam. 


Seither hat fidh die antideutiche Stimmung der biefigen englifchen Rreife noch erheblich verſtärkt. 
Die enalifche Vertretung und Kolonie entwiceln fi) zum Herd einer Kriegspſychoſe, die ihre Faden 
weit über das eigentliche Antereffengebiet hinaus fpinnt. Der gefamte Apparat dev üblichen Rüſtungs— 
Heke, wie er Heute in der englifden Preſſe, im Nundfunf, in öffentlichen Reden der MWortführer der 
Kriegspartei mit der Frontftellung gegen Deutfchland in die Erſcheinung tritt, findet in der Hiefigen 
enalifchen Vertretung und Kolonie fein getreues Spiegelbild. Wenn man in Gefpräcden mit Eng 
[ändern auf das Werwerfliche und Gefährliche diefer Methoden aufmerkſam macht, begeanet man ab- 
lehnendem Achſelzucken oder dem froftigen Hinweis, dağ das Wettrüften der Mölfer eines Tages zum 
Kriege führen müffe. Die Herren Eden, Churchill und Duff Coper find flix diefe Leute die eigentlichen 
Vertreter der enalifchen Nation und ihre künftigen Führer. 


Die Auswirkungen diefer offenfundig gegen Deutjchland gerichteten Stimmungsmade für unfere 
Arbeit und unfere Stellung in Wan find nicht zu unterſchätzen. Wenn es den bier zwar gefürchteten, 
aber keineswegs beliebten Enaländern auch nicht fo leicht gelingen wird, unsere alinitige Dofition auf 
wirtichatflichem und kulturpolitiſchem Gebiet ernftlich zu gefährden, fo erzielen fie doch mit der Schaffung 
einer Kriegspſychoſe in den mafgebenden iranischen Kreifen einen Zuſtand der Unfiderheit und Beſorgnis 
vor kommenden Dingen, der fih auf die Vereitwilligfeit dev Iraniſchn Regierung, fih mit uns in 
größere und länger befriftete wirtichaftliche oder verfehravolitiiche Unternehmungen einzulaffen, ftörend 
und hemmend auswirken fann. 


Auch auf mancherlei anderen Gebieten macht fich neuerdings eine ftärfere, qeqen uns aerichtete Aftivi- 
tät der Enaländer bemerkbar, So wird heute nicht nur jeder neue Vorſtoß dev deutfden Wirtichaft 
in Ivan mit Hilfe eines vorzüglich organifierten Nachrichtendienftes bik in alle Einzelheiten verfolgt und 
beſpitzelt, Sondern auch, wenn fidh die Möglichkeit dazu bietet, fabotiert. 


Gmend 
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Nr. 246 


Rede des Britiſchen Staatsfekretirs für Krieg Hore-Belifha im Unterhaus, 
8. März 1939 


Auszug 
(Aberſetzung) 


Ich bin mir bewußt, daß in dieſem Jahr das Haus am meiſten die Frage bewegen muß, in welchem 
Umfange wir vorbereitet fein ſollten, um im Falle eines Krieges mit unſeren Landſtreitkräften auf dem 
europätichen Kontinent Hilfe leiften zu fünnen ...... 

Aus den ftrateqiichen Referven im Vereinigten Königreich wird die Feldarmee aufgebaut, die jet 
\owohl aus regulären wie Territorialtwuppen befteht. Die legteren werden jekt, wie ich dem Haufe 
berichten fann, zufolge einer fürzlichen Entichließung der Regierung vorbereitet, ausgebildet und aus- 
gerüftet, um im Kriegsfalle auf einem europälfchen Krieasichauplag in Aktion zu treten. Suert möchte 
ich über die regulären Truppen berichten. Der neue Aufbau der Gnfanteriedivifionen und der Ein- 
heiten, aug denen fie befiehen, ift jet in dem Rahmen durchgeführt, wie ich ihn im vorigen Jahre 
umriffen babe, Alle Wehrdienftiweige wurden neu aufgebaut. Die Tabellen über dem Krieg dienende 
Einrichtungen und Wusriiftungen find fo aufgeftellt und berausgeacben worden, daß fie eine raſche 
Mobilifierung gemwäbrleiften. ES ift eine gewaltige Aufgabe gewefen, der fich die Armee mit diefer 
gründlichen Überholung unterzogen hat, und e8 ift mir von feiten des Generalftabs aefagt worden, daß 
die Anderungen, die bier in einem Jahr durchgeführt worden find, in normalen Zeiten viele Jahre in 
Anfpruch genommen haben würden ...... 


Gs jcheint mir zweckmäßig, Angaben über den Umfang der Streitfräfte der Feldarmee zu maden. 
Ihre Gefamtheit oder ein Teil derfelben wird natürlich eingefeßt werden, je nachdem es die Zukunft 
erfordern Sollte. Die Größe des Apparats, den wir aufzubauen im Begriffe find, ergibt fih wie folgt: 
Nequläre Armee: 4 Gnfanteriedivifionen und 2 Danzerdivifionen; Territorialarmee: 9 Infanterie 
divifionen, 3 motorifierte Divifionen und 1 Danzerdivifion. Außerdem haben wir 2 Territorial- 
Ravallerie-Brigaden und eine Anzahl von nicht in Brigaden eingeteilten Einheiten. Insgeſamt maen 
die regulären und Territorialtruppen mehr al8 19 Divifionen aus. Herr Haldane hatte eine Feldarmee 
von nur 6 regulären Divifionen und 1 Kavalleriedivifion vorgejehen. Er hatte die Territorialtruppen 
nicht für einen europdifchen Krieg ausgerüftet. Unjere Territorialarmee wird aber die entjprechende 
Ausrüſtung Haben ...... 


Ich fpreche Hier lediglich von der Feldarmee, die aus unjeven eigenen firateqifden Referven im Lande 
gebildet worden ift. Herrin Haldane war die Aufitellung feiner geldarmee nur dadurch möglid), daß 
ex Truppen der Heimatverteidigung der Territorialarmee übertrug. Wir hingegen haben diefe Heimat- 
verteidiqung einer neuen Armee übertragen, die id) Luftabwehr- und Küftenverteidigungsarmee genannt 
babe und die 7 Divifionen umfaffen wird. Gie foll Einfälle von der See her oder aus der Luft 
abwebren. Andere Einheiten in der Heimat, und zwar reguläre und Hilfstruppen, follen der Bevölke— 
rung für den Fall von Luftangviffen Veiftand leiften ..... 


Mein jehr ehrenwerter Freund der Premierminifter hat am 13. Dezember 1935" eine Erklärung 
abgegeben und am 11. Februar diefes Jahres ** bekräftigt, die feinen Zweifel über die Haltung auf- 
fommen läßt, die Großbritannien in gewiffen Eventualfällen einnehmen würde, Bei der lesteren 
Gelegenheit fagte er: »er fühle fih verpflichtet, Harzuftellen, daß die Solidarität der nterefjen, durd 
die Frankreich und diefeS Land verbunden feien, von der Art fet, daß jede Bedrohung der Lebeng- 
intereffen Frankreichs, von welcher Seite fie aud) kommen möge, den fofortigen Beiftand unferes Landes 
nach fich ziehen müſſe« ...... 


Diefe Erklärung über die Gemeinfaméeit unferer ntereffen mit Frankreich ift von größerer Bedeu- 
tung als jedwede frühere Erklärung. Sie legt uns die Verpflichtung auf, Pläne und Vorbereitungen 
fix die Verwendung unferer Feldftreitkräfte in gewiſſen Fallen auszuarbeiten. Belprechungen zwijchen 
uns und Franfreic haben uns in diefer Hinficht war nicht gebunden, aber wenn man vorfichtig ift, muğ 
man für alle Möglichkeiten gewappnet fein. Sollten wir in einen Krieg verwickelt werden, jo wird 
unfer Beitrag und die Art und Weife, wie wir ihn am beiten leiften finnen, weder mit balbem Herzen 
noch unter Zugrundelegung irgendeiner Theorie der befehränften Haftung gegeben werden ...... 


* Am 13. Dezember 1938 hatte der Britifche Premierminifter Chamberlain in einer Rede vor der Bereiniauna ausländijcher 
\ournaliften in Condon erflärt, die Beziehungen Enalands zu Frankreich feien fo eng, daß fie über bloße vertragliche Ber 
pflichtungen hinausgingen, da fie auf einer dentität der nterefien berubten. 


** Gemeint ift wohl die Unterhauserflärung des Britifchen Premierminifiers Chamberlain vom 6. Februar 1939; val. 
Nr. 267. 
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Nr. 247 
Der Deutſche Botſchafter in London an das Auswärtige Amt 
Bericht 


London, den 18. März 1939 


Bei meinem heutigen Proteft gegen Beihimpfung des Führers durch den Abgeordneten Duff Cooper 
babe ich Lord Halifax gegenüber folgendes ausgeführt: 

Ich hatte wiederholt über ſchwere Verunglimpfungen des Führers Klage führen müſſen, diefe 
Veleidiqungen feien in der Preſſe ausgeiprochen geweſen, und man habe mir daraufhin geantwortet, 
dak die Britifche Regierung diefe Ausfälle zwar bedauert und in Ausficht geftellt habe, ihren Einfluß 
auf die Preſſe geltend maden zu wollen; da diefer Einfluß aber befehrantt fei und die geſetzlichen 
Handhaben zum Vorgehen gegen die Preſſeorgane fehlten, fei eine wirkſame Abftellung nicht möglich. 
ch wolle daher auf verjchiedene ſchwere Beleidigungen des Führers, die in den legten Tagen in der 
Preſſe wiedergegeben feien, nur binmeifen. 

Bei Duff Cooper aber liege diefer Fall anders. Hier habe ein englifcher Abgeordneter in einer 
Sisung des Unterhaufes den Führer in gemeinfter Weife beichimpft, ohne daß der Speaker einge- 
Ichritten fei und obne daß ein Mitglied der Regierung diefe Sprache zurückgewieſen Hätte. E8 fei mir 
befannt, dab das Unterhaus feine Sefchäftsordnung wie andere Varlamente habe, fondern nad) Gemohn- 
beitarecht geleitet werde. Ich müſſe aber darauf hinweiſen, daß laut einer Seitunganotiz das befannte 
jtaarsrechtliche Werf von Erjfine May e8 ala üblich bezeichne, daß abfällige Bemerkungen über fremde 
Staatsoberbäupter nicht ausgeſprochen werden follten. 

Lord Halifar erwiderte hierauf, was den Abgeordneten Cooper angebe, fo fei diefer vom Führer eben- 
fall& anacariffen und als Kriegstreiber bezeichnet worden. E8 fei Daher wohl verftandlich, daß eine Reaftion 
feitens des Angeariffenen erfolge. Für die Mitglieder der Negierung fei e8 nad) den aeltenden Gepflogen- 
heiten nicht möglich geweſen, einzugreifen und derartige Angriffe zurücdzumeilen; der Speaker fet 
autonom in feinen Befuqniffen und fonne feine Weifungen binfichtlich feiner Geihäftsführung erhalten. 

Ich fragte hierauf Halifax, ob die Britiſche Regierung jest auf dem Standpunkt ftehe, daß fremde 
Staatsoberbäupter aewıllermaßen vogelfret feien. 

Der Außenminifter erwiderte, das habe er damit nicht fagen wollen. 

ch mies Lord Halifax darauf hin, daß eine Gleichjtellung des Führers mit Duff Cooper wegen 
ihrer durchaus verfchiedenen Stellungen nicht möglich fet. Außerdem habe der Führer Duff Cooper 
niemals beichimpft, fondern ihm nur den zutreffenden Vorwurf gemacht, daß die von Cooper befolate 
Politif zum Kriege führen miiffe. Da Cooper das Kabinett mit der Begründung verlalien habe, daß er 
die Friedenserbaltende Volitif Chamberlain’ nicht mitmachen fünne, fo hätten die Angriffe des Führers 
nur eine Darftellung eines vorhandenen Tatbeitandes enthalten. 

Vd) qab meinem Befremden darüber Wusdrucf, daß Lord Halifax nidt in der Lage fei, mir eine 
befriedigende Erflärung abzugeben; gerade England Eönne fih über unfere Haltung gegenüber der 
Hereinziehbung de8 StaatSoberhauptes in die Tagesprefje nicht beflagen. Dies eraebe fidh aus der 
Diskretion unferer Preſſe während der Abdankung des früheren Könige. Nicht einmal die leitenden 
Staatsmänner der jebigen oder einer vorherigen Negierung feien von amtlichen Perfonlichfeiten 
angeariffen oder gar befchimpft worden. 

Lord Halifax mußte dies zugeben. Er erklärte, daß er dem Premierminifter Bericht erftatten werde. 

Ich erwiderte, daß id) meiner Regierung ebenfalls einen Bericht über den Verlauf der Unterredung 
erftatten würde, 


von Dirkfen 


Nr. 248 


Erklärung des Britifchen Premierminijters Chamberlain im Unterhaus, 
29. März 1939 


Auszug 
(Überfegung) 


TIRT Das Haus wird fih erinnern, daß id) in einer fürzlichen Erklärung angekündigt habe, dab 
jede Seite unferes nationalen Lebeng einſchließlich des nationalen Verteidigungsprogramms überprüft 
werden würde, Gn Verfolg diefer Überprüfung bat die Regierung Seiner Majeität den Eindruck 
gewonnen, daß das Bedürfnis vorhanden ift, nod) umfaffender von dem Willen zum freiwilligen Dienft 
Gebraud zu machen, der fih im ganzen Land befundet; insbefondere glaubt fie nicht geitatten zu 
fünnen, daß diejenigen, die als Refruten in die Territorialarınee eintreten möchten, zurückgewieſen 
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werden, weil die Einheiten, an die fie fid) wenden, fon einen Beſtand über ihre Sollſtärke hinaus 
haben. Sie hat infolgedefjen die Lage geprüft und ift zu den folgenden Beichlüffen gefommen: 
I. Die territoriale Feldarmee, die jegt eine Friedensftärke von 130 000 Mann Hat, wird fofort auf 
Kriegsſtärke gebracht, was einen Zuwachs von etwa 40 000 Mann gegenüber der vorgenannten 
O ore S 
Zahl bedeutet, 
Il. Die fo auf Kriegsitärte gebrachte territoriale Feldarmee wird verdoppelt und wird fo eine Stärke 
von 340 000 Mann aufweilen. ..... 

Mr. Bellenger: Wird diefe Vermehrung irgendeine Änderung in den Plänen bringen, die 
fürzlid) von dem Staatsfekretär für Krieg hinfichtlich der Anzahl der Divifionen umriſſen worden find *, 
die erforderlichenfalls als überſeeiſche Streitfrafte in Bereitichaft zu halten find?« 

Der Premiermini fter: »Die von mir gemachte Ankündigung bringt e8 mit fic), daß eine 
doppelte Anzahl von Divifionen rechtzeitig zur Verfügung ftehen wird.« 


ir. 249 


Der Deutſche Gefchäftsträger in London an das Auswärtige Amt 
Bericht 
London, den 6. April 1939 

Anläßlich einer Filmvorführung an Bord des britifchen Flugzeugmutterſchiffes »Ark Royale am 
Abend des 4. April D. J. fagte der Erfte Lord der Admiralität, Carl Stanhope, auf eine Reihe leerer 
Sige Jimweifend: »Kurz bevor ich die Admiralität verlieh, war e8 nötig, Befehle zu geben, die Luft- 
abwehrgeſchütze der Kriegsmarine zu bemannen, und dies erklärt die leeren Site.« Späterhin erklärte 
Lord Stanhope einem Berichteritatter, dab die Flotte alle Vorkehrungen treffe und ſtets bereit fei. 

Auf Verantaffung der Admiralität wurde eine fogenannte »D«-Notiz ausgegeben, die befagte, dah e8 
nicht 'm nationalen Sntereffe wäre, wenn die Rede Lord Stanhoves veröffentlicht würde. Die Rede 
Ford Stanhopes wurde dann nur von einem Teil der Morgenpreffe in fenfationeller Aufmachung 
aebracht. »Times« und »Daily Telegraph« enthielten fich jeder Bezugnahme. 

Die Bemerkungen de3 Erſten Lords der Admiralität haben ſowohl im Unterhaus als auch in den 
Redaktionen ſtarkes Aufſehen hervorgerufen. Lord Stanhope foll angeblich dem Vremierminifter feinen 
Rücktritt angeboten haben, der jedoch nicht angenommen worden fei. 

In der Unterhausfigung vom 5.d. M. fragte daraufhin der Stellvertretende Führer der Oppofition, 
Abgeordneter Greenwood, den Premierminifter, ob er eine Erklärung zu dem offiziellen Erſuchen der 
Regierung abgeben könne, die Drefje möge die von Lord Stanhope in feiner Rede erwähnten Anweifungen 
der Admiralität nicht veröffentlichen. 

Der Dremierminifter wies darauf hin, daß die Rede anläßlich einer Qufammentunft wegen der 
Organifation von Filmvorführungen auf Kriegsichiifen gehalten worden fei. Lord Stanhope habe 
unverbereitet (unpremeditated) gefprodjen. Er habe darauf hingewiefen, daß die Teilnehmer an der 
Veranftaltung nicht vollzählig waren, da eine Reihe von ihnen an Bord ihrer eigenen Schiffe zurüd- 
gehalten worden feien. Gie lägen in Vereitidaft, die Gefüge zu bemannen, was in Spannungszeiten 
eine Normalmafnahme fei. Die Aömiralität habe feine anderen Befehle ausgegeben, als daß diefe bung 
auch felbft bei einer fo beionderen Gelegenheit nicht geändert werden folle. 

Der Tiremierminifter fügte hinzu, daß er die Preſſe Habe bitten laffen, die Rede des Erften Corda 
der Adimiralität nicht zu veröffentlichen oder, wenn es geſchehe, ihr feine befondere Bedeutung zuzu- 
reiben. Seine Bemühungen, dem Bublitum eine unnüße Aufregung zu eriparen, feien erfolglos 
ewefen. Doc habe der Vorfall die ftete Bereitichaft der Flotte bewiejen. Lord Stanhope habe ihm 
gegenüber fein Bedauern zum Uusdrud gebracht, daß feine Worte, die fiherlich nicht glücklich gewählt 
worden wären, fo ftarf kommentiert worden feien. Er, der Vremierminifier, alaube jedoch nicht, dah 
ein Vorfall diefer Art die Eignung Lord Stanhopes als Leiter der Admiralität berühre. 

Mit diefer Erflärung bat der Qwifdenfall zunächft feine Erledigung aefunden. 

Die Verordnung der Admiralität läßt fic) nur mit der Unmenge der bier fürzlich furfierenden Gerüchte 
and Senfationsmeldungen und der bierdurd) ausgelöften Ubernervofitat erklären. Erftaunlich ift jedoch, 
dağ ſolche Bemerkungen aus dem Munde des Erften Lords der Wdmiralitat fallen fonnen, fraglos eine 
»Gaffe« erter Güte, E8 ift nicht zum erften Mal, dak Stanhope durch Unbedachtfamfeit eine unbequeme 
Senfation hberaufbeichwört. A i ER 

Die Linkspreſſe hat den Qwifchenfall aufgegriffen, vor allem, um gegen die Änftitution der fogenannten 
»De-Notizen vorzugehen. Nad vorberrichender Auffaſſung fann ein Schriftleiter, der eine folde 
»De-Notiz unbeachtet läßt, unter Umftänden nach dem »Official Secrets Act« belangt werden. Nachdem 
nunmehr die Admiralität eine eigene Rede ihres Chefs, die diefer felber freigegeben hatte, unterdrückt 
hat, wird in der Preſſe gefordert, daß »D«-Notizen nicht mehr als offizielle Verbote angefehen werden 


offen. 
Im Auftrag 


von Selzam 


* Val, Nr. 246. 
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Nr. 250 
Erklärung des Britifchen Premierminifters Chamberlain im Unterhaus, | 
20. April 1939 
(Überjetung) l 


Mr. White richtete an den Premierminifter die Frage, ob er jest in der Lage fei, irgendwelche 
weiteren Erflärungen über die Volitit der Regierung Seiner Majeftat in bezug auf ein Verſorgungs— 
ininifterium abzugeben. | 


Der Dremierminifter: Die Regierung Seiner Majeftät Hat beichloffen, baldmöglichit eine 
Gefesesvorlage zur Errichtung eines Verforgungsminifteriums unter einem Minifter einzubringen, 
der Mitalied des Kabinetts fein wird. Die Gefeßesvorlage, die bezweckt, diefem Beſchluß Geltung zu 
verichaffen, wird fo formuliert fein, daß fie die Errichtung eines Verforgungsminifteriums im volliten 
Sinne des Mortes ermöglicht. Vorläufig wird aber das Arbeitsgebiet des neuen Minifteriums durd 
Verwaltungsanordnung auf folgende Angelegenheiten bejchräntt werden: 

»(1) E& wird die auf den Heeresbedarf bezüglichen Aufgaben behandeln, die durch die kürzlich) 
aetroffenen Entfcheidungen über die Erhöhung der Heeresſtärke erheblich erweitert worden find. 

(2) Das Minifterium wird die Verantwortung für gewille, allgemeinen Verbrauchszwecken dienende 
Norräte übernehmen, mit denen das Kriegsminifterium heute fon andere Regierungsabteilungen 
beliefert, einfchließlich gewiſſer der zivilen Verteidigung dienender Bedürfniffe. Es ift beabſichtigt, 
diefes Syftem im Nabmen des Notwendigen fortichreitend zu erweitern. 

(3) Das neve Minifterium wird aud) die Verantwortung fiir den Erwerb und die Wufredterhaltung 
von Neferven an wefentliden Metallen und anderen Nobftoffen, die in Verbindung mit dem Ber- 
teidigungsprogramm benötigt werden, übernehmen. « 

Qu den Abteilungen, die vom Krieggminifterium auf das neue Minifterium übergehen, gehören die 
Abteilung für Forſchungen, Entwürfe und Verfuche, die Abteilung für Produftion und Abnahme fowie ' í 
die föntalichen Waffenfabrifen. 

Die dem Parlament zu unterbreitende Vorlage wird unter anderem Bejtimmungen enthalten, die 
bezwecken, Negierungsaufträgen den Vorrang zu fidern. 

Es wird vorgefchlagen, einen minifteriellen Vrioritäts-Ausihuß zu beftellen in der Art bes Aus: 
ſchuſſes, der aegen Ende des Weltkrieges die Aufgabe hatte, Prioritätsfragen, die fich aus den Anforde 
rungen der veridiedenen Wehrdienitzweige ergaben, zu regeln. 

Mit Quitimmung deg Königs bin id) in der Lage zu verfünden, daß der mit der Leitung des neuen 
Minifteriums beauftragte Minifter, mein fehr ehremwerter Freund, der gegenwärtige Verkehrs— 
miniſter ift. 


Nr. 251 a i 
Aufzeichnung des Staatsfekretiirs des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 26. April 1939 


Der Britifche Botſchafter Hat mir bei Mitteilung der zu heute bevorftchenden Chamberlain-Erflärung 
im Unterhaus über die Einführung der Dienftpfliht in England das beiliegende Wide Memoire 
hinterlafjen. 

Weisfäcker 


Anlage 
Ade-Memoire : 
(Überfegung) a R 


An den Vremierminifter wird am 26. April im Unterhaufe die Frage gerichtet werden, ober er 
irgendeine weitere Erklärung abzugeben habe über die Abſichten der Regierung Seiner Mageltät im 
Vereimaten Königreich, die gewäbrleiften follen, daß Großbritannien in einem Suftand der Bereitichaft 
und in einer Werfaffung erhalten wird, daß ed den kürzlich angefiindigten neuen Verpflichtungen | 
nachkommen fann. 
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In Beantwortung diejer Anfrage wird der Tremierminifter erklären, dap ore Regierung Seiner 
Majejtat Anordnungen zur Einberufung zum Militärdienft von Angehörigen der Flotten, Heeres und 
Vuftwaffenreferven und zur Einberufung der Territorialarmee erwogen habe, Dies ift eine Angelegen— 
heit, die jchon feit einiger Zeit Gegenftand von Erwägungen gewejen ift. Die gegenwärtigen Anord- 
nungen ſtützen fih auf gejegliche Beitimmungen, die feit vielen Jahren in Kraft find und den modernen 
Erfordernifien nicht entſprechen. 

Infolgedeſſen ijt befehlofjen worden, eine Vorlage zur Vereinfachung des Verfahrens zur Einberufung 
dieſer Nejerven und Hilfsftreitfräfte einzubringen, um das gegenwärtige umftandlide Verfahren zu 
vermeiden. Es gehört mit zu diefem Verfahren, daß Bekanntmachungen erlaffen werden müffen, 
in denen erklärt wird, dah ein Notzuftand befteht. Es ericheint ganz offenfichtlich wiünfchenswert, 
wenn möglicd eine Störung des öffentlichen Vertrauens in Großbritannien und anderwärts zu ver 
meiden, die fidh notwendigeriveije aus einer folden Erklärung ergibt. Das jet vorgefchlagene Verfahren 
wird die von Seiner Majejtät Regierung getroffenen Vorkehrungen mit denjenigen in Ubereinftimmung 
bringen, die in europäischen Ländern allgemein in Kraft find, 

Der Premierminifter wird weiter die Abficht zur Einbringung einer zweiten Vorlage verkünden, 
die Maßnahmen zwangsweiler militäriicher Ausbildung vorfieht. Der Beichluß zur Einbringung diefer 
Vorlage ift hauptſächlich auf einen Wandel in der öffentlichen Meinung zurüdzuführen, der ſich feit 
ſchon erheblicher Zeit ftetiq entwicelt hat. E8 ift in weiten Kreifen der Auffaſſung Ausdrud gegeben 
worden, daf ein allgemeineres Syftem der Ausbildung als das bei der Territorialarmee beitehende an fich 
wünjchenswert ericheine. Die Vorlage wird die Einberufung von Männern im Alter von 20 bis 
21 Jahren für eine Ausbildungszeit vorfehen, an die fich eine Dienftzeit bei den Territorial-Streit- 
fraften oder bei der Erſatzreſerve anfchließt. Es ift beabfichtigt, daß die Crmadtiqung zur Einberufung 
dieſer Männer fic) nicht über die nächiten drei Jahre hinaus erftreden foll, eg jei denn, daß beim Ablauf 
diefer Zeitipanne (nachdem jelbjtverftändlich Erfahrungen über die Wirkſamkeit des Wlang gewonnen 
fein werden) das Parlament anderweitig enticheiden follte. 

Bei der Darlegung der Gründe für die Einbringung diefer Vorlage wird die Erklärung im Namen 
der Regierung Seiner Majeftät fih felbfiverftandlich auf die neuen Verpflichtungen beziehen, die Groß: 
britannien vor furzem in Europa eingegangen ift. Es wird darauf Hingewiefen werden, dağ der Zweck 
der Verſicherungen, die wir gewiſſen Ländern gegeben haben, wie auch der jetzt mit anderen Regierungen 
vor ſich gehenden Beſprechungen nicht iſt, Krieg zu führen, ſondern einen Krieg zu verhindern, Es 
herricht das Empfinden, daß die Fähigkeit der Regierung Seiner Majeftät, ihre Rolle in der Welt zu 
Ipielen, eine Schwächung erfährt, folange die Regierung die Verteidigung gänzlich einem Freiwilligen— 
ſyſtem überläßt, um fo mehr, als die Wehrpflicht auf dem Kontinent die allgemeine Regel ift. 

Andererjeits wird mit der Einführung diefer Maßnahme nicht eine allgemeine Abweichung von dem 
Freiwilligenſyſtem bezweckt, das fic) fo gut bewährt hat. Der Grundjag der Freiwilligkeit wird aud 
weiterhin bei der Nefrutierung für die Flotte, das reguläre Heer, die Luftwaffe und die Territorial 
jtreitfräfte, wie auch für den nationalen Dient Anwendung finden. 


Britiſche Botjchaft, Berlin, 26. April 1939 


Nr. 252 
Der Deutjche Botjchafter in Condon an das Auswärtige Amt 


Bericht 
London, den 10. Juli 1939 

Die Heb-Rampagne wegen eines angeblich geplanten deutjchen Handftreids gegen Danzig it nad) 
einigen Tagen an ihrer Berlogenheit zuſammengehrochen. | 

Damit wäre an fih dieſes neue Kapitel dev Bemühungen unferer Feinde, Deutfchland in einen 
Welttrieg zu verwideln, abgeſchloſſen. Aber diefe wenigen Tage haben eine ftimmungsmäßige Lage 
der englifden Offentlichkeit enthüllt, die ernſte Aufmerkſamkeit verdient. | N sis 

Durd eine Reihe von verschiedenen Faktoren: durch die gegen Deutſchland gerichtete Einkreiſungs 
aktion der Regierung, durch die Aufrüſtungspropaganda, die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, 
die Luftſchutzorganiſation, vor allem durch die Flut antideutſcher Propaganda in Preſſe, Kino, Theater 
und Rundfunk, ift die für emotionelle Neaftionen empfängliche öffentliche Meinung Englands In einen 
Geriteszuftand verjeßt worden, der den Begriff »Krieg« zum Mittelpunkt bes Denkens und der 
Geſpräche macht. Schattierungen bejtehen nur In der Beantwortung der Frage: Mt der Krieg unver 
meidlich oder niht? Die Mehrzahl der Durchſchnittsengländer bejaht diefe Frage gefühlsmäßig, eine 
nachdenflichere Minderheit verneint fie in der Erfenntnis, daß im Rahmen der deutſch engliſchen 
Beziehungen alle vorhandenen Streitfragen bei gutem Willen lösbar ſein müßten und daß auch ein 
ſiegreicher Krieg niemanden Vorteile bringen würde. Aber auch dieſe an ſich vernünftigen Kreiſe werden 
beeinflußt durch die Kenntnis der von der britiſchen Wehrmacht getroffenen Maßnahmen: Bereit 
{chair der Flotte für Ende Juli, Ausrichtung der militärischen Ausbildung und organifatorifder Map 
nahmen für denfelben Termin. Jn derfelben Ritung wirten Preſſemeldungen, daß deuticherfeits 
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militäriſche Maßnahmen für den Auguſt in Ausſicht genommen ſeien. Jedenfalls wird auch in den 
verantwortlichen und nachdenklichen Kreiſen der Auguſt als eine Kriſenzeit erſter Ordnung angeſehen. 

Die Stellungnahme zu dem Gedankenkomplex »Krieg« iſt verſchieden. Ein kleiner Teil der engliſchen 
Offentlichkeit reagiert mit einer hyſteriſch anmutenden Sinnesart, diefe Leute glauben jede Sauer- 
nachricht; ſie rufen nach polniſcher und ruſſiſcher Hilfe und ſchwächen die taktiſche Poſition der 
Regierung in den Verhandlungen mit Rußland. Die Mehrheit aber nimmt eine männlichere Haltung 
ein und denft: Wenn num einmal der Krieg unvermeidlich ift, wollen wir ihn mit Entſchloſſenheit 
führen; je eher defto beffer, damit wir die Sade hinter uns haben und rubigere Verhältnilfe ein- 
treten. Die Preſſemeldungen aus Deutichland, daß der Führer nad) Berchtesgaden zurüdgefehrt jel, 
dah der Herr Reichsaußenminiſter und Generaloberft von Brauchitſch ihren Urlaub angetreten hätten 
und daß die Urlaubszeit eingelegt Habe, haben die herrſchende erregte Stimmung nicht wefentlid) zu 
beruhigen vermod)t. 

Zuſammenfaſſend läßt fich feititellen, daß die Gegnerſchaft gegen Deutjchland im Zunehmen begriffen 
ift; dab die Kampfbereitichaft fic) gehärtet Hat; dab das Gefühl zugenommen hat: wir Dürfen uns 
nichts mehr gefallen laffen, unfere Ehre ift im Spiel; wir müfjen kämpfen, die Negierung darf nicht 
nachgeben. 

Der maßgebende Unterfchied zwiihen der englifchen Stimmung im Herbſt 1938 und jest ift der 
folgende: damals wollte die große Maffe nicht kämpfen und war palfiv; jest hat fie dev Regierung 
gegenüber die Initiative übernommen und treibt da8 Kabinett vorwärts. So unbegründet und 
gefährlich diefe Einftellung der engliſchen Öffentlichkeit ift, jo jehr muß fie als eine ernite Realitat 
gewertet werden, um fo mehr in einem Lande, in dem die öffentliche Meinung eine jo ausſchlag— 
gebende Rolle fpielt, wie in England. 

von Dirkjen 


Nr. 253 
Der Deutjche Botſchafter in London an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
London, den 24. Juli 1939 

Nachdem »Sunday Times« auf den dem Staatsrat Wohlthat angeblid) vorgelegenen Plan hin 
aewiefen hatte, bringen heutige Morgenblätter außer »Times« in größter Aufmachung angebliche 
Erklärungen von Hudfon über feine Beſprechungen mit Wohlthat. 

Die bisher vorliegenden Informationen über Aktionen Hudjon laffen darauf fdliepen, daß Gegner 
jeder Verftändigung mit Deutichland Gelegenheit gefommen jahen, um durd) Verbreitung phantaftiicher 
been jede Möglichkeit einer Entwidlung fonfiruftiver Tendenz im Keime zu erſticken. Der von 
geradezu franfhaftem Geltungsbedürfnis geleitete Hudjon hat dann durd feine Schwahhaftigfeit 
friegshegeriichen Rorrefpondenten und ihren Sintermännern (gewifjen Derjönlichkeiten im Foreign 
Office, Winfton Churdill und feinem Sohn Randolph) Gelegenheit gegeben, Tendenzmeldungen in 
bie Welt zu fegen. 

Dirkjen 


Nr. 254 


Rede des Britifchen Staatsjekretärs für Inneres Cir Samuel Hoare 
im Unterhaus, 28. Suli 1939 


Auszug 
(Überjeßung) 

oe. Was wir zu tun verjuchen ift, in Friedenszeiten britifche Kultur im Auslande zu verbreiten und 
dafelbft die britische Wolitit zu erläutern. Zweitens verjuchen wir, in Friedengzeiten ein Schatten 
nformationsminifterium zu organifieren, das in Friedenszeiten nicht in Betrieb ift oder eine Tätigkeit 
auszuüben hat, das aber für den Fall eines Krieges ſowohl für das Inland al auch für die liber: 
ſeeiſchen Gebiete die Anformationszentrale fein würde. Die ehrenwerten Mitglieder des Haufes werden 
erkennen, daß diefe beiden Siele — die Tätigkeit des Außenamts in Friedenszeiten und die Tätigkeit des 
informationsminifteriums in Kriegszeiten — eng miteinander verbunden find. Für jede Planung ift 
e8 wichtig, daß der Übergang von den friedensmäßigen Umftänden auf die kriegsmäßigen fo alatt und 
wirfungspoll wie möglich vor fih geht. Für den Fall eines Krieges würde meines Erachtens dag 
Anformationsminifterium zum Sentrum der Information werden und die Tätigkeit Des Außenamts 
auf diefem Gebiet übernehmen. Unter foldjen Umftänden ift e8 wefentlich, dab in Friedenszeiten eine 
möglichit enge Verbindung zwiſchen den beiden Tätigfeiten befteht. Deshalb haben wir denfelben 
Beamten dazu beftimmt, in Friedenszeiten als Sekretär und leitender Beamter in der Propaganda— 
abteilung und in Kriegszeiten alg Generaljefretär des Gnformationsminifteriums tätig zu fein. j 
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Weiterhin glaube ih, dağ die chrenwerten Mitglieder des Haufes erkennen werden, daß es, obgleich) 
diefe enge Verbundenheit zwiichen den beiden Tätigkeiten befteht, troßdem zwei jcharfe Unterjchiede 
swifden dex Tätigkeit des Außenamts in Friedenszeiten und der Tätigkeit des Schatten-nformations- 
minifteriums in Kriegszeiten gibt. Der erfte große Unterfchied befteht darin, daß das Außenamt In 
Wirklichfeit jest in Friedenszeiten tätig ift, während überhaupt feine Abjicht bejteht, das Informations 
minifterium in Friedenszeiten tätig fein zu laffen. .... 

Der zweite Unterschied zwifchen diefen friedensmäßigen und Friegsmäßigen Tätigkeiten beiteht 
darin, daß die friedensmäßige Tatigfeit in der Hauptſache für die Auslandsfront beitimmt ift; fie befaßt 
fic) überhaupt nicht mit der Heimatfront, während, wenn man die während des Weltkrieges gemachten 
Erfahrungen heranzieht, dex größere Teil der Tätigkeit des damaligen Informationsminifteriums fi) 

| an der Heimatfront abjpielte. Da in Friedenszeiten die ausfchliegliche Tätigkeit eines Informations— 
minifteriums an der Auslandsfront vor fidh geht, ift es offenfichtlich, dab der Staatsſekretär für Aus- 
wärtige Angelegenbeiten der für folde Tätigkeit ausichließlich verantwortliche Minifter fein muß. ..... 

Geftatten Sie mir, nach diejen allgemeinen Bemerkungen zur eigentlichen Vorlage überzugeben. 
Ich will damit beginnen, daß ich wiederhole, welches unfere Ziele find. Sie beftehen darin, britische 
Kultur im Auslande zu verbreiten und den britiichen Standpuntt dem Auslande zu erläutern. Angefichts 

| der maſſenweiſen Verdrehung von Tatjachen, mit denen die Welt überſchwemmt worden ift, find beide 

| Notwendigkeiten höchſt drinalicher Art. Ach wünſchte, daß für irgendwelche amtlide Propaganda 
nirgends in der Welt eine Notwendigkeit beitanden Hätte. Ich erwarte immer nod, lange genug zu 
leben, um das Ende diefes fragwürdigen Überbleibjels der Kriegsjahre zu erleben; fo lange aber nod) 
gewiſſenloſe Behauptungen über unfere Voliti€ und unjeren allgemeinen Standpunft verbreitet werden, 
ift e8 leider unvermeidlich, daß wir eine Organifation haben, die in der Lage ift, ihnen exfolareich 
entgegenzutreten. E8 it auch wichtig, wie es mir fcheint, der Welt das zu erklären, was meines 
Erachtens der arößte Verſuch auf dem Gebiete der verfaffungsrechtlichen Entwidlung ift, den die Welt 
je erlebt hat, nämlich den britiichen Staatenbund freier Nationen. 

| 

| 

f 

| 


Schließlich ift e8 auch notwendia, der Welt ein zutveffendes Bild über die Leitungen zu geben, die wir 
heute tatjächlich vollbringen. ch behaupte, dağ e8 eine höchit bemerkenswerte Tatjache it, dağ wir hier 
in fetter Seit, als Ergebnis einer die ganze Nation umfaffenden Anftrenguma, Schritt für Schritt mit 
unjerem qroßen Wiederaufrüſtungsprogramm boraeganaen find, aleichzeitiq aber unseren fozialen Fort: 
Ichritt nicht vernachlaffiqt haben; noch haben wir — abgefeben von dem höchſt feltenen Fall des Terro- 
riften Notitands — auf irgendeine unferer perjönlichen Freiheiten zu verzichten brauchen. Das bedentet 
eine wundervolle Leijtung. ES ift eine Peiftung, die wir dev Welt beftimmt, feidenichaftslos und ohne 
Übertreibung ſchildern müſſen. Dies find unfere Siele, und ich bitte den Ausschuß, die genauen Einzel: 
heiten dex Arbeit, die getan wird, um diefe Ziele zu erreichen, einer Prüfung zu unterziehen. 

Ich beginne mit dem Auswärtigen Amt. Der erfte Betrag, um Defien Bewilliaung wir heute erfuchen, 
ift ein folder von £ 10000 zur Erweiterung des VerjonalS der Vropagandaabteilung des Außen- 
amtes. Das ift ein Erfordernis, deffen Erfüllung von größter Wichtiafeit ift. Die Bropaqandaabteilung 
des Wufenamtes ift in den lebten Monaten ftark überarbeitet aewefen. ch weiß, dağ an ihr von Seit 
zu Seit Kritik geübt worden tft, und ich möchte diefe Gelegenheit benußen, der von diefer Abteilung 
in der Veraangenbeit mit einem ungentiqenden Verfonal und unter arößten Schwierigfeiten aeleiiteten 
Arbeit meine Anerkennung zu zollen. Diefe Perfonalvermehrung wird e8 ermöglichen, die Tatigfeit 
der Abteilung zu erweitern und zu verbeffern. Ferner ift ein Betrag von £ 100.000 vorgeſehen für 
publiziitiiche Tätigkeit verichiedener Art: Vorbereitung von Drucichriften, Filmen, Organifation von 
Huslandsbejuchen in unferem Lande und von britiichen Beſuchen im Auslande, die beide für eine 
Erweiterung der Kenntnis des britiichen Standpunftes von qrofer Wichtigkeit find, und Vorbereitung 
von Wusftellungen...... Ebenſo werden Vorbereitungen für die Tätigkeit von Rednern und für 
erweiterte Rundfunkſendung getroffen. 

Weiter ift dann ein Betrag von £ 150,000 für den »Britiſh Council« vorgefehen. Jedes ehrenwerte 
Mitglied des Haufes wird den Wert der vom »Britijh Council« geleifteten Arbeit zu ſchätzen willen, 
deffen rübriaer und energiſcher Vorfitender während der lebten 12 oder 15 Monate Lord Lloyd geweſen 
ift. Der »Britiſh Council« ift in der Tat derart erfolgreich gewefen, daß feine Tätigkeit erweitert werden 
muß. Der Zweck aller diefer Tätigkeiten ift, wie ich bereits fagte, dem Ausland ein Bild von unjerem 
Lande zu geben, das verftändlich, überzeugend und endaultig ift, damit die Welt erfährt, dağ es einen 
befonderen britiſchen Standpuntt gibt, der der ganzen Welt erklärt werden mug. 

Schließlich möchte ih mich den BVewilliqungen für das Anformationsminifterium zuwenden und 
dem Ausfchuß mit ein oder zwei Sägen erklären, warum wir heute fon Geld für eine Organifation 
benötigen, die nur in Kriegszeiten in Tätigkeit treten wird. Zunächſt einmal benötigen wir Perfonal 
zur Vorbereitung diefes Minifteriums. Ich möchte die ehrenwerten Mitglieder des Haufes bitten, einmal 
dei Gejchichte des Gnformationsminifteriums im Weltfriege zu überbliden; Sie werden fidh dann ent- 
finnen, daß es fih zu einer großen, umfaffenden Organijation entwidelte, dag ein weites Tätigfeits- 
gebiet hatte und mit Aufgaben dex verfchiedenften Art beihäftigt war. Für mid) ift e8 offenfichtlich, daß 
im Falle eines auößeren Krieges eine Organifation ganz ähnlicher Art erforderlich fein würde, eine 
Organifation mit großem Arbeitsgebiet und mit zahlreichen, nad) jeder Richtung hin gemigendem 
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Perſonal. Wenn das zutrifft, dann liegt es auf der Hand, dah ein Minifterium in Kriegsjeiten eine 
qang erhebliche und äußerſt forgfältige Vorbereitung erfordert; und deshalb haben wir in den legten 
Monaten eine Anzabl Beamter ausſchließlich mit der Vorbereitung diefer Arbeiten beſchäftigt. Wir 
werden fogar noch weitere Beamten benötigen, bis unjere Plane fertiggeftellt find. Diefe Beamten find 


voll beichäftinte Beamte, die ung von anderen Minifterien für diefe Arbeiten überlaffen wurden. 


Sweitens ift e8 von größter Wichtigkeit, daß wir zahlreiche Verbindungen mit anderen Rreijen ber- 
tellen, um ficherzuftellen, daß wir, wenn der Notfall eintreten follte, in der Lage find, ung die Hilfe von 
Männern und Frauen der verichiedenften Auffaffungen zu fichern, darunter Vropagandiften verichiedener 
Art, mit deren Hilfe wir dag Anformationsminifterium ſchaffen fonnten, wie e8 jowohl für die Außen— 
ala auch für die Heimatfront benötigt werden würde. Während der legten Monate haben wir zahlreiche 
Verbindungen mit anderen Kreifen bergeftellt und aud eine Anzahl Gadhwerftandiger zur Anftellung 
befonderer Erhebungen verpflichtet. So haben wir beifpieläweife eine Anzahl Sachverftändiaer, welche 
die notwendigen, eingehenden Vorbereitungen für die Herstellung von Beziehungen mit ausländiichen 
Kreifen treffen, und, was die Heimatfront anbetrifft, haben wir die Füblungnabme mit den Vertretern 
der bauptlächlichen Bublifationsmittel, beifpielsmeife mit der Vreffe, aufgenommen. Ich jelbjt habe in 
ftändiaer Kühlung mit Vertretern der Preſſe geftanden, und diefe haben aus eigener Anregung eine Bere 
bindungsſtelle geſchaffen, die mit mir und anderen Minifterien über eine Anzahl techniſcher ragen, 
beiſpielsweiſe über Zeitungspapier im Kriege, wher Vertrieb und über Arbeiterfragen, verhandelt hat. 
Ach alaube berechtigt zu fein, den ehrenwerten Mitaliedern des Haufes mitzuteilen, daß wir bei unjeren 
Refprechungen große Fortſchritte erzielt haben, und wir haben nunmehr, allgemein gefproden, eine 
Grundlage für ein Übereintommen erzielt, fo daß, falls der Notfall eintreten follte, die Organifation auf 
Sem Gebiet in der Lage fein würde, ſchnell und wirkſam zu arbeiten. 


Sir Rihard Acland: Die Anwendung des Ausdruds »Notfall« wird bei diefer Debatte von dem 
Minifter in der Bedeutung »Krieg« angewandt. Es ware aber auch ein Unterjchied zwiſchen einem 
Notfall in Friedenszeiten und dem Kriege. 

Sir S. Hoare: Ach meine den tatfädhlichen Krieg. Cs handelt fi) um eine Kriegsorganifation, 
die alg eine formelle Behörde durch RKriegSgefebgebung errichtet werden muß, die wahricheinlich in 
den erſten Tagen eines Krieges angenommen werden würde. 


ch komme auf die Frage der Schaffung von Beziehungen zurüc. Ich Habe als Beiſpiel bie Preſſe 
erwähnt. Mit den Vertretern der Preſſe habe ich eine Reihe von Beſprechungen iiber die wichtige Frage 
der Preſſezenſur in Kriegszeiten gehabt und den Standpunkt vertreten, daß wir bei allen diejen Vor- 
bereitungen die Erfahrungen, die dag Anformationsminilterium in der Zeit von 1914 bis 1918 gemacht 
bat, voll und ganz berückſichtigen follten. Gn der Tat erhalte ich von dem Herrn, der zu jener Zeit Sefvetär 
diefer Minifteriums war, höchſt wertvollen Beiftand. Mir feint es, als ob eine der Lehren, die wir ziehen 
follten, darin befteht, daß eine von dem Minifterium getrennte Preſſezenſur, die von irgendeiner 
folierten Außenstelle aus arbeiten würde, mit Gefahr verbunden ift. Es ericheint mir daher weit bejier, 
dai, wenn e8 eine Preſſezenſur geben muß, was ganz offenfichtlic) erforderlich ift, diefe Preſſezenſur als 
Teil des Gnformationsminifterimms arbeitet und nad) dem Grundfas der Quyammenarbeit zwiichen der 
Virefie und der Zenfurabteilung des Informationsminifteriums tätig ift. m diefem Sinne arbeiten wir 
mit der Preſſe einen Plan für Zufammenarbeit aus und wir Haben bereits hinsichtlich der Erzielung 
eines Übereinfommens in diefer Angelegenheit große Fortichritte gemacht. Diefer Plan foll die lebte 
Sicberheitäfontrolle in den Händen des Informationsminifters belafjen, der Preſſe jedvd) eine genau 
feftaelegte Verantwortlichkeit auferlegen und ihr foweit wie möglich erhebliche Bewegungsfreiheit bei der 
Behandlung von Vreffeangelegenheiten laffen, fo daß die vorgejehene Sufammenarbeit nur in Notfällen 
oder einer einzelnen Zeitung gegenüber wirkſam werden würde, die mit diejer Bewegungsfreiheit Mif 
brauch treiben follte. 


Was für andere Publizitatsmittel gilt, das qilt auch für den Film. Wir haben zahlreiche Verbin- 
dungen mit den Vertretern der Filmwelt aufgenommen. Ich möchte mid) Heute nicht im einzelnen damit 
befaſſen, welcher Art die von uns getroffenen Vorbereitungen find; id) fann aber den ehrenwerten Mit- 
gliedern de8 Hauſes mitteilen, daß diefe Vorbereitungen weit genug vorgeldhritten find, um die Belieferung 
mit folchen Filmen ficherzuftellen, wie fie in Kriegszeiten gebraucht werden. Ein drittes Vublizitätsmittel 
ift der Rundfunk. Die Regierung plant nicht die Übernabme der Britiichen Rundfunfgeiellichaften in 
Kriegszeiten. Im groben und ganzen würde e8 aber Flug fein, den Nundfunf genau fo zu behandeln wie 
die anderen Publizitätsmittel, nämlich die Preſſe und den Film, und es der Britiſchen Rundfunkgeſell— 
ſchaft zu erlauben, ihren Betrieb ruhig fortzuſetzen, in Kriegszeiten kann dies aber natürlich nur in febr 
won Berbindung zwiſchen dem Gnformationsminifierium und dev Rundfunfgejellichaft geichehen, unter 
: —— * umgrenzter Vorſchriften darüber, in welcher Weiſe die Tätigkeit durchgeführt 
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B. Die Britische Haltung zur Sfchechifchen Srage 
(November 1938 bis April 1939) 


Nr. 255 


Aus der Erklärung des Britifchen Premierminifters Chamberlain im Unterhaus, 
1. November 1938 


(Aberſetzung) 


Feſtlegung der Grenze zwiſchen dieſen beiden Ländern angenommen worden, Uber die TſchechoSlowakei 


X habe ich wohl genua geſagt. ...... 
| Nr. 256 
| Der Deutfche Botschafter in London an das Auswärtige Amt 
Bericht 
| London, den 3. November 1938 


Als die Regierung Chamberlains im Oftober d. J. (3. bis 6.) das Münchener Abfommen vor dem 
Unterhaus vertrat, ſpielte die Frage der Garantie der Reſt-TſchechoSlowaäkei eine wejentliche Rolle. 
Schon in den vorangegangenen Tagen war diefe Frage, wie erinnerlicd) fein wird, in der Öffentlichkeit 
lebhaft erörtert worden. Sie erichien zu jenem Zeitpunkt befonders vordringlid. Die Garantie follte 
die TſchechoSlowakei für die territorialen Einbußen und für die fidh hieraus ergebende Verſchlechterung 
ihrer Verteidiaunasmöalichkeiten aewilfermaßen entjichädigen. 

Der Anhalt der von England und Frankreich tibernommenen Garantie ergibt fih aus den engliſch— 
Franzöfiichen Vorſchlägen vom 19. September und aus dem Anhang zum Münchener Whfommen vom 
29, September. E8 ift eine Garantie der neuen tſchechiſchen Grenzen gegen einen unprovozierten Angriff 

3 mit dein Siel dev Sicherung der tichechiichen Unabhängigkeit. 

Qu dem Charakter diefer zunächſt proviforifden Garantie, die England und Frankreich in München 
übernommen haben, nahm Sir Thomas Gnffip im Unterhaus am 4, Oftober Stellung. Die Britifche 
Regierung Halte fic an ihre Garantieerklärung auch bei derzeitigem Fehlen eines formellen Vertrages 


. moralifch aebunden. Sin Balle eines unprovozierten Angriffs auf die Tſchecho-Slowakei halte fie fid) für 
verpflichtet, alle in ibrer Macht ſtehenden Schritte zur Wahrung der tſchechiſchen Integrität zu er 


greifen. Mit anderen Worten, die Britifche Regierung war jet lediglich bereit, für die Unabhängigfeit 
der Ticheho-Slowafei und aegen einen unprovozierten Angriff auf dieſes Land einzutreten, 
| Sn der Unterhausfigung vom 1. November wurde die Garantiefrage erneut angeichnitten. Chamber: 
fain bat fie mit Zurückhaltung behandelt. Qu dem Anhalt der bisherigen proviforiichen Garantie fagte 
er nochmals, daß fie fidh auf einen unprovozierten Angriff beziehe. Sie bedeute aber feine »Kriftalli- 
fation der Grenze«. Was eine zukünftige endgültige Garantie anlange, fo könne fie erft geregelt werden, 
wenn das Gefamtproblem der Minderheiten in der TſchechoSlowakei geklärt fei. Das uriprüngliche 
britiiche Angebot Habe fidh auf eine Veteiliqung an einer internationalen Garantie bezogen. Er fonne 
aber nicht angeben, wie die Bedingungen diefer Garantie lauten würden und wer in fie eintreten werde. 
Sm übrigen bezog fich der Vremierminifter auf die obenerwähnte Erklärung Inſkips vom 4. Oftober. 
Es ift bemerkenswert, daß fih Chamberlain enthalten hat, irgendwelche Ideen über den Charakter 
einer endaiiltiqen Garantie zu entwideln und daß er lediglich von einem britifchen »Angebot« ſprach, 
| ohne diefe Garantie als ein Ziel der britiichen Außenpolitif Hinguftellen. Weiter ift intereffant, Dağ 
er — was den derzeitigen Stand anlangt — lediglich auf den Fall des unprovozierten Angriffs Hin- 
‘ ' ` weit, nicht aber von einer Garantie der Grenzen im Sinne einer Garantie de3 Staatsqebiets ſpricht. 


von Dirkfen 
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Nr. 257 


Grklarung des Britifchen Premierminijters Chamberlain im Unterhaus, 


14. März 1939 
(Aberſetzung) 


Mr. Attlee: Sind nicht offenſichtlich Einflüſſe am Werk, um die Slowakei von der übrigen Tſchecho— 
Slowakei zu trennen, und ift die Regierung nicht durch ihre Garantie auf Grund des Münchener Ab— 
fommens verpflichtet, eingehendes Antereife an allem zu nehmen, was die Integrität des tſchecho-ſlowa— 
kiſchen Reſtſtaates betrifft? 

Der Premierminiſter: Ohne genau informiert zu ſein, möchte ich mich zu dem erſten Punkt, den 
der Herr Abgeordnete zur Sprache gebracht hat, nicht äußern. Wenn feine Annahme auf Wahrheit berubt, 
fo wiirde darin fein Grund liegen, die Garantie zur Auswirkung zu brinaen, 

Mr. Attlee: Will der Vremierminifter fagen, daß die Regierung lediglich auf ein fait accompli 
wartet, und hat die Regierung irgendwelche Schritte getan, um Ronfultationen mit den Vertretern der 
Tſchecho-Slowakiſchen Regierung oder mit der Franzöſiſchen Regierung oder anderen Garanten auf 
zunehmen angefichts des Umftandes, daß Gerüchte und Andeutungen über ein mögliches Auseinander— 
fallen der von Großbritannien garantierten TſchechoSlowakei im Umlauf find, die man wohl faum 
völlig unbeachtet lafjen fann? 

Der Vremierminifter: A weiß nicht recht, was der Herr Abgeordnete meint, das wir tun 
jollen. Ich möchte ihn daran erinnern, daß die erwähnte Garantie fidh gegen unprovozierte Angriffe 
auf die Tſchecho-Slowakei riciet. Ein folder Angriff hat bisher nicht ftattaefunden. 


Nr. 258 
Das Auswärtige Amt an den Deutfchen Botfchafter in London 


Telearamm 
Berlin, den 15. Marz 1939 

Britiſcher Botſchafter bejuchte Dienstag vormittag Staatsjefretär, um fid) nach unserer Auffallung 
über Stand tſchechoſiowakiſcher Fragen zu erkundigen. Genderfon äußerte, er wolle weder Demarche 
machen, noch Eindruck Einmiſchung feiner Negierung in diefje Sade erweden, Vorwiegendes deutiches 
Interefſe in Tſchecho-Slowakei ftehe feft. Auch englifde Preſſe habe größte Zurückhaltung aezeiat. 
Fatal wäre dagegen, wenn bevorſtehender Beſuch politiſchen Handelsminiſters Stanley (der inzwiſchen 
Heute abgeſagt worden ijt) mit gewaltſamem Vorgehen des Reihs gegen Tſchechei zuſammenfiele. 

Staatsſekretär hat dem Botſchafter unſere Klagen über Vorgänge in TſchechoSlowakei auseinander— 
geſetzt und ihm klargemacht, daß in Slowakei Regierung Tiſo einzig rechtmäßige ſei. Auf Befragen zugab 
Staatsſekretär, daß Tifo vermutlich Selbſtändigkeitserklärung der Slowakei plane. Deutſche Vorſtellungen 
in Prag ſeien bisher nicht ergangen, doch hätten wir dringendſt das Bedürfnis, Ordnung in dieſem Gebiet 
Mitteleuropas entitehen zu ſehen. Auf Frage Henderſons, ob wir Zerſchlagung oder Aufrechterhaltung 
TſchechoSlowakei wünſchen, antwortete Staatsſekretär, wir hätten nur Intereſſe an Ordnung. Henderſon 
befürwortete weiter unmittelbare deutſch-tſchechiſche Fühlungnahme, wobei Staatsſekretär erwiderte, aud 
uns liege daran, legitime deutſche Anſprüche auf anſtändige Weiſe durchzuſetzen. Auf Erwähnung 
Münchener Abkommens durch Henderſon bemerkte Staatsſekretär, Münchener Abkommen habe Aufrecht 
erhaltung Friedens bezweckt und erreicht und liege im übrigen weit hinter uns. Henderſon ſchloß mit 
Wiederholung Anerkennung vorwiegend deutſchen Intereſſes im tſchechiſchen Raume’ | 


Woermann 


Nr. 259 
Der Deutjche Botjchafter in London an das Auswärtige Amt 


Bericht 
London, den 16. Mär; 1939 
>M der Unterhausfigung vom 15. März gab der Premierminifter zunächſt einen kurzen fachlichen 
Uberblick über die Entwidlung in dev TſchechoSlowakei feit dem 10. März Ò. J., wie fie fih ihm auf 
, ` >n ~ # ; * ~ 
Grund der ihm zur Verfügung ftehenden Berichte darftellte. 
Er zitierte dann die Vemerfiung Sir Thomas Inſkips im Unterbaus am 4. Oftober y. 9 


; dv. . zur 
Garantiefrage * und fuhr fort: en 





* Nal. Nr. 256. 
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»So lagen die Dinge bis geftern, und id) darf jagen, daß die Negierung Seiner Majejtät ji) in 
fester Zeit bemüht hat, mit den anderen in München vertretenen Regierungen zu emer Einigung über 
den Umfang und die Bedingungen einer foldhen Garantie zu gelangen, aber bisher ift e8 uns nidi 
möglich geweſen, eine ſolche Einigung zu erzielen. Unſerer Anficht nach hat fidh die Lage von Grund aus 
geändert, feit der Slowakiſche Landtag die Unabhängigkeit der Slowakei ertiart hat. Dieje Crflarung 
hatte die Wirkung, daß der Staat, deffen Grenzen wir zu garantieren beabfichtigten, von innen her 
zerbrach und fo fein Ende fand, und demgemäß hat die Sachlage, die der Herr Staatsjefretär für die 
Dominien gefdildert Hat und die wir ſchon immer als nur vorübergehend anſahen, nun aufgehört zu 
beftehen, und Seiner Majeftät Regierung fann fih infolgedeffen niht mehr länger an dieje Ber- 
pflichtung gebunden halten. 

In einer Rede, die ih am 30. Januar $. J. in Birmingham hielt, Habe ich ausgeführt, dab wir 
untere Diele und unjere Haltung, d. H. unfere Entichloffenheit, uns um den Frieden zu bemühen, flar 
darlegen follten. Ich fügte Hinzu, daß ich es nun für an der Zeit bielte, daß auch andere ihren 
Beitrag zu einem Ergebnis leifteten, das and) Über die unmittelbar Betroffenen hinaus für viele 
Menſchen eine unendliche Wohltat fein würde. Es ift deshalb nur natürlich, daß ich das, was jest 
geſchehen it, tief bedauere. Aber wir wollen uns dadurd) nicht von unferem Wege abbringen laffen. 
Wir wollen deffen eingedenk fein, dah die Wünſche aller Völker der Erde ſich auch jest noch auf die 
Sriedenshoffnungen und auf die Wiederkehr einer Atmoſphäre der Neritändiaung und des guten 
Rillens richten, die fo oft aeitört worden ift. Das Ziel, das unjere Regierung fih jest ſteckt, ift das 
aleiche wie immer, nämlich diefen Wunſch zu fördern und bei der Neaelung von Streitigfeiten die 
Methode der Beſprechungen an die Stelle der Gewalt zu ſetzen. Wenn wir aud) vielleicht gelegentlich 
Rückſchläge und Enttaujdungen erleben werden, jo ift das Riel, das uns vorſchwebt, doch von zu grober 
Bedeutung für das Glück der Menschheit, als daß wir es leichthin aufgeben oder beifeiteichieben fonnten,« 


Im Auftrag 


pon Gelzam 
Nr. 260 

Der Deutſche Botfchafter in London an das Auswärtige Amt 
Telegramm 


London, den 15. März 1939 


Ich Habe Heute nachmittag Ford Salifar den Wortlaut des Abfommens * übergeben und die vor- 
geichriebenen Bemerkungen gemacht. 


Im Anschluß Hieran Hinwies ich auf die unhaltbaren Zuftände, die fich in dev Tſchechei in legter Zeit 
durd Deutichenverfolgungen und allgemeine Gefeslofigteit entwickelt Hätten. ch darlegte ferner, dağ 
die deutjch-tichechifchen Beziehungen fih in leßtem Monat wegen unloyaler und widerjeblider Haltung 
überwiegender Mehrzahl der tichechiichen Bürokratie immer mehr zugejpist hätten. Als daher Der 
Konflikt Prag mit der Slowakei in vergangener Wore ausgebroden fei, ware Rückwirkung auf die 
deutiche Bevdlferung in der Tichechei felbft unvermeidlich geweſen. 


* Das deutichstichechiiche Abtommen Hat folgenden Wortlaut: 

Der Führer hat heute in Gegenwart des Reichsminiſters des Auswärtigen von Ribbentrop den Tichecho- 
Slowalijdhen Staatspräjidenten Dr. Hada und den Ticheho-Stowaltiihen Außenminiſter Dr. Chvalfovjfý auf deren 
Wunſch in Berlin empfangen. Bei der Bujammentunft ijt die durd die Vorgänge der legten Woden auf dem 
bisherigen tſchecho-ſlowakiſchen Staatsgebiet entitandene ernſte Lage in voller Dffenheit einer Prüfung unter- 
zogen worden. Auf beiden Seiten ijt übereinjtimmend die Überzeugung zum Ausdrud gebracht worden, daß 
das Biel aller Bemühungen die Sicherung von Ruhe, Ordnung und Frieden in diejem Teile Mitteleuropas 
fein miijje. Der Tſchecho-Slowakiſche Staatspräfident hat erklärt, dak er, um diefem Hiele zu dienen und um 
eiue endgültige Befriedung zu erreiden, das Schidjal des tichechiichen Volte und Landes vertrauensvoll in 
die Hände des Riihrers des Deutfchen Reiches legt. Der Führer hat dieje Erklärung angenommen und feinem 
Entichlug Ausdrud gegeben, daß er das tſchechiſche Volt unter den Schub des Deutichen Reiches nehmen und 
ihm eme feiner Eigenart gemäße autonome Entwidlung jeines völkiſchen Lebens gerwährleiiten wird, 


Verlin, den 15. März 1939 


Adolf Hitler Dr. Sada 


von Nibbentrop Dr. Ehvalfovjfy 








| 
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Halifax gab feinem Bedauern Ausdrud, dağ die Exeignifje der lekten Tage neue Unruhe und Cr- 
ſchütterungen verurfadt und den beginnenden Prozeß einer allgemeinen Beruhigung unterbrodyen 
bätten. Nunmehr entitebe erneut die Ungewißheit über unfere Abfihten. Es fer jebt auch vorläufig 
nicht möglich, den Beſuch des Handelsminifters Stanley in Berlin durchzuführen und zu einer Regelung 
allaemein-wirtjchaftlicher Fragen zu kommen, die fo vielveriprechend in Anariff genommen worden 
feien. In den deutſchengliſchen Beziebunaen feien die Uhren evbeblich zurückgeſtellt worden, 

Ich exwiderte dem Minifter des Außeren, daß die Ereigniffe der letzten Tage legten Endes lediglich die 
unvermeidliche Folge der Schaffung des unmöalichen Staatengebildes der Tſchechoſlowakei durch die 
Mächte von Verfailles feien. Die in München verjuchte Löſung fei durch das verfaflungswidrige Vor- 
gehen der Regierung in Vrag gegen die Slowalei in Frage geftellt worden. Der Verlauf des Konflikts 
mit der Slowakei, die Deutichenverfolqungen und die eintretenden anarchiftiichen Zuſtände in der 
Tichecbei hätten fodann zu dem fchnellen Ablauf der Ereigniſſe geführt. Auf Grund der Verhandlung des 
Führers mit dem Staatsprafidenten Haha fei dann die der Britiſchen Regierung jest mitgeteilte per 
tragliche Regelung getroffen worden. Jedenfalls beftebe fein Sulammenbana awifden diefen Ereignifjen 
und den deutich-englischen Wirtichaftsbeziebungen. E8 fei merfwiürdia, daß bei jeder Aktion Deutſchlands 
ein allgemeiner Entrüftungsfturm fich erhebe, während feinerzeit bei der Beſetzung Frankfurts und 
Diiffeldorfs, mitten im tiefften Frieden, feine Stimme laut geworden fei. Halifax ftellte dann nod einige 
allgemeine Fragen nach der weiteren Geftaltung der ftaatsrechtlichen Werbältniffe, die ich, Soweit möglich, 
beantwortete. 


Dirkjen 


Nr. 261 
Der Deutjche Botfchafter in London an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
London, den 17. Marz 1939 


Während die heutige Preſſe ihren Ton gegenüber Deutichland nicht verfchärft, ift in amtlichen und 
parlamentariichen Kreifen eine Verfteifung gegenüber qeftern eingetreten. Diele bekundet fic in 
Beratungen über Berufung Botichafters Genderfons zur Berichterftattung nach Condon, ferner in der 
Erörterung über die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht und úber Bildung Konzentrationg 
fabinetis. Chamberlains Haltung, dex fich bisher Zurückhaltung auferlegt bat, wird durch heutige Rede 
in Virmingham* weiter geflart werden. Seine bisherige Mäßigung wird innerhalb einener Vartei 
tart angegriffen, und feine Stellung feint in den legten Tagen gelitten zu haben. Die Meinunasver- 
ichiedenbeit zwijchen Chamberlain und GHalifar, die ſchon bisher aclenentlich bervorgetreten, wird 
immer offenbaxer, wobei leßterer für ſchärfere Haltung eintritt. 


Dirkfen 


Nr. 262 
Amtliche Deutfche Mitteilung, 18. März 1939 


Der Englische und Franzöſiſche Botjchafter haben aus Anlaß der Aftion, die von Deutichland zur Her- 
ftellung von Ruhe und Ordnung in Böhmen und Mähren und damit zur Befriedung Mitteleuropas 
durchgeführt worden ift, eine Demarche im Auswärtigen Amt gemacht, um aeaen eine angebliche 
Unrechtmäßigkeit des deutichen Vorgehens zu proteitieren, Wie verlautet, if den beiden Diplomaten 
von amtlicher Seite mitgeteilt worden, daß die Neichsregierung nicht in der Lage fei, ſolche Proteſte 
entgegenzunehmen, da dies jeder politiſchen, rechtlichen und moralifchen Grundlage entbehre, 





* Val. Nr 269. 
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Nr. 263 
Der Deutjche Botjchafter in Condon an das Auswärtige Amt 


Bericht 
London, den 18. März 1939 


Die Entwidlung und der gegenwärtige Stand der volitiichen Kriſe, die ſich in den deutſch-engliſchen 
Beziehungen durch den Ablauf der Exeigniffe in der bisherigen TſchechoSlowakei entwickelt hat, laffen 
fic) folgendermaßen zufammenfaffen: 
| Entiprechend der Haltung der Regierung ſchrieb auch die Preſſe am erſten Tage meift nod zurück— 
Haltend und unbeteiligt; nur die traditionell antideutichen Blatter fegen mit ihrer Hetzkampagne ein. 

Von Mittwoch, dem 15. März, ab verfteifte fic die Stimmung zuſehends. Die fharfere Richtung 
innerhalb des Kabinetts, insbefondere der ganz dem Einfluß des Foreign Office unterlegene Lord Halifax, 
ſetzte fidh durch. 

Vor allem aber wurde e8 den Anhängern wie den Feinden Chamberlaing flar, dağ die Stellung 
des Minifterpräfidenten ſelbſt ſchwer in Mitleidenschaft gezogen war. Er qalt alg der Vertreter der 
Politif von München, ald Anhänger des Ausaleichs mit Deutichland auf Grund vertrauensvoller Aus: 
fprade. Er hatte wenige Tage vorher vor der Vreffe optimiftifche Erklärungen über die Beruhigung 

| der Weltlage und die Bellerung der Wirtichaftsfonjunftur abgegeben. In der Öffentlichkeit waren an 

den geplanten Beſuch Stanley's in Berlin weitgebende Hoffnungen geknüpft worden. 
Diefes Gebäude war jest — fo meinte man — eingeftürzt. Die Erklärung Chamberlains im Unter: 
haus * wurde ala ſchwächlich Fritifiert. Seine Gegner erhoben ihr Haupt aufs neue. So fam die ſcharfe 
Rede von Birmingham ** zuftande. 
Welche praftiichen Folgerungen die Englifce Regierung aus den Ereigniffen in dex Tſchechei Deutſch— 
i ; land gegenüber zieben wird, fteht nod) nicht feft. Die Erörterung darüber im Rahmen des Kabinetts 
und im Benehmen mit befreundeten Regierungen ift in vollem Gange. Die Gegenſätze zwilchen der 
gemäßigten und der radikalen Nichtung werden deutlicher. Die Stimmung im Lande wird von den 
Abgeordneten durch Reifen über das Wochenende in ihre Wablkreife erforiht. Die Meinungsbildung 
ift nod) fließend, ohne zu feiten Entjchlüflen erftarrt zu fein. Folgende Tatfachen und Erwägungen mögen 
qewiffe Anbaltspunfte über Die zu erwartende Einftellung dev Englifden Regierung geben: 

Die Stellung Chamberlains bat fih durch feine Rede in Birmingham gefeftiqt, wenn auch die Ehen- 
Churchill Oppofition, die jebt Loyalität markiert, erheblich an Einfluß gewonnen bat. 

Da man in England ein Scheitern der Methode Freundfchaftlicher Verhandlung feititellen zu fünnen 
glaubt, wird man jest Deutschland durch ſcharfes Auftreten, Errichten von Hinderniffen, Ablehnen 
jeden Entgegenfommens — etwa auf wirtichaftlichem Gebiet — »zur Vernunft zu bringen« veriuchen. 

Eine gejteigerte internationale Tätigkeit in diefer Beziehung zeigt fidh ſchon jegt dure) die Fühlung— 
nahme mit Frankreich, den MWereinigten Staaten, der Somjet-Union, den Balfanitaaten. E3 laßt fidh 
nod) nicht tiberfehen, ob diefe Beſprechungen die Schaffung einer neuen, feften Koalition gegen Deutid)- 
| land zum Siel haben oder nur die Vereinbarung von Maßnahmen im Falle weiterer Vorftöße Deutſch— 
| lands gegen andere Staaten, wie 3. B. Numänien oder Polen. 


von Dirkjen 


ir. 264 
Der Deutjche Sefchäftsträger in London an das Auswärtige Amt 


Bericht 
London, den 24. Marz 1939 


Jn der Unterhausfisung vom 23, März ftellte der Abgeordnete Henderjon die Anfrage an den 
Premierminister, welche Vorftellungen der Britiiche Botichafter in Berlin im Namen der Regierung 
Seiner Majeftat bei der Deutichen Regierung erhoben habe anläßlich des Uinftandes, dağ die Deutjche 
Regierung e3 unterlaffen habe, hinfichtlich der jüngften Entwidlung in bezug auf die Tſchechoſlowakei 
eine Konſultation mit der Regierung Seiner Majeftät vorzunehmen, wie Herr Hitler es in der am 
29, September 1938 in München unterzeichneten engliſch-deutſchen Erklärung *** verſprochen Habe? 

Der Darlamentarifche Unterftaatsfefretär für Auswärtige Angelegenheiten, Butler, antwortete wie 
folgt: »Meines Wiffens enthielt das erwähnte Communique feine derartige Erklärung. Der zweite Teil 
der Frage erlediat ſich damit.« 

jm Yuftraa 


von Geam 


* Mal. Nr. 259 
tt Ral. Nr. 269 
*** Mal, Mr. 217 
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Nr. 265 
Der Deutfche Gefchäftsträger in Condon an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
London, den 24. März 1939 


im Anichluß an Bericht vom 24. März und unter Bezugnahme auf Unterhauserklärung Butlers”. 


Antwort Butlers auf Anfrage Genderfons fann nur dahingehend ausgelegt werden, daß Britifche 
Regierung den Standpunkt einnimmt, das deutſche Vorgehen in tſchecho-ſlowakiſcher Frage darjteile 
feinen Verftoß gegen Konfultationsabrede der deutich-englifchen Erklärung vom 29. September 1938. 


Kordt 


Nr. 266 
Rede des Führers vor dem Deufjchen Reichstag, 28. April 1939 


Auszug 


RE: ch habe feit dem Tag, da ih mich dem politischen Leben zuwandte, feinen anderen Gedanken ge- 
lebi, als den der Wiedererrinaung der Freiheit der deutſchen Ration, der Aufrichtung der Kraft und Stärfe 
unfereg Meiches, der Überwindung der Zeriplitterung unferes Volkes im Innern, der Befeitiqung der 
Trennung nad) außen und feiner Sicherung in bezug auf die Erhaltung feines wirtſchaftlich und politisch 
unabbänaigen Lebeng. Ich habe nur wiederberitellen wollen, was andere einjt mit Gewalt zerbrodyen 
hatten, wollte nur wieder gutmachen, was jataniiche Bosheit oder menjchliche Unvernunft zerftörten oder 
verdarben. ch habe daher aud) feinen Schritt vollzogen, der fremde Nechte verlegte, fondern nur das 
vor 20 Jahren verlegte Recht wiederhergeitellt. 


Sm Rahmen des heutigen Großdeutichen Reiches befindet fih fein Gebiet, das nicht feit älteften Zeiten 
zu ibm gehört hat, mit ihm verbunden war oder feiner Souveränität unteritand. Langit, ehe ein 
amerifanifcher Kontinent von Weißen entdeckt oder gar befiedelt wurde, hat dieſes Reid) beitanden nicht 
nur in feiner heutigen Größe, fondern um viele feitdem verlorene Gebiete und Provinzen darüber hinaus. 


. . . . . IH Habe, meine Abgeordneten, Männer des Neichtages, nie einen Zweifel dariiber gelaffen, dağ 
es an fic) in Europa faum möglich) ift, jemals eine allfeitig befriedigende Übereinitimmung ftaatlider und 
volflicher Grenzen zu finden. Die im Laufe der legten Jahrhunderte allmählich zum Stillitand qe- 
fommene volflide Wanderung einerfeits und die Bildung großer Gemeinwejen andererfeits ſchuf auf 
diefem Gebiete einen Zuftand, der nad) der einen oder anderen Seite Hin von dem Betroffenen fait ftets 
als unbefriedigend empfunden werden wird. Allein gerade die Art des allmählichen Ausklingens dieser 
volflichen und ftaatliden Formungen ließ im vergangenen Jahrhundert für viele die Hoffnung alg be- 
vechtigt erfcheinen, daß am Ende zwiſchen der Refpeftierung des nationalen Eigenlebens der europäifchen 
Nölfer und der Anerkennung gewordener ftaatliher Gebilde ein Kompromif gefunden werden würde, 
der ohne Zerftörung der ftaatlihen Ordnung in Europa und damit der nun einmal in ihr gegebenen 
wirtichaftlichen Grundlagen troßdem die Erhaltung der Volfsförver ermöglichen würde, * 


Dieſe Hoffnungen Hat der Weltkrieg beſeitigt. Durch das Verſailler Friedensdiktat ift weder dem 
einen noch dem anderen Prinzip Genüge getan worden. Es wurde weder das Selbſtbeſtimmungsrecht 
der Völker beachtet, nod) wurden die ſtaatlichen oder gar wirtſchaftlichen Notwendigkeiten oder Bedin- 
aungen der europäifchen Entwidlung in Rechnung gejtellt, 


Troßdem aber habe ich nie darüber einen Sweifel gelaffen, dab, wie fon betont, auch eine Nevifion 
des Verfailler Vertrags irgendwo ihre Grenze finden muß, und ich habe dies in freimiitiger Weise auch 
immer offen ausgefprochen und zwar nidyt aus taktifchen Gründen, fondern aus tiefinneriter Überzeugung 
ch Habe als nationaler Führer des deutichen Volfes feinen Zweifel darüber gelaffen, daf überall dort, 
wo die höheren Gntereffen des europäiſchen Sufammenlebens es erfordern, nationale Antereffen im 
einzelnen, wenn notwendig, auch zuricgeitellt werden müffen, und zwar, wie ſchon betont, nicht aug 
taftiichen Erwaaungen; denn ich babe feinen Qweifel darüber gelafien, daß e8 mir mit diejer Auffaſſung 
heiliger Ernſt iſt. 

ch Habe aus dieſem Grunde für eine ganze Anzahl von vielleicht ſtrittigen Gebieten endgültige Ent- 
icheidungen getroffen und fie nicht nur nad) außen, fondern auch nad) innen befanntaeaeben und ihre 
Reſpektierung durchgeſetzt. ..... ir 


* Val, Nr. 204. 
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‚ Die demofratifden Friedensmacher von Verfailles fönnen für fih das Verdienft in Anspruch nehmen, 
dieſem tſchechiſchen Volk die befondere Rolle eines gegen Deutichland anfesbaren Trabanten zugedacht 
zu haben. 


Sie haben zu diefem Zweck dem in feiner tichechiichen Volksſubſtanz überhaupt nicht lebensfähigen 
Staat willkürlich fremdes Volksgut zugefprochen, d. H. alfo andere Nationalitäten vergewaltigt, um auf 
ſolche Weife eine latente Bedrohung der deutichen Nation in Mitteleuropa jtaatlid) fiheritellen zu können. 
Denn diefer Staat, deffen fogenanntes Staatsvolf in der Minorität war, konnte nur durch eine 
brutale Vergewaltigung der volflichen Majoritäten erhalten werden, Diefe Vergewaltigung aber war 
wieder nur denfbar unter der Zubilligung eines Schußes und einer Hilfe von feiten der europäischen 
Demofratien. Diefe Hilfe aber war felbftveritändlich nur dann zu erwarten, wenn diefer Staat die ihm 
anläßlich feiner Geburt zugedachten Rolle getreu zu übernehmen und zu fpielen bereit war. 


Dieſe Rolle aber hieß nichts anderes, als die Konſolidierung Mitteleuropas zu verhindern, eine Brücke 
bolſchewiſtiſcher Aggreſſivität nach Europa darzuſtellen und vor allem Landsknecht der europäiſchen 
Demokratien gegen Deutſchland zu ſein. Alles weitere ergab ſich dann von ſelbſt. 


Je mehr dieſer Staat dieſer ſeiner Aufgabe entſprechen wollte, um ſo größer wurde der Widerſtand 
der ſich dem widerſetzenden nationalen Minoritäten. Je größer ſich aber dieſer Widerſtand auswuchs, 
um fo ftarfer mußte die Unterdrückung einſetzen. Diefe zwangsläufige Verſteifung dex inneren Gegen— 
Hage führte wieder zu einer um fo größeren Abhängigkeit von den demokratiſchen europäiſchen Staats— 
begründern und Wohltätern. Denn fie allein waren ja in der Lage, auf die Dauer die umatürliche 
künſtliche Exiſtenz dieſes Gebildes wirtſchaftlich aufrechtzuerhalten. 


Primär hatte nun Deutſchland im weſentlichen nur ein Intereſſe: nämlich diefe fait 4 Millionen 
Deutſchen in diefem Land aus ihrer unerträglichen Situation zu befreien und ihre Rückkehr in ihre 
Heimat und damit zum taufendjährigen Neich zu ermöglichen. 


Daß diefes Problem fofort das gefamte übrige Nationalitätenproblem aufrollte, war ſelbſtverſtändlich. 
Chenfo aber aud) die Tatfade, dağ das Abziehen aller Nationalitäten den Neftitaat um jede Lebens- 
möglichkeit bringen mußte, etwas, was den Verfailler Staatsgründern ja auc) flar war; denn weil fie 
dieſes wußten, haben fie ja die Vergewaltigung der anderen Minoritäten befchloffen und dieſe gegen 
ihren Willen in diefe dilettantifche Staatskonftruktion hineingezwungen. 


PER Daf fidh Wefteuropa für den in feinem Intereſſe geichaffenen künstlichen Staat intereffierte, war 
Ja wohl begreiflih. Daß aber die um diefen Staat liegenden Nationalitäten diefes Antereffe als für fie 
maßgeblich anfehen würden, war ein vielleicht für manche bedauerlicher Trugſchluß. Inſoweit diefes 
nterefje nun auf die finanzielle Fundierung diefes Staatswejens gerichtet war, wäre von deuticher 
Seite nichts einzuwenden gewefen, wenn nicht diefes finanzielle Intereſſe legten Endes ebenfalls aug- 
ſchließlich den machtpolitiſchen Zielen der Demokratien unterftellt gewefen wäre. 


Auch die finanzielle Förderung diefes Staates verfolgte nur einen leitenden Gedanken: einen mili- 
täriſch höchſtgerüſteten Staat zu Schaffen mit der Aufgabe, eine in das Reich hineinreichende Baftion zu 
bilden, die — fei e8 ald Ausgangspunkt militärischer Unternehmungen in Verbindung mi: weftlichen 
Einbrücden in da8 Reich oder auch nur als Flugzeugſtützpunkt — einen unzweifelhaften Wert ver} prac), 
Was man von diefem Staat erwartet hatte, geht am eindeutigften aus der Feltitellung des Franjzo- 
fifchen Luftfahrtminifters Pierre Cot hervor, der e8 ruhig ausfprach, daß e8 die Aufgabe dieſes Staates 
wäre, in jedem Konfliktfall Bombenlande- und Bombenabflugplat zu fein, von dem aus man die wid: 
tigften deutſchen Gnduftriezentren in wenigen Stunden würde vernichten fünnen. E8 ift daher ver- 
ftandlic, wenn die deutſche Staatsführung ihverfeits ebenfalls den Entſchluß faßte, diefen Bomben 
abflugplat zu vernichten. Sie hat diefen Entſchluß nicht gefaßt etwa aus Haß gegen Das tſchechiſche Nolf. 
Eher im Gegenteil. Denn im Laufe eines taufendjährigen Sufammenlebens hat e8 zwiſchen dem deutichen 
und tſchechiſchen Volk oft jahrhundertelange Verioden engiter Quiammenarbeit gegeben und dazwiſchen 
allerdings nur furze Verioden von Spannungen. 


pi keys Die Münchener Entfcheidung führte zu folgendem Ergebnis: 

1. Rückkehr der wefentlichften Teile der deutfchen Randbefiedelung in Böhmen und Mähren zum Reich. 

2. Offenhaltung der Ldfung der übrigen Probleme diefes Staates, das heißt der Rückkehr bzw. des 
Ausfcheidens der nod) vorhandenen ungarischen und ſlowakiſchen Minoritäten. 

3. Blieb nod) offen die Frage der Garantie. Die Garantie diefed Staates war, foweit es fid um 
Deutichland und Stalien handelte, von vornherein abhängig gemacht worden von der Zuftimmung aller 
an diejen Staat angrenzenden Gntereffenten und damit von der tatfächlichen Löſung der diefe Intereffen- 
ten berührenden und noch offengebliebenen Fragen. 

esolgende Fragen aber waren offen geblieben: 

1. Rückkehr der magyarifchen Teile zu Ungarn, 

2, Rüdfehr der polnifchen Teile zu Volen, 

3. Löfung der flowafifchen Frage und 

4. Löfung der ufrainifchen Frage. 
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Wie Ihnen befannt ijt, haben num, nahdem faum die Verhandlungen zwiſchen Ungarn und der Tſchecho— 
Slowakei begonnen hatten, ſowohl die iſchechoſlowakiſchen als auch die ungarijden Unterhandler an 
Deutichland und an das an unferer Seite ftehende Italien die Bitte gerichtet, als Schiedsrichter die neue 
Grenzziehung zwifchen dev Slowafei, der Rarpatho-Ufraine und Ungarn vorzunehmen. Damit haben 
die Betroffenen felbft von der Möglichkeit, an die vier Mächte zu appellieren, feinen Gebraud) gemadt, 
fondern ausdrückich Werzicht geleiſtet, das beißt, fie abgelehnt. 


Und dies war verftändlid, Alle die in diefem Lebensraum Wohnenden wollten Ruhe und Frieden 
erhalten. talien und Deutſchland waren bereit, diefem Ruf zu folgen. Ein Einfpruch gegen diefe, an 
fich ja fon die Münchener Abmachung formell verlafjende Abmachung wurde weder von England nod) 
von Frankreich erhoben und fonnte nicht erhoben werden; denn e8 ware ja wahnfinnia geweſen, etwa 
bon Paris oder London aus zu proteftieren gegen eine Handlung Deutjchlands oder Italiens, die allein 
auf Grund des Anluchens der Betroffenen jelbit ftattfand. 


Der Schiedsſpruch von Stalien und Deutichland bat, wie in ſolchen Fällen ftets, feine Seite 
rejtlos befriedigt. Er krankte von vornherein daran, daß er von beiden Seiten freiwillig anerfannt 
werden mufte. WS daher diefer Schiedsſpruch zur Verwirklichung fam, erhoben fic) fofort in kurzer Zeit 
nad) der Annahme von zwei Staaten heftige Einſprüche. Ungarn forderte aus allgemeinen und be 
jonderen S\ntereffen die Karpatbo-Ukraine, Polen forderte desgleichen eine direkte Verbindung mit 
Ungarn. Es war flar, daß unter folden Umftänden auc) der Neftitaat diefer einitigen Verfailler Geburt 
zum Tode beitimmt war. 


Latfache war, daß an der Aufrechterhaltung des bisherigen Status vielleicht überhaupt nur ein einziger 
Staat intereffiert war, nämlich Rumänien, das durch feinen berufenften Mund mir perjönlich zum Aus- 
drud brachte, wie erwünſcht e8 wäre, über die Ukraine und Slowakei vielleicht einen direkten Wea nach 
Deutſchland erhalten zu können. Ich erwähne dies als eine Mluftration für das Gefühl der Bedrohung 
durch Deutichland, unter der die Rumänische Negierung nad) den Auffaſfungen amerikanischer Gellfeher 
gelitten haben foll. ES war aber nun flar, daß e8 nicht die Aufgabe Deutichlands fein fonnte, lic) auf die 
Dauer einer Entwidlung zu widerfegen oder gar für einen Quftand zu fämpfen, für den wir niemals 
eine Verantwortung bätten übernehmen fünnen. 


Cs fam daher jener Augenblick, in dem ich mich namens der Reichsregierung entfchloß, zu erklären, dah 
wir nicht daran dächten, uns länger mit dem Odium zu belaften, um etwa eine deutfche Vormarſchſtraße 
nad) Rumänien offen zu halten, dem gemeinfamen Grenzwunfc der Polen und Ungarn zu widersprechen. 
Da außerdem die Tichechiiche Regierung zu ihren alten Methoden zurückkehrte und auch die Slowatei ihre 


Deutſchland hat Daher auch auf eine wenige Tage vor der Auflöfung diefes Staates von England und 
Frankreich eingegangene Anfrage über eine Garantie diefe abgelehnt; denn e8 fehlten ja alle jeinerzeit 
in Münden dafür vorgeſehenen Vorausfesunaen. Am Gegenteil. WS fich endlich die Deutiche Reihs- 
regierung — nadem das ganze Gebilde in Auflöfung begriffen war und fich auch ſchon praktisch auf- 
aelofi hatte — entihloß, nunmehr ihrerfeits ebenfalls einzugreifen, geſchah dies nur im Vollzua einer 
jelbjtveritändliden Pflicht; denn folgendes ift noch zu bemerfen: 


EN 


Die Deutiche Reichsregierung bat bereits beim eriten Antrittsbefuch des Tſchechiſchen Außenminifters 
Chvalkovſth in Münden ibre Wuffaffung über die Qufunft der Tichecho-Slowatei far zum Ausdruck 
gebracht. Ich felbft habe Damal dem Herrn Minifter Chvalkovſkh verfichert, daß wir unter der Voraus 
jegung einer loyalen Behandlung der in der Tichechei verbliebenen aroßen deutichen Minderheiten und in 
der Vorausſetzung einer Berubigung des ganzen Staates eine loyale Haltung Deutfchlands ficherftellen 
würden und von uns aus diefem Staat feinerlei Sinderniffe bereiten wollten. 


Ich habe aber auch feinen Sweifel darüber gelaffen, daß, wenn die Tichechei ivaendwelde Schritte 
unternehmen würde im Sinne der politifhen Tendenzen des abaetretenen Herrn Dr. Beneſch, Deutich- 
land eine Entwidlung in diefer Richtung nicht hinnehmen, fondern ſchon im Keime auslöfchen würde. 
Ich wies Damals auch darauf hin, daß die Aufrechterhaltung eines fo aewaltinen militärifchen Arfenals 
in Mitteleuropa ohne Sinn und Zweck nur als Gefahrenherd angefehen werden mühte. 


Wie richtig diefe meine Warnung war, wurde durch die fyatere Entwiclung erwieſen. Durch eine 
fortgeſetzt fih fteigernde Flüfterpropaganda ſowohl als durch ein allmähliches Abgleiten tichechifcher 
Zeitungen in die frühere Schreibart mußte auch dem Einfältiaften klar werden, daft in kurzer Seit die 
alten Suftände wieder vorhanden fein würden. ` 


Die Gefahr einer militäriſchen Auseinanderjegung war um fo größer dann, als ja immer damit 
gerechnet werden mußte, daß fid irgendwelche Wabnfinnigen der anfgeftapelten unacheuren 
materialien bemäctigen konnten. Dies Darg in fih die Gefahr von Erylofionen unabiehh 
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Ich glaube, e8 ift ein Glück für Millionen und Abermillionen von Menfchen, daß e8 mir gelungen 
ift, danf der in legter Minute wirkſam werdenden Einficht verantwortlicher Männer auf der anderen 
Seite eine folde Exploſion verhindert und eine Löſung gefunden zu haben, die meiner Überzeugung nag 
dieſes Problem als einen mitteleuropäifchen Gefahrenherd endgültig aus der Welt ſchafft. Die Be 
hauptung, daß nun diefe Lofung im Gegenfak zur Abmachung von München * tünde, fann durch gar 
nichts begründet oder erhärtet werden. 

Die Münchener Löſung fonnte unter feinen Umständen als eine endgültige gelten; denn fie hat ja 
felbft zugegeben, daß weitere Probleme noch der Löſung bedürften und aelöft werden follten. Daß fidh 
nun die Betroffenen, und dies ift enticheidend, nicht an die vier Mächte qewandt haben, fondern 
nur an talten und Deutichland, fann wirklich nicht ung vorgeworfen werden. Ebenfoweniq aud, dah 
der Staat endlid) als folder von felbit zerfallen war und damit eine TſchechoSlowakei nicht mehr 
exiftierte. Daß aber, nachdem das ethnographiſche Prinzip ihon längſt außer Kraft qefest worden war, 
nunmehr aud) Deutichland feine immerhin taufendjährigen Intereſſen, die nicht nur politischer, fondern 
aud) wirtichaftlicher Art find, in feine Obhut nahm, ift wohl felbftverftändlih. Ob die Löſung, die 
Deutſchland gefunden Hat, richtig oder nicht richtig ift, wird die Zukunft erweifen. Sicher aber ift 
das eine, daß die Löſung nicht einer englifden Kontrolle oder engliichen Kritif unteriteht. Denn die 
Länder Böhmen und Mähren haben als legtes Neitgebiet der ehemaligen TſchechoSlowakei mit der 
Münchener Abmachung überhaupt nichts mehr zu tun. So wenig, als etwa enaliiche Maßnahmen, 
fagen wir in Irland, mögen fie richtig oder falſch fein, einer deutfchen Kontrolle oder Kritik unterftellt 
find, fo wenig ift dies bei diefen alten deutichen Kurfürſtentümern der Fall. 

Wie man aber die in München zwiichen Herin Chamberlain und mir perjönlich betätigte Abmachung 
auf diejen Fall beziehen fann, ift mir gänzlich unverftändlich; denn diefer Fall der TſchechoSlowakei 
war ja in dem Münchener Vrotofoll der vier Mächte aeregelt worden, joweit er eben damals qereaelt 
werden fonnte. Darüber hinaus war nur vorgefehen, daß, wenn die Beteiligten nicht zu einer Ciniqung 
fommen würden, fie fic) an die vier Mächte würden wenden fünnen. Und diefe wollten dann nach drei 
Monaten zu einer weiteren Beratung zufammentreten. 

Mun Haben aber diefe Beteiligten fich überhaupt nicht mehr an die vier Mächte gewandt, jondern mn 
an Deutjchland und “italien. Wie jehr diefe dazu doch legten Endes berechtigt waren, geht daraus 
hervor, daß weder England noch Frankreich dagegen Einſpruch erhoben Haben, fondern den von Deutſch 
land und Italien aefällten Schiedsiprucd ohne weiteres auch felbft akzeptierten, 

Mein, die Abmachung, die zwiichen Herin Chamberlain und mix aetvoffen wurde, hat fih nicht auf 
dieſes Droblem bezogen, fondern ausichließlih auf Fragen, die das Zuſammenleben Englands und 
Deutichlands betreffen. 

Dag geht auch eindeutig hervor aus der Feftftellung, dak Tolde Fragen im Sinne des Münchener 
Abkommens und des deutich-englifchen lottenvertrages tn Zukunft aljo freundichaftlih behandelt 
werden follten, und zwar auf dem Wege der Konfultierung. Wenn fih aber diefes Abkommen auf 
jede künftige deutiche Betätigung politifcher Art bezogen haben würde, dann dürfte auch England 
feinen Schritt mehr unternehmen, fei e8 zum Beifpiel in Paläſtina oder woanders, ohne fid 
mit Deutschland ert zu fonfultieren. ES ift felbitverftändlich, daß wir dies nicht erwarten, ebenfo aber 
lehnen wir jede Abnliche Erwartung, die an uns geftellt wird, ab. 

Wenn nun Herr Chamberlain daraus folgert, daß diefe Münchener Abmahung damit hinfällig fei, 
weil fie von uns gebrochen worden ware, fo nehme ich nunmehr diefe Auffaffung zur Kenntnis und ziehe 
daraus die KRonfequenzen....... 


* Ral. Nv. 217. 
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C. Die Britifche Ginkreifungspolitik feit Februar 1939 
Nr. 267 


Erklärung des Britifchen Premierminijters Chamberlain im Unterhaus, 
6. Sebruar 1939 


(Überfegung) 


Mr. A. Henderfon fragt den Premierminifter, ob die Fürzlih abgeqebene Erflärung des Fran- 
zöfiichen Außenminifters, daß die Streitfräfte Großbritanniens im Kriegsfalle Frankreich zur Ber- 
fügung tehen würden, ebenfo wie alle Streitkräfte Frankreichs zur Verfügung Großbritanniens ftinden, 
mit den Anfichten der Negterung Seiner Majeftät in Einklang ftebt 2 

Der Vremiermintfter: Nad) den mir zugegangenen Snformationen fiellte Herr Bonnet in der 
Kammer am 26. Januar feft, daß im Fall eines Krieges, in den die beiden Lander veriwicelt würden, alle 
Streitfräfte Großbritanniens Frankreich ebenfo zur Verfügung ftehen würden wie alle Streitkräfte Frank. 
reichs zur Verfügung Großbritanniens ftänden. Das fteht in völligem Einklang mit den Anfichten der 
Neaierung Seiner Majeftat. Es it unmöglich, alle die fidh vielleicht ergebenden hypothetiſchen salle 
im einzelnen zu prüfen, aber ich fühle mich verpflichtet, Elarzuftellen, daß die Solidarität der Intereſſen, 
Durch Die Frankreich und unfer Land verbunden find, von der Art ift, dab jede Bedrohung der Lebens- 
interejfen Frankreichs, von welder Seite fie aud) tommen mag, den fofortiqen Beiltand dieſes andes 
nach fic) sieben muß. 


Nr. 268 
Der Deutjche Botjchafter in Paris an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Paris, den 28. Februar 1939 


Der Botſchaft find in lester Seit, noch vor Bekanntgabe der antideutiden Ausichreitungen in Polen *, 
von durchaus zuverläfliger Seite Nachrichten zugegangen, die auf aewille Tendenzen im Sinne einer 
Neubelebung der franzöfiich-polnischen Allianz und parallel Hierzu auf die Abficht einer allmählichen 
Nerichlechterung der deutſch-polniſchen Beziehungen ſchließen laffen. Als Gauptqrund hierfür wird von 
dein Vertrauensmann der ftarke Eindrud angeführt, den die Vertiefung der Entente Cordiale zwiichen 
Frankreich und England fowie die verichiedenen Erklärungen Chamberlain’ binfichtlich einer enaliichen 
Hilfeleiftung für Frankreich auf die Polniſche Negierung gemacht Hatten, wozu noc) eine bemerkenswerte 
enalifche Aktivität in Dolen trete. 


Welczeck 


Nr. 269 
Rede des Britischen Premierminijters Chamberlain in Birmingham, 17. März 1939 


Auszug 
(Überfegung) 
. . Am vergangenen Mittwoch fand eine Debatte im Unterhaufe ftatt. Es war derfelbe Tag, an 


dem die deutſchen Truppen in der Tſchecho-Slowakei einmarjhierten, und wir alle, qang bejonders 
aber Die Regierung, waren im Nachteil, weil die uns zur Verfügung ftehenden Nacdrichten nur 
teilweifer, zum erheblichen Teile nidtamtlicher Art waren. Wir batten feine Zeit, diefe Nachrichten 
zu prüfen, nod) viel weniger aber, ung darüber eine wohlerwogene Meinung zu bilden. Daraus eraab 
fih zwangsläufig, daß ich, im Namen der Regierung fprechend, angeſichts der Verantwortung, die mit 
diefer Stellung verbunden ift, mih gezwungen fah, mich auf eine ftaré zurückhaltende und vorſichtige 
Darlegung deſſen zu beſchränken, über das ich ſeinerzeit, wie ich glaubte, nur geringe Erläuterungen 

*. Und vielleicht war e$ aud) ganz natürlich, daß dieſe etwas fühle und fachliche Erklärung 


geben fonnte *’ | | 
Grund zu einem Mißverftändnis gab und daß einige Leute qlaubten, Sah meine Kollegen und ich, weil 


ich ruhig ſprach und meinen Gefühlen nur befdrantten Ausdrud gab, uns von der Angelegenheit nicht 
tarf beeindructt fühlten. eh hoffe, diefen Irrtum heute abend berichtigen zu können. .. | 
* Bal. Nr. 146 ff. 

** Ral, Nr. 259. ' 


Ce ees Ich habe 


3579-0205 




















II 











| OMIM 


2, 1 83 — H3579-0206 


in Wirklichkeit feinen Grund, für meine im legten Herbſt ftattgefundenen Beſuche in Deutjchland 
Entichuldigungen vorzubringen; denn welche Wahl hatten wir? Nichts von dem, was wir hätten unter- 
nehmen finnen, nichts von dem, was Frankreich oder Nufland hätten unternehmen fünnen, wäre dazu 
angetan gewefen, die Tichecho-Slowafei vor einem Cinmarfd) und der Vernichtung zu bewahren. Selbſt 
wenn wir fpater zum Kriege geichritten wären, um Deutichland für fein Vorgehen zu ftrafen, und wenn 
wir nad) den furchtbaren Verluften, die allen Teilnehmern an einem Kriege zugefügt worden wären, 
ſchließlich fiegreicd, gewefen wären, würde e8 ung niemals möglich gewefen fein, die Tſchecho-Slowakei in 
derfulben Form wieder aufzurichten, die fie durch den Frieden von Verfailles gefunden hatte. ..... 
Deutichland hat unter feinem gegenwärtigen Regime der Welt eine Reihe unangenehmer Überraſchungen 
bereitet. Das Rheinland, der öfterreichiiche Anschluß, die Abtrennung des Sudetenlandes, alle diefe 
Vorfommniffe haben die öffentliche Meinung der ganzen Welt vor den Kopf geftoßen und beleidigt. 
Melche und wieviel Anftände wir aber aud) an den in jedem diefer Fälle angewendeten Methoden hätten 
nehmen können, jedenfalls ließ fih auf Grund der Naffenzugehörigteit oder gerechter Anſprüche, denen 
zu lange Widerjtand qeleiftet worden war, etwas zugunften der Notwendigkeit einer Anderung in der 
beftehenden Lage Tagen. 


Die Ereignifje aber, die im Laufe diefer Woche ...... Dlat gegriffen haben, jcheinen mir in eine 
andere Klaffe zu fallen und müffen uns alle veranlaffen, an uns jelbft die Frage zu richten: »Iſt das 
Dag Ende eines alten Abenteuers oder ift e8 der Anfang eines neuen ?« 


»Iſt e8 der lekte Angriff gegen einen Heinen Staat oder werden ihm weitere folgen? Iſt dies in 
Mirklichfeit ein Schritt in der Richtung eines Verfuchs zur Weltherrichaft durd) Gewalt ?« 

Das find fchwerwiegende und ernfte Fragen. ch werde diefe Fragen heute abend nicht beantworten. 
Ich bin aber überzeugt, dağ fie die tiefeunite und gewiffenhafte Erwägung nicht nur durd Deutichlands 
Nachbarn, fondern aud) durd andere Mächte, vielleicht fogar ſolche jenjeits der Grenzen Europas, 
notwendig maden würden. Schon jest liegen Anzeichen dafür vor, dağ diefer Prozeß eingefest hat, und 
es ift augenscheinlich, Daß ex nunmehr vorausſichtlich einen ſchnelleren Verlauf nehmen wird. 


Wir felbft werden uns jelbjtverjtändlich zunächſt unſern Partnern in der britifchen Gemeinfchaft der 
Nationen und Frankreich zuwenden, mit denen wir fo eng verbunden find; ich bezweifle aber nicht, dağ 
aud) andere, die willen, daß wir nicht unintereffiert an dem find, was in Siidofteuropa vor fih geht, 
den Wunſch haben werden, mit uns zu fonfultieren und unferen Nat einzuholen. 


Wir alle in unferem eigenen Lande miiffen die Lage mit dem Sinn für Verantwortlichkeit überprüfen, 
den ihr Ernft erfordert. Bon diefer Überprüfung darf nichts ausgejchloffen bleiben, was auf die 
nationale Sicherheit Bezua hat. Jede Phaſe unferes nationalen Lebeng muß wieder einmal von diefem 
Standpunkt aus einer Prüfung unterzogen werden. ..... 


Nr. 270 
Der Deutfche Sejchäftsträger in London an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
London, den 19. März 1939 


l. Gn heutiger Moxgenprefie fpielen Spekulationen über angebliche deutſche Abjichten gegenüber 
Rumänien Hauptrolle, obwohl berichtet wird, daß Bukareſt, Berlin und aud) biefige Rumäniſche 
Gejandtichaft dementieren, dah Deutichland wirtfchaftliches Ultimatum an Rumänien gerichtet habe. 


2. Exfahre von zuverläffigem Gewährsmann hierzu folgendes: Hiefiger Numänifcher Gefandter Tilea 
hat am 17. März aus eigener Initiative im Foreign Office von übertriebenen deutſchen Wirtſchafts— 
forderungen gegenüber Rumänien gefproden, weil ihm vorliegenden Nachrichten zufolge deutſch— 
rumäniſche Wirtichaftsverhandlungen zu gutem Ergebnis zu kommen fchienen und Hiermit feine bon 
ihm befürworteten Pläne auf Ausbau engliſch-rumäniſcher Wirtihaftsverhältniffe zunichte würden. 
Tilea Hat wegen feines Schrittes von Gafencu ſchärfſten Verweis erhalten und ift nad) längerer heftiger 
Televhonausipradhe angewiefen worden, Dementi herauszugeben, 


intrigen Tilea wurden von Halifax ald bare Münze genommen, insbejondere da Nachrichten von 
beſchleunigten deutichen Truppenbewegungen von Prag in öftliher Nichtung einliefen. Nachrichten und 
ftete Erregtheit englifcher Preſſe erklären fih Hieraus. 


Kordt 
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Nr. 271 


Aus der Rede des Britifchen Staatsjekretärs für Auswärtige Angelegenheiten 
Lord Halifax im Oberhaus, 20. März 1939 


(Aberſetzung) 

TEE Wenn und zu dem Seitpuntt aber, an dem e8 den Staaten flar wird, dah e8 augenſcheinlich 
feine Garantie gegeneinander folgende Angriffe gibt, die der Reihe nad gegen alle diejenigen gerichtet 
find, die ebraeizigen Weltherrichaftsplänen im Wege ftehen, dann jchlägt die Waagichale fofort nach der 
anderen Richtung aus, und man wird vorausfichtlicy in allen betroffenen Kreifen einer weit arößeren 
Bereitichaft begegnen, Erwägungen darüber anzuftellen, ob nicht zwecks aegenfeitiger Unterftiikung die 
Übernahme ausgedehnter gegenfeitiger Verpflichtungen geboten exjcheint, wenn auch nur aus dem Grunde 
der Notwendigkeit der Selbjtverteidiqung. Die Regierung Seiner Majeftät hat e8 nicht unterlaffen, aus 
diefen Ereigniſſen die Lehre zu ziehen und hat keine Zeit dabei verfäumt, nicht nur mit den Dominions 
fondern aud) mit anderen Regierungen, die von den fo plößlich offenfundig gewordenen Fragen betroffen 
werden, in enge und praftifche Konfultation zu treten. . . . 


ir. 272 
Der Deutjche Gefchäftsträger in London an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
London, den 20. März 1939 


Erklärungen, die Chamberlain und Halifax foeben im Unterhaus abgegeben haben, bringen noch feine 
Klärung über die Abjichten der Britifden Regierung. Lord Halifax beichräntt fic) auf eine teilweiie 
bittere Darftellung der Ereigniffe der lekten Tage. Er fprah von »mweiterreichenden aeaenfeitigen 
Garantiens, die zwedmäßig wären, Aus Mitteilungen zuverläfliger Gewährsleute eraibt lich etwa 
folgendes Bild über den gegenwärtigen Stand: Britiiche Regierung Hat Initiative für Bef prechungen 
fejt in der Hand. Sie wünjcht mit der Feftlequng dex zu befolgenden Volitif voranzugeben, um zu Der 
meiden, daß die anderen Staaten fonditionelie Erklärungen abgeben, die nach britischer Anficht ibren 
Swed nicht erreichen würden. Gedacht ift von britiicher Seite offenbar an Feitlegung einer Demarkations— 
linie, die insbeſondere Rumänien einjchließt und deren Überjchreitung durch einen Angreifer den Krieas- 
fall darjtellen würde. Folgende Staaten follen in der Garantiefrage zur Teilnahme aufaefordert worden 
fein: Rußland, Polen, Türkei und Gugoflavien. Es ftehe einwandfrei feft, daß man ſich nicht an 
Ungarn gewandt habe. E8 fei Polen überlaffen worden, mit Litauen, Eitland und Lettland Fühlung 
aufzunehmen; dasfelbe gelte für die Türkei mit Bezug auf Griechenland. Wegen Bulgarien fei man nod) 
zweifelhaft. 

Kordt 


Nr. 273 
Der Deutſche Gefandte in Oslo an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Oslo, den 21. März 1939 


Außenminifter Koht, der von mehrtägigem Beſuch in Paris, wo er an der Sorbonne Vorträge 
gehalten hat, am Montag zurüdgefehrt war, nahm fogleich Gelegenheit, im zuerſt erſcheinenden Nad- 
mittagsblatt den Hetzmeldungen der franzöſiſchen Preſſe aufs entſchiedenſte entgegenzutreten, wonach die 
Deutſche Regierung ſchon vor 12 Tagen von den fkandinaviſchen Staaten unter Drohung verlangt 
haben follte, fih ſowohl in wirtichaftlicher wie auch in politischer Beziehung Deutichland anzufchließen. 


Der Außenminifter erklärte, daß ihm hiervon auch nicht das geringite befannt fei. Sin Außen: 
minifterium finde fic) nicht ein Wort, nicht einmal eine Silbe darüber. Es jei dies eines der üblichen | 
Gerüchte, Die aus den dverichiedenften Gründen ausgehedt und verbreitet würden, Gr fönne nur, wie 
fdjon früher, fagen, daß aller Grund vorhanden fei, folen Preffemeldungen in Seiten wie jebt mit 
allergrößter Stepfis zu begegnen. Bis zum heutigen Tage, betonte Koht nochmals, hat man von dem 
angeblicy vor 12 Tagen erfolgten »Drud« Deutfchlands im Norwegifchen Yußenminifterium noch nichts 
verſpürt. 


Dr. Sahm | 
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Nr. 274 
Der Deutjche Sefchäftsträger in London an das Auswärtige Amt 
Telegramm 


London, den 22. März 1939 


Aus zuverläffiger Quelle erfahre id) folgendes über den Anhalt der von England in Paris, Warfdau 
und Moskau gemachten Vorjchläge: | | 

Die vorgeichlagene Deklaration fieht vor, dak im Kalle einer befürchteten Aagreifion die Unterzeichner 
der Deklaration fih zu fofortiqer Konſultation verpflichten, »to resist aggression«, 

Soweit bisher abzufehen, hat Volen Bedenfen gegen englifden Vorſchlag. Moskau hat noch nicht 
geantwortet. 

Falls diefe Deklaration durd die beteiligten Staaten angenommen wird, will England als zweiten 
Schritt Generalitabsbeiprehungen mit dem Siele militäriſcher Abmachungen in Vorichlag bringen. 


Kordt 
Nr. 275 
Der Deutfche Sefchäftsträger in London an das Auswärtige Amt 
Telegramm 


London, den 23. März 1939 


Vorliegende Nachrichten zeigen deutlich, daß der mit Vortelegramm * gemeldete engliiche Deflarations- 
plan praktiſch in zwei Teile zerfällt: 

Der erfte Teil bezieht fih auf eine Garantie Belgiens, Hollands und der Schweiz. | 

Der zweite Teil bezweckt den Schuß der Oftftaaten gegen eine Magreifion. Dem britifchen Kabinett 
foll von militärischer Seite mitgeteilt worden fein, daß Numänien wegen feiner Erdölquellen unbedingt 
vor deutſchem militäriihen Zugriff geſchützt werden müſſe. 

Wie mir ein aut informierter biefiger Diplomat beftätigte, hat Volen fic) bisher nicht entichließen 
fonnen, die britifchen Vorichläge anzunehmen. Maßaebend für diefe Haltung fei, abgeſehen von dem 
großen Mißtrauen gegen eine Hilfeleiftung durch Sowjetrußland, die Erwägung, dak das Verhältnis 
zu Deutichland durch eine derartige Teilnahme unbaltbar werden würde und dab England und Frant- 
reid) im alle eines deutichen Angriffes faum in der Lage fein wurden, Polen militärisch wirkſam 
zur Hilfe zu fommen. Unter diefen Umftänden feine im Foreiqn Office der Konferenzaedanfe wieder 
in den Vordergrund zu treten: Man Hoffe, auf einer Viererfonferenz Volen wirtiam unter Drud ſetzen 
zu können. 

In engliſchen fonjervativen Kreijen beſteht nad wie vor ein nicht zu unterichäatender Widerftand 
gegen die Hereinnahme Sowjetrußlands in das geplante Syftem. Die foeben im Unterhaus von 
Chamberlain abgegebene Erklärung läßt darauf fliehen, daß in den der Regierung nabeftehenden 
Kreifen der fonfervativen Partei die Furcht groß ift, ein im Often Eonfolidiertes Gebiet unter deuticher 
Vorherrichaft werde fic) nach diefer Konfolidierung mit feiner ganzen Kraft auf England werfen. 


Kordt 
ir. 276 
Der Deutfche Sefhäftsträger in Paris an das Auswärtige Amt 
Telegramm 


Paris, den 24. März 1939 


Großer Teil Varijer Preſſe bringt im wefentlichen übereinftimmende Nachricht, dab anläßlich 
Beſuchs Franzöſiſchen Staatspräfidenten in London Chamberlain, Salifar und Bonnet Vrotofoll 
gezeichnet oder AideMemoires ausgetauscht hätten, in denen fich Frankreich und Enaland verpflichteten, 
im alle eines Anariffes auf Holland oder die Schweiz biefen Ländern automatiich bewaffneten Reiftand 
zu leiften und ihre Grenzen zu fügen, Das fo geichloffene Abkommen beftätige Vereinbaruna, die am 
29. Januar mündlich in Paris zwifchen Bonnet und dem biefigen Enalifchen Botfchafter getroffen 
l worden fei. Die fo übernommenen Verpflichtungen feien den Belgien gegenüber beitehenden aleiche oder 
ähnliche. Uber Tanuarabmachungen berichtet »l'Europe nouvelles in Ausaabe vom 18. März; (S. 301) 
daß Verpflichtungen gegenüber Holland von Enaland, gegenüber der Schweiz von Frankreich gewünscht 
worden feien. 
) Bräuer 
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Nr. 277 
Der Deutfche Sefchäftsträger in London an das Auswärtige Amt 


Bericht € | 
London, den 29. März 1939 
In der Unterhausfigung vom 28. März richteten die der Arbeiterpartei angehörenden Abgeordneten 
Greenwood und Dalton Anfragen an den Premierminifter, in denen fie nähere Aufklärung liber den 
Stand der von der Britifehen Regierung mit anderen Regierungen zur Zeit geruhrten Beſprechungen 
erbaten. 


Der Abgeordnete Greenwood wollte wiſſen, ob die Deklaration, die gewiſſen Mächten vorgelegt 
worden ſei, ſich nur auf Konſultation beziehe, oder ob gegenſeitiger Beiſtand, unter Umſtänden auch 
militäriſcher Art, vorgeſehen ſei. 

Der Premierminiſter antwortete, es ſei außerordentlich ſchwierig und delikat, jet ſchon alle Karten 
auf den Tiſch zu legen, doch könne aus dem, was er früher in dieſem Zuſammenhang geſagt habe, ohne 
weiteres geſchloſſen werden, daß das, was die Regierung im Sinne habe, ſehr viel weiter gehe als 
Konfultation. (“It will, at any rate, be readily understood, from what I have said previously, 
that what the Government have in mind, goes a great deal further than consultation”.) 


Der Abgeordnete Dalton wollte wiffen, ob man Polen gegenüber flar gemadt habe, daß die Britiſche 
Regierung willens ſei, gemeinſam mit anderen Regierungen Polen für den Fall, daß es das nächſte 
Opfer »deutſcher Aggreſſion« fein würde, zu Hilfe zu fommen. Der Bremierminifter antwortete, daß er 
in diefer Sinficht noch qewiffe Surücdhaltung wahren zu miifjen glaube, dod) fei ex bereit zu jagen, dab 


die Britifche Regierung den anderen Regierungen, mit denen fie in Konfultation tände, eindeutig flar 


aemacht habe, was die Britiſche Regierung unter beftimmten Umftänden zu tun bereit jei. 


Im Auftrag 
von Gelzam 


Nr. 278 
Der Deutfche Sefchäftsträger in Paris an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Paris, den 31. März 1939 


Die Rundfunkaniprache, die Minifterpräfident Daladier am 29. März gehalten hat und die in 
5 fremden Sprachen über alle franzöfiihen Sender übertragen worden ift, hat in erfter Linie eine 
außenpolitifche Sielfeßung. Sie will durch Betonung des Friedenswillens Frankreids, feiner Stärke 
und im Laufe der legten Monate erreichten Einigkeit, wie fie auch in der Gewährung der Sonder- 
vollmachten zum Ausdruck gelangt it, Geaner und Freunde beeindruden, um jenen ein Halt auf dem 
Wege ihrer vermeintlichen Expanfion entgegenzuiegen und diefe in die Abwehrfront gegen den Expan— 
fionsdrang der totalitdren Staaten zu loden. Das Verhältnis zu England wird nur furz mit den 
Morten geftreift, daß die franzöſiſch-engliſche Sufammenarbeit heute jo vollftändigq fei wie nie zuvor. 


Deutichland gegenüber füllt der Ton einer gewifjen Nejignation auf. Nah Aufzählung der Verjuche, 
die zu einer Befjerung der Beziehungen in Münden, in der deutſch-franzöſiſchen Erklärung vom 
6. Dezember * und in den Wirtichaftsverhandlungen gemacht worden find, erklärt Daladier, dah die 
»Eroberung« der Tſchechoſſowakei und die Beſetzung von Prag durch deutfche Armeen diejen geduldigen 
Bemühungen den Hartelten Schlag verfest hätten, Die Ausführungen Daladier hierüber find von 
bemerfenswerter Kürze. Er wendet fid) im Anschluß daran an alle Mächte in Europa, jenfeits des 
Kanals und jenfeits des Atlantilchen Ozeans, die wie Frankreich denken, und fordert fie zu einer ver- 
trauensvollen Qufammenarbeit auf, um den Frieden zu bewahren und einem Angriff folidarijd zu 
widerstehen. Wenn am Tage nah der Nadivanipracdhe des Minifterpräfidenten in einer offiziöfen Ver- 
lautbarung erklärt wird, daß die Rede vorher der Enalifchen Regierung vorgelegen babe und von ihr 
aebilligt worden fei, treten in dem Appell Daladiers an die Völker Europas und jenfeits des Atlantiſchen 
Ozeans nod) ſchärfer die Grundzüge der engliſchen Politif Hervor, wie fie auch in den Außerungen 
Shamberlains und den dem Beſuch des Polnischen Aubenminifters Bed in London vorausgehenden 
engliſchen Verlautbarungen zum Musdrud Fommen, ans 


Bräuer 
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a ae. H3579-0210 
Nr. 279 
Erklärung des Britifchen Premierminifters Chamberlain im Unterhaus, 
im 4 31. März 1939 
(Überjekung) 
Wie ich diefen Morgen erklärte, befitt Seiner Majeftat Regierung keinerlei amtliche Betätigung für 
; ' Die Gerüchte irgendeines geplanten Angriffes auf Volen. E8 darf daher nicht angenommen werden, daf 


die Regierung diefe Gerüchte für wahr halt. 


ch Freue mich, diefe Gelegenheit zu ergreifen, um erneut die allgemeine Dolitif der Regierung dar» 
zulegen: Seiner Majeftat Regierung Hat fih ſtändig für den Ausgleich, und zwar auf dem Wege freier 
Verhandlungen zwiſchen den betroffenen Parteien, von jeder Streitigfeit eingejest, die fih zwiſchen 
Ihnen ergeben mag. Gie halt dies für den natürlichen und angemefjenen Weg dort, wo Streitigkeiten 
vorhanden find. Ihrer Anficht nad) follte es feine Frage geben, die nicht durch friedliche Mittel zu 
löfen wäre, und fie würde daher feinerlei Nechtfertiaung dafür finden, wenn Gewalt oder Drohung 
mit Gewalt an die Stelle der Methoden der Verhandlung gejeßt werde. 


Wie dem Haufe befannt ift, finden zur Seit gewifie Konjultationen mit anderen Regierungen ftatt. 
Um die Haltung Seiner Majeftät Regierung in der Swilchenzeit völlig Elarzuitellen, bevor diefe Kon, 
jultationen abaeichloffen find, fühle ich mich veranlaßt, dem Haufe mitzuteilen, daß während diejer 
Zeitdauer für den Fall irgendeiner Aktion, die Flaverweije die polnische Unabhängigkeit bedroht und 
die die Polniſche Regierung daher für fo lebenswichtig anfieht, daß fie ihr mit ihren nationalen Streit 
fräften Widerftand leiftet, Seiner Majeftät Regierung fic) verpflichtet fühlen würde, der Polniſchen 
Regierung alle in ihrer Macht ftehende Hilfe fofort zu gewähren. Sie hat der Volnifchen Regierung 
eine derartige Suficherung gegeben. 


ch kann hinzufügen, daß die Franzöfiiche Regierung mid) autorifiert hat, darzulegen, daß fie die 
gleiche Haltung in diefer Frage einnimmt wie Seiner Majeftät Regierung. 


Nr. 280 
Der Deutjche Botfchafter in Warſchau an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Warfdau, den 1. April 1939 


Qur Erklärung Chamberlains* wurde in heutiger Vreffelonferenz Außenminifteriums folgender 
Kommentar gegeben: 


Britifhe Regierung ſchaffe nunmehr gleiche Vorausjesungen für den Frieden im Often und Weiten 
und befeitige damit in Locarno begangene Fehler, auf die Polen ftändig hingewiejen habe. Diejer 
Beichluß Engliſcher Regierung, die hiermit aus bisheriger Reſerve heraustrete und an europäijcher 
Solidarität aftiv teilnebme, werde in Polen mit allergrößter Zufriedenheit und Verſtändnis auf 
genommen. Die pofitive Beurteilung englifchen Schritts andere jedoch nichts an den bisherigen Grund 
fäßen, die Volen, foweit e8 an ihm Liege, aud) in Zukunft beibehalten wolle. Nac) wie vor folle eine 
felbftdandige und unabhängige Politik geführt werden, die fic) auf die eigene Kraft, auf freundſchaftliche 
Beziehungen zu den Nachbarſtaaten und auf Allianzen und Freundſchaften ſtütze. Engliſcher Schritt 
beweiſe, daß England in Polen einen bedeutenden Faktor für den Frieden Europas ſehe. Reiſe Becks nach 
London werde eine wichtige Etappe in den engliſcherſeits geführten Konſultationen darſtellen. 


Ein Beſuch in Frankreich, der auf franzöſiſche Initiative zurückgehe, ſei in Ausſicht genommen, werde 
aber nicht bei Gelegenheit London-Reiſe ftattfinden. 


Moltke 
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ir. 281 
Rede des Führers in Wilhelmshaven, 1. April 1939 
Auszug 


Wer den Verfall und den Emporſtieg Deutjchlands ermeffen will, dev muß fih die Entwidlung 
einer Stadt wie Wilhelmshaven anfehen, Vor kurzer Zeit nod) ein toter Blak, fait. ohne Criftens: 
berechtigung, ohne Ausficht auf eine Zukunft — heute wieder erfüllt vom Dröhnen der Arbeit und des 
Schaffens. E8 it qut, wenn man fich diefe Vergangenheit wieder ins Gedächtnis zurückruft. . 

MIS die Stadt ihren erften Aufſchwung erlebte, fiel diefer zufammmen mit dem Emporftieg des Deutichen 
Neiches nach feinen Ciniqungstdmpfen. Diefes Deutichland war ein Deutfchland des Friedens. In 
derfelben Seit, in der die fogenannten friedliebenden, tugendhaften Nationen eine ganze Anzahl von 
Krieaen führten, hat Deutichland damals nur ein Ziel gekannt: den Frieden zu bewahren, in Frieden zu 
arbeiten, den Woblitand feiner Bewohner zu heben und damit zur menschlichen Kultur und Gefittung 
beizutragen. a, 

Dieſes Deutichland der Friedenszeit hat mit unendlichen Fleiß, mit Genialitat und mit Beharrlichkeit 
verfucht, fich fein Leben im Inneren zu geftalten und fich nach außen durch die Teilnahme am friedlichen 
Wettbewerb der Völker einen gebührenden Platz an der Sonne zu fichern. 

Trotzdem diefes Deutichland jahrzehntelang der fiherfte Garant des Friedens war und fidh ſelbſt nur 
jeiner friedlichen Beſchäftigung hingab, Hat e8 andere Völker und befonders deren Staatsmanner nicht 
davon abhalten finnen, diefen Emborftieg mit Neid und Haß zu verfolgen und ihn endlich mit einem 
Kriege zu beantworten. 

Wir wiffen Heute aus den Akten der Gefdhichte, wie die damalige Einfreifungspolitif planmäßig von 
Enaland aus betrieben worden war. Wir wiffen aus zahlreichen Feftftellungen und Vublifationen, dağ 
man in diefem Lande die Auffaffung vertrat, e8 fei notwendig, Deutfchland militäriich niederzuwerfen, 
weil feine Vernichtung jedem britifchen Bürger ein höheres Ausmaß an Lebensgütern fihern würde, 

Gewiß, Deutichland hat damals Fehler begangen. Sein ichwerfter Fehler war, diefe Einfreifung zu 
ſehen und fich ihrer nicht beizeiten zu evwehren, Die einzige Schuld, die wir diefem damaligen Regime 
vorwerfen fünnen, ift die, dah e8 von dem teuflifchen Wlan eines Überfalls auf das Reih volle Kenntnis 
hatte und doch nicht die Entichlußfraft aufbrachte, diefen Überfall beizeiten abzuwehren, fondern diefe 
Cinfreifung bis zum Ausbruch der Kataſtrophe ausreifen ließ. 

Die Folge war der Weltkrieg! 

RR Wenn heute ein enaliicher Staatsmann meint, man forne und müſſe alle Vrobleme durch frei- 
mütige Befprechungen und Verhandlungen löſen, dann miüchte ich diefem Staatsmann nur jagen: 
Dazu war vor unferer Zeit 15 Jahre lang Gelegenheit! 

Wenn die Welt Heute fagt, daß man die Völker teilen müffe in tugendhafte Nationen und in folde, die 
nicht tugendhaft find — und zu den tugendhaften Nationen acbören in erfter Linie die Engländer und die 
Arangojen, und zu den nicht tugendhaften gehören die Deutichen und Italiener —, dann fünnen wir nur 
antworten: Die Beurteilung, ob ein Volk tugendhaft oder nicht tugendhaft ift, die fann doch wohl ein 
Irdiſcher faum ausfprechen, das müßte man dem Lieben Gott überlaffen. 

Nielleicht wird mir nun diefer felbe britiiche Staatsmann entgegnen: »Gott Hat das Urteil fon 
geſprochen, denn er bat den tugendhaften Nationen ein Viertel der Welt geichenft und den nicht tugend- 
haften alles qenommen!« Darauf fei die Frage qeftatiet: »Mit welchen Mitteln haben denn die tugend 
haften Nationen fih diefes Viertel der Welt erworben ?« und man muß antworten: »Es find feine tugend. 
haften Methoden geweſen!« 

300 Sabre lang bat diefes England nur als untugendpafte Nation gehandelt, um jest im Alter von 
Tugend zu reden! So fonnte e8 paffieren, dab in diefer britifcen tugendlofen Zeit 46 Millionen Eng 
länder fajt ein Viertel der Welt unterworfen haben, während 80 Millionen Deutiche infolge ihrer 
Tugendſamkeit zu 140 auf einem Quadvattilometer [eben müſſen. 

Ja, vor 20 Jahren, da war die Frage der Tugend für die britiichen Staatsmanner immer nod) nicht 
gan; aeflärt, infofern e8 fi) um Eigentumsbeqriffe handelte. Damals hielt man e8 mit der Tugend 
noch für vereinbarlich, einem anderen Volk, da feine Kolonien nur durch Verträge oder dure Kauf 
erworben hatte, fie einfach wegzunehmen, weil man die Macht hatte. 

Jene Macht, die jest allerdings als etwas Abjcheuliches und Verabicheuungswürdiges gelten foll. Ich 
babe den Herren hier nur eines zu fagen: Ob fie das felber glauben oder nicht glauben, wiffen wir nicht. 
Wir nehmen aber an, dah fie das nicht glauben. Denn wenn wir annehmen wollten, dağ fie das wirklich 
selbit alauben, dann wirden wir jeden Nefpeft vor ihnen verlieren. 

15 Jahre lang hat Deutfchland fein Los und fein Schickſal geduldig ertragen. Auch ich verfuchte 
anfangs jedes Vroblem durch Vefpredungen zu löſen. Ich Habe bei jedem Vroblem Angebote gemacht, 
und fie find jedesmal abgelehnt worden! E8 fann fein Sweifel fein, daß jedes Volf heilige Intereſſen 
beſitzt, einfach weil fie mit feinem Leben und feinem Pebensrecht identifch find. 

Wenn heute ein britiicher Staatsmann fordert, dağ jedes Vroblem, das inmitten der deutichen Lebens 
interefien liegt, erft mit England beſprochen werden müßte, dann fonnte iH genau fo gut verlangen, dal 
odes britiiche Problem erft mit ung zu beiprechen fet. | 
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Gewiß, diefe Engländer mögen mir zur Antwort geben: »In Valdftina haben die Deutfchen nichts zu 
ſuchen!« — Wir wollen auch gar nichts in Valaftina juden. 

Allein, fo wenig wir Deutfden in Daläftina etwas zu fuchen Haben, fo wenig hat England in unferem 
deutſchen Lebensraum etwas zu fuchen! 

Und wenn man nun erklärt, das e8 fih Hier um allgemeine Nechts- und Geſetzesfragen handele, fo 
fonnte id) dieje Meinung nur dann gelten laffen, wenn man fie als allgemein verpflichtend betrachten 
würde. Man jagt, wir hätten fein Redt, diefes oder jenes zu tun, Ich möchte die Gegenfrage erheben: 
Welches Recht — um nur ein Beispiel zu erwähnen — bat England in Daläftina, Araber niederzu- 
ſchießen, nur, weil fie für ihre Heimat eintreten? Wer gibt ihm das Redt? 

Wir haben jedenfalls in Mitteleuropa nicht Taufende abgeichlachtet, fondern wir haben unfere 
Probleme in Rube und in Ordnung geregelt! 

Allerdings, eines möchte ich hier aussprechen: Das deutiche Volk von heute, das Deutliche Reidh von 
jebt, fie find nicht gewillt, Lebensintereſſen preiszugeben, fie find auch nicht gewillt, auffteiqenden 
Gefahren tatenlos gegenüberzutreten! 

Wenn die Alliierten einft ohne Nücficht auf Zweckmäßigkeit, auf Recht, auf Tradition oder auch nur 
Vernunft die Landfarte Europas änderten, fo hatten wir nicht die Macht, e8 zu verhindern. Wenn fie 
aber vom heutigen Deutjchland erwarten, daß e8 Trabantenftaaten, deren einzige Aufgabe e8 ift, gegen 
Deutſchland angefegt zu werden, geduldig aewähren läßt bis zu dem Tag, an dem diefer Einſatz fic) voll. 
sieben foll, dann verwechjelt man das heutige Deutichland mit dem Deutichland der Vorkriegszeit! 

Wer ſich ſchon bereit erklärt, für dieſe Großmächte die Kaſtanien aus dem Feuer zu holen, muß 
gewärtig ſein, daß er ſich dabei die Finger verbrennt. 

Wir haben wirklich keinen Haß gegen das tſchechiſche Volk, wir haben jahrelang miteinander gelebt. 
Das wiſſen die engliſchen Staatsmänner nicht. Sie haben keine Ahnung davon, daß der Hradſchin 
nicht von einem Engländer, fondern von Deutſchen erbaut wurde, und dab der St. Veit-Dom gleich— 
falls nicht von Engländern, ſondern von deutſcher Hand errichtei wurde. 

Mud) Franzoſen waren dort nicht tätig. Sie wiſſen nicht, daß ſchon in einer Seit, in der England 
nod) jehr Hein war, einem deutfchen Kaiſer auf diefem Berg gehuldigt wurde, daß fon 1000 Fahre 
bor mir dort der erfte deutſche König ftand und die Huldigungen diefes Volkes entgegennahm. Das 
wiffen die Engländer nicht, das können fie auch nicht und brauchen fie auch nicht zu willen. 

Es genügt, daß wir es wijfen und daß e8 fo ift, daß feit einem Jahrtaufend dieſes Gebiet im Lebens- 
raum des deutſchen Volkes liegt. Wir hätten aber troßdem nichts gegen einen unabhängigen tſchechiſchen 
Staat gehabt, wenn er 1. nicht Deutſche unterdrückt und wenn er 2, nicht das Anftrument eines fommen- 
den Angriffs gegen Deutjchland hätte fein follen. 

Wenn aber ein franzöfiicher früherer Luftfahrtminifter in einer Zeitung fehreibt, daß e8 die Aufgabe 
dieſer Tſchechei auf Grund ihrer hervorragenden Lage fei, im Kriege Deutichlands industrie durch Luft- 
angriffe ing Herz zu treffen, dann wird man verftehen, daß das für uns nicht ohne Intereſſe it und daß 
wir dann daraus bejtimmte Konfequenzen ziehen. 

Es wäre an England und Frankreich gewefen, diefe Cuftbafis zu verteidigen. An uns lag e8 jeden 
falls, zu verhindern, daß ein folder Anariff ftattfinden fonnte. Ic) habe geglaubt, dies auf einem 
natürlichen und einfachen Wege zu erreichen. Erft als ich fab, daß jeder derartige Verſuch zum Scheitern 
beftimmt war und daß die deutfchfeindlichen Elemente wieder die Überband gewinnen würden, und alg 
ich weiter fah, daß diefer Staat feine innere Lebensfähigfeit längſt verloren hatte, ja, daß er bereits 
erbrochen war, da habe ich da8 alte deutſche Necht wieder durchgefeßt, und ich babe wieder vereint, was 

urd) Gejchichte und geographifche Lage und nad) allen Regeln der Vernunft vereint werden mußte, 

Nicht um Has tſchechiſche Volf zu unterdrücen! E wird mehr Freiheit haben, als die bedrückten Völker 
der tugendbaften Nationen! 

Ich Habe, fo glaube ich, damit dem Frieden einen großen Dienft erwiefen, denn ich habe ein Inſtru— 
ment, das beſtimmt war, im Krieg wirkſam zu werden gegen Deutſchland, bei Zeiten wertlos gemacht. 

Wenn man nun fagt, daß diefes das Signal fei dafür, daß Deutfchland nun die ganze Welt angreifen 
wollte, fo glaube ich nicht, daß man fo etwas im Ernft meint; Da8 fünnte nur der Ausdruc des aller. 
ichlechteften Gewiffens fein. Vielleicht ift e8 der Zorn über bas Mißlingen eines weit aefteckten Planes, 
vielleicht glaubt man damit die taktiſche Vorausſetzung zu ſchaffen für die neue Einkreiſungspolitik? Wie 
dem aber auch fei: Ich bin der Überzeugung, daß ich damit dem Frieden einen großen Dienft erwiesen 
habe. 

Und aus diefer Überzeugung Heraus habe ich midh auch vor drei Wochen entichloffen, dem fommenden 
Parteitag den Namen »Parteitag des Friedens« zu geben. Denn Deutichland denft nicht daran, andere 
Völker anzugreifen, 

Worauf wir aber nicht verzichten wollen, ift der Ausbau unferer wirtichaftlichen Beziehungen. Dazu 
haben wir ein Recht, und id) nehme dazu von feinem europäiichen oder außereuropäifchen Staatsmann 
Vorſchriften entaeaen. 

Das Deutjche Reich ift nicht nur ein großer Produzent, fondern aud ein ungebeurer Konſument. Wie 
wir ald Konfument ein unerfeßbarer Handelspartner werden, fo find wir ala Vroduzent geeignet, das, 
was wir fonfumieren, auch ehrlich und reell zu bezahlen. 
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Wir denfen nicht daran, andere Völfer zu befriegen, allerdings unter der Vorausjehung, daß and) fie 
uns in Ruhe laffen. Das Deutſche Reich ift aber jedenfalls nicht bereit, eine Einſchüchterung oder aud) 
nur Cinfreifungspolitif auf die Dauer hinzunehmen. 

Ich habe einft ein Abfommen mit England abgefdloffen, das Flottenabfommen. G8 bafiert auf dem 
heißen Wunjch, den wir alle befigen, nie in einen Krieg gegen England ziehen zu müſſen. Dieſer Wunſch 
kann aber nur ein beiderſeitiger ſein. Wenn in England dieſer Wunſch nicht mehr beſteht, dann iſt die 
praktiſche Vorausſetzung für dieſes Abkommen damit beſeitigt. | —* 

Deutſchland würde auch das ganz gelaſſen hinnehmen! Wir ſind deshalb ſo ſelbſtſicher, weil wir ſtark 


find, und wir find ſtark, weil wir geſchloſſen find und weil wir außerdem ſehend find! ..... 
Nr. 282 
Der Staatsfekretär des Auswärtigen Amts an den Deutfchen Botfchafter 
in Warfchau 
Telegramm 


Berlin, den 3. April 1939 

Beiftandserklärung Britifder Regierung an Polen, die Chamberlain am 31. Marz im Unterhaus 
befanntaegeben bat *, ift nad) ihrem Wortlaut nur vorläufiger Natur. Sie foll britiihe Haltung während 
der Zwiſchenzeit flarftellen, die noh benötigt werde, um englifde Konfultationen mit anderen Regie- 
rungen zu abichliefendem Ergebnis zu führen. Da Britifche Regierung fid) ſelbſt genötigt geſehen bat, 
Geruͤchte von bevorſtehendem deutſchen Angriff auf Polen als ungerechtfertigt zu dementieren, iſt 
die vorweg erfolgte Abgabe der Beiſtandserklärung für Polen in keiner Weiſe durch außenpolitiſche 
Cage gerechtfertigt qewejen, vielmehr aus dem Bedürfnis Engliſcher Regierung zu erklären, der Welt 
und ihrer eigenen ſchon ungeduldig gewordenen öffentlicyen Meinung ein exjtes Ergebnis der emfigen 
Siplomatifchen Bemühungen darzubieten, mit denen Foreign Office am 18. März begonnen hat. 

Was unfererfeits zu britifchem Einfreifungsverfuc und zu den Gefahren zu fagen ijt, die die Staaten 
laufen, welche fich dazu hergeben, ift bereits in der Rede, die der Führer am Sonnabend in Wilhelms. 
Haven gehalten hat, zum Ausdrud gefommen, 


Weisjacker 


Nr. 283 
Rede des Britifchen Premierminifters Chamberlain im Unterhaus, 3. April 1939 


Auszu 
* (Aberſetzung) 

. .. . Wenn, wie id) hoffe, das Ergebnis dieſer Ausſprache das ift, darzutun, dağ grundſätzlich und im 
allgemeinen dieſes Haus einmütig die Erklärung billigt, die id) am Freitag abgegeben habe *, und daf eg 
einig und entſchloſſen iſt, alle Maßnahmen, die zur Wirkſammachung dieſer Erklärung nötig ſein mögen, 
zu ergreiſen, ſo kann die Ausſprache einen ſehr großen Nutzen haben. Die von mir am Freitag abge— 
gebene Erklärung iſt mit einem ſehr geſchickten und deshalb weithin übernommenen Ausdruck als 
Deckungszuſage bezeichnet worden, die im voraus vor dem vollſtändigen Verſicherungsſchein ausgegeben 
worden fei. Sch felbft betonte nachdrücklich ihren vorübergehenden oder zeitweiligen Charakter, und ihre 
Bezeichnung als Dedungszufage ijt durchaus nicht fchlecht, ſoweit ein folder Vergleid) zutreffen fann; 
aber ich alaube, daß diefer Vergleich ganz und gar unvollitändig in folgendem Punkte ift: Während 
naturgemäß die Ausgabe einer Dedungszufage in fih ſchließt, daß ihr etwas mehr ing einzelne gehende 
nachfolat, ift e8 gerade die Art des vollftändigen Verfiherungsfcheines, die eine fo ungeheure Abweichung 
von allem daritellt, was diefeS Land bisher unternommen bat. 

Es bildet dies wirklich ein neues Moment — ich möchte fagen eine neue Epoche — in dem Verlaufe 
unferer auswärtigen Politik. 

_ So weit von unferen traditionellen Ideen in diefer Hinfiht abgewichen zu fein, wie ich e8 im 
Auftrag Seiner Majeftät Regierung am Freitag getan habe, bildet in der Tat einen fo wichtigen Mart- 
ficin in der britifchen Volitif, dah ich mit Sicherheit fagen zu können glaube, daß diefer Entichluß ein 
Kapitel für fic) erhalten wird, wenn e8 einmal zum Schreiben der Geſchichtsbücher kommt. | 

Das fehr ehrenwerte Mitglied hat foeben auf ein Mibverfiandnis des Sinnes diefer Erklärung ange 
ivielt. Ich getehe, ich war felbit überrafcht, daß e8 Hier irgendein Mißverſtändnis aeben könne, denn ich 
alaubte, daß die Erklärung Ear und deutlic, für alle war, die fic) bemüht haben fie zu leſen. Selbit- 
berſtändlich betrifft eine Erklärung von diefer Bedeutung nicht irgendeinen unbedeutenden fleinen Grenz- 
awifdenfall; fie betrifft die großen Dinge, die fogar einem Grenzzwiſchenfall zugrunde liegen können. 
Menn die Unabhangiafeit des polnischen Staates bedroht fein follte — und wenn fie bedroht fein würde, 
fo habe ich feinen Sweifel, dağ das polnifche Volk jedem Verſuch hierzu Widerftand leiſten würde — 


—— 
— 
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dann bejagt die Erklärung, die ich abgegeben Habe, daß Frankreich und wir ſelbſt Polen unverzüglich 
zur Hilfe Eommen würden. 

.... Erft vor nicht langer Zeit habe ich meiner Anficht dahin Ausdruck gegeben, daß man von unferem 
Vande nicht verlangen folle, unbegrenzte und unbeftimmte Verpflichtungen einzugehen, die unter nicht 
vorauszufehenden Bedingungen wirkfam werden würden. Diefe Anficht Halte id) noch Heute aufrecht; 
was wir Hier aber im Begriff find zu tun, ift der Eintritt in eine beftimmte Verbindlichkeit, die fidh 
auf einen gewilfen Cventuatfall bezieht, nämlich auf den Fall, dab ein Verfuh dahin unternommen 
werden follte, die Welt mit Gewalt zu beherrichen. Das fehr ehrenwerte Mitglied Hat mit Recht 
gejagt, dab die Sache nicht fo enden könne, wie fie jest fteht. Wenn dieje Dolitif die Politik der Deut- 
ſchen Regierung ware, fo ift e8 ganz Elar, daß Polen nicht das einzige Land wäre, das gefährdet fein 
würde, und der Politif, die uns veranlaßt hat, Polen diefe Quficherung zu geben, könnte natürlich 
nicht Genüge geichehen, noch fonnte fie durchgeführt werden, wenn wir uns auf einen einzelnen Fall 
beichränfen würden, der ſchließlich nicht der richtige Fall fein möchte. Die kürzlichen Ereianiffe haben, 
mit Recht oder mit Unrecht, jeden Staat, der an Deutfchland angrengt, unglüclich, beforgt und ungewiß 
über Deutichlands zukünftige Abfichten gemacht. Wenn dies alles ein Mißverſtändnis ift, wenn die 
Deutſche Regierung niemals folde Gedanken gehabt hat, gut, dann ift e8 um fo beffer. Gn diefem Fall 
werden alle Abmachungen, die getroffen werden mögen, um die Unabhängigkeit diefer Länder zu fügen, 
niemal Anwendung zu finden brauchen, und Europa fünnte dann allmählich in einen Juftand der Rube 
guriicffallen, in der fogar das Vorhandenfein diefer Abmachungen in Vergeffenbeit geraten könnte. .... 


Nr. 284 


Aus der Rede des Britifchen Schaßkanzlers Gir Sohn Simon 


im Unterhaus, 3. April 1939 
(Überjeßung) 

. . . Mit ein oder zwei Ausnahmen, die nur die allgemeine Einigkeit unterftreichen, dürfen wir diefen 
Tag, an dem dieje ungeheuer wichtige Erklärung von allen Teilen des Haufes angenommen und gebilligt 
worden ift, alg einen Markftein in unjerer Gejchichte bezeichnen. IH bin nicht geneigt, die Bedeutung 
der Erklärung zu verkleinern, Die Erklärung verpflichtet uns ausdrüclich in einem Teil der Welt, in 
dem wir bisher von befonderen Verpflichtungen befreit gewefen find, und fie läßt auch Verpflichtungen 
in anderen Teilen der Welt vorausfehen. Sie fehreibt ein Kapitel in unferer Geichichte, das uns weiter 
führt alg Die Reihe der Verpflichtungen, die mein fehr ehrenwerter Freund in einer klaſſiſchen Rede in 
Leamington * aufgeführt bat. Wir ftellen hier feft, daß das Land in feiner Gefamtheit, indem e8 diejen 
Standpunkt einnimmt, geeinter ift al8 in irgendeiner anderen politiihen Frage der Gegenwart. Dies 
ift eine überaus gewaltige Tatjache, der wir alle ung künftig zu erinnern Gelegenheit haben werden, und 
ich betrachte es alg unfer aller Bflicht, diefen Wechſel nicht irgendwie zu verkleinern, fondern ihn in 
dem vollen Umfang feiner Anwendung zu würdigen und anzuerkennen. Die Erklärung verkündet einen 
endgültigen Kurs des Handelns, wenn Handeln notwendig fein wird, und von diefer Entfcheidung fann 
man nicht nad) rückwärts bliden. 

Es ift die allerernftefte Verpflichtung, weil fie nicht etwa nur die Möglichkeit eines Krieges aus Anlaß 
beftimmter Ereigniffe androht, fondern weil fie uns in gewiffen Fällen verpflichtet, Krieg zu führen. .... 


Nr. 285 
Der Deutjche Sefchäftsträger in London an das Auswärtige Amt 


Bericht 
London, den 4. April 1939 

Die engliſch-franzöſiſche Zufammenarbeit auf dem Luftgebiet ift in den legten Wochen durch Be- 
ſprechungen auf technijchem Gebiet ſowie durch franzöfiiche Generalftabsoffiziere auf militäriichem 
Gebiet vertieft worden. Durch den jest laufenden Beſuch des Franzöſiſchen Luftminifters in London 
dürften diefe Befpredungen einen gewiffen Abſchluß erreichen. 

Zum erfienmal verlautet, daß in einem Exrnftfall der gemeinfame Oberbefehl über die vereinigten 
Cuftflotten (ähnlich wie früher ſchon für Heer und Marine) feitgelegt worden ift. 

Aller Wabricheinlichfeit foll die englifche Luftwaffe die Führung übernehmen. Der Generalitabschef 
der englifchen Luftwaffe wird für den Ernftfall als gemeinfamer Oberbefehlshaber genannt. 

Gleichzeitig hiermit laufen offenbar eingehendere Beſprechungen über die Vorbereitung und Ver- 
wendung engliſcher Luftjtreitfräfte auf frangofifdem Boden und die Beichleunigung und Verbreiterung 
der franzöfiichen Luftinduftrie mit dem deutlichen Ziel einer Angleichung des Materials an das englijche. 


Gm Auftrag 
von Gelzam 


* Gemeint ift bie Rede des damaligen Britifden Wufenminifters Eden in Leamington vom 20. November 1936, in ber bie 
britifchen Verpflichtungen für den Kriegsfall umriffen wurden. 
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Nr. 286 
Der Deutfche Gefchäftsträger in London an das Auswärtige Amt 
Bericht 


London, den 10. April 1939 


Der amtliche Wortlaut der Unterhauserflarung Chamberlains vom 6. April über die Verhand- 
lunaen dex Britiſchen Negierung mit dem Volnifchen Aufenminifter liegt nunmehr vor. Der Premier 
miniſter erklärte auf Anfrage des Yabvurabgenrdneten Greenwood folgendes: 

»Ich bin in der Lage, dem Haus folgen Bericht über die Beſprechungen mit dem Polniſchen Außen: 
minijier zu neben. Der Bericht ift von Herrn Ved im Namen der Volnifchen Regierung und vom 
Staatsiefretär des Außern und mir im Namen Seiner Majeftät Negierung gemeinfam verfaßt worden. 
Die Beſprechungen mit Heren Bee haben fidh auf ein weites Feld bezogen und gezeigt, daß unfere beiden 
Regierungen fich Über gewiſſe allgemeine Grundläße völlig einig find. 

Es wurde verabredet, daß unfere beiden Lander bereit fein werden, ein dauerndes und wechlelfeitiges 
Abkommen zu Ichliehen, um die gegenwärtige zeitweilige und einfeitige Zuficherung Seiner Majeität 
Regierung an die Volnifde Negierung * zu erfeßen. An Erwartung des Abjchluffes diejes dauernden 
Abkommens aab Herr Berk Seiner Majeftat Negierung die Zuficherung ab, dah fich die Wolnifche 
Nenierung für verpflichtet halte, Seiner Majeftät Regierung unter den gleichen Vorausſetzungen Unter- 
ſtüßung zu aewähren, wie fie in der zeitweiligen Zuſicherung Seiner Majeftät Regierung an Polen 
bereits enthalten find, 

Ebenſo wie die zeitweiline Quficherung würde das dauernde Abkommen nicht gegen irgendein anderes 
Cand gerichtet, fondern dazu beitimmt fein, Großbritannien und Polen eine wechſelſeitige Unterſtüßung 
im Fall iraendeiner unmittelbaren oder mittelbaren Bedrohung der Unabhängigkeit des einen oder 
anderen Staates zu gewähren. ES wurde anerkannt, daß gewiſſe Punkte, einſchließlich einer genaueren 
Umichreibung der verichiedenen Urſachen, aus denen die Notwendigkeit einer folden Unteritügung ent 
tehen könnte, ein gründlicheres Studium erfordern, bevor das dauernde Abkommen vervollftandigt 
werden fann. 

Wobhlverftanden follen die obenerwähnten Abkommen feine von den beiden Regierungen daran 
hindern, mit anderen Ländern im allaemeinen Anterefle der Feftiqung des Friedens Abkommen ab- 
zuſchließen.« 

Greenwood fragte den Premierminiſter weiterhin, ob die Britiſche Regierung nach Beendigung der 
Verhandlungen mit Oberſt Beef beabſichtige, ihren geſamten Einfluß dafür einzuſetzen, dah gleiche gegen— 
ſeitige Vereinbarungen zwiſchen der Franzöſiſchen und der Polniſchen Regierung zuſtande kämen. Ferner 
fragte Greenwood, ob der Premierminiſter weiterhin beabfichtige, beſchleunigt auf jenes breitere 
Bündnisſyſtem (basis of association) hinzuarbeiten, welches die Oppofition für wejentlih und arund- 
legend halte. Der Vremierminifter antwortete auf diefe Frage wie folat: 

»Was die erite Frage betrifft, fo alaube ich, daß die bereits beitehenden Abmachungen zwiſchen 
Nolen und Frankreich praftifch den Vereinbarungen Abnlich find, deren Abſchluß die Polniſche und die 
Britiſche Negierung planen. Die zweite Sufabfrage fann ich dahin beantworten, daß es die Abficht 
Seiner Majeität Regierung ift, die Konfultationen und Mitteilungen mit anderen Regierungen, die 
bereits begonnen worden find, fortzuleßen.« 

Der Labourabgeordnete Benn fraate den Vremierminifter, ob bereits darüber entichieden worden 
wäre, was als eine Bedrohung der polnischen Unabhängigleit anzujeben ware. Der Premierminiſter 
verneinte die Frage. Wie ev bereits in feiner oben wiedergegebenen Erklärung gefagt hatte, würde diefe 
Frage Gegenftand weiterer Verhandlungen zwiſchen der Britiichen und der Polnifchen Regierung bilden. 

Der liberale Abgeordnete Gir W. Harris fragte den Premierminifter, ob er eine Verficherung 
dahingehend abgeben könne, daß in naber Zukunft Generalfiabsbe}predungen mit Polen eingeleitet 
werden würden, an denen Frankreich teilnehmen könne, und ob er ferner verfichern fonne, daß 
während diefer Verhandlungen freundichaftlicher Kontakt mit Rußland gehalten werden würde. Der 
Viremierminifter beantwortete den erften Teil der Frage dahin, daß er eine fo Tpezifiiche Sufiderung 
nicht abaeben fünne; der Fragefteller fönne jedoch ficher fein, dağ, wenn das englifd-polnifde Abkommen 
geſchloſſen fei oder während e8 geſchloſſen werde, die Britifche Regierung alle Schritte ergreifen würde, 
die ihr notwendia erichienen, um das Abfommen wirkfam zu maden. Auf den zweiten Teil der Anfrage 
antwortete der Vremierminifter, daß Lord Galifay in enger Verbindung mit dem Somjetruffiichen 
Botichafter tehe (keeping in close touch). | 

Der fonfervative Abaeordnete Boothby fragte, mit welchen anderen Negierungen Befpredungen 
gepilogen würden. Der Vremierminifter antwortete, daß mit einer Anzahl anderer Regierungen Be- 
ſprechungen begonnen worden wären; damit fei jedod) nicht gejagt, daß die Verhandlungen ih nur 
auf diefe Regierungen beichränten würden, 
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* Bal. Nr. 279. 


























IN 











Ill 





MINI 


1 93 H3579-0216 























Der Labourabgeordnete Noel Baker fragte ſchließlich, ob der Staatsjefretär für Auswärtiae 
Angelegenheiten während der Ofterferien mit der Sowjetruffiichen Regierung in Verbindung bleiben 
werde. Chamberlain antwortete, er wäre ficher, dah Lord Halifax in enger Verbindung mit dem 
Sowjetruſſiſchen Botſchafter zu bleiben beabfichtige; er wolle ihn aber nicht darauf feftlegen, daß er 
den Sowjetruffifden Botichafter nun jeden Tag jehen werde. 


Cine weitere zufügliche Anfrage, ob die Regierung der Vereinigten Staaten über die Beſprechungen 
voll auf dem laufenden gehalten würde, bejahte der Vremierminifter, 


In der Oberhausfigung vom 6. April exfundigte fih Lord Cecil im Hinblick auf die Unterhaus 
A erflarung Chamberlains vom 31. März (Garanticerflärung zugunften Poleng), ob die Frage, ob die 
Unabhängigkeit Poleng bedroht fei, bei Yolen oder bei der Britifchen Regierung liege. Lord Plymouth 

gab daraufhin folgende Erklärung ab: | 


»Es ift jelbjiverftändlich, daß, wenn Polen jelbft nicht feine Unabhängigkeit als gefährdet erachtet, es 
nicht Sache eines anderen Landes fein fann, eine gegenteilige Anſicht zu vertreten. Da Hier Entfchei- 
dungen fo ernften Charakters in Frage fteben, unterliegt e8 feinem Zweifel, daß die Polnische Regierung 
Seiner Majeftät Regierung vollitändig über die Entwidlung auf dem laufenden halten wird. Aber cs 
ift umwahrjcheinlich, daß ixgendwelde Meinungsverichiedenbeiten entftehen würden, da die Volitif der 
beiden Regierungen — nämlich Widerftand gegen einen Herrſchaftsanſpruch durch Gewalt — identisch ift.« 

Im Auftrag 


von Sekam 


Nr. 287 


Der Reichsminiſter des Auswärtigen 
an verſchiedene Deutſche Diplomatiſche Miſſionen in Europa 


f Telegramm 
Berlin, den 12. April 1939 


Wie dort befannt ift, fegt die Britiiche Regierung im Einvernehmen mit der Franzöſiſchen ihre fid 
gegen Deutſchland und Italien richtenden Einkreiſungsbeſtrebungen fort. Bon einer Demarche in diefer 
Angelegenheit bitte id) abzuiehen. Bei fich ergebenden Gejprächen bitte ich fic) in folgendem Sinne zu 
äußern: 

Wir erwarteten, daß ſich nicht weitere Staaten auf den engliſchen Bauernfang einlaſſen werden. 
Sollten ſich weitere Regierungen finden, die trotzdem auf die engliſchen Verlockungsverſuche herein— 
fallen, ſo würden wir dies im Intereſſe der in Frage kommenden Staaten ſelbſt bedauern. Wir würden 
jede Teilnahme oder Verbindung mit derartigen Kombinationen als gegen uns gerichtet anſehen und 
uns dementſprechend einſtellen. Sie können in dieſem Zuſammenhang an das Wort des Führers aus 
feiner Wilhelmshavener Rede vom 1.April erinnern, wo es heißt: »Wer ſich ſchon bereit erklärt, für 
diefe Großmächte die Kaſtanien aus dem Feuer zu Holen, muß gewärtig fein, daß er fidh dabei die 
Finger verbrennt! « 

Im Übrigen bitte id, die ganze Angelegenheit in Gefprächen mit großer Gelaffenheit zu behandeln 
und die nervöſe Gefchaftigfeit, mit der die Engländer andere Staaten für ihre Zwecke einzufpannen 
verfuchen, gebührend zu fennzeichnen, 

Ribbentrop 


Nr. 288 
Der Deutjche Gefchäftsträger in London an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
London, den 13. April 1939 


Die Garantieerflärung zugunften Griechenlands und Rumäniens in der heutigen Unterhausrede des 
Mremierminifters hat gemäß Neuter folgenden Wortlaut: 


»Seiner Majeftat Regierung glaubt, daß fie eine licht erfüllt und einen Dienft leiften fann, indem 
fie über ihre Stellung für niemanden einen Sweifel läßt. Ich benuße die Gelegenheit, im Namen 
Seiner Majeftat Regierung zu erklären, daß Seiner Majeftat Regierung den größten Wert darauf legt, 
jeder durch Gewalt oder durch Gewaltandrohung in bezug auf den status quo im Mittelmeer und auf 
der Balfanhalbinfel bewirkten Anderung vorzubeugen. Folglich hat Seiner Majeftät Regierung, unter 
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Berückſichtigung der befonderen Unruhen, die im Suge der Creigniffe der legten Wochen entjtanden 
find, Rumänien und Griechenland die befondere Zuſicherung gegeben, dab fih Seiner Majeltat Regie 
rung im Fall einer Aktion, die die Unabhangigteit Numaniens oder Griedenlands offenfichtlich bedroht 
und der gegenüber es nad) Auffaflung der Rumäniſchen oder dex Griechischen Regierung in deren Lebens. 
intereffe liegt, ihr mit allen nationalen Streitkräften Widerfiand zu leiften, fidh) für verpflichtet halt, 
ihr unverzüglich jede in ihrer Macht liegende Unterſtützung zu gewähren, 


Mir werden diefe Erklärung den unmittelbar betroffenen Regierungen fowie anderen, befonders der 
Türkei, mitteilen, deren enge Beziehungen zur Griechischen Regierung befannt find. Wie id) hore, wird 
die Franzöſiſche Regierung heute nachmittag eine ähnliche Erklärung abgeben. Ich brauche nicht Hingu- 
zufügen, dağ die Regierungen der Dominions wie ftet8 von allen Vorgängen laufend unterrichtet 
werden. « 


Kordt 


Nr. 289 
Der Deutfche Gefchäftsträger in London an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Condon, den 14. April 1939 


1. Chamberlain und Galifar haben mit ihren geftrigen Erklärungen verftanden, die fih im Lande 
breit machenden Beforgniffe zu zerftreuen, daß die Britiſche Regierung von ihrem neuen Kurs wieder 
abweichen könnte. Hierbei fpielte eine wejentliche Rolle die Tatjache, dak fowohl Eden als aud 
Churchill fic) qrundfaglid) zu Chamberlain befannten. Ausführungen der Oppofitionsredner und allem 
fonftigen Gerede über eine afute Chamberlain-Krife wurde damit die Spike abgebrochen. Stellung 
Rabinetts ift gefeftigt. Es ift nicht ausgefchloffen, daß Churdill und Eden in Kabinett hereingenommen 
werden, befonders wenn italieniiche Zufage Rückzugs der Freiwilligen aus Spanien nad) Siegesmarſch 
nicht eingehalten werden follte. 


2. Kritif an Chamberlains Politif gegenüber Italien tritt neben der Forderung in den Hinter- 
grund, Rußland ftärker heranzuziehen. Hier ift befonders bemerfenswert geftrige Debatte im Ober: 
haus, das nod) big vor kurzem jede Annäherung an Rußland ſchärfſtens ablehnte. Beachtenswert find 
in diefem Quiammenhang ferner die Ausführungen von Sir John Simon im Unterhaus, die erfennen 
laffen, daß man auc) weiterhin bemüht bleibe, eine Löſung zu finden, um Rußland unter Berückſich— 
tigung der bekannten polniſchen und rumäniſchen Wünſche in irgendeiner Form in das ſogenannte 
»Syſtem zur Sicherung des Friedens gegen Aggreſſion« einzuſchalten. 


Kordt 


Nr. 290 
Die Deutſche Botſchaft in Paris an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Waris, den 15. April 1939 


Aana? Spécial meldet über Chamberlain-Daladier-Erklärungen und anfchließende Verhandlungen 


‘Mie igon aeitern, leat man Heute Abend in zuftändigen Kreijen Wert darauf, Feitzuftellen, daß die 
ramöigenaliiden Erflärunaen nidt das Endergebnis der zur Seit im Gang befindlichen Verhand- 
(ungen bartellen. In bem allgemeinen diplomatiſchen Wane, der an dem auf den deutichen Gewaltftreich 
gegen bie Lidjecho-Slomatei folgenden Tage, — in Hinficht auf die Errichtung eines gegenfeitigen Beiſtands— 
iyitems auf ber Baſis zweifeitiger Dafte zwichen den großen Demokratien des Weſtens und den befreun- 
deten Mächten Ofteuropas — ing Werk gejebt wurde, bedeutet die Stellungnahme der Regierungen von 
Condon und aris nur einen Schritt zur Überbrüdung einer Zeit Des Übergangs, in Erwartung des 


endgültigen Abſchluſſes der in Vorbereitung befindlichen diplomatischen Vertragswerke. 


Die Beſprechungen zwifchen den verfdiedenen beteiligten Kanzleien dauern alfo an. Lebhafter 
Meinungsaustaufch findet im Augenblid ingbefondere zwiſchen Bukareſt und Warſchau ftatt, und man 
hat Dag Empfinden, daß die dabei vor einiger Zeit aufgetauchten Schwierigkeiten nunmehr überwunden 
werden fünnen. 
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In gleich befriedigender Weije nehmen die Verhandlungen mit der UDSSR ihren Fortgang; fie 
bezwecken die Abgrenzung der Mitarbeit, die die Sowjetunion im Rahmen des im Aufbau befindlichen 
Beiſtandsſyſtems zu leisten gewillt ift. 

Was die Türkei anbetrifft, fo glaubt man zu wiffen, daß die Verhandlungen in Kürze zum Abſchluß 
fominen werden. Jedenfalls weiß man nod) nicht, welde Fonfrete Borm die Verpflichtungen zwifchen der 
Türfei einerfeits und Großbritannien und Frankreich andererfeits annehmen werden, 

Was Bulgarien angeht, Hat man den Eindrud, daß die fih im Gefolge der kürzlichen Ereigniſſe 
äußernde Unruhe ſehr wohl zu einer Annäherung Sofias an die Mächte der Balfan-Entente führen könnte.« 


Botſchaft 


Nr. 291 
Der Deutſche Gefandte in Sukareft an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Bufareft, den 15. April 1939 


Erfahre zuverläffig, dab England nach rumänifcher Abjage, Viermadhtepatt England-Frankreich-Polen— 
Rumänien al& Syitem Cinkreifungspolitif gegen Deutichland zu fchließen, verjucht hat, Rumänien zu 
beftimmen, wumänijch-polnifches Bündnis, das gegen Somjetrußland gerichtet ift, contra omnes auszu- 
dehnen, was Rumänien abgelehnt bat. 


Sabricius 


Nir. 292 


Erklärung des Britifchen Premierminijters Chamberlain im Unterhaus, 
18. April 1939 


(Aberſetzung) 


Mr. Mander fragte den Premierminiſter, welche Generalftabsbefprechungen mit Ländern, denen 
gegenüber wir militäriſche Verpflichtungen eingegangen feien, vereinbart worden oder geplant feien? 

Der Vremierminifter: »Die Regierung Seiner Majeftät wird in militärischen wie aud) in 
anderen Angelegenheiten mit den in Frage kommenden Ländern jede notwendige Fühlungnahme auf- 
rechterbalten«. 

Mr. Mander: »Aft es nidt von größter Bedeutung, daß ſolche Beſprechungen aud) mit Polen, 
Rumänien und Griechenland ftattfinden? Und fann der fehr ehrenwerte Herr eine Verfiderung abgeben, 
daß foldje Beſprechungen tatfächlic) ftattfinden ?« 

Der Vremierminifter: »Das ehrenwerte Mitglied muß fih mit der Verficherung, die ich ihm 
foeben gegeben Habe, zufriedengeben«. 


Nr. 293 


Aufzeichnung des Staatsfekretiirs des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 26. April 1939 


Der Britifche Botſchafter, der Heute in das Auswärtige Amt Fam, um Die Dienftpflichterklärung 
Chamberlains anzufündigen *, machte mir bei feinem Beſuch u. a. die folgenden Ausführungen: 

Die Volitif Chamberlains fei die des Friedens; doc) glaube Chamberlain, das befte Mittel zur Friedens- 
bewahrung liege in einer ungweifelbaften Demonjtration der englifden Bereitichaft, wenn nötig, zu 
kämpfen und fich gegen einen Angriff zu verteidigen, Die Britifde Regierung fei jedoch wie immer ent- 
ſchloſſen, alles in ihrer Macht Yiegende zu tun, um den Frieden zu bewahren und unter Vermeidung des 
Krieges eine befriedigende Löſung der Schwierigkeiten zu ſuchen. Die Regierung beftreite nicht, Daß 
Probleme vorliegen; fie fei aber überzeugt, dab dieje ohne Weltkrieg gelöft werden könnten. Die Neglerung 
habe feinerlei agareffive Abfichten und wolle fih aud) nicht durch andere in Angriffshandlungen hinein 
ziehen laſſen. Wenn fie fidh öffentlich bereit evflart habe, Angriffshandlungen Dritter in gewiflen ſpezi— 


— — — 
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fierten Fallen entgegenzutreten, fo fei died geſchehen in der Hoffnung, Qwifdenfalle zu vermeiden, die 
zum Krieg führen fonnten, in feiner Weife aber, um etwa Italien oder Deutſchland einzufreifen oder zu 
bedroben. 

Auf diefe formulierte Mitteilung Henderfons erwiderte ich ganz furz mit der Bemerkung, daß wir die 
Britifche Regierung nad) ihren Taten und nicht nach ihren Worten beurteilten. E3 Hätte auch feinen 
Sinn, meinerfeits mich in Argumenten zu ergehen, wo der Führer doc) übermorgen jpreden werde 
— die Führerrede fei bereits im Drud —; nur einer Bemerkung könne ic mich nicht enthalten: die 
britiiche Garantie an Volen fei gewiß das geeianetite Mittel, um die polnischen untergeordneten Inſtanzen 
in ihrer Bedrückung der dortigen Deutichen zu ermutigen. Sie beuge alfo nicht vor, jondern provoziere 
geradezu Zwiſchenfälle in diefem Gebiet. u i 


Weizfäcker 





Fir. 294 


Memorandum der Reichsregierung an die Königlich Britifche Regierung, 
28. April 1939 


Als die Deutjche Regierung Im Jahre 1935 der Königlich Britifden Regierung das Angebot machte, 
durd) einen Vertrag die Stärfe der deutichen Flotte in ein beftimmtes Verhältnis zu der Stärfe der 
Seeltreitfrafte des Britifden Neiches zu bringen, tat fie dies auf Grund der feften Überzenaung, dab 
für alle Seiten die Wiederfehr eines friegerifchen Konfliktes zwiſchen Deutſchland und Großbritannien 
ausgeſchloſſen fei. 

indem fie durch das Angebot des Verhältniffes 100:35 freiwillig den Vorrang der britifchen 
Seeinterefjen anerkannte, glaubte fie mit diefem in der Gejchichte dev Großmächte wohl einzig da- 
jtehenden Entichluffe einen Schritt zu tun, der dazu führen würde, für alle Sutunft ein Freundichaft- 
liches Verhältnis zwiſchen den beiden Nationen zu begründen. Selbſtverſtändlich feste diefer Schritt 
der Deutichen Regierung voraus, daß die Königlich Britiſche Regierung auch ihrerſeits zu einer 
politiichen Haltung entſchloſſen fei, die eine Freundichaftliche Seftaltung der deutich-enaliichen Beziebungen 
licheritellte, 

Auf diefer Grundlage und unter diefen Vorausfeßungen it das deutich-enalitche Flottenabfommen 
vom 18. Suni 1935 zuitande gelommen. Das ift von beiden Seiten beim Abſchluß des Abkommens 
übereinitimmend zum Ausdruck gebracht worden. Ebenfo haben noch im vorigen Serbit, nad der 
Konferenz von München, der Deutiche Neichskanzler und der Britiiche Mintiterprafident in der von 
ihnen unterzeichneten Erklärung feierlich beitatigtt, daß fie das Whfommen als ſymboliſch für den Wunſch 
beider Volfer anfäben, niemals wieder Krieg gegeneinander zu führen. 

Die Deutiche Regierung bat an dielem Wunſche ſtets feitgebalten und ift auch Heute noch von ihm 
erfüllt. Sie if Sich bewußt, in ihrer Politik dementiprechend qebandelt und in feinem Falle in die 
Sphäre enqlifder ntereflen eingeariffen oder diefe Intereſſen ſonſtwie beeinträchtigt zu haben. Da- 
gegen muß fie zu ihrem Bedauern feititellen, daß fidh die Königlich Britiſche Regierung neuerdings 
von der Linie einer entiprechenden Volitif gegenüber Deutichland immer weiter entfernt. 

Wie die von ihr in den fetten Wochen befanntaenebenen politischen Entichließungen und ebenjo die 
von ihr veranlaßte deutichfeindliche Haltung der engliſchen Preſſe deutlich zeigen, ift für fie jet die 
Auffaſſung maßgebend, daß England, aleichviel in welchem Teil Europas Deutichland in Friegerijche 
Konflikte verwicelt werden fonnte, ftets gegen Deutichland Stellung nehmen müſſe, und zwar auch 
dann, wenn engliſche Intereſſen Durch einen folden Konflikt überhaupt nicht berührt werden. 

Die Königlich Britiiche Negierung fieht mithin einen Krieg Englands gegen Deutichland niht mehr 
als eine Unmöglichkeit, jondern im Gegenteil als ein Hauptproblem der enaliichen Außenvolitif an. 

Mit diefer Einfreilungspolitif hat die Königlich Britiiche Negierung einfeitiq dem Flottenabfommen 
vom 18. Suni 1935 die Grundlage entzogen und dadurch diejes Abkommen fowie die zu feiner Er- 
gänzung vereinbarte »Erflärung« vom 17. Auli 1937 auer Kraft geſetzt. 

Das gleiche gilt auch für den Teil III des deutfch-engliichen Flottenabfomimens vom 17. uli 1937, 
in dem die Verpflichtung zu einem zweileitigen deutſchengliſchen Nachridtenaustaufd Feitgeleat worden 
it. Die Durchführung diefer Verpflichtung fest naturgemäß voraus, daß zwiſchen beiden Partnern 
ein offenes Vertrauensverhältnis befteht. Da die Deutiche Negierung ein folches Verhältnis zu ihrem 
Bedauern nicht mehr als gegeben anleben fann, muß fie auch die Beltimmungen des erwähnten Teiles III 
als hinfällig geworden bezeichnen. 

Bon diefen der Deutichen Negterung gegen ihren Willen aufgerwungenen Feltitellungen bleiben die 
qualitativen Beftimmungen des deutichengliichen Abkommens vom 17. Auli 1937 unberührt. Die 
Deutiche Negieruna wird diefe Beltimmungen auch in Qufunft beachten und fo ihren Teil dazu bei- 
tragen, daß ein allgemeiner unbeſchränkter Wettlauf in den Seerüftungen der Nationen vermieden wird. 

Darüber hinaus wird die Deutiche Regierung, fall& die Königlich Britifde Negierung Wert darauf 
leat, mit Deutfchland über die Hier in Betracht fommenden Probleme erneut in Verhandlungen ein- 
sutreten, dazu gern bereit fein. Sie würde e8 begrüßen, wenn e8 fih dann als möglich erwieſe, auf 
iicherer Grundlage zu einer flaren und eindeutigen Beritandiqung zu gelangen, 
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Nr. 295 
Rede des Führers vor dem Deutschen Reichstag, 28 April 1939 
Auszug 

ghd Ich habe während meiner ganzen politischen Tätigkeit immer den Gedanken der Herftellung einer 

engen deutſch englifchen Teundſchaft und Sufammenarbeit vertreten, ch fand in meiner Bewegung 
s ; ungezählte gleichgejinnte Menſchen. Vielleicht fehloffen fie fih mix auch wegen diefer meiner Einftellung 


an. Diefer Wunſch nach einer deutfch-englifchen Freundichaft und Qufammenarbeit deckt fich nicht nur 
mit meinen Gefühlen, die fi aus dev Herkunft unferer beiden Völker ergeben, fondern auc) mit meiner 
Cinficht in die im Intereſſe der ganzen Menſchheit liegende Wichtigkeit der Exifteng des Britifchen 
Weltreiches. | 

Ich Habe niemals einen Zweifel darüber gelaffen, dah ich im Beftande diefes Neiches einen unſchätzbaren 
Wertfaktor für die ganze menschliche Kultur und Wirtfchaft fehe. Wie immer auch Großbritannien 
feine Eolonialen Gebiete erworben hat — ich weiß, es geſchah dies alles durch Gewalt und ſehr oft 
durch brutalfte Gewalt —, fo bin ich mix doch darüber im flaren, daß fein anderes Neich auf anderem 
Wege bisher entitanden ift und daß legten Endes vor der Weltaeichichte weniger die Methode als der 
Erfolg gewertet wird, und zwar nicht im Sinne des Erfolges der Methode, jondern des allgemeinen 
Nutzens, der aus einer folchen Methode entiteht. | 


Das angelſächſiſche Volf hat nun ohne Zweifel eine unermeßliche Eolonifatorifche Arbeit auf dieſer 
Welt vollbracht. Diefer Arbeit gebört meine aufrichtige Bewunderung. Der Gedanfe an eine Zerſtörung 
dieſer Arbeit erichiene und erſcheint mir von einem Höheren menschlichen Standpunft aus nur als ein 
Ausflug menschlichen Heroftratentums. Allein diefer mein aufrichtiger Reſpekt vor diefer Leiftung 
bedeutet nicht einen Verzicht auf die Sicherung des Lebeng meines eigenen Bolfes. 


Ich Halte eg für unmöglich, eine dauernde Freundichaft zwiſchen dem deutfchen und dem angelfächliichen 
Volk herzuftellen, wenn nicht auch auf der anderen Seite die Erfenntnis vorhanden ift, daß es nicht nur 
britische, fondern auch deutiche Intereſſen gibt, daß nicht nur die Erhaltung des Britischen Weltreiches 
für die britiichen Männer Vebensinbalt und Lebenszweck ift, fondern für die deutichen Männer die 
esreibeit und Erhaltung des deutichen Neiches! Cine wirklich dauernde Freundichaft zwiſchen diejen 
beiden Nationen ift nur denkbar unter der Vorausfeßung der gegenseitigen Nefpektierung. 


Das englifde Volk beherrſcht ein großes Weltreich. Es bat diefes Weltreich gebildet in einer Seit 
der Erfehlaffung des deutichen Volkes. Vordem war Deutichland ein großes Weltreih. E8 beberrichte 
eint das Abendland. In blutigen Kämpfen und religiöſen Streitiafeiten fowie aus den Gründen 
einer inneren ftaatlichen Auffplitterung ift diefes Reich an Macht und Größe gefallen und endlich in 
tiefen Schlaf geſunken. Allein alg diefes alte Reich fein Ende zu nehmen fien, da wuchs bereits der 
Keim zu feiner Wiedergeburt. Aus Brandenburg und Dreußen entitand ein neues Deutichland, das 
Zweite Reidh, und aus ihm wurde nunmehr endlich das deutiche Volksreich. 


Es möchten nun alle Engländer begreifen, daß wir nicht im geringften das Gefühl einer Jnferiorität 
den Briten gegenüber befigen. Dazu ift unfere gefchichtliche Vergangenheit zu gewaltig! 


England Hat der Welt viele große Männer gefchenft, Deutſchland nicht weniger. Der ſchwere Kampf 
um die Lebensbehauptung unferes Volkes hat im Laufe von drei Jahrhunderten nur tn der Derteidi- 
quna des Neiches von uns Vlutopfer gefordert, die weit darüber Hinausgingen, was andere Völfer für 
ihre Exiftenz zu bringen Hatten. Wenn Deutichland als ewig angegriffener Staat dabei trotzdem ſeinen 
Beſitzſtand nicht zu wahren vermochte, fondern viele Provinzen opfern mußte, dann nur infolge feiner 
staatlichen Fehlentwicklung und der daraus bedingten Ohnmacht! Diefer Zuftand ift nun überwunden. 
Wir haben daher als Deutfche nicht im geringften die Empfindung, dem britiichen Volk etwa unterlegen 
zu fein. Die Achtung vor uns felbft ift genau fo grof wie Die eines Englanders vor England. Die 
Geſchichte unferes Voltes hat in ihrer nunmehr faft 2000jährigen Dauer Anläffe und Taten genug, 
um uns mit einem aufridtigen Stolz zu erfüllen. 


Wenn nun England für diefe unfere Einftellung fein Verſtändnis aufbringt, fondern in Deutfchland 
glaubt, vielleicht einen Bafallenftaat erblicten zu fonnen, dann ift allerdings unfere Liebe und unjere 
Freundſchaft an England umfonft dargeboten worden. Wir werden deshalb nicht verzweifeln oder ver 
sagen, fondern wir werden dann — geftüßt auf das Bewußtfein unferer eigenen Kraft und auf die 
Kraft unferer Freunde — die Wege finden, die unfere Unabbängigfeit ficherftellen und unferer Würde 
Feinen Abbruch tun. 


ch Habe die Erklärung des Britifden Premierminifters vernommen, nad) der ex meint, in Verſiche— 
rungen Deutichlands fein Vertrauen fegen zu fünnen. Ich balte unter diejen Umftänden es für felbjt- 
verſtändlich, daß wir weder ihm nod) dem englifchen Volt weiterhin eine Lage zumuten wollen, die nur 
unter Vertrauen denkbar ift. 








III 


H 





z u .. 


Als Deutſchland nationalfozialiftiich wurde und damit feine Wiederauferftehung einleitete, Habe id) 
im Verfolg meiner unentwegten Freundſchaftspolitik England gegenüber von mir aus felbft den Vor 
ſchlag einer freiwilligen Begrenzung der deutſchen Seeriiftung gemadt. Diefe Begrenzung feste aller- 
dings eines voraus, nämlich den Willen und die Überzeugung, daß zwischen England und Deutfdland 
niemals mehr ein Krieg möglich fein würde. Diefen Willen und die Überzeugung befite id aud) 
Heute nod). 


Ich muß aber nunmehr feititellen, daß die Voliti€ Englands inoffiziell und offiziell feine Sweifel 
darüber läßt, daß man in Condon diefe Überzeugung nicht mehr teilt, Sondern im Gegenteil der Mei- 
nung ift, daß ganz gleich, in welchen Konflikt Deutfchland einmal verwidelt werden würde, Großbritan- 
nien ftets gegen Deutichland Stellung nehmen müßte. Man fieht alfo dort den Krieg gegen Deutichland 
alg etwas Selbjtverftändliches an. Ich bedauere dies tief; denn die einzige Forderung, die id) an 
England ftellte und immer ftellen werde, ift die nad) Rückgabe unferer Kolonien. Ich ließ aber feine 
Untlarheit darüber, daß dies niemals der Grund für eine friegeriiche Auseinanderjegung fein würde. 
Ich war immer des Glaubens, daß England, für das diefe Kolonien feinen Wert haben, einmal Ver- 
fiandnis für die deutſche Lage aufbringen würde und die deutiche Freundichaft dann höher bewerten 
müßte als Objekte, die feinerlei realen Nuten für England abwerfen, während fie für Deutjchland 
lebenswichtig find. 


Ich Habe aber, davon abgeſehen, nie eine Forderung geftellt, die irgendwie britifches Intereſſe berührt 
haben würde oder die dem Meltreich hatte qefahrlid) werden formen und mithin für England irgend. 
einen Schaden bedeutet haben könnte. Ach Habe mich immer nur im Rahmen jener Forderungen bewegt, 
die auf das enafte mit dem deutichen Lebensraum und damit dem ewigen Beſitz der deutfchen Nation 
zufammenhängen. Wenn nun England heute in der Publiziſtik und offiziell die Auffaffung vertritt, 
daß man gegen Deutſchland unter allen Umjtänden auftreten müßte und dies durch die uns befannte 
Politik der Einfreifung bejtätigt, dann ift damit die Vorausfegung für den Flottenvertrag befeitigt. 
Id habe mid) daher entichloffen, dies der Britiſchen Negierung mit dem heutigen Tage mitzuteilen. 


Es handelt fic) dabei für uns nicht um eine materielle Angelegenheit — denn ich hoffe noch immer, 
daß wir ein Wettrüften mit England vermeiden fonnen —, fondern um einen Akt der Selbſtachtung. 
Collte die Britifche Regierung aber Wert darauf legen, mit Deutichland über diefes Wroblem nod 
einmal in Verhandlungen einzutreten, dann würde fih niemand glüclicher ſchätzen als ich, um vielleicht 
dod) nod) zu einer flaren und eindeutigen Verftändigung fommen zu können, 


m übrigen fenne ich mein Volk — und ich baue darauf. Wir wollen nichts, wag uns nidt einft 
gehört hat, fein Staat wird von ung in feinem Eigentum jemald beraubt werden, allein jeder, der 
Deutichland glaubt angreifen zu können, wird eine Macht und einen Widerftand vorfinden, gegenüber 
denen die des Jahres 1914 unbedeutend waren. ...... 


Nr. 296 
Der Deutfche Sefchäftsträger in Condon an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
London, den 29. April 1939 


I. Publizitat der Rede des Führers in Londoner und Provinjpreffe hat ein Ausmaß, wie dies bisher 
nod) bei feiner Außerung fremden StaatSmannes der Fall gewefen ift. 


II. Rritifche Einftellung, vor allem der fonfervativen Blatter, it vornehmlich darin begründet, daf 
gejeßgeberifche Maßnahmen binfihtlih Einführung Wehrpflicht noch nicht zum Abſchluß gebracht find 
und mithin zuverfichtliche Beurteilung diefe gefährden könnte. Cindrucf, den Nede in amtlichen und 
politiichen Kreifen gemacht hat, ift jedenfalls viel pofitiver, als Preſſe erfennen läßt. Abgefehen von 
einer Mitteilung, daß Großbritannien fich auch bereit finden fünnte, Deutichland eine Garantie gegen 
Angriffe zu geben, Haben fih amtliche Stellen Preſſe gegenüber jeder Diveftive für Sprachfiihrung 
enthalten. Bejeichnend für tatfadliden Eindruck ift Erklärung eines fonfervativen Volitifers, dab Rede 
hervorragende ftaatsmännifche Leiftung fei, und Äußerung eines anderen, wonad) jüdiſche Finanzkreife 
ſehr verärgert, dak Rede nicht »Eriegeriichen« Charafter gehabt hätte. 


III. Wenn in amtlichen Kreifen auch betont wird, daß abjchließende Beurteilung Führerrede erft 
nad) eingehenderem Studium möglich, ift jest ſchon feftguftellen, daß Auffündigung deutich-enaliicher 
Flottenvereinbarung leichter genommen wird als die deutich-polnischen Vertrags. Andererſeits it Be 
fanntgabe unferes von Polen abgelehnten Angebots pfydjologifd) befonders geeignet, britifches Bolt zu 
beeindruden. 


Kordt 
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Nr. 297 
Der Deutjche Sefchäftsträger in London an das Auswärtige Amt 


Bericht 
London, den 2. Mai 1939 


Jn der Anlage wird eine Aufzeichnung über ein Gefprad) vorgelegt, das ein Botjchaftsmitgliet 
diejer Tage mit einem Gewährsmann hatte. 
Im Auftrag 


von Gelzam 


Anlage 


Aufzeichnung 
London, den 18. April 1939 
Der Gewährsmann behauptete Heute, daß die englifche Zielſetzung bezüglich der Türkei darauf Hin- 
ausginge, ficherzuftellen, daß, wenn England auf Grund der beftehenden Verpflichtungen oder der eigenen 
Intereſſen im Mittelmeer zu friegerifchen Aktionen veranlaßt werde, der britijden Flotte die türkische 
Armee zur Seite ftehe. Sin Fall eines italienischen Angriffs von Lybien oder dem Dodefanes aus auf 
den Suezkanal würde die türkiſche Armee den britifchen oder ägyptiſchen Streitkräften zu Hilfe fommen. 


England habe das Ziel, die Türkei zum Schuß des ganzen Mittelmeeres in ein engliſch-franzöſiſch— 
türfifches Whfommen einzufpannen, wohingegen die Türfei nur bereit fei, fih England gegenüber Hin- 
fichtlich des öftlichen Mittelmeeres zu binden, 


| Nr. 298 
Aufzeichnung des Staatsjekretärs des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 8. Mai 1939 


Der Franzöſiſche Botſchafter machte mir heute feinen erſten Beſuch nad) Rückkehr von feinem mehr: 
wöchigen Aufenthalt in Frankreich. 


Wir famen auf die etwas ftürmifche legte Unterhaltung nicht zurüd, die wir am 18. März nad) der 
tfchechifchen Sache miteinander geführt hatten. Vielmehr verfiderte Herr Coulondre, er fei zur Fort 
fesung der Aufgabe in Berlin wieder eingetroffen, die er fih von vornherein geftellt habe, nämlich 
zur Befriedungsarbeit in den deutfd)-frangofifden Beziehungen. Die abgeriffenen Faden freilich habe er 
nicht mehr in der Hand, und ingbefondere Herr Daladier habe von den Märzereigniffen her nod) einen 
redt bitteren Gefchmad im Munde. Er, Coulondre, aber werde beftimmt fein Beftes für das deutich- 
franzöſiſche Verhältnis tun. 


Auf Polen übergehend fragte Coulondre nad) der Möglichkeit neuer deutſch-polniſcher Konverfationen. 
Ich habe verfucht, dem Botfchafter Harzumachen, daß die Haltung Becks dod) eine fehr fterile fei. Beet 
babe fih in feiner Antwort an uns wie ein Pajcha auf einen Stuhl gefeßt und uns freigeftellt, mit ihm 
das Gefpräch zu eröffnen, wenn wir und nad) feinen Prinzipien richten wollten. Ich ſähe bei einem 
folchen Verhalten feinen Anknüpfungspunkt. Der Führer habe feine Offerte ja aud) als eine einmalige 
harakterifiert. Gefährlich ſchiene mir das Vorgehen der Halbgötter im weſtlichen Polen gegen unfere 
Volksdeutſchen. Hier fünnten Swilchenfälle mit ernften Folgen vorkommen. Als Coulondre ein- 
warf, Frankreich warne in Warſchau vor ſolchen Dummbeiten, erwiderte ich, leider fiene mir Warſchau 
die Zügel recht lofe zu führen und folchen Swifchenfällen eben nicht genügend vorzubeugen. Die Weisheit 
der Britifchen Negierung in den legten Wochen fei mir nicht recht lar geworden. Die britiiche Garantie 
an Volen hieße doch dem unerzogenen Kinde den Zuder reiden, eHe e8 Vernunft angenommen habe. 


Weizfäcker 
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Nr. 299 


Rede des Britifchen Premierminijters Chamberlain in der Albert:Hall, Condon, 
11. Mai 1939 


Auszug 
(Überjeßung) 


phe has Ich wünsche es ebenfo flar zu machen, daß wir nicht bereit find ruhig zuzuichauen, wie die Unab. 
hängigkeit eines Yandes nach dem anderen zerftört wird. Solche Verfuche find im Frieden ftets auf 
unferen Widerftand geftoßen, und gerade weil es feine Ruhe, keine Sicherheit in Europa aeben fann, 
ehe die Volfer nicht davon überzeugt find, daß fein derartiger Verſuch geplant ift, haben wir diefe 
Verficherungen an Volen *, Rumänien und Griechenland "* gegeben, die von diefen Staaten fo lebhaft 
begrüßt worden find. 


Su dem gleichen Awede der Beruhigung und Stabilijierung der Lage find wir in Beſprechungen mit 
anderen Yandern, bejonders mit Ruland und der Türfel, eingetreten. Diefe Beiprechungen find nod 
im Gange und ich fann Ihnen daber heute feinen Bericht über diefelben geben. Ach möchte nur jagen, 
dal Die Regierung Seiner Majeftät ernſtlich hofft und aufrichtig wünſcht, daß fie bald zu einem erfolg 
reichen Abſchluß gelangen möchten, und daß auf diefe Weife der Sache des Friedens noch mehr gedient 
Se 

Ss muĝ offenfundig fein, dak diefe unſere Sufagen an verfdhiedene europäiiche Lander unfere 
Nerantwortliehteiten in ftarfem Mahe erhöht haben und dağ e8 deshalb notwendig ift, daß wir und 
inftand ſetzen, Diefe Ruficherungen zu erfüllen. Heutzutage gehen einem Kriege nicht länger jene 
vorbereitenden Abjchnitte voraus, welche in früheren Seiten eine genügende Warnung für das Heran- 
nahen des Krieges Darftellten Heute ift eine forafältig vorbereitete Uberraichuna und der Blitzſtrahl 
die erfte Krieusanzeiae. Wir miiffen unfere Vorbereitungen deshalb entiprechend treffen. Andere 
Staaten, welche Yandgrenzen haben, befeitigen diefe Grenzen und ihre Befeftiqungen find Taq und 
Macht mit Werteidiqunastruppen bejewt. Unsere Befeſtigungen bier in Enaland find unfer Luftichuß 
und dicfer it der Territorialarmee anvertraut. 


Wir könnten ibn feiner zuftändigeren Truppe übertragen. Aber wir fünnen nicht verlangen, daf 
die Soldaten der Territorialarmee ihre normalen Befehaftiqungen aufaeben und Taq und Nacht dieſen 
Purtichußdienfi ausüben. Dies fann nur für furze Verioden und in Seiten eines befonderen Notitandes 
geicheben. Es ift deshalb notwendia, daß wir unſere gegenwärtigen Vorkehrungen ergänzen und die 
Dienfte von Mannfchaften in Anſpruch nehmen, welche ziemlich lange Ausbildungsperioden durchmachen 
werden, damit fie die Territorialarmee dann ablofen fönnen, wenn fein dringender Notitand befiebt. 


Wie Sie wiffen, haben wir bejchloffen, einen Entwurf über pflichtmäßige militäriiche Ausbildung ein 
zubrinaen, defen Einzelbeiten aeaenwärtia im Unterhaus erörtert werden. 


Im Verlauf der Erörterungen, die wir mit diefen europäifchen Ländern geflihrt haben, wurde ung 
flar, daß Sweifel über den Ernſt unferer Abfichten beitanden. m befonderen konnten unjere Freunde 
überall auf dem Kontinent, die felbft feit langer Zeit die allgemeine Wehrpflicht durchgeführt haben, es 
nicht veriteben, wie wir, wenn wir e8 ernſt meinten, unlere Verteidigung Freiwilligen anvertrauen 
fonnten, Männern, deren Zeit durch ihre gewöhnliche Beſchäftigung in Anfprucd genommen ift, und 
die, ehe nicht wirklich Krieg ausbridt, niemals jene arindliche Ausbildung erhalten, die allen Armeen 
auf dem Kontinent zuteil wird 


Wir ftellten feft, daß dies Gefühl jo ftarf war, daß es tatjächlid) den Erfola unferer Volitif, den 
Aufbau einer Friedensfront zu verjuchen, gefährdete Wir fonnten uns der Überzeugung nicht ver 
ichließen, daß fein einziger Schritt unfererjeits unfere Freunde jo ermutigen und, wie id) mit Abficht 
hinzufügen möchte, alle diejenigen, die nicht unfere Freunde fein follten, fo beeindruden würde, wie die 
Einführung der zwanasweilen militäriichen Ausbildung in unjerem Lande. 


—— Nach Anſicht vieler Leute liegt heute der Gefahrenpunkt Europas in Danzig. Wenn auch unſere 
Polen gegebenen Verſicherungen klar und beſtimmt ſind, wenn wir auch glücklich wären, die Streitpunkte 
zwiſchen Polen und Deutſchland freundſchaftlich durd Erörterungen befeitigt zu ſehen, und wenn wir 
aud) glauben, daß fie auf dieſe Art bereinigt werden könnten und müßten, jo ſteht dod) feft, daß, falls 
ein Verſuch gemacht werden ſollte, die Lage durch Gewalt in einer ſolchen Weiſe zu ändern, daß dadurch 
die polniſche Unabhängigkeit bedroht würde, dies unvermeidlich zum Beginn eines allgemeinen Krieges 
führen müßte, in den unfer Land verwickelt fein würde ...... 


* Mal. Nr. 279 und 286. 
** Mal, Mr. 288, 
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Nr. 300 
Der Deutſche Botjchafter in London an das Ausmwartige Amt 


: Bericht 
London, den 13. Mai 1939 


Aus zuverläffiger Quelle erfahre ich folgendes über die Vorgefchichte dev außenpolitifchen Rede, die 
s Chamberlain am vergangenen Donnerstag vor den fonfervativen Frauen in der Albert Hall* ge 
halten bat: 


Der Minifterpräfident hatte urfprünglic die Abficht, die polnifche Frage in feiner Rede nicht zu 
berübren. U. a. wollte er auh nichts fagen über die Einbeziehung oder Nichteinbeziehung Danzigs in 
das britifche Garantieverfprechen. Kurz vor der Rede Habe jedoch die Volnische Negierung in London 
und in Paris darauf hingewieſen, daß fih in Deutfchland ein großer Optimismus bezüglich der Nicht- 
bereitfchaft Großbritanniens breitmache, in einem deutjch-polnifchen Konflikt wegen Danzig ihren einge 
gangenen Verpflichtungen gerecht zu werden. 

Die Franzöfifche Regierung ift kurz darauf in gleichem Sinne bei der Britifchen Regierung vorftellig 
geworden und hat mitgeteilt, daß Daladier in feiner außenpolitifchen Nede eine feite Haltung für ange 
bracht hielte. Auf Grund der polnischen und franzöfifchen Vorftellungen bin hat Chamberlain am 
Donnerstag vormittag, zufammen mit Lord Halifax und Sir Alexander Cadogan, den Paſſus wörtlich 
feftgeleat, in dem er die britifche Haltung in der Danziger Frage nod) einmal in unmißverſtändlichen 
Worten flarleqte. 

von Dirkjen 


. Nr. 301 


Erklärung des Britifchen Premierminifters Chamberlain im Unterhaus, 


12. Mai 1939 
(Aberſetzung) 


1. Seiner Majeſtät Regierung im Vereinigten Königreich und die Türkiſche Regierung find in enge 
Beratung eingetreten, und die Exrörterungen, die zwiſchen ihnen ftattfanden und die nod) fortgejeßt 
werden, baben ibre herkömmliche Meinungsübereinftimmung enthüllt. 


2. Es wird vereinbart, daß die beiden Lander einen genau abgegrenzten langfriftigen Vertrag wechjel- 
feitinen Charakters im Intereſſe ihrer nationalen Sicherheit abjchließen wollen 


3. Während der Fertigftellung de8 endgültigen Vertrags erklären Seiner Majeftät Regierung und die 
Türkiſche Regierung, daß fie im alle einer Angriffsbandlung, die zu einem Krieg im Mittelmeer führt, 
bereit fein würden, effektiv zufammenzuarbeiten und einander alle in ihrer Macht ftehende Hilfe und 

jeden Beiftand zu leiften. 


4. Diefe Erklärung ift, ebenfo wie der vorgefchlagene Vertrag, nicht gegen irgendein Land gerichtet, 
fondern fie ift dazu beftimmt, Großbritannien und der Türkei gegenfeitige Hilfe und Beiftand zuzufichern 
Falls fich die Notwendigkeit ergeben follte. 


5. Es wird von den beiden Negierungen anerfannt, daß gewiffe Dinge, einfchließlich der genaueren 
Beltimmuna der verjchiedenen Vorausfesungen, die dic gegenfeitigen Verpflichtungen zur Wirkung 
bringen würden, eine genauere Prüfung erfordern, ehe der endgültige Vertrag fertiggeitellt werden fann. 
Diele Vriifung it tm Gange. 


6. Die beiden Regierungen evfennen an, daß es ebenfalls notwendig ift, die Sicherheit auf dem Balkan 
zu verbürgen, und fie beraten zufammen mit dem Ziel, diefen Borfak fo Schnell wie möglich auszuführen. 


7. E8 wird vorausgefest, daß die eben erwähnten UÜbereinkommen feine Regierung hindern, mit 
" x ‘ ? F F - & t ‘ rt 3 4 3 
anderen Ländern Abkommen im allgemeinen Gntereffe der Feſtigung des Friedens zu Schließen. 


4 y ’ 2 kk 
8. Eine entfprechende Erklärung wird heute abend in Anfara abgegeben **. 
s * Bal. Mr. 299 
5* In Verfolg diefer Vereinbarung wurde am 19. Oftober 1939 in Ankara ein gegenjeitiger Veiftandspalt zwijchen Groß» 
Britannien, Frankreich und der Türkei abgeſchloſſen. 
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Nr. 302 
Aufzeichnung des Staatsjekretärs des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 15. Mai 1939 


Nach Mbergabe einer Verbalnote betreffend das Memelgebiet leitete Der Britiſche Botjchafter heute 
bei mir ein Geſpräch über die allgemeine politifche Lage ein. Offenſichtlich lag ihm daran, ung largu- 
machen, daß England den Krieg nicht wünfche und ihn durd einen deutſch-polniſchen Ausgleic) vermeiden 
wolle, trotdem aber bereit und entichloffen fei, feinem gegebenen Wort folgend den Polen beizuipringen, 
wenn wir eine gewaltiame Anderung des Beſitzſtandes von Danzig herbeiführen wollten und damit 
Yolen zum Krieg gegen uns veranlaßten. Der Botſchafter brachte dies in drei verfdyiedenen Einkleidun- 
qaen vor. Er beftritt mir dabei nicht meine Kritik an der feltfamen britifden Politik, die ihre Entſchei— 
dumgen über Krien und Frieden in die Hand der Warfchauer Regierung, ja fogar in die Hand von 
irgendwelchen untergeordneten polnifchen Organen gelegt habe. Wud) gab Henderfon zu, daß diefes Ver- 
fahren geradezu eine Prämie auf polnische Unbefonnenheiten darftelle. Er fagte aber, unfer plößlicher 
Marich auf Prag habe eben einen völligen Umfchrwung in London hervorgebracht. Gn diefer Stimmung 
habe Enaland nun einmal fein Wort gegeben und werde e8 aud) einlöfen, nicht etwa um das deutjche 
Danzig den Volen zu erhalten, fondern um Polen in einem Konflikt nicht fienzulaffen. Senderjon 
ſagte, die öffentliche Meinung in England fei leider im Laufe feiner Amtstätigkeit in Berlin immer 
schlechter geworden und jett fogar bereit, für die Polen, denen Henderfon fein lobendes Attribut zuteilte, 
in einen europäiichen Krieg einzutreten. Henderfon alaubte zu willen, daß der Polniſche Außenminijter 
Reef alles andere als Krieg wünsche, denn er verfpreche fic) nichts Gutes für Polen davon, obgleid) er 
ebenfo wie die Enaliiche Regierung vom jchließlichen Sieg der britifch-franzöfiidy polnischen Waffen über- 
zeuat wäre. Diefer Krieg, fügte Henderſon an, würde von feiten der Weftmächte defenfiv geführt werden. 
Man würde fih gegenfeitig zwar etliche Bomben in die Häufer werfen, der endliche Erfolg aber 
läge nach britiſcher Überzeugung nicht bei Deutjchland und Stalien, da die Achſenmächte den fürzeren 
Atem hätten. ch habe ihm darauf die jelbjtverftändliche Untwort gegeben, 


Weizfäcker 


Nr. 303 
Rede des Britifchen Premierminifters Chamberlain im Unterhaus, 19. Mai 1939 


Auszug 
(Überfeßung) 


verurſachen miürde. 

er Es war in Wirflichfeit zwecklos für die Deutſche Negierung, ableugnen zu wollen, daß fie 
irgendwelche Pläne gegen die Unabhängigkeit anderer Staaten hegte, weil fie durd) ihre Handlungs: 
weile einen Verdacht erregt hatte, den fie nicht länger bejchwichtigen konnte. Wir waren der Auf- 
fafjung, daz, wenn nicht ein neuer ftabilifierender Faktor in die europäiſche Dolitif eingeführt werden 
finnte, die Auflöfung eines großen Teiles Europas unmittelbar bevorftehen könnte. Unter diefen 
Umſtänden hielt e8 die Regierung Seiner Majeftät für ihre Pflicht, im Verein mit Frankreich einzu 
jchreiten und den Verſuch zu machen, diefen neuen ftabilifierenden Faktor zur Verfügung zu ftellen. Es 
erwies fic) als notwendig, ſchnell zu handeln, weil die Furcht vor einem Angriff in bejtimmten Kreifen 
akut war, und wir glaubten daher, daß e8 nicht möglid) fei zu warten, während wir bemüht waren, 
ein Syſtem oder eine Kombination zum Widerftand gegen folde Angriffe zu ſchaffen. Wir entjchloffen 
uns daher felbft zu Handeln, und zwar fchnell, indem wir Unterftügungszulierungen da gaben, wo fie 
am dringendften benötigt wurden; eine Politif, die, wie id glaube, allgemein gebilligt worden ift. 

Aus dem, was ich gejagt habe, wird man erfennen, dab die von uns zunächſt an Polen und {pater 
an Rumänien und Griechenland gegebenen Sufiderungen nicht das Ende der Maßnahmen bedeuteten, 
die wir im Auge hatten. ES handelte fic) dabei, wenn man jo fagen will, um eine erſte Hilfe, die gegeben 
wurde, um jede weitere Verjchlechterung der Lage zu verhindern. E8 ift nod) erforderlich, dieje Sufiche- 
rungen durd) dauerhaftere Abkommen zu verftärfen und zu verjuchen, von allen anderen Seiten, die 
dazu bereit und gewillt find, weitere Unterftüsung für diefe Zufigerungen zu gewinnen. Ich wünjche, 
feinen Sweifel dariiber zu laffen, daß diefe Politi nicht die Schaffung einander entgegengejebter Mächte: 
aruppierungen in Europa bezwedt, die von feindlichen Abſichten gegeneinander beſeelt find, und nicht 
die Anficht gelten läßt, daß ein Krieg unvermeidlid) fei. 
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Woche fo viel gelefen haben. 


| Im Falle der Türkei Haben unfere Beſprechungen jehr bald eine folde Ähnlichkeit unferer Intereſſen 
| und Anfichten ergeben, daß e8 den beiden Regierungen möglich war, die Erflarung vom 12. Mai” ab- 
zugeben, eine Erklärung, die den Abſchluß eines endgültigen Iangfriftigen Gegenjeitigfeitsabfommens 
| anfündiate. 


Nr. 304 
Der Deutjche Generalkonful in New York an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
| New York, den 25. Mai 1939 


| Führender amerifanifcher Gejchäftsmann gab nad) Rückkehr von Curopareife vertraulich) Freunden 

— Anſicht Ausdruck, dağ eine Kriegsgefahr gegenwärtig viel mehr von England her als durch 

eutichland beftehe. Die Englifche Regierung fei Heute endgültig entſchloſſen, anhaltende internationale 

Spannung mit Gefahrenmomenten für Sicherheit Smperiums zu beenden, und werde erfte Gelegenheit, 

| die Deutfchland gebe, ergreifen, um Entfcheidung zu erzwingen. Vorausſetzung fet lediglich erfolgreicher 

ul IE Abſchluß Pattes mit Somjetrußland. Vertraulidje Mitteilung wurde mit Empfehlung verbunden, 
möglichit bald diefer Lage Nechnung tragende gejchäftliche Dispofitionen zu treffen, 


während andere Nachrichten aus Wallſtreet etwas |päteren Termin, etwa Oftober, nennen, 


Kürzliche Erklärung Britiſchen Schatzkanzlers im Unterhaus, die englifche Geichäftswelt vor Fort: 
ſetzung Kapitalanlagen in amerifanijden Wertpapieren warnt, um daraus rejultierende Entblößung 
britiichen Rapitalmarftes zu verhindern, wird in Kreifen, die Walljtreet nabheftehen, als Beſtätigung 
diefer Auffaffungen angejehen. 


| Gleiche Kreife finden auch Artikel amerikaniſchen Sournaliften Demaree Bef aus Paris in » Saturday's 


| 
| Geihäftsmann foll von September al8 günftigem Termin für engliſche Aktion geiprochen haben, 
| 


j Evening Poſt« beachtlich, wonad) bereits im vergangenen Winter hoher britiſcher Marineoffizier erklärte, 
gewollte Herausforderung Deutſchlands ſei Englands einziger Ausweg, eine Auffaſſung, die nach 


Be’ Erklaͤrung feit Errichtung böhmiſchen Protektorats in London erheblich an Boden gewonnen habe. 
Borchers 
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Nr. 305 
Rede des Führers in Kaffel, 4. Juni 1939 


Auszug 


— Por zwanzig Jahren wurde eine erbärmliche Staatsführung veranlaßt, unter einem — wie 
fie wohl glaubte — umwiderftehlihen Swang ihre Unterihrift unter ein Dofument zu jeßen, das 
Deutichland die Schuld am Kriege ala endgültig erwieſen aufzubürden verfudhte. Wiſſenſchaftliche 
biftorifche Unterſuchungen haben unterdes dieje Behauptungen längſt als Luge und Fälſchung erwieſen. 
Ich ſelbſt Habe diefe wider beſſeres Wiſſen geleiſtete Unterſchrift unter das Verſailler Diktat feierlich 
gelöfcht und damit auch rein formell der Wahrheit die Ehre gegeben. 


Allein, unabhangiq davon muß uns allen eines bewußt fein: Die Schuld am Kriege ift unlosbat 
verbunden mit der Aufftellung des Kriegszieles. Kein Volt und fein Regime werden Krieg führen 
bloß um des Krieges willen. Nur im Gehirn perverfer jüdiſcher Literaten fann die Vorftellung Plas 
arcijen, daß iraend jemand aus reiner Luft am Töten oder Vlutvergießen zum Kriege jchreiten fann. 
Es war aber nun enticheidend, dak die Deutiche Regierung nicht nur vor dem Jahre 1914 fein Kriegsziel 
bejafi, fondern dab fie fogar im Kriege felbit zu feiner irgendwie vernünftigen oder gar pragifen Kriegs 
zielfirierung zu fommen vermochte, 


Der Friedensvertrag von Verfailles Hat demaeaenüber aber erfennen laffen, welches die wirklichen 
Kriegsziele der damaliaen britiichen und franzöfiichen Einfreifungspolitifer geweien waren. Der Raub 
der deutichen Kolonien, die Vernichtung des deutichen Handels, die Zerftörung aller deutichen Exiſtenz— 
und damit Lebensarundlagen, die Befeitiqung der deutichen politiichen Geltung und Machtitellung, 
mithin alfo die gleiche Qielfesung, wie fie die britifchen und franzöſiſchen Einfreifungspolitifer auc) heute 
beißen! 


Es aab damals in Deutichland leider Menichen, die den extremen Ankündigungen englifcher Zeitungen 
und enaliicher Volitifer über die notwendige Wegnahme der deutichen Kolonien, die Vernichtung des 
deutichen Handels, die bereits im Frieden befanntaegeben worden waren, Glauben jchenfen zu müffen 
vermeinten. Der Weltkrieg und das Friedensdiftat von Werfailles haben die deutiche Nation nun 
eines anderen belehrt. 


Mas früher ſcheinbar unverantwortliche Vubliziften als Ausaeburt ihrer eigenen Übantafien oder 
ihres Gaffes verkündet hatten, war eben dod) da8 Ziel der britiichen Politi— qewefen, nämlich dev Raub 
der deutichen Kolonien, die Vernichtung des deutichen Handels, die Zeritörung der deutſchen Sandelsflotte, 
die machtpolitifche Entnervung und Serftdrung des Neiches, mithin die politische und Eörperliche Aus— 
rottung des deutſchen Volkes. Dies waren die Siele der britifden Cinfretfungspolitif vor dem 
Jahre 1914. 


Und e8 ift qut, wenn wir uns nun daran erinnern, daß diejen durd das ſpätere Friedensdiftaft von 
Perfailles erharteten Abfichten und Kriegszielen unferer Gegner die damalige deutiche Staatsführung 
aänzlich ziellos und leider auch willenlos geqentiberftand. So fonnte e8 aeicheben, daß nicht nur feine 
deutiche Kriegszielſetzung vorhanden war, fondern daß auch nicht die notwendigen deutichen Kriegs: 
porbereitungen felbft im Sinne einer nur wirfungsvollen Abwehr aetroffen worden waren. Und bier 
lieat vielleicht die ſchlimmſte Schuld Deutſchlands am Weltkrieg, nämlich die Schuld, durch eine ſträfliche 
Vernachläſſigung der deutſchen Rüſtung es einer Umwelt geradezu erleichtert zu haben, den Gedanken 
einer deutſchen Vernichtung zu propagieren und am Ende dann ja auch zu verwirklichen. 


Unter für uns Nationalſozialiſten Heute gänzlich unverſtändlichen Einwänden wurde noch im Sabre 
1912 an den fo notwendigen Rüftungen abgeftrichen, mit lächerlichen Beträgen gegeizt, dem wider- 
ftrebende aufrechte Soldaten in die Wiifte geſchickt und dadurch die Überzeugung der Geaner geſtärkt, 
einen erfolgreichen Waffengang mit Deutichland vielleicht doch wagen zu fönnen. Dah darüber hinaus 
auch die reine wehrmäßige Erfaffung der deutſchen Menſchen nur in ungentiqendem Ausmaß geſchah 
und damit viele Sunderttaufende tauglicher Männer einer Ausbildung verluftiq ainaen, was fie ſpäter 
in einer fritifden Stunde, ald doch eingezogen, zu einem hoben Vrozentfat mit ihrem Tode büken 
mußten, verftärkt nur dieſes Bild einer unzulänglichen Staatsführung und damit der einziaen wahr: 
haften Schuld niht nur am Beginn diefes Krieges, fondern vor allem aud) am Ausaana des Kampfes. 


Wenn nun troßdem gerade dev Weltkrieg für uns Deutſche zur Quelle ftolzefter Erinnerungen wird, 
dann nicht im Hinblick auf die viel zu Schwache Rüftung, auf die unzulängliche Staatsführuna ufw 
fondern ausfchließlih im Ginblice auf das in ihrem inneren Werte fo einzigartige Anftrument Ser 
damaligen deutichen Wehrmacht, des Heeres, der Marine und der fpateren Luftwaffe, die zablenmäßia 
oft um ein Vielfaches vom Gegner übertroffen, wertmäßig aber niemals erreicht worden waren. 
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Der Rückblick und die Erinnerung an diefe große Zeit muß in ung allen, meine Kameraden, aber 
eine Überzeugung und einen Entſchluß feitigen: 


1. Die Überzenauna, dab das deutiche Volk nur mit größtem Stolz auf feine Vergangenheit zurück— 

blicken fann, und insbefondere auf die Jahre des Weltkrieges. Als Führer der deutichen Nation fann 

2 id) Daher als ehemaliger Kämpfer in feiner Sekunde zugeben, daß irgend jemand in den Reihen unjerer 
weltlichen Gegner das Recht haben könnte, fih als etwas Beſſeres zu dünfen oder anzufehen, als wir 

Deutiche e8 find! ch leide daher auch nicht im geringften unter irgendeinem Minderwertigfeitstompler. 


Ich fehe im Gegenteil in der Erinnerung an die vier Jahre Krieg, die ich felber dank einer qnadigen 
? , PRorfehung das Gliie Hatte mitmachen zu dürfen, nur einen Grund zum ftolzeften Vertrauen auf mein 
dentiches Rolf und ala Soldat auh auf meine eigene Perſon. Diefe Jahre maden mid) im tiefſten 
Inneren ebenſo friedenswillig in der Erkenntnis der furchtbaren Schrecken des Krieges, als aber auch 
entſchloſſen in der Uberzeugung vom Werte des deutſchen Soldaten zur Verteidigung unſerer Rechte. 
Es imponieren mir daher Drohungen von gar keiner Seite. 


2. Ich und wir alle haben aus dieſer Zeit aber auch den Entſchluß zu faſſen, die Intereſſen unſeres 
Reiches und der Nation nicht mehr ſo ſträflich leichtſinnig zu überſehen, wie dies vor dem Jahre 1914 
der Fall war. 


Und das will ich Ihnen, meine alten Kameraden, nun hier verſichern: Wenn ſchon die britiſche Ein— 
kreiſungspolitik die Fleiche geblieben iſt wie vor dem Kriege, dann hat ſich aber dafür die deutſche 
Abwehrpolitik gründlichſt geändert! Sie hat fih ſchon geändert dadurch, daß heute an der Spitze des 
Reiches nicht mehr ein als Major verkleideter Ziviliſt die Geſchäfte führt, ſondern ein vielleicht manchmal 
auch Zivilkleider tragender Soldat! Bethmann Hollwegs gibt es in der deutſchen Staatsführung heute 
nicht mehr. 


Ich habe dafür Sorge getragen, daß alles das, was irgendwie mit der Staatsführung etwas zu tun 
hat, nur ein hundertprozentiger Mann und Soldat fein fann. Sollte ich aber bemerfen, daß die 
Saltuna ivaendeiner Verfönlichteit einer kritiſchen Belaftung nicht Stand halt, dann werde ich eine 
folche Erfcheinung von ihrer Stellung augenblidlich entfernen, mag Dies fein, wer immer. 


Das Friedensdiftat von Verfailles entftand nicht zufällig. Es war das Siel jener, die feit Jahren 
Deutichland einzufreifen verfuchten und die endlich ihr Ziel erreicht hatten. Mir haben nun fein Redt, 
daran zu zweifeln, daß die aleiche Politik Heute nur zum Zweck der Erreichung des gleichen Sieles 
betrieben wird. Wir haben daher die Vflicht, diefe Wahrheit der Nation ungeichminft zu fagen, und 
fie auf das äußerſte in ihrem Abwebrivillen und in ihrer Abwehrkraft zu ftarten... 


Nr. 306 
Der Deutsche Botfchafter in London an das Auswärtige Amt 


Bericht 
London, den 7. Suni 1939 


Die Erklärung, die der Vremierminifter Chamberlain heute im Unterhaufe über den Stand der 
britiſch ſowjetiſchen Verhandlungen abgab, hat nad) Reuter folgenden Wortlaut: 


„Aus Gründen, die das Haus zu würdigen willen wird, wird e8 mir nicht möglich fein, täglich 
Auskunft über den Fortſchritt der Verhandlungen zu einem Abfommen zwiſchen Großbritannien, Frank 
reich und der Union der Sozialiſtiſchen Somjet-Nepublifen zu geben. 


Inzwiſchen ift indeffen eine Phaſe erreicht worden, die e8 mir ermöglicht, die von mir am 24, Mai 
abaeaebene Erklärung zu ergangen, 


Nach dem legten Meinungsaustaufch mit der Somjetregierung hat es den Anjchein, als ob ein all- 
aemeines Abkommen Über die zu erreichenden Ziele getroffen werden fonne. 


Die Britifche Regierung ift, wie ich glaube, in der Lage geweſen, die Somjetregierung davon zu 
überzeugen, daß die Vritifche Negierung tatſächlich bereit ift, ein Abfommen auf der Grundlage voller 
Gegenſeitigkeit zu fliehen, und fie hat auch feinen Dweifel darüber gelaffen, daß fie fofort und ohne 
Norbehalt bereit ift, zufammen mit der Frangofifden Regierung der Union der Sozialiftiichen Sowjet: 

Republifen volle Unterftüßung für den Fall zu leiften, dağ irgendein Angriff gegen fie erfolgen folte, 
ò , der fie in Feindieligkeiten mit irgendeiner europadifden Macht veriwiceln follte. 
Es ift nicht beabfichtigt, die volle militärifche Unterftligung, die fih die drei Mächte gegenfeitig zu 
leiften verpflichten, auf Halle tatfächlicher Angriffe gegen ihr eigenes Hoheitsgebiet zu beſchränken. 
Man tann fich jehr wohl vorftellen, daß e8 verichiedene Fälle geben könnte, in denen fich irgendeine 
der drei Neaierungen in ihrer Sicherheit durch das Vorgehen einer anderen europälichen Macht mittel 
bar bedroht fühlt. 
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Diefe Fälle find gründlich überprüft worden, und ich hoffe, daß e8 möglich fein wird, nunmehr 
eine für die drei Negierungen annehmbare Formel vorzufchlagen, eine Formel, die, unter Berückſich— 
tigung der Intereſſen anderer Staaten, die Zufammenarbeit zwifchen diefen Mächten bei der Zurück— 
weifung eines Angriffes gewährleiftet. 

Es bleiben nod) ein oder zwei Schwierigkeiten zu löfen, befonders was die Stellung gewiffer Staaten 
anbelangt, die deshalb Feine Garantie zu erhalten wünjchen, weil durch eine folde ihre ftrifte Neutra- 
lität, die fie einzuhalten wünfchen, aufs Spiel gefeßt werden würde. 

Es ift offenfichtlich unmöglich, einem Staat, der eine Garantie nicht wünfcht, eine foldye aufzuzwingen. 
Ich hoffe aber, daß fih gewiffe Mittel finden lafjen werden, auf Grund deren diefe Schwierigfeiten 
und irgendwelde anderen Dunfte, die auftauchen follten, bei dem Beftreben, dem Grundſatz gegen 
jeitiger Hilfeleiftung im Falle eines Angriffs größte Wirkung zu geben, überbrüct werden fünnen. 

Zwecks Befehleuniqung der Verhandlungen it befchloffen worden, einen Vertreter des Außenamtes 
nad) Moskau zu entjenden, um dem Britifden Botfchafter dafelbft volle Auskunft über die Einftellung 
der Britiichen Regierung zu allen offenftehenden Punften zu geben. 

Ich Hoffe, dab e8 auf Grund diefer Methoden möglich fein wird, die Beiprechungen ſchnell zu 
beendigen, die nod) notwendig find, um die Anfichten der drei Regierungen miteinander in Einklang 
zu bringen und fomit zu einem Abkommen zu gelangen.« 


Im Auftrag 
von Gelzam 


Nr. 307 
Aufzeichnung des Staatsjekretärs des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 13. Suni 1939 


Der Britiiche Botſchafter brachte heute bei mir das Gefprad) alsbald auf feine Sorge, wie wohl der 
Sommer ohne Konflift überftanden werden könne. 

Bekanntlich ift feit einigen Tagen in der Preffe die Rede von einem Bericht Henderfong, der die Ber- 
tragsverhandlungen mit Moskau voranzutreiben wünſche. Ohne Hierauf einzugeben, gab Genderjon eine 
Erklärung in folgendem Sinne: Solange London mit Mosfau verhandle, fei zwifchen London und 
Berlin ein Geſpräch natürlich unmöglich; wäre der Ruffenpakt perfekt, fo ließe fih mit Berlin wohl 
eher reden. GHenderfon wollte damit wohl etwas ähnliches fagen wie die »Times«, nämlich Stärke und 
Verhandlungsbereitichaft feien durchaus miteinander vereinbar; ohne Starfe fei England vielleicht nicht 
einmal ein geeigneter Verbandlungspartner. 

Su dem britifden Nuffenpaft machte ich Genderfon einige Bemerkungen über deffen Frieasfördernde 
Wirkung, insbefondere in Polen. Die britifche Politi fei diametral entaegengefekt Henderſons eigener 
Thefe, die ex fon wiederholt öffentlid) ausgefprochen habe: »England wünſche die See für fih, Deutſch⸗ 
land könnte der europäiſche Kontinent überlaſſen bleiben«. Statt deſſen fei es jetzt fo, daß England fidh 
immer tiefer im Kontinent engagiere und z. B. den Polen erlaube, mit dem britiſchen Schickſal zu 
ſpielen. Wenn überhaupt eine, fo könne ich in der britiſchen Politif nur die Logik erkennen, dah 
England zu einem Präventivkrieg entichloffen fei und auf ibn hinarbeite. 

Auf diefe Bemerkung reagierte Henderjon fehr empfindlid). Bon folchem Kriegswillen fei gar keine 
Rede. Er verteidigte gwar nicht die britiſch-polniſche Abrede alg folde und beftritt auch nicht die 
polnische Unberechenbarfeit und Halsitarrigfeit. Er führte aber wie gewöhnlich den Umſchwung in 
London auf den deutichen Einmarſch in der Neft-Tfchechei zurück. Schließlich fam er wieder auf Die 
Gefabrenperiode diefeS Sommers. 

In diefem Sufammenhang ſprach Henderfon von einer Verhandlungsbereitichaft Londons aenenüber 
Berlin. Halifax habe offenbar im Auge, dah man dem heutigen Spannungszuftand im Weqe der Aus. 
fprade ein Ende machen fünne und müſſe. Weder England nod) Deutichland fonnten und wollten die 
Laft der Mufruftung weiter tragen. Anhalt eines Geſprächs Condon—Verlin könne fein, den Rüſtungs— 
wettlauf zu ftoppen und den MWirtichaftsaustaufch zu beleben. Auch über die Rolonialfrage finne 
gefproden werden. Ich qing auf diefe Ausführungen nicht näher ein und fagte nur, ähnliches fei ung 
auch fon auf anderem Wege aus London zur Kenntnis gekommen, ich könne mir aber unter jo unfub- 
ftantiierten Bemerkungen nicht8 vorftellen. 

Aus den gelocerten, geſprächsweiſen Mußerungen Henderfons war zu entnehmen, daß ihm bei dem 
britifchen Verhältnis zu Polen nicht wohl ift, daß er vom Ruffenpaft nichts halt und dağ er im übrigen 
wegen einer etwaigen RKonflifts im Sommer diefes Jahres in lebhafter Sorge ijt, denn er ſpürt feine 
Verantwortung als Botfchafter in Berlin ſtark auf fidh faften. 


Weisfäcker 
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Nr. 308 
Aufzeichnung des Staatsfekretirs des Auswärfigen Amts 


Berlin, den 17. Suni 1939 


Bei einem Brivatgefpräcd außerhalb des Amtes gebrauchte geftern der Franzöſiſche Botſchafter mir 
gegenüber eine ähnliche Nedewendung wie fürzlid) Henderfon. Er meinte nämlich), wenn erft einmal das 
franzöſiſchengliſch-⸗ruſſiſche Abtommen fertig fei, würde zwijchen der Achje und den Wejtmächten ein 
diplomatiſches Geſpräch leichter als jest zuftande fommen. 


Ich bezweifelte diefes; mit den Ruſſen uns zu drohen fet vergeblich; wir feien für Drohungen ein 
untaugliches Objekt. Das Antimidierungsverfahren erzeuge bei uns das Gegenteil des Gewollten. 


Der Botichafter erläuterte dann feine urſprüngliche Bemerkung dahin, daß e8 fidh zwifchen zwei 
Gartnern, die ihre Pofition bezogen Hatten, dod) viel beffer reden laffe als bei unbefannter Ausgangs 
ftellung. 


Ich fagte dann dem Franzoſen, wenn eine Gefahr für den Frieden bejtehe, Dann Lage die eben bei den 
olen, die fidh geftatteten, mit ihren franzöfiichen und englifden Freunden zu fpielen. 

Coulondre feinerfeits bezweifelte, daß die amtliche polnifche Politik auf Konflikt gerichtet fei. Als das 
Wichtigſte für die nächſten Monate bezeichnete ex die Vermeidung von Qwifdenfallen, die dem allfeitigen 
amtlichen Friedenswillen über den Kopf wachjen könnten. 


Weizfäcker 


Nr. 309 
Der Deutfche Botfchafter in London an das Auswärtige Amt 


Bericht 
London, den 22. Juni 1939 


Während eines zu Ehren von Lord Halifax im 1900-Chub gegebenen Eijens hielten ſowohl Winjton 
Churchill ald aud) Lord Halifax furze Anſprachen, die fih mit außenpolitiichen Dingen befaßten. Dem 
von Preß Alfociation verbreiteten Bericht zufolge fagte Churdill unter anderem: 


»Mir alle haben, von verfdiedenen Standpunften ausgehend, ung die Volitif zu eigen gemacht, die Sie 
und der Vremierminifter nunmehr verfündet haben. Wenn nod) Meinungsunterfdiede verbleiben, jo 
beziehen fie fich lediglic) auf den Nachdruct und das Verfahren, auf die Seitwahl und auf den Stärfegrad 
diejer Dolitif. 


ch bin felbftwerftändlich ein Anhänger der Außenpolitif der Regierung Seiner Majeftät. Bor einem 
Jahre glaubte ich, daß ein groß angelegted Friedensbündnis zwifchen den nach dem Frieden ftrebenden 
Staaten, im Einklang mit den Grundjägen der Völkerbundfagungen zum Widerftand gegen Angriffe 
und zu dem Zwecke überall da, wo möglich, berechtigte Beſchwerden zu befeitigen, tatfadlid) faft die 
Gewißheit des Friedens bieten würde. 


Heute habe ich die gleiche Überzeugung nicht mehr. 


Melches Ereignis hat uns alle vereint? E8 ift die flagrante und brutale Art und Weife, in der das 
Münchener Abtommen von der Naziregierung Deutſchlands zerriffen worden tft. « 


Aus der Anſprache Lord Halifars find vor allem folgende Stellen Hervorzuheben: 


»Wir find uns vollftändig flar darüber, dağ die Welt nicht im Nubezuftand verbleibt. Die Entwiclung 
menschlichen Lebeng beruht auf dem Wechjel dev Dinge. Was fic) nicht andert, ift tot. Wenn aber der 
Mechiel nicht ordnungsmäßig vor fih gehen fann, ift menichliches Leben unmöglid und endet durd) 
Eelbitvernichtung, und daraus folgert, daß unfere Volitif, während fie ftets bereit ift, die Notwendigfeit 
der Bereinigung einander entgegengefester Anſprüche in einer fich ändernden Welt anzuerkennen, darin 
beftcht, in deutlicher Sprache unferem Widerftand gegenüber Gewaltmethoden zum Ausdrud zu bringen. 


Wie allgemein befannt, führen wir jest, nicht ohne uns die Kritik gewiffer Kreife zuzuziehen, Ver: 
Handlungen mit der Somjetregierung, zu dem Zweck, deren Mitarbeit in aleihem Sinne und zu dem 
aleichen Swed zu erlangen, Wir glauben, daß auf diefem Gebiet die Somjetregierung die gleichen 
Intereſſen und da8 gleiche Jiel wie wir felbft im Auge hat, und e8 ift keineswegs ungewöhnlich, daß die 


Suche nad) der richtigen Formel Schwierigkeiten bietet. 
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Wir werden aber, wenn wir überzeugt find, daß wir nach ein und derſelben Cache ftreben, und wenn 
e8 uns aclingt, das Miftrauen zu zerjtreuen, binfichtlich der Schliefung eines Abkommens Erfolg haben, 

Bei dem Beftreben, zu einem Abkommen zu gelangen, find wir weiter gegangen, alg viele für richtig 
gehalten haben, und ich glaube, daß wir, wenn wir bis jest feinen Erfolg gehabt haben, ehrlich alauben 
dürfen, daß wir daran nicht ſchuld find.« 

Genau fo, wie e8 mehr als nur einen Menfchen erforderte, um fidh zu ftreiten, genau fo, befürchte ex, 
bedürfe e8 mehr als eines Menfchen, um Freunde zu maden; wenn aber jeder Verſuch zur Beſſerung der 
aegenfeitigen Beziehungen ale Schwäche ausgelegt und zu einem Grund für neue und Scharfe Angriffe 
gemacht werde, fo fone man fih faum darüber wundern, wenn zahlreiche Leute zu der Schlußfolgerung 
gelangen, daß das einzige Arqument, was diejenigen, die fic) auf Gewalt zu verlaſſen ſchienen, höchſt— 
wahricheinlich zu verftehen in der Lage feien, dahin gebe, daß andere nicht weniger alg fie felbft bereit 
fein follten, zwecks ihrer Selbftverteidigung zur Gewalt zu greifen. Das britifche Volf Habe nunmehr 
einen Punkt erreicht, an dem die drei unerläßlichen Clemente einer folgerichtigen Außenpolitif vorhanden 
wären: 

Eritens, dağ das Land in einem größeren Umfange als zu irgendeiner Zeit während der legten Sabre 
qeeint fet, 

Zweitens, daß fih das Land felbft vollftändig flar über das große Ziel fei, auf da8 diefe Volitif 
gerichtet fein müfje, und daß e8 

Drittens, wiffe, daß e8 ftarf und immer ftarfer würde. 


m Auftrag 


pon Gelzam 
Nr. 310 
Sranzöfisch-Türkifche Erklärung über gegenfeitige Hilfeleiftung, 23. Suni 1939 


(Überjeßung) 


1. Die Franzöfifche und die Türfifche Regierung find in enge Beratung eingetreten, und die Erörte: 
rungen, die zwifchen ihnen ftattfanden und die nod) fortgejebt werden, haben ihre herkömmliche 
Meinungsübereinftimmung enthüllt. 


2. Es wird vereinbart, daß die beiden Länder einen genau abgegrenzten langfriftigen Vertrag wechiel: 
feitinen Charakters im Gntereffe ihrer nationalen Sicherheit abjchließen wollen. 


3. Während der Fertigftellung des endgültigen Vertrages erklären die Franzöſiſche und die Türkiſche 
Regierung, daß fie im Falle einer Angriffshandlung, die zu einem Krieg im Mittelmeer führt, bereit fein 
würden, effektiv zufammenzuarbeiten und einander alle in ihrer Macht ftehende Hilfe und jeden Beiltand 
zu leiſten. 


4, Diefe Erklärung ift, ebenfo wie der vorgejchlagene Vertrag, nicht gegen irgendein Land gerichtet, 
Sondern fie ift dazu beftimmt, Frankreich und der Türkei gegenfeitige Hilfe und Beijtand zuzufichern, 
falls fich die Notwendigkeit ergeben follte. | 


5. Es wird von den beiden Regierungen anerkannt, daß gewilje Dinge, einchließlich dex aenaueren 
Beſtimmung der verfchiedenen Vorausfeßungen, die die gegenfeitigen Verpflichtungen zur Wirkung 
bringen würden, eine genauere Prüfung erfordern, ehe der endgültige Vertrag fertiggeftellt werden fann 
Diefe Prüfung it im Gange. = 


6. Die beiden Regierungen ertennen an, daß e$ ebenfalls notwendig ift, die Sicherheit auf dem Balkan 
zu verbürgen, und fie beraten zufammen mit dem Ziel, diefen Vorſatz fo fehnell wie möglich auszuführen 


7. Es wird vorausgefest, daß die eben erwähnten UÜbereinfommen feine Regierung bindern, mit 
anderen Ländern Abkommen im allgemeinen Gntereffe der Feftiqung des Friedens zu fchliefien. * 


Paris, den 23. Juni 1939 


Bonnet Suad Davaz 


* Nal. Mr. 301 Anm. **. 
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ir. 311 
Der Deutjche Sefchäftsträger in Paris an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Paris, den 27. Juni 1939 


Wie f. Z. durch Telegramm vom 24. März berichtet *, hat damals die hiefige Vreffe Meldungen 
gebracht, wonach anläßlich des Beſuchs des Franzöfiichen Staatspräfidenten in London, Chamberlain, 
Halifax und Bonnet ein Protofoll gezeichnet oder WideMemoires ausgetaufdt hätten, in denen fih 
England und Frankreich verpflichteten, im Falle eines Angriffs auf Holland oder die Schweiz diefen 
Ländern automatisch bewaffneten Beiltand zu leiften und deren Grenzen zu ſchützen. Das fo geſchloſſene 
Abkommen beftätige die Vereinbarungen, die am 29, Januar 1939 bereits mündlich in Paris zwilchen 
Bonnet und dem biefigen Englifden Botichafter getroffen worden feien. Eine Nachprüfung der Frage, 
aus welder Quelle die Meldungen über diefe Vereinbarungen ftammen, hat folgendes ergeben: 


Vn der Seitichrift »Curope Nouvelles vom 18. März wird im Rahmen der dort ſtändig ver- 
öffentlichten Wochenüberficht berichtet, daß am Abend des 28. Januar der Englifche Botſchafter der 
Franzöſiſchen Negierung mitgeteilt babe, England werde im Falle eines Angriffs auf Holland zum 
Kriege Ichreiten, und er bitte Frankreich um das Verſprechen, da8 gleiche zu tun. Am 29. Januar 
nachmittags habe die Franzöſiſche Regierung diefer englifden Bitte jtattgegeben, aber von dem Englijchen 
Kabinett verlangt, ein ähnliches Veriprechen für die Schweiz abzugeben, die, wie die Franzöſiſche 
Regierung Grund babe, zu alauben, ebenfall8 von einem überrajchenden Angriff bedroht fei. Am 
30. Januar fei von London eine zuftimmende Antwort eingetroffen. 


Die Meldungen darüber, dah dieje im Januar mündlich getroffenen Vereinbarungen anläßlich des 
Aufenthalts von Herrn Bonnet in London fchriftlich beftätigt worden feien, find von den aus Anlaß 
des Prafidentenbefuchs in London anweſenden Vertretern einer Reihe Hiefiger Blatter gebracht worden. 
Eine Havasmeldung ift hierzu, joweit feftgeftellt werden fonnte, nicht erfolgt. 


Bräuer 


Nr. 312 


Rede des Britifchen Staatsjekretärs für Auswärtige Angelegenheiten 
ord Halifax in Chatham Houfe, London, 29. Juni 1939 


Auszug 
(Aberſetzung) 


Wenn ich an die Rede zurückdenke, die ich im Juni vorigen Jahres auf dem Chatham Houſe Dinner 
gehalten habe, ſo bin ich mir, wie wir alle es ſind, der großen Veränderungen bewußt, die ſeitdem 
eingetreten ſind. Vor einem Jahr waren wir auf dem europäiſchen Kontinent noch keine beſtimmten 
Bindungen eingegangen, abgeſehen von denen, die damals ſchon ſeit beträchtlicher Zeit beſtanden hatten und 
ihnen allen vertraut find. Heute find wir durch neue gegenſeitige Defenfivabfommen mit Polen und 
der Türkei gebunden, wir haben Griechenland und Rumänien unferen Veiftand gegen Angriffe zugelagt 
und fiehen jest mit der Somjet-Negierung in Verhandlungen, die, wie ich hoffe, vielleicht jehr bald zu 
einem erfolgreichen Abſchluß kommen werden und darauf abzielen, Sowjet-Rußland für die gemein- 
Ichaftliche Verteidigung europäiſcher Staaten zu gewinnen, deren Unabhängigkeit und Neutralität 
möglicherweife bedroht find. Wir haben Verpflichtungen übernommen und find im Begriff, weitere zu 
übernehmen, und zwar im vollen Bewußtſein ihrer Urſachen und im vollen Bewußtjein ihrer Folgen. 
Wir willen, dab unfere eigene Sicherheit und unfere eigene Unabhängigkeit ſchwer bedroht find, wenn 
die Sicherheit und Unabhängigkeit anderer Länder zu beftehen aufhören. Wir willen, daß, wenn Redt 
und Ordnung im Bolferleben gewahrt bleiben follen, wir bereit fein miiffen, fie mit den Waffen 
zu verteidigen. 


In der Vergangenheit haben wir uns dem Verſuch einer einzelnen Macht, auf Koften der Nechte 
anderer Nationen Europa zu beberrfchen, ftets entgegengeftellt, und die britifche Politik bleibt daher 
[edialich auf dem unabänderlichen Wea, den die eigene Gefchichte ihr vorzeichnet, falls ein folder Verſuch 


* Mal Nr. 276. 
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auf? neue unternommen werden follte. Aber e8 genügt nicht, ein politisches Programm aufzuftellen. 
Worauf e8 ankommt, ift erften8, die Nation von der Nichtigkeit Diejer Politif zu überzeugen, und 
zweitens, die nötigen Schritte zu tun, damit diefe Politif Erfolg hat. Ich glaube, die Nation ift feit 
dem Weltkrieg noc niemals fo einig über die wefentlidfien Grundlagen unjerer Außenpolitif geweſen 
wie jest, und diefe Einigkeit ift verbunden mit einer feften, weitverbreiteten Entichlofienbeit, diefe Politik 
zum Erfolg zu führen. Ach glaube aber auch, daß in allen Schichten unjeres Volfes, an die Eraft ihres 
aemeinfamen Bürgerrechts der Ruf ergeht, ihr Land und die Sache ihres Landes zu verteidigen, in 
unehmendem Maße der Wunsch beiteht, über den Augenblick hinauszublicen und ein Ziel vor fid zu 
leben, für da8 fie bereitwillig ihre Mufeftunden und, wenn es fein muß, aud ihr Leben opfern würden. 

Schon mit dem Aufruf zum Vaterländiichen Hilfsdienft (national service) fordern wir große Opfer 
von allen Altersklaffen und allen Bevölkerungsſchichten. Gn irgendeiner Weife hat jeder Mann und jede 
Frau darin eine Rolle zu übernehmen und ift bereit dazu, das weiß idh. Das Land madt ungebeuere 
Anfirenqungen, um fih für die Verteidigung zur See, zur Luft und zu Lande zu rüften; etwas Gleich 
artiges ift in Friedenszeiten bisher nod) nicht dagewejen. Wir haben eine Flotte, dev niemand Trog 
bieten fann. Unſere Luftwaffe, die aud) jest nod) in einem Ausbau beariffen ift, der alles übertrifft, 
was wir noh vor ein paar Monaten erwarteten, hat jebt von feiner anderen Luftwaffe mehr etwas zu 
fürchten. Ach zweifle faum daran, daß die Männer unferer Luftwaffe an Kampfaeift und Geſchick denen 
aller anderen Lander überlegen find. Unfer Heer, früher ein Gegenftand des Spottes, hat beweifen 
fünnen, was in ihm ftedt, fo daß es jest ſtolz ift auf jenen Spott; gewiß ift e8 flein im Vergleich zu den 
Geeren mander anderen Lander, aber wir fehaffen uns, wie ſchon früher einmal, aud) in dem Heer eine 
machtvolle Waffe zur Verteidigung unferer eiaenen Freiheit und der Freiheit anderer Länder. Mit 
jeder neuen Woche, die vergeht, gewinnen dieje Anftrenqungen an Nachdruck, auf jedem Lebensgebiet, in 
Politik, Verwaltung und Anduftrie, haben wir überreichliche Beweife dafür, wie ftarf der Nolfswille 
diefe nationalen Anftrenaungen vorantreibt und unterftüßt. Ginter all unferen militärischen Nor 
bereitungen fteht das britiiche Wolf, einiger als je, und all fein Reichtum und feine indujtriellen 
Möglichkeiten ftehen diefen militärischen Zweden zu Dienften. Auch davon wird verächtlich geiprochen, 
aber diefer Neichtum if verdient worden durch die Arbeit, bas Gefhid und den Mut unferes Volkes. 
Kein Stück dieſer furchtbaren Rüſtung der Kraft wird eingeſetzt werden, es fei denn zur Verteidigung 
gegen einen Angriff. Kein Schlag wird geführt, fein Schuß abgefeuert werden. Daß das wahr ift, 
Savon ift jeder bierzulande überzeugt. Ach perjönlich alaube, daß aud) in anderen Ländern die meiften 
Menschen daran glauben werden, trog der Propaganda, die ihnen Da Gegenteil in die Ohren ſchreit. 
Und noch eins findet hierzulande jetzt uneingeſchränkt und allgemein Glauben, wird anderswo aber wohl 
auch jest noch nicht voll verftanden: daß wir nämlich für den Gall eines weiteren Angriffs entichloflen 
find, unverzlialich unfere gefamte Kraft einzujegen, um unfere Verpflichtungen zum Widerftand gegen 
Angriffe zu erfüllen ...... 


Nr. 313 
Der Deutfche Botfchafter in London an das Auswärtige Amt 
Bericht | 
London, den 29. Juni 1939 


Der Beſuch des Generals Gamelin in London Anfang Suni Hat zweifellos dazu gedient, u. a. 
Fragen des gemeinfamen Oberbefehls zu befpreden*. Hierbei find die einzelnen wahrſcheinlichen Kriegs. 
theater (Wefteuropa, weftliches Mittelmeer, Naher Often, Ferner Often) befprochen worden. 

Ein abfchließendes Ergebnis ift nicht beEanntgeworden. Es darf jedod) mit Fug und Recht an- 
qenommen werden, daß der Oberbefehl zu Lande in Wefteuropa in franzöfifchen Händen liegen wird, 
Die Frage der Verantwortlichkeit diefes Oberbefehlshabers einer interalliierten Körperſchaft gegenüber 
ift jedoch augenscheinlich nod) nicht geklärt. Auf fie wird von englifder Seite, wie Anfragen im Yar 
lament beweifen, großer Wert gelegt. Der Premierminifter felbft hat fih am 14.6. im Parlament 
nur zu einer Fehr vorfidtigen Auskunft herbeigelafjen, aus der hervorgehen könnte, daß die Frage des 
Dberbefehls zu diefem Seitpunft nod) nicht endgültig geklärt war. Wie man Hört, follen fich Die 
Franzojen in den betreffenden Verhandlungen fehr ſchwierig und anfpruchsvoll gezeigt haben, fo dağ 
die Enaländer keineswegs reftlos befriedigt find. —— 

Zu den Verhandlungen mit Frankreich find auch) die ſoeben abgeſchloſſenen Generalſtabsbeſprechungen 
in Singapore zu zählen, bei denen neben der Regelung des gemeinfamen Oberbefehls, der vorausfichtlich 
in enalifcher Hand liegen dürfte, die Benusung der britifchen See und Luftſtützpunkte durch Frankreich 
behandelt wurde, Auch Hier ift ein endgiiltiges Ergebnis noch nicht befanntgeworden. 


Im Auftrag 
von Gelzam 


* Der Kranzöfifche Minifterpräfident Daladier hat in feiner Rede vor der Kammer am 30. November 1939 mitgeteilt, dah 
er ei ó É , um 2 >! 2 N ’ 
die Frage der Einheit des Dberfommandos bereits aerenelt war, bevor der Krieg ausbrach. 
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Nr. 314 
Aufzeichnung des Staatsfekretiirs des Auswärtigen Amts 
⸗ Berlin, den 30. Juni 1939 


ch Habe Heute nachmittag auftragsgemäß den Franzöſiſchen Botichafter zu mir gebeten. 

Nach perfünlichen Bemerkungen brachte der Botjchafter das Geſpräch auf die allgemeine politijche Lage. 

Sch erwiderte mit Hinweiſen auf die krampfhafte britiſche Einfreifungspolitif, die dazu beftimme fiene, 

x | | und einzufchlichtern und natürlich das Gegenteil erziele. Das gehe aud) Frankreich an, objdon unjere 

Preſſe ihre Vorwürfe vorwiegend an die Adreſſe Londons richte. Beſonders eritaunlich Schiene mir die 

britifche Iluſion, durch die Verhandlungen mit Moskau die angebliche Kriegsgefahr in Europa be 
ſchwören zu fonnen. 

Als Coulondre auf das Problem Deutjhland— Yolen überging und wegen gewiſſer Nachrichten über 
innere Danziger Vorbereitungen wieder ſchwarz malte, hielt id) ihm Exzeffe und Reden prominenter 
Polen vor, fo wie 3}. B. heute wieder die eroberungsluftige Rede des Generals Kwasniewffi *. 

Es war eine qewiffe Erleichterung bei dem Botſchafter zu fonftatieren als ich jagte, meines Cradstens 
feien wir niht am Vorabend eines großen Eclats, außer wenn polnische Exzeffe einen folden hervorviefen. 
Das wäre dann finis Poloniae. \ 

Hierbei machte Coulondre wie jhon früher die Bemerkung, im Falle polniſcher Yrovafation fet Frant- 
reich nicht gebunden. Gabe es aber Krieg infolge von Danziger Eigenmächtigkeiten, fünne weder Frant- 
reich noch England zurück. E8 wäre ein großer und tragifcher Jrrtum zu glauben, daß Frankreich in 
einem folden Halle abjeits ftehen würde, fo ſchmerzlich der Krieg aud) für ganz Frankreich ware. 

Um mehr zu hören, äußerte id) dann Zweifel daran, daß England die Entjcheidung über Krieg und 
Frieden für dag Empire auf einmal in die Hände irgendwelcher Leute in Warſchau oder im Korridor 
gelegt haben finnte. Coulondre ging jedod) nicht davon ab, daß England und Franfreid) feit dem Marz 

iefes Jahres dem internationalen Frieden nicht mehr trauten und darum Engagements eingingen, an 
die fie früher nicht gedacht hätten. 

Der Botichafter fam nicht mit der Behauptung heraus, dad Deutſchland nod) im Laufe dieſes “Jahres 
mit Volen abrechnen wolle. Er leitete feine Sorgen vielmehr ab aus den bedrohlichen, quafi militärijchen 
Vorbereitungen in Danzig und außerdem allerdings aud) aus dem Mangel an Selbitfontrolle der 
polnischen Freunde Frankreichs. 

ch Habe meine Ausführungen als perjönliche bezeichnet und eine autoritative Daritellung unferer An- 
ſchauungen an Herin Coulondre dem Herin Reihsaußenminifter vorbehalten. 


Weisjacker 


Nr. 315 
Der Deutfche Botfchafter in Ankara an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Therapia, den 30. Suni 1939 
Erfahre zuverläfjig, dab Engländer die Türkei aud) für Garantie auferbalfanijder Grenzen Ru- 
maniens zu engagieren wünſchen gegenüber britijder Garantie für thraziiche Grenze. Gleiches dürfte für 
Griechenland gelten. 


Papen 


Nr. 316 
Der Deutjche Botfchafter in Paris an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Paris, den 6. Juli 1939 


Aus Anlaß des Jahresefjens der Vereinigung France—Grande-Bretagne am 4. Juli haben nad) ein- - 
leitenden VBearüßungsworten des Vräfidenten der Vereinigung, Marquis de Bogue, der zu dieſem 
Zweck eigens nad) Paris gefommene Englifche Kriegsminifter Hore-Belifha und der Franzöſiſche Außen— 
minifter Bonnet Neden gehalten, in denen fie die unerichütterliche franzöſiſch-engliſche Freundichaft 
feierten. 


* Rede, die der Vorfigende der Seer und Kolonialliga Brigadegeneral Kwasniewjti in Warſchau am 29. Juni anlaflid) des 
»Tag des Meeres« gehalten hatte. 
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Der Engliſche Kriegsminifter ging davon aus, daß zwar bas weſentliche Ziel ſowohl der engliſchen 
wie der fraͤnzöſiſchen Bemühungen nad) dem Kriege das gleiche geweſen fei, nämlich die Verhinderung 
der Aufrichtung einer Gewaltherrfdaft in Europa, daß aber die Methoden der beiden Lander verſchieden 
geweſen feien. Frankreich fei für ein Syftem von Allianzen eingetreten, England habe fih dagegen 
bisher qeweigert, fih im voraus zu binden. Wie die Entwidlung der Dinge gelehrt habe, fei die fran- 
zöfifche Politik gerechtfertigt geweſen, und England habe dies nunmehr anerkannt. Es gebe jekt nicht 
mehr eine enalifche und eine franzöſiſche, fondern nur noh eine gemeinfame englifch-Franzöfifche Politik. 
Im weiteren Verlauf feiner Rede hat dann der englifche Minifter befonders die enge militäriihe Zu— 
fammenarbeit unterftrichen, bei der beide Länder keinerlei Geheimniffe voreinander hätten. Die eng- 
lifchen Truppen Hatten kürzlich vor General Gamelin defiliert, und General Gort werde demnächit der 
Narade am 14. Juli beiwohnen, an der mit befonderem Stolz aud) eine Abteilung des englifden Heeres 
teilnehmen werde. England und Frankreich lebten als Rameraden und würden, wenn es fidh als not- 
wendig berausftellen follte, auh als folde zu fterben wiffen. 

frankreich Habe unbeftreitbar das am beften vorgebildete Heer und England die mächtigfte Marine. 
Durch die Beſchleunigung der Flugzeugproduktion der beiden Länder beſäßen diefe ſchließlich aud) die 
modernften und mächtiaften Luftſtreitkräfte. In weniger als einem Jahr werde die engliiche Armee 
mehr als 1 Million Mann zählen. Die ärztliche Prüfung der erften 50 000 Mann der neuen engliichen 
Miliz babe ergeben, daß 97 °/, dienfttauglich feien. Wer wollte da noch wagen, von einer englifden 
Defadenz zu Sprechen? Der Minifter Schloß feine Rede mit der Feftitellung, daß England Franfreid 
und Frankreich England fagen könne: wir denken in der gleichen Weife, wir find zu denfelben Ergeb 
niffen aefommen, wir folgen demfelben deal, wir find Freunde, wir find ftarf, und wir werden Front 
zu machen willen, was auch immer fommen möge. 

Die Rede des Franzöſiſchen Außenminifters enthält die gleichen Gedanfengänge, ift jedoh im Ton 
weniger großſprecheriſch und ditbyrambiich als die des beredfamen Engliichen Kriegsminifters. 


jm Auftrag 
Bräuer 


Nr. 317 
Aufzeichnung eines Beamten der Politifchen Abteilung des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 10. Yuli 1939 


Rumänien und die englifche Einkreifungsaktion 


Die enaliiche Einfreifungsaftion hat gleichmäßig am 18. März mit Demarchen der britiichen Ber 
treter in verichiedenen Hauptitädten eingefett. Außerer Anlaß derfelben war die am 17. März 1939 
vom Rumäniſchen Gefandten in London aus eigener Initiative aufgeftellte und Lord Halifax vor- 
getragene Behauptung, Deutichland habe Rumänien einen Vorſchlag gemacht, der den Charafter eines 
Ultimatums trüge *. Rumänien folle Danah Deutichland ein Monopol für feinen Außenbandel und eine 
Kontrolle feiner “\nduftrie einräumen, wofür Deutichland Suficherungen binfichtli der Grenzen 
Rumäniens geben werde. 

Gleichzeitig ift von enaliicher Seite in Bufareft mit großem Nachdruck Deutihland entgegenaearbeitet 
und verfucht worden, den Abſchluß des deutſch-rumäniſchen Wirtichaftsvertrages vom 23. März zu 
hintertreiben. Auch wurde engliſcherſeits trog wiederholter rumäniicher Dementis mit der Behaup— 
tuna eines anaeblih deutichen Wirtichaftsultimatums aearbeitet. 

am Rufammenhang mit den Befprechungen, die aelegentli des Beſuchs des Polniſchen Außen- 
minifters Red in London Anfang April über den Abſchluß des engliſch-polniſchen Beiſtandspakts 
tattaefunden haben **, hat fodann die Frage eine Rolle geipielt, wie das rumänifch-polnifche Bündnis, 
das fin bisher nur aeaen Somjetrußland richtet, auh gegen einen Anariff von Weiten her Wirkſamkeit 
erhalten fünne. Serr Vee hat in London zuaefagt, über diefe Frage mit der Numänifchen Regierung 
in Beſprechungen eintreten zu wollen. Unabhängig von diefen polnischrumänifchen Beſprechungen 
haben dann in den eriten Apriltagen die Englische und die Franzöfiiche Regierung ihrerfeits der Numa 
nischen Regierung eine Garantie ihrer Unabhängigkeit in Ausficht geftellt. Nach den Ereiqnifien in 
Albanien wurde englifderfeits fofort befdloffen, nun aud Griechenland in die Zahl der zu garantie- 
renden Staaten einzubeziehen. Dies führte zu einer Beſchleunigung aud der rumäniſchen Garantie- 
plane. Am 13. April nachmittags erfolgte dann die gleichzeitige und identifde Beiftandserkläruna an 
Griechenland und Rumänien dure Chamberlain im Unterhaus *** und durd) Daladier vor der fran- 
zöſiſchen Preſſe. 


* Val. Mr. 270. 
** Mol, Nr. 286. 
*** Bal Nr, 288. 
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Rumäniens Haltung zu der Einbeziehung in die Einfreifungsaftion ift uns amtlich wiederholt dahin 
definiert worden, daß Bukareſt feine Gegenfeitigkeitsabmadhung treffen wolle; wenn aber England 
und Frankreich eine einfeitige Erklärung Rumänien abgeben würden, fo fönne fic) Rumänien dem 
nicht entziehen. 

England hat fodann verfucht, auf dem Umwege über die Türfei Rumänien noch fefter in das Ein- 
freifungsneß einzubeziehen. Bor allem ift in Ankara wiederholt angereat worden, die Balfanbund- 
ftaaten möchten auch für deren äußere Grenzen Verpflichtungen übernehmen. Wie weit die Türkei zu 
dDiefer Lingeftaltung des Balfanbundes bereit geweſen ift, mag dabhingeftellt bleiben; jedenfalls find diefe 
Verſuche bisher an der Haltung der übrigen Mitglieder des Balkanbundes geicheitert. 

Das Bemühen Englands, den Balfanbund für die Cinfreijung einzufpannen oder wenigitens die 
Türkei für eine Verteidigung der garantierten Staaten Griechenland und Rumänien zu gewinnen, 
hat feinen Niederichlag in Dunft 6 der engliſchtürkiſchen Abmachung vom 12. Mai* gefunden, dem- 
zufolge England und die Türkei »recognize that it is also necessary to ensure the establishment 
of security in the balkans and they are consulting together with the object of achieving this 
purpose as speedily as possible.« 

Es ift zwar von türfiicher und anderer Seite behauptet worden, daß der zitierte Abſatz des engliich- 
türfiichen Abkommens nichts anderes bedeute alg einen Hinweis auf den beitehenden Balkanpakt, der 
eben die Sicherheit auf dem Balkan verbürge. Rumäniſcherſeits Scheint man fic) indeffen über die wahre 
Tragweite des engliſch-türkiſchen Manövers flar zu fein, wenigſtens will man, wenn aud) ohne Erfolg, 
gegen die Aufnahme einer analogen Veftimmung in das franzöſiſch-türkiſche Abkommen vom 23. Juni ** 
gearbeitet haben. Überdies foll dev Numänifche Außenminifter bei feinem Beſuch in Antara Mitte 
Suni von den Türken die Jufiherung erhalten haben, daß jede auf den Balkan und feine Sicherheit 
bezügliche Beftimmung aus dem endgültigen engliich-türfiichen Abkommen entfernt werden würde. 

Bei diefem Beſuch Gafencus in der Türkei hat fich lestere auch font bemüht, der enaliihen Ein- 
freiiungsaftion Borjpanndienfte zu leiften. So foll Gafencu der Abſchluß eines SchwarzmeerVaftes 
nahegelegt worden fein. England und Frankreich follen wegen der Beteiligung Rumäniens an dem 
geplanten Rußland-Abkommen infiftiert haben, und fchließlich foll angeregt worden fein, den Balfanpatt 
gegen alle Angreifer auszudehmen. Gafencu will alle diefe Vorſchläge abgelehnt haben. Jedenfalls find 
rumäniſcherſeits amtlich alle Gerüchte über Abſchluß neuer politischer und militärischer Abreden während 
der Reife Gafencus nach Ankara und Athen dementiert worden. 

Schließlich ift vor furzem befannt geworden, daß England von der Türkei verlangt Hat, daß dieje im 
Garantiefall England ermögliche, den von ihm garantierten Staaten — ohne dah diefe namentlich auf 
geführt würden — wirfjame Hilfe zu geben. Hiermit ift offenfichtlicd) gemeint, dab die Türkei, auch 
wenn nicht felbit angegriffen, England die Durchfahrt durd die Dardanellen ermöglichen foll, um 
Rumanien zu Hilfe zu eilen. 

Es wird noch feitzuftellen fein, wie weit Rumänien über diefe englijden Blane unterrichtet ift und 
welche Stellung eS aegebenenfall3 zu ihnen einnimmt. 


Heinburg 
: Nr. 318 
Der Deutfche Botschafter in Condon an das Auswärtige Amt 
Bericht 


London, den 12. Juli 1939 


An dem zu Beginn diejes Jahres vom Parlament angenommenen erweiterten Exrportfreditgarantie- 
gefeß war dem Board of Trade die damals fein befonderes Aufſehen erregende Ermächtigung erteilt 
worden, für 10 Millionen Pfund Exrportfreditgarantien zu erteilen, ohne an die dem Exportfredit- 
garantieinftitut vorgefchriebenen ftreng wirtichaftlichen Nichtlinien gebunden zu fein, fofern die Ver- 
qebung folder Kredite im nationalen Intereſſe fag. Diefer politifche Kreditfond, den man in englifchen 
Kreifen zuweilen den »Meptilienfond« zu nennen pflegte, Dat infolge der politifden Ereigniffe der legten 
Monate immer mehr an Bedeutung gewonnen, Wie aus der laufenden Veridterftattung dev Botichaft 
befannt ift, haben fich im Suge der jüngften politiſchen und wirtichaftlichen Aktivität Großbritanniens 
Delegationen aus Rumänien, Griechenland und Volen mit Kreditwünichen in London eingeftellt. Die 
Irakiſche Regierung Hat vor kurzem befanntlid) einen vom Board of Trade garantierten 3 Millionen 
Pfund Kredit erhalten. Obwohl über die neuen türfifchen Kreditwünfche Hier nichts Konkretes befannt 
aeworden ift, fo hat e8 doch den Anfchein, als ob auch die Türkei neue Kreditforderungen angemeldet 
bat. Auf einer etwas anderen Ebene liegen die Kreditwiünfche Neufeelands. 

* Bal Nr. 301. 

** Mal. Nr 310. 
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Wenn auch nod) nicht im Einzelnen befannt ift, für welde Kredite der obenerwähnte 10 Millionen 
fund Fond in Anfprud) genommen worden ift, fo ift es dod) bereits feit einiger Seit offenfichtlich 
geworden, daß er im Mergleich mit den an die Britifche Regierung von den befreundeten Staaten geftellten 
finanziellen Anforderungen völlig ungenügend war. Da einerfeits für die Freditfuchenden Staaten aus 
aeldmarftpolitifchen Gründen die Auflegung einer Anleihe in London zur Zeit unmöglich ift, andererfeits 
das rein wirtichaftliche Exportkreditverfahren gerade diejenigen Exporte ausfchließt, worauf e8 jenen 
Staaten am meiften anfommt, nämlich Rüftungserporte, hat fich die Britifche Regierung entichloffen, 
den Fond der politiſchen Kredite zu erhöhen. 

Die Regierung bat daher am 6. d. M. dem Parlament einen Gefeßenhvurf vorgelegt, welder die 
Gewährung politiicher Kredite aus dem bisherigen Exportgarantieverfahren ausaliedert und fie zum 
Gegenftand eines jelbjtändigen Gefebes, Der Overseas Garanties Trade Act, maht. m dem Gefeb- 
entwurf wird die Ermächtigung des Board of Trade, politifche Kredite zu erteilen, auf 60 Millionen 
fund erhöht. Fn diefen Betrag find die mit den Krediten verknüpften Sinsleiftungen nicht einbeqriffen. 
Je nad) der Kangfriftigkeit der gewährten Kredite und der vereinbarten Sinfen fann fidh das Ausmaß 
der dem Board of Trade erteilten Kreditermächtigung um ein Wefentliches erhöhen. Die eigentliche 
Finanzierungskraft der Ermächtigung wird im übrigen aud) fchon darum nicht mit dem oben erwähnten 
Nominalwert aleichzufegen fein, als die Kredite revolvieren und fomit nad) Ablauf erneut vergeben 
werden fünnen. 

Es wird angenommen, daß die garantierten Kredite zum Teil eine Laufzeit bi zu 15 Jahren haben 
Eönnen. Sin Sufammenhang damit fteht eine weitere Beltimmung des Gefeßentiwurfes, wonach der 
Board of Trade ermächtigt wird, die von den fremden Staaten gegebenen Schatzanweiſungen felbft zu 
übernehmen. Das bisherige Verfahren, die betreffenden Schuldverichreibungen unter der Garantie des 
Board of Trade auf dem enalifchen Geldmarft unterzubringen, würde bei lanafriftigen Schuld- 
verichreibungen ſchwer möglich fein. 

Wie bisher werden die Kredite qrundfäßlic nur für Beſtellungen in Großbritannien zur Verfügung 
qeftellt, 6 Millionen Vfund der neuen Kreditermächtigung fünnen jedod zur Kreditficherung von 
Abichlüffen über nichtbritiiche Exrzeugniffe verwandt werden. Die im Qufammenhang mit folden 
engliichen Exporten in dem Käuferland entitehenden Nebenfoften können nah gewiſſen im Geſetzentwürf 
aufgeftellten Richtlinien ebenfalls in die Kreditaftion einbezogen werden. 

Der Entſchluß der Regierung, nunmehr offen den Weg der Subfidienpolitif zu bejchreiten, ift in der 
engliiden Offentlichfeit mit aroßer Befriedigung aufgenommen worden. E8 wird fein Gehl daraus 
gemacht, daß die damit verfolgten Ziele in erfter Linie politifcher Natur find, und daß die zu aewährenden 
tredite die mit Großbritannien befreundeten Staaten in den Stand feben follen, Nüftungsaufträge zu 
erteilen. Cine andere Frage ift, wie weit die engliiche Nüftungsinduftrie augenbliclich imftande ift, 
neben der heimischen Aufrüſtung auch noc erhebliche fremde Aufträge auszuführen. Aber e8 darf Hierbei 
nicht überſehen werden, daß die neue englische Kreditpolitif auf längere Sicht einaeftellt ift. 

Es wird bier allgemein angenommen, daß die Kredite mehr oder weniger bereits verteilt find. Gn 
eriter Linie dürfte wohl Polen bedacht werden, deffen Finanzverhandlungen mit der Englifchen Regierung 
demnächſt abgeſchloſſen fein dürften. Als weitere Anwärter fommen Rumänien, Griechenland und die 
Türfei in Frage. Nach heutigen Preffemeldungen find die Kreditabfommen mit den beiden erftaenannten 
Staaten bereits abgeichloffen. Da in dem Gejeßentwurf Feine Beſtimmung enthalten ift, welche die 
Empireländer aus dem Kreife der Bedachten ausſchließt, ericheint die Hier des öfteren geäußerte Ber- 
mutung nicht ungerechtfertigt, daß aud) Neufeeland aus dem nunmehr neu angefüllten Kreditiond geſpeiſt 
werden wird. 

Die zweite Leſung des Geſetzes wird noch in dieſer Woche erfolgen. Die Regierung hat die Abſicht, 
es noch vor den Parlamentsferien zu verabſchieden, und es iſt nicht anzunehmen, daß ſie dabei auf 
Schwierigkeiten ſtoßen wird. 

Im Auftrag 


Federer 


Nr. 319 
Der Deutſche Botjchafter in Condon an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
London, den 15. Juli 1939 
Nach Mitteilung aus fehr zuverläffiger Quelle foll in maßgebenden hieſigen politifchen Kreiſen hie 
Veforgnis vor dem Sujftandefommen eines deutich-ruffiichen Ausgleichs fid) lesthin erheblich —— 
haben. Man befürchtet vor allem, daß die logiſche Folge eines ſolchen Ausgleichs das Beſtreben der 
Polen fein würde, fih ihrerſeits nunmehr Deutſchland zu nähern, nachdem die ruſſiſche Rückendeckung 
weggefallen ſei. 
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Innerpolitifch befürchtet man Hier infofern bon einem deutfch-ruffiichen Wusgleid) und einer 
Abmilderung des deutſch-polniſchen Gegenſatzes unerfreulide Rückwirkungen, als dann die Wahlparole 
der Negierung weſentlich beeinträchtigt würde. Die Wählerfchaft würde die Frage ftellen, warum die 
Regierung fo viele Monate Kriegsftimmung entfaht und eine politifde Front gegen Deutichland zu 
bilden verjucht Habe, trogdem die innere Begründung für ein foldes Vorgehen durd) das Eintreten 
einer ruhigen Atmofphäre in den Beziehungen Deutfchlands zu Rußland und Polen fehle. 


Dirkjen 


Air. 320 
Der Deutjche Botſchafter in Ankara an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Therapia, den 18. Juli 1939 
Während engliiche Militärmiffion, wie ich feftftellte, fi Hier nur mit Lieferungsfragen befaßt hat, 
beabfichtigt geftern eingetroffene franzöſiſche Militärmiffion unter Führung Generals Hunkinger, 
fidh eingehend über ftrategijde Probleme zu unterhalten. 


Papen 


Air. 321 
Der Deutfche Botfchafter in London an das Auswärtige Amt 


Bericht 
London, den 19. Juli 1939 

Die türkiſche Militärmiffion Halt fic) noc) immer in England auf. Am Sonntag, den 16. Juli, 
mittags, trafen nod) drei türfifche Offiziere auf dem Victoria-Bahnhof ein. Sie wurden von Mit- 
gliedern der türkifchen Kommiſſion und dem Türkischen Militärattache in Empfang genommen. 

Dem Luftattaché ift die Verftärkung der türfifchen Delegation auch offiziell im Britiſchen Luftfahrt- 
minifterium mitgeteilt worden. 

Die türkiſche Militarfommiffion befichtigt hier militärifche Einrichtungen, Waffen und Ausrüftungen. 
Uber den Verlauf der eigentlichen Verhandlungen waren authentifche Berichte bisher nicht zu erhalten. 
Von den Verhandlungen ift bisher nur befannt, dab von dem im Vorjahr verfügbar aemachten Sechs— 
Millionen-Kredit für fünf Millionen Pfund Veftellungen aufgegeben find. 


Fm Auftrag 


pon Selzam 


ir. 322 
Der Deutfche Botjchafter in London an das Auswärtige Amt 


Bericht 
London, den 25. Juli 1939 

in der Tagesprefje erfchienen am 6. Juli zwei Veröffentlidungen, die befagten, daß 
1. Referviften zu Übungen der Luftwaffe in den nächften drei bis vier Monaten eingezogen würden und 
2, arößere Übungen mit fliegenden Verbänden nad) dem Kontinent und befonders nad) Frankreich 

ftattfinden würden. 
3. Aus weiteren Seitungsnad)ridten geht hervor, daß ein Teil der jet eingezogenen Dienftpflichtigen 

der Noval Air Force zur Ausbildung und Verwendung überwiejen wird. 


Die erfte Übung eines Fernfluges war Dienstag, den 11. Juli, und wurde mit 12 Staffeln ohne 
Swiichenlandung teils bis Le Havre und teils bis Bordeaug durchgeführt. 
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Die zweite Übung diefer Art fand am 21. Juli ftatt, woran etwa 10 Staffeln (beinahe 100 Majchinen) 
teilnahmen. Sie flogen in drei Gruppen, und zwar: 

1. Gruppe: etwa drei Staffeln »Blenheim«, die von ihren Seimathafen nad) Waris-Orleans- 

Chartres und dann zurück flogen; Flugſtrecke etwa 700 engliſche Meilen; Dauer 
3 Stunden. 

2. Gruppe: zwei Staffeln Armftrong »Withleye; Flugweg: über Paris nad) dev Stadt Avallon 
(halbwegs zwifchen Paris und yon); Flugſtrecke etwa 750 englifche Meilen. 

3. Gruppe: fünf Staffeln »Wellington«; Flugweg von den SHeimathäfen über Dover Paris— 
Auxerre LyonMarſeille und zurück. Flugſtrecke 1500 engliſche Meilen, wobei fie nad 
Zeitungsnächrichten eine Durchſchnittsgeſchwindigkeit von 180 engliſchen Meilen ent 
wickelten. Der Unterſtaatsſekretär der Luftfahrt, Captain Balfour, hat in einer dieſer 
Maſchinen als Beſatzungsmitglied teilgenommen. 

Zunächſt wäre an der Tatſache an ſich, daß Übungen auch größeren Rahmens innerhalb der britiichen 
Fliegertruppe ftattfinden, nichts Auffälliges zu feben. Daß aber folde Übungen zu diefem Zeitpunkt 
durchgeführt und weiter von der geſamten Preſſe als ein Ereignis erſten Ranges groß aufgemacht 
werden, gibt zu Überlegungen Anlaß. 

Zwei Geſichtspunkte können als Gründe hierfür angenommen werden: 

1. Die Übungen follen der Welt zeigen, daß die britiſche Luftwaffe zum Kampf bereit iſt. 

in allen Kreifen Englands fann man die unumftößliche Gewißheit finden, daß in den nächſten 
beiden Monaten von feiten Deutfchlands irgend etwas in der Danziger Frage gefdebhen wird, was 
in dem Falle der Durchführung ohne Verhandlung und unter militärifchem Drud die Beiftands- 

pflicht Englands nach fich ziehen muß und wird. 
In der breiten Maffe findet eine ſolche Silfeleiftung Englands — im Gegenfab zum vorigen 
September — volle Quitimmung, auh wenn man mit den Nüftungen nicht fertig fein follte. 
. An denfenden Kreifen, die, in London wenigftens, zahlreich vertreten find, drückt Diele Beiſtands— 
pflicht wie ein Alp, da die praktiſche Durchführung, rein militäriſch geſehen, ohne ein Bündnis mit 

einem militäriſch ſtarken Rußland als recht ſchwierig angeſehen wird. 

Militäriſche Übungen aller Art follen nun die Einſatzbereitſchaft und Stärke unter Beweis 
tellen; auch erhofft man fih aus folden Maßnahmen einen gewiffen Cindruc auf Deutichland, 
der bewirken foll, eine friedliche Föfung der Danziger Frage der gewaltjamen vorzuziehen. 

2. Die englifche Luftwaffe foll durch diefe Übungen einen hohen Grad von Einſatzbereitſchaft er 
halten. Im Laufe des vergangenen und diefes Jahres find verjchiedene Orqanifationsverande- 
ungen und Vermehrungen durchgeführt worden. Diefe miiffen — wie jede Veränderung — 
zunächſt den Kampfwert einer Truppe herabmindern. Viele Staffeln find mit neuen Muftern aus: 
gerüftet worden und haben iby Unterftellungsverbältnis geändert. Diefer ganze Apparat muß fidh 
nun einspielen, und dazu find derartige Übungen das befte Mittel. Sweifellos werden die Truppen- 
übungen frieggmäßig durchgeführt; diefes läßt fich ſchon aus dem Einziehen von Rejervijten erfeben. 
Die Art der Durchführung der erten Übungen ift jehr iniereffant. Die Flüge fonnten zunächſt tat 

fächlich aus dem Grunde nur nad Frankreich durchgeführt werden, weil für längere Stredenflüge Eng: 

land zu Hein ift. Ein Fliegen über See in größeren Verbänden wird wegen der Schwierigkeit der lug 
ficherung wahrſcheinlich nur ungern unternommen. | 

Zur Übung ift es ja Schließlich gleichgültig, wohin geflogen wird. So fünnten diefe Flüge allgemein 
als Vorbereitung für einen Cinfak auf qrope Entfernungen angefehen werden. Andererjeits ift es aber 
wohl nicht von der Hand zu weilen, daß Hiermit aleichzeitig praktifche Einſatzübungen für den Mobili- 
fierungsfall verbunden fein fönnten. Es ift natürlich im Mobilifierungsfall einfacher, wenn die Verbände 
auf ihre Streden eingeflogen find. 


. 
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m Auftrag 


von Gelzam 
Nr. 323 

Der Deutfche Botjchafter in Paris an das Auswärtige Amt 
Telegramm 


Paris, den 28, Juli 1939 
Zu Moskauer Verhandlungen erfahre ich aus gewöhnlich gut unterrichteten Kreifen folgendes: 
I. Wenn England und Frankreich jest nicht nur darauf einzugehen bereit find, militärifche Beſpre— 


chungen vor Einigung über politifchen Vertrag zu führen, fondern dieje mit befonderem Eifer betreiben, 
fo find drei Erwägungen dafür maßgebend: 
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N 1. England und Frankreich wünſchen um jeden Preis Vertagung oder Abbruch der Verhandlungen 
zu vermeiden, weil ſie glauben, daß, ſolange Verhandlungen im Fluß ſind, Deutſchland in Danzig nichts 
unternehmen wird. Politiſche Verhandlungen waren zu gewiſſem Abſchluß gelangt, nachdem Einigung 
über alle Punkte bis auf Definition indirekten Angriffs und Modalitäten Hilfeleiſtung erfolgt 


N. war. Bei leßterem Punkt fptelen fo viele militärische Gefichtspunfte hinein, daß ohne gleichzeitige 
militärische Beſprechungen nicht weiter zu fommen tft. 
k 2, Mit Entſendung zweier repräfentativer Militärmiffionen nad) Moskau glaubt man Atmoſphäre 


zum Abſchluß auch politiſchen Vertrags günftig beeinfluſſen zu können. 

_ 3. Mit einer eventuellen Finiqung der Militärs hoffen aud) Politifer Drud zur Überwindung lester 

f Schwierigfeiten ausüben zu fönnen, wenn man fich auch nicht verhehlt,daß in militäriſchen Bel prechungen 

| von ruſſiſcher Seite auper dem Problem der Randftaaten das jchwierige Problem der Duldung militä— 
riſchen Beiſtands durch Polen und Rumänien angeſchnitten werden wird. 


II. Abſchluß engliſch japaniſchen Abkommens foll von Engländern in Moskauer Verhandlungen in 
| folgendem Sinne verwertet worden fein: England habe Verhandlungen über Tientfin durch eine auf Die 
l Dauer des Konflikts beichränfte Anerkennung japaniſcher Intereſſen in China teuer erfauft. Es jei 
4 dazu gezwungen worden, weil e8 Hände in Europa frei Haben müſſe, ſolange nicht in Moskauer 
Verhandlungen Vertrag zuſtandekomme. Sollte dies ſcheitern, ſo werde England bezüglich ſeiner Poſition 
in Oſtaſien in ſchwierige Lage kommen und Rußland auf die Dauer immer ſtärker japaniſchem Druck 

ausgeſetzt ſein. 


III. Im Zuſammenhang mit Moskauer Verhandlungen ſoll Beſtehen des deutſch-ruſſiſchen Vertrags 
von 1926 auf franzöſiſcher und engliſcher Seite erörtert worden fein, Man habe die Frage geprüft, ob 


von Ruffen Kündigung des Vertrags oder Erklärung über feine Bedeutungslofigkeit verlangt werden 
finne, babe die Frage aber anfcheinend zurückgeſtellt, um die Verhandlungen nicht noch mehr zu 
erichweren. 


IV. Franzöfifche Militärmiffion, die bereits zufammengeftellt wird, foll von General Doumene, Chef 
der 2. Region in Lille, geführt werden. Dieſer ift Artillerift und gilt al8 befonders befähigter Offizier; 
er war im Krieg Organifator des Kraftfahrwefens und vor Übernahme Frontfommandos in Lille, wo 
ex guert 1. Divijion befehligte, ftellvertretender Generalſtabschef unter Weygand. 


Welczeck 


Nr. 324 
Der Deutfche Gefandte in Sofia an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Sofia, den 31. Juli 1939 


Die militäriichen Vorbereitungen der Türfei an der türfifch-bulgarifchen Grenze werden hier weiter 
mit großer Aufmerkfamfeit verfolgt. Einer zuverläffigen Nachricht zufolge ift türkiſcherſeits vorgejeben, 
Sie türfiiche Truppenmacht in Thrazien nod) weiter bis auf 15 Divifionen zu erhöhen. Darunter foll 
fich eine franzöſiſche Divifion befinden, die im Konfliftsfalle aus Syrien herangeſchafft werden würde. 
Die Dardanellen follen durch drei Divifionen unter englifchem Oberbefehl verteidigt werden. 

fiber den Beſuch des Pringregenten Paul in London und feine dortigen Gefpräche liegen bier feine 
weiteren Mitteilungen vor, als daß die Engländer dem Pringregenten gejagt hätten, im Exnftfalle würde 
Jugoſlawien auf den Schub Englands rechnen fonnen. 

Maßgebende bulgarifche Politiker machen fidh über diefe Fülle von Beiftandsverjprechungen, Die 
England austeilt, Iuftig. 


Frhr. von Richthofen 
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Nr. 325 
Aus der Rede des Führers vor dem Deutjchen Reichstag, 30. Januar 1937 


. .. . . Deutſchland hat in den legten Jahren eine ganze Anzahl politifcher Beziehungen aufgenommen, 
wieder angeknüpft, verbeifert und mit einer Reihe von Staaten ein, ic) darf wohl fagen, enges freund. 
ſchaftliches Verhältnis hergeftellt. Unfere Beziehungen in Europa find, von uns aus gejehen, zu den 
meiften Staaten normale, zu einer ganzen Anzahl von Staaten fehr freundfchaftliche. Ich ftelle hier an 
Die Spike die ausgezeichneten Beziehungen, die ung vor allem mit jenen Staaten verbinden, die aus 
ähnlichen Leiden wie wir zu Abnlichen Folgerungen gefommen find. Durch eine Reihe von Abkommen 
haben wir frühere Spannungen befeitigt und damit wejentlich zu einer Verbefferung der europäiſchen 
Werhaltniffe beigetragen. ...... 

Deutichland hat — und ich wiederhole dies Hier feierlich — immer wieder verfichert, daß e8 3. B. zwijchen 
ihm und Frankreich überhaupt keinerlei menfchlich denkbaren Streitpunft geben fann. Die Deutjche 
Regierung bat weiter Belgien und Holland verfichert, daß fie bereit ift, diefe Staaten jederzeit ald 
unantaftbare neutrale Gebiete anzuerkennen und zu garantieren. ...... 


Nr. 326 
Aus der Rede des Führers im Berliner Sportpalaft, 26. September 1938 


— Ich habe Frankreich ſofort nach der Rückgabe des Saargebiets an Deutſchland, die durch eine Ab— 
ſtimmung entſchieden wurde, erklärt, daß es nun überhaupt keine Differenzen mehr zwiſchen uns gebe. 
ch ſagte, Dağ die elſaß-lothringiſche Frage für uns nicht mehr exiſtiert. Es ift ein Grenzgebiet, Das 
Rolf diefes Landes ift eigentlich in den legten Jahrzehnten niemals um feine eigene Meinung gefragt 
worden. 

Wir haben die Empfindung, daß die Bewohner diefer Proving am glüdlichiten find, wenn um fie nicht 
wieder gekämpft wird. 

Wir alle wollen feinen Krieg mit Frankreich. Wir wollen nichts von Franfreid)! Gar nichts! 

Und als das Saaraebiet bank der lovalen Auslegung der Verträge durd) Frankreich — dad muß id 
hier betätigen — ins Reich zurückgekehrt war, Habe ich feierlich verfichert: Nunmehr find alle terri- 
torialen Differenzen zwifchen Frankreich und Deutichland befeitigt. Ich fehe Heute überhaupt Feine 
Differenz mehr zwiſchen uns! 

Ga find zwei grohe Völker, die beide arbeiten und leben wollen. Und fie werden dann am beiten 
leben, wenn fie zufammen arbeiten! ..... 


Nr. 327 


Unterredung des Reichsminijters des Auswärtigen 
mit dem Sranzöfifchen Botfchafter 


Aufzeichnung 
Berlin, den 20. November 1938 
Ich empfing heute um 12 Uhr den neuernannten Franzöſiſchen Botichafter Coulondre, der mir feinen 
Antrittsbefuch machte. 
Herr Coulondre erklärte mir, daß er ſich bei Annahme des Poſtens vorgenommen habe, alles zu tun, 
um das deutich-franzöfiiche Verhältnis jo que wie möglich zu geſtalten. Er perſönlich ſei in keinem 
Sinne irgendwie beeinflußt und ſtehe allen Anregungen offen gegenuber. 


ch erwiderte Heren Coulondre, dah leider viele Gelegenheiten verpaßt worden feien, das deutſch— 
eramzfiiche Verhältnis grundlegend zu beffern, und td) verwies In diejem Sufammenbang auf den bereits 
1933 voraefebenen, leider aber nicht erfolgten Beſuch des Minijterpräfidenten Daladier in Deutfchland. 
Ich hätte feinem Amtsvorgänger ArangoisDoncet gegenüber haufiger ausgeführt, daß, wenn erft ein 
gewiſſer geiftiger Ballaft abacworfen worden jei, eine Verſtändigung zwiſchen Deutſchland und Frank— 
reid) einfacher fein würde. Es fame darauf an, dak fich die europäiſchen Staaten auf ihre wirklichen 


Intereſſen beſchränkten, fo Frankreich auf ſein großes Kolonialreich, England auf ſein Empire und 
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Deutfchland auf feine eigentliche Intereſſenſphäre, nämlich den Siidoften Europas. Wenn dies einmal 
flar herausgeſchält fei, werde aud) das deutſch-franzöſiſche Rerhaltnis immer beſſer und dauerhafter 
werden, denn das deutſche Volk Hege ebenfowenig irgendwelchen Groll gegen Frankreich wie das fran- 
zöfifche Bolt gegen Deutichland, und dies fei um jo natürlicher, da ja feine vitalen Divergenzen zwiſchen 
den beiden Völkern beftänden. 


Serr Coulondre ftimmte meinen Ausführungen zu und fagte, dab ex die Frage genau jo fehe. 


von Ribbentrop 


Nr. 328 


Unterredung des Reidsminifters des Auswärtigen 
mit dem Bertreter des »Paris Soir«, 5. Dezember 1938 


Auszug 


Niele Franzofen müßten wiffen, daß ich feit langem eine Verftändigung mit Frankreich wünſche 
und daran arbeite. Niemand war zufriedener als ich, als der Führer nach der Machtübernahme der 
Nationalſozialiſten die Anſicht vertrat, daß eine Annäherung mit Frankreich die erſte Bedingung für eine 
Befriedung Europas ſei. Das deutſche Volk iſt ihm freiwillig gefolgt, denn es hat abſolut nichts gegen 
das franzöſiſche Volk, ebenſowenig wie das franzöſiſche Volk, das ich genau zu kennen glaube, auch nichts 
gegen das deutſche Volk hat. 


Die hohe Achtung der deutſchen Frontkämpfer vor den franzöſiſchen Frontkämpfern iſt im Kriege 
geboren. Dieſe Achtung ſtellt einen günſtigen Boden für eine Verſtändigung dar. Deshalb hat auch in 
den “aig Jahren niemand mehr al die Frontkämpfer an einer Annäherung zwifchen beiden Volfern 
gearbeitet. 

Ich bin ficher, daß e8 zwifchen Frankreich und Deutſchland feine Tebenswichtigen Fragen gibt, die nicht 
freündſchaftlich geregelt werden fönnten. Frankreich hat feine Freunde, und Deutichland hat ebenfalls Die 
feinigen. Warum follte e8 nicht möglich fein, eine Brücke zwiſchen diejen Freunden zu [chlagen, um 
eine Grundlage zu finden, die allen intereffierten Ländern nur nüßlid) fein könnte? ...... 


Nr. 329 
Deutfch-Sranzöfifche Erklärung, 6. Dezember 1938 


Der Deutiche Neichsminifter des Auswärtigen, Herr Joadim von Ribbentrop, 
und der Franzöſiſche Minifter für Auswärtige Angelegenheiten, Herr Georges Bonnet, 

haben bei ihrer Sufammenfunft in Paris am 6. Dezember 1938 im Namen und im Auftrag ihrer 
Negierungen folgendes vereinbart: 

1. Die Deutiche Regierung und die Franzöfiiche Regierung find übereinftimmend der Uberzeugung, 
daß friedliche und gutnachbarliche Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Frankreich eines der 
weſentlichſten Elemente der Konſolidierung der Verhältniſſe in Europa und der Aufrechterhaltung 
des allgemeinen Friedens darſtellen. Beide Regierungen werden deshalb alle ihre Kräfte dafür 
einſetzen, daß eine ſolche Geſtaltung der Beziehungen zwiſchen ihren Ländern ſichergeſtellt wird. 

2. Beide Regierungen ſtellen feſt, daß zwiſchen ihren Ländern keine Fragen territorialer Art mehr 
ſchweben, und erkennen feierlich die Grenze zwiſchen ihren Ländern, wie ſie gegenwärtig verläuft, 
als endgültig an. 

3. Beide Regierungen find. entichlofien, vorbehaltlich ihrer befonderen Beziehungen zu dritten 
Mächten, in allen ihre beiden Länder angehenden Fragen in Fühlung miteinander zu bleiben und 
in eine Beratung einzutreten, wenn die fiinftige Entwicklung diefer Fragen zu internationalen 
Schwierigkeiten führen follte. 

Su Urkund deffen haben die Vertreter der beiden Regierungen diefe Erklärung, die fofort in Kraft 

tritt, unterzeichnet. 


Ausgefertigt in doppelter Urſchrift in deutſcher und franzöſiſcher Sprache in Paris am 6. Dezember 
1938. 


Joachim von Ribbentrop Georges Bonnet 


Meichsminifter des Auswärtigen Ninifter für Auswärtige Angelegenheiten 
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Nr. 330 
Amtliche Deutfche Berlautbarung, 6. Dezember 1938 


Der Beſuch des Neichsminifters des Auswärtigen in Paris am 6. Dezember hat Gelegenheit zu einem 
ausführlichen deutſch-franzöſiſchen Meinungsaustaufch geboten. Gn den Unterhaltungen (die zwifchen 
Herin von Ribbentrop und Herrn Georges Bonnet ftattgefunden haben) find die wichtigften europäiſchen 
Probleme und insbefondere die Fragen, die die politiihen und wirtichaftlichen Beziehungen zwiſchen 
Frankreich und Deutfchland unmittelbar angehen, geprüft worden. Von beiden Seiten ift anerkannt 
worden, daß eine auf der formellen Anerkennung ihrer Grenzen beruhende Entwidlung der Beziehungen 
wiſchen den beiden Ländern nicht nur deren gemeinfamen Intereſſen dienen, fondern einen wefentliden 
Beitrag zur Aufrechterhaltung des Frieden’ darftellen würde. 


In Diefem Geift haben die Außenminifter der beiden Länder eine Erklärung unterzeichnet, die vor- 
behaltlich der befonderen Beziehungen der beiden Regierungen zu dritten Mächten ihren Willen zum Aus- 
Drud bringt, in gegenfeitiger Achtung friedlich zufammenzuarbeiten, und die fo einen wichtigen Schritt 
auf dem Weqe der allgemeinen Befriedung darftellt. 


ir. 331 


Erklärung des Reichsminifters des Auswärtigen vor der Preffe, 
Paris, 6. Dezember 1938 


Mit der heutigen Erklärung find Frankreich und Deutjchland auf der feften Grundlage ihrer Freund. 
haften mit anderen Staaten übereingefommen, ihren Jahrhunderte alten Grengftreit zu beenden und 
mit der gegenfeitigen Anerkennung ihrer Grenzen auch einer beiderjeitigen Anerkennung und Achtung 
ihrer nationalen Yebensintereflen den Weg zu ebnen. Als gleichberechtigte Partner erklären fih zwei 
große Nationen bereit, nach ſchweren Auseinanderjeßungen in der Vergangenheit eine gute Nachbar- 
haft für die Zukunft zu begründen. Sie geben mit diefer Erklärung ihres Willens der Überzeugung 
Ausdruck, daß e8 zwiichen ihnen in dev Tat feine lebenswichtigen Gegenfäße gibt, die einen ernften 
Konflikt rechtfertigen können. 


Die wirtſchaftlichen Anterefien beider Lander ergänzen fih. Das deutjche Geijtesleben verdankt 
Frankreich wertvolle Anregungen, wie auch umgekehrt Deutichland oft das franzöfiiche Geiftesleben 
befruchtet Hat. Die Achtung, die das deutfehe und das franzöfiiche Volk als tapfere Gegner während 
des Weltkrieges voreinander gewonnen haben, foll im Frieden ihre natürliche Ergänzung und Ber- 
tiefung finden durch die Hervorragende Yeiftungsfähigfeit, die beide Völker in der Arbeit auszeichnet. 


ch bin daher überzeugt, daß die heutige deutſch-franzöſiſche Erklärung die gefdidtliden Vorurteile 
bejeitigen Hilft und daß die Entfpannung unferes Nachbarverhaltniffes, die in ihr zum Ausdrud 
fommt, nicht nur die einmütige Suftimmung der Führenden, fondern auch der Völker unferer beiden 
Staaten findet. 


Die Gefühle, die das deutiche Volk gegenüber einer neuen Ausrichtung der zwilchenftaatlichen Be- 
ziehungen beat, famen in dem herzliden Empfang zum Durchbruch, der dem Franzöſiſchen Minifter- 
präfidenten Eduard Daladier in München bereitet wurde. Die Sympathiefundgebungen, deren Zeuge 
id) in den wenigen Stunden meines Parifer Aufenthaltes fein durfte, zeigen, in wie ftarfem Maße 
diefe Gefühle auch von Der Bevölkerung Frankreichs geteilt werden, 


So halte ich die Hoffnung für beredhtigt, daß die Erklärung eine neue Ara zwiſchen unjeren beiden 
Völkern einleiten wird, 


Nr. 332 
Erklärung des Sranzöfiihen Außenminijters Bonnet vor der Preffe, 
Baris, 6. Dezember 1938 
(Überjeßung) 


Ich möchte zunächſt den Herein Reihsminifter Des Auswärtigen begrüßen, den zu empfangen wir 
uns befonders glücklich ſchätzen und deffen Anweſenheit die Tragweite der Urkunde unterjtreicht, die wir 
foeben unterzeichnet haben. 


Die Bemühungen der Franzöſiſchen Regierung haben ebenfo wie die aller ihrer Vorgängerinnen 
immer mit derfelben Aufrichtigfeit die Erhaltung und Organtfierung des Friedens angeftrebt. Die 
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Gerftellung qutnachbarlicher Beziehungen zwifchen Frankreich und Deutichland bildet ebenfo wie der 
Musdruck ihres qemeinjamen Willens, ihre friedlichen Beziehungen zu entwicdeln, ein weſentliches 
Element ibres Vorhabens. 

Aus diefem Grunde freue ich mid) befonders über die Unterzeichnung diefer franzöfiich-deutfchen 
Erklärung, die die beitehenden Grenzen in feierlider Form anerkennt und damit einen langen hiſtoriſchen 
Streit beendet ſowie den Weg zu einer Zuſammenärbeit ebnet, die durch die Überzeugung erleichtert 
wird, dah wijden den beiden Ländern fein Streitpunft befteht, dex geeignet wäre, die friedlichen 
Grundlagen ihrer Beziehungen in Frage zu ftellen. 

Diefe Überzeugung wird gefördert durch die gegenfeitige Wertſchätzung des geiftigen Austauſches, 
der zwiſchen den beiden Nationen von jeher beſtanden hat, fowte durch die gegenfeitige Achtung, Die 
fic) zwei Völker fchulden, die während des Weltkrieges ihren Heldenmut gemefjen haben und heute 
entichloffen find, in einer WUtmofphare des Vertrauens und des Friedens zu arbeiten. 

Im Übrigen zweifle ich nicht daran, dab diefe gemeinfame Erflärung einen wichtigen Beitrag zur 
allgemeinen Befriedung liefert, deffen voller Wert fih in der Zukunft evweifen wird. Sie bildet 
einen beſonders wichtigen Abfchnitt bei diefem Werf der Verföhnung und der Qufammenarbeit, für 
das Frankreich den heißen Wunfch Hegt, daß alle Völker fidh ihm beigefellen möchten. 


Nr. 333 
Der Reichsminifter des Auswärtigen an den Belgifchen Gejandten 


Berlin, den 13. Oftober 1937 
Herr Gefandter! 
Im Namen der Deutjchen Regierung Habe ich die Ehre, Euerer Exzellenz folgendes mitzuteilen: 


Die Deutiche Regierung Hat mit befonderem Intereſſe Kenntnis von den Öffentlichen Erklärungen 
genommen, die die Belgiſche Regierung zur Klärung der internationalen Stellung Belgiens abgegeben hat. 
Sie hat ihrerſeits wiederholt, insbefondere durd) die Erklärung des Deutichen Reichskanzlers in feiner 


- ~a 


Rede vom 30. Januar 1937 *, ihre Auffaffung in diefer Hinficht zum Ausdrud gebracht. 

Andererfeits hat die Deutjche Regierung Kenntnis genommen von der Erklärung der Königlich) 
Britifden und der Frangofifden Regierung vom 24. April 19577, 

Mit Nückficht darauf, daß der Abſchluß eines zur Erfebung Des Pakts von Locarno beftimmten Ver- 
trag’ noch geraume Zeit in Anſpruch nehmen fann, und in dem Wunſche, die friedlichen Beftrebungen 
der beiden Lander zu ftärfen, halt die Deutſche Negierung e8 für angebracht, thre Haltung gegenüber 
Belgien ſchon jest zu pragijieren. 


Qu diefem Sweet aibt fie folgende Erklärung ab: 


1, Die Deutiche Negierung Hat Mft genommen von der Auffaffung, der die Belgije Regierung auf 
Grund ihrer eigenen Suftändigfeit Ausdrud gegeben hat, nämlich, 

a) daß fie in voller Souveränität eine Politik der Unabhängigkeit zu verfolgen gedentt, 

b) daß fie entichloffen ift, die Grenzen Belgiens mit allen ihren Kräften gegen jeden Angriff und jede 
Invaſion zu verteidigen, zu verhindern, daß dag belgiiche Gebiet für einen Angriff gegen einen 
anderen Staat ala Durchmarſchland oder als Operationsbafis zu Lande, zur See oder in dex 
Cuft benutzt wird, und zu diefem Swede die Verteidigung Belgiens in wirffamer Weije zu 
praantfieren. 

2. Die Deutſche Regierung ftellt fet, daß die Unverleslichfeit und die Integrität Belgiens für die 
Meftmächte von qemeinfamem Intereſſe find. Sie beftätigt ihren Entſchluß, diefe Unverleglidfeit und 
Integrität unter feinen Umftänden zu beeinträchtigen und jederzeit das belgiſche Gebiet zu reſpektieren, 
ausgenommen felbftverjtändlich in dem Fall, daß Belgien in einem bewaffneten Konflikt, in den Deutſch— 
land verwickelt ift, bei einer gegen Deutjchland gerichteten militäriichen Aktion mitwirken würde. 

3, Die Deutiche Negierung ift bereit, ebenfo wie die Königlich Britifche und die Franzöſiſche Negie- 
rung, Belgien Veiftand zu gewähren, falls es Gegenftand eines Angriffs oder einer Invaſion fein follte. 


ch benuße aud) diefen Anlaß, uſw. 
Frhr. von Neurath 


* Nal. Nr. 325. 

** Gemeinfame Note des Vritifden und Franzöſiſchen Votfchafters in Brüflel an den Belgifchen Aufenminifter vom 
24. April 1937, durch weldye Belgien aus den im Vertrag von Locarno und in den Londoner Abreden vom 19. Mär: 1936 
eingegangenen Verpflichtungen entlafien wurde, unter gleichzeitiger Aufrechterhaltung der britifchen und franzöfifchen Bei 
ſtandsverſprechen. 
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Nr. 334 
Der Belgifche Gefandte an den Reichsminifter des Auswärtigen 


Berlin, den 13. Oftober 1937 
Herr Mintfter! 
Jin Auftrag meiner Regierung habe ich die Ehre, Euer Exzelleng folgende Mitteilungen zu machen: 
Die Regierung Seiner Majeftät hat mit großer Befriedigung von der Erflärung Kenntnis genommen, 
die ihr am heutigen Tage durch die ReichSregierung übermittelt wurde. Sie fpricht diefer hierfür ihren 
lebhaftejten Dank aus. 
Ich benuge diefe Gelegenheit, uſw. . 


Bicomte Jacques Davignon 


Nr. 335 
Der Deutjche Gefandte im Haag an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Den Haag, den 22, März 1937 


Bei den Beratungen der I. Kammer über den Etat des Außenminifteriums hat Minifter de Graeff 
am 17. März eine beachtenswerte Rede gehalten, Im nachſtehenden behandele ich die Ausführungen deg 
Minifters über das deutfche Garanticangebot und den Weftpaft, während ich über die anderen Teile 
feiner Rede, insbeſondere foweit fie fih mit der Nevifion des Völferbundes befaßt, gefondert berichte. 

Herr de Graeff beaann feine Rede mit der FFeftitellung, daß, wie die Debatte gezeigt habe, die 
I. Rammer in ihrer Gefamtbeit mit der Antwort einverftanden fei, welche die Niederländifche Regierung 
auf das in der Rede des Führers vom 30. Januar enthaltene Garantieangebot an Holland erteilt habe. 
Diefe Antwort fei lediglich die Beftatiqung einer bereits immer eingehaltenen politiichen Linie gewejen. 
Solange Holland nicht durch eigene Handlungen die Unantaftbarfeit feines Gebietes in Gefahr bringe, 
jei diefe Unantaftbarfeit bereits eine jelbjtverftändliche Sache, die in feinem Vertrag mit einer fremden 
Macht näher umgrenzt oder fejtgelegt werden fonne. Trotzdem fei die gute Abficht des deutjchen Staat3- 
oberhauptes auc) durch die Niederländifche Negierung bejonder gewürdigt worden. Derartige 
Außerungen trügen nur dazu bei, in Holland das Gefühl dev Sicherheit zu erhöhen. Auf der anderen 
Seite legten fie aber auch, jo paradox e8 Flinge, den Niederlanden die Verpflichtung auf, ihre Wehrmacht 
auf der Höhe zu halten. Selbjtandigfeitspolitif fonne Holland nur dann treiben, wenn e8 zeige, daß e8 
bereit fei, fih gegen jeden Angriff nach Kräften zu verteidigen. Wenn man im Ausland wiffe, daß 
Holland bereit und imftande fei, einen Durchzug fremder Truppen, wenn nicht zu verhindern, fo dod) 
ernſthaft zu erichweren, dann fonnten ftrategifche Erwägungen leicht dazu führen, daß man davon abjebe, 
Holland in den Streit bineinzuzieben. 

Um auf die fonfrete Frage des deutichen Garantieangebots zurücdzufommen, fo fet der Grund für die 
holländiiche Antwort der, daß die Angelegenheit nicht geeignet fei, in einem Vertrage behandelt zu 
werden. Man miifje den Eindruck vermeiden, al8 ob in Holland irgendwelche Zweifel an der Unantajt- 

barfeit des holländischen Gebietes beftünden. Auch bedeute der Abjchluß eines Vertrages die Annahme 
von Verpflichtungen für beide Seiten, und Holland fünne feinerlei Verpflichtungen auf fic) nehmen. Die 
Deutiche Regierung babe im übrigen den Hollandifden Standpuntt vollfommen verftanden und ge- 


würdigt. 
Bed) 
Nr. 336 
Der Deutjche Gefandte im Haag an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Den Haag, den 28. Oftober 1937 


Der N. S. B. Abgeordnete der I. Kammer van Veffem, der bereits nah der Führerrede vom 
30. Januar d. J. eine Anfrage wegen einer eventuellen deutſchen Garantieerflarung für die Niederlande 
an die Regierung gerichtet hatte, ift aus Anlaß der deutjchen Garantieerflärung für Belgien erneut 
mit einer Rammeranfrage auf die Angelegenheit zurückgekommen Seine Frage ging dahin, ob die 
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Niederlandijde Regierung aud) Heute nod) auf ihrem abweifenden Standpunkt verharre und ob be- 
jahendenfalls dadurch nicht der Eindrud entftehen fonne, daß das niederländifche Gebiet Europa alg 
Schlachtfeld zur Verfügung ftehe. 

Außenminifter Patijn hat erwidert, die Regierung vertrete nad) wie vor die Auffafjung, daß die 
Unantaftbarteit des niederländifchen Gebiets ein Axiom fei, welches nicht Gegenftand einer unter nieder- 
ländifcher Beteiligung zuftande gefommenen Regelung fein könne. Aus diefer unveränderten Haltung 
könne aber nad) Auffaſſung der. Regierung auch nad) dem deutfch-belgifchen Abkommen und den vorauf- 
gegangenen englifchen und franzöſiſchen Erklärungen unmöglich) der Eindrud entftehen, als ob nieder- 
ländifches Gebiet Europa als Schlachtfeld zur Verfügung ftande. 


Bed) 


ir. 337 


Der Staatsfekretir des Auswärtigen Amts 
an die Deutſchen Diplomatifden Miffionen 


Erlaß 
Berlin, den 28. April 1938 


Infolge der Wiedervereinigung ſterreichs mit dem Reid) haben wir mit Italien, Jugoſlawien, der 
Schweiz, Liechtenftein und Ungarn neue Grenzen erhalten. Diefe Grenzen werden von uns als endgültig 
und unantaftbar betrachtet. Hierüber find folgende befonderen Erklärungen abgegeben worden: 


1. Stalien: 


Der Führer und Reichskanzler hat in feiner Reidstagsrede vom 18. März d. J. auf feinen an 
Muffolini gerichteten Brief vom 11. März d. Y. Bezug genommen und dabei hervorgehoben, daß ex 
hierin Muffolini vwerfichert Habe, »daß fic) in der Einftellung Deutſchlands nad) dieſem Ereignis 
italien gegenüber nicht nur nicht® ändern wird, fondern daß genau fo wie gegenüber Frankreich 
aud) gegenüber Italien Deutſchland die dann beſtehenden Grenzen als gegebene anficht.« 

in derfelben Reichstagsrede Hat der Führer weiter folgende Erklärung abgegeben: »Wir willen, 
was die Haltung Muffolinis in diefen Tagen für Deutjchland bedeutet hat. Wenn e8 eine Hejtigung 
der Beziehungen zwijchen Italien und Deutjchland hat geben fünnen, dann ift fie jebt eingetreten. Aus 
einer weltanihaulich und intexeffenmäßig bedingten Gemeinſchaft it für ung Deutſche eine unlösbare 
Freundfchaft geworden. Das Land und die Grenzen diefed Freundes aber find für uns unantaftbar. 
ch wiederhole e8: daß ic) Muffolini diefe Haltung nie vergeffen werde! Das italienische Volk aber 
fann wiffen, daß Hinter meinem Wort die deutſche Nation jteht!» 


2. Schweiz: 

Der Deutiche Gefandte in Bern hat am 14. März Bundesrat Motta die Verfiderung über die 
Achtung der Unabhängigkeit und Unverleglichfeit dev Schweiz in Erinnerung gebradt, die er bereits 
bei feinem Amtsantritt mit Ermächtigung des Führers und Reichstanjlers Herrn Motta übermittelt 
hatte. Sachlich liefen diefe Verficherungen auf eine Wiederholung der bekannten Erklärung des Führers 
und Neichskanzlers an den Altbundesrat Schulthei vom 23. Februar 1937 Hinaus, deren Kernſatz 
lautet: »Qu jeder Zeit, fomme was da wolle, werden wir die Unverleglichkeit und Neutralität der 
Schweiz reſpektieren.« Die Schweizerifche Negierung hat von diefen Außerungen deg Deutjchen 
Gejandten gegenüber Geren Motta am 15. März der fchweizeriichen Preſſe Kenntnis gegeben, von 
A dann durchweg, wenn auch gelegentlich in nicht ganz zutreffender Form, wiedergegeben worden 
ind. 


3. Jugoflawien: 


Der Jugoſlawiſchen Regierung ift von maßgebender deutjcher Seite erklärt worden, daß die deutſche 
Politik nicht über Oſterreich binausziele und dah die jugoflawifde Grenze in jedem Falle unberührt 
bleibe. Der Führer und Reichsfangler Hat dann in feiner Rede in Graz vom 3. April d. J. ausgeführt, 
Sugoflawien und Ungarn hätten zu der Wiedervereinigung Öfterreichs diefelbe Haltung eingenommen 
mie Italien. Wir feien glüclich, hier Grenzen zu befiten, die ung der Sorge enthöben, fie militärisch 
beſchuͤtzen zu laffen. 
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4, Ungarn: 

Der Ungarifchen Regierung ift durch unferen Gefandten in Budapeſt mitgeteilt worden, daß die 
Erklärungen, die wir bezüglich dex neuen Grenzen gegenüber Italien, Sugoflawien und der Schweiz 
abgegeben hätten, jelbftverftändlich auch entfprechende Geltung für die neue deutfch-ungarifche Grenze 
haften, Mit unjerer Suftimmung hat der Ungarijche Aubenminifter Kánya in feiner Rede vom 
23. März bor den auswärtigen Ausfchüffen des Abgeordneten- und des Oberhaufes darauf bingewiefen, 
daß die Neichsregierung feinerlei Zweifel darüber Habe beftehen laffen, dah fie die gegenwärtige deutſch— 
ungarifde Grenze für ebenfo unverleglich halte wie die deutfche Grenze mit Jugoflawien, Italien und 
der Schweiz. * 


Weizſäcker 


Nr. 338 
Anjprache des Führers in Rom, 7. Wai 1938 


Auszug 
Duce! 


.... Sle haben im legten Herbjt auf dem Maifeld in Berlin als das ethifche Gefes, das Ihnen und dem 
faſchiſtiſchen Stalien heilig fei, den Sat proflamiert: »Klar und offen reden, und wenn man einen 
Freund hat, mit ihm bis ans Ende marjchieren«. 

Auch ich befenne mich im Namen des Nationalfozialiftifchen Deutjchland zu diefem Geſetz. Ich will 
Ihnen Heute folgendes antworten: 

Seit fih Römer und Germanen in der Gejchichte für uns bewußt zum erften Male begegneten, find 
nunmehr zwei Jahrtaufende vergangen. Sndem ich hier auf diefem ehrwürdigften Boden unferer Menfch- 
heitsgeſchichte ftehe, empfinde ich die Tragif eines Schickſals, Dag e8 einft unterließ, zwifchen diefe fo 
hochbegabten und wertvollen Raſſen eine flare Grenzicheide zu ziehen. Unfaabares Leid von vielen 
Generationen war die Folae. 

Heute nun nach fat zweitaufend Jahren erhebt fih dank Ihrem geſchichtlichen Wirken, Benito 
Muffolini, der römiſche Staat aus grauen Überlieferungen zu neuem Leben. Und nördlich von Ihnen 
entitand aus zahlreichen Stämmen ein neues germanifches Reich. 

Belehrt durch die Erfahrung zweier Jahrtaufende wollen wir beide, die wir nun unmittelbare Rady 
barn geworden find, jene natürliche Grenze anerkennen, die die Vorfehung und die Gefchichte unferen 
beiden Völfern erfichtlich gezogen Haben. Sie wird dann Italien und Deutfchland durd) die flare 
Trennung der Lebensräume der beiden Nationen nicht nur das Glüd einer friedlich geficherten dauernden 
Zufammenarbeit ermöglichen, fondern aud) als Brücke gegenfeitiger Hilfe und Unterjtütung dienen. 

Es it mein unerfchütterlicher Wille und mein Vermächtnis an das deutfche Volk, daß e8 deshalb die 
von der Natur zwifchen uns beiden aufgerichtete Alpengrenze für immer alg eine unantaftbare anfieht. 
ich weiß, daß fic) dann für Rom und Germanien eine große und feqenSreiche Aufunft ergeben wird. 


Duce! 


Und fo wie Sie und Shr Volk in entfeheidungsreichen Tagen die Freundſchaft gehalten haben, werde 
ich und mein Volf Atalien in ſchwerer Stunde gleiche Freundſchaft beweijen, ...... 


Nr. 339 


Erklärung des Führers gelegentlich feiner Unterredung 
mit dem früheren Schweizerifchen Bundesrat Schulthef in Berlin, 
23. Februar 1937* 


Der Beltand der Schweiz ift eine europäiſche Notwendigkeit. Wir wünſchen, mit ihr alg qute Nad 
barn in beftem Einvernehmen zu leben und uns mit ihr in allen Dingen loyal zu verftändigen. Als ich 
in meiner jüngften Neichstagsrede von der Neutralität zweier Lander fprah, habe ich die Schweiz 
abfichtlich nicht erwähnt, weil ihre Hergebradte, von ihr geübte und von den Mächten, auch von uns, 
immer anerkannte Neutralität in feiner Weile in Frage fteht. Qu jeder Zeit, fomme was da wolle, 
werden wir die Unverleslichfeit und Neutralität der Schweiz rejpektieren. Das fage ich Ihnen mit aller 
Beftimmtbeit. Noch nie habe ich Anlaß zu einer anderen Auffaſſung gegeben. 


— 





* Am 14. Funi 1938 hat der Führer gegenüber dem neuernannten Schweizerifchen Gefandten Frölicher die Entichloifenheit des 
Reichs, die Neutralität der Schweiz unter allen Umſtänden zu reſpektieren, erneut zum Ausdrud gebracht 
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Jir. 340 


Anfprache des Führers anläßlic) der Abendtafel zu Ehren des Prinzregenten 
von Sugoflawien, 1. Suni 1939 


Auszug 


ix ek Die deutiche Freundſchaft zum jugoflawifchen Volk ift nicht nur eine fpontane. Sie hat Ihre 
Tiefe und Dauerbaftigfeit erhalten inmitten der tragifchen Wirren des Weltkrieges. Der deutjche 
Soldat Hat damals feinen fo überaus tapferen Gegner ſchätzen und achten gelernt. ch glaube, dab 
dies auch umgekehrt der Fall war. Dieſe gegenfeitige Achtung findet ihre Crhartung in gememyamen 
politifchen, fulturellen und wirtichaftlichen Antereffen. So ſehen wir aud) in Jbrem jewigen Beſuch, 
Königliche Hoheit, nur einen lebendigen Beweis für die Richtigkeit dieſer unſerer Auffaſſung, und wir 
ſchöpfen deshalb daraus zugleich die Hoffnung, dağ fich die deutſch-jugoſlawiſche Freundſchaft aud In 
Qufunft weiterentwiceln und immer enger geftalten möge. 

in Ihrer Anwejenheit, Königliche Hoheit, feben wir aber auch eine freudige Gelegenheit zu einem 
offenen und freundfchaftlichen Meinungsaustaufch, dev — davon bin ich überzeugt — für unjere beiden 
Völker und Staaten in diefem Sinne nur nugbringend fein fann. Ich glaube daran um jo mehr, als 
ein feft begründetes vertrauensvolles Verhältnis Deutſchlands zu Jugojlawien nun — da wir durch 
Die geſchichtlichen Ereigniſſe Nachbarn mit für immer feſtgelegten gemeinſamen Grenzen geworden find — 
nicht nur einen dauernden Frieden zwifchen unferen beiden Völkern und Ländern fidern wird, fondern 
darüber hinaus auch ein Element der Beruhigung für unferen nervös erregten Kontinent darftellen fann. 
Diefer Friede aber ift das Ziel all jener, die wirklich aufbauende Arbeit zu leiften gewillt find. ...... 


Nr. 341 
Der Staatsjekretär des Auswärtigen Amts an den Deutfchen Sefandten in Budapejt 


Telegramm 
Berlin, den 18. März 1938 


Für Die Durd) Sie und den hiefigen Ungarifden Geſandten ausgefprochenen Glückwünſche anlaplid) 
Wiedervereiniqung Ofterveids mit dem Reid) bitte dem Reichsverweſer namens Führers und Reids- 
fangler8 und der Ungariſchen Regierung namens Deuticher Regierung wärmften Dank zu übermitteln. 


Ungarifcher Gefandter anfprach mid) bei aeitrigem Beſuch auf Zuficherung, die wir nad) Wieder: 
vereinigung Ofterreiehs unferem Schweizer, italienischen und jugoſlawiſchen Nachbar binfichtlich Grenze 
gegeben Hatten, während Ungarn bisher mit einer folden Zuſicherung noch nicht bedacht worden fei. 
Er erklärte mit dem ausdrüclichen Hinweis, daß er feinen Auftrag feiner Regierung babe, dağ eine 
jolde Erklärung in Budapeſt außerordentlidy begrüßt werden würde. Ach bitte Sie, bei Ausführung 
obigen Auftrages Herrn von Kánya im Namen der Neichsregierung zu verlichern, dab das, was für die 
Schweiz, Italien und Gugoflawien gelte, jelbitwerftändfich auch Geltung babe für die neue deutich- 
ungariiche Grenze, 


Mackenfen 


Nr. 342 
Bertrag zwijchen Deutſchland und Litauen, 22. März 1939 


Der Deutjche Neichstangler und der Präfident der Republi Litauen haben ſich entichloffen, dure 
einen Staatsvertrag die Wiedervereinigung des Memelgebietes mit dem Deutichen Reid u regeln, 
hiermit die zwifchen Deutichland und Litauen ſchwebenden Fragen zu bereinigen und fo den Weg für 
eine freundichaftliche Geftaltung der Beziehungen zwijchen den beiden Ländern zu eröffnen. | 
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Su dieſem Swede haben zu Bevollmächtigten ernannt: der Deutfche Reichskanzler den Reich minifter 
bes Auswärtigen, Herrn Idachim von Ribbentrop, 
| der Prafident deu Republik Litauen den Außenminifter, Heren Juozas Urbjys, und den Gefandten in 
. . Berlin, Herrn Kazys Skirpa, die fich nad) Austaufch ihrer in quter und gehöriger Form befundenen 
Vollmachten über folgende Veftimmungen geeinigt haben: 
Artikel 1 
Das durch den Vertrag von Verfailles von Deutichland abgetrennte Memelgebiet wird mit Wirfung 
vom heutigen Tage wieder mit dem Deutſchen Reih vereinigt, 


Artikel 2 


‚Das Memelgebiet wird jofort von den litauifchen Militär- und Volizeifräften geräumt werden. Die 
Litauiſche Negierung wird dafir Sorge tragen, daß das Gebiet bei der Räumung in ordnungsmapigem 
Suftand belafien wird. 


Beide Teile werden, joweit erforderlich, Kommiffare ernennen, die die Übergabe der nicht in den 
Händen der autonomen Behörde des Memelgebiets befindlichen Verwaltungen durchzuführen haben. 


Die Regelung der übrigen fic) aus dem Wechſel der Staatshoheit ergebenden Fragen, insbejondere 
der wirtichaftlichen und finanziellen Fragen, der Beamtenfragen fowie der Staatsangehörigkeitsfragen 
bleibt befonderer Vereinbarung vorbehalten. 


. Wrtifel 3 
Um den Wirtfchaftsbedürfniffen Litauens Rechnung zu tragen, wird in Memel für Litauen eine Frei» 
hafenzone eingerichtet werden. Die Einzelheiten werden nach den Richtlinien der diefem Wertrage bei- 
gefügten Anlage befonders geregelt werden, 
Artikel 4 


Sur Bekräftigung ihres Entichluffes, eine freundjchaftliche Entwiclung der Beziehungen zwijchen 
Deutfchland und Litauen fiherzuftellen, übernehmen beide Teile die Verpflichtung, weder zur Anwendung 
von Gewalt gegeneinander zu jchreiten, noch eine gegen einen der beiden Teile von dritter Seite gerichtete 
Gewaltanwendung zu unteritüßen. 


Artifel 5 
Diefer Vertrag tritt mit der Unterzeichnung in Kraft. 
Qu Urfund deffen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten diefen Vertrag unterzeichnet. 
Nusgefertigt in doppelter Urfehrift in deuticher und in litauifcher Sprache. 


Berlin, den 22. März 1939 


Joachim von Ribbentrop Urbſys Skirpa 


Nr. 343 
Mus der Rede des Führers vor dem Deutſchen Reichstag, 28. April 1939 


Agypten und van. 

Meine Antwort: ch Habe mir zunächſt die Mühe genommen, bei den angeführten Staaten feſtzu— 
ftellen, erſtens, ob fie fic) bedroht fühlen, und zweitene, ob vor allem diefe Anfrage Herrin Roofevelts an 
uns durch eine Anregung ihrerfeits oder wenigftens mit ihrem Einverftändnis erfolgt fet. 
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Die Beantwortung war eine durchgehend negative, zum Teil ſchroff ablehnende. Allerdings fonnte 
an einige der angeführten Staaten und Nationen diefe Rückfrage von mir nicht zugeleitet werden, weil 
fie fidh — wie zum Beijpiel Syrien — zur Zeit nicht im Beſitz ihrer Freiheit befinden, fondern von den 
militäriichen Kräften demokratifcher Staaten befegt gehalten und damit rechtlo8 gemacht find. 

Drittens: Abgefeben davon Haben aber alle an Deutjchland angrenzenden Staaten Suficherungen 
und vor allem viel bündigere Vorſchläge erhalten, als fie fih Herr Roofevelt in feinem eigenartigen 
Telegramm von mir erbittet. 


TEE Ich will aber abſchließend hier folgendes erklären: 

Die Deutſche Regierung ift trotzdem bereit, jedem diefer genannten einzelnen Staaten, wenn er es 
wünschen follte und fih felbit an Deutfchland mit einem entiprechenden tragbaren Vorſchlag wendet, um 
eine Zuſicherung der von Noofevelt gewünſchten Art zu erhalten, diefe Zufiherung unter der Voraus— 
ſetzung der unbedingten Gegenfeitigteit aud) zu geben. Bei einer ganzen Reihe der von Roofevelt 
angeführten Staaten dürfte fi) Dies allerdings von vornherein erledigen, weil wir mit ihnen ohnehin 
fogar entweder verbiindet oder zumindeft eng befreundet find. 


Auch über die Zeitdauer diefer Abmachungen ift Deutſchland gern bereit, mit jedem einzelnen Staat 
die von ihm gewünjchten Vereinbarungen zu treffen. ..... 


Nr. 344 
Amtliche Deutfche Berlautbarung, 19. Mai 1939 


Im Verfolg der Erklärung des Führers in feiner Neichstagsrede vom 28. April über die Bereit- 
fchaft Deutichlands zum Abſchluß von Nichtangriffspatten haben Verhandlungen zwijchen der Deutjchen 
Regierung und den Regierungen von Eftland, Lettland, Dänemark, Norwegen, Schweden und Finnland 
wegen Abſchluß folder Patte ftattgefunden. Die Verhandlungen mit Eftland und Lettland ftehen vor ` 
dem Abichluß. Mit Dänemark befteht grundjäßliches Einverftändnis über den baldigen Abſchluß eines 
aegenfeitigen Nichtangriffspaftes, 


Mit Schweden, Norwegen und Finnland ift der Gedankenaustauſch mit folgendem Ergebnis beendet: 


Die Schwedische und Norwegifde Regierung haben der Deutfchen Regierung aufs neue erklärt, daß 
ihre Lander fidh von Deutichland nicht bedroht fühlen und daß fie unter Aufrechterhaltung des Prinzips 
der Neutralität, Integrität und Unabhängigkeit die Abſicht haben, mit feinem Cand Nichtanariffspafte 
abzufchliegen. Sie halten daher ein Abkommen diefer Art nicht für erforderlich und find mit der 
Reichsregierung übereingefommen, von einer weiteren Verfolgung des Planes Abftand zu nehmen. Su 
dem aleidien Ergebnis haben auch die Verhandlungen mit der Finnifdjen Regierung geführt. 


Nr. 345 
Nichtangriffsvertrag zwiſchen Deutſchland und Dänemark, 31. Mai 1939 
Der Deutiche Reichskanzler 
und 


Seine Majeftät der König von Dänemark und Island, 
fet entichloffen, den Frieden zwiſchen Deutichland und Dänemark unter allen Umftänden aufrecht: 
suerhalten, find tibereingefommen, diefen Entichluß durch einen Staatsvertrag zu befraftiqen, und haben 
zu Bevollmächtigten ernannt: 
Der Deutiche Neidsfangler 
den Reichsminiſter des Auswärtigen, 
Heren Idachim von Ribbentrop; 
Seine Majeftät der König von Dänemark und land 
den Außerordentlidyen Gefandten und Bevollmächtigten 
Minifter in Berlin, Herrn Kammerherrn Herluf Sable, 
die nad) Austausch ihrer in qutgr und aehöriger orm befundenen Vollmachten folgende Veftimmungen 
vereinbart haben: 
Artikel 1 ‘ 
Das Deutfche Reich und das Königreich Dänemark werden in feinem Falle zum Kriege oder zu einer 
anderen Art von Gewaltanwendung gegeneinander {dvretten. 
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Falls eg von feiten einer dritten Macht zu einer Aktion der im Abſatz 1 bezeichneten Art gegen einen 
der vertragichliegenden Teile fommen follte, wird der andere vertragichließende Teil eine folde Aktion 
in feiner Weife unterftiiken. 


Artikel 2 


Diejer Vertrag foll vatifiziert und die Natififationsurfunden jollen jo bald als möglid) in Berlin aus- 
getaufcht werden, Der Vertrag tritt mit dem Austausch der Natifitationsurfunden in Kraft und gilt 
von da an für eine Zeit von zehm Jahren. Falls der Vertrag nicht fpäteften ein Jahr vor Ablauf diejer 
Hrift von einem der vertrag/dliefenden Teile gekündigt wird, verlängert fih feine Geltungsdauer um 
weitere zehn Jahre. Das gleiche gilt für die folgenden Seitperioden. 


Ru Urkund deſſen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten diefen Vertrag unterzeichnet. 
Ausgefertigt in doppelter Urfchrift, in deutfcher und dänischer Sprache, in Berlin am 31. Mai 1939 


Joachim von Ribbentrop Herluf Zable 


Zeichnungsprotokoll 


Bei der heutigen Unterzeichnung des deutjch-däniichen Vertrages ift das Einverftändnis beider Teile 
über folgendes feitgeitellt worden: 


Eine Unterftiigung durch den niht am Konflikt beteiligten vertragichliefenden Teil im Sinne deg 
Artikels 1 Abſatz 2 des Vertrages liegt nicht vor, wenn das Verhalten diefes Teiles mit den allgemeinen 
Regeln der Neutralität im Einklang fteht. E8 ift daher nicht al8 unzuläffige Unterſtützung anzufehen, 
wenn zwiſchen dem nicht an dem Konflikt beteiligten vertragichliegenden Teil und der dritten Macht 
der normale Warenaustaufh und Warentranfit fortgefeßt wird. 


Berlin, den 31. Mai 1939 


Joachim von Ribbentrop Herluf Zable 
Nr. 346 
Nichtangriffsvertrag zwijchen Deutfehland und Gftland, 7. Suni 1939 
Der Deutfche Reichskanzler 


und 
der Bräfident der Republik Ejtland, 
feft entjchlofen, den Frieden zwiſchen Deutſchland und Ejtland unter allen Umftänden aufrechtzuerhalten, 
find übereingekommen, diefen Entichluß durd) einen Staatsvertrag zu befräftigen, und haben zu Bevoll. 
mächtigten ernannt: | 
Der Deutiche Reidsfangler 
den ReichSminifter des Auswärtigen 
Herrn Idachim von Ribbentrop; 
der Dräfident der Republi Eitland 
den Minifter für Auswärtige Angelegenheiten 
Herrn Karl Selter, 
die nach Austaufch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmadten folgende Beftimmungen 
vereinbart baben: 


Artikel 1 


Das Deutiche Reich und die Republik Ejtland werden in feinem Halle zum Kriege oder zu einer 
anderen Art von Gewaltanwendung gegeneinander fretten. 

Falls e8 von feiten einer dritten Macht zu einer Aktion der im Abjat 1 bezeichneten Art gegen einen 
rer vertragichließenden Teile fommen follte, wird der andere vertragjchließende Teil eine ſolche Aktion 
in feiner Weife unterftügen. 
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Artifel 2 


Diefer Vertrag foll ratifiziert und die Ratififationsurfunden follen fo bald als möglich in Berlin 
ausgetauscht werden. 

Der Vertrag tritt mit dem Austaufch der Ratififationsurtunden in Kraft und gilt von da für eine 
Zeit von zehn Jahren. Falls der Vertrag nicht fpäteftens ein Jahr vor Ablauf diefer Friſt von einem 
der vertragfchließenden Teile gekündigt wird, verlängert ſich feine Geltungsoauer um weitere zehn 
Jahre. Das gleiche gilt für die folgenden Zeitperioden. 

Der Vertrag bleibt jedod) nicht länger in Kraft als dex Heute unterzeichnete entfprechende Vertrag 
zwiſchen Deutichland und Cettland. Sollte der Vertrag aus diefem Grunde vor dem fidh aus Abjat 2 
ergebenden Seitpuntt außer Kraft treten, ſo werden die Deutiche Regierung und die Eſtniſche Regierung 
auf Wunſch eines Teiles unverzüglid in Verhandlungen über die Erneuerung oes Nertrages eintreten. 

Qur Urfund deffen haben die beiderjeitigen Bevollmächtigten diefen Vertrag unterzeichnet. 

Ausgefertigt in doppelter Urfchrift, in deutſcher und eitnifcher Sprache, in Berlin am 7. Suni 1939 


Joachim von Ribbentrop Karl Gelter 


Zeichnungsprotokoll 


Bei der heutigen Unterzeichnung des deutich-eftnifchen Vertrages ift das Einverſtändnis beider Teile 
über folgendes feftgeftellt worden: 

Cine Unterſtützung durch den nicht am Ronflift beteiligten vertragichliegenden Teil im Sinne des 
Artikels 1 Wbjak 2 des Vertrages liegt nicht vor, wenn das Berhalten diefes Teiles mit den allgemeinen 
Regeln der Neutralität im Einklang fteht. Es ift Saher nicht als unzuläflige Unterjtügung anzujehen, 
wenn zwiſchen dem nicht an dem Konflikt beteiligten vertragſchließenden Teil und der dritten Macht der 
normale Warenaustaufd und Warentranfit fortgeyest wird. 


Berlin, den 7. Juni 1939 


Joachim von Ribbentrop Karl Selter 


Nr. 347 
Nichtangriffsvertrag zwiſchen Deutfchland und Lettland, 7. Suni 1939 


Der Deutſche Neichsfanzler 
und 
der Präſident der Nepublif Lettland, 
felt entichloffen, den Frieden zwiſchen Deutichland und Lettland unter allen Umftanden aufrechtzuerhalten, 
find übereingekommen, diefen Entichluß durch einen Staatsvertrag zu befräftigen, und haben zu Be 
vollmächtigten ernannt: 
Der Deutiche Neichskanzler 
den Neichsminifter des Auswärtigen 
Heren Joachim vom Ribbentrop; 
der Dräfident der Republik Lettland 
den Minifter für Auswärtige Angelegenheiten 
Herin Vilhelms Munters, 
die nad) Austausch ihrer in quter und aehöriger Gorm befundenen Rollmachten folgende Beſtimmungen 
vereinbart Haben: 
Artikel 1 


Das Deutiche Reid) und die Republik Lettland werden in feinem Falle zum Kriege oder zu einer 
anderen Art von Gewaltamwendung gegeneinander ſchreiten. 

Falls e8 von feiten einer dritten Macht zu einer Aktion der im Abſatz 1 bezeichneten Art gegen einen 
der vertraaichließenden Teile fommen sollte, wird der andere vertragjchließende Teil eine ſolche Aktion 
in feiner Weife unterftügen. 
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Artikel 2 
Diefer Vertrag foll vatifiziert und die Natififationsurfunden follen jo bald als möglich in Berlin 
ausgetaufcht werden. 


Der Vertrag tritt mit dem Austaufch der Ratifitationsurfunden in Kraft und gilt von da an für eine 
Seit von zehn Jahren. Falls der Vertrag nicht fpäteftens ein Jahr vor Ablauf diefer Friſt von einem 
| der vertragichließenden Teile gekündigt wird, verlängert fic) feine Geltungsdauer um weitere zehn Jahre. 
Das gleiche gilt flix die folgenden Qeitperioden. 

Der Vertrag bleibt jedoch nicht länger in Kraft alg der Heute unterzeichnete entjprechende Vertrag 
zwiſchen Deutichland und Ejtland. Sollte der Vertrag aus diefem Grunde vor dem fih aus Abjak 2 
ergebenden Zeitpunkt außer Kraft treten, fo werden die Deutfche Regierung und die Lettiſche Regierung 
auf Wunsch eines Teiles unverzüglich in Verhandlungen über die Erneuerung des Vertrages eintreten. 


Su Urfund deffen haben die beiderjeitigen Bevollmäcdigten diefen Vertrag unterzeichnet. 
Ausgefertigt in doppelter Urfchrift, in deutjcher und lettifcher Sprache, in Berlin am 7. Juni 1939 


5oachim von Ribbentrop B. Munters 


Beichnungsprotokoll 


Bei der heutigen Unterzeichnung des deutich-lettifchen Vertrags ift da8 Einverftändnis beider Teile 
über folgendes feftaeftellt worden: 


Eine Unterftüßung durch den nicht am Konflikt beteiligten vertragichließenden Teil im Sinne des 
ArtifelS 1 Abjat 2 des Vertrages liegt nicht vor, wenn das Verhalten diefes Teiles mit den allgemeinen 
Regeln der Neutralität im Einklang fteht. E8 ift daher nicht als unzuläffige Unterftügung anzufehen, 
wenn zwiſchen dem nicht an dem Konflikt beteiligten vertragichließenden Teil und der dritten Macht der 
normale Warenaustaufch und Warentranfit fortgefegt wird, 


Berlin, den 7. Suni 1939 


Soachim von Ribbentrop B. Munters 


Nr. 348 


Nichtangriffsvertrag 
‘ zwischen Deutfehland und der Union der Sozialiſtiſchen Somjetrepubliken, 
tt 23. Auguft 1939 


. Die Deutiche Neichsregierung und die Regierung der Union der GOR, geleitet von dem Wunfche, 
die Sache des Friedens awifden Deutfchland und der UDSSR zu feftigen, und ausgehend von den 
qrundlegenden Beftimmungen de8 Neutralitatsvertrages, der im April 1926 zwiſchen Deutichland und 
der UDSSR aefchloffen wurde, find zu nadftehender Vereinbarung gelangt: 


Artikel 1 
Die beiden vertragichließenden Teile verpflichten fih, fich jeden Gewaltaktes, jeder aggreffiven Hand- 
luna und jeden Angriffes gegeneinander, und zwar jowohl einzeln als aud) gemeinfam mit anderen 
Mächten, zu enthalten. 
Artifel 2 
Falls einer der vertragſchließenden Teile Gegenftand kriegeriſcher Handlung feitens einer dritten 
Madt werden follte, wird der andere vertragichließende Teil in feiner Form diefe dritte Macht unter- 


ſtützen 


| Artitel 3 
r ‘ Die Regierungen der beiden vertragichließenden Teile werden künftig fortlaufend mit Konfultationen 
in Kühlung miteinander bleiben, um fih gegenfeitig über Fragen zu informieren, die ihre gemeinjamen 
Intereſſen berühren. 
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Artikel 4 
Reiner der beiden vertragichließenden Teile wird fih an irgendeiner Mächtegruppierung beteiligen, 
die fic) mittelbar oder unmittelbar gegen den anderen Teil richtet, 
Wrtifel 5 
Falls Streitigleiten oder Konflikte zwifchen den vertragichließenden Teilen über Fragen dieſer oder 
iener Art entſtehen follten, würden beide Teile diefe Streitigkeiten oder Konflikte ausſchließlich auf dem 
Wege freundichaftlihen Meinungsaustaufches oder nötigenfalls durch Schlichtungstommillionen De- 
reinigen. 
Artikel 6 
Der gegenwärtige Vertrag wird auf die Dauer von zehn Jahren abgeichlofien mit der Maßgabe, 
daß, foweit nicht einer der vertragichließenden Teile ihn ein Jahr vor Ablauf diejer Friſt Fündigt, 
die Dauer der Wirkſamkeit dieses Vertrages automatisch für weitere fünf Jahre ald verlängert gilt. 
Artifel 7 
Der gegenwärtige Vertrag foll innerhalb möglichit kurzer Frift vatifiziert werden. Die Natififations- 
urfunden follen in Berlin ausgetaufcht werden. Der Vertrag tritt Jofort mit teiner Unterzeichnung 
in Kraft. 
Ausgefertigt in doppelter Urjchrift in deuticher und ruſſiſcher Syrade. 
Mosfau, amr 23. Auguft 1939 
Für die Deutſche Neichsregierung 


Ribbentrop 


Gn Vollmacht der Regierung der U. d. S. S. R. 
Molotow 
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A. Die Auswirkung der Britifchen Ginkreifungspolitik 
44 auf die Haltung Polens 


I. Vernichtungsfeldzug gegen die Deutſche Volksgruppe 


Nr. 349 
Das Auswärtige Amt an den Deutſchen Botſchafter in Warſchau 


Erlaß 
Berlin, den 27. März 1939 

Nach einem Bericht der Deutſchen Paßſtelle in Bromberg haben am 26. März mittags in Bromberg 
von dem berüchtigten polniſchen Weſtverband veranftaltete deutſchfeindliche Kundgebungen ſtattge— 
funden, an denen etwa 10 000 Perſonen teilgenommen haben. Insbeſondere haben fic) an dieſen 
Kundgebungen paramilitärifche Organifationen Brombergs, u.a. der Eifenbahn- und Poftbeamten, 
beteiligt. Im Verlaufe diefer Kundgebung ift in zwei Reden ſowohl gegen das Deutiche Reich als auch 
gegen das Volksdeutſchtum in Polen ſchärfftens qebest worden. Von den Teilnehmern wurden Rufe wie: 
»Weg mit Hitlers, »Wir wollen Danzigs, »Wir wollen Königsberg« ausgeftoßen. Nach Angabe der 
Daßitelle ift e8 der polnischen Volizei mit Mühe gelungen, deutfches Eigentum vor Übergriffen der 
exregten Menge zu ſchützen. 

Ergänzend wird bemerkt, daß die Volfsdeutichen in der Woiwodſchaft Thorn ftändig zunehmenden 
Anfeindungen ausgefest find. W&befondere hat der vom Wefiverband und anderen Organifationen 
ſyſtematiſch vorbereitete Boykott der Deutſchen in den legen Tagen ein bisher nicht gefanntes Ausmaß 
angenommen. Die polnifden Behörden verjuchten Hierbei zwar Ausfchreitungen gegen Einzelne zu 
verhüten, die Bonkottaftionen alg folde erfreuen fich aber offenbar ihrer Duldung. 

Unter Bezugnahme auf die bereits Früher wiederholt wegen des Verhaltens des Meftverbandes bei 
der Dolnifchen Regierung erhobenen Beſchwerden bitte ich, aud) weaen der letzten Boyfotte nachdrückliche 
Vorſtellungen zu erheben. 

Im Auftrag 


Bergmann 


Jir. 350 
Der Deutfche Seneralkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Thorn, den 28. März 1939 


25. März gegen 20 Uhr wurde Kameradfchaftsabend der Ortsgruppe Liniewo, der im Haufe bes 
Neihsangehörigen Klatt ftattfand, von polnischen Einwohnern genannten Dorfes gefprengt und Ein- 
richtung Verfammlungsraumes zerftört. Dabei Führerbild, Reihsflaggen und Hoheitszeichen vernichtet. 
Volizei war nicht zu erreichen. 


Vorftellungen bei Woiwodichaft erhoben. Strenge Beftrafung Täters und Schadenserjaß gefordert. 
Graf 


Nr. 351 


Aufzeichnung des Dirigenten der Politiſchen Abteilung des Auswärtigen Amts 
, Berlin, den 29. März 1939 


Meifungsgemäß babe id heute den Polnifden Botichaftsrat zu mir gebeten, um ihm gegenüber die 
in dem Telegramm unferes Generalfonfulats Thorn vom 28. d. M.* angeführten Vorfälle ebenfo wie 
den Bonfott-Aufruf einer Reihe polnischer Vereinigungen gegen das Deutfchtum in Polen zur Sprache 
u bringen. Zu den aus Thorn gemeldeten Vorfällen habe id) dem Prinzen Lubomirfti an Hand des 
ingwijden eingegangenen Berichtes aus Thorn die Einzelheiten mitgeteilt und ihm erklärt, dap, obwohl 
— Bal. Nr. 350, 

17* 











unfere Botidaft in Warſchau bereits angewiefen worden fei, dieferhalb bei der Polniſchen Regierung 
ichärfite Vorftellungen zu erheben *, wir aud) nicht unterlaffen wollten, die hieſige Botjchaft auf die 
Entrüftung hinzuweiſen, die diefe Vorgänge in amtlichen Berliner Kreijen hervorgerufen hätten. Die 
Deutiche Regierung müffe auf einer fofortigen Unterfuhung und firengen Beltrafung der Angreifer 
befichen. : 

Ebenſo fei e8 unglaublich, daß polnische Blätter in der Lage feien, den genannten Boykott-Aufruf zu 
veröffentlichen. Unter Hinweis auf die Unterredung zwiſchen dem Herrn Neichsaußenminifter und dem 
Volnifchen Botfchafter vom 27. 6. M.** verwies ich den Vrinzen Qubomirffi febr nachdrücklich auf 
die ernften Folgen, die folde Vorgänge auf die deutich-polnifhen Beziehungen haben mühten. Der 
Polniſche Botſchaftsrat, dem die genannten Vorgänge bisher unbefannt zu fein ſchienen, verficherte mir 
wiederholt, daß diefe »Politif der Strafe« von feiner Negierung feinesweas geduldet würde und vere 
ſprach, fofort die Angelegenheit nah Warſchau zu berichten, Er verjuchte, bas Verbalten dev Polen 
mit der allgemein in Volen herrichenden Nervofität zu entiduldigen, ſchien aber ſelbſt einzujeben, daß 
Abhilfe erforderlich fei. 

Siirft von Bismarck 


Nr. 352 
Der Deutfche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Warſchau, den 30. März 1939 
hdem ich bereits in meiner Unterredung mit Außenminifter Bed vom 28. d. M. die jchweren 
enfalle in Dommerellen, insbeiondere Liniewo und Bromberg zur Spradje gebracht hatte, habe 


H beute wegen der gleichen Angelegenheiten aud bei Vizeminiiter Graf Szembef naddriiclide Bor. 
tellungen erhoben. Unter jhärfitem Droteit, insbefondere wegen Zerftörung des Führerbildes und der 
Inarifte auf deutiche Hobeitszeichen, babe ih Unteriuhung und Vejtrafung Schuldiger gefordert. Graf 
Zjembef, der bisher nur eine weientlih abgeſchwächte Daritellung der Vorfälle fannte, zufagte fofortige 
Moltke 
Nr. 353 
Der Deutiche Seneralkonful in Thorn an das Auswärtige Amt 
Teleqramm 


Thorn, den 30. Marz 1939 
29, März 21 Uhr Uberfall von etwa 40 Volen auf Lofal Reichsangehörigen Schnafenbera in 
Jablonowo. Drei volfsdeutihe Gäſte beim Berlaffen Lofals angegriffen, einer ſchwerverletzt. Gewalt- 
james Eindringen in Wirtſchaft fonnte verhindert werden. Gartenzaun niederaerifien, Latten alg 
Waffen benugt. Heftiaes Steinbombardement auf Haus. Volizei, die rechtzeitig von drobendem Über 
fall verftändigt war, abweſend und bisher nichts unternommen. 
Heute beim Bizewoiwoden ſchärfſte Verwahrung eingelegt und fofortige Unterfuchung gefordert. 


Graf 


Nr. 354 
Der Deutjche Generalkonjul in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 30. März 1939 
Die neuerliche Verſchärfung der Stimmung gegen das Deutſchtum in Pommerellen findet ihren Aus. 
druck in einer fteigenden Boykottbewegung, einer fortgejegten Hege und zahlveichen QTätlichkeiten, Der 
Wirtihaftsbopfott macht fih befonders in den Städten Graudenz und Bromberg bemerkbar und bat 
nad) Angabe von Volfsdeutichen bereits zu fpürbaren Schädiaungen deutfcher Gewerbetreibender ge— 
* Bal. Nr 349, 
** Val. Nr. 209 
*** Dal, Nr, 211. 
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führt. Sn Bromberg ift von verjchiedenen polnischen Militärverbänden ein Aufruf erlaffen worden, 
der zum lückenloſen wirtfchaftlihen und fulturellen Boykott gegen das Deutjchtum — aud) gegen 
deutſche Einflüffe in Film und Preffe — auffordert. 


Bei den Demonftrationen, die in diefen Tagen ftattfanden und bei denen oft Polizeibeamte mit- 
marfdierten, wurden wiederholt Forderungen wie »Schmeißt die Deutichen heraus« und »Danzig und 
Flatow miiffen zu Polen kommen» laut. Vielerorts wurden aud) den Deutſchen die Fenfterjcheiben ein- 
geichlagen, wobei fich aud) Beamte — wie Gemeindevorfteher — beteiligt Haben. Ein folder Gemeinde- 
voriteher Hat auf die Vorftellungen eines Deutfhen hin zur Antwort gegeben, daß ex nichts dafür 
fünne und daß er folde Demonftrationen nicht von fic) aus veranlaffe, fondern dah Befehl dazu vor- 
läge. Von vorn verhandelten die Hohen Herren in Berlin und Warſchau und von hinten gäben fie den 
Befehl aufzuräumen, 

In Vertretung 


Graf 


Nr.355 — 
Der Deutfche Generalkonful in Pofen an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Poſen, den 31. März 1939 

Seit Monaten arbeitet die polnifde Vreffe in den Weftgebieten auf eine Vergiftung der öffentlichen 
Meinung gegen die Deutjchen hin. Bald fordert fie Scharfe Maßnahmen gegen die deutſche Volksgruppe 
in olen, bald fordert fie zum Boykott deutjcher Waren und deutſcher Geſchäfte auf, bald richtet fie 
allgemeine Angriffe gegen die Volfsdeutfchen und die Politik des Reichs. Diefe deutjchfeindliche 
Stimmunasmade, die befonders feit der Septemberfrife des lekten Jahres ftetig gewachlen ift, hat 
jest, offenbar im Zufammenbang mit der Entwidlung der politifdyen Lage in Europa, zu einer Ent- 
ladung geführt. Die Preſſe äußert hemmungslos ihre deutjchfeindlihen Gefühle und es vergeht Faum 
ein Taq, an dem nicht die Vofener Blatter irgendeinen mehr oder weniger aggreffiven Artikel oder 
ausfallende Bemerkungen gegen das Deutfchtum bringen. Obwohl die Wusfdreitungen in Pofen nur 
etwa eine Woche fang anbielten, fann von einem Abflauen der deutfehfeindlidjen Haltung nicht die 
Rede fein. In der Stadt Pofen ift eine äufßerliche Beruhigung eingetreten, wenigftens haben tätliche 
Angriffe im allgemeinen aufgehört; vorgeftern wurden einige Fenſterſcheiben einer deutſchen Bane, 
deuticher Buchhandlungen und eines evangelifchen Pfarrhaujes zertrümmert. Das (Seneralfonjulat 
fteht noch unter verftärktem polizeilidem Schub. E8 find jedod) in anderen Städten und auf dem Lande 
weiterhin Ausichreitungen zu verzeichnen, e8 wurden deutichen Kaufleuten die Fenſterſcheiben ein- 
geichlagen, die deutſchen Auffchriften übermalt, Hauswände verunreinigt und volfsdeutiche Verſamm— 
lungen geſtört. Sn einzelnen Fällen wurden Boyfottpoften aufgeftellt. Die feindlide Haltung ift bis 
ing [este Dorf vorgedrungen. 


Walther 


Nr. 356 
Das Auswärtige Amt an den Deutfchen Botjchafter in Warfchau 


Erlaß | 
Berlin, den 2. April 1939 

Die in den legten Berichten des Generalfonfulats Thorn gemeldeten Vorgänge über zahlreiche Aus- 
ſchreitungen gegen Angehörige der deutfchen Volksgruppe anläßlich der polnifden Gemeindewahlen 
liefern einen weiteren Beweis für die planmäßig betriebene Gebe gegen das Deutfchtum. Sie laffen 
darüber hinaus evfennen, daß diefe Hege nicht nur von unverantwortlichen Elementen ausgeht, jondern 
durch polnische Polizeibeamte weitgehend geduldet, ja fogar von gewiſſen Gemeindeorganen tätig 
unteritüßt wird. 

Ich darf bitter, unter Berufung auf die deutſch-polniſche Minderheitenerflarung * die Polniſche 
Regierung mit allem Nachdruck zu erſuchen, endlich) durchareifende Maßnahmen zur Unterbindung 
weiterer Ausichreitungen gegen die deutfche Volksgruppe in Polen zu treffen und dabei darauf Hinzu- 
weifen, daß derartige Ausschreitungen die allgemeinen deutſch-polniſchen Beziehungen aufs ſchwerſte 
belaften müßten. 

m Auftrag 
Schliep 


— —— — — 
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* Nal. Nr. 101. 
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Nr. 357 
Der Deutfche Generalkonful in Pofen an das Auswärtige Amt 
Bericht cA l 

Wojen, den 4. April 1939 
In den besten IV Deore warten mehrere Mitalieder der deutſchen Volksgruppe mißhandelt. Auch 
wurde am 24. m W. cet Mitaleder des Voſaunenchors in Sernifi, Kr. Wongrowiß, von einer Gruppe 
iunaer Burictem hemn; Ne Schule gingen glücklicherweiſe fehl, Ferner wurden am 27. v. W. ein 
gewiſer Softnmmm und eine Frau Schmalenberaer aus Zabczyn von einer Gruppe Burſchen gejchlagen 
ind die Bel&teetiGes Themes und Ihiede derart mit Steinen beworfen, daß fie ernitlich verlegt 
murder. Meeren wurden in Gellanti, Kr. Wongrowit, am 24. v. M. Mitglieder des evangelifchen 

Verein: junger Warner und Mädchen von einer Bande überfallen und mißhandelt, — f 
Der Bolfsdeutiche Zaſche aus Wollitein wurde am 28. v. M. von polnischen Wehrpflichtigen, die er In 

nem Wagen nach Wollitein fuhr, gefdlagen und mibbandelt. = —J 
Ferner wurden bei zahlreichen Deutſchen in der Woiwodſchaft die Fenſterſcheiben eingeworfen, jo m 
Maraonin, Waldthal ber Samotſchin und Lipiagora im Kreiſe Kolmar, Schokken und Gollantſch im 
Kreife Wongrowitz, ebenſo in Klecko, Kr. Gneſen; bier wurden außerdem die Laden dev Geſchäfte mit 


Teer beiudelt, Die Bovfottaktion gegen deutiche Firmen wurde gleichfall8 weiter fortgeführt. Sum 
Beifviel wurden im Kreiſe Wollitein mit Hilfe von vom Weftmarfenverband aufgeftellten Poften die 
Violen bei dem Einkauf in deutichen Laden aebindert; im Kreis Wongrowik hat fidh bejonders der 
Związek Polski dla handlu i przemysłu (Volnifcher Verband für Handel und Gewerbe) an Der 
Boykotthetze beteiligt. 


Walther 
Nr. 358 
Der Deutſche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Warichau, den 4, April 1939 

In den legten Tagen it ein Öffentlicher Aufruf verbreitet worden, der ausdrüdlich zum Boykott deg 
deutfchen Handels und Handwerks aufruft. Der von 10 verfchiedenen paramilitärifchen Verbänden 
unterfchriebene Aufruf ftellt u. a. Folgende Forderungen auf: 

1. Alle Volen, die Waren in deutfchen Gefchäften foufen oder deutiche Lofale bejuchen, werden 
namentlich gebrandmarft. 

2, Sin Haushalt dürfen Waren deutichen Ursprungs nicht verbraucht werden. 

3. Hausfrauen dürfen auf den Märkten feine Waren von deutfchen Landwirten eriteben. 

4. Nolen dürfen feine deutichen Zeitichriften abonnieren, 

5. Alle polniſchen Firmen find verpflichtet, nur polnische Jugend und polnische Arbeiter zu beſchäftigen. 

6. Staatliche und fommunale Beamte und Arbeiter, ferner alle Angeitellten und Arbeiter privater 

Sprache aebrauchen. 
7. Alle Aufichriften und Reklamen in deuticher Sprache müſſen entfernt werden, 
8. Volen dürfen nicht die Dienste deutiher Banken in Anſpruch nehmen. 
9, Wir werden danach ftreben: 
a) eine Wufhehung des Rechts zu erwirfen, wonach Deutſche Grundſtücke erwerben und Kon- 
zeffionen erhalten dürfen, 

b) allen deutschen Firmen jealiche Lieferungen für Staat und Selbjiverwaltungen zu unterbinden, 
c) der deutichen Preſſe und deutfchen Verlagen in Polen das Poſtdebit einzuichränfen, 
d) flix deutiche Filme in Volen ein Verbot zu erwirken. 

10, Wir fordern die Übergabe der überflüffigen deutichen Kirchen. 

11. Wir fordern die Liquidierung der übermäßigen Zahl deutſcher, ſowohl ftaatlicher wie privater 
Schulen in Volen. 

Der Sachbearbeiter der Botſchaft hat den Vertreter des Außenminifteriums im polnischen Regierungs- 
ausſchuß* darauf aufinertfain gemacht, daß der in Frage ftehende Aufruf eine einwandfreie Betätigung 
der deutichen Auffaſſung über die fchadigenden Auswirkungen der allgemeinen antidentichen Propaganda 
auf den deutich-polniichen Wirtſchaftsverkehr darſtellt. 

Abaefeben Hiervon werde ich im Außenministerium auch noch Dinfichtlich dev politifden Seite der 
Angelegenbeit voritellig werden. 

von Moltke 





* Es handelt fic) um den polnischen NRegierungsausfchuß zur Durchführung des deutſchpolniſchen Gandelsvertraaes. 
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Nr. 359 
Der Deutfche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Danzig, den 13, April 1939 


In zahlreichen, in dev Nahe der Danziger Grenze gelegenen Ortichaften Pommerellens Haben fich die 
deutjchfeindlichen Ausichreitungen in der legten Zeit erheblich verftarft. Die Nervofitat unter den Volks 
deutjchen ift ftdndig im Wachjen begriffen und hat dazu geführt, daß in den Tagen um Oftern eine 
größere Anzahl von deutichen Volfsqenoffen aus Pommerellen — man ſpricht von annähernd 100 Wer- 
jonen — über die Grenze nach Danzig geflüchtet ift. 

Wie ich von zuverläffiger Seite hierzu ergänzend erfahre, find in den erſten Tagen des Monats April 
In verjchiedenen Orten des früheren Kreifes Berent polnische zugereifte Banden auf Kraftwagen herum- 
gefahren, die die deutſche Bevölkerung tätlih angriffen, in die deutfchen Gehöfte eindrangen und die 
Wohnungseinrichtungen zerichlugen. Die deutfche Bevölkerung ift hierdurdy zum Teil derartig ver- 
ängftigt, daß fie bereits den wertvolleren Teil ihrer Habe vergraben hat, fih tagsüber nicht mehr auf 
die Straßen und Felder wagt und die Nächte aus Angſt vor Überfällen außerhalb der Gehöfte in 
irgendwelchen Verſtecken verbringt. Die polnifche bodenftändige Bevölkerung behauptet, im Beige von 
Waffen zu fein. 

bon Zanjon 


Nr. 360 
Der Deutfche Sefchäftsträger in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warichau, den 18. April 1939 


Wegen dex febweren Ausichreitungen gegen Angehörige der deutichen Volksgruppe anläßlich der 
polnischen Gemeindewablen babe ich weifungsqemap * nachdrücdliche Borfiellungen im Außenminifterium 
beim ftellvertretenden Leiter der Weſtabteilung Herrn Kunicki erhoben, unter Hinweis darauf, dab 
dieje Vorgänge zu einer erheblichen Beeinträchtigung der den Volksdeutichen verfaſſungsgemäß zuſtehen— 
den Wahlfreibeit geführt Hatten. Ich habe hierbei eine Reihe beſonders gravierender Fälle auf Grund 
des Hier vorliegenden umfangreichen Materials angeführt unter befonderer Hervorhebung des Um: 
ftandes, daß fih auch polniſche Volizeibeamte und Gemeindeorgane an den Vorfällen beteiligt hätten. 

Abſchließend habe ich der Erwartung Ausdruck gegeben, daß die Polniſche Negierung die Vorgänge, 
die in flarem Widerſpruch zur deutich-volnischen Minderheitserklärung ftänden, einer Unterfuchung 
unterziehen würde. Herr Kunicki ftellte eine folde in Wusfidht und fagte weiteren Beſcheid zu. 


Krümmer 
Nr. 361 
Der Deutfche Generalkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Thorn, den 18. April 1939 


Seit dem Bericht vom 8. April d. J., in welchem eine Aufzählung aller in der legten Zeit dem General- 
tonfulat befanntgewordenen Vorfommniffe über Angriffe auf Volksdeutſche und Beſchädigung deutjchen 
Eigentums ufiv. mitgeteilt worden war, hat fic) die Lage nicht wefentlid) geändert, wenn aud) wielleicht 
eine leichte Entjpannung eingetreten ift. Dieſe Entipannung darf aber nicht darüber hinwegtäuſchen, 
daß die feindliche Gefinnung der Polen gegen die Deutfchen nach wie vor außerordentlich ftark ift und 
durch weiter ftattfindende Verfammlungen auc ftarf erhalten bleibt. Das führt dazu, daß weiter in 
verschiedenen Gemeinden meines Amtsbezirks die Schilder und Firmenbezeichnungen mit Teer befchmiert 
und die Fenfterfdeiben mit Steinen eingefchlagen werden. Auch finden weiter Entlaffungen deuticher 
Arbeiter tatt, die auf Grund des Druckes der polnischen Belegſchaft auf die Divektion ihre Arbeit auf 
geben miiffen. Mißhandlungen deutjcher Volksgenofjen finden auch weiter ftatt. 

Gs ift fat unmöglich, alle dem Generalfonjulat befanntgewordenen Galle einzeln aufzuführen. 
Ebenfoweniq hat die Bonfottbeße nachgelaffen. 


* Ral. Nr. 356. 
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Hinter den deutjchfeindlihen Provofationen fteht, wie bereits öfters berichtet, dev Weftmarfen- 
verband, der feine Gelegenheit vorübergehen läßt, ohne die Deutjchen anzugreifen. Diejer Weſtmarken— 
verband hält jest wieder, und zwar in der Seit vom 15. big 22. 4. 39, eine Propagandawode ab, in 
der in allen Städten und Dörfern Vommerellens durch Verfammlungsredner, durd) Radio und durd) 
Umzüge mit Lautfprechern Propaganda genen Deutichland betrieben wird, 


von Küchler 


Nr. 362 
Der Deutſche Seneralkonful in Kattowif an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Rattowik, den 22. April 1939 


Neuerdings ſtößt man in immer ftärferem Maße auf ſyſtematiſche Bemühungen, das Deutjchtum in 
den Mugen der Bevölkerung herabzuſetzen. Neben einer im hiefigen Amtsbereich beobachteten, offenbar 
von militarifder Seite betriebenen Propaganda gegen die Stärke und Schlagfraft der deutfchen Armee 
ift in Diefer Hinficht die Verbreitung von Nachrichten über eine angebliche Lebensmittelnot in Deutich- 
land bemerkenswert. Hand in Hand damit acht eine maßloſe Hege gegen das gefamte hiefige Deutſch— 
tum. Nach den Hier einlaufenden Meldungen werden in den Verfammlungen der politiichen Verbände 
laufend Bejchlüffe gefaßt, die auf eine Vermietung des Deutſchtums in Oberjchlefien abzielen. Die Folge 
ift eine fih in den lebten Tagen auffallend mehrende Zahl von wüften Ausfchreitungen gegen einzelne 
Deutjche, bei denen fid) vor allem die polnische Jugend hervortut. 


Nöldeke 


Nr. 363 
Der Deutſche Generalkonjul in Kattowiß an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Kattowis, den 24, April 1939 


Der Überfall auf das Volfsbundheim in Chorzow bat fih als eine der erniteften Ausſchreitungen 
herausgeſtellt, die ſich bisher in den letzten Wochen ereignet haben. Am 21. April abends drang ein 
größerer Trupp von Menfchen, mit Latten, Knüppeln u. dal. bewaffnet, in das Gebäude des Volksbund— 
heimes ein, in dem die Mitglieder des deutichen Jugendvereins ihre übliche Sinaprobe abhielten. Es ift 
hierbei zu ſchweren Mifhandlungen und Vefdimpfungen gefommen, an denen fich jpater aud) der 
Straßenpöbel beteiligte. Der polizeiliche Shug war offenbar ungeniiaend. Bei der fpateren Ver: 
nehmung auf der Wache haben fih fogar die Polizeibeamten an Schmähungen gegen das Deutiche Reidh 
und den Führer beteiligt. 


Berner beehre ich mich, von zahlreichen weiteren Ausfchreitungen nachfiehende Fälle nad) Überprüfung 
jur Kenntnis zu bringen: 


Am 18. April wurde der Volfsdeutiche Joadhim Pilarek in Bismarefhiitte von einer Gruppe von 
Terroriften am Eingang feines Haufes überfallen und mißhandelt. 


Am folgenden Tage wurden die Volksdeutſchen Veter Kordys und Ricard Mateja aus Kattowit 
In der Mahe der Ferrumfolonie in Begleitung ihrer Ehefrauen von einer 40 Mann ftarfen Bande, 
die fidh zum größten Teil aus Aufitändiichen zufammenfeßte, überfallen und in ſchwerſter Weife mih- 
handelt. Frau Kordys nimmt an, daß ihr Ehemann über die Grenze geflüchtet it. Mateja, welcher 
ſchwerverletzt liegen blieb, wurde am 24. 4. in das Gerichtsgefängnis in Kattowitz eingeliefert. Nach 
den eingezogenen Erkundigungen ſollen die Verletzungen ſo ſchwer ſein, daß ſich die Polizei ſcheue, 
Mateja freizugeben. | 


(> 


‚Herner wurde der Lehrer Ezauderna von der deutjchen Schule in Ligota auf dem Heimwege mit 
feiner Braut überfallen und mifhandelt. Nach Feititellung des Arztes wurde die Leber und die Niere 
angeichlagen, 
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Der Volfsgenoffe Herbert Lippof aus Lipiny wurde am 19.4. auf der Chauffee von Hubertushütte 
nad) Chropaczow von 5 Siviliften überfallen und fein Fahrrad völlig demoliert. 


Am 20.4, wurden 3 deutiche Mädchen auf dem Rückwege von einer Gefangprobe des Cacilienchors 
wegen Gebrauchs der deutfchen Sprache auf der Krakauerſtraße befdimpft; während 2 Mädchen fofort 
i 7 fliehen fonnten, wurde eine mehrfach geichlagen. 


Am gleichen Tage wurde auf der Wojciedhowffiego in Zalenze der Volksdeutſche Günter Stöckel 
bon Mitgliedern der »Mloda Volsfa« * überfallen. Er entfam nad) furzer Gegenwehr. 


Ferner wurde am aleichen Tage von einer Bande von etwa 40 Mann am Haufe des Deutſchen 
Kulturbundes in RKattowik, Iheaterftraße, das Schild heruntergeriffen und vernichtet. Dag gleiche 
ereignete fih an dem Büro des Kulturbundes in der Bahnhofſtraße. Am folgenden Tage wurden am 
Eichendorffgymnaſium in Königshütte wieder von unbekannten Tätern die Scheiben eingejchlagen. 


Hinfichtlich der Voltsdeutichen ift in den zahlreichen Verfammlungen des Aufftändigichen- ** und Weft- 
berbandes mehr oder weniger deutlich ausgeiprochen worden, daß das deutiche Element zurückgedrängt 
oder ganz ausgerottet werden müßte. An Verfolg diefer Propaganda ift vor allem auf dem flachen Lande 
und in den Fleineren Ortichaften die Lage der Volfsdeutichen fehr ſchwierig und gefährlich gewerden. 
Auf Grund der Ereiqniffe der legten Tage ift zum mindeſten fejtzuftellen, daß e8 den Behörden nicht 
möglich geweſen ift, die deutjche Bevölkerung vor Terrorakten einzelner verhester Chauviniften genügend 
zu ſchützen. 


Noldeke 


ir. 364 
Der Deutfche Generalkonful in Kattowiß an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Rattowis, den 28. April 1939 
Anbei beehre id) mich, einen an die Mitglieder des »Verbandes früherer Freiwilliger der polnischen 
Armee« gerichteten Aufruf, welder in der Ortichaft Wielopole bei Nybnif angejchlagen war, in Uber 
3 / / £ t 
feßung vorzulegen. 
Der Ubteilungsfommandant Woznica iftewie ich Höre, Finangbeamter in Rybnif, wahrend Szweda 


bei der dortigen Heil- und Pflegeanſtalt als Pfleger tätig und bereits durch verjchiedene Exzeſſe gegen 
Deutiche befannt ift. 


Nöldeke 


Anlage 
(Überfegung) 


Befehl Nr. 3/39 an die Mitglieder de3 Verbandes früherer Freiwilliger der polnischen Armee am Ort! 
1. Mit dem heutigen Tage dürfen deutfche Radioftationen nicht gehört werden. 


2. Jedes Mitglied der Abteilung muß dem Vorftand fofort die Verjonen melden, die nad) den 
Deutfchen neigen, Derfonen, die deutſche Nadioftationen hören, Perfonen, die deutichen Organi: 
jationen angehören, Verfonen, die deutſch fprechen, wo folde Derjonen arbeiten, Perjonen, die 
fich für Deutichland günſtig äußern und Perfonen, die falſche Nachrichten verbreiten. 


3. Obiger Befehl ift genau einzuhalten. 


» Heil« 
Woznica Szweda 


der Kommandant ber Abteilung der Vorſitzende der Abteilung 


* Augendverband der polnischen Regierungspartei »Cager der Nationalen Einigung«. 
** Nal. 86, Anm. **, 
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Air. 365 
Der Deutfche Generalkonful in Kattowik an das Auswärtige Amt 


Bericht | 
Rattowib, den 6. Mai 1939 


Anbei beehre ich mich, einen mir zur Verfügung geftellten Abdrud* des vom Deutjchen Volksbund 
geſammelten umfangreichen Materials über Ausſchreitungen gegen Volksdeutſche uſw. vorzulegen, die 
in den legten Wochen ſtattgefunden Haben. Die Sammlung enthält, nad) den einzelnen Bezirksvereini— 
gungen des Volksbundes geordnet, Niederjchriften über Ausschreitungen gegen Perſonen, gegen volks— 
deutiches Eigentum, über Freiheitsentziehungen ufw. Die Sammlung umfaßt ferner deutjchfeindliche 
Aufrufe in der polniſchen Vreffe, polnische Vreffeberichte über deutjchfeindliche Demonftrationen, eine 
Liberjicht über Seitungsbeichlagnahmen fowie Maßnahmen gegen die Brivatichulen des Deutſchen Shul- 
vereins in der Woiwodſchaft Schlefien bzw. einzelne Lehrer und Schüler. 

Eine Nachprüfung der einzelnen Fälle, die bereits vom Deutſchen Volfsbund forgfaltig gefichtet 
wurden, durch das Generalfonfulat it angefichts ihrer großen Zahl und der mit einer weiteren Ber. 
nehmung der Betroffenen verbundenen erheblichen Gefährdung diejer Volfsdeutichen unmöglid). 

Im übrigen hat fih die allgemeine Lage nicht wejentlich verändert. Die Zahl dev Miphandlungen 
hat vielleicht in den legten Tagen etwas abgenommen. Dagegen haben fih die Fälle von ſchweren 
Bedrohungen fowie von Ausjchreitungen gegen das Eigentum nicht unerheblid vermehrt. Gn nahezu 
allen Teilen des Amtsgebiets ift e8 in den lebten Tagen immer wieder zum Einſchlagen von Fenſter— 
Scheiben an Wohnungen und Gefchäftsräumen Wolfsdeuticher und zu tiblen Beſchimpfungen auf offener 
Straße, felbft in den Haubtverfehrsgegenden der Städte gefommen. 

Ein Abflauen der Ausschreitungen ift fo lange nicht zu erwarten, als nicht von den Behörden die fort- 
geſetzte Geke in der Vreffe und in den Verfammlungen der Verbände verhindert wird. Solange die 
volnifche reife und die Verbände immer wieder den einzelnen auffordern, gegen die fogenannten Pro- 
vofationen der Deutichen auf eigene Fauft handareiflich vorzugehen, muß aud) in Sufunft mit weiteren 
erniten Qwifdenfallen gerechnet werden. Jm allgemeinen befteht der Eindrud, daß die deutiche Be- 
völferung, vor allem auf dem Lande, weitgehend eingeichüchtert ift. 


Nöldeke 
Nr. 366 
Der Deutfche Konful in Lodz an das Auswärtige Amt 
Bericht . 


Lodz, den 8. Mai 1939 


Der Terror der verhesten polniſchen Bevölferung gegen die Deutjchen in dex Woiwodſchaft Lodz, der 
fidh Durch zahlreiche Schlägereien mit oft ſchweren Körperverlegungen, Drohungen, Beleidigungen, 
Boykott, Eigentumsbefchädiqungen, Verhaftungen und Sdhifanen aller Art — nicht zuleßt durch Brand- 
ftiftungen — duert, hält unvermindert an. Unverfernbar befteht bei der polnischen Bevölkerung die 
Abficht, das Deutfchtum in feiner Exiſtenz zu vernichten, ſoweit e8 fih nicht völlig polonifieren laffen will. 

In unverantiwortlicher Weife werden durd die Lehrerſchaft in den Schulen polnische Kinder gegen 
die Deutichen aufgebett baw. den deutſchen Kindern fein Schub gewährt. Auf dem Weqe zur Schule 
werden deutfche Kinder in beinahe allen Orten angegriffen, angepöbelt und nicht felten von anderen 
Rindern geichlagen oder mit Steinen beworfen. Bereits 5jährige Kinder fingen Schmäblieder auf die 
Deutichen, wobei in den Liedertexten nicht felten Werwünfchungen des Führers vorkommen. An vielen 
Orten müffen die Eltern daher ihre Kinder bis zur Schule begleiten, um fie vor Anariffen zu ſchützen. 

Auf dem Lande wurden Häufer deutfcher Bauern angezündet. So brannten erft firzlich in der 
Nacht vom 26. bis 27. April gleichzeitia die Anweſen der deutichen Landwirte Rudolf Albrecht und 
Julius Hein in Rofitnica, Kreis Lask, nieder, Zweifellos lag Branditiftung vor. Während des 
Brandes erflärten die polnischen Nachbarn: »Die Hitlerleute follen verbrennen, am beiten wirft man 
fie ing Feuer.« Es fonnte nur das Vieh gerettet werden, | 

Allerorts wurde bei den Polen die Parole ausgegeben, von Deutſchen weder Grundftüce nod Vieh 
mehr zu faufen, da fie demnächſt doch fliehen und ihre Gabe zurücklaffen müßten. 

Das Deutſchtum ift Hier in höchſtem Grade beunruhigt und rechnet mit der Möalichkeit weiterer 
und größerer Ausfchreitungen, wenn die von der Regierung aeduldete Aufhebung des urteilslofen Poöbels 
durch chauviniſtiſche polnische Organifationen und durch die Vreffe ungehindert fortaefett wird. 


von Berchem 





* Es handelt fic) um eine Sammlung von mehr als 200 Fallen. 
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Nr. 367 
Der Deutſche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 


MWarichau, den 8. Mai 1939 


Seit etwa einer Woche ift in mehreren Schaufenftern der verfehrsreichiten Straßen eine Landkarte 

ausgeftellt, in welder mit Fähnden Gebiete des Deutichen Neiches markiert find. Das eingezeichnete 
s ` Gebiet umfaßt aanz Oftoreußen fowie die Städte Beuthen, Oppeln, Gleiwis, Breslau, Stettin und 

Kolberg. 

Daneben ift ein Plakat angebracht, das folgende Beſchriftung in polnischer Sprache trägt: »Den 
Krieg juchen wir nicht! Sollte uns jedoch der Krieg aufgezwungen werden, werden wir Die uralten 
polnischen Gebiete, die von Volen bewohnt werden, zurücholen.« 

Diefe Karte findet außerordentlich großes Intereſſe. Dauernd find Menſchenanſammlungen davor zu 
beobachten, die die fidh daraus für Polen ergebenden neuen Perſpektiven beſprechen. 


pon Moltke 


ir. 368 
Das Auswärtige Amt an den Deutfehen Botfchafter in London 


Erlaß 
Berlin, den 11. Mai 1939 


Seit geraumer Zeit nehmen die Drangjalierungen Deg Deutichtums in Polen, befonders in den ehe 
mals preußifchen Provinzen, auf allen Lebensgebieten infolge einer verſchärften Hege, die von den deutſch— 
feindlichen Organifationen ſyſtematiſch betrieben wird, trog fortgefeßter exnjter Vorftellungen der 
Deutichen Regierung ftdndig zu. Aus dem Verhalten der polnischen Negierungsitellen muğ gefolgert 
werden, daß fie weder ernftlich gewillt noch in der Lage zu fein feinen, diefer Entwiclung Einhalt zu 
bieten. Da die volkädeutichen Blatter in Polen durch rigerofe Senfurmaßnahmen daran gehindert 
werden, über foldje antideutichen Ausschreitungen erſchöpfend zu berichten, find neben den DNB-Meldun 
gen die Berichte der deutfchen Fonfularifchen Vertretungen in Polen zur Zeit die einzigen zuberläffigen 
Snformationsquellen für die Beurteilung der tatfachlidjen Lage des dortigen Deutſchtums. 

Anliegend werden in Abjchrift eine Anzahl folder Berichte über deutſchfeindliche Vorfälle und Maf 
nahmen, die in Zukunft laufend übermittelt werden, zur Kenntnis und mit der Bitte ergebenft Über- 
fandt, diefes Material in geeignet erfcheinender Weife der dortigen Regierung gegenüber zu verwerten *. 


m Auftrag 
Woermann 


Nir. 369 


Eingabe der Bertreter der Deutſchen Bolksgruppe 
an den Bolnifchen Staatspräfidenten 
den 12. Mai 1939 


Jin Namen der deutfchen Volfsgruppe in Polen unterbreiten wir Ahnen, Herr Präfident, dem 
Inhaber der einheitlichen und unteilbaren Staatsgewalt, die Bitte, den der deutſchen Volksgruppe in 
der Verfaffung und den Gefegen verbürgten Nechten Achtung und Geltung zu verfdjaffen. Wir find zu 
dieſem Schritt gezwungen, weil die faft unzähligen fchriftlichen und mündlichen, anit ſchlüſſigen Beweifen 
beleaten Vorftellungen bei der Regierung erfolglos aeblieben find, und in der Erinnerung an die Worte, 
die Sie, hochzuverehrender Herr Dräfident, am 5. November 1937 aus Anlaß der Vereinbarung swifden 
der Polniſchen und der Deutichen Regierung über die Behandlung dev beiderfeitigen Volksgruppen an 
die Unterzeichneten richteten **. Sie betonten damals als widtiafte Worausfeßung für das harmonije 
Zufammenleben zwifchen Polen und Deutichen die Achtung vor dem Volkstum des andern, 

Die Lage der Deutſchen Volksgruppe war immer fehwer. Die aus dem weltvolitiichen Gejcheben ent- 
jtandenen Spannungen entladen fich feit Wochen in unverhülltem leidenſchaftlichem Haf und tiberaus 
ahlreichen Gewalttätigfeiten gegen die deutiche Volksgruppe und ihre einzelnen Angehörigen, Wir 
haben von der Regierung die mündliche Verficherung erhalten, daß fie deutichfeindliche Ausfchreitungen 


* Die Deutiche Botſchaft in London hat diefe Berichte entſprechend verwertet. 
** Mal. Mr. 103. 
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mißbillige und Anweiſungen erteilt habe, Aufreizungen und Ausjchreitungen zu verhindern. Wirkſamen 
Schuß Hat die deutiche Volksgruppe nicht gefunden. Sie ift bis zur Vernichtung gefährdet. Die Zahl 
der arbeitslofen Deutichen it erſchreckend Hoc). Sie nimmt befonders in den nduftriegebieten ftandig 
zu, Die Organe des Arbeitsrechts verjagen Deutjchen den Schuß. Deutjchen ift die Cinveihung in den 
Arbeitöprozeß jo qut wie verjchloffen. 

Für die Agrarreform wird der deutiche Grundbeſitz in unverhaltnismapig höherem Maße Heran. 
gezogen alg der polnische, während die Zuweiſung von Siedlungsfladen an Deutſche eine geradezu auf- 
fallende Ausnahme ijt. Selbjt im unmittelbaren Erbgange fann der Deutſche Grund und Boden nicht 
ohne weiteres verlangen. 


Die Pflege der kulturellen, geiftigen, wirtichaftlichen und perjönlichen Beziebungen und der Verkehr 
mit unferem Muttervolfe wird behindert. Das Vefenninis zur nationalfoztaliftiichen Weltanichauung 
wird als ftaatsfeindlich verdächtigt. Katholiſchen Deutichen wird die Ausübung der religiöfen Pflichten 
in ihrer Mutterfprache durch Deutichfeindliche Elemente vielfad) erſchwert und fogar unmöglich gemacht, 
ohne daß fie den Schuß der Sicherheitsbehörden finden. Auf dem Gebiete der evangeltichen Kirchen, 
namentlich der evangelifd-unierten in Oberfchlefien und der evangeliſch-augsburgiſchen, wurden die 
Deutichen entrechtet, obwohl fie die bei weitem überwiegende Mehrheit des evangeliichen Kirchenwolkes 
darftellen. 


An den öffentlichen deutichen Schulen werden polnische Lehrkräfte in einem Ausmaße befdaftiat, daß 
dieſe Schulen den Charakter als deutſche verloren haben. Für den deutſchen Lehrernachwuchs beſteht 
keine deutſche Anſtalt. Das deutſche Privatſchulweſen ſtößt auf die mannigfachſten Erſchwerniſſe. Die 
Schließung deutſcher Privatſchulen, beſonders in Wolhynien, nimmt der deutſchen Volksgruppe die 
wichtigſten Bildungsſtätten. Der ſchleſiſche Sejm hat über die Staatsgeſetze binausgebende Sonder: 
beftimmungen erlaffen, auf Grund deren die Genehmigung zur Errichtung einer neuen deutſchen Privat 
ichule verfagt und der Beſuch deuticher Vrivatichulen verhindert wird. In der Woiwodſchaft Schleiien 
werden Sprachprüfungen durchgeführt, denen eine Nechtsqrundlage fehlt. Deutjche Eltern, die fid 
weigern, ihre Kinder der polnifehen Schule zuzuführen, erleiden harte Geldftrafen und Freiheitsſtrafen. 
Die Frage der Lehrbücher für die deutjchen Vrivatichulen ift trog jahrelanger Bemühungen offen. Die 
Erteilung der Unterrichtserlaubnis für Lehrkräfte wird vielfad) verfagt. Die Schulaufficht wird aud 
schließlich durch Volen ausgeübt. Die Schulauffichtsbehörden zeigen für die Eigenart der deutſchen 
Schule kein Verſtändnis und tragen ihr keine Rechnung. 


Eine Zuſammenfaſſung unſerer deutſchen Jugend in einen geſchloſſenen Verband zu erzieheriſcher und 
kultureller Betätigung iſt bis heute an dem Widerſtand der Behörde geſcheitert. Unſere deutſchen Kinder 
ſind gerade in dem Alter, wo ſie für die Erziehung am zugänglichſten ſind, ſich vollſtändig ſelbſt 
überlaſſen. 


Liber diefe Punkte, die in gedrängteſter Kürze zuſammengefaßt find, liegen dev Regierung feit Fahren 
eingehend begründete Denkſchriften und Anträge vor. Sie iſt über die Anliegen der deutſchen Volks— 
qruppe im einzelnen genau unterrichtet. Seit der Verkündung dev Verfaſſung vom 17. März 1921 
haben die Vertreter der deutichen Volksgruppe bei der Regierung und in den geſetzgebenden Körper 
ſchaften vergeblich den Erlaß von Ausführungsgefesen zu Art. 109 * angeftrebt. Der vorbildliche Gedante 
des Mrt. 109 ift rein deflaratoriich geblieben. Die gegenwärtigen Verbältniffe find auf das Fehlen 
einer Klaren Nechtsordnung für die Volfsgruppe zurüdzuführen. 


Die deutiche Volksgruppe ift auf das tieffte davon durchdrungen, dab ihre Behandlung der Verfaſſung 
und in ſehr vielen Fällen den Abſichten des Geſetzgebers widerſpricht. 

Aus der Verantwortung, die wir der Republik Polen ebenſo wie unſerer Volksgruppe ſchulden, halten 
wir uns für berechtigt und verpflichtet, Sie, hochzuverehrender Herr Präſident, unmittelbar zu unter— 
richten und um die Sicherung der durch die Verfaſſung verbürgten Rechte der deutſchen Volksgruppe 
und die Sicherung der unterfchiedslofen, lediglich durch das Redt beſtimmten Anwendung der Geſetze 
zu bitten. 

Sin ehrerbietiger Hochachtung 


Namens der deutichen Volksgruppe: 


Genator Erwin Hasbad) Dipl. Ing. Rudolf Wiesner 








* Urtifel 109 der polnischen Verfaffung lautete: 

Jeder Vürger hat das Recht, feine Nationalität zu bewahren und feine Sprache und nationalen Cigentümlichfeiten zu 
pflegen. 

Befondere ftaatliche Geſetze fichern den Minderheiten im polnifchen Staat die volle freie Entwidluna ihrer nationalen 
Eigentümlichkeiten mit Hilfe von autonomen Minderheitsverbänden öffentlichrechtlichen Charakters im Umfang der Verbände 
der allgemeinen Selbftverwaltung 


Der Staat wird hinfichtlich ihrer Tätigkeit das Recht der Kontrolle und der Ergänzung ihrer finanziellen Mittel im Fall 
der Vediirftiafeit haben. 
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Nr. 370 
Der Deutfche Konful in Lodz an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Lodz, den 15. Mai 1939 


Sehr Schwere Ausichreitungen, die man als Deutjchenprogrom bezeichnen fann, ereigneten fich am 
vergangenen Samstag, dem 13., und Sonhtag, dem 14, Mai, in der Stadt Tomaſchow-Mazowiecki 
(etwa 42000 Einwohner, davon etwa 3000 Deutjche), bei denen zahlreiche deutjche Exiftenzen vollftandig 
vernichtet wurden. Dem Deutjchen Schiniegel wurde der Schädel geipalten und eine Frau, deren Namen 
id) bisher nicht erfahren fonnte, wurde bei ihrer Flucht auf einem Felde totgefdlagen. Der Sohn des 
Schmiegel, der aus einem Fenſter des 2. Stodwerts eines Haufes geworfen wurde, liegt ſchwerverletzt 
darnieder. 

Die Ausſchreitungen begannen am Sonnabend, dem 13. Mai. Einige Tage vorher hatte der der Regie— 
rungspartei naheſtehende »Verband der Polniſchen Berufsverbände« in groß plakatierten Aufrufen eine 
»Demonftration gegen die Deutjchen« für Sonnabend, den 13. Mai, angekündigt. Diefe begann durd 
Aniprachen vom Balton eines Gebäudes aus, in dem der genannte Verband, die Regierungspartei ORON 
und beffen Jugendorganifation »Mloda Polska« (»Das junge Polen«) ihre Gefdhafisraume hatten. 
An den Reden vor einer großen Menichenmenge wurde in übeliter Weife gegen Deutjchland gehest und 
behauptet, die Polen würden im Reih ſehr Ichlecht behandelt, man bräche inen Füße und Sande, 
vernichte ihre Schulen und Kirchen und dergleichen mehr. Als der Pobel genügend aufgewiegelt war, 
übergaben die Leiter der Demonftration Formulare an verfehiedene zweifelhafte Clemente, die in Be 
aleitung der Volksmenge Von den Fabrifleitungen die fofortige Entlaſſung aller Deutſchen und die 
Unterzeichnung der diefe Erflaruna enthaltenden Formulare fordern follten. Dies geſchah dann aud). 
Unter dem Drud der Strafe mußten fih die Firmen dazu bereit erflären und man trieb daraufhin 
die deutſchen Arbeiter aus den Fabriten. Nachdem dies erreicht war, fing die Menge an, alle deutichen 
Geſchäfte und Vrivatiwohnungen ſyſtematiſch vollitändig zu demolieren. m einer wilden Najerei ver- 
nichteten fie ziemlich alles deutjche Vrivateigentum. Die Deutjchen wurden wie Freiwild gejagt, fie 
flüchteten fic) auf das Land hinaus und febrten erft bei Tagesanbrud) wieder zurück. Niele wurden 
durch Meſſerſtiche und Stockhiebe erheblich verlegt. 

Während des Sonntags war dann zunächſt Rube. Am Abend begannen die Ausschreitungen aber 
von neuem und die Menage vernichtete alles deutſche Vrivateigentum, das vom vorherigen Tage nod) 
heil geblieben war. Befonders hervorzuheben ift, daß die Volizei mit den Demonftranten mitmarfchiert 
war und nichts tat, um das Leben und Eigentum der Deutichen zu fügen. Man fann ohne Über— 
treibung ſagen, daß die Ausſchreitungen unter Duldung der Regierung erfolgt ſind, wenn nicht ſogar 
auf ihre Veranlaſſung hin. Jetzt, nach den abgeſchloſſenen Terrorakten, patrouillieren, um den Schein 


zu wahren, Polizeikommandos mit aufgebflanztem Geitengewehr in den Straßen der Stadt. 
An Lodz wurden am Sonnabendabend die Fenfterfdjeiben der Ruppertſchen Buchhandlung in der 


Yetrifaueritwaße, die deutiche Bücher und Qcitidriften verkauft, eingeichlagen, ferner die Fenſter des 
Cofals des (völlig unpolitiſchen) Berufsverbandes Deuticher Angeſtellter. Weiterhin erfolgten am 
aeftrigen Sonntag Ausfchreitungen im Rinotheater »Stylowy« während des deutichen Films » Vand 
Ser Liebex, wobei Terroriften das Publitum zum Berlaffen der Vorftellung zwangen und vor dem 


Theater mit Latten, in denen Nägel fteckten, auf die flüchtenden Menſchen eingefchlagen haben. 


Da zunächſt fein Grund zur Annahme befteht, daß die Terrorafte eingeftellt werden, wird die Lage 
von den hieſigen Deutfchen als ſehr ernft angejehen. In zunehmenden Maße entjchlieben ſich Diele 


sur Abwanderung und zum Verkauf ihres Grundeigentums, da fie ihre Eriftenz in Polen als gefährdet 
anfehen. Man fürchtet die Volen, die, wenn alle Hemmungen bei ihnen befeitigt find, vor feinem 
Nobeitsakt zurückſchrecken und von dev hiefigen deutfchen Bevölkerung viel ſchlimmer eingejchäßt werden 
als die ſchlimmſten Terroriften der früheren ruſſiſchen Seit. 


von Berdyem 








DT 


Nr. 371 
Der Deutfche Konful in Lodz an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Lodz, den 18. Mai 1939 

Eine große Anzahl von Deutſchen aus Tomaſchow haben auf dem Konfulat Angaben über die Aus- 
ichreitungen vom 13. und 14. d. M. und über den ihnen zugefügten Schaden gemacht und gebeten, 
ihnen die Abwanderung nad) Deutjchland zu ermöglichen. Die Gefamtzahl der Gejchädigten geht in Die 
Taufende, da ja alle Deutfchen mit nur ganz wenigen Ausnahmen Opfer des Progroms geworden find. 
Auch aus den bei Tomafchow gelegenen Dörfern, wo deutiche Bauern wohnen, werden jehr große 
Sachſchäden aemeldet. 

Im Krankenhaus in Tomaſchow befinden fic) etwa 10 jchwerverlegte Deutjche. 


von Berchem 


Nr. 372 
Der Deutjche Generalkonful in Kattowiß an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Rattowig, den 19. Mat 1939 


ch beebre mih, eine erneute Sammlung* von mehr als 100 Fallen über Ausjchreitungen gegen 
Angehörige der deutichen Volksgruppe vorzulegen. Bei den Swifchenfällen Handelt e8 fiğ in der Haupt- 
Sache um Verbaftungen, Beftrafungen, Hausdurchſuchungen, Bedrohungen, Freibeitsberaubungen, Uber- 
fälle, ferner um die Beichlagnahme von deutſchen Zeitungen, um deutichfeindliche Aufrufe fowie in 
größerem Umfange um weitere Entlaffungen von Minderbeitsangebörigen, die in den nduftriebetrieben 
befehäftiat waren. 


Nöldeke 
Nr. 373 ý 
Der Deutſche Generalkonful in Pofen an das Auswärtige Amt 
Bericht i 


Pofen, den 22. Mai 1939 
Durch Verfügung des Sehulfuratoriums find die privaten Volfsjchulen in Gnejen, Birnbaum und 
Wollftein geſchloſſen worden. 
Es handelt fic) um die 
Tflaffige Volksfchule Gnefen-Gniegno mit 209 Schülern, 
Aflaffige Volksſchule Wollſtein-Wolſztyn mit 81 Schülern, 
Aflaffiqe Volksichule Birnbaum-Miedzuchöd mit 102 Schülern, 


Walther 


* Bal. Nr. 365. 
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Nr. 374 
Der Deutfche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warfdau, den 22. Mat 1939 

Die Spannung der leiten Wochen ijt auch auf das Deutjchtum in Wolhynien nicht ohne Rückwirkungen 
geblieben. Die Wolhynien Deutſchen find zwar infofern günftiger als die Volfsdeutichen der Weſt— 
gebiete gejtellt, al fie nicht unter den im Weften üblichen Boyfottaftionen und Ausichreitungen der 
Nationalpolen, die in Wolhynien nur eine fleine Minderheit darftellen, zu leiden haben, Won pol- 
nischer Seite werden dort ferner die Ufrainer, die nach wie vor dem polnischen Staate in unverjöhnlicher 
Feindſchaft gegenüberjtehen, auh heute noch ald Hauptaegner angefehen, was in zahllofen Berhaftungen 
und Drangjalierungen der ukrainischen Bevölkerung zum Ausdrud kommt immerhin hat fich aber 
die Haltung der Behörden auch gegenüber den Wolhynien-Deutidhen ſtändig verſchärft. 

mmer offener tritt die antideutiche Einftellung der Schulbehörden zu Tage. Die Schließung der 
deutichen Schulen geht 3.3. in einem ſolchen Ausmaße vor fid, daß die völlige Vernichtung des deutjchen 
Schulweſens nur noch eine Frage kurzer Zeit ift. Sn den legten Tagen find allein fünf deutiche Schulen 
in den Orten Rözyſcze, Bryſzeze, Harazdze, Adamow und Ludwifow gejchlojfen worden, Damit find 
weitere 400 volfsdeutiche Kinder ohne deutſchen Unterricht. Ferner wurden einer Reihe von Lehrern 
die Loyalitätszeugniſſe verweigert, fo daß fie hinfort nicht mehr die Yehrtätigkeit ausüben können. 

Gür den Crnft der Lage, in der fidh das wolhynifche Deutjchtum befindet, ift e8 ſchließlich bezeichnend, 
daß auch Hier in den legten Monaten die illegale Abwanderung ins Reidh trot des weiten Weges zur 
Grenze immer ſtärker einfebte. 

In Diefem Zuſammenhang find Nachrichten von Intereſſe, die der Botſchaft kürzlich von einem zu 
verlafjigen Gewährsmann über das Kirchſpiel Koftopol im öftlichen Wolhynien zugegangen find. 
Allein aus Koſtopol waren in leter Seit 250 Familien abgewandert, nachdem fie ihren Beſitz zu 
Schleuderpreifen verkauft Hatten. Ein großer Teil diefer Abwanderer gelangte jedody nicht ins 
Reidh, fondern wurde an Der Grenze von den polnischen Behörden wieder zurüdgewiefen, fo daß die 
zwangsweiſe Zurüdgefehrten nunmehr völliger Verarmung preisgegeben find. Mehrere junge Leute find 
ferner beim Verſuch des Grenzüberganges von polnischen Grenzjoldaten erichoffen worden. Aus Koſtopol 
find dem Gewährsmann fünf derartige Fälle befanntgeworden. 


von Moltke 
Nr. 375 
Der Deutfche Generalkonful in Pofen an das Auswärtige Amt 
Bericht 


ofen, den 25. Mai 1939 


Senator Haba hat am 12. d. M. in Warfchau im Untervidhtsminifterium Beſchwerde geführt, daß 
deutiche Studenten in Vofen an dem Befuch der Vorlefungen gehindert werden: der Vizeminifier Hat 
nur gugefagt, ex wolle fic) mit der Poſener Univerfitätsbehörde in Verbindung fegen. 

Ansgejamt find 40 volksdeutſche Studenten in Poſen betroffen und verlieren dadurch mindeftens für 
dieſes Jahr ihr Studium. 


Walther 
Nr. 376 
Der Deutfche Generalkonful in Kattowiß an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Kattowitz, den 30. Mai 1939 


Die Lage hat fich leider auch in den legten beiden Wochen niht gebeffert. Cine weitere Sammlung * 
von insaelamt 48 Qwifdenfallen beehre ich mid) vorzulegen. Hinzufügen möchte id) noch, daß die deutfche 
Minderheit durch die ftandigen Ausichreitungen naturgemäß außerordentlich eingefchlichtert ift, fo das 
Heute faum ein Angeböriger der deutichen Volksgruppe es noch wagt, auf der Straße deutich zu fprechen. 
Trotzdem laffen die Angriffe auf Volksdeutſche auf offener Straße nicht nad) und e8 find auch jebi 
wieder häufig Schwere Ausschreitungen vorgefommen. Tater find meift Angehörige Deg fogenannten 
Nerbandes der Jungen Aufitändifchen. 

Nöldeke 


* Val. Nr. 365 und 372. 
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Nr. 377 
Der Deutsche Konful in Sefchen an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Tefchen, den 2. Juni 1939 


Deutfches Volfsheim Kanwin 30. Mai durd) Verfügung Moimodichaft in polnische Swangsverwaltung 
übergegangen. Genoffenfchaftsorgane durch Zwangseinſetzung polonifiert. 

108 reichsdeutſche Teilhaber mit 256 Anteilen, 114 volfsdeutiche Teilhaber mit 179 Anteilen. 

deubau des Heimes vor zwei Jahren fertiggeftellt. Neprajentatives Hauptgebäude, Turnhalle, Bühne, 
große Gaft- und Verfammlungsräume, Sportplab. Gefamtwert 160000 Zloty; Heim galt als Mittel. 
punkt qrofer Teile gefamten Olfa-Deutjchtums. 


Damerau 


Nr. 378 
Der Deutſche Botſchafter in Warſchau an das Auswärtige Amt 


Bericht | 
Warſchau, den 6. Juni 1939 


Auf der Eröffnungsfigung des Wirtjchaftsrates für Pommerellen, die am 3. d. M. in Thorn ftatt- 
fand, hielt der Polniſche Vizepremierminifter Rwiatfowffi eine Rede, die von der gefamten Preſſe am 
4.5. M. in großer Aufmahung und mit entjprechenden Überfchriften wiedergegeben wurde; die offiziöfe 
»Gazeta Polffa« bradhte fie unter der Überſchrift »Ruhige, ausdauernde Arbeit, das Schwert an der 
Seite! Pommerellen ift und bleibt Polens Verbindung mit der Welt.« 

E8 geſchieht zwar nicht zum erftenmal, daß ein Mitglied der Polnischen Negierung fi an der gegen 
Deutichland gerichteten Propaganda beteiligt und die Kriegsftimmung gegen Deutſchland zu fteigern 
fucht. Immerhin fcheint es beachtensiwert, daß nunmehr auch der ftellvertretende Chef der Regierung 
in diefem Sinne Hervorgetreten ift. 

Auch in einer nur einen Tag fpäter, am 4. d. M., aus Anlaß der Enthüllung einer Pilſudſti-Gedenk— 
tafel in Ciechocinek gehaltenen Rede des Sozialfürforgeminifters Koscialkowſki wurde die Thefe in den 
Vordergrund geftellt, daß der Befis Vommerellens die unentbehrlihe Vorausfegung für Poleng 
wirtichaftliche Blüte und politisches Gedeihen fei. Koscialkowſki qing dabei in feinen Ausführungen 
übrigens nod) weiter, indem er »für den Fall, daß Polen der Kampf aufgedrungen wiirde« al Qiel 
feines fiegreichen Ringens »die Rückkehr jener urpolnifchen Gebiete, die ſchon längt zu Polen gehören 
follten«, bezeichnete, 

von Moltke 


Nr. 379 
Der Deutfehe Konful in Sejchen an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Zeichen, den 6. Suni 1939 


m Anschluß an die bereits — Preſſe und Rundfunk bekanntgegebene Beſchlagnahme des Schüler, 
heimes in Oderberg und die drahtlich mitgeteilte Entdeutſchung des Volksheimes in Kariwin * ift nunmehr 





am 6.3.1939 auch in der Deutfchen Volksbank in Teſchen ein polnifcher Swangsverwalter eingejeßt . 


worden. 

Da’ in vorzüglichem Bauzuftand befindliche Gebäude der Volksbank reprafentiert einen Wert von 
etwa 400 000 Zloty. Die Volfsbanf war das legte deutiche Geldinftitut des gefamten Amtsbezirks. 

Das in Oderberg enteignete Schülerheim war gleichfalls das einzige feiner Art. E8 befaß moderne 
internatsmäßige Einrichtungen für insaefamt 60 Schüler. Das Gebäude wurde vor etwa 7 Jahren 
als Neubau aufgeführt und ftellt einen Wert von etwa 160 000 Zloty dar. T 

Die feitens des Konfulats vornehmlich mit Bezug auf das VolfSheim Karwin erhobenen Vorſtellungen 
blieben feitens der Woiwodſchaft bisher unbeantwortet. 


pon der Damerau 





* al, Nr. 377. 
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Nr. 380 
Der Deutfche Seneralkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


1 « Bericht 
Thorn, den 6. Juni 1939 


Die Mafnahmen der polnischen Behörden gegen das Deutſchtum und das deutiche Handwerk nehmen 

ihren Fortgang. Bor einigen Tagen ift die alte, Hier fon feit 2 Generationen in dem Beſitz der 
deutichen Familie Geininger befindliche Adler-Apothefe in Thorn gefdlofien worden und faſt 

zur jelben Zeit auch die privilegierte Hampel'ſche Apotheke in Culm, Auch in Graudenz ift die Cin- 

ftellung de8 Betriebes der einzigen dort nod) vorhandenen deutichen Kronen-Apothefe angeordnet worden. 


Daß e8 fidh hier um eine planmäßige Maßnahme gegen die deutjchen Apothefen handelt, liegt flax 
Ë auf der Hand. 


Auh auf dem Gebiete der Gaftwirtsfonzeffionen find in der legten Zeit wieder zwei Kündigungen fur 
den Spirituofen- und Tabafverfauf erlafjen worden. 


Neben dieſen deutjchfeindlihen Maßnahmen gehen, wie fon früher berichtet, Kongreſſe, Ber 
Sammlungen und fonjtige Tagungen patriotiicher Verbände Gand in Hand, die entweder jelbjt ſchon 


den Charakter einer deutjchfeindlichen Veranſtaltung tragen oder bei denen Die Redner jegt ausnahmslos 
in Scharfen Worten gegen Deutſchland Stellung nehmen. 


Auch der pommerellifche Woiwode Miniter Wladislaw Raczkiewiez betätigt fih in antideutichem 
Sinne. Er benubte die Gelegenheit der Yberreichung von Auszeichnungen, um folgendes zu betonen: 
„Mir miiffen das Brachland, das die Rauber zuriiegelaffen haben, umpflügen«. Wenn auch dieſe 
Reranitaltung im geichloffenen Raume ftattfand, fo genügt die Veröffentlichung dieſer Rede, um fejt 
zuftellen, daß, wenn der exjte Beamte der roving in diefer Weiſe gegen Deutichland (denn nur 
Deutichland fann gemeint fein) agitiert, die breite Maffe vor Ausjchreitungen ſchwer zurückzuhalten ift. 


Es ijt fein Wunder, dağ fich das Deutichtum Hier, angefidhts diefer Nerhaltnifie und nad) den ander- 
weitig berichteten Exzeffen, Uberfallen und Körperverleßungen, in einer verzweifelten Lage befindet. 
Dieſe Verzweiflung ſpricht id) am deutlichiten darin aus, daß der Strom der Abwanderung, und zwar 
hauptiächlich der illegal Abwandernden, unvermindert anhalt. 

Man kann verftehen, daß die deutfchen Vefiker infolge der dauernden Orangfalierungen, der Angriffe 
und dex Tätlichfeiten dev umwohnenden Polen, die fie teilweile zwingen, nachts aufzubleiben, weil fie 
neben dem Einichlagen von Fenftern die Inbrandſetzung des Gehöftes befürchten, fidh in einem Suftand 
völliger Verzweiflung befinden, der fie alles vergefjen und nur den Wunſch haben läßt: »Aus dieſer 
Hölle zurück ins Reide. 


von Küchler 
J Nr. 381 
Der Deutſche Konſul in Lodz an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Lodz, den 7. Suni 193% 


Wenn es aud) feit den Vorfällen in Tomafdow * und Konftantynow ** bisher nicht wieder zu Maſſen— 
überfällen und Ausfchreitungen des Mobs gegen Deutjche gefommen ift, da den polniſchen Behörden 
derartige aufſehenerregende Ereigniſſe offenbar aus propagandiſtiſchen Gründen unerwünſcht ſind, 
ſo geht der Kampf gegen das Deutſchtum dennoch mit Duldung und Förderung der Behörden auf 
der aanzen Linie in allen Teilen des Amisbezirks weiter. Täglich werden dem RKonfulat Einzeltatiachen 
berichtet, die keinen Zweifel daran laffen, dal durch Drohungen, Einfhüchterungen, von den Behörden 
yeranlaßiten Entlaffungen und Sdifanen aller Art an der materiellen und feelifchen Sermürbung des 
Deutfchtums gearbeitet wird. 

Die Bedrohungen der Volksdeutfchen mit Totjchlag, Folterungen ufw. find in allen Teilen oer 
Woiwodſchaft zu täglichen Selbftwerjtändlichteiten geworden. Ebenſo find Beſchädigung und Diebitahl 

ed deutſchen Eigentums (Holzdiebftahl, Umlegen von Obftbäumen, Vergiftung von Hunden ufw.) auf dem 
flachen Lande an der Tagesordnung, ohne daß die Polizei auf die Anzeige dev Geſchädigten hin ernſtliche 
Bemühungen zur Entdedung oder Beftrafung der Täter unternimmt. 


— 


* Mal. Nr. 370. 
** In Ronftantynow fanden in ber Zeit vom 17. bis 21. Mai 1939 ähnlich wie in Tomafchow ſchwere deutichfeindliche 
Ausschreitungen ftatt, bei denen Deutfche mifhandelt und Sachſchäden angerichtet wurden. 
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Die ftdndigen Morddrohungen haben zu einer jehr ftarfen Nervofitdt der Volksdeutſchen in den 
abfeits aelenenen Höfen und auch in einzelnen ftarter mit Deutichen bejiedelten Dörfern geführt. Noch) 
immer gibt e8 ganze Familien, die in den Wäldern und Feldern ſchlafen, da nächtliche Bandenüberfälle 
auf das Haus befürchtet werden. An verfchiedenen Dörfern ſammeln fich nachts die deutſchen Familien; 
während Frauen und Kinder fchlafen, unterhalten die mit Knüppeln und Geugabeln bewaffneten 
Manner einen Wachtdienit. Das ftarte Gefühl des ftändigen Bedrohtſeins hat die Abwanderung- 
tendenz aanzer Dörfer in den legten Moden ungemein verftärkt. Die Bauern find bereit, iby Hab 
und Gut zu lächerlich niedrigen Vreifen zu veräußern, was wiederum die Volen zur Fortiegung ihres 
Terrors ermuntern dürfte, da die polnische Bevölkerung hofft, fid bei Abwanderung der Deutichen 
pillia oder umfonft in den Beſitz des zurückgelaſſenen Grund und Bodens feen zu fünnen, In vielen 
Fällen haben die bedrohten Bauern ihren Befit einfad) im Stich gelaffen und find über die » grüne 
Grenze« abgewandert. Neuerdings ift jedoch die polnische Grengtontrolle fo verjtärkt worden, daß die 
Gefahr der Verhaftung und ftrenger Veftrafung wegen »illegaler Auswanderung« fehr groß geworden 
it. Es ſcheinen bereits Hunderte von Volksdeutſchen wegen unerlaubten Srenzübertritts in polnischen 
Gefängniſſen zu fiten 

Die induftrielle deutiche Bevölkerung leidet in fteigendem Make unter Arbeitsloſigkeit. Dieje ift 
vor allem auf die ſyſtematiſche Verdrängung unferer Volksgenoſſen aus den Arbeitsplätzen zurück— 
zuführen. Die Unternehmer werden durch behördlichen Wink, durch Druck ihrer Lieferanten und 
Abnehmer ſowie durch die Drohungen der polniſchen Belegſchaft und der Straße gezwungen, die 
volksdeutſchen Arbeitnehmer friſtlos zu entlaſſen. Selbſt volksdeutſche Fabrilkbeſitzer haben fic) dieſen 
Forderungen des aufgeputſchten Polentums nicht entziehen können. Noch immer werden von polniſchen 
Verbänden aller Art Entſchließungen angenommen, in denen die Behörden erſucht werden, alle Deutſchen 
aus ibren Arbeitsitellen zu entfernen, und in denen gleichzeitig jum Boykott der deutſchen Firmen 
aufgefordert wird. 

Ron dem von Volen durchgeführten Boyfott werden befonders die kleinen deutjchen Geſchäftsleute 
und Ladenbeſiher betroffen. Dem Konſulat find Fälle bekanntgeworden, in denen der monatliche Umſatz 
feiner Kaufleute auf "/; bis t/i des Normalftandes zurüdgegangen ift. Diefen Deutjchen bleibt nichts 
anderes übrig, als ire beichleuniate Abwanderung zu betreiben, da die Weiterführung des Gejchäfts 
täalichen Kapitalverluſt bedeutet. 

Sp jest der polnische Chauvinismus den Kampf gegen das Deutſchtum mit allen Mitteln und auf 
allen Gebieten fort. Wird diefer Kampagne niht in abjehbarer Zeit Einhalt geboten, fo wird eine 
völlige Serichlagung des Deutfchtums im Yodzer Bezirke die unabwendbare Folge fein. 


von Berdem 
Nr. 382 
Der Deutfche Botſchafter in Warjchau an das Auswärtige Amt 
Bericht 


MWarichau, den 15. Juni 1939 


Ich Habe weilungsgemäß geftern Bizeminifter Graf Szembet aufgefucht und im ſchärfſter Borm 
Tiroteft gegen die verichiedenen Verunglimpfungen des Führers und Reichskanzlers eingelegt und Be- 
trafuna der Schuldigen gefordert. Wh Habe hierbei nicht nur die Anlagen des dortigen Erlaſſes ver 
wertet, fonder habe ferner aud hingewiejen auf die Vorfälle, die in Theatern und Kabaretts Vor- 
gekominen find, auf die bereits wiederholt beanftandete Verbrennung von Strohpuppen, die den Führer 
darftellen, fowie auf die fonjtige Dropaganda, die neuerdings nicht einmal vor den Schulen haltmacht. 
Ich Habe weiſungsgemäß zum Ausdrud gebracht, daß alle diefe Vorgänge nur zu erklären fein aus der 
Untatiqteit dev polnifchen Behörden — trog wiederholter Interventionen der Botſchaft und der 
Konsulate — und aus der unverftändlichen Nachficht, die polnifderfeits in dieſer Frage bisher i 
worden fei. 

(rai Szembet erwiderte zunaͤchſt in bezug auf die als befonders grobe und gemeine Derunglimpfung 
des Führers anzuichenden lugzettel, Dağ die Polniſche Regierung bereits eingeſchritten fer umb Die 
Ronfistation defer Fluazettel angeordnet Habe. Wh entaegnete, dağ die Beſchlagnahme in dieſem Falle 
nicht ausreichen könne, weil, wenn einem Straßenhändler Flugzettel abgenommen würden, fie unbemerkt 
in einer anderen Straße weiter verkauft werden könnten, wie das denn auch Schon deutlich aus der 
Tatfache zu erſehen fei, dak dieje Flugzettel nicht nur in Kattowitz und anderen Städten Oberichlefiens, 
fondern auch in Lodz und in Warichau feilgehalten worden feien. Nur eine eneraiiche Verfolgung und 
Boftrafung könne hier zum Ziele führen und ich müfje an diejer Forderung fefthalten, um fo mehr als 
der Volniichen Regierung ausreichende gefeslide Handhaben zur Verfügung änden, um eine Beſtrafung 
herbeizuführen. 
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Graf Szembef verjuchte dann auszuweichen, indem ev auf die Haltung Der deutichen Preſſe hinwies. 
Aus einem offenbar bereitgelegten Stoß verichiedener Preſſeausſchnitte las ex mir einen Abſatz des 
Artikels der » Deutihen Diplomatiſch-Politiſchen Rorrefpondenz« vom 12. Suni vor, aus dem er befonders 
beanjtandete, daß Dirfdau und Graudenz als deutfche Städte bezeichnet worden feien. Er verjtieg ſich 
zu der Behauptung, daß in der polniſchen Preſſe derartige annexioniſtiſche Gedanken nicht zu finden 
jeien. ch fonnte ihm erwidern, daß nicht nur faſt täglich die polniſche Preſſe, ſondern daß auch letzthin 
eine ihm amfcheinend unbekannt gebliebene Miniſterrede (Koscialkowſki) ganz unverblümt Revifions- 
wünsche zum Ausdrud gebradt hätte. Sm übrigen lehnte id) jeden Vergleich dex deutſchen Preſſe mit 
den sügellofen Vroduften der polnischen Zeitungen ab und machte außerdem geltend, daß e8 fich in der 
von mir vorgebrachten Beſchwerde nicht um allgemeine Dreffeangelegenbeiten handele, fondern um Ver- 
ungliinpfungen und Beleidigungen des deutfdjen Staatsoberhauptes, denen aus der deutichen Preſſe 
überhaupt nichts irgendwie Vergleichbares entgegengeftellt werden Fünnte, 


Graf Szembek verfuchte auch im weiteren Verlauf der Unterredung nod) mehrfad) die bon mir Vor 
gebrachte Beſchwerde als Vreffeangelegenheit zu behandeln. Ad) habe Demgegenüber erneut darauf hin 
gewiejen, dab meine heutige ntervention nichts mit allgemeinen Preſſebeſchwerden zu tun Habe, und 
habe nachdrücklich Unterfuhung und Beſtrafung der Schuldigen gefordert, indem ich geltend machte, 
daß in allen von mir vorgebrachten Fallen, u. a. aud) bei verjchiedenen Rarrifaturen die Tatbeitand!: 
merkmale der Beleidigung vorhanden feien. Als id) dann ſchließlich Graf Szembek gegenüber mein 


Erftaunen zum Ausdruck brachte, bei ihm jo wenig Verſtändnis für diefe völlig Elarliegenden Fragen 


zu finden, lenkte ex ein und erklärte, die ganze Angelegenheit einer erneuten Vriifung unterziehen zu wollen. 


von Moltke 


Nr. 383 
Der Deutfche Generalkonful in Pofen an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Wojen, den 16. Juni 1939 


Durd) Verfügung des Woiwoden vom 15.8. WM. ift der Verein »Evangelifches Nereinshaus Herberge 
zur Heimat in Poſen liquidiert und am gleichen Tage das Eigentum des Vereins, das Evangeliſche 
Rereinshaus und das ſonſtige Vermögen, einem polnischen Liquidator übergeben worden. 


Das Aleja Marizalta Pilſudſkiego 19 gelegene große Gebaude gegenuber der deutichen Yandesgenofjen- 
ichaft, der Univerfitat und dem Schloß ftellt fehon durch feine febr günſtige Vage und den guten Zuſtand 
des Hauſes einen großen Wert dar, der mit dem beſchlagnahmten Snventar mehrere hunderttaujend 
Zloty beträgt. Bon beſonderer Bedeutung ift es aber vor allem als das legte Haus, das dem Deutjchtum 
in Stadt und Woiwodſchaft Poſen für feine fulturetlen Zwecke zur Verfügung fiand. In dem Vereins⸗ 
haus befindet ſich das Evangeliſche Hoſpiz mit etwa 30 Zimmern und 50 Betten, das bisher einziae 
deutiche Hotel in Vofen. Der Saalbau des Hauſes mit dem etwa 400 Verlonen fallenden aroßen Saal 
und anderen Räumlichkeiten Diente den Pofener deutfchen Organisationen für ihre Veranjtaltungen; er 
war der einzige aroße Saal, nachdem Anfang d. J. das Deutiche Haus beichblagnabmt worden war. 
Sp hatte die Deutiche Bühne nad) der Schließung des Deutjchen Hauſes hier ihre Tätigkeit fort- 
geſetzt. In dem Saale des Nereinshaufes fanden größere Verfammlungen und feitliche Veranltaltungen 
der Nolisaruppe, die Sibungen der Candesiynode und die nationalen Feiern der Neihsdeutichen ſtatt. 
Die Räumlichkeiten wurden ferner benubt von dem Männeraefangverein, dem Bachverein, dem Evange 
liſchen Verein junger Manner, dem Kirchlichen Jungmädchen Rerein, der Jungſchar. In demielben 
Gebäude war die »Gerberge zur Geimat« untergebracht; Wohnräume dienten dem Cehrlingsverein, dem 
Nerein der Freundinnen junger Mädchen für die Unterbringung durchreifender junger Mädchen ſowie 
der Fürſorge für weibliche Angeſtellte. Der Liquidator hat famtliden in dem Haufe beichäftigten 
Angeltellten, ingbefondere des Hoſpizes, zum Ende d. M. gekündigt, fo daß eine erhebliche Anzahl volts- 
Seuticher Familien und Cingelperfonen brotlos wird, An der Steaßenleite befinden fih in dem Gebaude 
die evangeliiche Vereinsbuchhandlung, eine Filiale der voltsdeutichen Bank für Handel und Gewerbe 
und eine Reihe von Laden, denen aufgegeben ift, innerhalb drei Tagen das Haus zu raumen. 


Die polnijden Behörden haben mit der Beſchlagnahme des Vereinshaufes bewußt dem Deutſchtum 
einen empfindlichen Schlag verſetzen wollen, Da aleichzeitiq das Kafino-Haus in Bromberg, das Haus 
Sog Männeraefangvereins in Lodz und das Deutſche Haus in Tarnowik geſchloſſen worden find, Handelt 
e8 fich zweifellos um eine große Aktion gegen die Volksdeutſchen. 


Walther 
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Nr. 384 
Der Deutfche Generalkonful in Pofen an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Pofen, den 19. Juni 1939 


Über die große Zahl der Miphandlungen von Reihs- und Noltsdeutichen lege ich eine neue Lifte 
bon 52 Fällen vor, 


An lester Zeit häufen fih die Meldungen, nad) denen Voltsdeutfche ſowohl auf dem Lande wie 
aud) in Poſen mit Anrufen »Wenn eS jegt zum Kriege kommt, werden wir Euch alle aufhangen« 
bedroht werden, 


Walther 


Nr. 385 
Der Deutfche Botfchafter in Warſchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warſchau, den 19. Juni 1939 


Die Vage der deutichen Voltsgruppe Hat fich im Verlauf der legten Wochen ganz weſentlich ver- 
(chlechtert und die Verhesung hat Ausmaße angenommen, WIE ich fie während meiner langjährigen 
biefigen Tätigkeit nod) nicht habe beobachten fonnen. 


Am Dienstag, dem 13., war Senator Hasbad) bei dem Minifterpräfidenten, um nod) einmal auf 
diefem Wege den Verfuch zu machen, eine Vefferung der Zuftände herbeizuführen. Unmittelbar darauf 
erfolate der bisher ſchwerſte Schlag gegen das Deutſchtum mit der Enteignung des Deutſchen Haufes 
in Brombera, der Schließung und Beſchlagnahme des Deut} den Haufes in Lodz, des evangelifchen Vereins: 
hauſes in Poſen und des Deutichen Haufes in Tarnowiß. liber die umfangreichen Schließungen von 
Oraanifationen in Wolhynien find nod) Erhebungen im Gange. 


ch werde ſelbſtverſtändlich auch diefe außerordentlich) schwerwiegenden behördlichen Maßnahmen im 
Aupenminifterium zur Sprache bringen, zweifle allerdings nad) den Erfahrungen der legten Zeit, ob 
dort Geneigtheit zu einer Anderung in der Einftellung aenenüber der deutſchen Volksgruppe zu finden 
fein wird, Schon bei meiner legten Unterredung mit Graf Szembek, über Die ich am 15. Suni berichtet 
babe *, Habe ich die bedrohliche Sufpisung der Sefamtfituation und die ungeheuer ſchwere Lage der 
Minderheit mit allem Nachdrud zur Sprache gebradyt und meinem Befrembden darüber Ausdrud qe 
geben, dağ bei der an ſich fchon vorhandenen und Immer wieder zu Zwiſchenfällen führenden deutſch— 
feindlichen Stimmung der Bevölkerung nunmehr aud) nod die Behörden fidh mit vigerofen Verwal 
tungsmaßnahmen an der Bedrückung dev Minderheit beteiligen. 


Graf Szembek verwies auf die Beſchlagnahme oes Volniichen Haufes in Ratibor, worauf id ihm 
erwiderte, ev wiffe doch genau, dah e8 fic) hierbei nur um eine Neprefjalie gegenüber den Beſchlag— 
nahmen der deutichen Heime in Karwin und Oderberg dandle und daß wir fofort bereit fein würden, die 
Beſchlagnahme in Ratibor rüdgängia zu machen, wenn polnifcherfeits die Schließung von Karwin und 
Dderbera wieder aufgehoben wirde. Wir befanden uns auf einer abichüffiaen Bahn und man fonne 
hinsichtlich dev weiteren Entwicklung nur ernfte Sorgen haben. Auf meine frage, ob er es nicht für an 
aezeiat halten würde, der aefährlichen Politi— der inneren Behörden Einhalt zu gebieten, antwortete 
Graf Szembek nur mit einem vefiqnierten Achjelzuden, Er verwies zwar mit dem Ausdrud des Br 
dauerns auf die rapide Verſchlechterung der Lage, zeigte aber keinerlei Initiative, um, meiner Anregung 
entiprechend, einen Abbau der Kampfmaßnahmen herbeizuführen, 


Es ift ein bedauerliches Zeichen, wenn felbjt Graf Szembek, bei dem wir immer auf verftandnisvolle 
Bereitſchaft zur Befeitiqung der auftretenden Schwieriafeiten rechnen konnten, jest offenbar feine Mög— 
‚ lichkeit mehr fieht, der aefährlichen Entwidlung entaegenzuwirfen, Ob e8 fih hierbei darum handelt, 
dak das Auswärtige Minifterium nicht eingreifen will, oder ob e8 fih gegenüber den nationaliftifden 
Strömungen der Militärs nicht durchſetzen fann, it ſchwer zu enticheiden. Ich Habe in früheren 
Berichten wiederholt darauf hingewieſen, wie ſchwierig die Situation des Wufenminifters Beck fid) in 
den legten Monaten geftaltet Hat und wie die militärifchen Kreife immer ftärferen Einfluß auf die 
polnische Außenpolitif qewonnen haben. Ich habe nicht den Cindrucf, daß fih an diefer Lage etwas 
qeandert bat. 
von Moltke 


— — — 


* Nal. Mr. 382, 
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Nr. 386 
Der Deutjche Generalkonful in Kattowik an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Rattowik, den 22. Sunt 1939 


Anbei beehre id) mich, Abdruck einer weiteren Sammlung von Fallen von Ausschreitungen gegen 
Angehörige der deutichen Volfsgruppe für das ganze polnische Staatsgebiet vorzulegen, die von der 
Jungdeutſchen Partei zufammengeftellt und von Herein Wiesner am 19,89. M. an den Polnifehen 
Mintiterpräfidenten abgefandt worden ijt.” 


Nöldeke 


Nr. 387 
Der Deutfche Seneralkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 23. Juni 1939 


Auf Anordnung des Woiwoden von Pommerellen vom 20. Suni Ò. Y. ift unter Hinweis auf Artifel 26, 
Punkt 4 des Vereinsgefeges der »fogenanntes Johanniter-Orden als »rechtlich nicht beftehend« erflart 
worden. 

Sn Pommerellen befaß der Gohanniter-Orbden das im Jahre 1894 erbaute Sohanniter-Rrantenhaus 
in Divichau fowie ein weiteres Krankenhaus in Briefen. Beide Kranfenhaujer find am 21. d. M. von 
den Liquidatoren übernommen worden. Die deutjchen SJohanniter-Schweitern degs Dirſchauer Kranten- 
hauſes mußten noch am gleichen Tage die Anftalt verlaffen und wurden durd polniſch-katholiſche Vinzenz 
Schweitern erjeßt. 

Die polnische Preſſe des hiefigen Amtsbezirks hat auch diefen erneuten Diebjtahl deutichen Eigentums 
mit Genugtuung begrüßt, ohne fih um eine eingehende Begründung desfelben aud) nur zu bemühen. 


pon Küchler 


Nr. 388 
Der Deutjche Konful in Sods an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Lodz, den 24. Suni 1939 


ber die Vorfälle in Pabianice vom 22. und 23. d. M. habe ich folgende authentifde Darftellung 
erhalten: 

Am fpäteren Nachmittag des 22, fammelte fih vor der deutjchen Turnhalle eine Menſchenmenge, in 
der befonders zahlreiche Anhänger der Negierungspartei O. Z.N. zu jehen waren. Die Menge ver 
langte Einlaß in die Halle, in der einige Volksdeutjche gerade beim Turnen waren. Als der Einlaß 
verwehrt wurde, wurden Eingangstür und verichiedene Fenfterfdeiben zerichlagen, jo daß die Menge 
eindringen fonnte. In der Galle jelbft wurden einige Gegenftände demoliert; einige Kleinere Gebrauchs— 
genenftände, wie Gejdirr ufw., geftohlen. Bon der Bühne wurden polniſche chauviniſtiſche Reden 
gehalten. Der in der Turnhalle anweſende Volksdeutſche Keil, Sohn des gleichnamigen Buchhändlers 
in Vabianice, wurde bedroht und mußte über einige Zäune flüchten. Dabei wurde er von dev Menge 
erreicht und verpriigelt. 

Nad Demolierung der Schule begab fih die Menge zum Bethaus der Brüdergemeinde. Der Vetfaal 
ift bejonders ftarf demoliert worden. Sämtliche deutſchen Gefangbücher und fonjtige Schriften, darunter 


> 


auch deutſche Bibeln, wurden von der Menge zerriſſen. 


In Vertretung 
von Trützſchler 


* Ga handelt fic) um mehrere hundert Fälle von Entlaffungen, Sachbeſchädigungen, Beftrafungen, Überfällen und Mif 
handlungen. 
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Nr. 389 
Der Deutfche Generalkonful in Kattowib an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Rattowik, den 26. Juni 1939 


Die polnischen Behörden geben in der legten Zeit offenbar ſyſtematiſch dazu über, aus den hiefigen 
Werfen auch die legten nod) verbliebenen deutfchen Arbeiter und Angeftellten zu entfernen. Im den 
größeren Induftrieunternehmungen wurden fogenannte National-Romitees gegründet, die fic) aus 
Mitaliedern des polnischen Weftverbandes und anderer deutichfeindlicher Verbände zufammenjegen. 
Sie haben die Aufgabe, die Beleafchaftsliften dev einzelnen Werfe eingehend nad) nod) beichäftigten 
Deutichen durchzufehen und diefe an Die MWerksleitungen zwecks fofortiger Entlaſſung befanntzugeben. 
Die National-Komitees, die Hand in Hand mit den polnijchen Arbeitsbehörden arbeiten, follen zur 
Entlaffung vorjchlagen alle Belegichaftsangehörigen, die 

1. deutichen Organifationen angehören, 
ihre Kinder in die deutiche Schule ſchicken bzw. geschickt haben, 
deutiche Gottesdienfte beſuchen oder Mitglieder deutſcher Volksbüchereien find, 
zwar polniſchen Berufsorganiſationen beigetreten ſind, jedoch nach ihrem ſonſtigen Verhalten 
und ihrer Vergangenheit zum deutſchen Volkstum zu rechnen ſind. 

Der Umfang dieſer neuen für die Beurteilung der Lage durch die hieſigen Behörden ſehr bezeichnenden 
Kündigungswelle iſt im einzelnen noch nicht zu überſehen. Jedenfalls werden wieder Hunderte von 
deutſchen Exiſtenzen davon betroffen werden. 


ae ol Pe 


Nöldeke 


Nr. 390 
Das Auswärtige Amt an den Deutſchen Botſchafter in Warſchau 


Telegramm | 
Berlin, den 26. Juni 1939 


in Beantwortung polnifchen Vorgehens gegen evangeliiches Vereinshaus in Yolen, Kaſino Geſell— 
(daft in Bromberg und Männergefangverein in Lodz ift beabyidtigt, Dom Wolffi in Buſchdorf, 


Kreis Flatow, zu Schließen. Durch Schließung diefeg Gaufes, in dem zahlreiche Kurſe, Schulungen uſw. 
ftattfinden, würde polniſche Volkstumsarbeit empfindlich getroffen werden. Nad) Anſicht Innen— 
miniſteriums ſind überdies Ausſchreitungen empörter deutſcher Grenzbevölkerung zu erwarten, falls 
nicht Schließung alsbald erfolgt. 

Erbitte umgebende drahtliche Stellungnahme zur Frage Repreſſalien im allgemeinen und beabſichtigter 


Mahnahme gegen Dom Volfti in Buſchdorf im befonderen. 


Woermann 
Nr. 391 
Der Deutfche Botfchafter in Warjchau an das Auswärtige Amt . 
Telegramm 
Warſchau, den 27. Juni 1939 


Es iſt keinesfalls zu erwarten, daß ſich die Polen durch deutſche Gegenmaßnahmen von weiteren 
eventuell für notwendig erachteten Aktionen zurückhalten laffen. Sie werden im Gegenteil — wie der Fall 
Ratibor gezeigt hat* — unfere Revreffalien als willtommenen Anlaß und als Rechtfertigung gegenüber 
Sein Ausland benuten, um nod) weitere Maßnahmen gegen die deutjche Minderheit zu ergreifen. 

Einen praftiichen Nuten haben bei der aenenwärtinen Situation RNepreffalien deshalb überhaupt 
nicht mehr; fie beeinträchtiaen nur das lest flare Bild des einfeitigen Vernictunasfampfes der Polen 
gegen die deutiche Volksgruppe. 

Was fpesiell Fall Bufchdorf anbetrifft, fo ift zu befürchten, daß Schließung dortigen Dom Wolffi gleiche 
ungünftige Wirkung wie Aktion gegen Volnifches Heim in Ratibor haben würde. Bei allem Ber- 
ftändnis für Erregung Grengbevolferung möchte ich daher glauben, dab Intereſſen der fewer vingenden 
deutichen Volksgruppe in ‘Polen doch vorgeben follten. > 


Moltke 
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Nr. 392 


Die Deutſche Botſchaft in Warfchau 
an das Polnische Minifterium für Auswärtige Angelegenheiten 


Verbalnote 
Warſchau, den 27. Juni 1939 


‚ Die Deutjche Botſchaft beehrt fih, im Auftrage ihrer Regierung die Aufmerkfamfeit des Minifteriums 
für Auswärtige Angelegenheiten auf folgenden Vorfall zu lenken: 


Mad) einem Bericht der »Gazeta Pomorſka« Nr. 116 vom 20./21. Mai $. J. bat der General: 
ſtabsoberſt Switalffi anläßlich der Begrüßung der zur Kirchewiſitation nad Graudenz gekommenen 
Biſchöfe Dr. Dfoniewffi und Dominik im Namen der polnifchen Armee eine Begrüßungsanſprache 
gehalten und in diefer u. a. von dem Deutſchen Reid) als dem »uns ewig befämpfenden Nadbarn« und 
»Feind« geiprochen. Er hat ferner im Hinblick auf die im Reich am 17. Mai durchgeführte Bolts. 
zählung fefigeftellt, dağ »die Verfolgung unferer Brüder durch den ſtärkſten Stoß gekrönt werden foll«, 
und feine Rede wie folgt aefebloffen: »Beten Sie mit uns gerade heute am Tage der Volkszählung 
darum, daß unfere Brüder ausbalten mögen, dab ihre Vrobezeit verkürzt wird, und um eine aroße 
Tat, um ein zweites Grunwald*, das fie aus der Unfreiheit erlöft und uns einen entfpredenden 
Frieden ſichert.« 


Die Deutſche Botſchaft beehrt ſich, im Auftrage ihrer Regierung wegen dieſer deutſchfeindlichen Rede, 
die ein Vertreter der polniſchen Armee bei einem offiziellen Anlaß gehalten hat und in der unter anderem 
offen Anſpruch auf deutſches Gebiet erhoben wird, Verwahrung einzulegen. 


ir. 393 
Der Deutſche Generalkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 3. Juli 1939 


Am Freitag, dem 30. v. M., fand in Gdingen die Jahreshauptverfanuntung der polnischen Pomme— 
reller Landwirtichaftsgejellichaft in Genenwart des Landwirtichaftsminifters Voniatowifi, des 
Nommereller Woiwoden, Minifters Narzkiewiez und zahlreicher anderer führender Perſönlichkeiten 
fiatt. Minifter Poniatowſki, der auf diefer Kundgebung das Wort ergriff, erklärte, daß in nächiter 
Zeit die Parzellicrungsaftion in Pommerellen verſtärkt durchgeführt werden wirde Im Anfchluß an 
die Rede Poniatowſkis wurde eine Entjchließung aefaßt, in der u.a. ſchnellſte Barzellierung der 
deutichen Güter in Wommerellen, Musiveifung der deutfchen Optanten aus Yolen und Erlah eines 
Geſetzes über die Entziehung der polnischen Staatsbürgerfchaft und die Konfiszierung des Vermögens 
von polnischen Staatsangehörigen, die ins Reich geflüchtet find, gefordert wurden. 


von Küchler 


Nr. 394 
Der Deutjche Botschafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warſchau, den 5. Juli 1939 


Wie ich bereits wiederholt berichtet habe, hat die Bedrückung der deutſchen Volksgruppe auf kirchlichem 
Gebiet eine weitere Verſchärfung erfahren. Da das deutiche Element in feiner überwiegenden Mehrheit 
dem evanaelifchen Glauben angehört, hat e8 fich die polnische Politik zum iel gefest, die Organifation 
der deutich-evangelifchen Kirche nad Möglichkeit lahm zu legen. Bezeichnend find in diefem Zufammenbang 
die Vorgänge, die dazu geführt haben, dağ der hochverdiente und wegen feines unerjchütterlichen Glaubens 
allgemein geachtete Pfarrer Kleindienſt aus Wolhynien feines Amtes enthoben und ſchließlich aus ſeiner 
Heimat, in der feine Familie mehr alg zwei Jahrhunderte lebte, ausgewieſen wurde. Die von der Bot- 


Grunwald ift die polnische Bezeichnung für die Schladyt von Tannenberg 1410. 
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haft unternommenen Verfuche, eine Zurückziehung diefer Maßnahme herbeizuführen, die naturgemäß 
bei den Deutichen in Wolhynien und darüber Hinaus auch bei der deutfchen Volksgruppe in Weftpolen 
fehr viel böfes Blut gemadyt hat, find leider ergebnislos geblieben. 

Wie fehr fih aud) ſonſt in letzter Zeit die Gewalttätigkeiten gegen die evangelifde Kirche und ihre 
Träger gehäuft haben, ergeben die in der beiliegenden Aufzeichnung aufgeführten 17 Fälle, deren Tat- 
beftand durch Seugenausfagen erhärtet worden ift. 


pon Moltke 


Aufzeichnung 
1. Am 2. März wurde das große Fenfter dex Chriftustirdje in Poſen, ferner die Fenfter im Arbeits 
zimmer des dortigen Suberintendenten zertrümmert. 
2. Am 12. März wurde Pfarrer Dieftellamp in Wiffe von 15 bis 20 jungen Burjden überfallen, 
bom Motorrad geftofen und ſchwer mißhandelt. Die anwejende Polizei blieb untätig. 
. Im März wurden im Pfarrhaus in Schoffen 22 Fenfterfdeiben zertrümmert. 
l. Am 29. März demonftrierte eine Menichenmenae vor dem Pfarrhaus in Krufhiwis und zer 
triimmerte 21 enftericheiben. 
5. Am 31. März wurde Superintendent Aßmann aus Bromberg und Kirchenältefter Quade aus 
Labiſchin mit Steinen beworfen. f 
6. Am 15. April wurde Vikar Ortlieb in Neubartfofdin auf der Straße fewer mifhandelt und mit 
Stiefelabjagen ind Geficht gefdlagen. 
. In der Nacht vom 18. zum 19. April wurden im Pfarrhaus und Betjaal in Lonkorß 63 Fenjier- 
ſcheiben zertrümmert. 
8. Am 19. April wurde Pfarrer Schenk in Hallkirch durch Steinwürfe verletzt. 
9. Am 28. April wurden auf dem Friedhof in Neulaube bei Liſſa Grabmäler zerſtört. 
0 
l 


~I 


. Am gleichen Tage wurde das Pfarrhaus in Sirfe überfallen. 
. Am 2. Mai wurde der Kindergottesdienithelfer Leng zwiſchen Schubin und KL Salzdorf vom Rade 
geſtoßen und ſchwer mißhandelt. Rad und Büchertaſche wurden geitohlen. 

12. Gn der Nacht vom 3. zum 4. Mai wurde die Kirche in Briefen von unbefannten Tätern bejudelt. 

13. Am 7. Mai wurde der Gottesdienft in Nafot durd) eine Menjchenmenge verhindert, die in die Kirche 
eindrang; Ddiefelbe Kirche wurde am Himmelfahrtstage von polnifden Tätern vernagelt. 

14. Am 24. Mai wurde das Altarfeniter Der Kirche in Nheinsberg zertrümmert. 

15. Am 24. Mai wurde Pfarrer Schenk in Hallfird) auf einer Fahrt über Land erneut mit Steinen 
beworfen. 

16. Am 2. Suni wurden im Pfarrhaus in Stayfowo 16 Fenſterſcheiben zertrümmert. 

17. Am 5. und 6. Suni wurde da8 Pfarrhaus in GHobhenfalja überfallen, Superintendent Diejtelfamp 

wurde durch Steinwürfe am Kopf verlegt. 


Nr. 395 
Der Deutfche Generalkonful in Pofen an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Pofen, den 10, Juli 1939 


Der Vorſtoß der polnischen Behörden gegen das deutjche Genofjenjchaftswejen Hat fic) weiterhin 
verichärft. Die Maßnahmen richten fih vor allen Dingen gegen die deutfden Molfereigenoffenichaften. 
So wurden im Laufe der legten Zeit drei große Molkereigenoffenichaften durch polizeiliche Verfügung 
gelhioffen, darunter am 6. d. M. aud) die aroße, neuzeitlidy eingerichtete Pofener Molkerei. Die 
Schließung wurde damit begründet, dab die Unterfudung hygieniſche Mängel der Molkereieinrichtung 
ergeben hätte. Dieje Bearlindung wirkt um fo eritaunlicher, als allgemein befannt ift, daß e8 fidh bei 
der Dofener Molkerei um einen fehr gut inftand gehaltenen und ſachgemäß eingerichteten Betrieb Handelt. 

GleichfallS wurde die Molkerei in Wollfiein geſchloſſen, nachdem der Verſuch der Yolen, durd) Auf: 
nahme polnischer Genoffen die Mehrheit zu erzwingen, erfolglos geblieben war. 

Diefe Maßnahmen liegen im Suge der polnischen Beftrebungen, durch ſchikanöſe und vielfad durd 
falfche Auslegung der Gefege die volfsdeutfden Unternehmungen und Organifationen zu vernichten, 
Auf diefe Weife find in den legten Jahren etwa 60 Molkereigenoſſenſchaften dem Deutjchtum verloren- 


gegangen, 
Walther 
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Nr. 396 
Der Deutſche Generalkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 10. Juli 1939 


Der ſeitens der polniſchen Behörden gegen die hieſige deutſche Volksgruppe geführte Vernichtungs— 
kampf hat ein bisher nicht gekanntes Ausmaß erreicht. Er richtet ſich in gleicher Weiſe gegen die wirt— 
ſchaftliche Exiſtenz einzelner wie gegen das Beſtehen der Volkstumsorganiſationen. Bezeichnend ift, 
daß die polniſchen Behörden jetzt nicht einmal mehr den Verſuch unternehmen, ihrem Vorgehen gegen 
die Volksdeutſchen irgendeine Rechtsunterlage zu geben. Eine Aufſtellung über weitere 65 Fälle füge 
ich bei. 

Die überſandten Liſten können allerdings keinerlei Anſpruch auf Vollſtändigkeit machen, weil dem 
Generalkonſulat meiſt nur ein Bruchteil der tatſächlich erfolgten Ubergriffe zur Kenntnis gelangt. Denn 
die meiften der durch Überfälle und fonftige Maßnahmen geſchädigten Deutjchen haben Furcht davor, 
die Deutichtumsorganifationen oder das Generalfonfulat zu verjtändigen. 


In Vertretung 


Graf 


Nr. 397 | 
Der Deutfche Botfchafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warſchau, den 11. Auli 1939 


Wegen der Ermordung des Neichsangehörigen Alois Sornif habe ich weilungsgemäß febr ernfte 
Norftellungen bei dem Stellvertreter des Außenminifters, Graf Szembef, erhoben. Graf Szembef, der 
fich über die Einzelheiten des Falles genau orientiert zeigte, wies darauf Hin, daß e8 fih Hier nicht um 
eine politiiche Angelegenheit handele, fondern daß nad) den Nadridten, die das Außenminifterium 
bisher erhalten hätte, dev Mord aus Eiferfucht begangen worden fei. ch brachte demgegenüber zum 
Ausdruc, daß, felbit wenn perſönliche Gründe bei der Tat mitgejpielt hätten, die Schwere des Ver- 
brechens doch zweifellos in erter Linie auf die maßlofe und ſyſtematiſche deutichfeindliche Hege, die von 
der Polniſchen Regierung geduldet werde, zurüczuführen fei. Graf Szembef gab ſchließlich zu, dağ 
die augenblicklich in Polen Herrfdende deutſchfeindliche Stimmung fider nicht ohne Einfluß auf den 
Täter geblieben fei. 

ch verwies in diejem Sufammenhang auch auf die in lebter Seit nahezu unerträglich gewordene 
Verfolgung des Deutichtums im oberichlefiichen Verwaltungsberei des Woiwoden Grajynffi, den 
man wohl mit Recht als den Totengraber der deutſch-polniſchen Verftandiqung bezeichnen fonne. Ich 
bemerkte des weiteren, ich hätte nadgerade den Eindrud gewonnen, daß es zwecklos fei, Minderheiten- 
fragen überhaupt nod zur Spradje zu bringen, nachdem die von mir in meiner legten Unterredung 
mit ihm * zum Ausdrud gebrachte Verftändigungsbereitihaft polniſcherſeits durd die am nadjten Tage 
durchgeführte Schließung der deutichen Haujer in Pofen **, Lodi Bromberg und Tarnowiß in leider 
nicht mifguverfiehender Weije beantwortet worden fei. 


Wie bei meiner Unterredung vom 14. Juni * nahm Graf Sjembef meine Bemerkung refigniert und 
ſtillſchweigend zur Kenntnis. Auch diefe Unterhaltung beftatigt von neuem, daß in der gegenwärtigen 
Hage keinerlei Ausfichten mehr vorhanden find, die Minderheitenfragen zum Gegenitand von Erörterun 
aen mit der Volnifchen Regierung zu madhen. E8 ift immer ſchwierig geweſen, Minderheitenfragen 
im Außenminifterium zur Sprache zu bringen. Wie die täglich zunehmende Sahl der Gewaltakte gegen 
die Volksdeutſchen zeigt, fühlt fidh aber offenfichtlid die Polniſche Regierung jegt durch die englische 
Wlanfovollmadt fo ftarf, daß fie e8 nicht mehr für nötia Halt, bei der Behandlung der Minderheit 
irgend eine Nückjicht auf die deutichen Gntereffen zu nehmen, obwohl fie fidh doch wohl darüber 
flar fein muß, daf die deutfch-polnifchen Beziehungen hierdurch nachgerade in fait unerträglicher Weife 
belaftet werden. 


pon Moltke 


* Bal. Nr. 385. 
** Mal, Nr. 383. 
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ir. 398 
Der Deutfche Generalkonjul in Bofen an das Auswärtige Amt 
Bericht 


ofen, den 12. Auli 1939 
Mit dem Ende diefes Schuljahres find folgende deutiche Volksſchulen geichlofien worden: 

| Rarmin, Kreis Jarotſchin, 53 Schüler, 

2 Strzalkowo, Kreis Wreſchen, 45 Schüler, 

3. Zatom Nowy (Neuzattum), Kreis Birnbaum, 22 Schüler, 

4. Mechnacz, Kreis Birnbaum, 19 Schüler, 

5. Strʒzyzewo⸗Smnykowe (Striefen), Kreis Gneſen, 32 Schüler, 

6. Zdziechowa (Sechau), Kreis Gnejen, 43 Schüler, 

T. Grebocin (Sramtyeben), Freis Thorn, 46 Kinder, 

8. Compin, Kreis Noften, 22 Rinder, 
9. Daleſzynek, Kreis Birnbaum, 19 Schüler, 

10. Gnefen, 209 Schuler, 

11. Wollftein, 81 Schüler, 

12, Miedzychod (Virnbaum), 102 Schüler, 

13. Gniew (Mewe), Kreis Dirſchau, 48 Rinder.” 


Walther 


Fir. 399 
Der Deutfche Konful in Sefchen an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Teichen, den 13. Juli 1939 

Die Woiwodſchaft in Kattowit Hat dem Deutjchen Theaterverein in Tefen die weitere Tätigkeit 
verboten mit | der Begründung, daß dieſe Tätigkeit die öffentliche Sicherheit und den Schuß der Grenzen 
aefährdet. Dah die Begründung dieles Beichluffes nur ein Vorwand ift, bedarf feiner weiteren Dar: 
egung, 

Das Lereinsvermögen  beiteht im iwelentlichen aus dem Iheatergebäude, einem Magazin, einem 
Wohnhaus jowie einem reichhaltigen Beltand von Iheaterrequifiten, Mit Rückſicht darauf, daß das 
Theater für 600 Beſucher Platz bietet und baulich in einem ausgezeichneten Zuſtand iſt, dürfte der 
Wert des Vereinsvermögens auf etwa 500 000 Zloty zu {dagen fein. 

Dieſer neuerliche Schlag gegen das hielige 2 Deutichtum ift außerordentlich fewer und bedauerlich. 
Das Theater it ſeinerzeit aus Mitteln der deutſchen Volksgruppe und von einem Deutichen Architekten 
erbaut. Es ſtellt ein wichtiges, wenn nicht das wichtigſte Kulturzentrum des Deutſchtums im Olſa 
Gebiet dar. Es war vor allem das legte, int deutjchem Befit befindliche Theatergebäude in ganz Volen. 
Die Erbitterung der biefiaen deutichen Bevölkerung ift naturgemäß fehr groß. 


In Vertretung 


Ehrenhauß 


Nr. 400 


Der Deutſche Konſul in Lemberg an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Lemberg, den 15. Juli 1939 
Im Laufe des Monats Juni haben die polniſchen Behorden oare — gegen bie Deutichen 
Organifationen in Wolhynien durchgeführt. Wirtſchaftlich wurden Die d Deutſchen durch die Schliehuna 
zahlreicher Deuticher Genoſſenſchaften getroffen, Beſonders brutal ift das Vorgehen der t polnifchen Polizei 
gegen die deutſchen Organiſationen, die mit den gleichen Mitteln bekämpft werden, wie die politiſchen 
und wirtſchaftlichen Körperichaften der Ukrainer. Das Vorgehen dev polniſchen Polizei ſpielt ſich 
meiſtenteils ſo ab, daß die Führer der Ortsgruppe fo lange mißbandelt werden, bis fie fidh I&riftlic) 
ju einer Yuflöfung & dex Ortsgruppe verpflichten. Beſonders ge sera Mibhandlungen war der Leiter 
der Ortsgruppe in Saraldie bei Fuck ausgeſetzt. Ahnliche Falle find mir aus folgenden deutſchen Sied 
lunaen in Wolhynien befanntanworden: Wicentöwfa, Stanistawfa, Stary Zavpuſt, Podbhajce und Ochoein. 


Geelos 


= * ter) =. 2. ‘ on Se ? Ç! * 77 : 
* Seit 1994 find von den damals noch vorhandenen 557 deutfehen Schulen 425 Schulen durdy die polnischen Behörden 
qefelofien worden. Bal. auch Nr. 12 und Anm. ** 
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Nr. 401 
Der Deutſche Generalkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Thorn, den 20. Yuli 1939 


Ich überjende eine neue Aufjtellung über Ausfchreitungen gegen die deutſche Volksgruppe. ch möchte 
bejonders darauf hinweiſen, daß es fich bei diefen nahezu 200 Fallen nur um folche Falle Handelt, die fich 
in der Zeit zwifchen dem 5. und 20, Yuli ereignet haben. 


In Vertretung 


Graf 


ir. 402 
Der Deutjche Seneralkonjul in Kattowik an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Rattowik, den 24. Juli 1939 


An Oberjchlefien dauern die Ausfchreitungen gegen Volksdeutjche an. Jn der Zeit vom 1. bis 20. Juli 
haben mehr als 30 Überfälle auf Volksdeutjche, ferner eine Anzahl von Mißhandlungen, Einjchlagen von 
Fenſterſcheiben ſowie Verhaftungen ftattgefunden. Auch die Unterfuchungen von Wohnungen Volfs- 
deuticher feitens der Polizei Haben in lekter Zeit in bemerfenswerter Weife zugenommen. 


In Vertretung 


Schüller 


Nr. 403 
Der Deutjche Seneralkonful in Thorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 25. Juli 1939 


An den Ausschreitungen gegen die Volksdeutſchen beteiligte fidh insbejondere das Militär, So 
wurden am 2. Juli zwei Volksdeutſche nach abgehaltener und ergebnislos verlaufener Hausfuchung 
von einem Offizier in dem Orte Schanzendorf, Kreis Bromberg, aufgefordert, mit dem Geficht zum 
Daun an der Straße niederzufnien. Sie wurden dann von Soldaten derartig mißhandelt, daß ihnen 
das Blut aus Nafe, Mund und Ohren gelaufen ift. Zufällig vorbeitommende polnische Kirchgänger 
wurden von dem Offizier. aufgefordert, die Deutjchen anzufpuden, 

Es liegen mir eine Anzahl von Meldungen vor über das Anbhalten von Volksdeutſchen durch 
polniiche Datrouillen. Wenn Hierbei feitens deg polniſchen Militärs feftgeftellt wird, daß die Volts. 
deutichen der polnischen Sprache nicht vollfommen mächtig find, kommt es fast ftet3 zu Bedrohungen 
und Tätlichkeiten. 

| In Vertretung 


Graf 


Nr. 404 
Der Deutfche Konful in Sefchen an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Teichen, den 28, Juli 1939 


Wenn zunächit angenommen werden fonnte, daß wenigſtens dortibergehend ein Nachlaſſen der Maffen- 
fündigungen reihs- und volksdeutſcher Arbeiter und Angejtellter eintreten würde, fo bat fidh dies nicht 
beftätigt. Die Kündigungen werden vielmehr laufend weiter vorgenommen, 

Aus der Gefamtheit der Meldungen ergibt fih ſchon jekt, dap im geſamten Amtsbezirk faum nod 
ein leitender reihs- oder volksdeutſcher Angeftellter in ungefündigter Stellung ift. Es bejtätiat ſich 
ferner erneut die Richtigkeit der Befürchtung, daß im Herbſt überhaupt keine volksdeutſchen Arbeiter 
und Angeſtellten im hieſigen Gebiet mehr beſchäftigt ſein werden. 
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Bemerkenswert it, dağ die polnischen Behörden wieder einen erheblichen Druck bei den Induſtrie— 
unternehmungen auf die Kündigungen ausüben. 

Als Kündigungsgrund, wenn überhaupt ein folder abgefehen von dex Tatfadje der deutjchen Volks— 
sugebörigfeit angeneben wird, dient zur Zeit befonders häufig der Umftand, day die Betreffenden ihre 
Rinder in deutiche Schulen ſchicken. Typiſch für die Einftellung der polniſchen Behörden ift hier wieder, 
daß fie den aus obigem Grunde Entlaffenen feine Arbeitslojenunterftügung zubilligen, weil die Ent- 
laffung »durch eigenes Verſchulden« erfolgt fet. 


In Vertretung 


Chrenhauf 


Nr. 405 
Der Deutfche Konful in Sefehen an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Tefchen, den 3. Auguft 1939 


y 


Qufolge behordlicher Verfügung wurde am heutigen Tage die deutiche Schule in Alexanderfeld bei 
Bielig geſchloſſen. Die Schule wurde von 155 Kindern beſucht. Ste beitand feit 70 Jahren, 
Der Sandeläichule in Bielig, die von 220 Kindern befucht wird, ift eine kurz bevorftehende Schließung 
in Ausſicht aeitellt worden. 
Damerau 


Nr. 406 
Der Deutfche Generalkonful in Kattowig an das Auswärtige Amt 


Teleqramm 
Kattowitz, den 8. Auguft 1939 


Nach ſtreng vertraulichen Informationen foll hiefigen Deutichen neuer ichwerer Schlag In Form von 
zahlreichen Verhaftungen bevoritehen. Information ſtützt ic) auf verichiedene fachlich übereinſtimmende 
Andeutungen aus Kreijen polniſcher Polizei. An einer Stelle foll ein Bündel unterichriebener Haft 
befehle geſehen worden fein. 


Noldeke 


Nr. 407 
Der Deutfche Konful in Lemberg an das Auswärfige Amt 


Bericht 
embera, den 9. Auguſt 1939 


Das lebensſtarke Deutichtum, das feit 150 Jahren in Galizien angefiedelt ift und etwa 
55000 Menichen zählt, Hat in den lebten Jahrzehnten idon mandhe Krife überwunden. Die jebige 
Rrife areift aber tiefer, da fie nicht nur wirtichaftlicher Art ift, Sondern die Grundlagen des völfiichen 
Lebens bedroht. Seit etwa 3 Monaten wird den Deutjchen jede Betätigung ihres Bolfstums Immer 
ichwerer und fogar unmdalich gemacht. 


Mehrere deutiche Schulen find bereits im Sunt 1939 acichloffen worden, wie die privaten fatholifden 
(Semeindeichulen in Anaelöwfa und Vöchersdorf und die evanaelifden Schulen in Raltwaffer und 
Noienbera. Weiteren Voltsichulen dürfte dieſes Schidjal bei Beginn des nächſten Schuljahres im 
September bevoriteben. 


Die deutichen Angeftellten und Arbeiter in ftaatlichen und privaten polnischen Betrieben find feit 
einigen Monaten ſyſtematiſch entlaffen worden. Auch bei einer volksdeutſchen Papierfabrik hat der 
Staroft bereits amtlich gerügt, dap zuviel Deut} dhe beſchäftigt werden. Danach iſt ſelbſt in volks— 
deutſchen Betrieben die Ärbeitsmöglichkeit beſchränkt. Für die zweiten und dritten Bauernſöhne iſt 
allmählich jede Ausſicht auf eine Berufstätigkeit verbaut. 
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_ In den gemijcht befiedelten Dörfern ftehen die Deutſchen unter ftändigem Druck der feindjeligen 
Haltung dev Polen. Cie müffen bei einer Verfchlimmerung der deutjch-polnifchen Spannung mit dem 
Außerſten, felbft Brandftiftung und Gefahr für Leib und Leben rechnen. Faft der ganze Ort Schönthal 
ift vor einigen Wochen einer Brandftiftung zum Opfer gefallen. In einem andern Ort hat man ver- 
ſucht, die Ernte anzuzünden. Ý | 

: Die deutiche Jugend in Galizien fieht ſchon jegt feine Möglichkeit mehr für die Sufunft, da fie 
rückſichtslos durch Verhaftungen, Schifanen, Schläge u.a. unterdrüdt wird. Infolgedeſſen Hat feit 
etwa 2 Monaten eine bemmunaslofe Abwanderung einaefeßt, die in einigen deutichen Siedlungen, wie 
3. B. Tofefsberg, fait alle jungen Burfchen erfaßt bat. | 


Geelos 


Nr. 408 
Der Deutjche Seneralkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Thorn, den 10. Auguft 1939 


Wie der rücfichtslofe Kampf aegen das Deutichtum geführt wird, geht aus der anliegenden Rund- 
verfügung des Oberfinangamtes Graudenz Hervor, in dem die polniſchen Finanzbehörden aufgefordert 
werden, mit allen zur Verfügung ftehenden Mitteln das Befiktum der deutfchen Minderheit zu redu- 
gieren. 

In Vertretung 


Graf 


Anlage 
(Aberſetzung) 
Oberfinanzamt Graudenz Graudenz, am 14. Juli 1939 


Nr. I—155/39/Gebeim 


An 
Sämtliche Herren Vorjtände der Finanzämter 
des Oberfinanzamts Graudenz 


Wegen der ftandigen Verichlechterung der Beziehungen der deutichen Minderheiten zum polnijchen 
Staat ift e8 notwendig geworden, mit allen zur Verfügung ftehenden Mitteln das Beſitztum der deutfchen 
Minderheit in Volen zu reduzieren. 

Aus diefem Grunde empfiehlt dag Oberfinanzamt den Herren Vorftehern der Finanzämter bei famt- 
lichen in ihrem Bereiche zu erfaſſenden Minderheiten in diefem Sinne zu verfahren. 

Hierzu find folgende Möglichkeiten vorhanden: 

Bei der Bemeffung von Steuern, bei der Angabe des Umſatzes und Einfommens der Steuerzahler, 
Nichtanerfennung von Steuerermäßiaung fowie Ablehnung von Zablungserleichterungen und Raten- 
‘tel ei rückſtändigen Steuern. 
erteilung bei ruct) q PE 
A. Klanfal 
Chef der Abteilung | 


Nr. 409 


Der Deutfche Generalkonful in Pofen an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Pofen, den 12. Auguft 1939 


Deuticher Vüchereiverein in Pofen mit fämtlichen Ortsgruppen und Sefretatiaten in der Woiwod— 
ichaft Poſen und Pommerellen gejtern durch Burgſtaroſt Poſen juspendiert, Räume verfiegelt, Bant- 
fonten geſchloſſen, einſtweilige Verwaltung durch polniſchen Kurator. Begründung: Vorfinden von 
Zeitſchriften ohne Poſtdebit in Polen. Begründung nicht ſtichhaltig, da nur vor Entziehung des Poſt— 
Sebirs erſchienene Exemplare gefunden. 

Hiefige Berufshilfe polizeilich geſchloſſen, Hausſuchung andauert. 


Walther 
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Nr. 410 


Aufzeichnung eines Beamten der Politifchen Abteilung des Auswärtigen Amts _ 


Berlin, den 16. Auguft 1939 


Vizekonſul Schüler vom Deutichen Generalfonfulat in Kattowitz teilt foeben von Beuthen aus 
folgendes telephonifd) mit: 

Die Befürchtungen des Generalfonfulats betreffend bevorftehende Verhaftungen von Voltsdeutichen ý; 
hätten fich beftätiat. Am Montag und Dienstag feien in großem Umfange bei Voltsdeutichen Haus- 
fuchungen vorgenommen worden; im Anfchluß hieran feien fehr viele Volksdeutſche — ſchätzungsweiſe 
mehrere 100 — verhaftet worden, darunter zahlreiche Leiter von Volkstumsorganiſationen, ſoweit fie 
nicht geflohen ſeien. 


Schliep 


Nr. 411 
Der Deutjche Generalkonful in Polen an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Yioien, den 15. Auguft 1939 

Die Theologiſche Hochſchule der unierten evangeliichen Kirche in Volen ifi durch einen Erlaß des 
Minifters für reliaiöfe Bekenntniſſe und öffentlichen Unterricht vom 11. d. M. zum 1. Januar 1940 
geſchloſſen worden. 

As Vorwand für die Schliekung wird angegeben, die Hochſchule Habe die Bedingung nicht erfüllt, 
dah die Mehrzahl der an der Hochſchule tätigen Lehrer die genügende Befähigung für wiſſenſchaftliches 
Schaffen hatte. 

In Vertretung 


Matujchka 


Nr. 412 
Der Deutfche Generalkonful in Kattowi an das Auswärtige Amt 


Telegramm | 
Kattowitz, den 16. Auguft 1939 


Angekündigte Aktion polnischer Behörden * feit 14. Auguft durchgeführt. Dablreiche Hausfuchungen 
und Verhajtungen vor allem in Kreifen Aungdeutfcher Partei, Volksbund und Gewerkſchaften, Rabl 
der Verhaftungen ſchätzungsweiſe gegen 200. Schließung deutjcher Zeitungen, Sewerfichaften uw. 
Faſt völlige Sperrung der Grenze, Aktion nach Geflüchteten nod) im Gange. Erhöhte Bewachung und 
Bewaffnung im Grenzitreifen, 

Nöldeke 


Nr. 413 
Der Deutfche Konful in Sefehen an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Tefchen, den 17. Auguſt 1939 


Verhaftungsmaßnabmen nod im Gange. Namenslifte dex Betroffenen folgt. Polizeiftreifen Vor- 
nehmlich in Oderberg beunrubigen Bevolferung. 

Aus zuverläffiger Quelle verfautet glaubhaft, daß Verhaftungsmelle den Swed verfolgt, fih In den 
Beſitz von Geifeln zu ſetzen. Seit 15. Auguft Kleiner Grenzverkehr völlig unterbunden. Betroffen vor 
allem etwa 8 bis 10 000 Arbeiter. 

Damerau 


* Nal. Nr. 406, 
** Bal, Nr. 406 und 410. 
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Nr. 414 
Der Deutſche Konſul in Sefchen an das Auswärtige Amt 
u y Bericht 
| Tejchen, den 18. Auguft 1939 
- me Am 15. 8. 1939 wurden in Bielig behördlich geſchloſſen: 
Der deutjche Turnverein, 
» >» Gefangverein, 
» » Wandervogel, 
i ” »  Lehrlingsverein. 
inf Schanttonzejfionen wurden entzogen. Bei Hausfuchungen wurden verfdhiedene Radivgerate 
beſchlagnahmt. 
von der Damerau 
Nr. 415 
Aufzeichnung eines Beamten der Politijchen Abteilung des Auswärtigen Amts 
á Berlin, den 20. Auguſt 1939 
Dem Auswärtigen Amt find in den legten Monaten dauernd Berichte der deutichen Konfulate in 
Polen zugegangen uber qraujame Miphandlungen, denen die Volksdeutſchen durch die in immer gu- 
4 nebmendem Made aufgehesten und in Ihrem Fanatismus völlig Hemmungslojen Polen ausgejeßt find. 
| “jn der Anlage find 38 bejonders ſchwerwiegende Fälle zufammengeftellt, bei denen die Gleichartigteit 
| beinerfenswert ift, mit dev Die Uberfalte auf die Volksdeutſchen infzeniert werden. Im Hinbiic hierauf 
| erjcheint Die Frage beredtigt, inwieweit Diefe Ausfchreitungen von den Behörden geduldet oder gefördert 
| werden, Trog der Verficherungen, die der Botſchaft in Warſchau immer wieder von mafgeblicher 
polnijder Seite erteilt wurden, wonad die Polniſche Regierung ihre ganze Autorität aufbiete, die 
Deutichenverfolgungen zu verhindern, fann man fic) des Eindruds nicht erwehren, daß amtliche Stellen 
| die Ausschreitungen gegen das Deutihtum nah Möglichkeit fördern, um auch auf diefe Weife die 
| Kriegsſtimmung im polnischen Volke aufrechtzuerhalten. 
Bergmann 
| 
» E? Anlage 
| 1 Am 2. April wurden 8 Mitglieder des deutichen Sportklubs in KI. Komorſk, Kr. Schwetz, auf 
dem Hofe des Volksdeutſchen Pankratz von Polen überfallen, die mit Knüppeln fowie Dreſchflegeln auf 


die Deutſchen einfchlugen. Cin Niedergeſchlagener wurde in Die Jauchegrube geftoßen. Vanfra wurde 
fo zugerichtet, daß der Arzt Ihn fur O Wochen für arbeitsunfähig erklärte Am Tage darauf wurde 
Pankratz von der Polizei verhaftet. 

2, Am 17. April 1939 wurde der Volksdeutjche Fritz Pawlik aus Cifjowieco dure) eine Gruppe 

von Volen unter Führung des Polen Malcharet jo ſchwer gejchlagen, daß ev bon der Polizei bewußt- 
log in die Wohnung feiner Eltern geſchafft werden mußte. Obwohl die Bewußtloſigkeit noch am fol— 
genden Tage andanerte, lehnten die polnischen Behörden De Aufnahme in ein Krankenhaus ab, 
3, Am 19. April 1939 wurden die Voltsdeutjchen Peter Kordys und Rihard Mateja in Kattowig 
von etwa 40 Aufitändiichen überfallen. Die beiden Deutſchen wurden fo geihlagen, dal; Kordys blut 
überftrömt flüchtete, während Mateja ſchwerverletzt hegenblied. ‚Er wurde von der Polizei abtvans- 
bortiert und, obne einem Arzt vorgeitellt zu werden, in das Gerichtsgefänanis eingeliefert. 


| 4. Am 23. April 1939 wurde ein Austräger der »Kattowiger Zeitung«, der Jnvalide Cofalta, dex 
. bar wel s ar æ * — 7 9 Snia Kirn 4 2 l J pr ; A | 
bereits im vorgerückten Alter und ſchwerhörig It, von Aufſtändiſche nin Chorzow überfallen und blutig 
geichlagen. Cofalka hat als Folgen des Überfalls das Gehör auf einem Ohr ganz verloren, 
: 5 Am 27, April wurden Hermann und Emil Mathies aus Liebenwalde, Kr. Schweß, in ibrer 


* A 39000 shypyrp OSA si sf 5 sy TOY. 
Wohnung überfallen und fo mißhandelt, dağ dem einen mehrere Zähne eingefchlagen und der Unter 
tiefer zertrümmert wurde, während dev andere befinnungslos liegenblieb. 
Ä 
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6. Am 28. April 1939 wurde der Volksdeutſche Frig Köppfe aus Zbiczno, Kr. Strasburg, von 
Mitgliedern des Neferviftenverbandes überfallen und fo ſchwer mifhandelt, daß ihm zwei Rippen 
gebrochen wurden. Er mußte wochenlang zu Bett liegen und war arbeitsunfäbig. 


T. Am 30. April wurden mehrere junge Volfsdeutiche in Piasti, Kr. Schwer, überfallen. Der 
Volksdeutſche Edert wurde Hierbei fo zugerichtet, daß er befinnungslos liegenblicb. Dem Volfs- 
deutichen Oswald Frey aus Schönreich wurden mehrere Zähne ausgeichlagen. 


8. Am 3. Mai wurde der Molfsdeutiche Franz Hybiorz aus Bijalowice von etwa 20 Polen in 
Reſerviſtenuniform überfallen und mit Summifnüppeln derartig zufammengeichlagen, dab er bewußtlos 
auf der Straße liegenblieb. 

9. Am 4. Mai wurde der Volfsdeutiche Ehrenfried Heiber auf dem Bahnhof in Bismarckhütte von 
hinten mit einem ftumpfen Gegenftand niedergeichlagen, fo daß er befinnungslos liegenblieb. Cr 
erhielt eine 10 cm lange und 1cm breite Wunde. Die Polizei weigerte fih, eine Anzeige über den 
Iberfall aufzunebmen. 





10, Am 5. Mai wurde der Schüler Rauhut des deutichen Gymnaſiums in Bromberg von mehreren 
Nolen überfallen, die ihm mit einer Flaſche derart auf den Kopf fehlugen, daß oie Flaſche zerbrad) 
und Rauhut mit ſchweren Schnittwunden am Kopf zufammenbrad. Als er fidh wieder aufraffte, 
wurde er von Vaflanten, die der rohen Tat Beifall gezollt Hatten, erneut niedergeſchlagen. 


11. Yin 9. Mai wurden die Volksdeutſchen Ridhard Fandrey aus Neukirchen, Kr. Schubin, und dev 
Bauer Damrau von etwa 30 Polen überfallen und mit Steinen und Stöden fo fewer mißbandelt, 
dah iby Geficht bis zur Unkenntlichkeit zerichlagen war. 


12. Am 12. Mai drang der Aufftändifche Valentin Jendrzejak in die Wohnung des Volksdeutichen 
Robert Robotta in Kattowik ein, erariff einen Stuhl und ſchlug damit auf Nobotta ein; dieſer erhielt 
einen Schlag aegen den linten Arm, der im Handaelenf bradh. Den Webrlofen bearbeitete der Pole 
fodann mit Auftritten gegen den Unterleib und die Hüfte. Die Tochter des NRobotta wollte vom 
Kolonialwarengeichäft Poloczek aus de Polizei anrufen, dod) lieh e8 der Geichäftsinhaber nicht zu, 
da die Volizei nur für Polen da fer. 

13. Mm 14. und 15. Mai wurden in Tomafdow, Konftantunow und anderen Orten der Woiwod— 
ſchaft Lod; Hunderte von Volfsdeutichen überfallen, ihre Wohnungen gepliindert und zerftort. Cin 
Nolksdeuticher wurde bei dem Progrom totgeichlagen, 10 andere jo ſchwer verlegt, daß an ihrem Auf- 
fommen gezweifelt wurde, zahlreiche andere Volksdeutſche wurden leichter verlest. 

14. Am 16. Mai 1939 überfiel der Aufitändifche Leo Krawezyk die Volksdeutſche Adelheit Cichy 
in Rattowis. Er trat ihr mit dem Stiefel in die Yeritengegend und verfuchte, fie die Treppe des Haufes 
herunterzuwerfen. Frau Ciehy erlitt zablreiche Verlesungen am Kopf, Schenkel, der Yeiftengegend und 
der Hand. | 

15. Am 18. Mai wurde der Volksdeutſche Baul Enders in Lud obne Grund verhaftet. Bei den 
Nerbören über feine Qugeböriafeit zur Aungdeutichen Partei wurde er mit Fauſtſchlägen ins Geficht 
und Fubtritten in den Leib traftiert. Am 20. Mai wurde er gefeffelt nad) Równo überführt und dort 
am 25. Mat entlaſſen. 

16. Am 24. Mai wurde der Volfsdeutiche Erhard Oſſadnik aus Kattowitz von vier uniformierten 
Nolen überfallen, weil er mit einem Bekannten auf der Straße deutſch gefproden hatte. Ihm wurden 
zahlreiche Verlegungen in der linfen Gefichtshälfte beigebracht und vier Schneidezäbne ausgeichlagen. 


17, Am 27. Mai wurde der Volfsdeutiche Joſef Mazur aus Kobior von einer größeren Gruppe 
Nolen überfallen. Er wurde mit Gummifnäppeln zufammengejchlagen, fo daß er bewußtlos wurde. 
Der ärztliche Befund ergab zahlreiche Vlutergüffe und Schnittwunden am Kopf, im Gefidt und an 
den Ohren fowie zahlreiche Striemen, blaurot gefärbt und mit geronnenem Blut bededt auf der Bruft, 
dem Rüden und Gefäß. | 

18. Am 29. Mai wurde der Landarbeiter Albert Kränf aus Kzywka auf dem Felde von zwei Volen, 
deren Geficht unfenntlich gemacht war, überfallen. Er wurde durd) Meſſerſtiche und Schläge am Glied 
und am Linfen Soden fo Schwer verlegt, daß er zur Behandlung tn das Krankenhaus Leffen überwieſen 
werden mußte. 

19. Am 29. Mai 1939 wurde der Volksdeutiche Stühmer, Neudorf, Kr. Briefen, als ex die Grenze 
überſchreiten wollte, von Polen feitgenommen und erſchlagen. Die Angehörigen haben ſeine Leiche, 
aufs ſchwerſte verſtümmelt, im Graudenzer Krankenhaus wiedererkannt. 


20, Am 1. Juni 1939 wurde der volksdeutſche Grubeninvalide Johann Burdzik, aus Giszowiee— 
Myslowice von einem Aufſtändiſchen überfallen. Er wurde zunächſt gewürgt, dann in den Straßen— 
araben geworfen und mit einem Stock ſchwer verlegt. WS der Aufſtändiſche verfuchte, Burdzik die 
Mugen auszudrücen, wurde er von Paffanten zurückgeriſſen, jo dab Burdzik mit Blutergüſſen am 
Auge, zahlreichen Quetſch- und Schlagwunden im Geficht und am Körper jowie zwei losgefchlagenen 


Zähnen davonkam. 
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21. Mm 2. Juni wurde der Voltsdeutiche Theodor Stehr aus Konftantynow von einem Polen über- 
fallen. ALS ex fih zur Wehr fegte, ſchlugen vier hinzueilende Polen fo auf ihn ein, daß ev zufammen- 
brad) und mit einem Nippenbruc und anderen Verlegungen in das Krantenhaus eingeliefert 
werden mußte. 

22. Am 5. Juni wurde der Voltsdeutiche Wilhelm Kübel in Koftuchna, der die »Kattowiser Zeitungs 
austrägt, des Zeitungspafetes beraubt. Bei dem Verſuch, e8 wiederzuerlangen, wurde ev von anderen 
Nolen zu Boden gefchlagen und am Boden liegend mit Fubtvitten bearbeitet. Die Polizei griff nicht ein. 


23. Am 6. Juni wurden die Volfsdeutichen Georg Kindler, Byfowina, und Bernhard Harmada, 
in Nowa Mies von Holen überfallen. Kindler wurde mit einer Flaſche gegen die Nippen geichlagen, 
daß die Flaſche zerfchellte. Harmada, der ſchwerkriegsbeſchädigt ijt und ein fteifes Bein hat, wurde mit 
Bierflaſchen, Gummiknüppeln und einem Spazierſtock fo aeichlagen, dak er am ganzen Körper Ver: 
letungen und Quetichungen hatte. 


24. Gn der Nacht vom 11. zum 12. Funi 1939 wurde der volfsdeutjche Gaftwirt Anton Podszwa 
aus Trzyniee auf dem Heimwege von unbekannten Tätern erſchoſſen. 


25. Am 15. Juni wurde der Reichsdeutſche Alois Sornik von dem polniſchen Waldarbeiter Onufrak 
in Zielona hinterrücks durch einen Schlag auf den Kopf ſo ſchwer verletzt, daß er einige Tage darauf 
verſtarb. 


26. Am 17. Juni wurde der Volksdeutſche Fritz Reinke aus Tonowo, Kr. Znin, von zwei polniſchen 
Knechten von hinten mit Zaunlatten niedergeſchlagen. Die Polen ſchlugen auch auf den am Boden 
Liegenden weiter ein, ſo daß er am Kopf, im Geſicht, an den Schultern, Armen und Händen zahlreiche 


tiefe Wunden und Blutergüſſe erlitt und zunächſt arbeitsunfähig iſt. 


27. Am 17. Juni wurde der Volksdeutſche Hans Zierott, Oberausmaß, Kr. Kulm, von drei 
Männern überfallen und aufgefordert zu ſagen: »Der Hitler iſt ein Schwein!« Als er ſich weigerte, 
zwang man ihn dazu mit vorgehaltenem Meſſer. Zierott iſt ein Krüppel und konnte ſich nicht wehren. 


28. Am 20. Juni 1939 wurden die Vorſtandsmitglieder der Ortsgruppe Harazdze (Kr. Fuck) 
der Aungdeutichen Vartei, die VollSdeutfchen Völpel, DilE und Sawadſki zum Volizeifommandanten 
beitellt. Wölpel wurde mit Fauſtſchlägen mißhandelt, fo daß ihm die Unterlippe durchichlagen wurde, 
fodann trat ihm der Dolizift mehrfach in den Unterleib und ris Ihn an den Haaren, bis ex feine Aug: 
trittserflärung aus der Jungdeutſchen Partei unterfchrieb und am Tage darauf mit feinen Freunden 
die Selbſtaufloͤſung der ganzen Ortsgruppe beantragte. Kurze Zeit Darauf meldete die polniſche Preſſe, 
Ortsqruppen der Aungdeutichen Vartei in Wolhynien löften fih aus weltanjdauliden Gründen frei- 
williq auf. 


29, Am 22. Juni wurde die Voltsdeutiche Luzie Imioleczyk aus Chorzow in ihrem Hausflur von 
wei Nachbarinnen, den Volinnen Maciejtowiaf und Wietrzniaf überfallen, und, obwohl fie ein 
14 Monate altes Rind in den Armen hatte, ſchwer aeichlagen. Schließlich wurde fie auf den Boden 
qeworfen und ihr wurden Haare ausgeriffen. MS fie den Vorfall der Polizei meldete, wurde fie wegen 
Reieidiquna der Wolin Maciejtowiaf verhaftet. 


30, Am 2. Juli wurde die Volksdeutſche Quife Sprengel, die auf dem Rade nad) Sytna, Kreis 
Rybnik, fuhr, von zwei Aufſtändiſchen überfallen und jo gegen die Schläfe aeichlagen, daß jie vom 
Rade ſtürzte und bewußtlos auf der Straße Fiegenblieb. 


31. Am 7. Juli 1939 wurde der volisdeutiche ſchwerkriegsbeſchädigte einarmige Invalide Julius 
Sacftel aus Szopienice, Kreis Myslowice, nach einer von Polen gejtörten Beerdigungsfeier für einen 
Noltsdeutichen von fünf Volen verfolgt und mit Kauftichlägen im Geſicht verlegt. 


32. Am 8. Juli 1939 drang der Pole Kaczmarek in die Wohnung der Volksdeutſchen Margarete 
Nlichta aus Tarnowiffie ein, indem ex mit einem Kammer gewaltfam die Tür fprengte. Sodann ging 
er mit dem Sammer auf die Voltsdeutiche [os und flug ihr mit dem Sammer eine in Notwehr er 
ariffene Waffe aus der Hand, fo dah die Hand ſchwer verletzt ift. Dann wiirgte ex die Volksdeutſche 
und drohte ihr an, fie umzubringen. Erf auf Silfefchreie lieh ev von feinem Opfer ab. 


33. Am 23. Juli drangen drei polnische Soldaten in die Wohnung des Volksdeutſchen Ewald Banek 
in Sypiory, Kreis Schubin, ein und verlangten Lebensmittel und Getränke. Nachdem fie fie um 
entgeltlich erhalten hatten, befchimpften fie die anweſenden Familienmitglieder und fehlugen auf jie 
ein. Banet wurde durch Seitengewehrſtiche in die Iinfe Schulter und den rechten Arm erheblich verletzt. 
Gleichzeitig erzwangen polnifde Soldaten Zutritt zur Wohnung des Volksdeutſchen Arthur Pahlke 
und verfuchten Frau Pahlke zu vergewaltigen. Als Pahlke feine Frau verteidigen wollte, wurde er 
auf das ſchwerſte mißbandelt. 

34. Am 6. Auauft brad eine Bande junger Polen das Tor zum Anweſen des 72jährigen Volks— 
deutichen Auguſt Mundt in Bialezynet auf, verleßte Mundt am Auge und Unterkiefer, ſchlug auf femen 
Sohn Wilhelm mit Kniippeln und Steinen ein, jo daß diefer bewußtlos niederbrach, und mißhandelte 
aud den bei Mundt tätigen Candarbeiter Karl Sefer. 
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35. Am 9. Auguſt drang Volizei in das chriftlide Hoſpiz in Kattowik ein, wo gerade eine Mit- 
aliederverfammlung des deutichen Bolfsbunds ftattgefunden hatte. Die bewaffnete Polizei ſchlug auf 
die anweienden 18 Nolfsdeutichen mit Gummiknüppeln und Kolben ein und jchleifte fie zur Wade. 
Während der Nacht wurden fie unter ſchweren Mifhandlungen über den Verlauf der Verſammlung 
vernommen, ſo daß ſie bei ihrer Entlaſſung am folgenden Morgen mit blauen und roten Flecken und 
Striemen bedeckt waren. Einem Volksdeutſchen war der Arm verrenft worden, ein anderer hatte 
durch die Schläge auf den Kopf zunädyit das Gehör verloren. 


36. Am 14. Anquit wurde der Volksdeutiche Thomalla aus Kanwin auf Grund baltlojer Nerleum- 
dungen feftaenommen. An der zweitägigen Unterfudunasbaft erhielt ev weder Nahrung noh Wajler. 
Er wurde bei den Verbören mit Knuüppeln und Fäuſten blutig und befinnungslos geichlagen, fo daß 
er bei feiner Entlaſſung am 16. Auguft aciftiq verwirrt war. 


¢) = 


37. Mitte Auguft wurden in Oberichlefien zahllofe Voltsdeutiche unter dem Vorwand, Hochverrat 
begangen zu haben, verhaftet. Der verhaftete Volksdeutſche, Kreisleiter dev Jungdeutſchen Partei, 
Rudolf Wilſch aus Laurahütte, wurde während des Verhörs vollkommen zuſammengeſchlagen. Unter 
der Androhung der Vierteilung und ähnlicher Torturmethoden wurde der Schwermißhandelte erpreßt, 
die gegen ibn zu Unvecht erhobene Anklage zuzugeben. 


38. Der Reichsangehörige Jäger, der Volksdeutſche Grant, Fraulein Kiejewalter und Fräulein Neu- 
dam fowie andere Reichs und Volfsdeutiche wurden in polnischen Gefangniffen zur Erpreſſung von 
(Seftändniffen ſchwer mifhandelt. Ihnen wurden z.B. Cinjprigungen brennender Flüſſigkeiten in Die 
Geſchlechtsorgane gemacht, Rippen gebrochen, fie wurden mit eleftriichem Strom mifhandelt und es 
wurde ihnen nach langem Aufenthalt in beißen Räumen Salzwaſſer als Getrant verabfolgt. Der 
Volksdeutſche Schienemann, der nod) in Sierad; einfißt, ift forperlich völlig zerrüttet und verlor bei 
der nquifition faft alle Sabne. 


Nr. 416 
Aufzeichnung eines Beamten der Politischen Abteilung des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 23. Auguft 1939 


Raut Mitteilung des Neihsminifteriums deg Ännern find bis zum 21. Auguft d. J. etwa 
70 000 volfsdeutfche Flüchtlinge aus Polen in den Flüchtlingsdurchgangslagern untergebracht worden. 
Hiervon find etwa 45 000 aus Polniſch-Oberſchleſien und dem Olfagebiet qefominen. Nicht einbeariffen 
find die Flüchtlinge, die fih auf Danziger Gebiet begeben haben, fowie alle jene, die, ohne ein Flücht— 
lingslager zu berühren, bei Verwandten oder Bekannten in Deutichland Unterfommen finden fonnten. 


Bergmann 


Nr. 417 


Der Deutfche Seneralkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Thorn, den 28. Auguſt 1939 


Non einem als zuverläffig befannten Vertrauensmann aus Usdau erhalte ich heute folgenden Bericht: 


»In Usdau follte vor acht Tagen eine polnische Kundgebung unter dem Motto »Erntefeft mit 
blanfen Waffen» ftattfinden, weldes aber infolge der Zurückhaltung der deutichen Bevölkerung 
eine außerit flaqliche Beteiligung aufwies. 


Am vorigen Sonntag hielten die Polen die Stunde für gefommen, um Rache an der deutjchen 
Benölferung nehmen zu fonnen. Im Rahmen der Evafuterungsmaßnabmen wurde der aröfite 
Teil Der Volksdeutſchen wie eine Herde zuſammengetrieben, und — da Fahrzeuge zum Abtransport 
nicht zur Verfügung ſtanden — ins Innere des Landes in Marſch geſetzt. Wer infolge des hoh 

gung 6 ‘ag o \ ) QEJER folge des boben 
Marſchtempos zurückblieb, wurde mit Kolbenſchlägen angetrieben. 
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Cine ſchwangere F Frau, die einfad) nicht mehr weitermarfchieren fonnte, wurde von der Bealeit- 
mannichaft fo ſchwer aeichlagen, daß fie frühzeitig niederfam und dabei veritarb. 


Eine andere Frau mußte ihr erft 4 Jahre altes Töchterchen mitführen. Bei einigen Kolben- 

ichlägen, mit denen die Frau und das Kind traftiert — erhielt das Kind eine ſchwere 

Kopfwunde und konnte überhaupt nicht weiterlaufen. Die Mutter verſuchte nun das Kind zu 

tragen, war dadurch jedoch im Marſchieren ſo gehindert, daß ſie das äußerſt ſcharfe Tempo nicht 

mithalten konnte. Der Anführer entriß ihr daher kurzer Hand unter überhaupt nicht wiederzugebenden 

| Beſchimpfungen das Kind und erſchlug es. Seinen Spießgeſellen gegenüber rechtfertigte er ſeine 

Handlungsweiſe mit den Worten »Das Balg bringt ſonſt ſpäter doch wieder neue deutſche 
Schweine zur Welt«. 


Ir Die Volksdeutſchen dürften in eins der zahlreichen Konzentrationslager getrieben worden fein. 
i . bon Küchler 
Il. Bolnifche Maßnahmen gegen Danzig 
Nr. 418 
Der Deutjche Generalkon] ul in Danzig an das Auswärtige Amt 
2 | Bericht 


Danzig, den 11. Mai 1939 


i 

| Nadydem bereits vor einiger Zeit polnische ugzeuge darunter auch Militärflugzeuge, mehrfach 

Danziger Hoheitsgebiet unberedptigt überflogen hatten, hat fich ein erneuter Grenz wiſchenfall toriga, 

| Am 10.89.M. wurden 2 Beamte der Danziger politifchen Polizet auf Danziger Gebiet in dev Nähe 

| von Lieffau, etwa 50 m von der polnischen Grenze entfernt, aus einem Vieiler des polniſchen Bruͤckeu⸗ 
| fopfes in Lieſſau von polniihem Militar beichoffen. Die Beamten find nicht verlest worden. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig bat gege n diefe Verlegung Danziger Hobheitsqebietes bei der 
| biefigen Polniſchen Diplomatijchen Vertretung Verwahrung eingelegt. 


pon anfon 


Ar. 419 
| —— —— 

| Der Deutfche Seneralkonful in Shorn an das Auswärtige Amt 

N Telegramm 
4 T Thorn, den 15. Mai 1939 

| Mir find folgende zuverläffige Nachrichten zugegangen: 

| | I. Am 27. April find nfanterietruppen aus Graudenz in verdedten Yaftautos in Zivil nach der 
- Wefterplatte abtransportiert worden”. 

| II. Am 12. Mai wurden etwa 70 Arbeiter einer Firma aus Graudenz zu Provokationszwecken nach 

| Danzig geſchickt. Bor einigen Monaten wurden fie im Refrutierungsbliro vereidigt. 

| III. Die Gendarmeriebataillone aus Graudenz find vom 11. bis 12. Mat mit Gepäd und Troh nach 

Dirichau verleat worden. 

| IV. An Neuenburg wurden mehrere Jahrgänge zur Grenzwache eingezogen, darunter aud) Volks— 

| deutſche. 
ot V. An Thorn und Umgebung find vom 11. bis 12. Mai private í Cajtautos mit Chauffeuren eingezogen 


| worden. Vetriebsftoff fir 250 bis 400 km mußte geftellt werden. Beſtimmungsziel leer T Dirſchau. 
VI. Sämtliche Beamte in Thorn Hatten vom 13. bis 14. Mai Bereitſchaftsdienſt. 
s | VIL. 13. Mai Urlauber Kavallerieſchule und beurlaubte Offiziere Garnifon Graudenz zurückgerufen. 
VIIL Geriichtweife verlautet, daß durch Reſerveoffizier- und Unteroffizievverband fowie Aufſtändiſchen 
verband Freiwillige geworben werden, die gegen Danzig eingejeßt werden follen. 
| Küchler 


— — 





— — — — 


* Uber die militäriſchen Vorbereitungen Polens auf der Weſterplatte val. den Anhang zu dieſem Abſchnitt ©. 278, 
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Nr. 429 


Aufzeichnung eines Beamten der Politifchen Abteilung des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 22. Mai 1939 


Nad) Feftftellungen des Präſidenten des Danziger Senats Greifer hat fidh Der Danzig polniſche 
Zwiſchenfall in Kalthof in der Nacht vom 20. zum 21. Mai laut polizeilicher Ermittlungen wie folgt 
abgeſpielt: 


a) Am 20. Mai abends hatte fih vor dem Haufe der polniſchen Zollinſpektoren in Kalthof eine 


b) 


größere Anzahl von Bewohnern diefes Ortes eingefunden, um gegen die ftandigen Beläftigungen 
deutider Frauen und Mädchen durch die polnischen Sollinfpeftoren zu demonftrieren. Etwa 
2 Stunden lang wurde in Sprechchören der Abzug der Sollinfpektoren verlangt. Im Verlauf 
diefer Demonftrationen wurden einige Fenſterſcheiben des Haufes, in dem die Zollinjpeftoren 
wohnen, zertrümmert. Weitere Ausichreitungen erfolgten nicht, da die Zollinfpektoren nad) 
Eingreifen der örtlichen Polizei, ohne beläftigt zu werden, durch den Garten ihr Grundſtück ver 
laffen und mit einem Motorrad durd die Menge bindurd) fortfahren fonnten. 


Obwohl inzwifchen in Kaltbof wieder völlige Ruhe eingetreten war, teilte Legationsrat Derfowifi, 
der Stellvertreter des Leiters der Polniſchen Diplomatiichen Vertretung in Danzig, dem Danziger 
Senat einige Stunden fpater mit, dab er nah Kalthof fahren wolle, um die dortige Lage feft- 
wuftellen, und bat um Stellung eines Volizeibeamten zu diefem Swed. Danzigerjeits wurde dieses 
Erfuchen zweimal mit dem Hinweis darauf abgelehnt, daß eine Fahrt nah Kalthof überhaupt 
wicht mehr nötig fei und es im übrigen Sache der Danziger Behörden fei, amtlich Feſtſtellungen 
im Gebiet der Freien Stadt zu treffen. CLeqationsrat Dertowjfi bat fih troßdem im Kraftwagen 
der Volniichen Diplomatifden Vertretung nah Kaltbof begeben. An feiner Begleitung befanden 
fic) Dr. Sziller von der polnischen Eifenbabndireftion in Danzig (dev zu den exterritorialen 
Mitaliedern der Volnifchen Diplomatiihen Vertretung gehört), ein polnischer Oberzollinfpektor 
und der Chauffeur des Kraftwagens, Murawiti. Werfowffi und feine Begleiter find nad) der 
Ankunft in Kaltbof aegen Mitternacht in feiner Weife beläftigt worden. Die demonftrierende 
Menge hatte fidh inzwiſchen längſt zerſtreut. 

Segen 0.50 Uhr wollte der Danziger Staatsangebörige, Fleifchermeifter Grübnau, von Marien- 
burg mit einer Tare, in der fich außer dem Chauffeur Hops noch zwei Siviliften befanden, über 
Ralthof nah Danzig zuricfabren Als die Tare in die Kurve an der Chauſſeeüber— 
führung bei Kalthof einboa, wurde fie durch den Kraftwagen der Polniſchen Diplomatiichen Ver 
tretung in Dangiq (Kennzeichen B 61/306) vom Bahnbofsdamm ber fo ftarë angeblendet, dak 
fie halten mußte. Die Blendwirfung wurde anfcheinend durd die Benutzung einer Handblend 
laterne erhöht. Grübnau und Hops ftieaen aus und gingen auf das polniſche Auto zu, um 
darauf Dinzumwirfen, daß defen Scheimverfer abaeitellt würden, entichloffen fich aber unmittelbar 
darauf, wieder in ihren Wagen zurückzukehren. Auf dem Weqe zu diefem wurde Grübnau durch 
2 Schüffe aus der Nichtung oes polnischen Autos, die Ibn von binten in das Geni und in die 
Schulter trafen, erſchoſſen. Infolge der Blendwirkung des polnischen Autos Haben weder der 
Chauffeur Hops nod) die beiden anderen Inſaſſen der Tare feftftellen fonnen, wer fid in dem 
polnischen Muto befand und wer die beiden Schüſſe abacaeben bat. Seitens der Polniſchen 
Diplomatifchen Vertretung in Danzig wird behauptet, dak die Schüſſe von dem Chauffeur 
Muramffi abgegeben worden feien, Yegationsrat Perkowſti, Dr. Sziller und der polnische Ober- 
zollinipektor Hatten fih nicht mehr in dem Dienfiwagen, fondern im Bahnhofsgebäude von Kaltbof 
befunden. Muramifi fet von zwei Männern in Zivil mit boben Stiefeln bedroht worden, babe 
zwei Schredichüfle in die Luft abaegeben und erft, als einer der beiden Manner. eine Piſtole 
gezogen hätte, zwei Schüffe auf den angeblichen Angreifer abgefenert. 


Die früheren Inſaſſen des Dienftwagens der Polniſchen Diplomatiichen Vertretung find zu diefem 
nicht zurückgekehrt, haben fidh vielmehr — nach Danziger Darftellung auf einer Lofomotive, 
nad polnischer Darjtellung auf einer Drafine — vom Bahnhof Kalthof nah Diridan Molen) 
begeben. 


In dem zurückgelaſſenen Kraftwagen wurden eine geladene Piſtole, Die nicht aebraucht worden 
war, und ein leeres Futteral einer Manferpijtole vorgefunden. Die tödlichen Schüffe find nad 
volizeilicher Feſtſtellung zweifelsfrei aus einer polniſchen Armeepiſtole abgeaeben worden. 


Die polnische Behauptung, dev Chauffeur Murawffi fei bedroht worden, it falſch. Der 


Chauffeur Hops und der Fleiſchermeiſter Grübnau waren völlig unbewaffnet, Grübnau hatte nod 
eine brennende Pfeife im Munde, als er auf das polnische Auto angina, Hinzukommt, daß beide 
von der voraufgegangenen Demonftration in Kalthof fowie der Anmelenbeit der Anaeböriaen 
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der Polniſchen Diplomatifchen Vertretung in Danzig mit Dienftkvaftwagen in Kalthof nichts 
wußten. 


d) Die Meldung des Straßburger Senders, daß Grübnau bereits mehrmals an Ausjchreitungen 
gegen polnische Sollinfpeftoren in Danzig beteiligt gewejen fei, it unvichtig. Grübnau hat als 
ruhiger Menſch niemals an foldjen Kundgebungen teilgenommen. 


Bergmann 


Nr. 421 
Der Deutfche Seneralkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Bericht * 
Danzig, den 24. Mai 1939 


Die beiden polniſchen Noten vom 21. d. M.* find heute durch zwei Schreiben des Präſidenten des 
Senats an die Polniſche Diplomatiiche Vertretung beantwortet worden. 

An den Danziger Noten wird feitaeitellt, daß der polniiche Chauffeur Muramffi den Danziger 
Staatsangehörigen Griibnau ohne jeqlicen Anlaß und ohne auch nur im geringsten angegriffen oder 
bedroht worden zu fein, niedergeichoffen hat. E8 wird hervorgehoben, daß die drei höheren polniichen 
Beamten, nämlich der Vertreter Miniter Chodackis Yegationsrat Verfowifi der Oberfie Sollvat 
Swida und der polnische Nat Dr. Sjiller, fi) zu Mithelfern gemacht haben, indem fie Murawſti 
eine ihrer Armeepiſtolen überlaffen baben, und daß fie fic) ferner einer Begünſtigung des Murawſki 
Dadurd) ſchuldig gemacht haben, daß fie den Täter auf polnifches Gebiet brachten. Der Senat verlangt 
mit Rückſicht auf diejen Sachverhalt die Abberufung der drei genannten Beamten; ex weift endlid) 
Die in der zweiten polniſchen Note vom 21. d. M. enthaltenen Erklärungen und Forderungen zurüd **. 

Die Bluttat von Kaltbof hat am Abend des 22. d. WM. zu einer aroßen Droteitfundgebung in Tiegen— 
Hof geführt, bei der Landrat und Kreisleiter Andres eine Rede hielt. Er bat dabei von jedem einzelnen 
Danziger Volksgenoſſen Rube, Raltblütiafeit und Diiziplin gefordert und erklärt, Danzig fonne treg 
der Drovofationen tin Vertrauen auf den Führer feine Stunde abwarten, 

Am heutigen Nachmittag findet in Kaltbof eine Trauerfeier für den ermordeten Griibnau ftatt, 
an der führende Veriönlichkeiten von Yartei und Staat teilnehmen. Die Trauerrede halt Senats- 
präfident Greifer. Die Beiſetzung der Veiche des Grübnau erfolgt in Marienbura. 


pon FZanjon 


ir. 422 
Protokoll des Hauptzollamts Elbing 


Elbing, den 24. Mai 1939 


Bei dem Hauptzollamt erſcheint dev Kraftfahrer der Firma A. Sedler, Elbing, Otto Eggert, geboren 
12. Dezember 1902 in Elbing, wohnhaft in Elbing, Paulikirchſtr. 18, und gibt folgendes an: 

Am 23. Mai 1939 traf ih auf dev Fahrt nah dem Reidh mit dem sernlaftwagen der Firma 
A. edler in Elbing gegen 22.30 Uhr in Pieffau ein. 

Qur Erledigung der Sollformalitäten hielt id mit dem Wagen vor dem Lransformatorenhaus 
gegenüber dex Danziger Zollbude. 

Wahrend ein polnischer Zöllner zum Wagen fam, um die Sollbleie uſw. nadyzuprüfen, wollte ic, 
wie ich dies bisher immer getan habe, zum polnischen Sollamt im Brüdentopf gehen, um den Wagen 
zur Durchfahrt anzumelden. 

Als ich kurz vor dem zweiten Eijenzaun vor dem Brüdenfopf war, hörte ich, wie der im oberen 
Noriprung des Brückenkopfes ftehende polniſche Militärpoiten einem unten in dev Nähe der Eifenbabn- 
schienen ftehenden Militdrpoften etwas zurief. 

Der untere Poſten gab eine nicht zu verftehende Antwort und legte fofort jein Gewehr auf mid) an. 
Als ich dies bemerkte, warf id) mich fofort auf die Erde. Ich hatte mich faum hingelegt, als dev erfte 
Schuß frachte, dev fnapp über mid) hinweggegangen fein muf. 


* Dieje Noten behandelten den Zwiſchenfall in Kalthof. 
£ An diefer Note hatte die Polnifche Regierung fejtgeftellt, dak fie Feinerlei Cinfehranfung der polnischen Zollrechte durch 
»vollendete Tatfachen« dulden werde, und weiter eine Unterjuchung des »Aberfalls«, Entjchädiqung der polniſchen Soll; 
infvektoren in Ralthof fowie eine »flare und bindende Erklärung« des Senats hinfichtlicd der Sicherheitsgarantien verlangt, 
bie dem »polnifchen Volfsteil« und den polnischen Beamten in Danzig zu gewähren feien, 
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Ich drehte mich auf der Erde um, fprang auf und lief einige Sprünge gegen die Danziger Rollbude 
zu und warf mich wieder auf die Erde. Da krachte auch ſchon der zweite Schuß, der wieder uber mid 
hinwegging und in das Iransformatorenbaus einſchlug. | | p 

ch Lief dann nod) einige Sprünge zurück und fand Dedung hinter der Danziger Zollbude. 

Rad) dieſem Vorfall begab fih der beim Wagen ſtehende polniſche Zollbeamte zum Brückenkopf und 
fragte dort den Poſten, weshalb geſchoſſen wird. 

Er kam dann zurück, ſagte, es ſei ein Verſehen geweſen und ich möchte doch zwecks Rückſprache zum 
polniſchen Offizier im Brückenkopf kommen. ch lehnte jedoch ab, mich auf polniſches Gebiet zu 
begeben. 

v. gq. u 


Otto Eggert 


Q- W. D. 


Klär 


Zollinſpektor 


Nr. 423 
Der Deutſche Generalkonſul in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Danzig, den 5. Juni 1939 

Die Zahl der auf Danziger Gebiet tätigen polnischen Zollbeamten ift im Laufe der letzten Zeit erheblich 
verftarft worden. Es ift auch, wie bekannt, wiederholt zu Smwifchenfällen zwiichen der Danziger Bevölke— A 
rung und den polniſchen Sollbeamten gefommen, die bei ihrer dienftlichen Tätigkeit die ihnen vertraas: 
mäßig guftehenden Aufgaben baufig überichreiten, Der Senat der Freien Stadt Danzig Hat daber 
Beranlafjung genommen, mit der abichriftlich anbei Überreichten Note vom 3.8. WM. die Frage 
der polnischen Rollinjpeftoren in Danzig arundfäslich anzufchneiden und die Polniſche Divlomatische 
Vertretung zu erſuchen, die Tätigkeit der polnischen Solliniveftoren auf die vertragsmäßige Grundlage 
einer generellen Kontrolle zu beſchränken und von Anweilungen der polnischen Sollinfvektoren an die 
Danziger Sollbeamten künftig abzufeben. 

Gleichzeitig hat der Senat in feiner Note feine Abficht mitgeteilt, nunmehr die bisher vorläufia 
zurückgeſtellte Vereidigung der Danziger Sollbeamten auf Grund des neuen Danziger Beamtenaeiekes 
vorzunehmen. Wie erinnerlich, hatte die hieſige Dolnifche Diplomatifche Vertretung gegen das neue 
Danziger Beamtengeſetz gerade aud) binfichtlich der Stellung dev Danziger Qollbeamten Einwendungen 
erhoben, denen der Senat In feiner Note vom 3. Januar bd. J. entgegengetreten war. 


von Sanjon 


Anlage 


Der Präfident des Senats der Freien Stadt Danzig ur, 
an den Diplomatijden Vertreter der Republik Polen in Danzig 


Danzig, den 3. Suni 1939 
Herr Minifter! 

Ich Hatte bereits vor Monaten die Ehre, Sie darauf aufmerkſam zu maden, daß die immer mehr 
anwachlende Sahl der polnischen Sollinfpettoren nicht mehr mit der Erfüllung ihrer vertragsmäßigen 
Aufgaben in Einklang zu bringen ift. Radh den neueſten Zugängen find jest weit über 100 polnij 
Sollinfpeftoren auf Danziger Gebiet tätig. Ihr Verhalten innerhalb und außerhalb des Dienites 
gibt zu fidh häufenden Klagen Anlaß. Die Danziger Bevölkerung wie auch die deutſche Bevölkerung 
im kleinen Grenzverkehr fühlt ſich durch die Art, in der die polnischen Zollbeamten ihren Dienit 
ausüben und in der fie fidh außerdienftlich verhalten, ſtändig verlegt. 

Ich hege nicht die Berürchtung, daß es deswegen zu Smifchenfällen von feiten der Bevö 
fommen fonnte. Nod viel weniger ift die Sicherheit der polnischen Beamten in irgendeiner Form 
gefährdet. ch babe dafür Sorge getragen, daß fie ihren Dienſt wie bisher völlig geſichert und ungebin: 
dert ausüben fonnen, ch glaube aber, dab man Mittel und Wege fuchen muß, um den ftandigen Rei- 
bungen und Spannungen aus dem Wege zu geben. 

Mus all diefen Gründen halte ich e8 fúr notwendig, die Tätigkeit der polnifchen Zollinſpektoren mit 
\ofortiger Wirkung auf Die vertragsmäßige Grundlage einer generellen Kontrolle zu 
Insbeſondere muß ich verlangen, daß fie Ihre Amtshandlungen auf der Dienititelle ielb 
außerhalb des Dienftgebäudes, erledigen. Ich fann aud) nicht mehr zulaffen, dak die 
beainten Anweiſungen, aud in Form von Anregungen, von den polnischen Qollbeamten e 
Ich werde jedoch dafir forgen, da dienftlid) aeitellte Fragen dienftlich beani 


Inijche 


Iferung 


beichränfen. 
It, aljo nicht 
Danziger Soll: 
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Ich babe den Präſidenten des Landeszollamts der Freien Stadt Danzig beauftragt, ſeine Beamten 
entiprechend zu Inftruieren. Ich beehre mich, Sie, Herr Minifter, zu bitten, Ihrer Regierung davon 
Mitteilung zu machen und dahin zu wirfen, dak dem Verlangen dex Danziger Negierung entgegen 
gekommen wird. 

Ich möchte bei dieſer Gelegenbeit auf unsere Unterredung vom 8. Februar d. J. zurüctommen. Ich 
hatte Ihnen, Herr Minister, damals erklärt, dah ich Anordnung geben würde, vorläufig von einer Ver: 
eidigung der Sollbeamtenichaft abzuiehen, und dah ich mic) gegebenenfalls vor einer Vereidiqung mit 
Ihnen in Verbindung Teen würde. 

Ich Be mich, „sonen unter Bezugnahme auf die Ausführungen in meinem Schreiben vom 
3. Januar Ò. J. (S. 2 und 3) mitzuteilen, daß ich jet dev Finanzabteilung des Senats freigeftellt habe, 
Die We der Sollbeantenichaft vorzunehmen, wenn fie e8 für wünjchenswert halten follte. 

Senehmigen Sie, ulm. 

Greifer 


Nr. 424 
Der Deutfche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Bericht i 
Danzig, den 9. Sunt 1939 


Vor kurzem bat fie) hier ein Vorfall ereignet, der auf die Tätigkeit dev polniichen Sollinipektoren in 
Danzig ein bezeichnendes Lidt wirft. 

Yin Nachmittag des 25. Mai d. Y. begaben fidh die beiden polnischen Sollinjpektoren Kalinowſki und 
Jaroſtowſki aus Tiegenbof auf einem Motorrad zur Fabre bei Nickelswalde, ließen ſich mit der Fahre 
nad Schiewenborit überſetzen und verfuchten, an der dortiaen Brüdenanlage Feititellungen zu treffen. 
Sie nabmen durch Abſchreitungen Abmeſſungen vor, ftieqen die Steintreppe nach dem Waſſer zu 
herunter, Elopften das Fundament der Brücke ab und unterjuchten ein eiſernes Abflußrohr. Alsdann 
ließen fie did wieder mit der Fabre nach Niefelsiwalde tiberfesen, beqaben fic) zu threm dort zurück 
ar Motorrad und machten fidh auf — Notizen. 

Die beiden Danziger Tageszeitungen »Der Danziger Sorpofen« und Die r Danziger Neueſte Nad 
vichten« berichten in ihren Nummern 130 vom 7. d. M. uber den Vorfall, den man nur als offen. 
ſichtliche Spionagetätigkeit der polniſchen Zollinſpektoren be zeichnen fönne, und weilen darauf bin, dal; 
er in deutlichiter Weile beitätige, daß der wirkliche Zweck der Tätigkeit der polnijden Sollinfpeftoren 
in $ Danzig auf ganz anderem als auf zolldie enſtlichem Gebiete liege. 

Die Zahl der polniſchen Zollinſpektoren ift im übrigen nad dem Zwiſchenfall in Kalthof um 31 neue 
Reamte vermehrt worden. 
In Vertretung 


pon Grolman 


Nr. 425 
Der Deutjche Seneralkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Danzia, den 12. Juni 1939 


In der Angelegenheit der Zollinfpeftoren hat die hiefige Polnische Diplomatijche Vertretung auf die 
Danziger Note vom 3. d. M., die ih mit dem Vorbericht * überreicht habe, mit einer Note vom 
10. dD. M ey rg 

Die volniiche Note weiſt die Dorwürte gegen das Verhalten der polnifden Sollinfpeftoren zurück, 
bezeichnet Die genblie liche Zahl der in T Danzig tätigen polniſchen ZSollinipeftoren noch als unzureichend 
und erklärt, irgendwelche Beſchränkung in den Rechten der polniſchen Zollinſpektoren nicht zulaſſen zu 
können Ru der Frage der Vereidigung der Danziger Sollbeamten bemertt die polniſche Note, im Kalle 
der > Devtest igunga müßte Die Polniſche Regierung eine Verſtärkung der Zahl der Zollinſpektoren erwäge tt, 
Sa Me Danziger Dollbeamten, wie e8 in dev Note wörtlich heißt, „Dann eine geringere Gewähr der 
Refpektirrun und entſprechenden Anwendung der polniſchen Zollvorſchriften als bisher bieten werden.“ 

Wie mir von feiten des Senats mitgeteilt wird, beträgt die Sahl der polniſchen Zollinſpektoren auf 
Danziger Gebiete zur Seit in sgeſamt 106 einſchließlich der Vermehrung um 31 Beamte, Die nad) dem 
Zwiſchenfall in Kalthof erfolgt ift und der ein Abgang von lediglich 2 polnifehen Beamten gegenüber 
aeitanden batte. 

pon Sanjon 


Nal Nr 423 und Unlaae. 
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Nr. 426 
Der Deutfche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bericht 


Danzig, den 12. Funi 1939 

An der Nacht vom 9. zum 10 d. M. hat fih erneut ein Zwiſchenfall mit einem polniſchen Soll 
injpeEtor ereignet. Der polniſche Zollinſpektor von Yipinjfi hat fic) unter dem Norgeben, deuticher 
Oberleutnant N. zu fein, an zwei Danziaer SAU Männer Herangemadt und fie über dienstliche 
Angelegenheiten der SA. auszuborchen verfuht. Er hat alsdann mit ihnen eine Autofahrt unter- 
nommen und beabfichtigte fogar, mit ihnen nach Gdingen zu fahren, wobei er den Chauffeur angewieſen 
hatte, an der Grenze nicht zu halten. Zu der Fahrt nah Gdingen ift es nicht gefommen, da inzwiſchen 
von Lipinifi den Führer fowie Neichsminifter Dr. Goebbels in unerhörter Weife beſchimpfte, worauf 
fih eine tätliche Auseinanderjesung entwidelte, bei der von Lipinſti nicht unerbeblich verlegt wurde. a 

Wegen diefes Vorfalls und wegen der in dem Vorbericht * erwähnten Spionagetätigfeit der polni- 
ſchen Qollinfpettoren Kalinowiti und Jaroſtowſki an der Fahre in Schiewenborft hat der Senat der 
Freien Stadt Danzig am heutigen Tage bei der Polniſchen Diplomatijchen Vertretung ſchärfſten Proteſt 
eingelegt. 

von Sanjon 


Nr. 427 
Der Deutfche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Danzia, den 23. Juni 1939 


Am vergangenen Sonntag, dem 18. d. M., veranftaltete die polniſche Berufs- und Arbeitsvereinigung 
in Danzig einen Ausflug nach Dirichau, an dem etwa 1600 Verjonen teilgenommen haben. 

Die Tatfache, dak die in Danzig wobnbaften Polen nad) wie vor die Möglichkeit zu derartigen Aus- 
flügen in das polnische Gebiet haben, fteht im bemerkenswerten Geaenjak zu den polniichen Ver: 
waltungsichifanen gegenüber den Volksdeutichen in Polen, denen eg deianntli kürzlich u. a. verboten 
worden ift, an dem heute beginnenden großen Weichjelland-Sängerfeit in Danzig jowie an der inter- 
nationalen Danziger Ruder Neqatta am 25, D. M. teilzunehmen, 


In Vertretung 


pon Grolman 


Nr. 428 
Der Deutfche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Danzig, den 23. Juni 1939 


Danziger Gendarmerie in Lieſſau erhielt Mitteilung, dab am 22. Sunt in Dirichau durch polnischen 
Offizier Kolonne von je 10 Mann unter Führung namentlich bezeichneter vorbeftvafter Verjonen gebildet 
worden fei, die in den nächiten Tagen in Sivil nad) Danzig mit Gasbomben eindringen follte. Sn 
Dirſchau fei für den 22. Suni bis 24. Suni Alarmbereitichaft angeordnet. Für 23. Suni würden dort 


2 Generale aus Warſchau erwartet. Auch feien bei Dirſchau Flieger eingetvoffen. 
Grolman 


Nr. 429 
Der Deutfche Generalkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 
Bericht 
Danzig, den 7. Auli 1939 
Nachdem bereits in der legten Seit verſchiedentlich Lieferungen alter Speijetartoffeln aus Polen nach 
Danzig nicht mehr ausgeführt worden waren, ift nunmehr in einem Fall ein beveits laufender Trans- 
port nicht über die Orenje nad) Danzig gelaffen worden. Am 6.5. M. wurden zwei Maaen mit 





+ Bal, Nr. 424. 
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110 Sentnern Kartoffeln, die von einer Danziger Firma im Kreife Karthaus eingefaufi waren, an 
dem polnifd- Danziger Grenzübergang bei Kotoſchken feftgehalten. Dabei äußerte einer der polniichen 
Örenzbeamten ſich dahin, jie ließen Die Kartoffeln nicht Durch, da fie ja für die deutſchen Soldaten in 
Danzig beſtimmt feien. Auf Veranlaſſung des Danziger Empfängers ſetzte fi) der Senat daraufhin 
mit der hiefigen Volnifden Divlomatiichen Vertretung in Verbindung, die zunächſt auch zufagte, daß 
der feitgehaltene Transport freigegeben werde, etwa 2 Stunden pater jedod) mitteilte, aus »bejtimmten 
anderen Gründen« fünnte die Freigabe des Transportes nicht erfolgen. 

Das polnische Verfahren fteht im Widerſpruch mit den Beltimmungen des Warichauer Abkommens 
vom 24. Oftober 1921, nach deffen Artikel 215 keinerlei Beſchränkungen im Warenverfehr zwiſchen 
Polen und Danzig beftehen. Zudem werden aud die befonderen Danzig-volniichen Vereinbarungen úber 
den Verkehr mit landwirtichaftlichen Erzeugniffen verlegt, auf Grund deren fich Volen zur Lieferung 
beſtimmter Mengen nah Danzig verpflichtet hat. 

Cs dürfte feinem Sweifel unterliegen, daß die polnischen Maßnahmen auf politiichen Gründen beruhen. 


von Sanjon 
Nr. 430 
Der Deutfche Seneralkonjul in Shorn an das Auswärtige Amt 
Rericht 


Thorn, den 11. Yuli 1939 


Das diesjährige »Feſt Des Meeres« fand in der Zeit vom 25. Suni bis 2. Juli d. J. ftatt. Die Ser 
und Rolonialliqa veröffentlichte in der Hiefigen Preſſe einen Aufruf, in dem, ebenfo wie in der 
Eroffnungsaniprace des Vorfikenden der See- und Kolonialliga, des Generals Kwasniewifi, die Forde- 
rungen nad Verteidigung der polnischen Meerestüfte jowie nah Vergrößerung der polniſchen Kriegs: 
flotte erhoben werden. 

Anläglich dex Feiern, Die in allen arößeren Städten Pommerellens unter ftarfer Anteilnahme dex 
Revslferung ftattfanden, wurde Überdies verjchiedentlich die weitergebende Forderung nad ſtändiger 
Nerbreiterung der polniſchen Meeresküſte aufaeftellt und teilweiſe von der örtlichen Preſſe übernommen, 

Den Höbepunft der diesjährigen Feier bildete eine Kundgebung in Gdingen am 29. Suni Ò. F., an 
der der Stellvertretende Miniſterpräſident Kiwiatlowifi, Handelsminiiter Noman und der Moimode 
von Vommerellen Minifter Raczkiewicz teilnahmen. Nad) einem Bericht des Deutichen KRonfulats in 
Gdingen wohnten diejer Kundgebung ferner etwa 3 000 Volen aus Danziq bei, die Schilder mit den 
Aufichriften » Danziger Herz und polniſch Herz it ein Herze, »Danzig it polnisch und wird polniſch 
bleiben« mit fidh führten. Dex Abgeordnete der polnischen Minderheit im Danziger Volkstag Budzynfki 
wie: in einer Anſprache auf die angebliche Verfolgung der polniſchen Minderheit in Danzig bin und 
erklärte, daß die polnische Bevölkerung Danzigs die Vereiniqung Danzigs mit dem Mutterlande Yolen 
mit Hilfe der polniichen Armee erreichen werde. 


Vn Vertretung 


Graf 


Nr. 431 
Der Präfident des Senats der Freien Stadt Danzig 
an den Diplomatiſchen Vertreter der Republik Polen in Danzig 


Danzig, den 29. Juli 1939 
Herr Minifter! 


Sie haben mic) mit Ihrem Schreiben vom 19. d. M. davon unterrichtet, daß die Polniſche Regierung 
beichloffen hat, »die von den polnischen Sollinjpeftoren ausgeübte Kontrolle bei der Firma Amada / Anida 
in Danzig mit dem 1. Auguft d. J. einzuſtellen und die von dem Danziger sollamt für den Veredelungs: 
verfehr ausaeftellten Beſcheinigungen Für Fettſendungen diejer Firma nad Polen nicht anzuerfennen«. 

Wenn die Regierung der Republif Polen von der Kontrollmöglichkeit bei der genannten Firma feinen 
Gebrauch machen will, fo ift das ihre eigene Sade. Sollten dagegen die von dem Danziger Landes- 
zollamt ausgeftellten VBeicheinigungen vor Ablauf der grundlegenden Abmachung vom 22. Mai 1937 
nicht mehr anerkannt werden, jo würde dies eine action directe und eine Verlegung der ungefündigten, 
bis zum 31. Juli 1940 laufenden Abmachung vom 22, Mat 1957 bedeuten. 

"ich beehre mich, Ahnen mitzuteilen, daß id) geaen eine ſolche Handlungsweiſe Verwahrung einlegen 
muß, ebenſo wie gegen eine Verquickung dieſer rein wirtſchaftlichen Angelegenheit mit der Frage der 
Tatiateit der polniſchen Zollinſpektoren. Jh erſtrecke dieſe Verwahrung auf die bei mündlichen Ber- 
handlungen ausgefprodene Verquicung der Angelegenheit der Frage der polnischen Sollinjpettoren mit 
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der Einfuhr von Seringen aus eigenen Danziger Fängen nad) Polen. Wie in dem Wide Memoire 
Sex Senats vom 18. D.M. bereits dargelegt wurde, fteht diefes Einfuhrverbot nicht im Einklang mit 
dem Grundfat eines gemeinſchaftlichen Wirtichaftsgebietes und bedeutet aleichfalls eine action directe. 

Ich möchte nicht verfehlen, darauf hinzumeilen, daß, wenn tatfächlic) Die bon dem Danziger Landes: 
zollamt ausgeitellten Beſcheinigungen für Fettſendungen dev Firma Amadalllnida nad Polen nicht 
mehr anerkannt würden und wenn das Einfubrverbot für Heringe aus Danziger eigenen Fängen nad) 
Yolen nicht zurückgenommen werden würde, der Senat fih gezwungen sche, fonleich mit wirtichaftlichen 
Geaenmaknabmen zu antworten. 

Genehinigen Sie, ufw. 

Greifer 


Nr. 432 


Der Diplomatifche Vertreter der Republik Polen in Danzig i 
an den Prafidenten des Senats der Freien Stadt Danzig 
(Liberfesung) 
Danzig, den 4. Auguſt 1939 
An den 


Herrn Vräfidenten de3 Senats der Freien Stadt Danzig, 
Arthur Greifer, Danzig. 


Ich habe erfahren, daß die lofalen Danziger Sollbehorden an den Grengitellen zwiſchen dev Freien 
Stadt Danzig und Oftpreußen fich an die polnischen Zollinjpektoven mit dev in ihrer Art beifpiellojen 
Erklärung gewandt haben, daß die Danziger Ausführungsorgane beabfichtigen, fih vom 6. Auguſt um 
7 Ubr ab der Ausübung der Kontrollfunttionen durch einen gewiffen Teil der polnischen Inſpektoren zu 
widerjesen, welche Funktionen fih aus den Nechten der Polniſchen Regierung an der Zollgrenze ergeben. 
ch bin überzeugt, daß diefes Vorgehen dev lokalen Organe entweder auf einem Mihverftändnis oder 
auf einer irrigen Auslegung der Inftruftion des Senats der Freien Stadt Danzig beruht. 

Ich zweifle nicht, daß Sie, Herr Präſident des Senats, feine Aweifel darüber hegen, daß eine der- 
artige Antaftung der fundamentalen Nechte Volens unter feinem Vorwand von der Polniſchen Regie 
rung geduldet wird. 

Ich erwarte Ihre zuſichernde Antwort, daß Sie Anordnungen erlaſſen haben, die das Vorgehen Ihrer 
Unteraebenen annullieren, ſpäteſtens bis zum 5. Auguſt um 18 Uhr. 

Angeſichts der Tatſache, daß das erwähnte Vorgehen an einer Reihe von Grenzitellen jtattgefunden 
bat, bin ich gezwungen, Sie, Herr Vrafident des Senats, zu warnen, daß; alle polniſchen Zollinivektoren 
den Befehl erhalten haben, ihren Dienft in Uniform und mit der Waffe am 6. Auguſt d. J. und den 
nachfolgenden Tagen an allen Grenzpunkten auszuüben, die ſie für die Kontrolle als notwendig erachten. 
Alle Verſuche, ihnen die Ausübung des Dienſtes zu erſchweren, alle Überfälle oder Interventionen dev 
Polizeibehörden wird die Polniſche Regierung als einen Gewaltakt gegen Die amtlichen Bedienſteten des 
Polniſchen Staates während der Ausübung ihres Dienſtes betrachten. Falls die obenerwäbnten Miß 
brauche anaewandt werden follten, wird die Polniſche Regierung unverzüglih Vergeltung (Netoriion) 
gegen die Freie Stadt anwenden, für die die Verantwortung ausichließlicb auf den Senat der freien 
Stadt Fällt. 

ch hoffe, bis zu der erwähnten Zeit eine zufviedenftellende Aufklärung zu erhalten. 


Chodacki 


Nr. 433 
Der Diplomatifche Bertreter der Republik Polen in Danzig an den Präfidenten 
des Senats der Freien Stadt Danzig 


(Überießung) 
2 KA R Danzig, den 4. Auguſt 1939 
Herr Vrajident des Senats! 

Die Polniſche Neaierung gibt ihrer Verwunderung Musdrud, daß der Senat bei der Beantwortung 
einer fo einfachen Angelegenheit technijche Schwierigkeiten hat. Im nterefje der Vermeidung drohender 
Folgen nehme ich einſtweilen zur Kenntnis, daß keine Gewaltakte gegen unſere Zollinſpektoren erfolgen 
werden und daß ſie ihre Funktionen werden normal ausüben können. Ich beſtätige jedoch, daß die in 
meiner Note vom 4. 8. — 23.40 Uhr — enthaltenen Warnungen in Kraft bleiben. 

Genehmigen Sie, uſw. 


Chodacki 
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Nr. 434 


Der Prafident des Senats der Freien Stadt Danzig an den Diplomatifchen Vertreter 
der Republik Polen in Danzig 


Danzig, den 7. Auguft 1939 
Herr Minifter, 

Auf Ihre beiden Schreiben, datiert vom 4. d. M., von denen das zweite am 5. Auguft zugeſtellt wurde, 
muß ich Ihnen mein Erftaunen darüber zum Ausdruck bringen, daß Sie ein völlig untontrollrertes 
Gerücht zum Anlaß nehmen, dev Danziger Regierung ein kurzfriſtiges Ultimatum der Polniſchen Regie 

r rung zu überſenden und damit in diefer politiich bewegten Zeit grundlos Gefahren heraufbeſchwören, 
deren Auswirfung umiberfehbares Unheil anrichten fann. Die plößliche Anordnung der Volntichen 
Regierung, daß alle polnischen Zollinſpektoren ihren Dienst in Uniform und mit Waffe auszuüben 

$P Haben, veritößt gegen die vertragliche Abmachung und fann nur als eine beabfichtigte Provokation auf: 
gefaßt werden, um Zwiſchenfälle und Gewaltafte bedentlichfter Art herbeizuführen. 

Nach den von mir inzwiſchen aetroffenen Feftftellungen, von denen ich Jonen ſogleich am Sonnabend, 
dem 5.d,M. vormittags, telephöniſch Mitteilung machte, ift von feiner Stelle, insbefondere von feiner 
Dienititelle des Pandeszollamts der Freien Stadt Danzig, eine Anordnung des Anbalts qegeben worden, 
dah die Danziger Ausführungsorgane fidh vom 6. Auguft, 7 Uhr früh ab, der Ausübung der Kontroll- 
funktionen durch einen qewiffen Teil der polnischen Zollinſpektoren zu widerjesen haben. Ich verweiſe 
außerdem auf mein Schreiben vom 3. Juni d. J.*‘ in dem idh bereits das Verhältnis der Danziger Soll 
beamtenichaft zu den polniſchen Sollinipeftoren an der Grenze genau präjudizierte. 

Die Danziger Regierung proteftiert mit aller Entſchiedenheit gegen die von der Volnifchen Regierung 
anaedrohten Netorjionen, die fie als völlig unzuläffige Drohung anfieht und deren Folgen allein auf die 
Polniſche Regierung zurückfallen. 

Genehmigen Sie, uſw. 

Greiſer 


Nr. 435 
Aufzeichnung eines Beamten der Politifchen Abteilung des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 23. Auguft 1959 


Vizekonſul von Grolman, Deutiches Genevalfonjulat Danzia, teilte ſoeben fernmündlich Folgen 
des mit: 

Segen 14.25 Uhr ift die fahrplanmäßige Verkehrsmaſchine Berlin-DanzigKönigsberg in der Rabe 
von Heifterneit, auf der Galbinjel Hela, von polnischer Seite Scharf beichoffen worden. Die Majchine 
befand sich etwa feds Seemeilen von der Küſte entfernt und flog in einer Höhe von etwa 50 m. Die 
Schüſſe lagen etwa je 50 m feitlich der Maſchine jowie vor dem Flugzeug. Nur durd Sufall wurde 
das Flugzeug nicht getroffen. 

(Weilunasqemas fliegen die deutichen Verkehrsmaſchinen icit aeftern abend nicht mehr durch die vor- 


aefchriebenen Zonen über den polnischen Korridor, fondern müſſen den Umweg über die Oftjee maden.) 


Bergmann 


Nr. 436 
Aufzeichnung eines Beamten der Politifchen Abteilung des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 24. Auguſt 1939 

Auker der bereits geſtern gemeldeten ** Beſchießung Des Lufthanſa-Flugzeugs D-APUP vor Sela find 
bei der Deutichen Lufthanfa noch zwei weitere Meldungen iiber Beſchießung von Flugzeugen eingegangen: 

1. Das Flugzeug D-APUP, Typ Savoia, Alunzeugfübrer Röhner, it auf dem Flua von Danzig 
nach Berlin um 13.15 Ubr von Hela aus und aud) von einem 40 km von der Küſte Legenden 
volniſchen Kreuzer durch Flat beichoffen worden. Die Entfernung des Flugzeuges von der Halb- 
iniel Hela betrug 15 bis 20 km, die Flughöhe 1500 m. Sprengwolfen von 8 Siffen wurden 
in arößerer Entfernung von der Maichine beobachtet. 
Das Flugzeug D-AMYO, Typ Ju 86, Flugzeugführer Neumann, wurde auf dem lung von 
Danzig nad) Berlin um 16 Uhr von der Halbinjel Hela aus beichoffen. Entfernung von der 
Küte 5 bis 6 Seemeilen, Flughöhe 1200 m, Die Schiffe lagen zu tur und zu tief. 


Schultz-⸗Sponholz 


— 


* Mal. Nr. 423, Anlage. 
** Mal, Nr. 439. 
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Nr. 437 
Der Deutjche Seneralkonful in Danzig an das Auswärtige Amt 
Telepbonifche Mitteilung’ vom 31. Auguft 1939 0.40 Uhr 
Am 30. Auguft 1939 etwa gegen 22.30 Uhr wurden an der Danziger Grenze bei Steinfließ nördlich 
Roppot von polniicher Seite aus eine Anzahl Schüffe gegen Danziger Gebiet abgegeben. 
Ob diefe Schüſſe Derfonen- oder Sachſchaden angerichtet haben, fonnte bisher nicht feftaeftellt werden. 
Nähere Mitteilung erfolat heute vormittag. 


Anhang 


Das Oberkommando der Wehrmacht an das Auswärtige Amt 


Berlin, den 3. November 1939 

Die nad) Abſchluß der militärischen Operationen in Danzig eingeleitete Unterjuchung über den 
militarijden Zuftand der Wefterplatte und der ehemals polnischen Gebäude in Danziq hat zu folgendem 
Ergebnis geführt: 

1. Die polniſche Bejagung der Wefterplatte betrug rund 240 Mann *. 

An Befeftigungsanlagen ** befanden fih auf der Wefterplatte außer einem alten deutjchen offenen 
Stand aus dem Jahre 1911, in dem 3 oder 4 Maſchinengewehre mit mindeftens 10 000 Schu Munition 
borgefunden wurden, 5 Majchinengewehr-Veton- Bunter, die offenjichtlicd von den Polen von langer Hand 
vorbereitet und nad) einem wobhldurddadten Syitem der gegenjeitigen Flankierung errichtet worden 
waren. Außerdem war die neue Kajerne zur Nundum-VBerteidigung eingerichtet und ihr Untergeſchoß 
ebenjo wie das Kellergeſchoß des jogenannten Unteroffizier-Haujes betoniert ausgebaut und zur Ber- 
teidigung hergerichtet. Schließlich wurden u. a. vorgefunden: eine 7,5 em-Ranone und 2 Vanzerabwehr: 
Kanonen jowie eine Reihe von feldmäßig ausgebauten Mafchinengewehr-Neftern, Valijaden und Schüßen- 
löchern in feldmäßigem Ausbau. 

2. Un polnijden Stüßpunkten befanden fidh innerhalb Danzigs: 

. Polnijde Volt, Heveliusplag, 
2. Hauptbahnhof und polniſche Babnpoft, 
3. Polniſche Cijenbahndireftion, 
4. Polniſche Diplomatijce Vertretung, Neugarten, 
> 
) 


— 


>. Polniſche Zollinſpektion, Opitzſtr., 

.Polniſches Pfadfinderheim, Jahnſtr., 

7. Polniſcher Wohnblock, Neufahrwaſſer, Hindoriusſtr., 
8. Polniſches Studentenheim Langfuhr, 
9. Polniſches Gymnaſium. 

Es wurden u. a. bei der Beſetzung der Gebäude feſtgeſtellt und ſichergeſtellt: 

. in der polniſchen Poſt: 3 leichte Maſchinengewehre, 44 gefüllte und 13 leere Rahmen für leichte 
Maſchinengewehre, 30 Armeepiftolen, 1 Trommelrevolver, 1 Gad Infanterie und Viftolen- 
munition, 150 Eierhandgranaten, 2 Höllenmajchinen, Handwaffen von 38 Gefangenen, 

2. im Hauptbahnhof: 1 leichtes Maſchinengewehr und Heine Waffen, 

3. in der Bahnpoft: 1 Majchinengewehr, 18 Piftolen, 4 Gewehre mit Munition, 2 Kiften Hand- 

granaten, 

4. in der polnijchen Eiſenbahndirektion: 45 Piſtolen, 2 660 Schuß Munition, 

>. in der Polniſchen Diplomatiichen Vertretung, Neugarten: 1 leichtes Mafchinengewehr, 5 Gewehre, 

4 Piftolen und Munition, 

6. in der polnijden Zollinipektion, Opisftr.: 15 Gewehre und 1000 Schuß Munition, 

‘. in dem polniſchen Pjadfinderheim: 1 Majchinengetvehr mit Munition und 20 Gummiknüppel. 
Jn jämtlichen anderen Stützpunkten find teils Gewehre, teils Piſtolen jowie Munition gefunden 

worden. 


-- 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 


m Auftrage 
Bürkner 


* Mach dem Beſchluß des Völferbundsrates vom 9. Dezember 1925 ftand Polen das Recht zu, auf der Weſterpl— 
militärifche Wachabteilung von 2 Offizieren, 20 Unteroffizieren und 66 Mann zu unterhalten (val. Nr. 22), 

** Durch den Beſchluß des Völferbundsrates vom 14. März 1924, auf den in $ 2 des Proviforifchen Abkommens zwiichen 
Danzig und Polen betreffend die Wefterplatte vom 4. Auguſt 1928 Bezug aenommen ift, wurde die Weiterplatte der Polniſchen 
Negieruna ausfchlieflich als Yagerplag für Krieaömaterial zur Verfügung aeitellt. m übrigen blieb die Sonvrränität 
Danzigs über das Gebiet unberührt, was auch von der Polniſchen Neaieruna anerfannt worden war (val. das dem Nal 


atte eine 


ters 


bundsrat am 8. Dezember 1927 vom Natsberichterftatter vorgelegte Nechtsqutachten der Juriſten Sir Cecil Surt und Pilotti; 
Société des Nations, Journal Officiel 1925 p. 161/162, 
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B. Die legte Phaje der Deutſch-Polniſchen Krife 
Nr. 438 
| Erklärung des Britifchen Premierminijters Chamberlain 
J. im Unterhaus, 10. 3uli 1939 
(Überfegung) 


Ich Habe ſchon früher feitgeftellt, daß die Regierung Seiner Majeftat mit der Volniichen und der 
Franzöfiichen Regierung Hinfichtlic) dev Danziger Frage in enger Fühlungnahme jteht. Ich habe den 
Anformationen, die dem Haus bereits über die dortige Lage gegeben worden find, gegenwärtig nichts 
dinzuzufügen. Aber es iſt vielleicht von Rugen, wenn id) die einzelnen Teile dieſer Frage, jo wie fie fid 
der Regierung Seiner Majeltät darftetlen, noch einmal betrachte. 

Volksmäßig it Danzig fait völlig eine deutfche Stadt; aber der Wohlftand feiner Bewohner hängt 
in febr bobem Nake vom volnifchen Handel ab. Die Weichiel ift der einzige Wafferweg, der Polen mit 
Ser Oſtſee verbindet, und der Hafen an feiner Mündung bat natürlich für Volen cine lebenswichtige 
ſtrategiſche und wirtichaftliche Bedeutung. Eine andere Macht, die fih in Danzig feſtſetzt, fonnte, wenn 
fie wollte, Volens Sugang zur See ſperren und auf diefe Weife einen wirtſchaftlichen und militärifchen 
Druck auf Volen ausüben. Die für die Ausarbeitung des heutigen Statuts der Freien Stadt Ber- 
antwortlichen waren fich dieſer Tatſache durchaus bewußt und taten ihr Beſtes, um entjpredyende Bor- 
kehrungen zu treffen. Überdies fann von einer Bedrückung der deutichen Bevölkerung Danzigs feine 
Rede ein. Die Verwaltuna der Freien Stadt liegt im Gegenteil in deutſchen Händen und die einzigen 
iby auferleaten Beſchränkungen find nicht fo geartet, daß fie die Freiheit ihrer Bürger bejchneiden. Ob- 
wohl die beutine Regelung einer Verbeiferung zugänglich fein mag, fann fie dod an fih nicht als 
ungerecht oder unlogiich angefeben werden. Die Aufrechterhaltung des status quo ift in der Tat vom 
Deutichen Reichskanzler jelbjt bis 1944 durch den zebnjährigen Vertrag, den ex mit Marſchall Pilſudſti 
abaeichloffen batte, garantiert worden, 


Ris zum legten März ſchien Deutichland der Anficht zu fein, daß, obſchon die Stellung Danzigs 
letztlich vielleicht einmal revidiert werden müſſe, diefe Frage weder dringend fei noch geeignet, zu 
einem ernſthaften Konflikt zu führen. Uber als dann die Deutjche Regierung im März ein Angebot in 
Form gewiſſer Wünſche machte, das von einer Preſſekampagne begleitet wurde, erkannte die Polniſche 
Regierung, dah fie fih unter Umſtänden fdyon ſehr ſchnell einer cinjeitiqen Löſung gegenüberſehen 
könnte, dex fie fidh mit allen Machtmitteln zu widerjeßen haben würde. Ste batte die Ereiqniffe in 
Sfterreich, in der Tſchecho-Slowakei und im Memelland vor Augen. Demzufolge lehnte fie es ab, den 
deutlichen Standpunkt anzunehmen und machte ihrerjeits Vorſchläge für eine mögliche Löſung der Vro- 
Meme, an denen Deutichland intereffiert war. Am 23. März ordnete Volen gewiſſe Defenfivmah- 


i " - . * ’ ~ ⸗ — ~e + « 
nabmen an, und am 26. Mary ſchickte es feine Antwort nad) Berlin. Ich bitte das Haus, fic) diefe 

i Daten forgfaltiq zu merken. Es iſt in Deutjchland offen erklärt worden, daß es Die britische (Garantie 
geweſen fei, die die Polniſche Regierung dazu ermutigt habe, Die vorſtehend bezeichnete Aktion zu unter- 
t 1 


nehmen. Es mus jedoch feitgeftellt werden, daß unfere Garantie erft am 31. März gegeben wurde; am 
96, März war darüber der Polniſchen Regierung gegenüber noch nicht einmal Erwähnung getan worden. 


Kürzliche Vorfälle in Danzig Haben unvermeidliderweife Befürchtungen aufkommen lafjen, dab 

beabfichtiat wird, den künftigen Status der reien Stadt durch einſeitiges Vorgehen, das Durch Heim- 

$ liche Methoden organiſiert würde, zu regeln und fo Polen und die anderen Mächte vor ein fait accompli 

su Stellen. Unter dieten Umſtänden würde, gibt man zu verjtehen, jede Mabnahme, Die Polen zur 

Wiederberitellung der Sachlage ergreift, als eine von ihm unternommene Angriffshandlung hingeſtellt 

werden, und, wenn ſeine Aktion durch andere Mächte unterſtützt würde, dann würden dieſe ihrerſeits 
bezichtigt werden, Polen bei der Gewaltanwendung zu Helfen und Vorſchub zu leiſten. 


Wenn ſich die Ereigniſſe in der Tat fo abipielen follten, wie e8 diefe Hypotheſe vorfiehi, werden fidh 
Sie chrenwerten Herren auf Grund deffen, was ich früher jagte, Darüber flay fein, dap der Fall nicht 
als rein lofale Angelegenheit angeſehen werden fann, die nur die Nechte und Freiheiten deu Danziger 
betrifft, die, nebenbei gefagt, in feiner Weife bedroht find; fie würde vielmehr fofort ernſtere, die 


nationale Exiſtenz und Unabhängtafeit Polens berübrende Fragen aufwerfen. Wir haben garantiert, 
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Polen flix den Fall einer flaren Bedrohung feiner Unabbängiafeit beizuftchen, die Ibm einen Wit derſtand 
mit ſeinen nationalen Streitkräften lebenswichtig erſcheinen ließe, und wir ſind feſt entſchloſſen, dieſes 
Verſprechen zur Ausführung zu bringen. 

Ich habe bereits geſagt, daß die heutige Regelung weder grundſätzlich ungerecht noch unlogiſch ift; fie 
maa Berbefferungen zugänalich fein. Uber die möglichen Verbeſſerunge n fOnnte man vielleicht in einer 
flaren Atmoipbäre verhandeln. Obert Bed Hat denn auch felbft in feiner Rede vom 5. Mai aelaat, dap 
alle Beiprecbungen möglich feien, wenn die Deutfche Regierung fih an zwei Bedingungen Halte, namlich 
an friedliche Abfichten und friedliche Methoden des Noracbens. Der Deutiche Neichsfanzler bat in jeiner 
— ———— vom 28. April gejagt, è Dah, wenn die Volnifehe Regierung zu einer neuen vertranlichen 
Regelung d v Beziehungen zu 4 Deutichland fommen wolle, ex dies nur bearüßen würde. Er fügte binzu, 
dap eine olehe Regelung d ann auf einer qang flaren und beide Teile gleichmäßig Dindenden Verpflichtung 
——— müßte. 


Die Regierung Seiner Majeftät ift ſich darüber flar, daß die jüngſten Ereigniſſe in der Freien Stadt 
bas Nertrauen aeitört und e8 für den Augenblick ſchwer gemacht haben, eine Atmoſphäre zu finden, in 
der vernünftige Natichläge die Oberhand gewinnen können. Angefichts diefer Lage iſt die Polniſche 
Regierung ruhig geblieben, und die Regierung Seiner Majeſtät hofft, Daß die Freie Stadt mit ihren 
alten Überlieferungen wieder einmal, wie jchon früher in ihrer Geſchichte, beweiſen wird, daß ver— 
ſchiedene Nationalitäten zuſammenarbeiten können, wenn ihre wirklichen Intereſſen zuſammenfallen. 
Inzwiſchen verlaſſe ich mich darauf, daß alle —— ihre Entſchloſſenheit erklären und zeigen 
werden, keinerlei Zwiſchenfälle im Zuſammenhaug mit Danzig einen derartigen Charakter annehmen 
zu laſſen, daß eine Bedrohung des Friedens von Europa daraus erwachſen könnte. 


Nr. 439 
Aufzeichnung des Staatsſekretärs des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 13. Juli 1939 


Gelegentlich einer Unterhaltung mit dem Franzöſiſche n Botjchafter, der mich aus anderem Anlaß auf- 
fuchte, brachte ich das Geſpräch auf die jüngſte Rede des Britifchen Dremierminifters”. Ich erklärte Herrn 
Coulondre, daß mir dieſe Rede als ein Ihädliches Novum erſcheine. Here Chamberlain gebe zwar in 
jenen Erklärung an, wenn eine bejjere politische Atmoſphäre eichaffen jei; fünnte vielleicht über das 

deutich-polnische Problem eine Einiqung entſtehen. Er jelber tue aber das jeinige, um die Atmoſphäre 

zu verſchlechtern und die Parteien nod) weiter zu trennen. Die Polen ermutige ev zur Hartnädigfei 
und Gereiztheit, die deutſche Politik aber verſuche ex einzuſchüchtern, was bei uns betanntlich den 
umgefehrten Erfolg habe. Sein ganzes politisches Gebäude aber baue Chamberlain auf einem Irrtum 
auf, er behaupte namlich, Deutichland habe den Status quo in Dangzig bis zum Sabre 1944 qaran 
tiert. Die Mitarbeiter von Chamberlain hätten doch vorher ihre Nafe in die Afte n fteden fonnen, ehe 
fie ihrem Chef einen jolchen Fehler unterbreiteten. 

Soulondre wollte dann die polniſche Haltung als eine gemefjene hinſtellen. Ich beitritt ibm das, 
verwies ihn auf die polnischen Kommentare zur Chamberlam-Erklärung und fagte ibm, meines Er- 
achtens Habe eine enaliiche Zeitung recht, die vor wenigen Tagen aefchrieben babe, nicht die Geheim 
diplomatic fei ſchuld an Kriſen, fondern die öffentliche; die britiichen Rabinettsmitalieder follten ihre 
deutichen Kollegen nachahmen und nun einmal in die Ferien geben. 


Weizſücker 


Nr. 440 
Aufzeichnung des Staatsſekretärs des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 14. Juli 1939 


Der Britiſche Bothafter machte mir heute nad) feinem kurzen Londoner Aufenthalt einen amtlichen 
Befud, bei dem fich das Gefprach natürlich wieder in erſter Linie um die allgemeine Lage drebte. Die 
beiderfeitigen Ausführungen bewegten fic) in der üblichen Bahn. Daß die legte Chamberlain Ertl. 
rung einen Rückſchlag und teine Beſſerung der internationalen Atmoſphäre bewirkt bat, beitritt der 


* Val. Nr 438. 
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Botſchafter nicht, gab es aber aud) nicht ausdrüclich zu. Er arbeitete, wie man das gegenwärtig 
haufig hören fann, mit dem Arqument, dab im Jahre 1914 Sir Edward Grey nach einer verbreiteten 
Nuffaffung fic) und die Britifehe Regierung in fehuldhafter Meife in eine Nebelwolfe gehüllt hätte. 

Diefen Vorwurf wollte fic) die jetzige Enaliiche Regierung eriparen. Andererſeits veritand Nevile 
Senderion ſehr qut, dak bf fe ntliche Erklärungen diefer Art dem Verbündeten, in diejem Falle Polen, 
ledialich den Rüden ſtärken, ftatt ibn zur Beſinnung zu bringen, | 


An einer Stelle des Geſprächs erwähnte Henderfon alg ein Sympton der Lage, daß in Deutjchland 
doch jetzt Reſerviſteneinziehungen ausgeſchrieben worden ſeien. Ich erwiderte hierauf, Tatſache ſei, daß 
In Frankreich und in Volen Mannichaften in Hobe von etwa tə Million über den normalen Stand 
unter den ‚sabnen feien, während die in unferen Zeitungen ausgeichriebenen Nefervifteneinziehungen 
nur das darftellten, was jedes fiehende Heer im Sommer zu tun pflege. Ich fügte noch Hinzu, die 
britische Außenpolitik Schiene mix im übrigen in vollen Krieasporbereitungen zu fein und fidh nad) 
Alliierten umzuſehen, wo immer moalich, wenn auch nicht mit durchichlagendem Erfolge. Henderjon 
verbreitete fic) dann weiter über die allgemeine Lage und jchloß feine Betrachtungen mit feinem Ber- 
trauen auf das bolitiiche Genie des Führers, Schwierigkeiten und Konflitte im richtigen Moment 
unblutig zu löſen. 


Weizfäcker 


Nr. 441 
Der Deutſche Botfchafter in Warfehau an das Auswärtige Amt 


Teleqramm 
Warjdau, den 21. Juli 1939 


Interview Marfchalls Smigly-Rydz mit amerifanifeher Journaliſtin* beftatigt, daß eine Anderung in 
polniſcher Einitellung zu grundſätlichen Fragen Danziger Problems wicht eingetreten it. Die qeqen die 
Deutichen »Anſchlußbläne aerichteten | Ausführungen Ò e8 Marichalls, die in ihrer ſcharfen Formulierung 
Fait noch uber Die Rede Beds vom 5, M tal ‚hinausgehen, find bier offenbar als notwendia empfunden 
worden, well man den Eindrud hatte, daß die Anfang des Monats der biefigen Preſſe auferlegte Reſerve 
im Ausland vielfach als Deichen dex Schwäche gedeutet worden ift. Die wiederholte Betonung, dak Volen 
nötigenfalls auch vime Bundesgenoſſen wegen Danzig zu den Waffen greifen würde, foll die das polnische 
Selbſtgefühl verletende hefe entkräften, daß Polens Bereitſchaft zur Abwehr erſt durch engliſche 
Garantie hervorgerufen worden fei, und Toll gleichzeitig den befreundeten Mächten gegenüber en 
Dah der volniſchen Werbandlunasbereitichaft beitimmte Grenzen geſetzt find. Auch der Zeitpunft d 
Neröffentlichung des Gnterviews am Tage des Cintreffens des Generals ronfide ift in diejem Su 
ſammenhang intereſſant. 

Moltke 


Nr. 442 
Der Deutſche Botſchafter in Warſchau an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Warſchau, den 22. Juli 1939 


Der Kommentar zum Interview des Marſchalls Smigly-Rydz, der geſtern abend auf der Preſſe 
fonferenz des Polniſchen! Außenminiſteriums der Auslandspreſſe mitgeteilt und Danach durch den polniſchen 
Rundfunk verbreitet worden ift, unteritreicht erneut die men Bedeutung, die man polmifcherjeits 
den Ausführungen des Marichalls beigelegt wiffen will. Die Tatlache, dah der Marichall, der bisher 


Fn dem vom News Chronicles am 19. Juli 1939 veröffentlichten Interview hatte Marichall Smialy- Ryd; zur Danzia 
frage unter anderem fofaendes geäußert: »Sofern die Deutfchen weiter bei thren Anſchlußplänen beharren werden, wird 
Dolen b D en Rampf aufnebmen, ſogar wenn es allein und obne Bundesaenoiien ſich ſchlagen follte. Das aanze Volk it darin 
cinia, Wir find bereit, um die Unabbängiafeit Nolens bis zum legten Mann und zur legten Frau zu kämpfen, denn wenn 
wir faaen, daß wir um Danzia kämpfen werden, fo verfteben wir das fo, Daß wir damit um unjere Unabbänaiafeit kämpfen 
werden Danzig it für Polen notwendia. Wer Danzig fontrolliert, fontrolliert unfer Wirtichaftsleben. Die Einnahme 
Danzigs durch die Dentichen wäre eine Sandlung, die uns an die Teil tung Poleng erinnert Aus dieſem Grunde babe ich 
vor vier Monaten die Mobilifierung angeordnet, als Herr Hitler wiederum Forderungen betreffs Danzias und Pommerellens 
erhob Glauben Sie mir bitte, dab die Mobilifieruna nicht nur eine Demonftration war. Wir waren Damals zum Kriege 
bereit, wenn das notwendia aewefen wäre. Polens Armee ift nicht jo groß wie die dentjche Armee, fie ift jedoch eine qute 
Armee. m Kalle eines Krieges wird indeſſen jeder Mann und jede Frau obne Räckſicht auf das Alter polnischer Soldat feina 
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noch niemals ein Interview gegeben Hat, fic) an die internationale Öffentlichkeit wendet, tft an ſich ſchon 
auffallend genug und beweiſt, wie ſehr das Militär, in der Perſon des Oberſten Heerführers, unmittelbar 
in die Außenpolitik eingreift. Oak das Interview offenbar nicht im Außenminiftertum verfaßt, vielleicht 
mit diefem nicht einmal im Wortlaut vereinbart worden ift, zeigen einige Wendungen des Narjealle, 
fo 3.8. über die Beziehungen zu Rußland, die in diefer Form von Herin Bed faum benugt worden 
wären, 


Ich Habe bereits anderweitig darauf hingewieſen, daß die Ausführungen des Marſchalls Smigly— 
Rydz ſich teilweiſe an die Bundesgenoſſen, und zwar in erſter Linie an England, wenden und zum 
Ausdruck bringen ſollen, daß Polen in der Danziger Frage zu keinerlei Konzeſſionen bereit iſt, auch wenn 
$ allein bleibt und ohne Bundesgenoſſen kämpfen müßte. Gn der Preſſe ſowie in dem erwähnten 
Kommentar des Volnifchen Außenminifteriums wird aber in erfter Linie die Bedeutung oes Interviews 
für die deutfche Öffentlichkeit und für die deutfchen Regierungsftellen unterftrichen, denen gegenüber das 
interview »das legte Worte fei. 


pon Moltke 


Nr. 443 
Der Deutfche Botfchafter in Warjchau an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Warfchau, den 22. Juli 1939 


Der Beſuch Generals Ironſide Hat wohl vorwiegend demonftrative Bedeutung. Da offenbar über 
Sujammenarbeit zwiſchen polnischer und engliicher Armee wenig zu vereinbaren war, worauf fon 
das Fehlen eines entiprechenden Stabes von technischen Experten hindeutet, fam es England anſcheinend 
in erfter Linie Darauf an, bier wenigſtens ein jichtbares Zeichen der militärischen Beiltandsbereitichaft 
zu geben, insbefondere nahdem der Wlan eines Non-Stop-Fluges enalifcher Flugzeuge aufgegeben 
werden mußte. 


Polen haben alles getan, um ihren Saft durd) befonders ehrenvolle Aufnahme auszuzeichnen. Auf- 
fallend ift, daß der englische General nad) Mitteilungen der polnischen Preſſe geplanten zweitägigen 
Beſuch in das Gebiet der neuen Nüftungsinduftrie nicht ausgeführt hat. Ob es richtig ift, hierin die 
Auswirkung von Mißitimmungen zu erblicten, exfcheint mir zweifelbatt. Tatſache it aber wohl, dab 
in den englifd-polnifden Beziehungen nicht alles nah Wunfch geht. Schon das Gnterview des 
polnischen Marichalls, in dem diefer, offenbar nicht ganz im Einklang mit Minifter Bed, die Anſätze 
zu einer gewiffen atmofpharifden Entſpannung gerade am Tage der Ankunft des Generals Gronfide 
durch Wiederaufnahme einer ſcharfen Sprache unterbrach, verriet ein gewiſſes Mißtrauen binfichtlich 
der Bereitichaft zur veftlofen Unterſtützung polnischen Standpunftes in Danziger Frage. Ferner ver: 
lautet, daß das bisherige Ergebnis der enaliidypolnifchen Anleiheverhandlungen redt erheblich Hinter 
den Hiefigen Wünſchen zurücbleibt und daß die hierüber entjtandene Verjtimmung ein wichtiger Gegen- 
and der Warfchauer Belprechungen mit enalifchem General gebildet hat. Wie ich Höre, foll e& den 
Bolen gelungen fein, General Sronfide von der Notwendigkeit einer weiteren, und zwar febr erheb- 
lichen Verſtärkung polnischer Nüftungen zu überzeugen. Smweifelhafter Ausgang Mostauer Verhand- 
lungen und polniſche Theje, dab Ausbau polnischer Baſtion wichtiger fei als fragliche Somjethilfe, 
ſcheinen hierbei eine bedeutende Rolle gefpielt zu Haben. | 


Moltke 
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Nr. 444 
Der Deutfche Botschafter in Warfchau an das Auswärtige Amt 


= Bericht 
Warſchau, den 1. Auguſt 1939 ( 


Die Bevölkerung Volens hat den feit nunmehr vier Monaten andauernden Zuſtand der Teil- 

mobilifierung und politischen Unficherheit ertragen, ohne daß es bisher zu einem Sufammenbruch oder 

aud) nur wejentlichen Abflauen der Stimmung gekommen ware. Der alte Hak gegen alles Deutfche 

und Die Überzeugung, dab es Polens Schickſal ift, mit Deutichland die Waffen zu frenzen, figen zu tief, 
als daß die einmal angefachten Leidenschaften fobald wieder zufammenfinfen fünnten. 

Wenn man diejer Einheitlichfeit der Stimmung der polnischen Bevölkerung auf den Grund gehen will, 
ift e8 wichtig, fich die befondere Struftur der polnischen Vevdlferung zu veraegemwärtigen. 

Die polnische Intelligenz ftammt größtenteils aus Bevölferungsichichten, die vor dem Weltkrieg und 
wihrend des Krieges den revolutionären Kampf gegen die fogenannten Teilungsmadte aeführt hatten. 
Dieje polnische Intelligenz verwaltet heute den Staat, ihre einzige Exiftenzbafis ift die Staatsitellung. 
Sie fühlt fid) als Haupttrager des nationalen Gedanfens und der polnischen Staatsidee und ift auch 
infolge ihrer nationalrevolutionären Tradition von einem nationalen Fanatismus erfüllt, der durch 
gegnerische Propaganda nicht fo leicht zu erſchüttern ift. Großgrundbefiß und Großbürgertum, zahlen: 
mäßig an fich zu unbedeutend, um als bejonderer Faktor bewertet zu werden, bleiben fehon wegen ihrer 
ftarten Verbundenheit mit der franzöfiichen Kultur in ihrer Abneigung gegen Deutichland Hinter den 
übrigen Kreijen der Intelligenz nur wenig zurück. 

Die große Maffe des polnischen Yandvolfes ift ftumpf und unwiſſend, zum großen Teil analphabetiich 
und von jeder Negierung leicht zu lenfen, die fic) mit flaren nationalen Darolen an fie wendet. Dfarrer 
und Lehrer find die Werkzeuge, mit deren Hilfe die politifd) geitaltloje Maffe der Dorfbewohner aeleitet 
und beeinflußt wird. Auch die fortgeichrittenere Schicht der bäuerlichen Bevölkerung fteht im deutich- 
feindlichen Yager. 

Die polnische Arbeiterichaft, die in fehr gedrückten fozialen Verhältniſſen lebt, ift überwiegend 
marxiſtiſch eingeftellt und fteht Schon daher dem nationalfozialiftiichen Deutichland feindlid) gegenüber. 
ihre politifche Oraanifation hat überdies alte Traditionen aus dem nationalen Freiheitskampf, die Ihr 
das Sufammenaeben mit bürgerlichen Nationaliften im Kampf gegen Deutichland erleichterten. 

Cin eigenvölfiiches Kleinbürgertum ift in Polen fat nicht vorhanden. Seine Stelle wird von einer 
fiarfen jüdiſchen Mittelichicht eingenommen, der das Nationalbewußtjein fehlt und der daher alle 
Untugenden des Kleinbürgertums, wie RNeiqung zu Angitlichfeit und zum Gerüchtemachen in verviel- 
fachtem Maße anbaften. Dieje jüdische Mittelſchicht Poleng ijt, forveit e8 fic) um den Kampf gegen 
Deutichland handelt, ein natürlicher und fanatischer Bundesgenofje des polniſchen Chauvinismus. 

Befondere Beachtung verdient die Tätigkeit Des polnischen Klerus, deffen Einfluß bei der ftarfen, 
noch alle Volksſchichten umfaſſenden Neligiofität ungeheuer groß ift. Er ftellt fich für die perfönliche 
Reeinfluffung der Bevölkerung im Sinne der polnischen antideutſchen Propaganda um fo williger 
reſtlos zur Verfügung, als feine eigenen Biele fih völlig mit denen des Staates deden. Er verkündet dem 
|. Rolfe, dah Polen vor einem heiligen Kriege gegen das deutiche Neubeidentum ſteht, und laßt fi an 
Chauvinismus faum übertreffen. So wird berichtet, daß einzelne Geiftliche auf dem flachen Lande jchon 
Gottesdienfte für den polniſchen Sieg abhalten und erklärt haben, daß fie nicht für den Frieden beten 
fönnten, da fie für den Krieg feien. Ein vom Kardinal angeordneter Vittgottesdienft für den Frieden 
wurde von den Geiltlichen vielfach in der Weiſe umgeftaltet, daß für einen polnischen Sieg gebetet 
wurde ”, 

Die Bejonderheit der polnischen Bevölkerungsſtruktur und die geſchickt auf fie eingeftellte Propa 
qanda haben bewirkt, daß in Bolen, aud) in der Maffe der Bevölkerung, dev Widerftandswille offen. 
bar ungebrochen fortbeiteht. Die Parolen der Regierungspropaganda werden blindlings geglaubt; 
weitefte Kreife find tatfächlic) davon übereugt, dap fich Polen auf feiten der künſtigen Sieger befindet, 
dah in Deutjchland die Bevdlferung Hungert, daß täglich Scharen von hungernden deutjchen Soldaten 
und Arbeitsmännern nad) Volen defertieven, daß das deutiche Krieasmatertal bon ſehr fragwürdigem 
Wert ſei, daß die deutſche Außenpolitik eine Niederlage nach der anderen erleide. Ehenſo iſt es den 
polniſchen Propagandaſtellen gelungen, die öffentliche Meinung weitgehend davon au überzeug: —* 
ein Kampf um Danzig einen Kampf um die Unabhängigkeit Poleng bedeutet. Auch in den Schi en 
der Antelligenz, die über einige Auslandserfahrung verfügen und Saher pas wahre it ig 
wijden Deutichland und Polen richtig einzuſchätzen vermögen, iſt der Widerſtandsgeiſt nod) i 
insert vorhanden. Selbſt für den Fall, daß Volen im Laufe eines Krieges gänzlich von deutſchen 
— — daß Polen letzten Endes dank dem Siege der Koalition 
Truppen beſetzt würde, ijt man davon überzeugt, dab Volen legten \ — ana. mn na i 
größer und mächtiger denn je wieder erftehen mute. Eine gewiſſe Neigung zum Vabanque-Spiel, die 


* Mal. auch Nr 392. 
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un polnijden Chavatter liegt, verleitet jogar jest mande zu der Auffaſſung, dab Polen, um dem zer— 
märbenden Einfluß der langdauernden Kriſe entgegenzuwirken, eher rüber als fpater losichlagen folle. 
Diese aanze optimiftiiche Einftellung hat freilich zur Vorausjegung, daß das Vertrauen auf die Bundes- 
genoſſen, im bejonderen auf England, unerichüttert bleibt. Wenn in diefer Hinficht der Mißerfolg der 
polniſchengliſchen Anleibeverhandlungen unzweifelhaft eine gewiſſe Nervofität hervorgerufen bat, jo hat 
andererieits die polniſche Propaganda das Ahrige getan, den Schlag zu parieren. Man wird daher 
aut tun, diefe Vorgänge und ihre Rückwirkung nicht zu überſchätzen. 


Die vier Monate der bolitiichen Spannungen und der polnischen Teilmobitifierung haben, wie aus 
den voritehenden Ausführungen hervorgeht, bisher feinen Einfluß auf die moralische und materielle 
Wideritandtraft der Volen gehabt. Bei dem Vertrauen der Polen in ihre Bundesgenoſſen, das VOL 
nebmlich von enalifcher Seite propagandiftijd mit Sorgfalt genabrt wird, wird aud) in der nächiten 
Zukunft mit einer Wandlung der Grundhaltung der Volen nicht zu vechnen fein. 


von Moltke 


Nr. 445 


Mitteilung des Staatsfekretärs des Auswärtigen Amts an den Polnischen 
Sefchäftsträger, 9. Auguft 1939 


Die Reichsregierung bat mit großem Befremden von dev Note der Volniichen Regierung an den 
Senar der Freien Stadt Danzig Kenntnis erhalten, in der die Zurücknahme einer anaebliden — auf 
unwahren Gerüchten beruhenden — Anordnung Des Senats zwecks Verhinderung der polnischen Zoll- 
infpeftoren an der Ausübung ihres Dienftes, die in Wirklichkeit von dem Senat der Freien Stadt 
qar niht erlaffen war, in ultimativer form aefordert wurde. Am Falle einer Weigerung wurden Ver: 
geltunggmaßnahmen gegen die Freie Stadt Danzig angedroht*. 

Die Reich reaierung fieht fich veranlaßt, die Polnijde Regierung darauf Dinzwweifen, daß cine 
Wiederholung folder ultimativer Forderungen an die Freie Stadt Danzia und die Androhung von 
Vergeltungsmaßnahmen eine Verſchärfung in den deutſch volniichen Beziehungen herbeiführen würde, 
für deren folgen die Verantwortung ausschließlich auf die Polniſche Regierung Fallen würde und für Die 
die Reichsregierung ihon jest jede Verantwortung ablehnen muB. 

Die Neichsregierung lenkt fernerhin die Aufmerkſamkeit der Volnifchen Regierung auf die Tatſache, 
daß die von der Polniſchen Regierung getroffenen Maßnahmen zur Verhinderung der Einfuhr gewiſſer 
Maren aus der Freien Stadt Danzia nach Polen geeignet find, ſchwere wirtichaftlide Schädiaungen 
flix die Bevölkerung Danzigs hervorzurufen. 

Sollte die Polniſche Neaierung auf dex Aufrecbterhaltung derartigen Mahnabmen beharren, fo bliebe 
nach Auffaſſung dev Neichsregierung nad) Lage deu Dinge der Freien Stadt Danzig feine andere Wahl, 
als fich nad) anderen Ausfuhr: und damit auc) Einfuhrmöglichkeiten umzufeben. 


Nr. 446 


Mitteilung des Unterjtaatsjekrefärs im Polnijchen Außenministerium an den 
Deutfchen Gefchäftsträger in Warfchau, 10. Auguft 1939 


(Libexjesung) 


Die Regierung der Republik Polen Hat mit der lebhafteyten UÜberraſchung von der Erklärung Kennt: 
nig genommen, die der Staatsfefretar im Deutichen Muswartiqen Amt dem Geſchäftsträger Volens a. 1. 
in Berlin am 9. Auauft 1939 über die zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig beftehenden Ve 
siehungen aemacht bat**. Die Polniſche Regierung fann tatfächlich feine juriſtiſche Grundlage erkennen, 
die eine Einmiſchung Deutjchlands in die vorgenannten Beziehungen vechtfertigen könnte. 

Wenn über das Danziger Vroblem zwiſchen der Polniſchen Regierung und der Reichsregierung 
Meinunasaustaniche ftattacfunden Haben, fo war dies allein in dem auten Willen der Volniichen Regie- 
runa begründet und eraab fidh keineswegs aus iraendwelcher Verpflichtung. 

An Beantwortung der vorgenannten Erklärung der Neihsregierung ift Ne Polniſche Regierung 
aenvungen, die Deutiche Regierung darauf hinzuweiſen, daß fie wie biSher auch in Qufunft aegen jeden 
Neriuch der Behörden der Freien Stadt, die Nechte und Intereſſen in Frage zu ftellen, die Volen auf 
Grind feiner Abkommen in Danzig bejißt, vorgehen wird, und gwar durch Mittel und Maßnahmen, die 
fie allein für angebradt Halt, und dab fie eventuelle Einmiſchungen dev Reichsſsregierung zum Schaden 
dieſer Nechte und Antereffen als Angriffshandlung anſehen wird. 
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Nr. 447 

Der Deutfche Gefchaftstrager in Warjchau an das Wuswiirtige Amt 
Teleqramm 


Warfchau, den 11. Auguft 1959 


Su geſtern fernmündlich duregegebener Mitteilung Arciſzewſkis an mich” mitteile ergänzend, dap 
Herr Bed geitern, ehe mich Areiſzewſti empfing, Botſchafter Englands und Frankreichs zu fidh beitellt 
hatte. Offenbar hat Beef Wert darauf gelegt, vor Abgabe Erklärung an uns das Plazet der Bundes- 


genofjen einzubolen. 
Wühlifch 


Nr. 448 
Der Deutfche Botjchafter in London an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
London, den 10. Auguſt 1959 


Ich aufiuchte aeitern Lord Halifax, um mid vor Urlaubsantritt von ibm zu verabjchieden. Im 
Verlauf der Unterbaltung, die im allgemeinen den bei folehen Anläſſen üblichen Charakter trua, fragte 
Salifar, ob der Notenwechſel zwilchen Senat und polntichem Vertreter Chodacki** jowie die Tcharfe 
Sprachführung deuticber Preſſe eine bedrohliche Verschärfung der Lage in Danzig herbeigeführt bätte. 
Ich hinwies auf den prodozierenden Artikel im »Czas«***, der eine jcharfe Zurückweiſung erforderlid) 
gemacht hatte, fowie auf die Herausfordernde Sprache Chodackis im Notemwechfel mit Senat. Es zeige 
ich aufs neue die Nichtigkeit der deuticherjeits vertretenen Anficht, daß e8 letzthin die — meift Hauvi- 
nistiichen und unverantiwortlich handelnden — lofalen polnischen Stellen feien, in deren Hand die Ent- 
icheiduna über Krieg und Frieden gelegt fei. An diefen Zuftänden tame die innere Brüchiafeit Polens 
mit feinen auseinanderftrebenden politifeben Strömungen zum Ausdrud, 

Halifax behauptete, daß die Britifche Regierung ihren Einfluß in Warſchau im Sinne der Mäßigung 
aeltend mache. Seine weiteren Ausführungen befehrantten fic auf eine Wiederholung des Inhalts feiner 
Rede in Chatham SoufeTTr. 


Dirkjen 


Nr. 449 
Aufzeichnung des Staatsjekretärs des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 15. Auguft 1939 


Der Franzöfiiche Botſchafter meldete fidh heute bei mir nach Rückkehr von feinem Urlaub. Der 
Rotichafter drückte fidh zur Lage etwa folgendermaßen aus und brachte dies ruhig und beftimmt vor: 
Frankreich Habe feine Stellung bezogen. Sein Verhältnis zu Polen und zu England jei befannt. Ein 
Ronflift zwiſchen Deutichland und Polen werde automatiſch Frankreich einbeziehen. Das ſei eine 
Tatfache, fein Wunſch Frankreichs. Vielmehr wünſche Frankreich nichts dringlicher als einen deutſch— 
polnischen Ausgleich, beſonders hinſichtlich Danzigs. Cr hore, dağ einer Regelung defer Conderfrage 
auch eine allgemeine deutich-volnifche Entipannung folgen würde. So fet In kurzen Worten Jem Eindrud 
aug feinen fetten Geſprächen mit Daladier und Bonnet. Sein friſcher Eindruck in Berlin aber fer der 
einer gewiſſen Verſchärfung dev Lage. Beſonders bejchaftiqe ibn, daß in den neueften deutſchen Aus- 


laffungen der Ehrenpunkt wiederholt vorfomme; das bedeute doch offenfichtlich eine ernſte Zuſpitzung. 


Ich habe Coulondre daraufhin beitätigt, bab die Lage eine andere fet ala vor feinem Urlaubsantritt 
im Auli. Alsdann Holte ich ziemlich weit aus und zog die nötigen Argumente heran, um die ungezugelte 
ſelbſtmörderiſche Politik Wolens zu kennzeichnen. ch ſprach Coulondre von der ultimativen Note 

* Nal. Nr. 446 
** Bal, Nr. 432, 435 und 434. 
KES Die Marichauer Zeitung »Czas« 
die Polens Ehre ſchützen. Es follen fich alle flar darüber fein, d 
entgegen den offenfichtlichen Intereſſen der Danziger Bevölkerung 
+ Val. Nv. 432, 433 
+i Ral Mr 312 


vom 7. Auauit hatte u. a. folgendes geſchrieben »Die Geſchütze find auf Danzia gerichtet, 
ak diefe Geſchütze fchiefen, wenn die Behörden der Freien Stadt 
Polen vor irgendwelche vollendete Tatjachen ftellen wollen.« 
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Polens an Danzig vom Samstag vor 8 Tagen, von der Aggreſſivität in dem vorwöchigen Meinungs- 
austaufch zwiſchen Berlin und Warſchau, von den provokatoriſchen Äußerungen der gefteuerten 
polnischen Preſſe, von den fortgefegten Unterdrüdungs, RKnebelungs-, Ausweifungs- und ähnlichen 
Mainahmen der polnischen unteren Anftanzen (ich zeigte Coulondre dazu eine mir darüber friſch 
zugegangene Lifte) und erklärte diefes alles als das faktiſche Ergebnis der Verſprechungen Frankreichs 
und Enalands an Volen. So alfo fei die Saat aufgegangen, welche die Weftmächte in Yolen aug- 
qejtreut batten. 

Coulondre machte dann einen fleinen Ausflug in die Vergangenheit und ftellte die engliſch-franzöſiſche 
Garantieleifttung an Volen Hin alg das unvermeidliche Ergebnis der deutſchen Errichtung des Protek— 
torats in der Tchechei. Am Übrigen behauptete der Botſchafter, es herrſche nad der franzöſiſchen 
Rerichteritattung aus Warichau dort fein Libermut, vielmehr bewahre die Polnische Regierung 
kühles Blut. 

Ich führte nun erhaltenem Auftrag gemäß eine jehr ernite, warnende Sprache und beitritt Coulondres 
Darleaungen auf das beftiafte. Die Polniſche Regierung vegiere außerdem ja gar nicht. Sn Paris 
wife man anfcheinend nicht, was »polniſche Wirtſchaft« fei. Die Polniſche Regierung fei auch feines 
weas bei Veritand, ſonſt könnten ultimative Drohungen, wie kürzlich in Danzig, nicht durd) polntiche 
Divlomaten ausgeſprochen werden. Derartige Exzeffe bewiefen nur den polniſchen Glauben an die 
beiden aroßen Brüder im Weiten, die fon helfen wiizden. Wir fönnten und würden uns eine Fort 
ſetzung eines folchen polnischen Verbaltens nicht weiter gefallen laffen. Polen ziehe als Amokläufer fein 
Schickſal über fidh zusammen. 

Ich fuhr dann fort, wie jede Dummheit, Habe auch die polniſche ein gewiſſes Verdienft: 

1, fäben daraus Volens Freunde, was fie felber angerichtet hätten, und 

2, befreie Volen feine Freunde damit von ihrer Unterjtüßungspflicht, 
denn man könne fich ja nicht vorftellen, daß etwa Frankreich oder England zuguniten ihres wild 
gewordenen Freundes ihre Exiſtenz aufs Spiel ſetzen wollten. Ich verjtande Daher aud) nicht, wieſo 
Coulondre zu Beginn unferer Unterhaltung die Franzöfiiche Hilfe an Yolen als eine jelbitverjtändliche 
und automatische Habe bezeichnen fonnen. 

Coulondre ſprach dann einen Augenblic davon, daß der franzöſiſch polnische Biindnisvertrag dure 
die diesjährige Garantie nod) verſtärkt worden fei, die juriftiihe Bindung an Polen fei aber nicht 
ausſchlaggebend. Frankreich brauche zu feiner Sicherheit das Gleichgewicht Europas. Würde dies 
zugunſten Deutjchlands geſtört, d. H. würde Polen jest von uns überrannt, jo fame in abjehbarer Zeit 
Frankreich an die Reihe, oder aber es müfje herabſinken etwa auf das Niveau von Belgien oder Holland. 


y 


Frankreich würde damit praftiich zum Vaſallen Deutichlands und dieſes wolle es eben nicht. 

Ich legle dem Botſchafter dringend nahe, fih über das tatfadlide Verhalten Polens zu unterrichten 

m en dringend Ad a ha > 
und fi) von feinem totalen Irrtum über das Benehmen feiner Freunde Furieren zu laſſen, dann werde 
er auch zu den richtigen Schlußfolgerungen tommen. 

Als Coulondre mich nad) dieien Schlußfolgerungen fragte, fagte id) ihm, Polen müffe den beredtigten 
Anſprüchen Deutichlands nachkommen und es müffe fein Gefamtverhalten gegemüber Deutichland 
total umiftellen. 

Schliehlich meinte dev Botfchafter, zu einem Drud auf Warſchau wie im vorigen Jahr auf Prag 
werde feine Regierung fih nicht verftehen. Die Lage fei eine andere als damals. 

ch erwiderte Coulondre trocden, ich hätte ihm bzw. feiner Negierung feine Natfehlage zu erteilen. 
Cie möge fi) die Tatfachen anſehen und diefe ſprechen laffen. 

Zum Schluß verficherte mic der Votjchafter feiner Bereitichaft zu jeder Yat von Mitwirkung an 
der Bewahrung des Friedens. Ein europäiſcher Krieg würde enden mit emer Niederlage aller, aud) 
des Heutiaen Nufland. Der Sieger ware nicht Stalin, fondern Troßfi. 


Weizſücker 


Nr. 450 
Aufzeichnung des Staatsſekretärs des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 15. Auguſt 1939 


Der Britiſche Botchafter kam heute nach längerer Zeit zu einer Ausſprache zu mir. Er fragte mid 
ziemlich unvermittelt nad) dem Ergebnis des Ciano-Beſuches in Salzburg. 

Auf Ciano und die Gefpräche mit ihm ging ich in meiner Antwort nicht ein. Ich fehilderte ihm aber 
die Verichlechterung der Cage zwischen Berlin und Warſchau und hielt mich etwa an den Sedanfengang, 
dem ich Heute Frith auftragsgemäß gegenuber dem Franzöſichen Botichafter gefolgt war. Meine Aus- 
drucksweiſe über die polnische Politik habe ih gegenüber Henderjon vielleicht nod um eine Kleinigkeit 
ſchärſer gewählt als gegenüber Coulondre. 
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Henderjon Fnüpfte an die Sollinipeftorenfrage* die Behauptung deutichen Waffenſchmuggels und 
einer weitgehenden Militarifierung Danzigs, womit polnische Rechte und Intereſſen berührt feien, ohne 
daß Polen remonſtriert habe. Ich beftritt auf das energijdfte, daß die militärischen Maßnahmen in 
Danzig unberedtigt feien. Danzig mache nichts anderes, als daß es fich gegen feinen Beſchützer ſchütze. 
Das werde wohl doch nod) erlaubt fein. Sm übrigen führte ih wieder aus, wie die britische 
Politik der Polniſchen Regierung Narrenfreiheit gegeben Habe, welche fich die Polen nunmehr ungezügelt 
zunuße machten. England müſſe jest erkennen, wohin feine fogenannte Einkreiſungspolitik geführt 
habe, und werde dod wohl ſchwerlich geneigt und verpflichtet fein, fich von feinen wild gewordenen 

polnischen Freunden ins Unglüc führen zu laffen. 


Auch bei dem Gejpräc mit Henderjon Heute nachmittag ergab fidh wieder ein fundamentaler Unter 
ſchied in der Auffaflung von der Haltung der Polen. Henderjon bzw. feine Regierung behauptet, Dolen 
fei vernünftig und ruhla, und beftreitet, daß Bolen in der Cage ware, einen Anariffsaft gegen Deutſch— 
land zu begehen. m allen anderen Fallen eines deutich-polnifchen Zuſammenſtoßes aber fei die Britifche 
Regierung zur Waffenhilfe verpflichtet und zu dieſer fet entſchloſſen. Im übrigen werde Polen 
Schritte von qrofer Tragweite nicht tun, ohne fidh des Londoner Cinverftandniffes zu verfichern. 


Ich fragte darauf den Botichafter, ob etwa das Londoner Einverftändnis zu der Drohnote an Danzig ** 
oder zu der polnischen Erklärung von Mitte voriger Woche an uns *** oder zu all den provofatorischen 
Reden und Artikeln und zu der fortgefebten Bedrängung der deutichen Minderheit vorliege. Das Maß 
unferer Geduld fei bis an den Rand gefüllt. Die Politi eines Landes wie Polen fege fic) aus taufend 
Yirovofationen zujammen. Ob England wohl damit redne, Polen von jeder neuen Unbefonnenbeit 
zurückhalten zu können? Es fei doch alles pure Theorie, wenn England glaube, Polen in der Hand 
zu haben, folange Warichau fih von London gedeckt fühle. Umgefehrt liege es. 


Alsdann hatte id) nod) gegenüber dem Botjchafter die Behauptung zu dementieren, daß durch unjeren 
i Generalfonful in Danzig verichärfende Anftruftionen nah Danzia gelangt feien. ch bezeichnete diefe 
dem Botichafter hinterbradte Behauptung als eine glatte Lüge. 


Der Botſchafter ging dann zu der Frage über, ob nicht das Problem Danzig fo lange verſchoben 
werden fünne, bis es in einer ruhigeren Atmosphäre lösbar fei. Er veripreche fich dann auch für uns 
einen befferen Erfolg. Genderjon meinte, ich würde ihm auf diefe Frage wohl nicht antworten Fünnen, 
Vd) erwiderte ihm aber damit, feine Frage fei eine rein theoretiiche, denn eine Verſchiebung würde in 
Polen zu nichts anderem ausgenügt werden, als das Unheil noch zu vergrößern, was es jest fon 
anrichte, fo daß von einer Verbeiferung dex Atmoſphäre gar feine Rede wäre. 

Henderſon meinte dann, ob denn nicht deutich-polnische Verhandlungen zu führen wären, zu denen wir 
den Anſtoß aeben fünnten. Hierauf erinnerte ic) Henderjfon daran, daß Bed in feiner legten Par 
lamentsrede fidh wie ein Paſcha auf den Diwan gejebt habe mit der Erklärung, wenn Deutichland fid 
den polnischen Brinzivien anpaffe, fo fei er bereit, in diefem Rahmen Vorjchläge gnädig entgegenzu- 
nehmen. Außerdem hätte ja gerade in der vorigen Woche die Polnifche Regierung erklärt, dap jede 
deutiche Initiative auf Koſten polnifder Anſprüche als eine Anariffsbandlung anzufeben fet. Ach fabe 
alio feinen Naum für eine deutiche Initiative. 

Henderſon Ceutete dann noch auf eventuelle ſpätere umfaſſende. deutſch engliſche Erörterungen, in 
großen Fragen wie Kolonien, Rohſtoffe uſw. hin, ſagte aber gleichzeitig, die Lage ſei doch viel ſchwieriger 
und ernſter'als im Vorjahre, denn Chamberlain könne nicht noch einmal bei uns angeflogen fommen. 

ch erklärte mich meinerfeits auperftande, andere Ratſchläge zu geben, als daß Polen in dem akuten 
Problem Danzig und in ſeinem geſamten Verhalten zu uns ſchleunigſt Vernunft annehmen müſſe. 


Henderſon verließ mich mit dem Gefühl vom Ernſt und der Drinalichfeit der Lage. 


MWeizjäcker 


Nr. 451 
Aufzeichnung des Staatsfekretiirs des Auswärtigen Amts 
Berlin, den 18. Anauft 1039 


Der Britiſche Botſchafter war heute bei mix, um mir zu jagen, ev werde vorausfichtlid am nächſten 
Dienstag nad) Salzburg fliegen. Am Mittwoc) fet das Hauptrennen der Motorradler, an weldem aud 
eine Neibe von Engländern teilnahmen. 

Qur politifeben Lage übergehend, bemerkte Henderſon wieder, er jei überzeugt, Polen werde fidh zu 
feinen Vrovofationen hinreißen laffen. Dafür werde die Britiſche Regierung fon jorgen. 


— 


** Mol Nr. 432 
*** Mal Nr. 446. 
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Je mußte bei Sir Nevile Henderjon wieder eine völlige Verfennung des polnischen Berbaltens gegen 
Me Deutſchen feititellen und erklärte ihn den wahren Tatbeitand. Wir ftellten in diefer Sinficht eine 
gründliche Neinungeverſchiedenheit zwiſchen den britiſchen und deutſchen Informationen und Auf— 
faſſungen felt. Henderfon fagte dann nochmals mit allem Nachdruck, man möge fich doch in agree 
nicht dem Irrtum hingeben, als werde Enaland den Yolen feine å$ Waftenbilfe leihen, Er fenne doch È 
heutige Yage in Enaland, 


Weizfäcker 


Nr. 452 
Der Deuffche Sefchäftsträger in Wafhington an das Auswärtige Amt 


Bericht 
Wafhington D. C., den 21. Auguft 1939 


Wie ich zuverläſſig erjahre, bat Mr. Bevin, Generalfefretär der _» transport und General Worfers 
Union of Great Britain«, der fidh gegenwärtig in New Yori alg Delegierter sum Wonareh für demo 
fratijde Erziehung aufhält, gegenuber einem amerifaniichen Freunde die Meinung aus drückt, daß der 
Krieg unvermeidlich ſei, es ſei denn, Deutſchland gabe nad. Dies begründet Bevin damit, dab er und 
jeine Gewerfichaftsfollegen die führenden Leute in der Britifchen Negierung fennen. Sie hätten in ihren 
eigenen Kämpfen jelbit die Erfahrung gemadt, daß diefe Art von Leuten (these people) an ihrer 
Meinung fefthielten, wenn fie fic) einmal entichloffen hätten. Dies fei Heute qewif der Fall, und die 
Yabour-Barty habe dabei mitgewirkt, diefe Entichlofienheit hervorzurufen. 


Shomfen 


Nr. 453 
Der Deutsche Gefchäftsträger in Condon an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
London, den 22. Auguſt 1939 


Amtliches Communiqué über heutige Kabinettſitzung hat folgenden Wortlaut: 


»Bei feinem heutigen Sufammentritt beriet das Kabinett über die internationale Lage in ihrer ganzen 

in ameite, Das Kabinett nahm außer den eingetroffenen Berichten über militärische Beweaungen in 
Deutichland 8 die Mitteilung zur Kenntnis, dab ein Nichtangriffsvertrag zwifchen der Deutichen und der 
Somjetruffiichen Regierung vor dem Abſchluß tehe” 


Es zögerte nicht, die Entſcheidung zu treffen, daß ein ſolches Ereignis ſeine Verpflichtungen gegenüber 
Polen in keiner Weiſe berühre, Verpflichtungen, die das Kabinett verſchie dentlich in der Offentlichkeit 
dargelegt hat und die zu erfüllen es entſchloſſen iſt. 

Das Varlament iſt für den nächſten Donnerstag einberufen worden, und die Regierung beabfichtigt, 
beide Häuſer zur Durchbringung der »Emergenen Vowers (Defence) Bille durch alle parlamentariichen 
Stadien aufzufordern. Hierdurch wird die Neaieruna in die Lage verfest werden, unverzüglich alle 
notwendigen Mabnabmen zu ergreifen, wenn e8 die Sachlage erfordern follte, An der Zwiſchenzeit 
werden von den Abteilungen weitere Maßnabmen vorbeugender Art aetroffen, 3.8. die Einberufuna 
eines beftimmten Verfonals der Könialichen Marine, Armee und Luftwaffe fowie des Luftſchutzes und 
der Sivilverteidiqung. Es werden ferner Vorkehrungen getroffen, um gewiſſe Angelegenheiten zu regeln, 
die Die Ausfuhr lebenswichtiger Materialien und Waren aus diefem Lande betreffen, 

Während fie diefe diesmal für notwendig erachteten Vorfichtsmaßreneln trifft, ift die Regierung nach 
wie vor der Anlicht, Daß es in dem zwiſchen Deutichland und Volen entitandenen Streitfall nichts gibt, 
was Die Anwendung von Gewalt * die Einbeziehung in einen europäiſchen Krieg mit allen ſeinen 
tragiſchen Folgen rechtfertigen würd 

Es gibt, wie der a wiederholt gefagt Hat, tatfächlic feine Frage in Europa, die nicht 
einer friedlichen Löſung zugänalich wäre, wenn nur ein Zuftand des Vertrauens wiederbergeitellt werden 
fünnte, 


Die Megierung Seiner Majeltät it wie ftets bereit, bei der Schaffung eines folden Zuſtandes zu 
helfen, aber wenn troß aller ihrer Bemühungen andere am der Anwendung von Gewalt beiteben, io it 
fie Darauf vorbereitet und entichloffen, bis zum äußerſten Widerftand zu -leiften. « 


Kordt 
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Nr. 454 
Der Britifche Bremierminifter Chamberlain an den Führer, 22. Auguft 1939 


(Überiegung) 


. : Condon, den 22. Auguft 1939 
Euer Erzellenz! 


Euer Erzellenz werden bereits von gewiſſen Maßnabmen Kenntnis erhalten haben, die von Seiner 
Majeitit Negierung getvoffen und Heute abend in der Preſſe und im Nundfunk befanntgegeben wurden. 

Diefe Maßnahmen find nach Anficht Seiner Majeftät Regierung notwendig geworden durch Truppen 
beiveaumaen, über die aus Deutichland berichtet worden ift, und durch die Tatfache, daß anjcheinend die 
Ankündigung eines deutich-Torvjetiichen Ablommens in gewiffen Kreijen in Berlin als Anzeichen dafür 
aufaefaßt wird, daß eine Sntervention feitens Großbritanniens zugunften Polens nicht mehr eine 
Eventualität daritellt, mit der zu rechnen notwendig ift. Kein auößerer Fehler könnte begangen werden. 
Melcher Art auch immer das deutich-Towjetiiche Abkommen fein wird, fo fann es nicht Großbritanniens 
Verpflichtung aegenüber Volen ändern, wie Seiner Majeftat Regierung wiederholt öffentlich und flar 
Daracleat bat, und diefe entſchloſſen ift, zu erfüllen. 

Gs ift behauptet worden, dah, wenn Seiner Najeftat Regierung ihren Standpunkt im Jahre 1914 
klarer dargelſegt hatte, jene aroße Rataftvophe vermieden worden ware. Unabbangiq davon, ob dieſer 
Behauptung Bedeutung beizulegen ift oder nicht, ift Seiner Majeſtät Regierung entjchloffen, dafür zu 
jorgen, dak im vorliegenden Falle fein fold tragiiches Mißverſtändnis entjteht. 

Nötigenfails it Seiner Majeftät Regierung entſchloſſen und bereit, alle ihr zur Verfügung ftehenden 

Kräfte unverzüglich einzuſetzen, und es it unmöglich, das Ende einmal begonnener Feindſeligkeiten 
abzuſehen. Es würde eine gefährliche Täuſchung ſein, zu glauben, daß ein einmal begonnener Krieg 
frühzeitig enden würde, jelbjt wenn ein Erfolg auf einer der verfchiedenen Fronten, an denen er geführt 
werden wird, erzielt worden fein follte. 

Nachdem unfer Standpunkt cuf diefe Weife vollfommen flar dargelegt ift, möchte id) Euer Exzellenz 
wiederholt meine Überzeugung dahingehend zum Ausdruck bringen, daß Krieg zwiſchen unſeren beiden 
Volkern die größte Kataſtrophe darſtellen würde, die überhaupt eintreten könnte. Ich bin überzeugt, 
daß weder unier Volk noch das Ihrige einen Krieg wünſcht, und id) fann nicht erſehen, daß die zwiſchen 
Deutichland und Polen ſchwebenden Fragen irgend etwas enthalten, das nicht ohne Gewalt geloft 
werden fünnte und follte, wenn nur ein Zuftand des Vertrauens wiederhergeftellt werden fonnte, Der 
e8 ermdalichen würde, Verhandlungen in einer beſſeren als der heute beitehenden Atmoſphäre zu führen. 

Wir find immer bereit geweſen und werden e8 auch ftets fein, zu dev Schaffung von Bedingungen 
beizutragen, in denen folde Verbandlungen tattfinden fonnten und in denen es möglich fein würde, 
aleichzeitin jene arößeren, zukünftige internationale Beziehungen beriihrenden Probleme zu erörtern, 
einschließlich die uns und Ener Exzellenz intereffierenden Angelegenbeiten. 

in dem beute beitebenden Spannungszuſtande nehmen jedoch die Schwierigkeiten zu, die friedlichen 
Nerhandlunaen im Wege fteben, und je länger diefe Spannung aufrechterhalten wird, defto ſchwerer 
wird fid die Vernunft durchzuſetzen vermögen. 

Dieie Schwierigkeiten könnten jedoch gemildert, wenn nicht bejeitigt werden, wenn über einen 
anfänglichen Zeitraum auf beiden Seiten — und überhaupt auf allen Seiten — eme Pauſe eingehalter 
werden könnte, in der Preſſepolemik und jedwede Aufreizung einzuftellen fel. 

Wenn eine folde Pauſe herbeigeführt werden könnte, dann dürfte Grund zu der Hoffnung bejteben, 
dak, nach Ablauf diefes Zeitraums, in dem Schritte unternommen werden fonnten, um die bon beiden 
Seiten erhobenen Beſchwerden bezüglich der Behandlung von Minderheiten zu unterfuchen und in 
Angriff zu nehmen, qeeiqnete Bedingungen geſchaffen ſein würden für die Aufnahme von direkten 
Rerhandlungen zwiſchen Deutſchland und Polen über die zwiſchen Ihnen beſtehenden Fragen (unter 
Mitwirfuna eines neutralen Vermittlers, ſollten beide Varteien dies für zweckmäßig erachten). 

Ich fühle mich jedoch verpflichtet zu jagen, daß mur eine geringe Hoffnung beftehen würde, jolche 
Verhandlungen zu einem erfolgreichen Abſchluß zu bringen, wenn gin pon njang an eeno; oap 
ein zu erreichendes Abkommen, bei feinem Abſchluß von anderen ten _ ig werden würde. 
Seiner Majeität Regierung würde bereit ſein, wenn der BWunie) age ausge|pr ) me n werden ſollte, zu 
Ser wirkſamen Durchführung ſolcher Garantien nach ihrem Bermogen beizutragen. | 

In dieſem Augenblick geſtehe ich, daß ich feinen anderen Weg fehe, eine Kataſtrophe zu vermeiden, 
die Europa in den Krieg fubren wird. | EP Sy — | ei 

Sin Sinblic auf die ſchweren Folgen für die Menſchheit, bie aus = * ihrer Herrſcher 
entiteben können, vertraue ich darauf, daß Euer Exzellenz mit tiefſter Uberlequng die Ihnen von miy 


dargelegten Gefichispuntte abwägen werden. 


Neville Chamberlain 
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Nr. 455 


Unterredung des Führers mit dem Britifchen Botjchafter, Berchtesgaden, 
23. Auguft 1939 


Aufzeichnung des Dolmetichers von Loeſch 


Der Britiiche Botſchafter bemerkte einleitend, daß er im Auftrage dev Britiſchen Regierung einen 
Brief überbringe. Zunächſt habe ein Wiirdigerer dies tun follen. Doch habe der Gang der Ereianife 
zu fchnellem Handeln gedrängt, zumal die Britifde Regierung durch die Nachricht des deutſch-ſowjet— 
ruſſiſchen Paktes ſehr überrafcht worden fei. 


Der Führer ftellte feft, daß ihm bereits eine Überſetzung des Briefes vorliege. Er fer im Begriffe, 
eine ſchriftliche Antwort auszuarbeiten, doch wolle er einſtweilen dem Botichafter im gleichen inne . 
einige mündliche Ausführungen machen, 


Henderſon erwiderte, daß ſich Hoffentlich für die ſchwierige Lage eine Löſung finden laffen werde; 
es fei in Enaland veritanden worden, daß für das Wohl Europas die deutſchengliſche Dufammenarbeit 
erforderiid) fei. 

Hierauf antwortete der Führer, daß man das früher babe erkennen miiffen. Auf den Einwand 
des Votichafters, daß die Britiſche Regierung ihre Garantien gegeben babe und ihnen nun aud) nad) 
fommen müſſe, antwortete der Führer, ev Habe in der Antwort tlargeitellt, daß Deutſchland nicht die 
Verantwortung für die von England gegebenen Garantien trage, wohl aber England flix die aus Dielen 
Verpflichtungen entitehenden Folgen. Es fei Englands Sade, fidh Darüber klarzuwerden. Er habe der 
Polniſchen Regierung mitgeteilt, da jede weitere Verfolgung der Deutichen in Polen fofort ein Handeln 
ſeitens des Neiches nach fich ziehen werde. Wie er andererfeits erfahren habe, hatte Chamberlain ver- 
ftdrfte militäriiche Vorbereitungen in England vorgejehen. Deutjche Vorbereitungen feien auf reine 
Defenſivmaßnahmen beſchränkt. »Sollte ich«, fo jagte der Führer, »von weiteren Maßnahmen diejer 
Art Hören, die enaliiherfeits Heute oder morgen durchgeführt werden, fo werde ich die jofortige General- 
mobilmachung in Deutichland anordnen«. 


Auf die Bemerfung des Botſchafters, dab der Krieg dann unvermeidlich tei, wiederholte der 
Führer feine Feftitellung über die Mobilmadung. 


Er führte dann aus, daß man in England immer von der »peraifteten Atmoſphäre« fprede. 
Tatfache fei, daß die »Atmoſphäre« von England »vergiftet« worden fei. Ware England nicht 
aeweien, fo Hätte er im vergangenen Jahre eine friedliche CEiniqung mit der Tſchecho-Slowakei 
erreicht, und e8 wäre mit Sicherheit auch diefes Jahr mit Polen in der Danzig-Frage dahin aefommen. 
England allein fei verantwortlich, und ganz Deutichland fei dieſer feften Überzeugung. Hunderttaufende 
von Volksdeutſchen würden heute in Yolen mißbandelt, in Konzentrationslager verichleppt und ver 
trieben. Sierüber liege ihm ein umfangreiches Material vor, auf deffen Veröffentlichung ex bisher 
verzichtet babe. Für all diefes babe England einen Blankoſcheck aeaeben, jest müſſe e8 dafür zablen. 
Seitdem Enaland die Garantie erklärt habe, habe er, der Führer, einen feiten Standpunkt in ‘ 
diefer Frage einnehmen müſſen. Ex forme es nicht julaffen, daß wegen einer Laune Englands Sebn- 
taujende deutſcher Volksgenoſſen hingeichlachtet würden. 


Er erinnerte daran, daß Deutichland früher mit Polen in einem quien Verhältnis aelebt habe, und 
er babe Volen ein anftändiges und faires Angebot gemacht. Diefes Angebot fei von den Wejtmächten 
jabotiert worden, und gwar weitgehend, wie ſchon im alle dev Tichecho-Slowafei, durch Berichte 
der Militär-Attaches, die falſche Gerüchte einer deutichen Mobilmachung ausgeftreut hätten, 


Hier wandte der Botjchafter ein, daß die Volnifde Regierung das deutſche Angebot abgelehnt babe, 
bevor England die Garantien ausgefproden habe. 


Der Führer fuhr fort, indem er fagte, daß Chamberlain feinen befferen Wian aefunden haben fünnte, 
um alle Deutichen aeichloffen hinter den Führer zu ftellen, als daß ev für Polen und eine polen 
freundliche Regelung dev Danziger Frage eingetreten fei. Er febe Feine Möglichkeit auf dem Ver- 
handlungswege, weil ex überzeugt fei, daß der Britiſchen Regierung gar nichts an einer folden Regelung 
liege. Ex forme nur noch einmal wiederholen, dak in Deutichland die Generalmobilmacdhung profla 
miert werde, falls in England weitere militäriiche Maßnahmen ergriffen würden. Das gleiche gelte 
fir Aranfreich. 


Nachdem der Führer betont hatte, daß dies alles noch ſchriftlich fixiert würde, stellte ex feft, dab 
er alles Menfchenmögliche getan habe. England habe fich den Mann, der fein größter Freund werden 
wollte, zum Feinde gemacht. Jest werde man in England ein anderes Deutichland fennenlernen, als 
man es fic) fo viele Jahre vorgeftellt habe. 
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Henderjon eviwiderte, dab man in England wiffe, daß Deutfchland ftarf fel, und eg babe es in 
lester Zeit oft bewiejen. 


Der Führer ftellte feft, daß er Yolen ein großzügiges Angebot gemacht Habe, doch Habe fic 
England eingemilcht. | 

Der Sührer beichrieb dann, wie er an der gleichen Stelle vor mehreren Monaten mit dein Oberft 
Ref über die gleiche Megelung gefproden habe, der fie damals ala zu plößlich bezeichnete, aber darin | 
dod) eine Möglichkeit erblickte. Sm März habe er feine Vorjchläge wiederholt. Damals, fo betonte der 7 
Führer, würde ſich Polen ſicherlich bereit erklärt haben, wenn nicht England ſich dazwiſchen geſtellt hätte. 
a Preſſe habe damals geſchrieben, daß nun die Freiheit Volens und auch Rumäniens be: 
Droht fei. 


Der Führer führte dann aus, daß er bei dem geringſten polnischen Verſuch, noch weiterhin aegen ° 
Deutſche oder gegen Danzig vorzugehen, fofort eingreifen werde, ferner, daß eine Mobilmachung im 
3 Weiten mit einer deutichen Mobilmachung beantwortet werden würde. 
Der Botichafter Henderfon: »Iſt das eine Drohung?« — Der Führer: »Nein, eine Shub- 
manabine!« — 


Er ftellte dann felt, daß die Britifche Negierung alles andere einer Qujammenarbeit mit Deutichland 
vorgezogen Habe. Sie hatte fidh vielmehr in ihrem VBernichtungswillen an Frankreich, an die Türkei, 
an Moskau gewandt. 

Der Botichafter beteuerte demgegenüber, daß England Deutjchland nicht vernichten wolle, 


Der Führer entgeanete, daß ex dennod) der feiten Überzeugung fei; darum babe ex für 9 Milliarden 
einen Weſtwall gebaut, um Deutichland vor dem Angriff von Welten zu ſchützen. 

Henderfon wies darauf bin, daß der Umſchwung in der englifchen Auffaffung feit dem 15. März 
eingetreten fei, worauf der Führer entgeqnete, daß Polen fidh aus eigenem Intereſſe über die Rarpatho- 
Ufraine erregt babe. Ferner feien die inneren Quftande in der TſchechoSlowakei fiir Deutichland 
untranbar geworden. Schließlich feien Böhmen und Mäbren von Deutfchen und niht von Enaländern 
fultiviert worden. Er fei überzeugt, daß die tſchechiſche Löſung die befte fei. Präſident Hada fei 
glücklich geweſen, einen Ausweg aus der Krije zu feben, den Engländern natürlich fei e8 gleichgültig, 
ob im Herzen Mitteleuropas geſchoſſen würde. 
und daß er feinen perfünlichen Einfaß für die deutich-englifche Freundſchaft ſtets zu ſchätzen gewußt Habe. 

Der Botichafter wies auf die große Tragödie hin, die fih nun abjpielen werde, worauf der Führer 
feftftellte, daß, falls e8 zum Kriege fomme, e8 ein Krieg auf Leben und Tod fein würde, ausgehend 
von enaliichen Abfichten in diefer Nichtung. England habe dabei mehr zu verlieren. 

Henderſon bemerkte, daß nah Claufewit der Krieg immer Überrafchungen bringe, er wiffe nur, 
daß jeder feine Üflicht tun werde. 

Der Führer fagte, daß Deutjchland niemals etwas zum Schaden Englands unternommen babe, 
trotzdem ftelle fih England gegen Deutichland. Er verwies nochmals auf die Frage von Danzig und 
‘ Yolen, bei der England den Standpunft einnahm, »Tieber den Krieg al etwas zum Vorteil 

Deutichlandss, 

Henderson ftellte feft, daß er fein Beftes getan Habe. Er habe kürzlich einem Reichsminifter gefdrieben, 
daß der Führer, der 10 Jahre gebraucht habe, um Deutfchland zu gewinnen, England aud) länger 
Zeit laflen müſſe. 

Der Führer ftellte fet, daß die Tatfache, daß England fich in der Danzig-Frage gegen Deutichland 
aeftellt hätte, das deutiche Volt tief erſchüttert habe. 

Henderſon wandte ein, man habe fich nur gegen den Grundfag der Gewalt geftellt, worauf ifm der 
Führer entaegenbielt, ob etwa England für irgendeine der Verfailler Idiotien jemals eine Löſung auf 
dem Berhandlungswege gefunden babe. | i 

Der Botfdafter Hatte hierauf nichts zu entgegnen, und dec Führer ftellte feft, daß nach einem 
deutſchen Sprichwort zum Lieben immer zwei gehören. i —* x 

SHenderfon betonte fodann, daß er perjönlid) nie an einen engliſch-franzöſiſch-ruſſiſchen Pakt geglaubt | 
habe. E fer feine Anficht, dab Rußland durd die Verzögerung nur Chamberlain loswerden und dann | 
Sure einen Krieg profitieren wollte. Ihm perfönlic, fei e8 lieber, daß Deutſchland mit Rußland einen 
Nertraa babe, als daß es Enaland tue. | RN \ | 

Der Führer antwortete: »Irren Sie fih nicht. Cs wird ein Langer Vertrag werden. i i 

Mit der Feftitellung des Führers, daß dem Botſchafter am Nachmittag die jchriftliche Antwort über 
geben werden würde, ſchloß die Untervedung. 


pon Loeſch 
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Nr. 456 
Der Führer an den Britifchen Premierminifter Chamberlain, 23. August 1939 


Den 25. Auguft 1939 
Euer Erzellenz! 


Der Königlich Britiiche Botſchafter hat mir Joeben ein Schreiben überreicht, in dem Eure Exzellenz 
namens der Britifchen Regierung auf eine Reihe von Punkten Hinweifen, die hrer Muffajfung nad 
von größter Wichtigkeit feten. 


Ich darf diefes Jhr Schreiben wie folgt beantworten: 


l. Deutichland hat niemals Konflikte mit England geſucht und fic) nie in engliſche Intereſſen ein 
gemiſcht. Es hat ſich im Gegenteil — wenn auch leider vergebens — jahrelang bemüht, die engliſche 
Freundſchaft zu erwerben. Es Hat aus dieſem Grunde freiwillige Begrenzungen feiner eigenen Inter— 
eſſen in einem großen Gebiet Europas vorgenommen, die anſonſt nationalpolitifch nur febr ſchwer 
tragbar waren, 


2. Das Deutiche Reich befißt aber — wie jeder andere Staat — beitimmte Intereſſen, auf die Ver: 


zicht zu leiften unmöglich ift. Sie liegen nicht außerhalb des Rahmens der durch Die frühere deutiche 
Geſchichte gegebenen und dure wirtichaftliche Lebensvorausſetzungen bedingten Notwendigkeiten. Einige 
dieſer Fragen befaßen und befisen zugleich eine nationalpolitifch und piychologiich für jede Deutiche 
Regierung zwingende Bedeutung. 


Su ihnen gehören die deutſche Stadt Danzig und das damit im Sufammenbang jtebende Problem 
des Korridors. Zahlreiche Staatsmänner, Gejchichtsforfcher und Literaten, auch in England, waren 
lich wenigitens nod) vor wenigen Jahren deffen bewußt. Hinzufügen möchte id) noch, daß alle diefe 
Gebiete, Die in der vorher erwähnten deutichen Intereſſenſphäre liegen, und ingbefondere die feit 
18 Monaten zum Reich zurtickaefehrten Lander ibre Eulturelle Erſchließung nicht durch Engländer, 
Jondern ausichließli Durch Deutiche erhalten haben, und zwar zum Teil Schon in und feit einer Zeit, 
Die über taufend Jahre zurückliegt. 


3. Deutichland war bereit, die Frage Danzia und die des Korridors durch einen wabrbaft einmalig 
großzügigen Vorfchlag auf dem Wege von Verhandlungen zu löfen. Die von England ausaeitreuten 
Behauptungen über eine deutiche Mobilmachung aeaenüber Yolen, die Behauptung von Aggreſſions 
beftrebungen gegenüber Rumänien, Ungarn ufw., fowie die ſpäter abgegebenen foqenannten Garantie 
erflärungen hatten die Geneigtheit der Polen zu Verhandlungen auf einer ſolchen auch für Deutichland 
tragbaren Baſis befeitiat. 


4. Di 


Die von England Polen genebene Generalzuficherung, ibm unter allen Umſtänden beizuiteben, 
qang gleich, aus welchen Urſachen ein Konflikt entitehen fünnte, konnte in diefem Lande nur als eine 
Crmunterung aufacfakt werden, nunmehr — qedectt durch einen folden Freibrief — eine Welle Furcht 
baren Terros gegen die 14/, Millionen zäblende deutfche Bevölkerung, die in Volen lebt, anlaufen zu 
laffen. Die Greuel, die feitdem dort ftattfinden, find für die Betroffenen entſetzlich, für das dabei 
eben follende Deutiche Reidh als Großmacht unerträglich. Der Freien Stadt Danzig qeaeniiber 
bat olen zahlreiche Nechtsverlesungen beqangen, Forderungen ultimativen Charakters geſchickt und 
mit der wirtichaftlichen Abdroſſelung begonnen. 


5. Die Deutiche Neichsregierung bat der Polniſchen Regierung nun vor kurzem mitteilen laffen, daß 
fie nicht gewillt ift, dieſe Entwicklung ſtillſchweigend Hingunehmen, dah fie nicht dulden wird, dah 
weitere ultimative Noten an Danzia gerichtet werden, daß fie nicht dulden wird, dak man die Wer: 
folaungen des deutichen Clements fortiest, dağ fie ebenſo nicht dulden wird, durch wirtichaftliche Mağ- 
nahmen die Freie Stadt Danzig umzubringen, das beißt, durch eine Art von Sollblodade der Danziger 
Bevölkerung die Yebensgrundlagen zu vernichten, und daß fie auch nicht dulden wird, daß fich fonttiqe 
weitere Vrovofationsatte aegen das Reich ereignen. Unabhängig davon miiffen und werden die ragen 
des Korridors und von Danzig ibre Löſung finden. 


6. Sie teilen mir, Exzellenz, im Namen der Britifchen Negierung mit, dağ Sie in jedem folden 
wall des Cinfehveitens Deutichlands gezwungen fein werden, Polen Beiſtand zu leiften. ch nehme 
diefe Ihre Erklärung zur Kenntnis und verfichere Ihnen, dağ fie feine Anderung in die Entſchloſſen 
beit der Reichsregierung bringen fann, die Intereſſen des Neiches in dem in Vint 5 mitgeteilten 
Sinn wabrzunebmen, Abre Verficberung, daß Sie in einem folden Fall an einen langen Krieg alauben, 
teile ich ebenfalls. Deutichland ift — wenn es von England angegriffen wird — darauf vorbereitet 
und dazu entichlofen. Ach babe fon öfter als einmal vor dem Deutfchen Wolf und der Welt erklärt, 
daß es úber den Willen des neuen Deutjchen Neiches feinen Sweifel aeben fone, lieber jede Not und 
jedes Unglück und auf jede Zeit auf fidh zu nehmen, als feine nationalen Äntereffen oder gar feine Ehre 
preiszugeben. 
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7. Die Deutſche Reichsſsregierung bat Kenntnis davon befommen, daß die Britifche Regierung beab 
ſichtigt, Mobilmachungsmaßnahmen durchzuführen, deren eindeutiger Charakter als nur gegen Deutſch 
land gerichtet, nad) den eigenen Erklärungen in Ihrem Schreiben an mich, Herr Miniſterpräſident, 
feſtſteht. Dies foll auch für Frankreich zutreffen. Da Dentichland niemals die Abjicht hatte, fei es 
gegen England oder gegen Frankreich, militärische Maßnahmen außer ſolchen defenfiver Natur zu treffen, 
und — wie ſchon betont — nie beabfichtiate und auch für die Sufunft nicht beabfichtigt, Enaland vder 
Frankreich anzugreifen, fann es fih in dieser Ankündigung, wie Sie fie, Herr Minifterpräfident, in 
Ihrem Schreiben mir beitätigen, nur um einen in Ausjicht genommenen Akt der Bedrohung des 
Reiches handeln. Ich teile daher Eurer Exzellenz mit, dah ich im Falle des Cintreffens dieſer mili 
täriſchen Ankündigungen die fofortige Mobilmachung der deutschen Wehrmacht anordnen werde. 

5. Die Frage der Behandlung der europäiſchen Brobleme im friedlichen Sinn fann nicht von 
Deutichland entjchieden werden, jondern in eriter Linie von jenen, die fich feit dem Verbrechen des 
Verfailler Diktats jeder friedlichen Revision beharrlich und fonjequent widerjeßt Haben. Erf nach dev 
Anderung dev Gefinnung der dafür verantwortlichen Mächte fann auch eine Anderung des Verhalt 
niffes zwischen England und Deutichland in einem pofitiven Sinne eintreten. Ach babe Seit meines 
Yebens für eine deutſchengliſche Freundſchaft gekämpft, bin aber durch das Werbalten der britiichen 
Diplomatie — wenigitens bisher — von der Zweckloſigkeit eines ſolchen Verfuches überzeugt worden. 
Wenn ſich dies in der Quéunft ändern würde, fünnte niemand glücklicher fein als Ich. 


Adolf Hitler 


Nr. 457 


Erklärung des Führers gegenüber dem Britifchen Botfchafter, 
25. Auguft 1939 13.30 Uhr 


Der Führer erklärte einleitend, daß der Britiſche Botſchafter am Schluß dex legten Unterredung der 
Hoffnung Ausdruck gegeben habe, dağ doch noch eine Verftandiqung zwiſchen Deutichland und England 
möglich fein wird. Er, der Fuhrer, habe fic) daraufhin die Dinge noch einmal durch den Kopf geben 
laffen und wolle heute England gegenüber einen Schritt unternehmen, der genau fo enticheidend fei wie 
der Schritt Rußland gegenüber, der zu der kürzlichen Vereinbarung geführt babe, 


Huch Die geſtrige Unterhausfißung baw. die Reden Chamberlains und Cord Galifar’ batten den Führer 


veranlaßt, nod) einmal mit dem Britiichen Botjchafter zu Tprechen. Die Behauptung, daß Deutichland 
die Welt erobern wolle, ift lächerlich. Das Britiſche Imperium umfaßt 40 Millionen qkm, Rußland 
19 Mill. qkm, Amerika 9'/ Mill. qkm, während Deutfchland noch nicht 600 000 qkm umfaßt. Wer 
alio die Welt erobern will, ift flav. 


Der Führer teilt dem Britifchen Botfchafter folgendes mit: 


I. Die polnischen Akte dev Vrovofation find unerträglich qeworden, aleich, wer verantwortlich ift. 
Wenn die Polniſche Regierung die Verantwortung beftreitet, fo beweift dies nur, Dah fie felbit 
feinen Einfluß mehr auf ihre militärischen Unterorgane befiße. In der legten Nacht feien wieder 
21 neue Grenzzwiſchenfälle erfolgt, auf deuticher Seite habe man arößte Diſziplin gewahrt. Alle 
Zwiſchenfälle feien von der polnifehen Seite bervoraerufen worden. Außerdem wurden Verkehrs 
flugzeuge beſchoſſen. Wenn die Volnifche Regierung erkläre, nicht verantwortlich dafür zu fein, 
fo beweife dies, daß es Ihr nicht mehr möglid) fei, ihre eigenen Leute im Jaume zu Halten. 


rn 
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Deutichland fei unter allen Umſtänden entichloffen, diese mazedoniichen Suftande an feiner Oft 
grenze zu bejeitigen, und zwar nicht nur im nterefje von Ruhe und Ordnung, fondern auch im 
Intereſſe des europäiſchen Friedens. 


3. Das Problem Danzig und Korridor müſſe gelöſt werden. Der Britiſche Miniſterpräſident habe 
eine Rede gehalten, die nicht im geringſten geeignet ſei, einen Wandel in der deutſchen Einſtellung 
herbeizuführen. Aus dieſer Rede könne höchſtens ein blutiger und unüberſehbarer Krieg zwiſchen 
Deutſchland und England entſtehen. Ein ſolcher Krieg würde blutiger ſein als der von 1914 
bie 1918. Im Unterſchied zu dem letzten Kriege würde Deutſchland keinen Zweifrontenkrieg 
mehr zu führen haben. Das Abkommen mit Rußland ſei bedingungslos und bedeute eine Wende 
in der Außenpolitik des Reiches auf längſte Seit. Nußland und Deutſchland würden unter feinen 
Umftanden mehr die Waffen gegeneinander ergreifen. Davon abgefehen würden die mit Nußland 
actroffenen Abmachungen Deutſchland auch wirtichaftlich Für eine längſte Kriegsperiode fichern. 

Dem Führer habe immer an der deutfchrenglifchen Verftändigung gelegen. Ein Krieg Wif Eng 

land und Deutichland fonne im günftigiten Fall Deutichland einen Gewinn bringen, England aber 
überhaupt nicht. 
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Der Führer erklärt, daß das deutjch-polnische Problem gelöft werden müffe und gelöft werden würde. 
Er ift aber bereit und entſchloſſen, nad) der Löſung diefes Problems noch einmal an England mit einem 
großen unfaffenden Angebot Heranjutreten. Er ift ein Mann großer Entichlüffe und wird auch in 
diefem all zu einer großen Handlung fähig fein. Er bejaht das Britiiche Imperium und ift bereit, 
fich Für deffen Veftand perfönlich zu verpflichten und die Kraft des Deutichen Neiches dafür einzufesen, 
wenn 

1. feine folonialen Forderungen, die begrenzt find und auf friedlihem Weae ausachandelt werden 

fonnen, Erfüllung finden, wobei er Hier zu einer weiteften Terminbeftimmung bereit ift, 

2. feine Verpflichtungen Stalien gegenüber nicht tangiert werden, d.h. mit anderen Worten: Er 
fordert von England nicht die Vreisgabe feiner franzöfiichen Verpflichtungen, und könnte ſich 
feinerfeitS auch nicht von den italieniſchen Verpflichtungen entfernen. 

. Er wünſcht ebenfo den unverrudbaren Entichluß Deutfchlands zu betonen, nie mehr mit Rußland 
in einen Ronflift einzutreten. 

Der Führer ift bereit, dann mit England Abmachungen zu treffen, die, wie ſchon betont, nicht 
nur die Exiſtenz des Britiſchen Weltreich8 unter allen Umſtänden deuticherjeits garantieren 
würden, jondern auch, wenn e8 nötig wäre, dem Britiihen Reich die deutiche Hilfe ficherten, 
qang aleich, wo immer eine derartige Hilfe erforderlich fein follte. Der Führer würde dann 
aud) bereit fein, eine vernünftige Bearenzung der Nüftunaen zu afzentieren, die der neuen 
politiichen Lage entſprächen und wirtichaftlich tragbar wären. Endlich verfichert der Führer 
erneut, daß er an den weitlichen Vroblemen nicht intereffiert fei und daß eine Grenzkorrektur im 
Weften außerhalb jeder Erwägung ftehe; der mit Milliarden Koſten errichtete Weſtwall fei die 
endaliltige Neichsgrenze nach Weiten. 


TA 
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Wenn die Britifche Nenierung diefe Gedanfen erwägen würde, fo fünnte fidh daraus ein Segen für 
Deutichland und aud) für das Britifde Weltreich ergeben. Wenn fie diefe Gedanken ablehnt, wird es 
Krieg aeben. Auf feinen Fall würde Großbritannien aus diefem Krieg ftarfer hervorgehen; Ichon der 
legte Krieg Habe dies bewieſen. 

Der Führer wiederholt, dah er ein Mann aroßer und ibn felbjt verpflichtender Entſchlüſſe fer und 
daß dies fein lester Vorſchlag ware. Er werde fofort nad) Köfung dex deutſch-polniſchen Frage mit 
einem Angebot an die Britiſche Regierung berantreten. 


Nr. 458 
Aufzeichnung des Direktors der Bolitifchen Abteilung des Auswärtigen Amts 


Berlin, den 25. Auguft 1939 


Ich habe weifungsaemäß die Mufmertfaméeit des Britifehen Botjchafters heute 4 Uhr 15 nadmittags 
telephonifd) auf die in der Abendausqabe der »Berliner Börſenzeitung« von Heute und in anderen Abend- 
zeitungen enthaltene Nachricht úber das Blutbad bei Bielig gelenkt, das 8 Tote und zahlreiche Verleste 
erfordert bat”. 

Woermann 


Nr. 459 
Britiſch-Polniſcher Vertrag über gegenfeitigen Veiftand, 25. August 1939 


(Überjegung) 
Die Negierung des Vereinigten Köniareichs von Großbritannien und Nordirland und die Volnifche 
Regierung 
haben in dem Wunſche, die Sujammenarbeit zwiſchen ibren Ländern, die fidh aus den bereits 
awifden ibnen ausaetaufchten Suficherungen gegenfeitigen Veiftandes defenfiver Art ergibt, auf eine 
dauernde Grundlage zu ftellen, 
beichloffen, zu diefem Swed ein Abkommen zu jchließen, und haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 
Die Regierung des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und Nordirland: 
den febr ehrenwerten Viscount Halifar, R. G., G. C. S. J. GE. J. E, Erften Staatsjefretät 
fúr Auswärtige Anaelegenbeiten; 


- 


* 


*Der Deutſche Konſul in Teſchen von der Damerau bat hierüber dev Deutſchen Botſchaft in Warſchau am 31. Auguſt 
berichtet: Ein Paftkraftwaaen, auf dem 30 in Bielitz verhaftete Volksdeutſche ins Innere transportiert werden follten, arriet 
auf der Strafe dicht hinter Bielitz ins Schleudern, wobei einige der Volksdeutſchen vom Wagen fielen. Diejen Anlaß benutzte 
das auf dem Magen befindliche polnische Begleitkommando, um blindlings in Die auf dem Wagen zujammenaedränaten Volks 
deutſchen hineinzufchießen, wobei S den Tod fanden und eine aroße Anzahl verwundet wurde, 
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Die Polniſche Regierung: 
Seine Exzellenz den Grafen Eduard Raczynſki, Außerordentlichen und Bevollmächtigten Bot- 
Ihafter der Volnifchen Republik in London; 


die nah Austauſch ihrer für gut und richtig befundenen Vollmachten über folgende Beltimmungen über- 
eingefommen find: : 


Artifell 
a > f — ay * < . sia : Tat ial: PR e a “ . np \ ° icf > 
Sollte eine de Vertragsparteien In Feindſeligkeiten mit einer europäifchen Macht verwickelt werden, 
und zwar infolge eines Angriffs der letzteren auf dieſe Vertragspartei, ſo wird die andere Vertragspartei 
der in Feindſeligkeiten verwickelten Vertragspartei ſofort jede Unterſtützung und jeden Beiſtand ge— 
wahren, die in ihrer Macht ftehen *. 
Artikel 2 

(1) Die Veftimmungen von Artitel 1 find auch dann anwendbar, wenn irgendeine Handlung einer 

mete lan \ c S y Sra . ‘ 2) ’ - eur: e . 
europäiſchen Macht die Unabhangigteit einer der Vertraasparteien offenfichtlich unmittelbar oder 
mittelbar bedrohen und jo geartet fein follte, dağ die betreffende Partei e8 für lebenswichtig hielte, ihr 
mit ihrer bewaffneten Macht Wideritand zu leiften. 

(2) Sollte eine der Vertragsparteien in Feindfeligteiten mit einer europäiſchen Macht verwickelt 
werden Infolge einer Handlung dieſer Macht, die die Unabhängigkeit oder Neutralität eines anderen 
europaiſchen Staates derart bedrohte, dab darin eine offenfichtliche Bedrohung für die Sicherheit dex 
erwähnten Vertragspartei lage, fo find die Beftimmungen von Artitel 1 anwendbar, jedoch unbefdhadet 
der Rechte des anderen beteiligten europäischen Staates. 


Artikel 
Sollte eine europaijde Macht verfuden, die Unabhängigkeit einer der Vertragsparteien durd ein 
Verfahren wirtjchaftlicher Durchdringung oder auf irgendeine andere Weife zu untergraben, fo werden 
die Vertragsparteien einander bei dem MWiderftand gegen folde Verſuche unterftüsen. Sollte die 
betreffende europatiche Macht daraufhin Feindſeligkeiten gegen eine der Vertragsparteien eröffnen, fo find 
die Beſtimmungen von Artikel 1 anwendbar. 


Artikel 4 
Die Methoden für die Durchführung der in diefem Abkommen enthaltenen geaenjeitigen Beiftands- 
verpflichtungen werden zwiſchen den zuftändigen Marine, Heeres- und Cuftwaffenbehdrden der Vertrags: 
parteien vereinbart. 
Artikel 5 
Unbefchadet der obigen Verpflichtungen dex Vertragsparteien, einander beim Ausbruch von Feindfelig- 
feiten unverzüglich gegenſeitige Unterftügung und gegenfeitigen Beiftand zu gewähren, werden fie über 
alle Vorgänge, die ihre Unabhängigkeit bedroben könnten, und insbejondere über alle Vorgänge, die 
Dazu zu fiihren droben, daß die erwähnten Verpflichtungen zur Auswirkung fommen, einen vollftändigen 
und ſchleunigen Nachrichtenaustaufch vornehmen. 


Artikel 6 

(1) Die Vertraasparteien werden einander die Bedingungen jeglicher Beiſtandsverpflichtungen gegen 
Anariffe mitteilen, die fie anderen Staaten gegenüber bereits eingegangen find oder fünftig eingeben 
ſollten. 

(2) Sollte eine dev Vertragsparteien beabſichtigen, nach dem Inkrafttreten dieſes Abkommens eine der— 
artige Verpflichtung einzugehen, fo ijt die andere Vertragspartei davon zu benachrichtigen, damit das 
ordnungsmäßige Arbeiten des Abkommens gefichert wird. 

(3) Alle neuen Verpflichtungen, die die Vertragsparteien etwa fünftig eingehen follten, follen weder 
ihre Vflichten aus dieſem Abkommen einfdranten, nod mittelbar neue Pflichten gwifden der an diefen 
Verpflichtungen nicht beteiligten Vertragspartei und dem dritten Staat fchaffen. 


Artikel 7 
Sollten die Vertragsparteien infolge dev Durchführung diefes Abkommens in Feindſeligkeiten ver- 
wickelt werden, fo werden fie keinen Waffenftilljtand oder Friedensvertrag fliehen, e8 fei denn im Ein- 
ernehmen miteinander. 


* Auf eine Anfrage des Unterbausmitgliedes Harvey, ob die Beiftandsverpflichtungen des britifd)-polnijden Vertrages vom 
i F T if ue T fe ts T Y TIEF A Y Kg Aafa J N 

95, Auguſt 1939 auch den Fall des Angriffs durch nichtdeutſche Mächte, einſcließlich Tuplands, Deden ‘onten, gab der 
Zritiſche Unterftantsfelretäv für Auswärtige Angelegenheiten Butler am 19. Oftober 1939 folgende Schriftliche Antwort: 
Uae «LUSI ( í ( FTON F, ! A w 
Nein Mäbrend der Verhandlungen, die zur Unterzeichnung des Abkommens führten, wurde zwifchen der Polniſchen 
— Keck. rks > ee 54 p i n Sag ANE A Kan Ct ‘nea 9 ar an ? S 
Regierung und der Negieruna Seiner Majeſtät vereinbart, daß Das Abkommen nur den Fall eines Angriffs durch Deutjchlant 

i § n ~ t. ‘ E ati * — A y iag . E & 
deden follte; die Polnifche Regierung betätigt, daß ores zutrifft. 
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Artikel 8 

(1) Diejes Abtommen foll für einen Zeitraum von fünf Jahren in Kraft bleiben. 

(2) Wird e8 nicht jechs Monate vor Ablauf diejes Seitraums gekündigt, fo foll e8 weiter in Kraft 
bleiben; jede Vertraaspartei hat nach diefem Seitpuntt das Redt, e8 jederzeit mit ſechsmonatiger Friſt 
zu kündigen. 

(3) Diefes Abkommen foll mit dex Unterzeihnung in Kraft treten. 


Qu Urtund deffen haben die eingangs genannten Bevollmächtigten diefes Abkommen unterzeichnet und 
mit ihren Stegeln berieben. 

Geſchehen in doppelter Ausfertigung in engliiher Sprade in London am 25. Auquft 1939. Cine 
polntiche Faſſung foll nachträglich zwischen den Vertraasparteien vereinbart werden, und e8 werden dann 
beide Terte makaebend fein. 


(£. S.) Halifax 
‘ ©.) Eduard Raczynjki 


Nr. 460 
Der Sranzöfifche Miniſterpräſident Daladier an den Führer, 26. August 1939 


(EAberſetzung) 
Paris, den 26. Auguſt 1939 
Sehr geehrter Herr Reichskanzler! 
Der Franzöſiſche Botſchafter in Berlin Hat mir Ihre perſönliche Mitteilung zur Kenntnis gebracht. 
In der Stunde, wo Sie von der ſhwerſten Verantwortung ſprechen, die zwei Regierungschefs unter 
Umſtänden übernehmen können, das heißt, das Blut von zwei großen Völkern, die ſich nur nach Frieden 
und Arbeit Ionen, zu vergießen, bin ich Ihnen perſönlich und unſeren beiden Völkern ſchuldig zu ſagen, 
daß das Schickſal des Friedens noch in Ihren Händen liegt. 


Sie können weder an meinen Gefühlen Deutſchland gegenüber noch an den friedlichen Gefühlen Frank— 
reichs für Ihre Nation einen Zweifel hegen. Kein Franzoſe hat mehr als ich ſelbſt getan, um zwiſchen 
unſeren beiden Völkern nicht nur den Frieden, ſondern eine aufrichtige Mitarbeit in ihrem eigenen 
ea fowie im Intereſſe Europas und der Welt zu befräftigen. 


g jet denn, Ste trauen dem lee! iea Wolfe einen weniger hohen Begriff der Ehre zu, als ich 
relber dem deutlichen Wolfe anerfenne, fo fünnen Sie nicht bezweifeln, daß Frankreich feine Verpflich— 
tungen anderen Mächten gegenüber treu erfüllt, Mächten, wie zum Beiſpiel Bolen, die, davon bin ic 
überzeugt, mit Deutichland in Frieden leben wollen, 


Diefe beiden Überzeugungen find vollfommen vereinbar. 


Bis heute gibt es nichts, das eine friedliche Löſung der internationalen Krije in Ehren und Würden 
für alle Völker verhindern könnte, wenn auf allen Seiten der gleiche Friedensiwille bejtebt. 


Mit dem auten Willen Frankreichs befunde id) È denjenigen aller feiner Verbündeten. ch übernehme 
felbft die Garantie für d Diele Vereitichaft, die Molen immer gezeigt Hat für die gegenjeitige Anwendung 
eines Verfabrens des freien Ausgleichs, wie man es fich voritellen tann zwiſchen den Regierungen zweier 
ſouveräner Nationen. Mit dem beiten Gewiſſen fann ich Ihnen die Verfieherung geben, daß es unter 
den zwilchen Deutichland und Yolen mit Bezug auf die Danzige xr rage entitandenen Differenzen feine 
gibt, die nicht einem ſolchen Verfahren unterbreitet werden fünnte zwecks einer friedlichen und gerechten 
Löſung. 


Auf meine Ehre kann ich auch bekunden, daß es in der klaren und aufrichtigen Solidarität Frankreichs 
mit Polen und ſeinen Verbündeten nichts gibt, das die friedliche Geſinnung meines Vaterlandes irgend 
wie beeinträchtigen könnte. Dieſe Solidarität hat uns niemals daran gehindert und hindert uns auch 
heute nicht, Polen in dieſer friedlichen Geſinnung zu erhalten. 

Fm einer fo JHweren Stunde alaube Ich aufridtig, dah fein edelaefinnter Menſch es verſtehen könnte, 
daß ein —— der Zerſtörung unternommen würd de, ohne daß ein letzter Verſuch einer friedlichen vofung 
zwiſchen Deutichland und Yolen ftattfindet. Ihr Frieden: awille fonnte fic) in aller Beſtimmtheit dafiir 
einjegen, Dlme Der deutſchen Ehre irgendwie Abbruch zu tun. Ich, als Chef der Franzöſiſchen Regierung, 

der ich eine qute Harmonie zwiſchen dem franzöſiſchen und dem deutſchen Volke wünſche, und der ich 
andererſeits durch Freundſchaftsbande und durch das gegebene Wort mit Polen verbunden bin, bin 
bereit, alle Anftrengungen zu machen, die ein aufrichtiger Menjch unternehmen fann, um diejen £ Verſuch 
zu einem guten Ende zu führen. 
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| Sie waren wie ich ſelbſt Frontkämpfer im legten Kriege. Sie wiffen wie ich, welche Abſcheu und 

Verurteilung die Verwüſtungen des Krieges im Gewiſſen der Völker Dinterlaffen haben, ganz gleich wie 
der Krieg endet. Die Vorftellung, die ich mir von Ährer hervorragenden Rolle maden fann als Führer 

des Deutichen Volkes auf dem Wege des Friedens, der Vollendung feiner Aufgabe in dem gemeinjamen 
Wert der Sivililation entgegen, führt mich dazu, eine Antwort auf diefen Vorjchlag zu erbitten. 


Wenn das franzöſiſche und das deutiche Blut von neuem fließen, wie vor 25 Jahren, in einem nod) 
längeren und mörderiicheren Krieg, dann wird jedes der beiden Völker fampfen im Vertrauen auf jemen 
ciaenen Sieg. Siegen werden am ficheriten die Zerftörung und die Barbarei. 


Daladier 


| Nr. 461 
Der Führer an den Sranzöfifchen Minifterpräfidenten Daladier, 27. Auguft 1939 


Berlin, den 27. Auguft 1939 
Sehr geehrter Herr Mintiterpräfident! 

Ich veritehe die Bedenfen, die Sie ausfpreden. Auch ich habe niemals die Hohe Verpflichtung über- 
sieben, die denen auferlegt ift, die über das Schickſal der Völker geftellt find. Als alter Frontſoldat fenne 
ich wie Sie die Schreden des Krieges. Aus diefer Gefinnung und Erfenntnis Heraus habe ih mich 
auch ehrlich bemüht, alle Konfliftitoffe zwiichen unseren beiden Wölfern zu bejeitigen. ch habe dem 
franzöſiſchen Wolf eins qanz offen verfichert, daß die Nückkehr des Saargebietes die Vorausjesung dazu 
fein würde. Ich babe nad) diefer Rückkehr fofort feierlich meinen Verziht befräftigt auf irgendwelche 
weiteren Ansprüche, die Frankreich berühren fünnen. Das deutiche Volf Hat diefe meine Haltung 
aebilliat. Wie Sie fidh felbjt bei Ihrem legten Gierfein überzeugen konnten, empfand und empfindet eg 
gegen den einstigen tapferen Gegner im Bewußtſein feiner eigenen Haltung feinerlei Groll oder gar Hak. 
Fin Gegenteil. Die VeFriedung unferer Weſtgrenze führte zu einer fteigenden Sympathie, jedenfalls 
don feiten des deutichen Volfes. Einer Sympathie, die fidh bei vielen Anläffen geradezu demonitrativ 
zeigte. Der Bau der großen Weftbefeitiaungen, der zablreiche Milliarden verichlang und veridlinat, 
tellt für Deutichland zugleih ein Dokument der Afzentierung und Feftlequng der endaültinen 
Neichäarenze dar. Das deutiche Volf hat damit auf 2 Vrovinzen Verzicht geleiftet, die etnft zum alten 
| Deutichen Reich aebörten, ſpäter durch viel Blut erobert und endlih mit nod viel mehr Blut 
| verteidiat wurden. Diefer Verzicht ftellt, wie Sie mir, Exzellenz, zugeben müfjen, feine taftiiche, 

nach außen aezeiqte Haltung dar, fondern einen Entichluß, der in allen unjeren Maßnahmen jeine fonie- 
quente Erhartung erfuhr. Sie werden mir, Herr Minifterdrafident, nicht einen Fall nennen fonnen, in 
Sem auch nur durch eine Zeile oder eine Rede genen diefe endgültige Fixierung der deutichen Reichsgrenze 
nad dem Werten bin veritoßen worden ware. Ich qlaubte, durch diefen Verzicht und durch diefe Hal- 
| tung jeden denkbaren Konfliktitoff zwiſchen unferen beiden Völkern ausaeichaltet zu haben, der zu einer 
Wiederholung der Tragif von 1914—1918 würde führen können. Diefe freiwillige Bearenzuna der 
deutſchen Lebensanſprüche im Weiten fann aber nicht aufgefaßt werden als eine auch auf allen anderen 
' Gebieten aeltende Akzeptierung Des Verfailler Diktats. Ih Habe nun wirklich Jahr für Fabr verſucht, 
Sie Reviſſon weniaitens der unmobglichften und untragbariten Beſtimmungen dieſes Diftats auf dem 
Rerhandlungswege zu erreichen. Es war dies unmöglich. Dağ die Revifion fommen mußte, war zabl 
reichen einfichtävollen Männern aus allen Völfern bewußt und klar. Was immer man nun aeaen meine 
Meihode anführen fann, was immer man an ihr ausfewen zu müſſen alaubt, fo darf doch nicht uber: 
sieben oder beftritten werden, daß es durch fie möglich wurde, ohne neues Blutvergießen in vielen Fällen 
nicht nur für Deutſchland befriedigende Löſungen zu finden, ſondern daß durch die Art des Verfahrens 


— 


| Sie Staatsmanner anderer Völfer von der für fie oft unmöglichen Verpflichtung enthoben wurden, Diele 
Mevifion vor ihren eigenen Völkern verantworten zu munen; denn immerhin eines werden Eure Erzellenz 
mir zugeben müffen: Die Reviſion mußte fommen. Das Werfailler Diktat war untraabar. Kein Franzoſe 


bon Ehre, aud) Sie nicht, Herr Daladier, hatte in einer ähnlichen Yage anders aebandelt als ich. Ich 
habe nun in diefem Sinne auch verſucht, die allerunverminitiaite Maßnahme des Verlailler Diftats aus 
der Welt au ichaften. Ich habe dev Volnifchen Regierung ein Angebot gemacht, über das das Deutiche 
Noll erichroden ift. Kein anderer als id) fonnte es überhaupt wagen, mit einem folden Angebot vor 
die Sfientlichfeit zu treten. Es fonnte daher aud nur einmalig fein. Jd) bin nun zutiefit überzeugt, 
bañ, wenn befonders von England aus damals, ftatt in der Preſſe gegen Deutichland ein wilde Cam 
tS pagne loszulaſſen, Gerüchte von einer deutichen Mobilmachung zu lancieven, Volen irgendwie zugeredet 
worden wäre, vernünftig zu fein, Europa Heute uno auf 25 Jahre den Suftand des tiefften Friedens 
aenienen forte, So aber wurde erft durch die Lüge von dev deutfchen Aggreſſion die polniſche öffentliche 
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Meinung aufgeregt, der Polniſchen Regierung die eigenen notwendigen flaren Entichlüffe erſchwert und 
vor allem durch die dann folgende Abgabe des Garantieverfpredjens der Blick für die Grenze realer 
Möglichkeiten getriibt. Die Bolnifche Regierung lente die Vorſchläge ab. Die polnische öffentliche 
Meinung begann in der fidderen Überzeugung, dap ja nun England und Franfreid) für Polen kämpfen 
würden, forderungen zu erheben, die man vielleicht als lächerliche Verrücktheit bezeichnen fonnte, wenn 
fie nicht fo unendlich aefährlicdh wären. Damals feste ein unerträglicher Terror, eine phyfijde und wirt- 
Ichaftliche Drangfalierung der immerbin über 1'/, Millionen zahlenden Deutſchen in den vom Neid) 
abgetretenen Gebieten ein. Ach will hier nicht über die vorgefommenen Scheußlichfeiten fpreden. Allein 
aud) Danzia wurde mit fortgefeßten Überariffen polnischer Behörden fteigend zum Bewußtſein qebradyt, 
daß es ſcheinbar rettungslos der Willfür einer dem nationalen Charakter der Stadt und der Bevölkerung 
fremden Gewalt ausgeliefert ift. 


Darf ich mir nun die Frage erlauben, Herr Daladier, wie würden Sie als Franzoſe handeln, wenn 
durch irgendeinen unglücklichen Ausgang eines tapferen Kampfes eine Äbrer Provinzen durd einen von 
einer fremden Macht beießten Korridor abgetrennt würde, eine große Stadt — fagen wir Marjeille — 
verhindert würde, fidh zu Frankreich zu befennen und die in diefem Gebiete lebenden Franzoſen nun ver- 
foiat, geſchlagen, mißbandelt, ja beftialifch ermordet würden? Sie find Franzoſe, Herr Daladier, und 
id) weiß daher, wie Sie handeln wirden. Ach bin Deutſcher. Herr Daladier, zweifeln Sie niht an 
meinem Ehrgefühl und an meinem Pflichtbewußtſein, aenau fo zu Handeln. Wenn Sie nun dieses 
Unglück batten, das wir befißen, würden Sie dann, Herr Daladier, verftehen, wenn Deutichland ohne 
jete Veranlaffung dafür eintreten wollte, daß der Korridor durch Frankreich bleibt, dah die qeraubten 
Gebiete nicht zurückkehren dürfen, daß die Rückkehr Marfeilles nach Frankreich verboten wird? Ich fann 
mir jedenfalls nicht vorftellen, Herr Daladier, daß Deutichland aus diefem Grunde gegen Sie kämpfen 
würde, denu ich und alle Welt haben auf Elſaß-Lothringen verzichtet, um ein weiteres Vlutvergießen zu 
vermeiden. Um fo weniger würden wir Blut veraießen, um ein Unvecht aufrechtzuerbalten, das für Sie 
untraabar fein müßte, wie e8 für uns bedeutunaslos ware. Alles, was Sie in Ihrem Brief, Herr 
Daladier febreiben, empfinde ich qenau fo wie Sie. Vielleicht fünnen gerade wir uns als alte Front- 
foldaten auf manden Gebieten am leichteften verftehen, allein ich bitte Sie, verftehen Sie auch dies: 
daß e8 für eine Nation von Ehre unmöalich ift, auf fat 2 Millionen Menichen zu verzichten und fie an 
feinen eigenen Grenzen mifhandelt zu feben. Ach Habe daher eine flare Forderung aufaeftellt: Danzig 
und der Korridor iniiffen an Deutichland zurück. Die mazedoniichen Suftande an unferer Oſtgrenze 
müſſen befeitiqt werden. ich fehe feinen Wea, Volen, das fic) ja nun im Suge feiner Garantien 
unangreifbar fühlt, Hier zu einer friedlichen Löſung bewegen zu können. Ach würde aber an einer ehren- 
vollen Qufunft meines Volkes verzweifeln, wenn wir unter folden Umständen nicht entichloffen wären, 
die Frage fo oder fo zu löſen. Wenn das Schieffal nun dadurch unfere beiden Völker wieder zum Kampfe 
zwingt, dann würde doch in den Motiven ein Unterschied fein. Ach, Herr Daladier, kämpfe dann mit 
meinem Volk um die Wiedergutmachung eines uns zugefiiaten Unvechts, und die anderen um die Ver 
behaltung desielben. Dies ift um fo tragifcher, alg viele der bedeutendften Männer auch Ihres eigenen 
Nolfes den Unfinn der Lofung von 1919 ebenfo erfannt haben, wie die Unmöglichkeit feiner dauernden 
Aufrechterhaltung. Ich bin mir im Haren über die fchweren Konfequenzen, die ein folder Konflikt mit 
fidh brinat. Ich alaube aber, die ichwerfte würde Volen zu tragen haben, denn gang gleich, wie aud) ein 
Krieg um diefe Frage ausginge, dev Dolnifche Staat von jest wäre fo oder fo verloren. 

Dah mm dafür unfere beiden Völfer in einen neuen blutigen Vernichtungsfrieq eintreten follen, tft 
nicht nur für Sie, fondern aud) für mid, Herr Daladier, febr ſchmerzlich. ch fehe aber, wie ſchon 
bemerkt, von uns aus feine Möglichkeit, auf Volen in einem vernünftigen Sinne einwirken zu fünnen 
zur Korrektur einer Lage, die für das Deutfche Volf und das Deutiche Reih unerträglich ift. 


Adolf Hitler 


Nr. 462 
Der Deutjche Gefchiftstraiger in Warfchau an das Auswärtige Amt 


Telegramm 
Warſchau, den 27. Auguſt 1939 
Wie mir ein hiefiger Gefandter erzählte, hat der Engliſche Botichafter ihm erklärt, er fei nicht befunt, 
ihm den Anhalt der Unterredung des Führers mit Henderfon mitzuteilen; ev könne ihm aber fo viel 


fagen, daß deuticher Vorſchlag offenfichtlich den Zweck verfolge, England von feinen Verbündeten zu 
trennen. 


Wühliſch 
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Nir. 463 


Dem Führer vom Britifchen Botfchafter am 28. Auguft 1939 22.30 Uhr 
iibergebenes Memorandum der Brififchen Regierung 


(Aberſetzung) 


Seiner Majeſtät Regierung hat die ihr vom Herrn Deutſchen Reichskanzler durch den Britiſchen 
Botſchafter in Berlin übermittelte Botſchaft empfangen und hat dieſelbe mit der ihr gebührenden 
Sorgfalt geprüft. 


1. Seiner Majeſtät Regierung bat den vom Herrn Reichskanzler zum Ausdruck gebrachten Wunſch, 
~ ~ - ; J ‘ - s. * sre ~ * 
daß Freundſchaft die Grundlage dev Beziehungen zwiſchen Deutjchland und dem Britiſchen Imperium 
bilden möge, zur Kenntnis genommen, und fie teilt diefen Wunſch voll und ganz. Auch fie alaubt, wie 
der Herr Neichskanzler, dab, wenn eine vollftandige und dauernde Verftändiqung zwiichen dejen zwei 
Nationen bergeitellt werden fünnte, es beiden Völkern unermeflichen Segen bringen würde. 


2, Die Botichaft des Gerrn Reichskanzlers behandelt zwei Gruppen von ragen — Diejenigen, Die 
gegenwärtig Gegenitand von Differenzen zwifchen Deutichland und Volen find, und diejenigen, die die 
endgültigen Beziehungen zwifchen Deutichland uno Großbritannien berühren. Gm Zuſammenhang mit 
diefen zulett genannten Fragen erficht Seiner Majeftät Regierung, dab der Herr Neichsfanzler gewiſſe 
Vorſchläge angedeutet hat, die er unter einer Bedingung der Britiſchen Regierung zur Herbeiführung 
einer allgemeinen Verſtändigung zu unterbreiten bereit fein würde. Dieſe Vorſchläge ſind naturgemäß 
in ſehr allgemeiner Form gehalten und würden eine genauere Definierung erfordern, aber Seiner 
Majeſtät Regierung iſt voll und ganz bereit, ſie mit einigen Zuſätzen als Gegenſtand von Unterhaltungen 
anzunehmen, und fie würde bereit fein, wenn die Streitfragen zwiſchen Deutichland und Bolen auf 
friedlichen Wege beigelegt werden, jobald wie möglich diesbezügliche Beſprechungen einzuleiten mit dem 
aufrichtiqen Wunſche, zu einer Verſtändigung zu gelangen. 

3, Die Bedinaung, die der Herr NeichSfanzler feytlegt, ift, dah eine Löſung dev zwiſchen Deutichland 
und Volen beitehenden Differenzen vorangehen muß. In dieſer Beziehung it Seiner Majeſtät Regierung 
vollkommen aleicher Anſicht. Alles hanat jedoch ab von der Art der Yöfung und von der Methode, die zur 
Erzielung derfelben angewandt wird. Su diefen Vuntten, deren Wichtigkeit dem Herrn Neichskanzler 
gegenwärtig fein wird, ift in feiner Botſchaft nicht? gejagt, und Seiner Majeftat Regierung Füblt fidh 
gezwungen, Darauf hinzuweiſen, daf eine Berſtändigung bezüalich defer beiden Punkte für oie Er: 
zielung eines weiteren Fortſchrittes unbedingt notwendig ijt. Die Deutſche Negierung wird fidh deffen 
bewußt fein, dab Seiner Majeltät Regierung gegenüber Yolen Verpflichtungen hat, die fie binden und 
die einzulöfen fie beabfichtigt. Sie fonnte nicht wegen ivgendeines Großbritannien angebotenen Vor— 
teils einer Löſung zuſtimmen, die die Unabhängigkeit eines Staates qefahrden würde, dem fie ihre 
Garantie gegeben bat. 


4. Nach Ansicht Seiner Maje” ". Regierung fonnte und follte eine vernünftige Löſung der Differenzen 
zwiſchen Deutichland und Bolen auf dem Wege der Vereinbarung zwiſchen den beiden Nationen erzielt 
werden auf einer Grundlage, die die Sicherftellung der weientlichen Gntereffen Polens einbeziehen 
würde und Seiner Majeftät Regierung erinnert fidh, dab der Herr Neichsfangler in feiner Rede am 
I8, Abril die Wichtigkeit diefer Intereſſen für Polen anerkannt hat. 

Wie jedoch der britiihe Vremierminifter in feinem Schreiben vom 22. Auguſt an den Herren Reihs- 
fanzler zum Ausdruck brachte, ift e8 nach Anficht Seiner Majeftät Regierung unerläßtich für den Erfolg 
der Beſprechungen, die der Vereinbarung vorangehen würden, daß es im voraus fejtitünde, dab ein zu 
erzielendes Abkommen von anderen Mächten garantiert werden würde. Seiner Majeſtät Regierung 
würde bereit fein, wenn der Wunfc dazu ausgeſprochen werden follte, zu dex wirtjamen Durchführung 
einer folchen Garantie beizutragen, 


Nach Anficht Seiner Majeftät Regierung folgt hieraus, daß als nächiter Schritt direkte Verband: 
[ungen zwiſchen dex Deutſchen und Volnifchen Regierung eingeleitet werden follten auf einer Grundlage, 
Sie die obenerwähnten Grundſätze einſchließen würde, nämlich die Sicherſtellung der unentbehrlichen 
Intereſſen Polens und die Sicherſtellung des Abkommens durch eine Internationale Garantie. Seiner 
Maietät Regierung bat bereits eine definitive Zuſicherung von der Polniſchen Regierung erhalten, 
Sak diefe bereit ift, auf diefer Grundlage in Beſprechungen einzutreten, und Seiner Majeftat Regierung 
hofft, dağ die Deutiche Regierung ihrerſeits ebenfalls bereit fein würde, einem folden Verfahren 
zuzuſtimmen. 


Xy 


Wenn, wie Seiner Majeftät Regierung bofft, folde Befprechungen zu einer Vereinbarung führen 
würden, jo wäre der Weg offen für Befpredungen über jene breitere und umfaffendere Verftandigung 
zwiſchen Gropbritannien und Deutichland, die beide Nationen erftreben. 
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5. Seiner Majeftat Regierung ſtimmt mit dem Herrn Reichskanzler darin überein, Daß eine der 
haudtiächlichiten Gefabren in der viiden Denticbland und Volen beitebenden Lage in Berichten über 
die Behandlung der Minderbeiten ihren Uri ‘eg bat. Der gegenwärtige Spannunaszultand, zuſammen 
mit den ihn begleitenden Grenzzwiſchenfällen, Berichten uber Mißhandlungen und der —* 
Propaganda iſt eine ſtändige Gefahr für den — Es iſt offenſichtlich eine Frage äußerſter Dring 
lichkeit, daß alle Zwiſchenfälle dieſer Art uwerzüglich und mit feiter Hand unterdrückt werden, J daß 
die Verbreitung unbeſtätigter Gerüchte verhindert wird, um eine Friſt zu erlangen, in der ohne Provo— 
fation auf beiden Seiten eine eingehende Prüfung der Möglichkeiten einer Löſung unternommen werden 
fönnte, Seiner Majeität Neaierung ijt überzenat, daß beide beteiliaten Regierungen fidh diefer Er- 
wägung völlig bewußt find. 


6. Seiner Majeftat Negieruna bat ihre eiaene Haltung gegenüber den befonderen zwiſchen Deut} chy 
land und Dolen ftrittiqen Angelegenbeiten erſchöpfend zum Ausdrud gebracht. Sie vertraut darauf, 
day der Herr Reichskanzler nicht glauben wird, daß Seiner Majeſtät Regierung, | weil fie ihre Ver 
pflichtung gegenüber Dolen qenau nimmt, aus dieſem Grunde nicht beftrebt ift, ihren ganzen Einfluß 
für das Zuſtandekommen einer ſowohl Deutſchland wie Polen befriedigenden Löſung einzuſetzen. 


Daß eine folde Löſung erzielt werden ſollte, erſcheint Seiner Majeſtät Regierung als unbedingt not— 
wendig, nicht nur aus Gründen, die in unmittelbarem Zuſammenhang mit der Löſung ſelbſt entſtehen, 
ſondern auch wegen der umfaſſenderen Erwägungen, von denen der Herr Reichskanzler mit ſolcher Uber- 
zeugung geſprochen hat. 


7. Es iſt unnötig, in der vorliegenden Antwort die Vorteile einer friedlichen Löſung hervorzuheben 
gegenüber einem Entſchluß, die in Frage kommenden Probleme mit Waffengewalt zu löſen. Die Folgen 
eines Entſchluſſes, Gewalt zu gebrauchen, find in dem Schreiben des Premierminiſters vom 22. Auguft 
an den Herrn Neichskanzler flar dargelegt worden, und Seiner Majeftat Regierung zweifelt nicht daran, 
dah diefe Folgen vom Herrin Neichsfanzler genau jo flar erkannt werden wie von Seiner Majeftat 
Regierung felbjt. 


Andererfeits qlaubt Seiner Majeftat Regierung, indem fie mit Intereſſe den in der Botichaft des 
Herrin Reichsfanzlers enthaltenen Hinweis auf eine $ Begrenzung der Rüſtungen zur Kenntnis nimmt, 
daß, wenn eine friedliche Löſung erreicht werden tann, b ie Unterſtützung der Welt zuverſichtlich voraus 
geſetzt werden könnte für praktiſche Maßnahmen, die es ermöglichen würden, den Übergang von einer 
Vorbereitung zum Krieae auf eine normale Tätigkeit friedlichen Handels ficher und reibungslos durd- 
— 

Eine gerechte Löſung dieſer zwiſchen Deutſchland und Polen beſtehenden Fragen kann den Weg 
um Weltfrieden öffnen. Das Ausbleiben einer folden Löſung würde die Hoffnung auf eine beffere 
Verfrandiqung zwijchen Deutjchland und Großbritannien zerichlagen, würde die beiden Nationen in 
Ronflift bringen und fünnte ſehr wohl die gefamte Welt in den Krieg ftürzen. Ein foldes Ergebnis 
wäre eine Ratajtrophe ohne Veifpiel in der Geſchichte. 


Nir. 464 


Dem Britifchen Botjchafter am 29. Auguft 1939 18.45 Uhr 
üibergebene Antwort des Führers an die Britifche Regierung 


Der Königlich Britiiche Botſchafter in Berlin hat dev Königlich Britiichen Regierung Anregungen 
übermittelt, die ich vorichlagen zu müſſen alaubte, um 


1. dem Willen der Reyeregierung nad) einer aufrichtigen deutichrengliichen Verſtändigung, Qu 
jammenarbeit und Freundſchaft noch einmal Ausdruck zu geben; 


2, feinen Sweifel darüber auffommen zu laffen, daß eine ſolche Verftindigung nicht erlauft werden 
könnte mit dem Verzicht auf lebenswichtige deutiche Interefjen oder gar einer Preisgabe von 
Forderungen, die ebenfo im allgemeinen menfchlichen Redt wie in der nationalen Würde und 
Ehre unseres Volkes bearindet find. 


Mit Befriediqung hat die Deutiche Regierung aus den Antwortſchreiben der Königlich Britischen 
Regierung und den mimdlichen Erläuterungen des Königlich Britiichen Botichafters entnommen, daß die 
Königlich Britiiche Reaieruny auch ibrerfeits bereit ift, das deuticyenalifche Verbältnis zu beſſern, es im 
Sinne der deutichen Anreaungen zu entwickeln und auszubauen, 


Die Königlich Britiſche Regierung ift Dabei ebenfalls überzeugt, daß die Löſung der unerträglich 
gewordenen deutich-polnischen Spannung die Vorausjeung für eine Nealifieruna dieſer Hoffnung ift. 


Seit dem Serbit des vergangenen Jahres und zuletzt im März 1939 wurden dev Polniſchen Regierung 


mündlich und fchriftlich Vorſchläge "unterbreitet, die unter der Berückſichtigung dev damals zwijchen 


Deutichland und Polen beftebenden Freundſchaft eine für beide Teile annebinbare | Yolung der ftrittiqen 
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ragen ermöglichen fonnten, E8 ift der Königlich Britijehen Regierung befannt, daß die Polniſche Negie- 
rung glaubte, diefe Vorjchläge im März diefes Jahres endgültig ablehnen zu müſſen. Sie hat diefe Ab- 
lehnung zugleich zum Vorwand oder Anlaß genommen, militäriihe Maßnahmen zu treffen, die feitdem 
eine fortgejehte Steigerung erfuhren. Schon in der Mitte des vergangenen Monats hat der Polniſche 
a Staat tatfächlich mobil gemacht. An Verbindung damit haben zahlreiche Yberariffe in der Freien Stadt 
Danzig ftattgefunden, hervorgerufen durd) polnische Behörden; mehr oder weniger drohend ultimative 
‚Forderungen wurden an diefe Stadt gerichtet. Die Verhängung einer exit zollpolitiich durchgeführten, 
nunmehr aber auh militäriih und verkehrstechniſch erweiterten Grenziperre mit dem Riel der 
politischen Zermürbung und wirtichaftlicden Serftorung diefes deutichen Gemeinweſens fand ftatt. 


Hinzu kommen bimmelfchreiende, barbariiche Mißhandlungen und fonitige Verfolgungen der großen 

4 deutſchen Voltsgruppe in Yolen, die bis zur Tötung vieler dort lebender Deutjchen oder zur Ber- 

) ſchleppung unter grauſamſten Bealeitumftanden führten. Dieſe Suitände find für eine Großmacht um- 

erträglich. Sie haben Deutichland gezwungen, nad monatelangem Sujehen nunmehr ebenfalls die 

notwendigen Schritte zur Wahrung der berechtigten deutichen Intereſſen zu ergreifen. Und die Deutjche 

~oa Neichsrenierung fann dev Britiihen Regierung nur auf das ernftefte verfichern, daß nunmehr jener 
Zuſtand erreicht ift, dex ein weiteres Hinnehmen oder aud) nur Sujehen ausjchließt. 


Die Forderung der Deutichen Neichsregierung entipricht dev von Anfang an als notwendig erkannten 
Nevifion des Berfailler Vertrags in diefem Gebiet; Nücdkehr von Danzig und dem Korridor an 
Deutfchland, Sicherung des Lebeng der deutfchen Volksgruppen in den reſtlich Polen verbleibenden 
Gebieten. 
Die Deutiche Neichsreaierung nimmt mit Vefriediqung Kenntnis, dağ auch die Königlich Britifde 
Nenierung im arundfablichen überzeugt ijt, dah die entitandene Lage einer Lodfung entgegengeführt 
werden muß. Sie qlaubt weiter annehmen zu dürfen, dağ fich auch die Königlich Britifche Regierung feinem 
weite! dariiber hingibt, dağ es fich Hier nicht mehr um Zuſtände handelt, zu deren Bejeitigung Tage 
oder aar Woden, fondern vielleicht nur Stunden zur Verfügung ſtehen. Denn es ift in jedem Augen- 
blick angefichts dex desorganilierten Verbältniffe in Polen mit dev Möglichkeit des Eintretens von Aften 
. l zu rechnen, die binzunehmen für Deutichland unmöglich fein fonnte. 


Wenn die Königlich Britiſche Regierung noch immer glaubt, dab diefe ſchwerwiegenden Differenzen auf 
dein Wege direkter Verhandlungen zu löfen feien, fo fann die Deutiche Neichsreqierung Diele Auffaſſung 
von vornherein leider nicht mehr teilen. Denn ſie hat es ja verſucht, den Weg einer ſolchen friedlichen 
Verhandlung einzuleiten, wurde aber dabei von der Polniſchen Regierung nicht unterſtützt, ſondern durch 
brüsk eingeleitete Maßnahmen militärischen Charakters im Sinne der fon angedeuteten Entwicklung 
abgewieſen. 

Die Königlich Britiſche Regierung ſieht 2 Momente als wichtig an: 

1. daß durch direkte Verhandlungen ſchnellſtens Die vorhandene Gefahr einer drohenden Entladung 

beſeitigt wird, und daß 


der Exiſtenz des im übrigen dann fortbeſtehenden Polniſchen Staates durch internationale Garan— 
tien wirtſchaftlich und politiſch die notwendige Sicherung gegeben wird. 


ho 
~ 


Die Deutiche Neichsregierung hat dazu folgende Erklärung abzugeben: 


Trog ihrer ſteptiſchen Beurteilung der Ausfichten folder direkten Beſprechungen will fie dennod) den 
enaliichen Vorſchlag akzeptieren und in diefe eintreten. Sie tut dies ausſchließlich unter dem Cindruct 
der — wie ſchon betont — ihr gugeqangenen jchriftlichen Mitteilung der Königlich Britifchen Regierung, 
dai aud) diefe ein Freundſchaftsabkommen unter Sugrumdelegung oer dem Botſchafter Henderfon 
gegebenen Anbaltspunfte wünſcht. Die Deutiche Regierung will dadurch der Königlich Britiichen 
| Regierung und dem englifchen Volk einen Beweis für die Aufrichtigkeit dev deutſchen Abſicht, zu einer 

danernden Kreundichaft mit Großbritannien zu fommen, geben. 


Die Reichsreqierung mus die Britifche Regierung pflichtgemäß aber darauf hinweiſen, dah fie im 
alle einer Neugeftaltung der territorialen Verhältniſſe in ‘Polen nicht mehr in der Vage wäre, ohne 
Sinzuziehung der Somjet-Union fich zu Garantien zu verpflichten oder an Garantien teilzunehmen. 


L Am übrigen hat die Deutfche Neichsregierung bei ihren Vorſchlägen nie die Abficht aebabt, lebens 
wichtige Anterefien Volens anzugreifen oder die Exiftenz eines unabhängigen Polniſchen Staates in 
Trage zu ftellen. Die Deutfche Neichsregierung ift unter diefen Umftänden daher damit einverftanden, 
f die vorgeſchlagene Vermittlung der Königlich Britiſchen Regierung zur Entjendung einer mit allen Boll- 
machten verjehenen polniſchen Verjönlichteit nach Berlin anzunehmen. Sie rechnet mit dem Eintreffen 
diejer Verfönlichkeit für Mittwoch, den 30. Auguft 1939. 
Die Reich Sregierung wird die Vorfchläge einer für fie afzeptablen Löſung fofort ausarbeiten und diefe 
wenn möglich Lis zur Ankunft des polnischen Unterhandlers auc) dev Britifchen Regierung zur Ber- 
fügung fiellen. 
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Nr. 465 
Der Deutjche Gefchäftsträger in Warſchau an das Auswärtige Amt 


Telephonifche Mitteilung vom 30. Auguft 1939 17.30 Uhr 
Seit einer Stunde ift in Volen durch Anichlag die allgemeine Mobilmachung befohlen worden. Erſter 


Mobilmachungstag ift der 31. Auguft; zu melden haben fich alle Verionen, die eine weiße Cinberufungs- 
tarte befiten. 


Nr. 466 


Unterredung des Reichsminifters des Auswärtigen mit dem Brififchen Botjchafter, 
30. Auguft 1939 um Mitternacht 


Aufzeichnung des Gefandten Schmidt 


Henderion übergab das in der Anlage* beigefügte Memorandum der Britifden Regierung. Cr 
fiiqte hinzu, daß er den Auftrag Habe, zwei weitere Punkte mündlich zur Sprache zu bringen. 

Man fonne von der Volnifchen Regierung nur dann vollftändige Surüdhaltung erwarten, wenn die 
Deutiche Regierung auf ihrer Seite der Grenze die gleiche Haltung einnehme und wenn feine Tirovofa- 
tionen der deutichen Minderheit in Volen erfolgten. ES feien Berichte im Umlauf, nad) denen Die 
Deutichen in Volen Sabotageafte verübten, die die feharfften Gegenmaßnahmen feitens der Polniſchen 
Regierung rechtfertigen würden. Der Reichsaußenminiſter wies dieſe Bemerkung auf das nachdrücklichſte 
zuruͤck. Deutſchland kenne ausſchließlich polniſche Provokationen, aber die polniſche Propaganda ſchiene 
bei der Britiſchen Regierung ihre Wirkung nicht verfehlt zu haben. Unerhörteſte Sabotageafte würden 
von den Volen verübt. Er lehne e8 ab, mit der Britiichen Negierung úber diefes Thema überhaupt zu 
ſprechen. 

Die weitere Weiſung Henderſons bezog ſich auf die Antwort der Deutſchen Regierung vom Bor- 
tage, in der die Deutfche Regierung fic) bereit erklärt hatte, in direfte Fühlung mit Polen zu treten, 
wenn de Volnifche Neaieruna fofort einen bevollmächtigten Vertreter entjenden würde. Die 
Britiſche Regierung fei nicht in der Lage, der Polniſchen Regierung zu empfehlen, auf diefes Verband» 
lunasverfabren einzugehen. Sie ſchlage der Deutjchen Negierung vor, auf normalem diplomatischen 
Wege, d. b. durch Überreichung ihrer Vorichläge an den Polniſchen Botſchafter, die Dinge ins Rollen 
zu bringen, um den Polniſchen Botichafter in die Lage zu verjesen, im Einvernehmen mit feiner Regie 
rung die Vorbereitungen für divefte deutich-polnifche Verhandlungen zu treffen. Wenn die Deutiche 
Regierung diefe Vorfchläge auch der Britiſchen Regierung zuleiten würde, und dieje der Anficht wäre, 
daß die Vorſchläge eine vernünftige Grundlage für eine Regelung der zur Erörterung ftebenden ‘Probleme 
bilden, fo würde fie ihren Einfluß im Sinne einer Löſung in Warjchau zur Geltung bringen. 

Henderſon fraate unter Hinweis auf den legten Abſatz der deutichen Antwort vom Vortage, ob die 
deutſchen Vorfchläge bereits ausgearbeitet feien und ob ihm diefe Vorſchläge übergeben werden könnten, 

Der Reihsaußenminifter antwortete, daß 1. die britiſche Vermittlung bisher nur ein Flares Ergebnis 
gezeitigt bätte, nämlich die polnische Generalmobilmadhung. 2, Man habe deutfeherfeits mit dem Er 
scheinen eines polnischen Vertreters am heutigen Lage gerechnet. Es fei dies nicht, wie der Britifche Bot— 
ichafter irrtümlich angenommen Habe, ein Ultimatum gewejen, fondern, wie der Führer bereits am Vor 
tage auseinandergefegt babe, es fei ein von den Seitumftänden diftierter praftifcher Vorjchlag geweſen. 
Vis Mitternacht babe man auf deutfcher Seire nichts von den Volen gehört. Die Frage eines eventuellen 
Vorſchlags fei daher nicht länger attuell. Um aber zu zeigen, was Deutjchland vorzuſchlagen beabfichtigt 
hatte, wenn der polnische Vertreter gefommen ware, verlag der Reichsaußenminiſter die in der Anlage 
beiaefüaten deutfchen Vorfchläge ** und erläuterte fie im einzelnen, 

Genderfon erwiderte, die Erklärung des Reichsaußenminiſters, daß infolge des Nichtericheinens de3 
polniſchen Vertreters bis Mittwoch Mitternacht die urfpriinglich beabfichtigten deutſchen Vorſchläge nicht 
mehr aktuell wären, fchiene feine Auslegung des Vorichlags ala Ultimatum zu betätigen. | | 

Der Neichsaußenminifter trat diefer Wuffaffung erneut energiſch entgegen und wies auf die am Vor: 
tage vom Führer abgegebene Erklärung bin, daß die Eile durd die Tatjache bedingt fei, daß fich zwei 
mobilifierte Armeen in Schußweite gegenüberftänden und in jeder Minute ein Zwiſchenfall ernfte 
Ronflifte auslöfen fonne, 

Qum Schluß ſchlug Genderjon vor, der Reichsaußenminiſter möge den Polniſchen Botichafter Herbei- 
rufen und ihm die deutſchen Vorſchläge übergeben. 
io Reichsaußenminifter lehnte diefes Verfahren für feine Perjon ab und beendete die Unterredung, 
indem er dem Führer ſämtliche Enticheidungen vorbebielt. 


Schmidt 


f 





* Val Anlage 1. 
** Mal nlage Il 
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Anlage | 


Dem Reichsminifter des Auswärtigen am 30. Auguft 1939 24 Ahr 
vom Britifchen Botfchafter übergebenes Memorandum der Britifchen Regierung 


(Liberfesung) 


1. Die Regierung Seiner Majeftät weiß die Tatjache zu würdigen, Dağ die Deutjche Regierung in der 
in ihrer Antwort enthaltenen Erklärung freundlichit auf ihren Wunſch einer deutfd-englijden Ber 
ftandigung hinweiſt, und weiß ebento den Hinweis zu würdigen, daß diefe Erwägung ihre Politik be- 
einflußt bat. 


2. Die Regierung Seiner Maieftät bringt wiederholt zum Ausduud, daß fie den Wunſch der 
Deuticben Regierung nach einer Verbefferung der Beziehungen Ourdaus teilt; e3 ift jedoch dabei zu 
berückfichtigen, daß fie um diefer Verbefferung willen nicht die Intereſſen ihrer Freunde preisgeben fann. 
Sie hat volles Veritändnis dafür, daß die Deutſche Regierung Deutichlands Lebensintereſſen nicht opfern 
fann, aber die Polniſche Regierung befindet fidh in der gleichen Lage, und die Regierung Seiner 
Majeftät glaubt, dağ die Cebensintereffen der beiden Lander nicht unvereinbar find. 

3. Die Regierung Seiner Majeftät nimmt zur Kenntnis, daß die Deutiche Regierung den britiſchen 
Rorichlaa annimmt und bereit ift, mit der Polniſchen Regierung in unmittelbaren Meinunasaustaufc 
zu treten. 


4. Die Regierung Seiner Majeftät glaubt annehmen zu dürfen, daf die Deutiche Negierung im 
Prinzip die Bedingung annimmt, daß jediwede Regelung zum Gegenftand einer internationalen Garantie 
gemacht werden jollte. Die Frage, wer fih an einer folden Garantie beteiligen foll, wird fpater zu 
erörtern fein, und die Regierung Seiner Majeftät hofft, daß, um Zeitverluft zu vermeiden, die Deutjche 
Regierung fofort Schritte unternehmen wird, um Die Suftimmung der Union der Sozialiſtiſchen Sowjet: 
vepublifen zu erreichen, deren Beteiligung an der Garantie die Regierung Seiner Majeftät ftets vor 
ausgeſetzt bat. 


5. Die Regierung Seiner Majeftat nimmt gleichfalls zur Kenntnis, dak die Deutfche Regierung den 
jul 3 / 


Standpunkt der Britiſchen Regierung hinſichtlich dex Lebensintereffen und der Unabhängigkeit Polens 
anerkennt. 


6. Hinſichtlich beſonderer Forderungen, die die Deutſche Regierung in einem früheren Abſatz ihrer 

Mutwort anmeldet, muß die Regierung Seiner Majeſtät einen ausdrücklichen Vorbehalt machen. Sie 
alaubt zu verftehen, dab die Deutiche Regierung zur Seit Vorfchläge für eine Löſung ausarbertet. 
Sweifelsohne werden diefe Vorichläge wahrend des Meinungsaustaufches ſorgfältigſt geprüft werden. 
Es fann dann entjchieden werden, wie weit diefe mit den wejentlichen Bedingungen vereinbar find, die 
die Reaierung Seiner Majeftät befanntgegeben Hat und die anzunehmen die Deutiche Regierung ihre 
Bereitwilligfeit zum Ausdrud gebracht hat. 
7. Die Regierung Seiner Majeftät wird die Polniſche Regierung fofort von der Antwort der 
Deutichen Regierung verftandigen. Die Art der Fühlungnahme und die Vorbereitungen für einen 
Meinungsaustauich müſſen ſelbſtverſtändlich in aller Eile zwiichen dex Deutichen und der Polniſchen 
Regierung vereinbart werden. Die Regierung Seiner Majeſtät iſt jedoch der Anſicht, daß es untunlich 
wäre, dieſe Fühlungnahme ſchon heute herzuſtellen. 


8. Die Regierung Seiner Majeſtät erkennt voll an, daß bei der Aufnahme der Verhandlungen Eile 
geboten iſt, und teilt die Befürchtungen des Herrn Reichskanzlers, die ſich aus dem Umſtande ergeben, 
daß zwei mobilifierte Armeen fidh in allernächſter Nabe gegenüberſtehen. Sie möchte daher auf das 
Stingendfte nabelegen, daß beide Parteien fid) verpflichten, daß während der Verhandlungen feine 
agareffiven militäriichen Bewegungen ftattfinden. Die Regierung Seiner Majeftat vertraut darauf, daß 
fie von der Volnifchen Regierung eine derartige Sufage erhalten würde, wenn die Deutjche Regierung 
eine aleichartige Verfiherung abgeben wollte, 


9, Die Regierung Seiner Majeftat möchte ferner nod) vorichlagen, dap vorläufig ein modus vivendi 
Für Danzig geſchaffen wird, um Swilchenfälle zu verhüten, die geeignet waren, Die deutich-polniichen 
Beziehungen nod) fehwieriger zu geitalten. 


Berlin, den 30. Auguft 1939 
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Anlage ll 


Vorſchlag fiir eine Regelung des Danzig-Korridor-Problems 
Jowie der Deutſch-Polniſchen Minderheitenfrage 


Die Lage zwifchen dem Deutichen Neich und Bolen if zur Seit fo, daß jeder weitere Zwiſchenfall zu 
einer Entladung der beiderjeits in Stellung qeqanaenen militäriichen Streitkräfte führen fann. Sede 
friedliche Löfung muß fo beichaffen fein, dab ſich nicht bei nächſter Gelegenheit die diefen Quftand 
urſächlich bedingenden Ereignifje wiederholen können und dadurch nicht nur der Often Europas, fondern 
aud) andere Gebiete in die gleiche Spannung verjeßt werden. 


Die Urſachen diefer Entwidlung liegen 
1. in der unmöglichen Gvenzzjiehung, wie fie durch das Verfailler Diktat vorgenommen wurde, 


2. in der unmöglichen Behandlung der Minderheit in den abgetrennten Gebieten. 
Die Deutſche Neihsregierung geht Saher bei diesen Vorſchlägen von dem Gedanken aus, eine end- 
gültige Löſung zu finden, die die unmögliche Situation Der Grenzziebung bejeitigt, beiden Teilen ihre 
lebenswichtigen Verbindungsftraßen fichert, das Minderheitenproblem — foweit irgend möglich — 
bejeitigt und, joweit dies nicht möglich ift, das Schickſal der Minderheiten durd) eine fichere Garantie 
Ihrer Nechte erträglich geſtaltet. 


Die Deutjche Neichsregierung ijt überzeugt, daß e8 dabei umerläßlich ift, wirtichaftliche und phyſiſche 
| | q | | 


— 


Schädigungen, die ſeit dem Jahr 1918 ſtattgefunden haben, aufzudecken und im vollen Umfange wieder— 


— 


autzumachen. Sie ſieht ſelbſtverſtändlich dieſe Verpflichtung als eine für beide Teile bindende an. 
Aus dieſen Erwägungen ergeben ſich folgende praktiſche Vorſchläge: 


1. Die Freie Stadt Danzig kehrt auf Grund ihres rein deutſchen Charakters ſowie des einmütigen 
Willens ihrer Bevölkerung ſofort in das Deutſche Reich zurück. 


N 


. Das Gebiet des jogenannten Korridors, das von der Oftiee Dig zu der Linie Marienwerder- 
Graudenz-Rulm-Bromberg (diefe Städte einichließlich) und dann etwa weitlich nach Schönlanke 
reicht, wird über ſeine Zugehörigkeit zu Deutſchland oder zu Polen ſelbſt entſcheiden. 


3. Zu dieſem Zweck wird dieſes Gebiet eine Abſtimmung vornehmen. Abſtimmungsberechtigt ſind 
alle Deutſchen, die am 1. Januar 1918 in dieſem Gebiete wohnhaft waren oder bis zu diefem 
Lage dort geboren wurden, und desgleichen alle an diefem Lage in diefem Gebiet wohnhaft 
geweſenen oder bis zu diefem Tage dort geborenen Dolen, Kaſchuben ufw. Die aus diefem Gebiet 
vertriebenen Deutichen fehren zur Erfüllung ihrer Abſtimmung zurück. 


Sur Sicherung einer objektiven Abftimmung fowie zur Gewährleiſtung der dafür notwendigen 
umfangreichen Vorarbeiten wird diefes erwähnte Gebiet ähnlich dem Saargebiet einer fofort zu 
bildenden internationalen Kommiſſion unterftellt, die von den vier Großmächten Italien, Somjet- 
union, Frankreich, England aebildet wird. Diefe Kommiffion übt alle Hoheitsrechte in dieiem 
Gebiet aus. Qu dem Zweck ift diefes Gebiet in einer zu vereinbarenden fürzeften Frit von den 
polnischen Militärs, der polnischen Wolizei und den polnischen Behörden zu räumen. 


4. Bon diefem Gebiet bleibt ausgenommen der polnische Hafen Gdingen, der grundſätzlich polniſches 
Hoheitsgebiet iſt, inſoweit er ſich territorial auf die polniſche Siedlung beſchränkt. 


Die näheren Grenzen dieſer polniſchen Hafenſtadt wären zwiſchen Deutſchland und Polen fejt 
zulegen und nötigenfalls durch ein internationales Schiedsgericht feitzufeßen. 


5, Um die notwendige Seit für die erforderlichen umfangreichen Arbeiten zur Durchführung einer 
gerechten Abitimmung ficherzuitellen, wird diefe Abſtimmung nicht vor Ablauf von 12 Monaten 
ftattfinden. 


6, Um während diefer Zeit Deutichland feine Verbindung mit Ofipreusen und olen feine Ver; 
bindung mit dem Meere unbeichranft zu garantieren, werden Straßen und Eiſenbahnen feſtgelegt, 
die einen freien Tranſitverkehr ermöglichen. Hierbei Dürfen nur jene Abaaben erhoben werden, 
die fiir die Erhaltung der Verkehrswege bzw. für die Durchführung der Transporte erforderlich 
find. 


= 


. Uber die Zugehörigteit des Gebietes enticheidet die einfache Mehrheit dev abgegebenen Stimmen. 
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Um nad) erfolgter Abjtimmung — ganz gleich, wie diefe ausachen möge — die Sicherheit des 
freien Verkehrs Deutjchlands mit feiner Proving Danzig — Oſtpreußen und Polen feine Ver- 
bindung mit dem Meere zu garantieren, wird, falls das Abjtimmungsgebiet an Volen fällt, 
Deutichland eine exterritoriale Verkehrszone, etwa in Ridtung von Bitom— Danzia bai. 
Dirſchau, gegeben zur Anlage einer Neichsautobahn fowie einer viergleifigen Eifenbabnlinie. Der 
Bau der Straße und der Cifenbahn wird fo durchgeführt, daß die polniſchen Kommunikations: 
wege dadurch nicht berührt, d. H. entweder über- oder unterfahren werden. Die Breite Diefer Sone 
wird auf einen Kilometer feftgefest und ift deutiches Hoheitsgebiet. 

Fällt die Abſtimmung zugunften Deutichlands aus, erhält Volen zum freien und uneingefchränf: 
ten Verkehr nach feinem Hafen Gdingen die gleichen Rechte einer ebenfo exrterritorialen Straßen: 
bzw. Bahnverbindung, wie fie Deutjchland zuftehen würden, 


aa 


9. Sin Falle des Qurtictfallens des Korridors an das Deutiche Reich erklärt fid) diefes bereit, einen 


Bevölferungsaustaufch mit Polen in dem Ausmaß vorzunehmen, als der Korridor hierfür 
qeeiqnet tft. 


. Die etwa von Polen gewünichten Sonderredte im Hafen von Danzig würden paritätifch ans- 


gehandelt werden mit gleichen Rechten Deutichlands im Hafen von Gdingen. 


. Um in diefem Gebiet jedes Gefühl einer Bedrohung auf beiden Seiten zu bejeitigen, würden 


Danzig und Gdingen den Charakter reiner Handelsjtädte erhalten, d. H. ohne militärische Anlagen 
und militärtiche Befeſtigungen. 


Die Halbiniel Hela, die entiprechend der Abitimmung entweder au Volen oder zu Deutichland 
sw [77 g g / ~ - ~ g g ~ 5 - g ð d 
fame, würde in jedem all ebenfalld zu demilitarifieren fein. 


Da die Deutſche Neichsregierung heftigite Beſchwerden gegen die polnische Minderheitenbehand- 
lung vorzubringen hat, die Polniſche Regierung ihrerſeits glaubt, aud) Beichwerden gegen Deutſch— 
land vorbringen zu müſſen, erklären fic) beide Varteien damit einverstanden, daß diefe Beſchwerden 
einer international zufammengejegten Unterſuchungskommiſſion unterbreitet werden, die die 
Aufgabe hat, alle Bejchwerden über wirtichaftliche und phyſiſche Schädigungen fowie fonftige 
terroriftiiche Akte zu unterjuchen. 

Deutichland und Volen verpflichten fidh, alle feit dem Jahre 1918 etwa vorgefommenen wirt- 
ichaftlichen und fonftigen Schadiqungen der beiderjeitigen Minoritäten wieder gutzumachen bzw. 
alle Enteignungen aufzuheben oder für dieje und fonftige Eingriffe in das wirtichaftliche Leben 
eine vollftändige Entſchädigung den Betroffenen zu leiten. 


Uni den in Polen verbleibenden Deutichen fowie den in Deutichland verbleibenden Dolen das 
Gefühl der internationalen Nechtlofigkeit zu nehmen und ihnen vor allem die Sicherheit zu 
aewähren, nicht zu Handlungen bzw. zu Dienften herangezogen werden zu fünnen, die mit ihrem 
nationalen Gefühl unvereinbar find, kommen Deutichland und Volen überein, die Nechte dev 
beiderfeitigen Minderheiten durch umfaſſendſte und bindende Vereinbarungen zu fichern, um diefen 
Minderbeiten die Erhaltung, freie Entwiclung und Betätigung ihres Volfstums zu geiwährleiften, 
ihnen insbejondere zu diefem Swed die von ihnen für erforderlich gehaltene Organifierung zu 
geftatten. Beide Teile verpflichten fih, die Angehörigen der Minderheit nicht zum Wehrdienft 
bevanzuzieben. 


. Im Falle einer Vereinbarung auf der Grundlage diefer Vorſchläge erklären fih Deutjchland und 


olen bereit, die fofortige Demobilmahung ihrer Streitkräfte anzuordnen und durchzuführen. 


Die zur Beichleunigung der obigen Abmachungen erforderlichen weiteren Maßnahmen werden 
zwiſchen Deutichland und Polen gemeinfam vereinbart. 


Nr. 467 


Der Staatsjekretär des Auswärtigen Amts an die 
Deutfchen Diplomatifchen Mijfionen 


Nundtelegramm 
Berlin, den 31. Auguft 1939 


Unjere Erwartung, dap, entiprechend unjerem durch Britiſche Regierung nach Warſchau übermittelten 


Vorſchlag, unverzügliche Entſendung eines polniſchen Bevollmächtigten zur Aumabıne direkter deutſch⸗ 
polniſcher Verhandlungen erfolgen würde, iſt nicht in Erfüllung gegangen. Vielmehr hat Polen, wie 
befannt, geſtern Generalmobilmachung angeordnet, Unter dieſen Umſtänden hat Lage weitere überaus 
ſchwerwiegende Zuſpitzung erfahren, 


Weizſücker 


| 


3579-0325 





II 

















IT 


— 806 — 


Nr. 468 
Amtliche Deutfehe Mitteilung vom 31. Auguft 1939 21 Uhr 


Die Königlich Britifeche Regierung Hat fidh in einer Note vom 28. Auguft 1939 aegenüber der 
Deutichen Regierung bereit erklärt, ibre Vermittlung zu direkten Verhandlungen zwiſchen Deutichland 
und Volen über die ftrittigen Brobleme zur Verfügung zu ftellen. Sie hat dabei feinen Zweifel darüber 
gelaſſen, Daß auch ibr angeſichts der fortdauernden Zwiſchenfälle und der allgemeinen europätichen 
Spannung die Dringlichkeit des Vorganges bewußt ware. 

Die Deutiche Regierung bat fidh in einer Antwortnote vom 29. Auguft 1939 trog ihrer ffeptifden 
Beurteilung des Willens der Polnifehen Regierung, überhaupt zu einer Verftändigung zu fommen, im 
Intereſſe des Friedens bereit erklärt, die engliiche Vermittlung bzw. Anregung anzunehmen. Sie hat 
unter Würdigung aller der zur Zeit gegebenen Umftände e8 für notwendig erachtet, in diefer ihrer Note 
darauf hinzuweiſen, daß, wenn überhaupt die Gefahr einer Rataftrophe vermieden werden foll, dann 
jchnell und unverzüalich aebandelt werden muß. Sie bat fich in diefem Sinne bereit erflärt, bis zum 
30, Auguſt 1939 abends einen Beauftragten der Polniſchen Regierung zu empfangen, unter der Bor- 
ausſetzung, daß diefer auch wirklich bevollmächtigt fei, nicht nur zu diskutieren, fondern Verhandlungen 
zu Führen und abzuschließen. 

Die Deutſche Regierung hat weiter in Ausficht geftellt, daß fie glaubt, big zum Eintreffen diejes pol- 
niichen Unterbändlers in Berlin der Britifchen Negierung die Grundlagen über das Verftändiaungs: 
angebot ebenfalls zugänalidy machen zu können. 

Statt eine Erklärung über das Eintreffen einer autorifierten polnischen Verfönlichkeit erhielt die 
Reichsregierung als Antwort auf ihre Verftändiqunasbereitichaft zunächft die Nachricht der polnischen 
Mobilmahung und erë am 30. Auguft 1939 aegen 12 Uhr nachts eine mehr allgemein aebaltene 
britiiche Verficherung der Vereitwilligfeit, ihrerfeits auf den Beginn von Verhandlungen bimwirfen 
zu wollen. 

Trotzdem durch das Ausbleiben des von der Neichsrenierung erwarteten polnischen Unterhändlers die 
Borausfesung entfallen war, der Britifden Regierung nod) eine Kenntnis über die Auffaſſung der 
Deutichen Regierung in bezug auf mögliche Verbandlungsarundlaaen zu aeben, da die Britiſche 
Regierung ja felbft für direfte Verhandlungen zwiichen Deuticyland und Polen plädiert Hatte, qab 
Neichsaußenminifter v. Ribbentrop dem Britiichen Botjchafter anläßlich der Übergabe der legten 
enaliichen Note eine genaue Kenntnis des Wortlautes der für den Fall des Eintreffens des polnischen 
Bevollmächtigten als Berhandlungsqrundlage vorgefehenen deutichen Vorſchläge. 

Die Deutiche Neichsregierung glaubte ein Necht darauf zu haben, taf unter diefen Umitänden wenig. 
fteng nachträglich die fofortige Benennung einer polnischen Verjönlichkeit ftattfinden würde. Denn eg 
ift der Neichsregierung nicht zuzumuten, ihrerſeits fortgeſetzt die Bereitwilligfeit zur Inangriffnahme 
folger Verhandlungen nicht nur zu betonen, fondern auch dafür beveitzufigen, von der polnischen Seite 
aber nur mit leeren Ausflüchten und nichtsfagenden Erklärungen hingehalten zu werden. 

Aus einer inzwijchen ftattgefundenen Oemarde des Polnifdjen Botichafters geht erneut hervor, daß 
auch dieſer nicht bevollmächtigt ift, in irgendeine Disfuffion einzutreten oder gar zu verhandeln. 

Somit haben der führer und die Deutiche Neichsregierung mm 2 Tage vergeblich auf dag Eintreffen 
eines bevollmächtiaten polnischen Unterhandlers gewartet. 

Unter diefen Umständen fiebt die Deutjche Regierung auch diefes Mal ihre Vorſchläge praftifch als 
abgelehnt an, obwohl fie der Meinung ift, daß dieje in der Form, in der fie auch der Engliſchen Regierung 
befantaeaeben worden find, mehr als loyal, fair und erfüllbar geweſen wären. 

Die Neichsregierung Halt e$ für angebracht, der Öffentlichkeit Kenntnis von diefen dem Britifchen 
Botſchafter durd) den Neichgaußenminifter von Ribbentrop mitgeteilten Verhandlungsgrundlagen zu 
acben *, 


Nr. 469 
Meldung des Polniſchen Rundfunkfenders Warfchau vom 31. Auguft 1939 23 Uhr 


(Überjetung) 


Die heutige Bekanntmachung des deutjchen offiziellen Communiqués hat die Ziele und Abfichten der 
deutſchen Volitif flax aezeigt. ES beweift die offenen Aggreifionsabfichten Deutſchlands aegenüber olen. 
Die Bedingungen, unter denen das Dritte Neid) bereit ift, mit Polen zu verhandeln, lauten: Danzia 
kehrt fofort zum Reich zurück. Pommerellen mit den Städten Bromberg und Graudenz unterliegt einem 
Plebiſzit, wobei alle Deutichen, die nadh dem Fahre 1918 aus irgendwelchen Gründen von dort aus: 
gewandert find, hineingelaffen werden follen. Polnifdes Militär und Polizei evakuiert Gommerellen. 


- 


* Im Wortlaut der amtlichen deutſchen Mitteilung folate Hier der oben unter Nr. 466, Anlage IT abgedructe Vorſchlag. 
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Die Dolizei Englands, Frankreichs, Italiens und der Sowjetunion übernimmt die Gewalt. Nach Ablauf 
bon 12 Monaten findet das Wlebifzit ftatt. Das Gebiet der Galbinjel Hela wird vom Plebiſſit gleich— 
falls erfaßt. Gdingen ift als polnische Stadt ausgeichloffen. Unabhängig vom Ausgang des Dlebilzits 
wird eine exterritoriale Straße in der Breite eines Kilometers aebaut . . . | 

Die deutiche Agentur gibt befannt, daß der Termin für die Annahme diefer Bedingungen geitern 
abgelaufen ift. Deutichland hat vergeblich auf einen Abgefandten Volens gewartet. Die Antwort waren 
die militäriichen Anordnungen der Polniſchen Regierung. 

Reine Worte fünnen jest mehr die Aggreſſionspläne der neuen Hunnen verſchleiern. Dentichland ftrebt 
Die Herrichaft über Europa an und durchftreicht mit einem bisher nicht Sagqewesenen Zynismus die 
Rechte der Völker. Diefer unverſchämte Vorſchlag beweift deutlich, wie notwendig die militärischen 
Anordnungen der Polniſchen Regierung geweſen find. 


Nr. 470 


Bon einem Beamten der Politischen Abteilung des Auswärtigen Amts gefertigte 
Sujammenjtellung der dem Auswärtigen Amt vorliegenden amtlichen Meldungen 
über ſchwere Grenzzwifchenfälle an der deuffch-polnifchen Grenze 
zwijchen dem 25. und dem 31. Auguft 1939 


Berlin, den 1. September 1939 
25. Auguft 


1. Meldung der Staatspolizeiftelle Elbina. 

Gegen 22 Uhr brannte auf dem unmittelbar an der deutſch-polniſchen Grenze gelegenen Anweſen 
des Bauern Reinhard Briefe in Scharſchau, Kreis Nojenberg, Weitpreußen, ein Stall nieder. 
An der Branditelle wurde eine Brandbombe polnischer Herkunft gefunden. 

2, Meldung der Staatsbolizeiitelle Elbing. 

Gegen 23 Uhr verbrannte infolge Branditiftung von aus Yolen gekommenen Tätern das unmit- 
telbar an der deutich-polnischen Grenze liegende Anweſen der Witwe Martha Serfowffi in 
Schönerswalde, Kreis Nofenbera, Weltpreußen. 

3, Meldung der Staatspolizeiftelle Elbing. 

An der Nacht vom 25. zum 26, Auguſt wurde urd) Brandftiftung von aus Yolen gekommenen 

~ Tätern das an der deutich-volnischen Grenze gelegene Anweſen des Holzſchlägers Schlegel in 
Neukrug, Kreis Nojenbera, Weſtpreußen, vernichtet. 

4. Meldung der Staatspolizeiftelle Elbing, 

An der Nacht vom 25. zum 26. brannte infolge Brandftiftung durd aus Volen gefommene 

Täter die an der deutich-volnifchen Grenze gelegene Förſterei Dietrichswalde, Kreis Marien- 
werder, vollſtändig nieder. 


5, Meldung der Staatspolizeiftelle Elbing. 
in der Nacht vom 25. jum 26. wurde das an der deutich-polnifchen Grenze gelegene Anweſen des 
Bauern Gehrke in Niederzehren, Kreis Marienwerder, durch Brandſtiftung von aus Polen 
gekommenen Tätern vernichtet. 


6. Meldung der Staatspolizeiſtelle Elbing. 
In der Nacht vom 25. auf den 26. wurde das Wärterhaus 34 an der Strecke Deutſch-Eylau— 
Alt-Eihe-Soldau durch eine Bombe zerſtört. 


7. Meldung der Staatspolizeiftelle Köslin. 
An der Nacht vom 25. auf den 26. brannte Me unmittelbar an der deutſch polniſchen Grenze ſtehende 
~ Scheune des Müllers Domfe in Somminer Mühle, Kreis Biitow, ab. Cine Durchſuchung 
der Brandſtätte ergab, daß die Scheune durch einen elektriſchen Zeitzünder in Brand geſetzt 


worden war. 


8. Meldung des Oberfinanzpräſidenten Oſtpreußen. | 
An der Nacht vom 25. zum 26. Auguyt wurden die auf deutſchem Gebiet gelegenen teile der 
~ Straßenbrüde und der Eiſenbahnbrücke Zandersfelde-Neuliebenau von polniſchem Militär 

geſprengt und völlig zerſtört. 
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26. Auguft 


. Meldung des Hauptzollamtes Neidenburg. 


Um 0.45 Uhr wurde von dem Standpoften vor dem Qollamt Wetzhauſen ein polnischer Soldat 
jejtgeftellt und angerufen, der fich aus dem dem Zollamt gegenüberliegenden Wäldchen auf das 
Gebäude zu beweate. Der Soldat erariff die Flucht und wurde durch zwei Schüffe anscheinend 
verlegt. 


Nachträglich wurde feftaeftellt, daß der Soldat zu einex Gruppe von 6 polnischen Soldaten 
gehörte, die an diefer Stelle die deutich-polmtiche Grenze überſchritten hatten. 


‚ Meldung der Staat&bolizetitelle Elbing. 


Geaen 15 Uhr brannte infolge Brandftiftung das an ber deutich-polnischen Grenze gelegene Wohn 
und Wirtſchaftshaus der Familien Werner und Scheffler in Neufrua, Kreis Nofenberg, Weft 
preußen, bis auf die Umfaſſungsmauern ab. Es wurde feftgeitellt, daß die Täter in Volen 
au ſuchen waren, 

Meldung des Hauptzollamts Lauenburg. 

Um 23 Uhr flüchtete der Volksdeutſche Tatulinffi aus Seelau aegenüber der Sollauffichtsftelle Groß 
Eellnow über die Grenze, nahdem fein Geböft von einer polnischen Bande angezündet worden 
war. Auf den Flüchtigen wurden von den Polen mehrere Schüſſe abgegeben, die auf deutſchem 
Gebiet einichlunen. 


. Meldung des Hauptzollamts Mejeriß. 


Volksdeutſche Flüchtlinge, die am 26. Auguſt bei Betſche-Süd über die Grenze famen, wurden bon 
polnischen Grengbeamten mehrfach beſchoſſen, nachdem fie fih ſchon in einem Maisfelde auf 
deutichem Boden verborgen Hatten. 


27. Auguft 


. Meldung der Staatspolizeiftelle Elbing. 


In den frühen Morgenftunden brannte das an der deutſch-polniſchen Grenze gelegene Gehöft des 
Bauern Guzinffi in Klein Heyde, Kreis Rofenberg, Weftpreufen, nieder. E3 wurde feftgeftellt, 
dak die polnischen Brandftifter über die Grenze gekommen waren. 


. Meldung der Staatspolizeiftelle Elbing. 


Gegen 3.15 wurde die Cifenbahnhalteftelle und das Sägewerk in Alt-Eiche, Kreis Rofenbera, 
Mejtpreußen, von einer etwa 15 Mann ftarfen, mit Gewehren bewaffneten polnifden Bande 
überfallen. Nachdem die Volen mehrere Schüfje abgegeben hatten, wurden fie durd eine Gruppe 
des deutſchen Grenzichußes vertrieben. 


. Meldung des Sollamtes Lindenborit. 


Gegen 4 Uhr wurden von einem Poften der Grenzwache 6 polnische Soldaten beobadhtet, die fic 
aegen den Grengftein 127 zu beweaten. Sodann teilten fie fih zu dreien, Üüberjchritten die 
Neichsarenze und gingen in Nichtung der Straße Neumittelwalde-Schönftein vor. Genen 
4,25 Uhr ftellte dev Gruppenführer der Grengwade einen am Boden Friechenden polnifchen 
Soldaten feft. Er gab darauf 4 Schüffe ab, worauf die Polen fih zurüdzogen. 


. Meldung des Hauptzollamtes Schneidemühl. 


Gegen 10.30 Uhr wurden in der Gegend Vorwerk-Dreilinden, etwa 300 m diesſeits der Grenze, 
drei deutfche Grenzwacht- Offiziere, Hauptmann Täfchner, Oberleutnant Sebulfa und Leutnant 
Dinger, von der polnischen Grenze her beichofien. 


, Meldung des Hauptzollamtes Neidenburg. 


Gegen 17 Uhr poftierte eine Streife der Sollamtsftation Flammberg bei Punkt 128, der etwa 
100 m vom Grenzfluß Orzye an einem Waldrande wetlih Flammberg aelegen ift. Plötzlich 
fielen von polnischer Seite her etwa 20 Schüffe, die auf deutichem Gebiet einjchlugen. Wie fic) 
ſpäter ergab, rührten fie von einer polnifchen Grenjftreife her, die fi) unter Führung eines 
polnischen Offiziers der deutichen Grenze genäbert und das Feuer auf einen deutjchen Wehrmachts- 
boften eröffnet Hatte. Es fonnte ferner feftgeftellt werden, dağ Hierbei feitens der Volen 4 Eier- 
bandaranaten geworfen wurden. | 


| Meldung des Hauptzollamtes Kreuzberg. 


Um 20.15 Uhr wurde der Sollaffiftent Scheffler nahe Neidenwalde von polnifcher Seite mit 7 bis 
8 Gewehrſchüſſen bejchofien. 
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. Meldung des Oberfinanzpräfidenten Dftpreußen. 
Segen 21.45 Uhr wurde der Sollwarter Will, alg ex einen unweit dex Grenze gelegenen Gutshof 


mit dem Fahrrade verließ, mehrfach von polnischen Grenzwachtbeamten, die in Kleinfelde bei 
Mewe ftationiert waren, beſchoſſen. 


28. Auquft 
1. Meldung der Staatspolizeiftelle Elbing. 

Gegen 0.30 Uhr wurden von einer deutichen Feldwache, die an der Eiſenbahnbrücke Deutſch-Eylau— 
Neumark fag, mehrere polniiche Soldaten auf deutſchem Gebiet gefidtet. Als die Feldiwache 
feuer gab, verihwanden die Volen im Walde, wobei fie das Feuer erwiderten. 

2. Meldung der Staatspolizeiftelle Oppeln. 

Segen 1 Uhr wurden auf dem alten, von Ratibor nad) Hobenbirten, Oftoberichlefien, führenden 
Promenadenweg marichierende polnische Truppen von einem deutichen Flakkommando gefichtet, 
als fie die Neichsgrenze etwa 150 m überjchritten hatten. Das Flaffommando eröffnete darauf- 
bin das Feuer, worauf fidh die polnischen Truppen zurückzogen. 

3. Meldung des Hauptzollamtes Beuthen. 

Segen 1Uhr wurden von einem bolnifchen Mafchinengewehr mehrere Schiffe abgegeben. Sie 
Ichlugen Dicht neben einer Maſchinengewehrgruppe der Grenzwacht ein, die an der Schladenhalde 
beim Sportplat Borfiqwerf in Stelluna laa. 

4. Meldung der Staatsvolizeiftelle Elbing. 

Segen 1.45 Uhr wurde die Feldwache in Wit-Ciche, Kreis Roſenberg, Weitpreußen, von regulären 
polnischen Truppen überfallen. Zunächſt ariifen die Volen eine Gruppe der Grenzwacht an, die 
an dem dortigen Grenzübergang boftiert war und fih daraufhin bis zum Bahnhof Alt-Eiche 
zurückzog. m dieſem Augenblick famen aus einer anderen Richtung etwa 10 polnische Soldaten, 
welche zum Sturmanariff anfegten. Die deutiche Gruppe ging nunmehr wieder in Stellung 
und eröffnete das Feuer. Die Volen waren in Schützenlinie ausgeſchwärmt und ſchoſſen eben- 
falls. Hierdurch wurde der Gefreite Grudginffi aus Hansdorf tödlich getroffen und ein weiterer 
Deuticher Schütze an der Schulter verlegt. Die polnischen Soldaten zogen fi) fodann wieder 
auf polniiches Gebiet zurüd. 

5. Meldung des Hauptzollamts Gleiwitz. 

Segen 22.45 Ubr wurden die deutichen Sollbeamten Fleifeher und Duenzel, die an der Danzer: 
ichranfe beim Sollamt Neuberftein Dienst taten, von polnischer Seite mit Mafchinenaewehr und 
Gewehr beſchoſſen. Exit nach einem anschließenden Feuergefedt von 20 Minuten mit der deutjchen 
Grenzwacht ftellten die Polen das Feuer ein. 


29. Auguft 


1. Melduna der Staatspolizeiftelle Elbing. 
An den frühen Morgenftunden famen in der Nähe der Sägemühle Alt-Eiche polnische Soldaten 
auf deutiches Gebiet, Ne durch den deutichen Grenzſchutz vertrieben wurden. 


DI 
> 


Meldung der Staatspolizeiftelle Köslin. 

An den frühen Morgenitunden führten polnische Grenzſchutzſoldaten einen Feuerüberfall auf das 

~ deutfche Qollhaus Sonnenwalde-Bahnhof aus. Bei der Abwehr wurden ein deuticher Bezirks— 
zollkommiſſar und ein deuticher Hilfsarenzangeitellter verwundet. 

3. Meldung der Staatspolizeiftelle Breslau, 

Im 13.40 Uhr wurde der Sollbetriebsaffiitent Dippe von einem polnischen Grenzpoſten mit Gewehr 
beichoffen, ala er fic) in einem Wäldchen bei Neu-Vorberg an der Straße Leſten-Tharlang 
aufbielt. 

4. Meldung des Haudtzollamtes Beutben. 

Geaen 21.45 Uhr wurden von polnischen Militär wiederholt auf deutſches Gebiet in dev Nähe 
des Dollamtes ITT Beuthen Schüffe abgegeben. Zunächit erfolgten etwa 20 bis 30 Piſtolenſchüſſe 
über die Zollſtraße beim Qollamt Hinweg in Nichtung auf den Grubenhof der Beuthen-Grube, 
die etwa 10m vor der dritten Gruppe eines dort befindlichen Zuges der 8. Grenzwachtkompanie 
einichluaen. E8 folgten dann 10 bis 15 Gewehrſchüſſe und unmittelbar darauf weitere 4 bis 
5 Schuß, die von einer Mafchinenpiftole herrührten. Das Feuer wurde bon deuticher Seite 
nicht erwidert. 














Im 


-0330 


— 310 — 


5. Meldung des Hauptzollamts Gleiwik. 

Degen 23.50 Uhr wurden deutfche Soll und Grenzwachtbeamte auf deutichem Gebiet nahe dem 
Sollaint Neubersteih von einer polnifden Formation beftia unter Feuer genommen. Hierbei 
waren zwei leichte Mafchinengewebre, die auf deutichem Gebiet in Stellung gebracht waren, 
jowie ein ſchweres Mafchinengewehr einwandfrei feitzuftellen. Rad) einem Feuergefecht ftellten 
die Yolen um 1.15 Uhr das feuer ein. 


30. Auguft 
1. Meldung der Staatspolizeiftelle Elbina. 

Gegen 0.30 Uhr wurde das Zollachöft Neukrug, Kreis Noienbera, Weitpreußen, von der Waldjeite 
aus von reqularen polniichen Truppen angeariffen. Die Volen beabfihtiaten offenbar, der 
Beſatzung des Zollgeböftes in den Rüden zu fallen. Sie Hatten unweit des Sollgeböftes Hinter 
einer Autogarage ein leichtes Mafchinengewehr in Stelluna qebracht. Als fie von der deutlichen 
Feldwache aus einem oberen Zimmer des Qollaehoftes bejchojjen wurden, erfolate Stellungs- 
wechſel des polniſchen Maichinengewehrs in eine dichte Schonuna, die jofort aleichfalls unter 
Heuer genommen wurde. Der Kampf dauerte bis etwa 5 Uhr. Ein Schütze der deutichen Keld 
Wade wurde tödlich verlegt. m Sollgehöft wurden mehrere enftericheiben und die Telephon- 
leitung zeritört. 

. Meldung der Staatspolizeiftelle Elbing. 

Gegen 0.45 Uhr wurden in der Nahe der Siaemüble Alt-Eicbe 3 bis 4 polniiche Soldaten vom 
deutichen Grengzichus feftgeftellt, als fie fich an die Mühle heranſchleichen wollten. Cie wurden 
fodann durch den Grenzichuß vertrieben. 


Mo 


3. Meldung der Staatspolizeiftelle Breslau. 

Gegen 7 Uhr befand fic) der Landwirt Ferdinand Braun aus Golaas, Kreis Militich, etwa 100 m 
diesſeits des Grenzfteines 233 bei der Heldarbeit. Er wurde plößlich von einem polnischen 
Soldaten mit der Viftole befchofjen, blieb aber unverlest. 

4, Meldung des Oberfinangprafidenten in Troppau. 

Um 15.05 Uhr wurde ein über deutichem Gebiet befindliches ARluazena anicheinend ein deutliches 
Aufklärungsflugzeug — von polnischen Gebiet aus Nichtung Dderbera und Wurbis von Flat 
artillerie beichoffen. Eprenaftücke wurden gefunden und ſichergeſtellt. 


31. Auguſt 
1. Meldung der Staatspolizeiſtelle Elbing. 

Gegen 1 Uhr wurde das Sollgehöft in Nenfrug von polniſchem Militär angegriffen. Es Dandelte 
ich um etwa 25 Mann mit einem leichten Maſchinengewehr. Sie verfuchten, das Sollaeböft zu 
umzingeln. Der Angriff wurde abaeichlaaen. 

2. Meldung des Hauptzollamts Gleiwitz. 

Gegen 2 Uhr erfolgte von polnifcher Seite ein Feuerüberfall auf die das ollamt Neubersteich 
fichernde deutſche Grengwade. Ein Anariff der Polen auf das Sollamt wurde Durch Deutiches 
Abwehrfeuer verhindert. 

3. Meldung des Zoll-Bezirkskommiſſars Deutſch-Eylau. 

Gegen 3 Uhr früh wurde bei Scharſchau auf deutſchem Reichsgebiet durch polniſche I ruppen auf 
eine Streife der Grenzwacht ein Feuerüberfall verübt. Als die Streife Verſtärkung heranzog 
und das Feuer erwiderte, zogen fih die Volen zurück. 

4. Meldung des Polizeipräſidenten Gleiwitz. 

Gegen 20 Uhr wurde der Sender Gleiwitz durch einen Trupp polniſcher Aufſtändiſcher überfallen 
und vorübergehend bejest. Die Mufftandifden wurden durch deutſche Grenzbolizeibeamten ber 
trieben. Bei der Abwehr wurde ein Aufſtändiſcher tödlich verlegt. 

5. Meldung des Oberfinanzpräfidenten Troppau. 

In der Nacht vom 31. Auguft zum 1. September wurde das Zollamt Hoflinden durch polnische Auf: 
ſtändiſche angegriffen und vorübergehend befest. Durch einen Segenanariff der 44 Verfiiqungs: 
truppe wurden die Aufftändifchen wieder vertrieben. 

6. Meldung der Staatspolizeiftelle Elbing, 

Geaen 24.30 Uhr wurde das Sollgehöft Neufrug von 30 polnischen Soldaten angegriffen, die mit 
Maſchinengewehren und Karabinern ausaeriftet waren. Der Angriff wurde durch die deutſche 
Feldwache zurückaeichlagen. 
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. Meldung der Staatspolizeiftelle Liegnitz. 


Jn der Nacht vom 31. Auguft zum 1. September wurde ein deutfcher Sollbeamter bei Pfalzdorf, 
Kreis Grünberg, etwa 75 m von der polnischen Grenze entfernt, durch volniiche Truppen tödlich 
verlegt. 


— 


8. Meldung der Staatspolizeiſtelle Liegnitz. 


In der Nacht vom 31. Auguſt zum 1. September wurde ein deutſcher Jollbeamter während der 
Ausübung eines Dienſtes bei Nohrsdorf, Kreis Frauftadt, durch polniiche Truppen erichoifen, 
ein weiterer Sollbeamter ſchwer verlest. 


9, Meldung der Staatspolizeiftelle Liegnitz. 


In der Nadt vom 31. Auguft zum 1. September erfolgte ohne jede Veranlaffung ein Feueriiberfall 
von polnischer Seite auf das deutiche Sollbaus in Wfalzdorf, Kreis Grünberg. 


10, Meldung der Staatspolizeiftelle Liegnitz. 


In der Nacht vom 31. Auguft zum 1. September wurde das deutiche Sollhaus in Geyersdorf durch 
polnische Aufitändiiche vorübergehend beießt, die einen erheblichen Sachſchaden verurfachten. 


11. Meldung der Staatspolizeiftelle Brünn. 


In der Nacht vom 31. Auguft zum 1. September wurde durd polniſchen Grenzſchutz auf die 
deutſche Zollbaude in Hruſchau ein Feuertiberfall mittels eines Mafchinengewehrs verübt. 
Als deutſches Gegenfeuer einſetzte, ergriffen die Volen die Flucht. 


Schliep 


Nr. 471 
Rede des Führers vor dem Deutfchen Reichstag, 1. September 1939 
Abgeordnete, Männer des Deutjchen Reichstags! 


Seit Monaten leiden wir alle unter der Qual eines Problems, das ung einit das Verfailler Diktat 
beichert hat und das nunmehr in feiner Ausartung und Entartung unerträglich geworden war. Danzig 
war und ift eine deutiche Stadt. Der Korridor war und ift deutich. Alle dieje Gebiete verdanken ihre 
kulturelle Erſchließung ausfdhlieplid) dem deutſchen Volf, ohne das in diefen öftlichen Gebieten tiefjte 
Barbarei berrichen würde. Danzig wurde von uns getrennt, der Korridor von Yolen anneftiert, 
die dort lebenden deutichen Minderheiten in der qualvolliten Weife mißbandelt. Uber eine Million Menjchen 
deutichen Blutes mußten ſchon in den Jahren 1919 auf 1920 ihre Heimat verlaffen. Wie immer, 
ſo babe ich auch hier verſucht, auf dem Wege friedlichiter Nevifionsvorichläge eine Anderung des 
unerträglichen Sujtandes herbeizuführen. Es ift eine Lüge, wenn in der Welt behauptet wird, daf 
wir alle unfere Nevifionen nur unter Drud durchzuſetzen verfuchten. 15 Jahre, bevor der National- 
jozialismus zur Macht fam, Hatte man Gelegenheit, auf dem Wege Friedlicher Verftändigung die 
Revifion durchzuführen. Man tat es nicht. m jedem einzelnen Falle habe id) dann von mir aus 
nicht einmal, jondern oftmals Vorichläge zur Revision unerträglicher Suftande qemadt. 


Alle diefe Vorſchläge find, wie Sie wiffen, abgelehnt worden. Ich brauche fie nicht im einzelnen 
aufzuzählen: die Vorjchläge yur Nüftungsbegrenzung, ja, wenn notwendig, zur Rüftungsbejeitigung, 
die Vorſchläge zur Beſchränkung der Kriegführung, die Vorſchläge zur Ausſchaltung von in meinen 
Mugen mit dem Völkerrecht fewer zu vereinbarenden Methoden der modernen Kriegführung. Sie 
tennen die Vorfehlage, die ich über die Notwendigkeit der Wiederherftellung der deutichen Souveränität 
über die deutſchen Neichsgebiete machte, die endlofen Berjuche, die ich zu einer friedlichen Verſtändigung 
über das Vroblem Öfterreih unternahm und fpater über das Yroblem Sudetenland, Böhmen und 
Mähren. Es war alles vergeblich. Eines aber ift unmöglich: zu verlangen, daß ein unerträglicher 
Suftand auf dem Weg friedlicher Nevifion bereinigt wird, und die friedliche Nevifion fonjequent 
zu verweigern. Es ift aud) unmöglich, zu behaupten, daß derjenige, der In einer ſolchen Lage dann 
dazu übergeht, von ſich aus dieſe Reviſionen vorzunehmen, gegen ein Geſetz verſtößt. Das Diktat von 
Verſailles iſt für uns Deutſche kein Geſetz. Es geht nicht an, von jemand mit vorgehaltener Piſtole 
und der Drohung des Verhungerns von Millionen Menſchen eine Unterſchrift zu erpreſſen und dann 
das Dokument mit dieſer erpreßten Unterſchrift als ein feierliches Geſetz zu proklamieren. 

So habe ich auch im Falle Danzigs und des Korridors verſucht, durch friedliche Vorſchläge auf dem 
Wege der Diskuſſion die Probleme zu löſen. Daß ſie gelöſt werden mußten, das war klar. Und daß 
der Termin dieſer Löſung für die weſtlichen Staaten vielleicht unintereſſant fein fann, ift begreiflich, 
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aber uns ift diefer Termin nicht gleichgültig, vor allem aber war er und fonnte er nicht aleichaültig 
jein für die leidenden Opfer. Ich habe in Beſprechungen mit polnijden Staatsmannern Die Gedanfen, 
die Sie von mir hier in meiner legten Neichötagsrede vernommen haben, erörtert. Rein Menſch fann 
behaupten, daß dies etwa ein ungebührliches Verfahren oder gar ein ungebührlicher Drud geweſen wäre. 


Ich Habe dann die deutichen Vorſchläge formulieren laffen, und id) muß es noch einmal wiederholen, 
daß es etwas Loyaleres und VBejcheideneres als dieje von mir unterbreiteten Vorſchläge nicht gibt. 
Und ich möchte das jegt dev Welt fagen: id) allein war überhaupt nur in der Lage, ſolche Vorſchläge 
zu maden; denn ich weiß ganz genau, daß id) mich damals zur Auffaffung von Millionen von Deutſchen 
in Gegenſatz gebracht habe. 


Dieſe Vorſchläge ſind abgelehnt worden. Aber nicht nur das: ſie wurden beantwortet mit Mobil— 
machungen, mit verſtärktem Terror, mit geſteigertem Druck auf die Volksdeutſchen in dieſen Gebieten 
und mit einem langſamen wirtſchaftlichen, politifchen und in den letzten Wochen endlich auch militäriſchen 
und verkehrstechnifchen Abdroſſelungskampf gegen die Freie Stadt Danzig. Polen hat den Kampf 
gegen die Freie Stadt Danzig entfeſſelt. ES war weiter nicht bereit, die Korridorfrage in einer irgendwie 
billigen und den Anterefjen beider gerecht werdenden Weife zu löfen. Cs hat endlich nicht daran 
gedacht, feine Minderheitsverpflidtungen einzuhalten. Ih muğ Hier feititellen: Deutjchland hat Diele 
Verpflichtungen eingehalten. Die Minderheiten, die im Deutſchen Neid) leben, werden nicht verfolgt. 
ES foll ein Franzoſe aufitehen und erflaren, dab etwa die im Saargebiet lebenden Franzoſen unterdrückt, 
gequält und entredjtet werden. Keiner wird dies behaupten können. 


Ich habe nun diefer Entwidlung vier Monate lang ruhig zugejehen, allerdings nicht, ohne Immer 
wieder zu warnen. ch Habe in letter Zeit diefe Warnungen verftartt. Vd) habe dem Polniſchen Vot- 
ichafter vor nun fon úber drei Wochen mitteilen lafjen, dab, wenn Polen noch weitere ultimative 
Noten an Danzig Schicken würde, wenn eS weitere Unterdrüdungsmahnahmen gegen das Deutichtum 
vornehmen würde oder wenn eS verfuchen follte, auf dem Wege zollpolitiicher Maßnahmen Danzig 
wirtichaftlich zu vernichten, dann Deutſchland nicht länger mehr untätig zufehen fonnte. Ich habe 
feinen Sweifel darüber gelaſſen, daß man in diefer Hinficht das heutige Deutichland nicht mit dem 
Deutichland, das vor uns war, verwechſeln darf. 


Man Hat verfucht, das Vorgehen gegen die Volksdeutjchen Damit zu entichuldigen, dak man erklärte, 
fie Hatten Provofationen begangen. Ich weiß nicht, worin die »Vrovofationen« der Kinder oder Frauen 
befteben follen, die man mißbandelt und verichleppt, oder Die »Provofationen« derer, die man in der 
tierifchſten, ſadiſtiſchſten Weiſe gequält und ſchließlich getötet hat. Eines aber weiß ich: Daß es feine 
Großmacht von Ehre gibt, die auf die Dauer ſolchen Zuftänden ruhig zufeben würde, 


ch Habe trozdem nod) einen legten Verſuch gemacht. Obwohl ich innerlich überzeugt war, daß e3 der 
Polniſchen Regierung — vielleicht auch infolge ihrer Abhängigkeit von einer nunmehr entfelfelten 
wilden Soldatesfa — mit einer wirklichen Verftändigung nicht ernft ift, habe ich einen Vermittlungs- 
vorschlag der Britiſchen Regierung angenommen. Sie flug vor, dak fie nicht felbft Verhandlungen 
führen follte, fondern verficherte, eine direkte Verbindung zwiſchen Polen und Deutichland herzuftellen, 
um nod einmal in das Gejpräcd zu fommen. 


Vd) muß Hier folgendes feititellen: ch habe diefen Vorjchlag angenommen. ch Habe für diefe Be- 
iprechungen Grundlagen ausgearbeitet, die Ihnen befannt find, und ich bin dann mit meiner Negierung 
zwei volle Tage dagefeflen und habe gewartet, ob e8 der Polniſchen Regierung paßt, nun endlich einen 
Bevollmächtigten zu ſchicken oder nicht. Sie hat uns bis gejtern abend feinen Bevollmadtiagten geichiekt, 
fondern durch ihren Botſchafter mitteilen laffen, daß fie zur Zeit erwäge, ob und inwieweit fie in der 


Lage fei, auf die englischen Vorſchläge einzugehen; fie würde dies England mitteilen. 


teine Herren Abgeordneten! Wenn man dem Deutjchen Reid) und feinem Staatsoberhaupt fo etwas 
zumuten fann und das Deutjche Reih und fein Staatsoberhaupt das dulden würden, dann würde die 
deutiche Nation nichts anderes verdienen, alS von der politiichen Bühne abzutreten. Meine Friedensliebe 
und meine endlofe Langmut foll man nicht mit Schwäche oder gar mit Feigheit verwedjeln. Ich habe 
daher geftern abend der Britiſchen Regierung mitgeteilt, daß ich unter diefen Umftänden auf feiten 
der Volnifchen Regierung keine Geneigtheit mehr finden fann, mit uns in ein wirklich ernſtes Geſpräch 
einzutreten. 


Damit find diefe Vermittlungsvorfchläge geicheitert. Denn unterdes war als Antwort auf Dielen Ver: 
mittlungsvorſchlag erſtens die polnische Generalmobilmachung gekommen und zweitens neue ſchwere 
Greueltaten. Diese Vorgänge Haben fic) nun Heute nacht abermals wiederholt. Nachdem fon neulich in 
einer einzigen Nacht 21 Grenzzwiſchenfälle zu verzeichnen waren, find e8 Heute nadt 14 gewejen, dar- 
unter drei ganz ſchwere. 


Ich Habe mich daher nun entjchloffen, mit Polen in der gleichen Sprache zu reden, die Polen feit 
Monaten uns gegenüber anwendet. 
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Wenn nun Staatsmanner im Meiten erklären, dab dies ihre Intereſſen berübre, jo fann ich eine 
folde Erklärung nur bedauern. Sie fann mich aber nicht eine Sefunde in der Erfüllung meiner Pflicht 
wanfend machen. Ich habe eg feierlich verſichert und wiederhole e8, dab wir von diefen Weſtſtaaten nichts 
fordern und nie etwas fordern werden. Ich Habe verfichert, daß die Grenze zwijchen Frantreid und 
Deutichland eine endgültige ift. Ih Habe England immer wieder eine Freundſchaft und, wenn not- 

E wendig, das engfte Sujammengeben angeboten. Aber Liebe fann nicht nur von einer Seite geboten 
werden, fie muß bon der anderen ihre Erwiderung finden. Deutſchland Hat feine Intereſſen im Weiten. 
Unjer Weftwall ift zugleich für alle Seiten die Grenze des Reiches. Wir haben auch feinerlei Stel für 
die Sufunft, und diefe Cinftellung des Neiches wird fich nicht mehr ändern. 


z Die anderen europäiſchen Staaten begreifen zum Teil unſere Haltung. Ich möchte hier vor allem 
Italien danken, das uns in diefer ganzen Zeit unterjtügt hat. Sie werden aber aud) veritehen, daß wir 
für die Dinchführung diefes Kampfes nicht an eine fremde Hilfe appellieven wollen. Wir werden diefe 
unfere Aufaabe felber löfen, 


Die neutralen Staaten haben uns ihre Neutralität verjicert, genau jo, wie wir fie ihnen fon vorher 
garantieren. ES ift uns heiliger Ernft mit diefer Verfiherung, und folange fein anderer ihre Neu- 
tralität bricht, werden wir fie ebenfalls veinlichit beachten; denn was follten wir von ihnen wünschen 
oder wollen? 


ch bin alüclich, Ahnen nun von diejer Stelle aus ein befonderes Ereignis mitteilen zu fonnen. Sie 
willen, daß Ruland und Deutichland von zwei verjchiedenen Doftrinen regiert werden. E8 war nur 
eine Frage, die geklärt werden muhte: Deutichland hat nicht die Abficht, feine Doktrin zu exportieren, 
und in dem Auaenblic, in dem Sowjetrußland feine Doktrin niht nad) Deutichland zu exportieren 
aedenkt, fee ich teine Veranlaſſung mehr, daß wir aud) nur noch einmal gegeneinander Stellung nehmen 
follen! Wir find uns beide darüber flar: Jeder Kampf unjerer Völker gegeneinander würde nur anderen 
Moe einen Nuken abwerfen. Daher Haben wir uns entichloffen, einen Daft abzuichließen, dev zwiſchen uns 
beiden für alle Sufunft jede Gewaltanwendung ausichließt, der uns in gewiffen europäiſchen Fragen 
zur KRonfultierung verpflichtet, der das wirtichaftliche Sufammenarbeiten ermöglicht und vor allem 
ficherftellt, daß fid) die Kräfte diejer beiden großen Staaten nicht gegeneinander verbrauchen. 
Jeder Verſuch des Weſtens, hier etwas zu ändern, wird fehlichlagen! Und id) möchte das eine hier 
verfichern: Dieſe politiiche Entjcheidung bedeutet eine ungeheure Wende für die Sufunft und ift eine 
endgültige! 





Ich glaube, das ganze deutſche Volk wird dieſe politiſche Einſtellung begrüßen! Rußland und Deutſchland 
haben im Weltkrieg gegeneinander gekämpft und waren beide letzten Endes die Leidtragenden. Cin 
weites Mal foll und wird das nicht mehr geichehen! Der Nichtangriffs- und Konſultativpakt, der am 
Tage feiner Unterzeichnung bereits gültig wurde, hat geftern die höchite Natififation in Moskau und 
auch in Berlin erfahren. 

Jn Moskau wurde diefer Daft genau jo begrüßt, wie Sie ihn hier begrüßen. Die Rede, die der 
Ruffiiche Außenkommiſſar Molotow hielt, fann id) Wort für Wort unterichreiben. 

Unfere Ziele: Ich bin entichloffen, 

erjtens die Frage Danzig, 
zweitens die Frage des Korridors zu löjen und 
drittens dafür zu forgen, daß im Verhältnis Deutjchlands zu Polen eine Wendung eintritt, die 
ein friedliches Sufammenteben ficherjtellt! 
ch bin dabei entichloffen, fo lange zu kämpfen, bis entweder die derzeitige Polnijde Regierung dazu 


geneigt ift, diefe Anderung herzuftellen, oder bis eine andere polnische Regierung dazu bereit ift! 

Ich will von den deutichen Grenzen das Element der Unficherheit, die Atmoſphäre ewiger, bürgerkrieg— 
ähnlicher Zuſtände entfernen. ch will dafür ſorgen, Dah im Often der Friede an der Grenze fein anderer 
ift, als wir ihn an unjeren anderen Grenzen fennen. 


ch will dabei die notwendigen Handlungen fo vornehmen, dağ fie nicht dem wideriprechen, was ich 
Ihnen bier, meine Herren Abgeordneten, im Neichstag felbjt als Vorſchläge an die übrige Welt 
x | e 3 


befanntaab. 
a 
Das heißt, ich will nicht den Kampf gegen Frauen und Kinder führen! Ich babe meiner Luftwaffe 
~ den Auftran gegeben, fid bei den Angriffen auf militäriſche Objekte zu beſchränken. Wenn aber der 
Gegner qlaubt, Daraus einen Freibrief ablefen zu fonnen, ſeinerſeits mit umgefebrten Methoden zu 
k kämpfen, dann wird er eine Antwort erhalten, dağ ihm Hören und Sehen vergebt! 


Yolen bat nun Heute nacht zum erftenmal auf unſerem eigenen Territorium aud) dure) reguläre 
Soldaten geſchoſſen. Seit 5 Uhr LS wird jet zurückgeſchoſſen! Und von jetzt ab wird Bombe mit 
Bombe vergolten! Wer mit Gift kämpft, wird mit Giftgas bekämpft. Wer ſich ſelbſt von den Regeln 
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an humanen Kriegführung entfernt, fann von ung nichts anderes erwarten, als daß wir den gleichen 
Schritt tun. 


Ja) werde diefen Kampf, ganz gleich gegen wen, fo lange führen, bis die Sicherheit des Neiches und 
feine Rechte gewäbrleiftet find! 


Liber ſechs Jahre habe ich nun am Aufbau der deutichen Wehrmacht gearbeitet. In dieſer Zeit find 
über 90 Milliarden für den Aufbau unferer Wehrmacht angewendet worden. Sie ift Heute die am 


beiten ausgerüftete dev Welt und fteht weit über jedem Vergleich mit der des Jahres 1914! Mein Ver- 
trauen auf fie ift unerichütterlich! 


Wenn id) diefe Wehrmacht aufrief und wenn id nun vom deutichen Volf Opfer und, wenn notwendig, 
alle Opfer fordere, dann habe ich ein Recht dazu, denn auch ich jelbit bin heute genau jo bereit, wie id) 
eg früher war, jedes perjönliche Opfer zu bringen! ch verlange von feinem deutichen Mann etwas 
anderes, als was ich felber über vier Jahre lang bereit war, jederzeit zu tun. Es foll feine Entbehrungen 
Deutſcher geben, die id) nicht felber fofort übernehme! Mein ganzes Leben gehört von jest ab exit recht 
meinem Volke! Ach will jest nichts anderes fein alg dev erfte Soldat des Deutichen Neiches. 


Ich Habe damit wieder jenen Rod angezogen, der mix felbjt der heiligſte und teuerste war. Ich werde 
ihn nur ausziehen nad) dem Sieg, — oder ich werde diefes Ende nicht erleben! 


Collte mir in diefem Kampf etwas zuftoßen, dann ift mein erfter Nachfolger Darteigenofje Göring. 
Sollte Parteiqenofjen Göring etwas zuftoßen, it fein Nachfolger Parteigenoſſe Hep. Sie würden 
Diefen dann als Führer genau fo zu blinder Treue und Gehorfam verpflichtet fein wie mir, Für den 
pall, dab auch Varteiqenoffen He etwas zuftoßen follte, werde id) Durch Geſetz nunmehr den Senat 
berufen, der dann den Würdigiten, das heißt den Tapferften, aus feiner Mitte wäblen foll! 


Als Nationaljozialift und deutjcher Soldat gehe ich in diefen Kampf mit einem ftarfen Herzen! Mein 
ganzes Leben war nichts anderes alg ein einziger Rampf für mein Volk, für feine Wiederauferftehung, 
für Deutichland, und über diefem Kampf ftand nur ein Bekenntnis: der Glaube an diejes Volf! 


Ein Wort habe ich nie kennengelernt, e8 heißt: Kapitulation. Wenn irgend jemand aber meint, daß 
wir vielleicht einer ſchweren Zeit entgegengehen, jo möchte ich bitten zu bedenken, daß cinft ein Vreußen- 
fönig mit einem lächerlich fleinen Staat einer der arößten Koalitionen geqeniibertrat und in drei 
Kämpfen am Ende doch erfolareich beftand, weil er jenes aläubige, ftarfe Herz beja, das aud) wir 
in Diefer Zeit benötigen. 


_ Der Umwelt aber möchte ich verfichern: Ein November 1918 wird fih niemals mehr in der deutfdjen 
Gejchichte wiederholen! 


So wie ic) felber bereit bin, jederzeit mein Leben für mein Volf und für Deutſchland einzufegen, jo 
verlange ich dasfelbe auch von jedem anderen! 


Wer aber glaubt, fih dieſem nationalen Gebot, fei e8 direkt oder indirekt, widerfesen zu fünnen, der 
fallt! Verräter haben nichts mit ung zu tun! Wir alle befennen uns damit nur zu unferem alten 
Grundſatz: Es ift gänzlich unwichtia, ob wir leben; aber notwendig ift e8, daß unfer Volf, daß Deutich- 
land lebt. 


Ich erwarte von Ihnen als den Sendboten de3 Neiches, daß Sie nunmehr auf allen Plätzen, auf die 
Sie geftellt find, Ihre Pflicht erfüllen! Sie müffen Bannerträger fein des Widerftandes, ofte e8, was 
e3 wolle! Keiner melde mir, daß in feinem Gau, in feinem Kreis oder in feiner Gruppe oder in feiner 
Selle die Stimmung einmal ſchlecht fein Fünnte! Trager, verantwortliche Träger der Stimmung find 
Sie! ch Din verantwortlich für die Stimmung im deutjchen Volk, Sie find verantwortlich für die 
Stimmung in Ihren Gauen, in Ihren Kreifen. Keiner hat das Recht, diefe Verantwortung abzutreten. 
Das Opfer, das von uns verlangt wird, ift nicht größer alg das Opfer, das zahlreiche Generationen 
gebracht haben. All die Männer, die vor uns den bitterften und fehwerften Weg für Deutichland antreten 
mußten, haben nichts anderes geleiftet, al was wir auch zu leiften haben; ihr Opfer war fein billigeres 
und Fein ſchmerzloſeres und damit fein leichteres, al das Opfer fein würde, das von uns verlangt wird. 

Ich erwarte aud) von der deutſchen Frau, daß fie fich in eiferner Difziplin vorbildlich in diefe große 
Kampfgemeinfchaft einfügt! 

Die deutjche Jugend aber wird firahlenden Herzens ohnehim erfüllen, was die Nation, der National- 
fozialiftiiche Staat, von ihr erwartet und fordert! 

Wenn wir diefe Gemeinſchaft bilden, eng verſchworen, zu allem entfchloffen, niemals gewillt zu 
fapitulieven, dann wird unfer Wille jeder Not Herr werden! j | 

Ich ſchließe mit dem Bekenntnis, das ich einft ausſprach, al id) den Kampf um die Macht im Reich 
begann. Damals fante ich: Wenn unfer Wille jo ſtark ijt, daß feine Not ihn mehr zu zwingen vermaa, 
dann wird unfer Wille und unfer deutjcher Stahl auch die Not zerbrechen und beiiegen. ) 


Deutichland — Sieg Geil! 








ImT 


1) 

















III 


— so — H3579-0335 


Nr. 472 


Unterredung des Reichsminifters des Auswärtigen mit dem Britifchen Botfchafter, 
1. September 1939 21 Uhr 


Aufzeichnung des Gefandten Schmidt 


— — a e " ° en: s O. i : 
Sir Nevile Henderjon übergab im Auftrag feiner Regierung folgende Note, der ev auch eine un 
verbindliche Schriftliche Tberfeßung in deutfcher Sprache binzuftiate: 


N d Berlin, den 1. September 1939 
Cuer Exzellenz, 

Im Auftrage des Minifters Seiner Majeftät für Auswärtige Angelegenheiten beehre ich mid, folgende 
Mitteilung zu machen: 

In den frühen Morgenftunden des heutigen Tages hat der Deutſche Reichskanzler einen Aufruf an 
Die deutſche Wehrmacht exlaflen, aus dem flar hervorging, daß er im Begriff war, Polen anzugreifen. 

Aus Nachrichten, die zur Kenntnis der Regierung Seiner Majeftät im Vereinigten Königreich und 
der Franzöſiſchen Regierung gelangt find, gebt hervor, daß deutjche Truppen die polnifche Grenze über- 
fritten haben und dak Angriffe auf polnifde Städte im Gange find. 

Unter diefen Umftänden find die Regierungen des Vereinigten Konigreidhs und Frankreichs der Auf- 
faſſung, dab die Deutiche Regierung durch dieſe ihre Handlung die Vorausfeßungen gefdaffen hat 
(nämlid einen agareifiven Gewaltaft gegenüber Golen, der deſſen Unabhängigkeit bedroht), welde feitens 
der Regierungen des Vereinigten Königreichs und Frankreichs die Erfüllung ihrer Verpflichtungen, 
Tiolen Beiftand zu leiſten, erheiſchen. 

ch bin daher beauftragt, Euer Exzellenz mitzuteilen, daß die Regierung Seiner Majeftät im Ver- 
einigten Königreich ohne Zögern ihre Verpflichtungen gegenüber Polen erfüllen wird, wenn nidt die 
Deulſche Regierung bereit ift, der Regierung des Vereinigten Königreichs befriedigende Suficherungen 
dahingehend abzugeben, dab die Deutjche Regierung jegliche Angriffshandlung gegen Polen eingeftellt 
hat und bereit ift, ihre Truppen unverzüglich aus polniſchem Gebiet zurüdzuziehen. 


Ich benuge diefe Gelegenheit, ulm. 
Mevile Henderson 


Der Reihsaußenminifter erwiderte, eine deutiche Aggreſſion läge nicht vor, fondern Polen Habe feit 
Monaten Deutichland provoziert. Nicht Deutichland habe gegen Polen, fondern Polen gegen Deutſch— 
land mobilifiert. Am Bortage Hätten nun noch direkte Einfälle polniſcher regulärer und ivregulärer 
Truppenverbände in deutjches Gebiet ftattgefunden. 

Die vom Enaliichen Botichafter ſoeben überreichte Mitteilung würde ev an den Führer weiterleiten 
und dann eine fofortige Antwort erteilen. Der Neichsaußenminilter fügte hinzu, dab, wenn die Britifche 
Regierung Volen gegenüber eine folde Aktivität entfaltet hätte, wie fie dies anscheinend jest Deutichland 
gegenuber beabfichtiae, eine Negelung mit Molen länaft gefunden worden ware. 

Sir Nevile Genderjon erwiderte, ex würde diefe Bemerkungen feiner Regierung übermitteln und bate, 
Son Anhalt des Schreibens an den Führer weiterzuleiten. Er bat um eine moglidft baldige ‚Antwort. 

Der Neichsaufenminifter evwiderte, es hätte an und für fih feine Veranlafjung vorgelegen, die deut- 
ichen Vorſchläge der Britiichen Regierung zur Kenntnis zu bringen, nachdem durch Nichterſcheinen eines 
polniſchen Unterhändlers dieſe Vorſchläge hinfällig geworden ſeien. Trotzdem habe er (dev Reichsaußen— 
minifter) diefe Vorſchläge Henderſon vorgeleſen in der ſtillen Hoffnung, daß England doch noch Polen 
zur Vernunft bringen würde. Der Führer hätte noch einen ganzen weiteren Tag vergeblich gewart.. 
Non polnischer Seite fei weiter mets erfolat als neue ſchwere Provokationen. ER the 

Sir Nevile Henderſon evwiderte, es tate ibm furchtbar leid, daß der Reichsaußenminiſter es bei ſeiner 
letzten Unterredung ablehnte, ihm (Senderjon) den Text der Vorſchläge zu überreichen. C8 fei begreiflich, 
daß er bei dem ſchnellen Vorleſen des deutſchen Textes diejes ziemlich langen und fomplizierten Dofu 
ments das meifte nicht veritanden habe. | 

Der Reichsaußenminiſter wies darauf bin, daß ex das Dokument langjam und deutlich vorgelefen 
habe und dah er fogar nod) zu den Hauptpunkten (Danzig, Abſtimmung im Korridor, Mind erheiten 
ſchutz) mündliche Erklärungen abgegeben habe. Er ſei nicht ermächtigt geweſen, —* d a8 pope 
auszubändigen und habe es daher vorgeleſen in der Hornung, dap wenigſtens am na ten Lage nod) von 
polnischer Seite Darauf eingegangen würde. Der Führer habe noch einen ganzen Taq gewartet unt 
ſchließlich den Eindruck gewonnen, daß England nichts weiter tun wolle. é D 

Als Henderſon noch einmal fein Bedauern darüber aus}prad, dab ihm trot feiner Bitte die Nor 
Schläge nicht übergeben worden find, wiederholte der Neichsaußenminifter, daß ex das Dokument lang 


fam vorgeleien und einzeln 
alles veritanden. 


c Vunfte erläutert hatte, fo Saf er der Anficht fein fonnte, Genderfon habe 


Schmidt 
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Nr. 473 


Unterredung des Reichsminifters des Auswärtigen 
mit dem Sranzöfifchen Botfchafter, 1. September 1939 22 Uhr 


Aufzeichnung des Gefandten Schmidt 

Botſchafter Couloudre überreichte folgende, mit der vorher von Henderſon übergebenen Inſtruktion 
gleichlautende Weiſung, ohne eine deutſche Überſetzung Hinzuzufügen: 

(Aberſetzung) 
Berlin, den 1. September 1939 
Euer Exzellenz, 

Im Auftrag des Franzöſiſchen Außenminiſters beehre ich mich, folgende Mitteilung zu machen. 

In den frühen Morgenſtunden des heutigen Tages hat dex Deutiche Neichsfanzler einen Aufruf an 
die Deutiche Wehrmacht erlaffen, aus dem flar hervorging, dab ex im Begriff war, Polen anzugreifen. 

Aus Nachrichten, die zur Kenntnis der Franzöfiichen Regierung und dev Regierung Seiner Majeftat 
im Vereinigten Königreich gelangt find, geht hervor, daß deutfche Truppen die polnische Grenze über- 
ichritten haben und daß Angriffe auf polnische Städte im Gange find. 

Unter diefen Umständen find die Regierungen Frankreichs und des Vereinigten Königreichs dev Auf- 
fafjung, daß die Deutſche Regierung durch diefe ihre Handlung die Vorausjegungen geihaffen hat 
(nämlic einen aggreffiven Gewaltatt gegenuber Volen, der deffen Unabhängigkeit bedroht), welde fei- 
tens der Regierungen Frankreichs und des Vereinigten Königreichs Die Erfüllung ihrer Verpflichtungen, 
Nolen Beiltand zu leiften, erheiichen. 

ch bin daher beauftragt, Euer Exzellenz mitzuteilen, daß die Frangofijde Regierung ohne Zögern 
A | A e À DIe è you q q ohne SOY 
ihre Verpflichtungen gegenüber Polen erfüllen wird, wenn nicht die Deutſche Regierung bereit ift, der 
Aranzöfiichen Regierung befriedigende Quiiderungen dahingehend abzugeben, dab die Deutſche Regie- 
rung jegliche Angriffshandlung gegen Polen eingeftellt hat und bereit ift, die Truppen unverzüglich aus 
polntichem Gebiet zurückzuziehen. 


Ich benuße die Gelegenheit, uw. 
Couloudre 


Der Reichsaußenminifter evwiderte, daß ex Botichafter Coulondre gegenüber nur das gleiche erklären 
könne, was er bereits dem Enalifchen Botichafter geſagt habe: Deutichland habe feine Aggreſſion gegen 
Volen unternommen, jondern Volen hätte Deutichland feit Monaten in unerhörter Weife provoziert, 
indem es Danzig wirtichaftlich abſchnürte, die deutiche Minderheit in Polen fewer drangfalierte und 
dauernd Grengverlesungen beging. Der Führer Habe eine unvergleichliche Geduld an den Tag gelegt 
und immer nod) gehofft, daß Volen vernünftig werden würde Das Gegenteil jei der fall geweſen. 
Yolen Habe, nachdem es ſchon feit Monaten mit der Mobilifierung begonnen Hätte, nunmehr aud) for- 
mell die Generalmobilmadjung angeordnet und habe geftern abend nicht nur Grenzverlegungen, jondern 
drei ſchwere Einfälle in deutiches Gebiet begangen. Auf Grund diefer Tatſachen lehne Daher Deut dh 
land die Verfion einer deutſchen Aggreſſion gegen Polen ab. 

Abichließend verſprach der Neichgaußenminifter, dem Führer vom Anhalt des Schreibens Kenntnis 
zu geben und danach dem Franzöſiſchen Botſchafter eine Antwort zu erteilen. 


Schmidt 


Nr. 474 


Dem Auswärtigen Amt am 2. September 1939 vormittags 
vom Stalienifchen Botjchafter übergebene Notiz * 


Sur Information läßt Italien willen, natürlich jede Enticher&ttg dem Führer überlaſſend, daß es 
noch die Möglichkeit Hätte, von Frankreich, England und Polen eine Konferenz auf folgenden Grund- 
lagen annehmen zu laffen: 

1. Waffenftillftand, der die Armeen läßt, wo fie jest find; 

2, Einberufung der Konferenz in zwei bis drei Tagen; 

3. Löſung des polniſch deutſchen Streits, welche, wie die Sachen heute liegen, ſicher günſtig für 

Deutichland fein würde. 

Für den Gedanfen, der urfpriinglid) vom Duce ausgegangen it, fegt fic) Heute befonders Frant- 
reich cin. 


* Die dem Italienischen Votfchafter mitgeteilte Vereitwilligfeit dev Deutjchen Regierung, auf Diefen Vorſchlag einzu 
achen, wurde der Öffentlichkeit in dem Memorandum vom 3. September 1939 Mr. 479 Ziff. 3) bekanntgegeben. Val. aud Nr. 482, 
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Nr. 475 
Mitteilung der Havas-Agentur, 2. September 1939 
(Kberjegung) 


Mio ky RYTY s Mlpatior TY y . y ags . t $ a 4 i i 

Die Franzöſiſche Regierung ift geſtern ebenjo wie mehrere andere Negierungen mit einem italieni- 
Iden Sorjeblag zur Megelung der europäiſchen Schwierigkeiten befaßt worden, Nah Beratung über 
diefen Vorſchlag hat Die Franzöſiſche Regierung eine pofitive Antwort gegeben, 


Nr. 476 


Aus der Erklärung des Britifchen Staatsfekretärs für Auswärtige Angelegenheiten 
Lord Halifax im Oberhaus, 2. September 1939 nachmittags * 


(Aberſetzung) 


ed ae Auf die mabnende Botjchaft, die geitern abend Deutichland übermittelt wurde, ift bisher 
noch Feine Antwort eingelaufen. 

Es ijt möglich, daß diefe Verzögerung auf der von der Italienischen Regierung gemachten Vorjchläge 
zurückzuführen ift, wonad) eine Einftellung der Feindſeligkeiten erfolgen und unverzüglich eine Konferenz 
zwiſchen Großbritannien, Frankreich, Volen, Deutſchland und Stalien einberufen werden follte. 

Der Britiichen Regierung ijt es aber nicht möglich, an einer Konferenz teilzunehmen zu einer Zeit, 
da olen einer Invafion ausgefest ift, polniſche Städte mit Bomben belegt werden und Danzig durd 
Gewalt Gegenftand einer einfeitigen Löſung geworden Ül......... 


Nr. 477 


Bom Britifchen Botfchafter am 3. September 1939 9 Uhr 
im Auswärtigen Amt übergebene Note 


(Aberſetzung) 
Den 3. September 1939 
Euer Exzellenz, 

In der Mitteilung, welche ich die Ehre hatte, Ihnen am 1. September zu machen, unterrichtete ich Sie 
auf Weiſung des Staatsſekretärs für Auswärtige Angelegenheiten Seiner Majeſtät, dab die Regierung 
Seiner Majeftät im Vereinigten Königreich ohne Zögern ihre Verpflichtungen gegenüber Polen erfüllen 
werde, wenn nicht die Deutjche Regierung bereit fei, der Regierung Geiner Majeftat im Vereiniaten 
Königreich befriedigende Suficherungen dahingehend abzugeben, dak die Deutiche Regierung jegliche 
Anariffsbandlung gegen Volen eingeitellt habe und bereit fei, ihre Truppen unverzüglich aus polniſchem 
Gebiet zurückzuziehen. 

Obwohl diefe Mitteilung vor mehr als 24 Stunden erfolgte, ift feine Antwort eingegangen, hingegen 
wurden die deutfchen Angriffe auf Polen fortgeſetzt und verjtärkt. Sd) babe demgemäß Die Ehre, Sie 
davon zu unterrichten, daß, falls nicht bis 11 Uhr vormittags britiſche Sommerzeit am heutigen Lage, 
Sem 3. September, eine befriedigende Sufiderung Im obenerwähnten Sinne von der Deutſchen Regierung 
erteilt wird und bei Seiner Majeitat Regierung m London eintrifft, ein Kriegszuſtand zwiſchen den 
beiden Ländern von diefer Stunde an bejtehen wird, 


Ich benuge diefe Gelegenheit uſw. 
Nevile Henderjon 


— — t— 


E Eine aleichlautende Erklärung war zu gleicher Zeit vom Britifchen Premierminifter im Unterhaufe abgegeben worden. 
22* 


— 
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Nr. 478 


Note des Britifhen Staatsfekretirs für Auswärtige Angelegenheiten 
Cord Halifax an den Deutfchen Gefchäftsträger in Condon, 3. September 1939 


a r 
— (Uberſetzung) 
Den 3. September 1939 
Herr Geſchäftsträger, 

Am 1. September unterrichtete der Botſchafter Seiner Majeftät in Berlin auf meine Weifung hin die 
Sortige Regierung davon, dab die Negierung Seiner Majeftät im Vereinigten Königreich ohne Zögern 
ihre Verpflichtungen gegenüber Volen erfüllen werde, wenn nidt die Deutiche Regierung bereit jei, der 
Regierung Seiner Majeftät im Vereinigten Königreich befriedigende Suficherungen dahingehend abzu— 
aeben, dah die Deutiche Regierung jegliche Anariffehandlung gegen Volen eingeitellt habe und berett tet, 
ihre Truppen unverzüglich aus volnischem Gebiet zurüdzuziehen. | 

Um 9 Ubr vormittags am heutigen Tage unterrichtete der Botſchafter Seiner Majeftät in Berlin 
auf meine Weifung bin die Deutiche Neaierung dahingehend, dat, falls nicht bis 11 Uhr vormittags 
Eritiiche Sommerzeit am heutigen Tage, dem 3. September, eine befriedigende Sulicherung Im oben- 
genannten Sinne von der Deutfchen Regierung erteilt wird und bei Seiner Majeftat Neglerung In 
Condon eintrifft, ein Kriegszuſtand zwiſchen den beiden Ländern von diefer Stunde an beftehen wird. 

Da feine folde Quiicherungen einaingen, habe id) die Ehre, Sie davon zu unterrichten, dab ein 
Krieaszuftand zwiichen den beiden Ländern von 11 Uhr vormittags am heutigen Tage, dem 3. September, 
an aeredmet, beitebt. 

ich habe die Ehre, uw. 





Halifax 


Nr. 479 


Dem Britiſchen Botfchafter vom Reichsminifter des Auswärtigen am 
3. September 1939 11.30 Uhr ausgehändigtes Memorandum der Reichsregierung 


Die Deutiche Reichäregierung hat das Ultimatum der Britifchen Regierung vom 3. September 1939 
erhalten. Sie beehrt fidh, darauf Folgendes zu erwidern: 


1. Die Deutiche Neichsregierung und das deutiche Volk lehnen e8 ab, von der Britiichen Regierung 
ultimative Forderungen entaegenzunehmen, anzunehmen oder gar zu erfüllen. 

2. Seit vielen Monaten herricht an unferer Oſtgrenze der tatfächliche Zuftand des Krieges. Nachdem 
der Verfailler Vertrag Deutichland erft zerriffen hat, wurde allen deutichen Regierungen fertdem 
jede friedliche Regelung verweigert. Auch die nationalfozialiftiiche Regierung bat nad) dem 
Jahre 1933 immer wieder verfudt, auf dem Wege friedlider Aushandlungen die ſchlimmſten 
Vergewaltigungen und Rechtsbrüche dieſes Vertrages zu beſeitigen. Es iſt mit in erſter Linie die 
Britiſche Regierung geweſen, die durch ihr intranſigentes Verhalten jede praktiſche Reviſion 
vereitelte. Ohne das Dazwiſchentreten der Britiſchen Regierung wäre — deſſen ſind ſich die 
Deutſche Reichsregierung und das deutſche Volf bewußt — zwiſchen Deutſchland und Volen ſicher | , 
eine vernünftige und beiden Seiten gerecht werdende Yölung gefunden worden. Denn Deutichland 
hatte nicht Die Abficht oder die Forderung geftellt, Polen zu vernichten. Das Reich forderte nur 
die Revifion jener Artikel des Verfailler Vertrages, die von einfichtsvollen Staatsmannern aller 
Völker Schon zur Zeit der Abfaffung diejes Oiftates als für eine große Nation ſowohl als für die 
qefamten politischen und wirtichaftlichen Antereffen Ofteuropas auf die Dauer alg untragbar und 
damit unmöglich bezeichnet worden waren. Auch britiihe Staatsmänner erklärten die damals 
Deutichland aufgezwungene Cdfung im Often alg den Keim fpaterer Kriege. Dieje Gefahr zu 
befeitigen, war der Wunsch aller deutichen NReichsregierungen und befonders die Abſicht der neuen 
nationalfozialiftifchen Bolfsreqierung. Diefe friedliche Nevifion verhindert zu haben, ift die Schuld 
der britiichen Kabinettspolitik. 

3. Die Britifche Regierung hat — ein einmaliger Vorgang in der Geſchichte — dem polnischen 
Staat eine Generalvollmacht erteilt für alle Handlungen gegen Deutichland, die dieſer Staat etwa 
vorzunehmen beabfichtigen würde. Die Britische Regierung fiderte dev Polniſchen Regierung 
unter allen Amftänden für den Fall, daß fih Deutfchland gegen irgendeine Provofation oder 
einen Angriff zur Wehr fegen würde, ihre militäriiche Unterjtüsung ju. Daraufhin hat der 
polnische Terror gegen die in den einft von Deutichland weggeriſſenen Gebieten lebenden Deutſchen 
fofort unerträgliche Formen angenommen. Die Freie Stadt Danzig wurde gegen alle gejeglichen 


Beltimmungen rechtswidrig behandelt, erfi wirtichaftlich und zollpolitifch mit der Vernichtung 
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bedroht und endlich militäriſch zerniert und verkehrstechniſch abgedvofjelt. Alle diefe der 
Britiſchen Regierung genau befannten Verftöße gegen das Gefeg des Danziger Status wurden 
gebilligt und durch die ausgeftellte Blanfovollmacht an Polen gedeckt. Die Deutfche Regierung 
hat, ergriffen von dem Yeid der von Polen gequälten und unmenſchlich mißhandelten deutjchen 
BVevolferung, dennoch 5 Monate lang geduldig zugefeben, ohne auch nur einmal gegen Polen eine 
ähnlich aggveffive Handlung zu betätigen. *F 

Sie hat nur Volen gewarnt, daß diefe Vorgänge auf die Dauer unerträglich fein würden und 
daß fie entſchloſſen fei, für den Fall, dağ diefer Bevölkerung font feine Hilfe würde, zur Selbjt- 
Hilfe zu jchreiten. Alle diefe Vorgänge waren der Britiichen Regierung auf das genauefte befannt. 
Es wäre ihr ein leichtes gewefen, ihren großen Einfluß in Warfehau aufzubieten, um die dortigen 
Machthaber zu ermahnen, Gerechtigkeit und Menschlichkeit walten zu laſſen und die beftehenden 
Verpflichtungen einzubalten. Die Britifche Regierung bat dies nicht getan. Sie Hat im Gegenteil 
unter fteter Betonung ihrer Bflicht, Polen unter allen Umftänden beizuftehen, die Volnijche 
Regierung geradezu ermuntert, in ihrem verbrederifden, den Frieden Europas aefährdenden 
Verhalten fortzufahren. Die Britiſche Regierung hat aus diefem Geifte heraus den den Frieden 
Europas immer noch retten könnenden Vorichlag Muffolinis zurückgewieſen, obwohl die Deutjche 
Neichsreaierung ihre Vereitwilligfeit erflärt hatte, darauf einzugeben. Die Britifde Regierung 
trägt daher die Verantwortung für all das Ungliic und das Leid, daß jest über viele Völker 
gekommen it und fommen wird. 

4. Nachdem alle Verfuche, eine friedliche Löſung zu finden und abzuichließen, durd) die Antranfigenz 
der von Enaland aededten Polniſchen Regierung unmöglich gemacht worden waren, nahdem 
die Schon feit Monaten beftehenden bürgerfriegsäbnlichen Zuſtände an der Oftgrenze des Reichs, 
ohne daß die Britiſche Regierung etwas dagegen einzuwenden hätte, fih allmäblıd zu offenen 
Angriffen auf das Neichsgebiet verjtärkten, hat fic) die Deutſche Reidsreqierung entſchloſſen, 
diefer fortdauernden und für eine Großmacht unerträglichen Bedrohung des erft äußeren und 
dann endlich auch inneren Friedens des deutichen Volkes ein Ende zu bereiten, mit jenen Mitteln, 
die, nachdem die Regierungen der Demofratien alle anderen Nevifionsmöglichkeiten praftiich 
iabotiert batten, allein noch übrigbleiben, um die Ruhe, die Sicherheit und die Ehre des 

` Deutichen Neiches zu verteidigen. Gie hat auf die legten, das Neichsgebiet bedrohenden Angriffe 

der Volen mit aleihen Maßnahmen geantwortet. Die Deutſche Neichsregierung ift nicht gewillt, 
infolge irgendwelcher britiicher Abfichten oder Verpfiichtungen im Often Ruftdnde zu dulden, die 
jenen aleichen, wie wir fie in dem unter britiichem Protektorat ftehenden Palaftina vorfinden. 
Das deutiche Volt aber it vor allem nicht qewillt, fih von Polen mißbandeln zu laffen. 
5. Die Deutiche Rei regierung lehnt daher die Verjuche, durch eine ultimative Forderung Deutſch— 
land zu zwingen, feine zum Schuße des Reiches angetretene Wehrmacht wieder zurückzurufen und 
Damit die alte Unrube und das alte Unrecht erneut Hinzunehmen, ab. Die Drohung, Deutihland 
anfonften im Kriege zu befämpfen, entjpricht der feit Jahren proflamierten Abficht zablveicher 
britifcher Volitifer. Die Dentiche Neibsregierung und das deutiche Volf haben dem engliſchen 
Wolf unzähline Male verſichert, wie ſehr fie eine Verſtändigung, ja eine engſte Freundſchaft 
mit ibm wünichen. Wenn die VBritifche Negierung diefe Angebote bisher immer ablehnte und 
nunmehr mit einer offenen Kriegsdrohung beantwortet, ift died nicht Schuld des deutichen Volkes 
und feiner Regierung, fondern ausichließlich Schuld des britischen Kabinetts bzw. jenev Männer, 
die feit Jahren die Vernichtung und Musrottung des deutſchen Volkes predigen. Das deutſche 

Volf und feine Regierung haben nicht wie Großbritannien die Abſicht, die Welt zu beherrſchen, 

aber ſie ſind entſchloſſen, ihre eigene Freiheit, ihre Unabhängigkeit und vor allem ihr Leben zu 

verteidigen. Die im Auftrag der Britiſchen Regierung von Herrn King Hall uns mitgeteilte 

Abſicht, das deutſche Volk noch mehr zu vernichten als durch den Verſailler Vertrag, nehmen 

wir zur Kenntnis und werden daher jede Angriffshandlung Englands mit den gleichen Waffen 

und in der gleichen Form beantworten. 


Berlin, den 3. September 1939. 


Nr. 480 
Dem Reichsminifter des Auswärtigen am 3. September 1939 12.20 Uhr 
vom Sranzöfifchen Botjchafter überreichte Note — 
erſetzung 


Berlin, den 3. September 1939. 


Exzellenz, | | 

Da i 3 eptember 12 Uhr mittags feine befriedigende Antwort der Neichsregierung auf die 

— habe, die ich * am 1. September 22 Uhr übergab, habe ich die Ehre, Ihnen im 
Muftrag meiner Regierung folgende Mitteilung zu machen: | | | | 

Die Regierung der Franzöfiichen Nepublit betrachtet es als ihre Pflicht, ein letztesmal an die ſchwere 

Verantwortung zu erinnern, die von der Neichsregierung dadurd) übernommen wurde, daß fie ohne 

















ſſſſſ 


—— 


Kriegserklärung die Feindſeligkeiten gegen Polen eröffnete und dem Vorſchlag der Regierungen der 
Fraanzöſiſchen Republik und Seiner Britiſchen Majeftät nicht Folge leiſtete, jede Angriffshandlung gegen 
Dolen zu unterlaſſen und ſich zur unverzüglichen Zurückziehung ihrer Truppen aus polniſchem Gebiet 
bereitzuerflären. 

Die Regierung der Republif hat daher die Ehre, der Neichsregierung zur Kenntnis zu bringen, dah 
fie fic) verpflichtet fieht, von heute, dem 3. September, 17 Uhr, ab die vertraglichen Bindungen zu 
erfüllen, die Frankreich gegenüber Volen eingegangen ift und die der Deutjchen Regierung befannt find. 


Genchmigen Sie, uw. 


Goulondre 


Nr. 481 


Unterredung des Reihsminijters des Auswärtigen mit dem Sranzöfifchen Botschafter 
3. September 1939 12.20 Uhr 


Aufzeichnung des Gefandten Schmidt 


Auf die Frage Coulondres, ob der Herr Reidhsaufenminifter in der Lage fei, die in der am 1. September 
um 22 Ubr übergebenen Note enthaltene Frage befriedigend zu beantworten, erwiderte der Herr 
Neichsaußenminifter, daß, nachdem Enaland und Frankreich ihre Noten übergeben Hätten, der Italieniſche 
Regierungs-Chef einen neuen Vermittlungsvorſchlag gemacht habe, und zwar mit dem Bemerken, daß 
die Franzöſiſche Regierung dieſem Vorſchlag zuſtimme. Deutſchland habe dem Duce am Vortage mit 
geteilt, daß es ebenfalls bereit ſei, dem Vorſchlag zuzuſtimmen, darauf babe jedoch ſpäter am Tage der 
Duce mitgeteilt, daß ſein Vorſchlag an der Intranſigenz der Engliſchen Regierung geſcheitert ſei. 
Heute vormittag habe England eine auf 2 Stunden befriſtete ultimative Forderung an Deutichland 
geſtellt. Deutſchland habe die in diefer Forderung enthaltenen Sumutungen in einer Ichriftlichen Mit- 
teilung abgelehnt. Die Gründe der Ablehnung des enaliichen Ultimatums feien in diefem Dofument, 
das er (Neichsaußenminifter) dem Franzöſiſchen Botſchafter zur Kenntnisnahme überaebe *, enthalten. 
Wenn die Haltung Frankreichs zu Deutichland durch diefelben Erwägungen beitimmt fein follte wie 
Die der Englifchen Regierung, fo fünne die Deutjche Regierung dies nur bedauern. Deutichland Habe 
immer einen Ausgleich mit Frankreich geiucht. Sollte die Franzöſiſche Negierung trotzdem auf Grund 
ihrer polnischen Verpflichtungen eine feindliche Haltung Deutfchland gegenüber einnehmen, fo würde 
Die Deutſche Regierung dies als einen durd nicht? aerechtfertigten Angriffskrieg Frankreichs gegen 
Deutichland anſehen. Deutfchland felbft würde fic) jeder Anariffshandlung gegen Aranfreich enthalten. 
Collte Frankreich jedod) eine andere Haltung einnehmen, fo würde Deutichland gezwungen fein, in 
entiprechender Meife zu antworten. 


Coulondre evwiderte, er entnehine den Ausführungen des Heren Neichsaußenminifterd, daß die 
Deutjche Regierung nicht in der Lage fei, der in der franzöfiichen Note vom 1. September ** enthaltenen 
Anreauna ftattzuqeben. 

Der Herr Reichsaußenminiſter erklärte, daß dies zutreffend fei. 

Coulondre erwiderte darauf, daß er unter dieſen Umſtänden die unangenehme Vflicht babe, die 
Neichsregierung nod) einmal auf die ſchwere Verantwortung hinzuweiſen, die fie durch Eröffnung der 
eseindfeligkfeiten gegen Volen obne Krieasertlärung auf fich genommen babe, und ihr mitzuteilen, daß 
Die Franzöſiſche Neqierung gezwungen fet, vom heutigen Tage, dem 3. September 1939, 5 Ubr nad 
mittags, ab ihre Bolen gegenüber eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen. Gleichzeitig übergab 
Coulondre die anliegende Schriftliche Mitteilung ***. Nachdem der Herr Reichsaußenminiſter fie qelefen 
hatte, fügte ev abſchließend bingu, daß Deutichland nicht die Abjicht habe, Frankreich anzugreifen, und 
bah die heutige Franzöſiſche Regierung für das Leid, das den Ländern zugefügt wird, falls Frankreich 
Deutſchland angreife, die volle Verantwortung trage. 


Schmidt 


— — — —— — — — 


* Ral. Nr. 479 
** Vgl. Nr.473. 
Mal, Nr. 480, 
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Der Staatsjekretär des Auswärtigen Amts an die 
Deutfchen PDiplomatifchen Miffionen 


Rundteleqramm 
Berlin, den 3. September 1939 
Zur Information und Regelung dev Sprache. 


Nachdem Berfuch direkter deutfeh-polnijder Ausſprache durch Nichterſcheinen Polniſchen Bevoll 
mächtigten trotz zweitägigen Wartens Deutſche Regierung ergebnislos geblieben war, und wir ge— 
zwungen waren, polniſche militäriſche Übergriffe mit Ubergang ju militärischer Aktion zu erwidern, 
forderten England und Frankreich am 1. September von ung Zurücziehung deutjcher Truppen von 


polniſchem Gebiet. Kriegsgefabr fehien jest nod) bejchworen werden zu können durd Eingreifen 
Mufolinis, der Waffenftillitand und anfchließende Konferenz zur Löſung deutich-polnifchen Konflikts 
vorichlug. Dieſer Vorſchlag it von uns und aud) von Franzöſiſcher Regierung pofitiv beantwortet 
worden; Britifche Regierung hat Hingegen heute mit zweiſtündiger Befriſtung Forderung Zurüdziehung 


deutſcher Truppen wiederbolt und fidh nad) Ablauf dieſer Zeit als im Krieg mit Deutjchland befindlic) 
erklärt. Frankreich) it dann mit Mitteilung gefolgt, daß e8 fih gezwungen fehe, Polen beizufteben. 


Vernünftige deutich-volniiche Regelung ware ohne Englands Dazwifchentreten und feiner antideutichen 
Einkreiſungspolitik ficher längſt zu erzielen geweſen. Statt aber Volen zum Einlenfen zu ermahnen, 
hat Enaland ihm Generalvollmadt gegen Deutſchland erteilt, fich felbft in Abhängigkeit von Polens 
Entichlüffen gebracht und ſchließlich im legten Augenblid aud) nod Vorſchlag Mufjolinis durch ‘fein 
Verhalten zum Scheitern verurteilt. Damit ift Saat dev Männer aufgegangen, die in England feit 
Jahren Vernichtung Deutichlands predigen. Dieſer Verlauf Ereigniffe zeigt flar volle Verantwortlich— 
feit Englands für Kriegsausbruch. 


Weizſücker 
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